J.  J.  HECKENHAUER  in  Tübingen  > 

unterhält  ein  grosses  Lager  neuerer  und  \ 

antiquarischer  Werke  in  allen  Sprachen  ? 

und  Fächern  der  Litteratur  und  empfiehlt  ^ 

sich  zur  promptesten  und  hilligsten  Bc-  > 

sorgung  jedes  literarischen  Bedarfs.  £ 

Ankauf  ganzer  Bihliotheken,  wie  auch  > 

einzelner  Werke  von  Werth  zu  ange-  p 

messenen  Preisen.  5 
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I.  Recenslonen. 

Histoire  du  droit  Byzantin  ou  du  droit  Romain  dans  tempire 
d' Orient,  depuis  la  tnort  de  Justinien  jusqu'ä  la  prise  de  Constan- 
tinopleen  1453.»  par  Jean- Anselme-B ernard  Xtortreuil, 
Jvocat  ä  Marseille.  Tome  troisieme.  Paris ,  chez  Guilbert  et 
Thorel,  1846.   508  S.  8.    [Vgl.  Jahrb.  1844.  S.  794. ff.  1083.ff.J 

Reeeos  irt 

VOJl 

Herrn  J>r.  Jur.  ZachariH  v.  Ungenthal  auf  Grosskinehlen. 

Dieser  dritte  und  lezte  Band  des  Werkes,  dessen  beide  ersten 
Bünde  in  diesen  Jahrbüchern  a.  a.  0.  angezeigt  worden  sind,  umfasst 
die  Periode  von  1028 — 1453.  So  wenig  das  Jahr  1453.  grade  eine 
Epoche  oder  einen  Schlusspunkt  in  der  Entwickelong  des  byzantini- 
schen Rechts  bildet,  so  hat  doch  der  Verf.  seine  Histoire  du  droit 
Byzantin  mit  dem  Besteben  des  byzantinischen  Reiches  zu  schliessen 
für  gut  befunden.  Er  hat  indessen  bereits  ein  neues  Werk  über  das 
Recht  der  Griechen  unter  türkischer  Herrschaft  angekündigt,  welches 
die  Fortsezung  der  Histoire  du  droit  Byzantin  bilden  soll,  und  so 
wollen  wir  denn  mit  ihm  nicht  rechten,  dass  er  die  Leztere  mit  dem 
J.  1453.  äusserlich  abgeschlossen  hat. 

Es  gebührt  dem  lezten,  jezt  anzuzeigenden,  Bande  ganz  gleiches 
Lob  und  gleicher  Tadel,  wie  den  früher  erschienenen;  Lob,  wegen 
der  Vollständigkeit  und  der  übersichtlichen  Darstellung  des  gesam- 
melten Materials,  Tadel  namentlich  wegen  der  übermässigen  Scbreibe- 
uud  Druckfehler  in  fast  jedem  griechischen  Worte.  Gewonnen  hat 
der  lezte  Band  gegen  die  früheren  dadurch,  dass  der  Verf.  zumTbeil 
in  Folge  eigener  Untersuchungen  in  der  königlichen  Bibliothek  zu 
Paris  selbstständiger  forscht  und  urtbeilt.  Auch  dadurch  zeichnet 
sich  der  dritte  Band  vor  dem  ersten  und  zweiten  Bande  aus,  dass 
diesmal  auf  S.  34 — 116.  unter  der  Ueberschrift:  Etat  public  aus- 
führlichere Darstellungen  gegeben  werden  über:  I.  Gouvernement. 
II.  Etat  1.  Personnes  libres,  Colons  et  esclaves.  2.  ClergS.  1)  C/ercs. 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  R.W.  Jahrg.  XI.  H.  Vit.  37 
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2)  Maines  et  MonastSres.  3)  Hierarchie  et  dignites.  A)  Eglises  et 
hiens  du  clerge".  III.  Administration,  \.  Administration  municipale. 
2.  Organisation  judiciair e.  1)  Juridiclion  civile.  2)  Juridiction  ec- 
clesiastique,  8.  Administration ßnanciere.  4.  Organisation  militaire* 
Der  Verf.  geht  bei  diesen  Darstellungen  meist  von  Justiniau  aus* 
und  führt  sie  fort  bis  zu  den  lezten  Zeilen  des  byzantinischen  Reichs. 
Es  sind  aber  doch  eigentlich  nur  einzelne  Bruchstücke  oder  Beitrüge 
Zur  Geschichte  dieser  Materien ;  der  Verf.  hat  nicht  einmal  die  ge« 
druckten  Quellen  vollständig  benuzt,  noch  weniger  aus  ungedrucklen 
Neues  beigebracht:  auch  die  Darstellung  selbst  lässt  Vieles  zu  wün- 
schen Übrig.  —  Bndlich  ist  noch  im  Allgemeinen  zu  bemerken,  dass 
der  Verf.  dem  dritten  Bande  ebensowenig  als  den  vorhergehenden 
genaue  Register  beigefügt  hat:  ein  Uebersehen,  welches  der  Brauch- 
barkeit des  Werkes  ungemein  schadet,  und  zwar  um  so  mehr,  als  der 
Verf.  sich  zu  mancherlei  Retractalionen  oder  doch  AmpliationCn  des 
früher  Geäusserten  im  Verlaufe  des  Werkes  genöthigt  gesehen  hat. 

Ich  glaube  annehmen  Zu  müssen,  dass  nach  meiner  Delineatio 
und  des  Verfs.  ausgeführter  Histoire  der  literarische  Markt  mit  dem 
Artikel  „  Byzantinische  Rechtsgescbichte"  für  längere  Zeit  genügend 
versorgt  ist.  Es  ist  daher  am  geeignetsten,  wenn  ich  die  Resultate 
meiner  eignen  Studien  in  derselben  Weise,  wie  dies  in  Beziehung 
auf  den  ersten  Band  in  diesen  Jahrbüchern  geschehen  ist,  so  jezt  in 
Beziehung  auf  den  dritten  ( —  und  theilweise  auch  noch  den  zweiten — ) 
Band  des  M ortreu il'scheo  Werkes  zusammenstelle  und  als  Recen- 
sion  desselben  in  Druck  gebe.  Um  die  Anordnung  einfacher  zu 
machen,  sollen  die  folgenden  Bemerkungen  in  einzelnen  Paragraphen 
mit  bezeichnenden  Rubriken  vorgetragen  werden« 

§.  1.   Novellen  der  Kaiser  nach  Basilius  Macedo« 

Die  Novellen  der  postjustinianeischen  Kaiser  bis  auf  Basilius 
sind,  soweit  sie  uns  bekannt  sind,  in  meiner  Delineatio  §.9.  und  bei 
Mortreuil  I*  p.  61 — 90.  339 — 857.  vollständig  angegeben.  Meine 
Angaben  über  die  Novelien  der  Irene  sind  von  Heimbach  in  diesen 
Jahrb.  1839.  S.  965*  auf  eine  ganz  unbegreifliche  Weise  missver- 
standen  worden!  glücklicher  Weise  hat  sich  Mortreuil  dadurch 
nicht  irre  machen  lassen. 

Die  Novellen  des  Kaisers  Basilius  Macedo  (Mortreuil  IL 
p.  279  —  290.)  sind  sämmtlich  Stellen  des  von  diesem  Kaiser  publi- 
cirlen  IlQoyunog  vSpog:  eigentliche  Novellen,  d.  i.  besondere  ein- 
zelne neue  Geseze,  sind  es  also  nicht.     Man  konnte  mit  demselben 
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Rechte  alle  Interpolationen  in  den  Basiliken  zu  Novellen  des  Kaisers 
Leo  machen.  Uebrigens  sind  die  gedachten  Stöcke  des  Prochiron 
bald  ausser  Kraft  gesezt  worden:  denn  sie  sind  weder  in  die  Basili- 
ken, wie  schon  M.  bemerkt,  noch  auch  in  die  Epanagoge  Basilii 
aufgenommen  worden.  (In  den  HSS.  derselben  sind  sie  zum  Theil 
am  Rande  angemerkt.) 

Von  den  postbasilischen  Novellen  hat  Mortreuil  IL  p.  290  — 
363.,  HI.  p.  123— 192.  eis  ziemlich  vollständiges  Verzeichniss  gege- 
ben, mit  Nachweisungen,  wo  sie  handschriftlich  erhalten  und  wo  sie 
gedruckt  sind,  und  mit  kurzen  Bemerkungen  Ober  deren  Inhalt.  Er 
hat  aber  leider  viel  Ungehöriges  aus  Boncfidii  Jus  Orientale  einge- 
mischt Bonnefoi  hat  aus  den  byzantinischen  Geschichtscbreibern 
allerlei  Notizen  Ober  Anordnungen  einzelner  Kaiser  gesammelt,  und 
diese  als  Ueberreste  von  Novellen  bekannt  gemacht.  Eine  gesunde 
Kritik  muss  aber  diese  höchst  unbestimmten  und  zweifelhaften  Rela- 
tionen, sofern  sie  Nachweise  von  wirklichen  Novellen  sein  sollen, 
völlig  verwerfen.  Wollte  M.  auch  dergleichen  Notizen  der  Vollstän- 
digkeit halber  raittheilen,  so  musste  er  sie  trennen  von  dem,  was  uns 
an  eigentlichen  Novellen  bekannt  ist:  er  musste  wenigstens  die  By- 
zantiner ganz  von  Neuem  durchgehen  und  excerpiren,  und  durfte  sich 
nicht  mit  den  magern  Collectaneen  des  Bonnefoi  begnügen.  So 
wird  z.  B.  von  Galo-Joannes  erzählt  (Gibbon  chapt.  48.),  dass 
wahrend  seiner  Regierung  die  Todesstrafe  abgeschafft  worden  sei; 
diese  Notiz  ist  gewiss  sehr  interessant,  aber  Bonnefoi  und  M.  haben  , 
sie  nicht. 

Auch  sonst  befriedigt  Mortreuil's  Arbeit  über  die  Novellen 
noch  nicht  die  gerechten  Anforderungen,  die  man  b.  z.  T.  an  ein  sol- 
ches Verzeichniss  stellen  könnte.  Die  handschriftlichen  Nachweisun- 
gen sind  fragmentarisch:  die  chronologische  Kritik  nicht  sattsam  geübt: 
der  Einfluss  der  postbasilischen  Novellen  auf  die  Gestaltung  des  by- 
zantinischen Rechts  nicht  klar  und  speciell  genug  hervorgehoben. 
Denuoch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  sehr  viel  brauchbares  Material 
zusammengetragen  worden  ist;  meine  Nachtrüge  und  Berichtigungen 
behalte  ich  mir  für  eine  besondere  Abhandlung  vor. 

§.  2.   Epitome  legum  de  anno  920. 

Auf  dieses  sehr  interessante  und  reichhaltige  Rechtsbuch  sind  in 
neuerer  Zeit  zuerst  wieder  Biener  und  K  lenze  aufmerksam  geworden. 
Ersterer  bat  mich' im  J.  1833.  mit  der  Vorrede  desselben  nach  den 
zwei  Florentiner  HSS.  und  der  Wiener  HS.  und  mit  den  in  seiner 
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eigenen  HS.  befindlichen  Fragmenten  bekannt  gemacht.  Nachdem 
ich  hierauf  1835.  in  Oxford  noch  zwei  HSS.  aufgefunden  hatte,  be- 
richtete ich,  auf  dieses  Material  gestüzt,  Uber  die  Epitome  in  meinem 
Prochiron  />.  287— 310.  329—331.  Seitdem  habe  ich  die  Wiener, 
Venetianer,  Florentiner  und  Römischen  HSS.  genauer  zu  untersuchen 
Gelegeubeit  gehabt,  und  die  Resultate  in  der  Dehn.  §.  37.  und  kl* 
und  in  den  Wiener  Jahrb.  Bd.  87.  S<  79.  f.  zusammengestellt.  Aus 
diesen  Quellen  hat  nun  auch  M.  II.  p.  372.  ff.  geschöpft*),  den  Gegen- 
stand aber  damit  noch  keineswegs  erschöpft. 

Die  Epitome  in  ihrer  ächten  und  ursprünglichen  Gestalt  geben 
mehr  oder  minder  vollständig  der  Cod.  Basti.  114.  (Fatic,  2075«), 
der  Cod.  Bodlej.  173.  (von  dem  der  Cod.  Laur*  LVI.,  13.  und  die 
aus  demselben  losgerissenen  Blätter  in  einer  Bienerischen  HS.  nur 
eine  Abschrift  zu  sein  scheinen),  und  der  Cod.  Find,  jurid.  gr.  3. 
Einzelne  Stellen  und  zuweilen  ganze  Titel  der  Epitome  kommen  aber 
ausserdem  noeh  vor  in  der  Epitome  ad  Prochiron  mutata,  der  Epi- 
tome  Laurentiana,  dem  Prochiron  Vaticanum,  der  Ecloga  ad  Pro- 
chiron mutata  und  der  Epitome  Marciana. 

Aus  diesem  Material  will  ich  zuvörderst  eine  genaue  Beschrei- 
bung der  Epitome  geben,  und  dabei  bemerken,  inwiefern  uns  jedes 
Stück  oder  jeder  Titel  in  den  genannten  HSS.  erhalten  ist. 

'ExXoyrj  vopoav  Ttov  iv  im-       Ecloga  leg  um  in  epitomen  re- 

topy  ixte&eipivtov  xal  eig  v  dactarum  et  in  L  titulos  disposi- 

.tltXövg  diriQuoaptvav,  mj  filf  tarum,  partim  juris  civilis  titw 

iäv  %Qrip,arixwv  ntXcov  py  nrj  los  XL,  partim  juris  criminalis 

de  toov  itoivaXtxav  titXoov  i,  titulos  X9    ex  Codice,  Digestis 

an 6  te  rov  dvodexaÖeXrov,  Justiniani  et Institutionibus  et  ila 

tiäv  8iyiot<av  lovattviavov  xal  diclis  Novellis,  cum  detectu  En* 

ivöfiTovToav  xal  tcjv  xaXovpi-  chiridii,  sicut  expositum  est  posl 

vtoi>  veaQäv  cvv  trjg  ixXoyrjg  historicum  prooemium. 
rov  iy%tiQibi0Vy  xa&otg  vno~ 
titaxtai  fietä  rov  xa&iaro- 

(JIX0V  TtQOOtfAlOV. 

So  oder  ganz  ähnlich  lautet  der  Titel  im  Bodlej.  173.,  Laurent.  LVL, 
13.,  Find.  jur.  gr.  3 . 


*)  Störend  ist  j><  386.,  dass  es  zweimal  manustrit  de  Plorence  statt  Ms.  de 
&  Marc  heisst.  Der  Cod.  Marc.  579.  hat  übrigens  durchaus  nicht  einen  andern 
Text  als  Bodlej.  3399.,  wie  M.  angiebt,  sondern  ganz  denselben,  fast  ohne  Va- 
rianten. Nur  ist  der  Cod.  Bodlej.  lückenhaft  und  bricht  in  tit.  43.  ab ,  wahrend 
der  Cod.  Marc,  noch  einige  Titel  mehr  hat.  Aber  umgekehrt  beginnt  der  Cod. 
Bodlej.  in  tit.  6.,  während  der  Cod.  Marc,  erst  mit  tit.  19.  anhebt. 
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Tijg  vojuxtjg  peyaXoyvovg  otxaio-    Praeciarae  legatis  justitiae  

avvtjg  

Diese  Vorrede  ist  enthalten  im  Cod.  Falle.  640.  fol.  289.,  Bodlej.  173. , 
Laurent.  LVI.,  13.  Vindob.  3.  giebt  Dur  den  lezlen  Abschnitt.  Laur. 
LXXX.,  6.  stellt  dieselbe  Vorrede  dem  in  ihm  enthaltenen  Rechtsbuche  (der 
Epitome  Laurentiana*)  voran.  Ein  Titel  Verzeichnis»  findet  sich  in 
Batii.ili.,  Bodl.\T6.y  Laur.LYl.,  3.,  Fi»rf.3.;  in  keinemjedoch  ganz  voll- 
ständig. Die  Folge  der  50  Titel  in  dem  Werke  selbst  ist  die  nachstehende 
Ti.a.  Ttegi  popov  ÖixaioGvvtjg.    Tit.  I.  De  jure  [ac]  justitia. 

Vollständig  in  BodL  173.,  Laur.  LVI.,  13.,  Batil.  Mi. 
ti.ß.  neQl  vofAov  yvaixov  e&-    TU.  II.  De  jure  naturali,  gentium 
vixov  xal  noXutxov.  et  civili.  • 

Vollständig  in  Bodl.m.,  Laur.  LVI.,  13.,  JW.114.  Auszüge  in  Find.3. 
ri.  y.  neql  pofAov  äyvoiag  xal    Tit.  III.  De  juris  ignorantia  et  de 
neql  apqjißalXoptvmv  xal       rebus  dubiis  et  de  conditio- 
neqi  aiqe'aetov.  nibus. 

Vollständig  in  Bodt.  173.,  Laur.  LVI.,  13.  Batil.  Mi.  Auszüge  in  Find.3. 
11.$.  neql  na/Ömv  xvoyoqmv*    Tit.  IV.  Do  liberis,  qui  adhuc  in 
pivtav  xal  neql  paivofievmv.       utero  sunt,  et  de  furiosis. 
Vollständig  in  BodL  173.,  Laur.  LVI.,  13.,  Batil.  1 14. 
iL  e.    neql   avte%ov<rioTfiTo$    Tit.  V.  De  Aisy  qui  sui  aut  alieni 
xal  Vfte%ovoi6itiiog  xai  Xv-       juris  sunt,  et  de  solutione  po- 
<T€(oq  avrmv  xal  neql  vio&e-       testatis,  et  de  adoptionibus  et 
fftav  xal  neql  evvovxcov.  de  eunuchis. 

Vollständig  in  Bodt.  173.,  Basti.  114.  Laur.  LVI.,  13.  ist  am  Ende  de- 
fect.   Auszüge  in  Find.  3. 
it.  g.  neqi  vopijg  xal  neql  ov-    Tit.  VI,  De  possessione  et  de  usu- 
aovqjqovxiov  ijioi  XQV<*€(0$      fruetu  sive  usu  solo  et  usu 
vopijg  (l.povqg)  xal  XQtjOtng  fruetuum. 
xaon&v. 

Vollständig  in  Bodt.  173.,  Batil.  114.    Bien.  von  $.  28.  an.  Auszüge 
in  Viml.  3. 

«'.f.  /Aia&tooewg  xal  ex-    Tit.  VII.  De  locatione  et  condu- 

fAia&aoewg  xal  neql  epqjv-       ctione  et  de  emphylheusi. 
ievae<og. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.  Bien.  am  Ende  defect.  Auszüge 
in  Find.  3. 

ti.tj'.    neql    ixxXrjGiaatixmv    Tit.  VIII.  De  rebus  ecclesiasticis 
nQayfia'nov  xal  neql  inia-       et  de  episcopis  et  monachis  et 
xoncav    xal    povaxdiv    xal  ciericis. 
xXyqixüv. 

Vollständig  in  BodL  173.,  Batil.  Iii.  Im  Bien.  am  Anfang  defect.  Aus- 
züge in  /'•*<*.  3. 
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?#>'.  neQlrvv  dioixovrrar  dX-  Tit.  IX.  De  A/s,  qui  alicna  nego- 
XojQia  TiQdyfiata  xal  ttsqI  tiagerunt,  et  de  Ais,  quiservos 
twv  TtQOffttjadvt^v  dovXovg  praeponunt,  et  de  filiisfamilias 
xai  nsQt  V7T£^ova{(ov  xai  et  peculiis  eorum,  et  de  Ais, 
nexovXnav  avxüv  xai  tisqI  quae  pro  suffragio  dantur. 
TCüf  inl  7TQ0(Jxaaia  dido- 
pt'vtav. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.   Bten.  hat  Dar  die  ersten  31  §§. 
Auszüge  in  Find.  3. 

7t.  i.  treQi  avatdaevs  xotvta-  Tit.X.  De  contraketida  societate 
tt'ag  xal  Xvoeag  av7t]g.  ejusque  dissolutione. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  BatU.  114.    Bien.  am  Anfang  defect. 
7t.  ta.  ttcqi  ftdxtov  tjtoi  avii-    TU.  XI.  De  pacto  sive  Convention 
ytavwv  xal  neQi  diaXvoewg.       nibus  et  de  transactione. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Basti,  114.  Bien.  hat  nur  $.  1  —  17.  Aaszüge 
in  Find.  3. 

%i  tjf .  TteQi  ivdyoviog  xal  iva-  Til.  XII.  De  actore  et  reo,  et  cui 
yopivov  xal  nolog  ßagel-  onus  probandi  incumbit,  et  de 
rai  tjj  anödetet  xal  tzeqI  jurejuvando. 

OQXOV. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Basti.  114.  Bien.  beginnt  in  $.  38.  Auszüge 
in  Find.  3. 

7t.  ty.  neyl  paQtvQwv  zvttqoG'  Tit.  XIII.  De  testibus  admittendis 
dtxtav  xal  xexaiXvpt'iKov.  et  rejiciendis. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114. ,  Bien.  Vind.  3.  hat  Auszüge. 

tl.id'.  7Z6Qi  aQxovtmv  xal  neql    Tit.  XIV.  De  magistratibus  et  ju- 
dixaatmv  xal  xpyyov  avtcöv       dicibus  et  sententia  eorum  et  de 
xal  neqlavvtiyoQGiv  xal  Tteql       advocatis  et  de  mulctis. 
jtQoatifiav. 

Vollständig  in  Bodl.  173. ,  Batil.  114.  Bien.  endigt  in  $.  34.,  und  sofort 
beginnt  Laur.  LVI.,  13.    Auszüge  in  Find.  3. 
7t.  te.  neQi  bijpoaiav  ngayfid-    Tit.  XV.  De  rebus  publicis  et  de 
7<av  xal  neQi  vnoreXöv  xal       tributariis  et  peraequatoribus. 

i^aacotav. 

Vollständig^         173.,  Batil.  114.  Laur.  LVI.,  13.  hört  auf  in  $.56., 
und  Bien.  schliesst  sich  unmittelbar  an.   Auszüge  in  Find.  3. 
7t.  ig.  neQi  TT q datoo $  xal  dyo-    TU.XVI.  De  venditione  et  emtione. 
Qaaiag. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.,  Bien.  Auszüge  in  Find.  3. 
7  t.       aeQt  davet'ov  xal  ive^y-    Tit.  XVII.  De  mutuo  et  pignore 
qov  xal  70xov.  et  usuru. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.,  Bien.  Auszüge  in  Find.  3. 
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ri.  nf.    ?T€qI  rtaQaxata&yx^g    Tit.  XVIII.  De  deposito  et  hypo- 
xal    vno&yxtjg    xai    H£Qi       theca,  et  de  rebus,  de  quarum 
ftQaypditov    <»v    tj   titono-       dominio  h'tigatur. 
reia  yiXoveixeirai. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.,  Bin.  Vind.  3.  hil  Ausiüge. 
tt.ifr'.  neQi  iyyvtjzüv  xai  f*av-    Tit.XIX.  Deßdejussoribus  et  man- 
datoQav.  datoribus. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.   Bien.  bis  $.27.    Vind.  3.  hat 
Auszüge» 

ti.  x.  neQi  uviiazziag  xat  «o-    Tit.  XX.  De  sponsalibus  et  arrha* 

(laßdivog. 

Vollständig  in  BodL  173.,  Batil.  1 14.  Auszüge  in  Vind.  3. 
tt.xa.  7itQt  dwQetßv  pvqoietug.    Tit.  XXI.  De  donationibus  spon* 

salitiis. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Batil.  114.,  Laar.  LVI.,  13.    Auszüge  in 
Vind.  3. 

fLxfi.neqi  xex(oXvf*.£V<av  ydfitap.  Tit.  XXII.  De  prohibitis  nuptiis. 

Vollständig  in  Bodl.  173.,  Z*rar.LVI.,  13.,  BatitAU* 
ti  xy\   ttiQi  oqqv  xai  öta&d'    Tit.  XXIII.  De  definitione  ac  ritu 
gscoq  ydu,oi),  nupliarum. 

Vollständig  in  Batil.  114.   In  Bodl.  173.  und  Laur.  LVI.,  13.  am  Ende 
defect.   Auszüge  in  Vind.  3. 

ri'.xd'.  neol  Xvoetng  ydpov  xai  Tit.  XXIV.   De  solutionc  matri- 

teiv  airiwv  uvtr]g  xai  neqi  monii causisque  ejus  et  de  Uberis 

natdwv  vo&av  xai  d&Epizo-  naluralibus  et  incestis  nuptiis* 
yafiiag. 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Vind.  3. 

it.  xe.  7teQi  devt€Qoyafiovvt(üv  Tit.  XXV.  De  secundis  nuptiis  ei 

xai  TtQO  ydfiov  dwoedg  xai  ante  nuptias  donatione  et  de 

Trent  r<nv  7tev&ovvt(0V  (l.7Tev-  mulieribus  lugentibus  et  dote 

OovGfäv)  yvvaixwv  xai  dvaq-  non  numerata. 

yvQiag  nqoixog* 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Vind.  3. 
x/.xg.  TteQi  diaXvopt'vov  avvoi-    Tit.  XXVI.     Solulo  matrimonio 
xiaiov  t\  nqol^  xat  dt  noiov       quemadmodum  dos  petatur  et 
iQortov  dnaiteitai  xai  neQi       de  aestimalione  ejus. 

dtaTtfX7j<7E(ü$  ahti)g. 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Vind.  3. 
fr.  xf\   neQi  ndxtoM  7tQotx6g    Tit.XXVII.  De  pactis  dotalibus  et 
xai  dixalov  itQoixbg  xai  iwv       jure  dotis  et  oneribus  ejus* 
(iaQdiv  avzijg. 

Vollständig  in  Basti.  1 1  i.  Auszüge  in  Vi**d.  3. 
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tt.xrf.  neol  dwQeäv  xal  dva-    Tit  XXVI II.  De  donationibus  et 
iQonijg  S(oq€cSv.  reseindendis  donationibus. 

Vollständig  in  Batil.  1  1  4.  Auszüge  in  Find.  3. 

ri.x&'.  tieqi  dta&tjxtjg  avte^ov-    Tit.  XXIX.   De  testamento  homi- 
cltov   xai  vfie^ovaitav    xal       num  sui  et  alieni  juris  et  mili- 
GTQatHütixijs  dia&qxtjs  xal       tari  testamento  et  quinam  in 
tivig  iv  avrij  fiaorvoovaiv.       eo  festes  esse  possin  L 
Vollständig  in  Basti.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 

ri.X'.  negl  avatQOTtijg  fita&q-    Tit.  XXX.   De  rescissione  testa- 
XTjg  xal  neol  fii^ypetag  av-       mcnli  et  de  querela  inofficiosi. 

trjg. 

Vollständig  in  Basit.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 
ti.Xa.  neol  Öia&qxyg  dnsXev-    Tit.  XXXI.   De  testamento  liber- 
Veotav  xal  neol  nQovopi'cov       torum  et  de  privilegiis  patro- 
7raiQa>v(ov  xal  neol  tiiaxa-       norum  et  de  bonorum  posses- 
zoi<av.  sionibus. 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszöge  in  Find.  3. 

f/.  Xfi.    neol   (palxtÖiov   xal    Tit.  XXXII.  De Falcidia  et immen- 
aperomv  dwoediv  xal  xwoV       sis  donationibus  et  codicillis. 
xt'XXmv. 

Vollständig  in  Basti.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 
it.Xy.  TtsQi  ivatdaemg  xXqoo-    Tit.  XXXIII.  De  keredum  ins  tit u- 
vofHnv  xal  vnoxataatdoe&g       tione  et  substitutione  et  de  co/- 
xal  neol  Gvveioyooäg  ttqoi-       latione  dotis  et  de  deliberatione 
xbg  xal  diaexdifieng  avrmv.  eorum. 

Vollständig  in  Basit.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 

fi.  Xtf.  neol  aTtoxaraGidaecag  Tit.  XXXIV.  De  restitutione  mi- 

tXXartov  raSv  xs  iviavtmv  norum  XXV  annis  et  de  vul- 

xal  neol  nXv&ovttxijg  vno-  gari  substitutione  et  de  peculio 

xataazdaeag  xal  neol  ne-  eorum. 

xovXitov  avt(äv. 

Vollständig  in  Batil.  1 14.  Auszüge  in  Find.  3. 

ii.Xb.  neol  dnoxXtjomv.  Tit.  XXXV.  De  exheredibus. 

Vollständig  in  Basil.  114. 

f/.  Xs.    neol  inizoontnv   xal    Tit.  XXXVI.  De  tutoribus  et  cu- 
xovQaroQwv.  ratoribus. 
Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 

f/.  X£'.  neol  Xeydttov  nqovxai-    Tit.  XXXVII.  De  tegalis  ad  fem' 
qmv  xal  äiTjvexäv.  pns  et  perpetuis. 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Find.  3. 
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tu  Xr{.    TteQt  iXev&eqtoiv  xal    Tit. XXXVIII. 

avadovXojaemv.  et  revocatione  in  Servituten*. 

Vollständig  io  Ba$il.  114.  Auszüge  in  Vmd.  3. 

u.X&'.  TtsQi  naqayyeXlag  xal  Tit.  XXXIX.  De  inier  die  to  et  ope- 
neql  xaivoTOfiiag  xal  treql  ribus  novis  et  de  Servitute prae- 
dovXei'ag  oixwv  xal  dyqmv  diorum  urbanorum  ac  rusticc- 
vofAtjg.  rum  [et  de]  possessione. 

Vollständig  in  Batil.  1 1 4.  Aaszüge  in  l  ind.  3. 

Tt.fi.  xeyaXata  tov  vopovtov  Tit.  XL.     Capita  legis  B/todiae 

qob tov  xat  ixXoyijv.  selecta. 

ri.  pa'.  xeydXaia  vofiov  yea>o-  Tit.  XLI.  Capita  legis  rutticae  e 

ytxov  xat   ixXoyqv  ix  tov       Justiniani  libro  selecta. 

iovativtavov  ßtßXiov. 

ti. pft '.  7t£Qi  <jt (jaruotixüjv  im-  Tit.  XLII.   De  militaribus  poenis 

Tipiotv  ix  tov  Qov(fov  xal       ex  Rufo  et  Tacticis. 

tmv  TaxTixdiv. 

Anm.  Basti.  114.  hat  die  leget  novalet  und  rutticas  zwischen  dem 
Titelverzeichniss  und  dem  ersten  Titel ,  die  leget  militaret  dagegen  im  An- 
bange. Im  Texte  geht  es  von  tit.  39.  gleich  zu  tit.  43.  fort,  der  dort  tu.  40. 
heisst,  wie  denn  die  folgenden  Titel  bis  tu.  48.  immer  um  3  niedrigere 
Zahlen  haben.  Ich  glaube  jedoch,  dass  die  leget  nov.  rutt.  und  mit.  an 
diese  Stelle  gehören,  weil  im  Titelverzeichnisse  des  Batil.  114.  hinter  der 
Rubrikties  tit.  39.  Folgendes  steht:  ,,7reo«  xe<palauav  tov  vo/aov  tov  oodioi 
xat  ixXoyrjv  frjTe*  eis  rt/v  <*QXnv  eino  tov  nivaxoq,  xai  tov  yeuoytxöv  " ,  und 
weil  im  Cod.  Vind.  3.  grade  nur  von  diesen  Titeln  die  Rubriken  fehlen.  In 
den  Ueberarbeitungen  der  Epitome  kommen  übrigens  die  leget  nov. 
rutt.  und  mil.  regelmassig  auch  vor:  gewöhnlich  jedoch  erst  am  Schlüsse 
oder  als  Anhang.  —  Auch  die  Ordnung  der  jezt  folgenden  Titel  43 — 49.  ist 
unsicher.  Batil.  114.  lässt  die  Titel  43 — 48.  in  der  nachher  befolgten 
Reihe  aufeinander  folgen;  dieselbe  Reihenfolge  findet  sich  auch  in  den 
Umarbeitungen  der  Epitome.  Vindob.  3.  aber  weicht  hier  ab :  einen  tu.  43. 
hat  er  gar  nicht,  was  nachher  als  tu.  43.  aufgestellt  ist,  ist  bei  ihm  tit,  48., 
unser  tit.  44.  kommt  daselbst  nicht  vor,  tit.  45.  ist  H7.44.,  tit.  46.  ist/if.45., 
tit.  47.  ist  tit.  46.,  tit.  48.  ist  tu.  47.  Ob  meine  Restitution  ganz  richtig 
sei,  mag  immerhin  noch  zweifelhaft  sein. 

ti.  p,y .  treql  ßiag  xal  dqnayijg  Tit.  XLIII«  De  vi  et  rapina  rerum 

ftqaypaTwv  xal  dyqav  xal  et  agrorum  et  de  seditiosis  et 

ntql  GTaaiaGT&v  xal  iteql  de  abigeis  et  de  ruina  et  ?»- 

amiXaTtav  xal  neql  xaTa-  cendiis  et  sepulcris, 
ftToSaewv    xal  ipnqtifffjHov 
xal  Tacp&v. 

Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Vind,  3. 

ti.  (*o\  mql  Ttav  dTjuevopivar    Tit.  XVIV.  De  Ais  quae  in  fiscum 
iv  töj  yiaxcp  xal  neql  avaCy-       public  an  tur  et  de  reqnirendis 
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rovftevMV  xal  negl  üstioq-  et  de  deportandis  et  de  hae* 

Tarsvopt'vMv  xal  kbqI  resibus. 

trecor. 

Vollständig  in  BatilAU. 

7i.  fts'.  Tteyl  vßgeav  xal  äpccQ-  Tit.  XLV.  De  injuriis  et  delictis 

rtjfidtav  iXiv&SQfof  te  xai  tarn  libcrorum  quam  servorum. 
öovX(üv. 

Vollständig  in  Basil.  114.  Aaszüge  in  Viud.  3. 

ri.  ps'.   rtt-Qt  avxoyaviüv  xal  Tit. XLVI.  De  calumniatoribus  et 

xatriyoQoav  xal  negl  dtßa-  accusatoribus  et  de  delaloribus 

i6q(op   xal   keqI    ttXuotqv  et  de  /also  et  de  Ute  ob  dolum 

xal  ttsqI  ÖoXov  ÖinXaGia^o-  in  duplum  crescente  et  de  ihe- 

fitvov  xal  ttiqI  &tj<javQov.  sauro. 
Vollständig  in  Basil.  114.  Auszüge  in  Vind.  3. 

7t.  p£ .  nt(>l  x).€7tT(äv  xal  vno-  Tit.  XLVII.  De  furibus  et  recep- 

ütxTÜv  xal  t€QoavX(ov  xal  tatoribus  et  sacrilegis  et  pla- 

i^avdQanodiGKav.  giarlis. 
Vollständig  in  Batil.  114.  Auszüge  in  Vind.  3. 

rf.fiif.  ttsqi  xsyaltxäv  iyxltj-  Tit.  XLV1II.  De  publicis  crimini- 

pdt(ov  xal  ne()l  (p6v(ov  «xoü-  bus  et  de  homicidiis  voluntariis 

o((OV  xai  axovGt(ov  xai  7ttQi  et  non  voluntariis  et  de  his, 

evvov%i£oiAt'v(ov  xal  uits^Qo-  qui  eunuchi  fiunlt  et  de  tur- 

rtjtog.  pitudine. 

Vollständig  in  Basit.  1 14.  Auszüge  in  Vind.  3. 

77.         ttbqI  fioixslag  xal  ao-  Tit.  XLIX.  De  adulterio  et  raplu 

nayijg  yvvaixav  xal  negl  mulierum  et  de  scortis  et  leno- 

7TOQvwv  xal  TtoQvoßoaxäiv.  nibus. 

Auszüge  in  Vind.  3. 

rl.v.  7zeqI  ayaycüv  xal  ivoitav  Tit.  L.  De  actionibus  et  obliga- 

xal  neol  iyxXrjiaiv  xal  negl  tionibus  et  de  appellationibus 

xavovfav.  et  de  regulis  juris. 
Auszüge  in  Vind.  3. 


Die  Vorrede  der  Epitome,  wie  sie  in  Laur.  LXXX.,  6«  lautet, 
giebt  das  erste  Regierungsjahr  des  Konstantinus  Porphyrogenitus 
—  welches  entweder  912.  oder  945.  sein  könnte  —  als  Jahr  der 
Abfassung  der  Epitome  an;  alle  übrigen  HSS.  aber  bezeichnen 
als  solches  das  erste  Regierungsjahr  des  Romanus,  also  920.  Die 
leztere  Angabe  verdient  den  Vorzog:  denn  Laur.  LXXX.,  6.  enthält 
nicht,  wie  die  andern  HSS.,  die  Hebte  Epitome,  sondern  nur  eine 
Umarbeitung  derselben  (Epitome  Laurentiana) ,  so  dass  hier  eher  an 
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eine  Interpolalion  gedacht  werden  kann.  Ja  vielleicht  igt  diese  Inter- 
polation vorgenommen  worden  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit,  wo  die 
Umarbeitung  statt  fand,  wo  dann  unter  dem  noüetov  hog  roi  tvrvgofs' 
xcwatavuvov  rov  vlov  Xeovtog  rov  evtQyttov  jedenfalls  nicht  912., 
sondern  945.  zn  verstehen  sein  wdrde.  (Im  Prochiron  p.  309.  *qq. 
habe  ich  eine  andre  Meinung  aufgestellt.  Ich  glaubte  damals  irriger 
Weise,  dass  in  Laur.  LXXX.,6.  eine  erste  Ausgabe,  in  den  andern 
oben  verzeichneten  HSS.  eine  zweite  Ausgabe  der  Epitome  enthal- 
ten sei-,  die  Einsicht  von  Laur.  LXXX.,  6.  hat  mich  indessen  bald 
eines  Anderen  belehrt.  Eine  solche  Absurdität,  wie  sie  mir  M.  II. 
p.  381.  vorwirft,  ist  mir  niemals  in  den  Sinn  gekommen.) 

Ueber  das  System,  welches  der  Verfasser  der  Epitome  befolgt, 
lässt  sich  nur  soviel  sagen,  dass  es  zwar  zunächst  durch  die  Einlhei- 
*  lung  in  50  Titel  an  die  50  Bücher  der  Digesten  erinnert,  dennoch 
aber  mit  dem  System  der  Digesten  ebensowenig,  als  mit  dem  des 
Codex  oder  der  Basiliken,  oder  eines  der  drei  Legal compendien  zu- 
sammentrifft. Vergleichungen  mit  diesen  Systemen  führen  zu  keinem 
irgend  erheblichen  Resultate. 

Als  Quellen  werden  in  der  Ueberschrift  der  Epitome  angege- 
ben die  justinianeischen  Gesezbücher  (natürlich  in  griechischen  Bear- 
beitungen) und  das  iyisiol&iov.  Von  jenen  finde  ich  namentlich  die 
Digesten  des  Anonymus ,  den  Codex  des  Thalelaeus,  den  Codex 
und  das  Breviarium  Novellarum  von  Theodorus  benuzt:  es  ist  auf- 
fallend, dass  die  Basiliken  weder  genannt  sind,  noch  auch  gebraucht, 
zu  seih  scheinen.  Ob  unter  dem  iyxsiQtSiov  oa»  Prochiron  oder  die 
Epanagoge  zu  verstehen  ist,  ist  mir  noch  zweifelhaft:  da  leztre  nur 
eine  zweite  Auflage  des  Prochiron  ist,  so  möchte  der  Zweifel  auch 
schwer  zu  lösen  sein. 

Weil  übrigens  der  Verfasser  die  griechischen  Bearbeitungen 
der  justinianeischen  Gesezbücher  unabhängig  von  den  Basiliken  und 
deren  Scholien  benuzt  hat,  so  ist  die  Epitome  für  die  Kritik  und 
Exegese  des  römischen  Rechts  unter  allen  byzantinischen  Rechts- 
büchern eines  der  wichtigsten:  sie  ist  aber  auch  deshalb  wichtig, 
weil  sie  so  vielfach  von  den  späteren  byzantinischen  Juristen  benuzt 
worden  ist.  Sie  verdiente  also  vor  Allen  herausgegeben  zu  werden. 
Ich  selbst  besize  zu  einer  solchen  Ausgabe:  eine  Abschrift  der  Epi- 
tome bis  tit.  23.  aus  Cod.  Bodlej.  173.,  Bien.  und  Laur.  LVI.,  13. 
mit  Collation  des  Cod.  Vindob.  jurid.  gr.  3.  und  theilweise  des  Cod. 
Basil.  114.;  Abschrift  von  HL  24.  aus  Findob.  3. ;  Abschrift  der  Epi- 
tome ad  Prochiron  mutata;  Collalionen  einzelner  Stücke  nach  der 
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Epitome  Lauren tiana  und  Marciana;  Abschrift  der  Ecloga  ad  Pro- 
chiron  mutata;  und  allerlei  einzelne  Notizen  ans  HSS.  Würde  sich 
Jemand  noch  eine  genaue  Abschrift,  wenigstens  von  tit.  24.  bis  zu 
Ende  aus  Basil.  114.,  und  von  tit.  25 — 50.  aus  Vindob.  3.  verfer- 
tigen oder  verschaffen,  so  würde  ich  ihm  gerne  zur  Besorgung  einer 
Ausgabe  das  von  mir  gesammelte  Material  zur  Verfügung  stellen,  so 
wie  ich  umgekehrt,  wenn  ich  die  mir  fehlenden  Abschriften  erlangen 
sollte,  zur  Bearbeitung  der  Epitome  bereit  bin! 

§.3.    Scholia  Basilicorum. 
(Deli*.  $.  38.  Morlr.U.  p.  123 — 136.  149—179.  387—390.  III.  p.  230— 252.) 

Die  HSS.  —  ich  berücksichtige  hier  nur  diejenigen,  die  noch 
jezt  vorhanden  sind,  nicht  die  von  Augustinus  und  Cujacius  ge- 
kannten und  besessenen,  jezt  aber  nicht  mehr  aufzufindenden,  — 
haben  uns  die  einzelnen  Stücke  der  Basiliken  in  doppelter  Form  Uber- 
liefert und  zerfallen  danach  zunächst  in  zwei  Klassen.  Die  erste 
Klasse,  zu  welcher  der  Cod.  Coislin.  151.  und  Paris,  reg.  gr.  1357. 
geboren,  giebt  einfach  den  Text  der  Basiliken;  die  zweite  Klasse 
giebt  ausser  dem  Texte  rings  am  Rande  herum  auch  noch  sg.  Scholien. 
Diese  zweite  Klasse  von  HSS.  zerfällt  aber  wieder  in  mehrere  Unter- 
abtheilungen, je  nach  der  Beschaffenheit  der  in  denselben  enthaltenen 
Scholien*).  Nemlicb 

1.  im  Codex  Haenelianus,  Lugdunensis,  Constantinopolitanus, 
Paris.  1349.**)  (—  und  danach  theilweise  im  Cod.  Paris,  gr.  1354.—) 
lassen  sich  in  den  sg.  Scholien  (zu  Basil.  lib.  VIII.  XV  — XVIII. 
XLV  —  XLVIII.)  zweierlei  Bestandteile  unterscheiden:  kurze  Glos- 
sen zum  Texte  der  Basiliken,  und  Auszüge  aus  den  Schrif- 
ten der  juslinianeischen  Juristen.  Ich  habe  diese  Bestand- 
teile bereits  in  diesen  Jahrbüchern  Jahrg.  1844.  S.  818.  f.  näher 
charakterisirt. 

2.  Im  Codex  Coislin.  152.,  Laurent.  LXXX.,  11.  ( —  und  da- 
nach theilweise  im  Paris.  1354.—),  Paris.  1345.,  Paris.  1350.  fin- 
den sich  (zu  Basil.  lib.  XI -XIV.  XXVIII.  XXIX.  XXXVIII— XL». 


*)  üeber  mehrere  der  Pariser  HSS.  giebt  M.  III.  p.  241.  t uivc.  nach  eigenen 
Untersuchungen  sehr  schälzenswerthe  Notizen. 

**)  Wenn  ich  früher  die  Scholien  im  Haenel.  und  Lugd.  einerseits  und  im 
Paris.  1349.  andrerseits  für  nicht  ganz  gleichartig  hielt,  —  wie  es  M.  auch  jezt 
noch  thut,  —  so  nehme  ich  diese  irrige  Ansicht  hiemit  ausdrücklich  zurück. 
Eine  nahe  Veranlassung  zu  dem  Irrlhume  lag  in  der  typographischen  Anord- 
nung der  Scholien  zu  lib.  VIII.  Basil.,  mit  der  leider  auch  Heimbach  (nach 
Ruhnken's  Vorgang)  seine  Ausgabe  verunstaltet  hat. 
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LX.)  in  den  sg.  Scholien  ausser  den  oben  angeführten  beiden  Besland- 
theilen,  die  jedoch  hier  mehr  oder  weniger  die  Sparen  verschieden- 
artiger Ueberarbcitungen  an  sich  tragen,  auch  noch  ein  dritter  ße- 
standtheil,  nemlich  Erläuterungen  neuerer  Juristen,  theils  zu 
dem  Texte  der  Basiliken,  theils  zu  den  Auszügen  aus  den  Schriften 
der  justinianeischen  Juristen.  (Vgl*  diese  Jahrb.  a.a.O.) 

3.  Von  den  übrigen  HSS.  giebt  Cod.  Paris,  reg.  gr.  1348.  zu 
Basti  Hb.  XX — XXX.  Scholien,  die  aus  einer  HS.  der  unter  Nr.  2. 
angeführten  Art,  bald  mehr  bald  weniger  vollständig  —  wohl  auch 
mit  einzelnen  Interpolationen  —  abgeschrieben  worden  sind.  Das- 
selbe gilt  vom  Cod.  Paris,  gr.  1352.  (Basti,  /ib.  I  —  XVIII.),  nur 
Ja  ss  die  Scho/ienauszüge  in  dieser  HS.  bei  weitem  magererund  noch 
willkürlicher  gemacht  worden  sind. 

Angesichts  dieser  verschiedenen  Gestaltung  der  HSS.  habe  ich 
in  meiner  Delineatio  folgende  Behauptungen  aufgestellt: 

I.  Die  ursprüngliche  officiclle  Ausgabe  der  Basiliken 
bestand  blos  aus  dem  Texte  und  enthielt  keine  Scholien. 
Wären  Scholien  ebenso  officielle  Bestandteile  der  Basiliken  gewesen, 
als  der  Text  selbst,  so  wäre  es  kaum  erklärlich,  wie  man  blos  den 
Text  ohne  die  Scholien  hätte  abschreiben  können:  so  wäre  ebenso 
wenig  erklärlich,  wie  die  ursprünglichen  Basiliken  blos  sechs  oder 
gar  nur  vier  Bände  ausfüllen  konnten.  Es  wäre  auf  jeden  Fall  ganz 
falsch,  was  Psellus  (v.  49.)  von  den  Basiliken  sagt: 

alX  iati  dvaequ^vevrov ,  aXX  daaeptg  eaxunog.  (Sed  interpretatu 
difficile  est  et  maxirnopere  obscurum.) 
Endlich  die  ganze  Meditalio  de  nudis  p actis  (M.  II.  p.  138.)  lässt 
sich  nur  dann  begreifen,  wenn  es  einen  einfach  für  sich  bestehenden 
Basilikentext  ohne  beigeschriebene  Auszüge  aus  den  Commentaren 
der  justinianeischen  Juristen  gab  und  dieser  regelmässig  allein  ge- 
braucht wurde.  . 

II.  Zu  dem  Texte  der  Basiliken  ist  —  nach  Ausweis  der 
vorhin  unter  Nr.  1.  aufgeführten  HSS.  —  später  plaumässig  ein 
fortlaufender  Commentar  gemacht  worden,  bestehend  aus 
den  oben  angedeuteten  kurzen  Glossen  und  den  Auszügen 
aus  den  Schriften  der  justinianeischen  Juristen.  (Scholia 
antiqua.)  Obgleich  der  allgemeine  Plan  dieser  Scholia  antiqua 
Uberall  derselbe  ist,  so  ist  doch  die  Ausführung  von  kleinen  Ungleich- 
heiten nicht  ganz  frei.  Dies  führt  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Aus- 
führung des  Planes  von  verschiedenen  Arbeitern  vermittelt  worden 
ist,  und  sofort  wird  es  wahrscheinlich,  dass  eine  höhere  Hand  das 

Krit.  Jahrb.  f.  Deut.  RW.  Jahrg.  XI.  H.  VII.  38 
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ganze  Unternehmen  geleitet  hat.  Dies  passt  non  aber  auf  niemand 
Anderes,  als  auf  Constantinys  Porphyrogenitus,  von  dem  es 
bekannt  ist,  dass  er  seine  Zurückgezogenheit  von  der  Reichsregie- 
rung grade  zu  dergleichen  Compilalioncn  benuzt  hat.  Hiemit  stimmt 
auch,  dass  wir  erst  nach  der  zweiten  Hälfte  des  zehnten  Jahrhunderts 
Spuren  von  dem  Vorhandensein  solcher  Scholia  antiqua  zu  den  Ba- 
siliken aufweisen  können.  Der  Verfasser  der  Kpitomc  von  920.  hat 
die  Schriften  der  jnstiiiiancischcn  Juristen  noch  im  Original  benuzt: 
der  Verfasser  der  Synopsis  liasilicorum  hat  die  Scholia  antiqua 
schwerlich  vor  Augen 'gehabt ;  aus  der  llttoa  ersieht  man  nicht,  dass 
die  Scholia  antiqua  schon  vor  der  Mitte  des  lOten  Jahrhunderts  be- 
kannt gewesen  wären;  eine  sorgfältige  Bcnuzung  der  Scholia  antiqua 
findet  sich  zuerst  in  dem  Travlatus  dt-  peculio  und  dem  Tractatus  de 
erf-ditis.  Hieraus  ergiebt  sich  zugleich,  dass  C  ons  tan  tin's  Muslcr- 
arbeit,  wenn  die  Scholia  antiqua  anders  als  sein  Werk  betrachtet 
werden  dürfen,  nicht  gleich  Anfangs,  sondern  nur  allmählich  in  aus- 
gedehnteren Gebrauch  kam.  Anfangs  haben  die  Praktiker  den  ein- 
fachen Basilikentext,  die  Theoretiker  daneben  die  Originalwerke  der 
jusliniaucischcn  Juristen  bcnuzl;  dieser  Gegensatz  fand  seine  Lösung 
in  der  Abfassung  und  allmählich  allgemeineren  Beachtung  der  Scholia 
antiqua ,  die  hinfüro  in  Verbindung  mit  dem  Texte  der  Basiliken  die 
alleinige  Grundlage  für  Praxis  und  Theorie  wurden. 

Hier  ist  nun  M.  II.  p.  123  —  136.  ganz  anderer  Ansicht.  Er 
meint,  die  Scholia  antiqua,  wenigstens  wie  sie  im  Cod.  Haenelianus, 
Lugdunensis  und  Constantinopolitanus  stehen,  —  den  Cod.  Paris. 
1349.  hält  er  für  verschiedenartig,  —  hatten  von  allem  Anfang  an  . 
einen  integrirenden  Bestandthcil  der  Leonischen  Redaclion  der  Basi- 
liken gebildet.    Seine  Gründe  sind 

a.  die  Analogie  des  Breviarium  Alaricianum  (IL  p.  124.).  Aber 
die  westgothische  Interpretation  soll  das  Alte  modernisiren:  die  Scholia 
antiqua  stehen  grade  im  umgekehrten  Verhältnisse  zum  Texte.  Was 
die  westgothische  Interpretation  bezweckt,  das  war  im  Texte  der 
Basiliken  bereits  durch  Interpolationen  (gellt; no^oi)  erreicht. 

b.  dass  die  Scholia  antiqua  gleich  Anfangs,  wo  man  aus  den- 
selben alten  Gommentarien  den  Text  der  Basiliken  zusammensezte, 
viel  leichler  gearbeitet  werden  konnten,  als  nachher  1  (II.  p.  127.) 
Die  Würdigung  dieses  Grundes  kann  ich  dem  Unheil  der  Leser  um 
so  mehr  überlassen,  als  es  nicht  einmal  wahr  ist,  dass  ganz  dieselben 
alten  Gommentarien,  aus  denen  die  alten  Scholien  schöpfen,  auch 
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sämmllich  zur  Conslituirung  des  Textes  der  Basiliken  bennzt  wor- 
den seien. 

c.  dass  die  gesunkene  Wissenschaftlichkeit  der  folgenden  Zeit 
eine  so  fleissige  und  planmässige  Arbeit,  wie  die  Scholia  antiqua, 
nicht  später  als  Leo  zu  sezen  erlaube.  (1I.jp.  389.)  Aber  wie?  wäre 
die  Zeit  des  Gonstanlinus  Porph yrogen itus  nicht  eine  wissen- 
schaftliche zu  nennen?  Der  Verfasser  Her  Synopsis,  die  in  dcrlhina 
auftretenden  Juristen,  waren  das  nicht  ganz  tüchtige  Leute?  Lobt 
nicht  M.  selbst  die  noch  neueren  Basilikenscholiasten  (vgl.  unter 
Nr.  III.)  fast  Uber  die  Maassen?  Warum  will  M.  blos  die  meist  jäm- 
merlichen Producte  von  YVinkeladvocatcn,  Mönchen  und  dergleichen 
(die  Enchiridia  juris  privata),  die  noch  zumTheil  aus  weit  späterer 
Zeit  sind,  in  Parallele  bringen? 

d.  der  Hauptgrund  Mortreoil's  besteht  in  einer  petilio  prin- 
cipe, zu  der  Biener  (Gesch.  der  Novellen)  Veranlassung  gegeben 
hat,  die  ich  aber  in  meiner  Delin.  §.  34.  bereits  auf  das  richtige 
Maass  zurückgeführt  habe.  M.  formulirt  nemlich  erst  die  ,,pens4e 
des  ttgistateurs" ,  und  deducirt  daraus,  dass,  um  sie  zu  verwirk- 
liehen,  nothwendig  solche  Scholia,  wie  die  von  mir  genannten  Sckotia 
antiqua,  eine  ursprüngliche  Beigabe  des  ßasilikentextes  gewesen  sein 
müssten;  ,,/a  codificationit,  so  heisst  es  p,  125.,  „ayant  un  double 
but,  celui  de  formuler  le  principe  legal,  et,  principalement, 
celui  de  developper  tapplication  et  felude  du  droit  par  la  connais- 
sance  des  recueils  de  Justinien,  Vex&cution  de  ce  travail  se  trouvait 
de" ja  cngagH  dans  une  voie  determinöe,  puisque  le  nouveau  Code 
devait  ripondre  ä  ces  diverses  exigences."  Allein  es  ist  eine  rein 
willkürliche  und  unwahrscheinliche  Supposition,  dass  Basilius  und 
Leo  einen  solchen  Hauptzweck  gehabt  hätten:  sie  steht  gradezu 
in  Widerspruch  mit  den  eigenen  Aeusserungen  der  Kaiser,  nament- 
lich Leo's  in  Nov.  1. 

Ich  habe  schon  früher  in  diesen  Jahrb.  Jahrg.  VIII.  S.  1084.  ff. 
M.'s  Ansicht  über  die  Scholia  antiqua  zu  widerlegen  gesucht  und 
verweiso  auf  das  dort  Gesagte,  was  ich  hier  nicht  wiederholen  will. 
Nur  darauf  mache  ich  noch  einmal  nachdrücklich  aufmerksam,  dass 
von  der  Existenz  dieser  Scholia  antiqua  erst  nach  der  Hälfte  des 
zehnten  Jahrhunderts  einzelne  Spuren  vorkommen,  und  sie  schon 
darum  nicht  füglich  als  ursprüngliche  und  officielle  Beigabe  zu 
den  Basiliken  angesehen  werden  können. 

III.  Seil  dem  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts  sind  die  Basiliken 
mit  den  Scholia  antiqua  Gegenstand  der  Bearbeitung  für  die  Rechts- 
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lehrer  und  Commentatoren  geworden;  Um  1200.  siod  die  Scholia 
antiqua  und  die  neueren  Scholien  planmässig  zu  einem 
forllaufenden  Commentare  (einer  Art  glossa  ordinaria) 
verarbeitet  und  umgearbeitet  worden,  wie  wir  denselben  aus 
den  oben  unter  Nr.  2.  u.  3.  verzeichneten  HSS.  für  mehrere  Bücher 
der  Basiliken  vollständig  oder  im  Auszuge  kennen  lernen. 

M.'s  Darstellung  (III.  p.  230.  suivv.)  ist  auch  hier  ganz  abwei- 
chend: er  will  an  die  absichtliche  Redaction  einer  solchen  glossa  or- 
dinaria nicht  glauben:  er  lässt  allmählich  von  den  Besizern  ein- 
zelner HSS.  neue  Scholien  zu  den  alten  binzugeschrieben  werden, 
so  dass  das  Scbolienmaterial  immer  mehr  anschwillt,  ohne  dass  es  je 
zu  einem  eigentlichen  formellen  Abschlüsse  kommt.  So  werthvoll 
nun  auch  grade  in  diesem  Abschnitte  M.'s  Untersuchungen  sind,  so 
muss  ich  doch  fürs  Erste  bei  meiner  Meinung  stehen  bleiben.  In  den 
HSS.,  die  hier  in  Betracht  kommen,  ist  denn  doch  die  Umarbeitung 
und  Interpolation  der  Scholia  antiqua  zu  sehr  nach  einem  durchgrei- 
fenden Plane  vorgenommen,  und  sind  auch  die  Nachtrage  von  neuen 
Bemerkungen  zu  gleicbmässig,  als  dass  an  ein  rein  zufälliges  Ent- 
stehen forllaufender  Scholien  dieser  Art  gedacht  werden  könnte: 
noch  spätere  einzelne  Nachträge  schliesst  übrigens  die  Annahme  einer 
solchen  glossa  ordinaria  nicht  aus.  Aber  das  entnehme  ich  aus  M. 
III.  p.  242.,  dass  der  byzantinische  Accursius  der  Schüler  des  Mi- 
chael Hagiotheodorita  (Logotbeta  Dromi  nm  1166.)  gewesen 
sein  muss,  dem  ich  in  meiner  Delin.  §.  38.  (2.,  c.)  eine  andere  Thä- 
tigkeit  zugeschrieben  hatte. 

(M.  III.  p,  240.  bespricht  auch  den  zweimal  in  den  Basiliken- 
scholien vorkommenden  Ilat&g,  dessen  Namen  ich  früher  für  ein 
Missverständniss  der  Abkürzung  von  nalaiog  hielt.  Dass  ich  Unrecht 
hatte,  weist  M.  aus  den  HSS.  nach:  gleichwohl  sind  die  Abkürzungen 
der  HSS.  sicher  nicht  nar^bg  zu  lesen,  sondern  eher  ttazsoog  oder 
naiegivog.  Und  dann  wäre  wohl  dieser  Pseudo-Patzos  ein  und  der- 
selbe mit  dem  Verfasser  des  Tipucilus.) 

§.  4.  Ilefo  a. 
(Delin.  §.  41.  M.  II.  p.  474—476.) 
Ueber  dieses  Werk  hatte  man  bis  auf  die  neueste  Zeit  nur  sehr 
verworrene  Notizen  und  Ansichten:  Alles  drehte  sich  um  die  wenigen 
Basilikenscholien,  welche  Auszüge  davon  enthalten,  um  Bandini's 
Beschreibung  des  Cod.  Laurent.  LXXX.,  6.,  und  um  die  von  Har- 
menopulus  erwähnten  und  excerpirten  „(MOftaYnä  tov  fiayiatoov  Xe- 
yopeva".    Man  vergleiche  Cujac.  Obss.  VI»,  10.    Gothofrcd.  ad 
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Harmenopul.  Brisson  s.  h.  v.  Heineccii  ff  ist.  Edict.  und  dessen 
Antiquit.l.i  12-,  15.  Reitz  adHannenop.  J.Gu.  Crameri  ditpunet. 
jur.  civ.  (Suer.  1792.J  c.  5.  In  neuester  Zeit  haben  sich  der  ver- 
storbene Dr.  Maier  und  der  jüngere  Heimbach  mit  La  t/r.  LXXX., 
6.  und  der  darin  enthaltenen  Heina  nfiher  beschäftigt.  Ersterer  bat 
eine  Abschrift  davon  genommen,  welche  mir  von  Prof.  Tafel  in  Tü- 
bingen 1835.  gelieben  worden  ist,  und  welche  ich  wiederum  copirt 
habe;  leider  war  Maier  im  Lesen  griechischer  HSS.  nicht  geübt  ge- 
nug, und  seine  Abschrift  voller  Fehler.  Heimbach  hat  mir  eben- 
falls (1833.)  Notizen  und  Auszüge  ans  der  JltTna  mitgetheilt.  Eod- 
ilefa  im  J.  1838.  habe  ich  die  HS.  selbst  untersucht  und  stellenweise 
mit  meiner  Abschrift  verglichen. 

Der  Theil  des  Cod.  Laar.  LXXX.,  6.  fol.  478.  sqq.,  welcher  die 
Helga  enthalt,  ist  von  neuerer  Hand  (saec.  15.)  geschrieben,  nach 
Maier's  Verinuthung  von  der  des  Angelus  Politiaous*).  Die  HS. 
giebt  die  Heina  in  75  Titeln,  aber  nur  lückenhaft:  sie  hat  offenbare 
Lücken  von  mehreren  Zeilen  auf  fol.  481.  und  die  fol.  482.  u.  483. 
sind  ganz  unbeschrieben;  ebenso  sind  zwischen  tit.  27.  u.28.  (/o/.546. 
der  HS.)  und  zwischen  tit.  61.  u.  62.  (fol.  617.)  Lücken,  die  aber  in 
der  HS.  gar  nicht  kenntlich  gemacht  sind.  Auch  sonst  scheint  die 
HS.  nicht  überall  die  Heißa  in  ihrer  ächten  Gestalt  zu  geben»  Die 
Titelfolge  in  dem  Werke  selbst  stimmt  nicht  allenthalben  mit  den  An- 
gaben des  voranstehenden  Titelverzeichnisses.  Ausserdem  spricht  für 
die  Verstümmelung  des  Werkes  auch  noch  das,  dass  die  Citate  in  den 
Basiiikenscholien  und  im  Harmenopulus  mit  unserer  HS.  nicht  Uberall 
genau  harmoniren. 

Das  Titelverzeichuiss  im  Cod.  Laar.  LXXX.,  6.  fol.  478.  lautet 
wie  folgt: 

JItW?  ßißltov  0  7TSQ  nana       Index  titulorum  libn\  qui  a 
ptv  rivtov  ovofAaCetai  neioa,    nonnullis  Practica  vocatur ,  ab 
nana  de  tivwv  didaaxaXi'a  ex    aliis  vero  doctrina  ex  actis  magni 
rcöv  TTQu^ecov  tov  peydXov  xu-    domini  Eustathii  Romani. 
qov  evGta&iov  tov  {><ofiaiov. 

iL  al.  nzqi  viüv  vni\ov<5mv  r^to-    Tit.  I.  De  ßliisfamilias  minor ibus 

v<av  xa)  avrjßcov  yevofie'vcw.  et  impuberibus. 

Im  Texte  fol.  479.  «•   Das  Wort  ^rrovaiv  fehlt  daselbst. 


*)  Dasselbe  behauptete  Maier  von  dem  Bolognesischen  Novellenmanu- 
scripte.  (Heidelb.  Jahrb.  1841.  8.  537.)  Ich  habe  diese  Vermuthungco  oicht 
verificireo  können :  wären  sie  begründet,  so  müssle  die  HS.,  die  dem  Po  1  i  t  i a  n 
als  Prototypon  diente,  damals  in  Italien  vorhanden  und  seitdem  abhanden  ge- 
kommen sein. 
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ti'.  fi.  7ttQt  TtQOTipfaeow.  Tit.  II.  De  praelationibus. 

Im  Texte/»/.  480.  b.  zu  Eode  lückenhaft. 
ti'.  y.  7TSQI  rov  nä>s  Öiari&evrai  xai  f  Tit.  III.  Quomodo  monachi  testa- 
xhfQovofiovvrat  povaxot.  menta  faciant  iisvc  succedatur. 

Im  Texte  fehlt  dieser  Titel  wegen  einer  Lücke  in  der  HS. 

ti.  tf.  ksq}  sv&vvr^g  tobv  nnoGri^Ga-    Tit.  IV.  De  actione  adversus  prae- 
fit'pwv,  ei  anoyog  6  rtQOGra&eig       ponentes,  si  praepositus  non  sit 
ivoxrtg.  solvendo. 
Fehlt  im  Texte  wegen  der  Lücke  der  HS. 

ti'.  e'.   neQi  dwQtov  nuvtoloiv  xai    Tit.V.  De  donisvariis  etminorum. 
ilarrovav. 

Im  Texte  zu  Anfang  lückenhaft,  beginnt/o/.  484.«- 

ti.  g'.  neol  vnod-i'i'Aqs.  Tit.  VI.  De  hypotheca. 

Im  Texte  fol.  484. 

ti'.  f.  rtEQl  dtaXvGKog.  Tit.  VII.  De  transactione. 

Im  Texte  fol.  488.*- 

ti  t]'.  tteqi  XQovcov  xat  otGnoreiag.    Tit.  VIII.  De  temporibus  et  usu- 

capione. 

Im  Texte  fol.  491.*- 

iL       netn  rijg  veaQäg  rov  xvnov    Tit.  IX.  De  Novella  imperatoris 
fiavovtj).  (f.  ßuaiXeiov)  rov  ßa-       domini  Basilii. 
Giltcog. 

Im  Texte  fol.  496.«-  wird  hinzugefügt:  xai  mqi  tiuXqvvtwv  GTQatmrujv 


xai  niv^rwv. 


ti.  i\  Tteyl  ovvfri'OQuv.  Tit.  X.  De  advocatis. 

Im  Texte  fol.  497.«. 
ti'.  ta.  71€q\  tTzeQcotjjGeag.  Tit.  XI.  De  Stipulationen 

Im  Texte  fol.  497.»- 

ri'.tfl.  tzeq]  iyyvcofttvMv  yvvaixwv.    Tit.  XII.  Defeminisfidejubentibus. 

Im  Texte  fol.  497.«- 
ri.ty.  7teq\  deyspGi'ovog.  Tit.  XIII.  De  defensione. 

Im  Texte  fol.  498.«' 
ti.  tö\  nein  dia&yxqg.  Tit.  XIV.  De  teslamento. 

Im  Texte/«/.  498.4- 

ti.  te.  TtEQi  imroon&v.  Tit.  XV.  De  tutoribus. 

Im  Texte  fol.  505.*-  ist  dieser  Titel  der  sechszehnte  und  als  solchen 
werde  ich  ihn  im  Folgenden  citiren. 

ti.  ig'.  7isq\  fiiG&wzwv  xai  [iig&(6-  Tit.  XVI.  De  conduetoribus  et 
ge&v  ieoöjv  oixwv  xai  Xomiav  locationibus  sacrarum  aedittm 
TtQovo^imv  avttov.  aliisque  earum  privilegiis. 

Im  Texte  /«/.501.  «•  steht  dieser  Titel  dem  mql  ina^omav  voran  als  tu.  15. 
und  als  solchen  werde  ich  ihn  citiren. 
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xi  i£.  7T8Qi  (iytfitxar  dö)Q£äg  xai    Tit.  XVII.  De  minorum  donatione 
anoxataaxdastog.  et  restittttionr. 

Im  Teile  fol.  509.*.  lautet  die  Rubrik:  u.  o>.  J«<>«5»  ««i  Xomdv  nqa- 
YUVtTMV  xai  mql  dnoxataardanav. 

it.  w/.  ^c(>*  xaivoxoptag.  Tit.  XVIII.  0c  operibus  novis. 

Im  Texte /W.  514.«- 

xiiO'.  neQL  ivtietQtov  xoxtav  xai    Til.  XIX.        pignoribus,  usu/ts 
xu(*7t(av.  et  fructibus. 

Im  Texte /bA  515.rt«:  7r.  e.  xai  t6xo>v  xai  diatptQorrwp  x. 
t/'.  x'.  7ieoi  ^aiag  xQvaojlovDjov.     Tit.  XX.  Z/c  /?o<v/a  aureae  butlae. 

Im  Texte/»/.  521.    wird  binzugesezt:  xai  wa^d  ßaaiktnr^  qtXortftiai;. 
rt.  xa.  nm\  xotvmiag.  til.  XXI.  Z>e  societate. 

Im  Texte  fol.  521.*- 

*/.  x^ .  7zeQi  dnotifii-G€(og  xai  vmn-    Tit.  XXII.  De  aeslimalione  et  li- 
OB^axiauov.  citatione. 

Im  Texte /b/.  522.«- :  rt.  d.  ndvtwv  xai  viteQÖtuaitanwv. 
xt.  xy .  7T£Qi  dnodeßenv  xai  nQO-    Tit.  XXII I.  De  probationibus  et 
Xr^mv  xai  ßeßaixoaecov.  praesumtionibus  et  conßrma- 

Im  Texte  fol.  524.«.  tionibus. 
xi.  xö'.  neo)  7ZQotxbg  xai  v/ioßoXov    Tit.  XXIV.  De  dote  et  hypobolo 
xai  OecookXQov  xa)  mn]  ÖevxsQo-       et  theoretro  et  de  secundo  nu~ 
yafiovawv.  bentibus. 

Im  Texte  fol.  526.  «•  lautet  die  Rubrik  vollständiger  so :  n.  no.  xai  vn.  xai 
&.  xai  iio>7i(3oixwv  xai  rtqovon'iwv  ywautZv  xai  ivo/wv  xai  n.  öevt.  xai 
•twv  u/Awv  dfiaqtTifidxmv  xai  t*7?  ßorj^iiaq  avrwr. 
xt'.  XE.  net})  ywaixwv.  Tit.  XXV.  De  mulier ibus. 

Im  Texte  fol.  528.    steht:  n.y.lötxoiq. 
xf.  xg.  mni  damov  xai  dxQ€(0G-    Tit.  XXVI.  De  mutuo  et  indebito 
xi'ixov  xai  ävanyvQiag.  et  non  numerala  pecunia. 

Im  Texte  fot.  541.*-:  n.  S.  xai  dv .  xai  7ttQi  dXq. 
xi.  x£'  7T€Qt  fiaxa&hmg  XQ*ovg.-       Tit.  XXVII.  De  novatione  debiti. 

Im  Texte  fol.  546.«- 
xi.  xi{.  fieQi  eXsvOeQtov  xai  dovXtav.    Tit.  XXVIII.  De  liberis  ac  servis. 
Im  Teile  fol.  546. *•  sg.  stehen  einige  Sätze,  die  das  Ende  dieses  Titels 
gebildet  haben  müssen.    Die  Rubrik  aber  fehlt.    Wahrscheinlich  hat 
die  IIS.  hier  eine  grössere  Lücke,  die  jedoch  nicht  bezeichnet  ist. 
xi.  xft'.  Tteni  xatadtamv.  Tit.  XXIX.  De  atteslationibus. 

Im  Texte  fol,  548.  to- 
xi. X'.  nBQi  paQtvQav  xai  fiaQxv-    Tit.  XXX.  De  lestibus  ac  tesli- 
Quäv.  moniis. 

Im  Texte  sind  aus  diesem  Tilel  zwei  gemacht,  fol.  549.«-  ein  W.  X'.  ntqi 
unqtvqtav  und  fol.  550.«-  ein  ri.  Xa.  ntgi  ftaoTVQioiv  [«/c}.  Ich  citirc 
jenen  als  tit.  30.      diesen  als  Ht.  30. 
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ti  Xa.  nsqt  aiqioewv.  Tit.  XXXI.  De  conditiombus. 

Im  Texte  fol.  555.  *•  Xß'.   Ich  citire  aber  tit.  31. 
ti  Xß.  neql  dtvmatdrav  dyayoiv.    Tit.XXXlI.  De  actionibus  injustis. 

Im  Teile  fol.  557.    Xy.   Ich  citire  tit.  32. 
ti  Xy.  mql  ttap  nqonexüg  dvax<a-    Tit.  XXXIII.  De  his  qui  lernen  a 
qovvtow  tov  ÖixaortiQt'ov.  judicio  discedunt. 

Im  Texte  fol.  558.  »•  ti.  Xd'.  neol  w  t*erd  to  Jixdaaa&cu  vnoxojQovvrwv 
noonnäq  rov  dmcuTr rjQtov.    Ich  citire  jedoch  tit.  33. 

ti  X#.  neql  cpdxtov  ayvoiag.  Tit.  XXXIV.  De  facti  ignorantia. 

Im  Texte  fol.  558.  «•  ti.  Xt.  n.  q>.  d.  xal  vo/aov.   Ich  citire  tit.  34. 

ti  Xe'.  neql  dqvqomg  xal  iXiy%ov.    Tit.  XXXV.  De  infitiatione  etcon- 

victione. 

Im  Texte  fol.  558.*.  ti.  X?'.  Ich  citire  tit.  35. 
ti  X$.  TtsQt  drjfioot'ov  xal  nqovo-    Tit.  XXXVI.  De  ßsco  et  privile- 
ju<W  avtov.  gt'is  ejus. 

Im  Texte  fol.  558.*-  ti.  A£'.   Ich  citire  tit.  36. 
ti  XJ\         o^wf  xa«  diaiqsqetag    Tit.  XXXVII.  Z>e  finibus  et  divi- 
yijg.  sione  terrae. 

Im  Texte  fol.  562.  «•  ti.  Xr{.  n.  o  xcu  iicuQiauay.   leb  citire  tfr.  37. 
tiXtf.  neql  Ttqdamg  xal  dyoqactag.    Tit.  XXXVIII.  De  venditione  et 

emtione. 

Im  Texte  fol.  562.  *•  ti.  /*'.   Ich  citire  tit.  38. 

ri'       ;re£t  peta&iaeoag  vopijg  xal    Tit.  XXXIX.  De  translatione  pos- 

%QOV(av  ndvttav  xat  vo/urjg  dya-       sessionis  et  temporibus  omnibus 

&ijg  ij  xaxijg.  et  bona  malave  possessione. 

Im  Texte  fol.  572.  *• ,  wo  dieser  Titel  auch  der  39ste  heisst ,  lautet  die 
Rubrik :  ntqi  ivvofiov  dywyijq  xcu  n.  f*.  v.  xai  v.  a.  ij  x. 

ti  fA.  neql  täv  im  voftijg  naqa-  Tit.  XL.  De  missionibus  in  pos~ 
doaeojv.  session  em. 

Im  Texte  fol.  573.*- 

ti  fict.  neql  (paXxidi'ov.  Tit.  XLI.  De  Falcidia. 

Im  Texte  fol.  574.«. 

ti  pfi.  neqi  tav  dm)  yoßov  xat  Tit.  XLII.  De  delictis  ob  ine  tum 
ßiag  dpaqttjpdt&v  xal  noivaXuav  ac  vim  commissis  et  poenalibus 
dywyijg  xal  dvaq%tag.  actionibus  et  vi  privata. 

Im  Texte  fol.  578.  *• :  mol  —  ot/*<*gr.  xai  ndar\$  ßiaq  xcu  noivaXuav  dyta- 
ywv  Kai  dvaQXt&v. 

ti  fjty.  neql  Xeydtov.  Tit.  XLUI.  De  legato. 

Im  Texte  fol.  581.*. 
ti  f*8\  neql  dqqaßöwog.  Tit.XLIV.  De  arrha. 

Im  Texte  fol.  584.  ö. 

ti  fie.  neql  avfjKptavov  xal  nqo-    Tit.  XLV.  De  pacta  et  poena  con- 

atifiov.  ventionali. 
Im  Texte  /of.585.*- 


i 
i 
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iL  ftg\  nsQi  XQWMQ-  Tit.  XLVI.  De  usujructu. 

Im  Texte  fol  589.*- 

iL         ftBQi  anoxQvßfje  Öixcuco-    Tit.  XLVIL  De  occultatione  do- 
[idtov.  cumentorum. 

Im  Texte  fol.  590.*-  wird  hinzugefügt:  neu  niartotq  airwr  *ai  Ao»*wr. 
iL  i*tj'.  ttsqI  äÖia&Eiag  ieXeviow"    Tit.  XLV1II.  De  Ais  qui  intestalo 
itav.  decedunt. 

Kai  aox;  xXrjQovofiovvrat  sezt  der  Text  fol.  591.  *»•  hinzu. 
iL        nsQi  ydfiov  aO-epitov  xal    Tit.  XLIX.  De  nuptiis  iüicitis  et 

q>&OQug  TtoQ&ivw.  corruptione  virginum. 

Im  Teite/o/.592A  a.ydti<o*&(titrwt>xai<pO-.n.xai  Aourwrxai  ntol  l*&ioib><;. 
iL  v.  neQi  nQotifjitjcsag  avaxoi-    Tit.  L.  De  praelatione  fundorum 
v&aeoiv.  communium. 
Text/o/.  602.«- :  it.  nq.  t*£  oyaxo«*w<rew?. 
rt.va.  TtSQi  dixoGicov.  Tit.  LI.  De  judieibus. 

Im  Teite  fol.  603. 

iL  vß '.  tisqI  Öiaxaioxtjg-  Tit.  LH.  De  bonorum  possessione. 

Im  Texte  fol.  608.*- 

iL  vy .  7teqi  8(OQE<av  ndvioav.  Tit.  L1II.  De  donationibus  omnis 

generis. 

Im  Texte  fol.  608.   :  navro'mv. 
iL  vtf.  mgl  xXijQovo(juag.  Tit.  LIV.  De  hereditate. 

Im  Texte  fol.  610.*. 
iL  ve  .  nsQi  xXemow.  Tit.  LV.  De  furibus. 

Im  Texte  fol.  613.«- 

ii.  vg.  nsol  ßeßauoamg  dviiavy-    Tit.  L VI.  De  confirmatione  anli- 
yQayov.  syngraphi. 

Im  Teite  fol.  613.«*  wird  hiozugesezt:  x<*«  nqono^iamq. 
iL  v£'.  TteQi  narqyvQeajv.  Tit.  LVII.  De  nundinis. 

Im  Texte /o/.  613.6- 

iL  vr( .  tisqI  im  didofMv&v  oqw    Tit.  LVIIL  De  diiationibus  in  Ii" 
low  ancuitjGeoiv.  tibus  concedendis. 

Im  Texte/«/.  613.*-  steht:  h  tfj  dnavrijaei. 
iL  v&'.  TtEQt  TtaQa&tjxqg.  Tit.  LIX.  De  deposito. 

Im  Texte  fol.  614.*- 

iL  v£.  nsQi  xa&o<n(6as<ag  xcu  6y    Tit.  LX.  De  crimine  majestatis  et 
pEvoEwg.  confiscatione. 
Im  Texte /©/.  615.*- 
iL  fa'.  tieqi  vßnecog.  Tit.  LXI.  De  injuria. 

Im  Texte  fol.  616.«- 
iL,  \$ '.   aeQi  avyyevEiag  dyiwiow    Tit.  LXII.  De  cognatione,  ajflni- 
xai  7taiQ<ov(av.  bus  et  patronis. 

Scheint  im  Texte  zu  fehlen :  in  der  Thal  aber  enthält  das  scheinbare  Ende 
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von  tit.  61.  auf  fol.  617.«-  $g.  mehrere  zu  tit.  62.  gehörende  Absüze,  so 
dass  also  in  der  US.  hier  wieder  eine  nicht  bezeichnete  Lücke  ist. 
rt.  £/.  tt£qI  aQmtyitf.  Tit.  LXIII.  De  rapina. 

Im  Texte/«/.  618.«- 
ti.  Jö*'.  Tif.Qt  7zXugtov.  Tit.  LXIV.  De  /also. 

Im  Texte  fol.  619.«- 
rt.  *e.  7t8(u  iyyv>tTwv,  Tit.  LXV.  De  ßdejussoribus. 

Im  Texte  fol.  620. 
ti.  £g'.  7Ttoi  (f  oviav.  Tit.  LXVI.  De  homicidiis. 

Im  Texte  fol.  622.*-:  mql  ipovtov  xat  tiq  otptilti  iyyQclq>eaOac  xtvwv  tuv 
g>6vov  xat  6'rt  y  yovr\  firj  iyyQa<pot*tvtj  mvil  xat  ort  t\  didrct$t<;  tov 
aVtfoo?  ian  xat  neol  <xvitoq>avTiaq. 
ti.     •  Qriyvv^tvijg  dta&t/m^    Tit.  LXVII.  De  testamento  rupto 


xat  äfivitfiovEVTcw  viwp. 


et  liberis  practerilis. 


Im  Texte  fol.  628.  «• 
ti.  £//.  nsQtoQxov  xal  ovxoqsarrtag.    Tit.  LXVI  II.    De  jurejurando  et 

calumnia. 

Im  Texte  fol.  629.*. 

Tf'.  £i9'.  7t€Qi  fjtavÖaTOQog  xat  fVro-    Tit.  LXIX.  De  mandalore  et  man- 
hfcog.  datario. 

Im  Texte  /o/.630.*«  steht  statt  dessen  ein  rt.  neqi  oqxow  tmv  ixdixtjcfiv 
iyovxviv.  Meines  Erachlens  bildete  derselbe  ursprünglich  einen  Theil 
des  tit.  68.,  so  dass  also  tit.  69.  gänzlich  fehlen  würde. 

Tl.  o'.   7t€Ql  GTQCCTmTOOV. 

Fehlt  im  Texte  gänzlich. 


^  > 


ti.  oa  .  asoi  (tvanyvnutg. 

Im  Texte/«/.  631. 
ti.  oft.  nein  nexovXmv. 

Im  Texte/«/.  632. 
Tl.  Oy.   7t€Ql  evvoviwv. 


Tit.  LXX.  De  militibus. 
Tit.  LXXI.  De  non  numerata  dote. 
Tit.  LXX  II.  De  peculiis. 
Tit.  LXXIII.  De  eunuchis. 


Im  Texte/«/.  632.*- 

ti.  od'.  7i8Qi  Toi>v  vnb  ßaGtXtwg  xQt'    Tit.  LXX1V.  De  decretis  lmpera» 


toris. 

Tit.  LXXV.  De  appellalionibus. 


vofurcov. 

Im  Texte/«/.  632. 
ti.  oe '.  7Z*qI  exxXtjTcov. 
Im  Texte/«/.  633.«- 

So  weit  dasTitelverzeichniss  in  der  IIS.,  welchem  sich  unmittel- 
bar, nach  einer  halben  leergelassenen  Seite,  ohne  alle  Vorrede  der 
erste  Titel  anschliesst. 

Die  einzelnen  Titel  selbst  bestehen  aus  weniger  oder  mehr  Ab- 
süzeo,  die  zu  einem  grossen  Theile  mit  "Ott  anfangen ,  und  deren 
erster  Buchslabe  in  der  IIS.  regelmässig  mit  rother  Dinte  geschrieben 
ist.    In  tit.  1.  sind  diese  Absüze  Anfangs  numerirt,  weiterbin  aber 
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ist  dieses  unlerb/ieben :  in  meiner  Abschrift  habe  ich  jedoch  diese 
§§.  durchgängig  mit  Zahlen  versehen,  und  werde  danach  citiren. 

Ein  grosser  Theil  des  Inhalts  der  einzelnen  Titel  ist  bereits  ge- 
druckt. Derselbe  besteht  nemlich  aus  zweierlei  Bestandteilen :  eines« 
theils  kurzen  Erzählungen  von  Rechlsfällen  und  deren  Entscheidung 
nebst  Gründen,  andercntheils  wörtlich  abgeschriebenen  Basilikenstcllen, 
wie  sie  jeweils  in  Relationen  und  Urtheilen  als  Belegstellen  angeführt 
worden  sein  mochten.  Die  Basilikenstcllen  nun  sind  s.tmmllich  ge- 
druckt: auch  soweit  sie  verlorene  Bücher  der  Basiliken  betreffen, 
sind  sie  von  Heimbach  in  der  neuen  Basilikenausgabc  und  von  mir 
in  meinem  Supplemenlum  zur  Restitution  benuzt  worden.  Stellen 
der  ersten  Art  aber  sind  gedruckt  in  den  Basilikenscholien.  Da 
kommt  die  Huna  vor: 

Batil.  ed.  Fabrot.  VII.  p.  676.  =  IUiqci  tit.  YJ.  %.  4. 
,)       ,,     VII.  p.  677.  =  IltiQa  tit.  18.  §.  3. 

VII.  p.  678.  =  TltiQu  tit.  49.  §.  5. 
tt     n  VII.  p.  915.«£.  =  Uetoa  /i7.63.*)  §.2.3. 4.5. 

Endlich  ist  die  Thioa  von  Härmen  opu  Ins  sehr  stark  benuzt 
worden,  der  daraus  sowohl  eine  Reihe  von  Basilikenstcllen  ( —  na- 
mentlich alle  die,  welche  Reitz  in  der  Synopsis  Basilicorum  nicht 
hat  nachweisen  können, — )  als  auch  andere  Stellen  aufgenommen 
hat.  Ich  will  in  einer  Tabelle  diejenigen  §§.  aus  Harmcnopulus 
zusammenstellen,  welche  nach  den  Citaten  in  den  Reilz'schen  Noten 
oder  in  einer  von  mir  verglichenen  Konstantinopler  Handschrift**) 
aus  dem  Bißtiov  (xo^ai'xop  genommen  sein  sollen:  in  der  zweiten 
Co/urane  wird  bemerkt  werden,  welche  Titel  und  §§.  der  IltToa  im 
Harmenopulus  citirt  werden***):  in  der  dritten,  ob  und  wo  sich 
die  Stelle  in  meiner  Abschrift  der  Uetoa  fiudet. 


*)  Die  Basilikenschollen  ciliren  diesen  Titel  als  ri.  5<T.  —  Ucbrigens  kommt 
der  Euttathiut  Romanut  (—  Fabrol  lasst  immer  'Potf<av6q  statt  P 
drucken  —  )  auch  sonst  noch  in  den  Basilikenscholien  vor,  aber  die  betreffenden 
Stellen  sind  wenigstens  nicht  direct  aus  der//fto«  genommen.  Den  Stellen  in 
Baxil.  ed.  Ileimb.  I.  p.  OoS.,  II.  p.  485.,  II.  p.  734.,  III.  p.  323.  entspricht  gar 
keine  Stelle  der  nüoet.  Dagegen  findet  sich  das  Scholium  in  Rutil,  ed.  Heimb.l. 
p.  706.  mit  anderen  Worten  in  /7«>a  tit.  7.  §.  1.,  II.  p.  525.  in  IJeioa  tu.  30.«- 
§.  4.,  und  Rasil.  ed.  Fabr.  VII.  p.  ÜU4.  in  ntlqa  tit.  66.  §.  22.  wieder. 

**)  Es  ist  der  Codex  rescriptut,  dessen  ausgelöschte  Schrift  Batil.  lib.  XV— 
XVIII.  cum  tcholiit  geliefert  hat. 

***)  Die  Citate  sind  jedoch  oft  corrupt ,  wie  mich  die  Vcrgleichung  der  Konst. 
HS.  mit  Reitz  gelehrt  hat.  (Es  wäre  daher  voreilig,  aus  den  Zahlen  dieser 
Citate  auf  die  ursprüngliche  Einthcilung  des  Werkes  zu  schliessen.)  Wo  jene 
Zahlen,  wie  ich  sie  anführe,  mit  denen  bei  Reitz  citirten  nicht  übereinstim- 
men ,  habe  ich  die  abweichende  Lesart  der  Konst.  IIS.  befolgt. 
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Der  Name  des  Verfassers  der  TletQa  ist  unbekannt.  Aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  war  es  eio  Unterbeamter  bei  dem  kaiserlichen 
Gerichtshöfe  des  Hippodroms.  Denn  zuweilen  (tit.  6.  §.  15. 16-,  tit.  14. 
§.  18.,  tit.n.  §.  14.,  tit.23.  §.3.6.,  /<7.25.  §.22.68.,  til.43.  §.4.,  tit.51. 
§.  16.  29.,  Üt.  66.  §.  25.  —  vgl.  Delin.  68.)  werden  seine  Fragen 
und  Bemerkungen  von  den  oberen  Mitgliedern  des  Gerichtshofes  beant- 
wortet und  berücksichtigt.  Einmal  (tit.  6.  §.  16.)  referirt  er  seine 
Frage  und  dann  die  Antwort  des  Eustatbius  und  fügt  hinzu: 

xai  ovtw?  IXv6i  to  fr/r^*«  6  7Zcir(Jo<foq  ftdyurrooSy  dnoöotäfitroq  xai  iftl 
rrjq  iqutTiatwq,   naoayyeiXaq  rtooffexetv  xai  ot*  Jiä^oQOt  vopioi  ntoi  tov 
avTov  UyovGi  nqdyftaroq  xai  xvnovat  n&q  dqieiXu  xqIko&ou,  txai]  /iip, 
tlneo  ereoov  t*  tv  vofttxov  tvot&jj  ftra>c  ivavriöyavov ,  oi'tw  p.6vip  TtQOtfixetr, 
aXXäxaxd  ttjv  tw*  noXXüv  rofttor  Svvoiav  eQuijvtvur  xai  rijr  tov  £ro?. 
Ein  andermal  (tit.  25*  §.22.)  ist  es  6  ßtaryg,  der  ihm  seinen  Einwurf 
beantwortet.  Interessant  ist  besonders  tit.  25.  §.  68.  In  der  Gerichts- 
sitzung ist  eine  grosse  Debatte  unter  den  Richtern,  die  endlich  Eu- 
statbius erledigt:  da  wirft  der  Verf.  eine  Frage  auf  und  erzählt  nun: 

xai  ol  fiev  aXXoi  dtxaßrai  ptyaXwi  nooq  tovto  uttatfiaffav  . . .  6  di  ndytox^oq 

7tQoig>eqt  xavövas  xai  Xoyujftox«;  xtX. 
Vgl.  auch  eine  unten  mitzuteilende  Stelle  aus  tit.  15.  §•  10.,  wo 
Eustatbius  dem  Verfasser  alte  Documente  aufzusuchen  befiehlt. 

Was  die  Zeit  der  Abfassung  der  IUiQa  betrifft,  so  habe  ich  in 
meiner  Delin.  p.  68.  eine  Stelle  *)  angeführt,  welche  auf  die  Mitte 
des  11.  Jahrhunderts  hinweist.  Es  wird  darin  der  Kaiser  Romanus 
Argyrus  (1028  — 1034.)  paxaQkijQ  genannt,  ein  Beiwort,  welches 
regelmässig  nur  von  Jüngstverstorbenen  gebraucht  zu  werden  pflegt. 
Auch  tit.  58.  §.  4.  heisst  es: 

wOr*  xattdtxda&ij  6  yqvaq  naqa  tov  n  qoixodxa&aqiov  qta/iavov 
xai  xoixIot  <aooq  tov  ptTa  taCro  fiaxaoixov  ßaotXiaq  xtX. 

Endlich  reichen  die  Rechtsfälle,  welche  der  Verfasser  von  der  Mitte 
des  10.  Jahrhunderts  an  referirt,  nur  bis  auf  die  Zeit  jenes  Kaisers. 

*)  Es  ist  die  Stelle,  welche  mit  wenigen  Abweichungen  Basti,  ed.  Fabrot. 
VII.  p.  676.  steht.  Danach  denkt  M.  II.  p.  505.  bei  dem  in  dem  Basllikenscho- 
lium  genannten  Kaiser  mit  Unrecht  an  Romanus  junior. 
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Fragen  wir  nach  den  Quellen,  aus  denen  der  Verfasser  der  TIbiqu 
geschöpft  hat,  so  giebt  zwar  die  Ueberschrift  derselben  an,  dass  sie 
„doctrina  ex  actis  Eustathii  Romani"  sei.  Allein  diese  Ueberschrift 
ist  vielleicht  nicht  ächt:  oder,  da  die  Heina  nicht  blos  vor  Eusta- 
sius Roman us  verhandelte  und  von  ihm  entschiedene  Fälle  ent- 
hält, so  ist  diese  Ueberschrift  wenigstens  eine  de  nomin  atio  a  potior  i 
facta,  wenn  man  nicht  annehmen  will,  dass  sich  Eustathius  Ro- 
manus selbst  eine  Sammlung  von  älteren  und  neueren  Rechtfällen 
angelegt  halte,  aus  der  der  Verfasser  Excerpte  machte.  Indessen  von 
einer  solchen  Sammlung  ist  keine  Spur,  sondern  nur  davon,  das  Eu- 
stathius Romanus  seine  eigenen  vnofivr^iata  (Relationen  und 
Decisionen)  gesammelt  herausgegeben  halle  (Basil.  ed.  Hcimbach.U. 
p.  734.).    Und  wenn  nun  auch  diese  vTrofirfriaTa  vielleicht  von  dem 
Verfasser  der  Heina  benuzt  worden  sind,  so  hat  er  doch  wohl  der 
Hauptsache  nach  die  referirten  Rechtsfälle  nicht  aus  Privatakten,  son- 
dern aus  den  Gerichtsakten  unmittelbar  und  zum  Theil  aus  eigener 
Erfahrung  zusammengestellt. 

Interessant  ist  die  Heina  in  mehr  als  einer  Hinsicht*). 
Zunächst  wegen  der  klaren  Einsicht,  welche  sie  uns  in  den  Zu- 
stand der  Rechtsanwendung  im  10.  u.  11.  Jahrb.  gewährt:  die  „Juris- 
prudence"  oder  die  NopoXoyia  (wie  die  Neugriechen  sagen)  darzu- 
stellen, war  der  Hauptzweck  des  Verfassers  der  Heina.  —  Als  prak- 
tische Rechts  quellen  erscheinen  in  der  HeiQa  lediglich  die  Basi- 
liken (td  ßaatXixd,  ol  ßamliHol  dtltoi,  tb  eöayog  r&v  vofioDp),  und 
Novellen  des  Leo,  Romanus  und  Basilius  benuzt:  in  seltneren 
Fällen  wird,  namentlich  von  einigen  der  obersten  Richter,  bei  der 
Interpretation  einzelner  Gesezesstellcn  thcils  im  Allgemeinen  auf  die 
„araxad-anatg  räv  vopcjv"  von  Juslinian,  theils  auf  die  betreffen- 
den Stellen  in  dem  „xldtog"  des  Stephanus,  dem  „nldtog  rw> 
Ktoöfxw"  oder  dem  „xard  nodag"  des  Thaleläus,  und  in  den 
Summen  des  Cyrillus  und  Theodorus Bezug  genommen.  In  einigen 
dieser  Fälle  ist  es  klar,  dass  diese  Werke  neben  den  Basiliken  im 
Original  gebraucht  worden  waren:  so  z.  B.  tit.  16.  §.  9.:  "On  to 
yndcpov  vopifiov'  „67J.ro  nndypan  %  aitia  ernrnonog  ov  dtdotat"  cpi- 
Xoveixtj&ev  xai  ataaiaff&tv  nana  tcjp  xomojv  6  pdyiotQog  enewqaag 
dxnißwg  xa\  tov  eQ^vevr^v  ort'yavov  dvuyvovg  ovtag  ^Q^vevaev  wzX. 

*)  In  philologischer  Hinsicht  wegen  der  auftauchenden  Spuren  der  ^idXexrog 
Koivtj  oder  xa&ondovnivtj.  Ein  Curator  S.  SopAiae  ruft  ( tit.  66.  §.  26.)  bei  Ver- 
folgung eines  Uebellbäters  seinen  Sklaven  zu :  natfoa  <*?  dno&dvti !  Tit.  61 .  §.  6. 
schimpft  der  Prolospathar  und  TTQtoTovordQtoq  tov  yevtxov  Leon  einen  Kan- 
didaten: xeQ(XT<xv  xovQßaq  vlov! 
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In  anderen  Fällen  dagegen  ist  es  zweifelhaft,  ob  nieht  vielmehr  die 
betreffenden  Anführungen  auf  die  Scholien  der  Basiliken  zu  beziehen 
sind,  da  wenigstens  der  Verfasser  der  Huna  erweislich  schon  Scho- 
lien der  Basiliken  gekannt  hat.  —  Was  nun  die  Anwendung  dieses 
Quellenmaterials  betrifft,  so  lässt  sich  freilich  nach  den  Relationen 
in  der  Heina  nicht  behaupten,  dass  dasselbe  im  Allgemeinen  von  den 
Richtern  gehörig  beherrscht  und  gehandhabt  worden  sei.  Vielmehr 
nehmen  dieselben  meist  einzelne  Stellen  einseitig  aus  den  Basiliken 
heraus,  und  wenden  sie  auf  einen  concrelen  Fall  an,  ohne  dass  sie 
eine  Ahnung  von  gesunder  Interpretation  und  dem  organischen  Zu- 
sammenhange der  Gesezc  und  Rechlsinslitute  gehabt  zu  haben  schei- 
nen;  zuweilen  erscheinen  auch  ihre  Entscheidungen  als  völlig  will- 
kürlich und  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Gesezc.    (Zur  Begründung 
dieses  Unheils  berufe  ich  mich  auf  Reitz'ens  Anmerkungen  zu  den 
Stellen  des  Harmenopulus,   welche  aus  der  Heina  entlehnt  sind.) 
Freilich  hat  es  auch  nicht  an  tüchtigen  Juristen  namentlich  unter  dem 
Personal  des  obersten  kaiserlichen  Gerichtshofes  gefehlt,  und  insbe- 
sondere zeichnet  sich  Eustathius  Romanus,  der  die  verschieden- 
sten Richlerstufen  durchlaufen  hat,  in  seinen  Entscheidungen  durch 
Umfang  der  Gesczeskenntniss  und  richtige  Benuzung  aller  Hülfsmittel 
der  Interpretation  in  vorzüglichem  Grade  aus.    Leider  ist  nur  der 
Verfasser  der  Heina  selbst  ein  Mann  von  so  untergeordnetem  juristi- 
schen Verslande  gewesen,  dass  durch  die  erbärmliche  Fassung  sei- 
ner Relationen  die  richterlichen  Entscheidungen  oft  ganz  verkehrt 
und  unbegreiflich  erscheinen! 

Es  ist  natürlich,  dass  in  einem  Werke  wie  die  Heina  ausser  den 
die  „Jurisprudence"  betreffenden  Nachrichten  manche  andere  ge- 
legentliche Notizen  über  byzantinische  Zustände  vorkommen,  die  für 
die  Kennlniss  derselben  nicht  ohne  grosses  Interesse  sind.  Ich  will 
hier  einige  der  bemerkenswerthesten  Stellen  folgen  lassen. 

In  Beziehung  auf  die  administrative  Eintheilung  des 
Reichs  ist  zu  beachten  tit.  9.  §.  11.: 

"Ort  onbivvnoiüi  fdv  /oigta  iv  roiq  &tftafft  xcti  iv  noklatq  öioixyatGiVj  ov 
ndvxct  de  ftiäq  eloi  ötanotuaq,  dkXd  xalq  troQiatg  dtcxi(iovvrat  xai  tctiq 
dtoixrjGtat  xai  rolq  vnctTOi<;. 

In  Beziehung  auf  das  Sleuerwesen  verdienen  folgende  Stellen 
hervorgehoben  zu  werden:  sie  dienen  zur  Ergänzung  und  Berichti- 
gung des  von  M.  HI.  p.  103.  sm'vv.  Uber  die  Geschichte  der  Grund- 
steuerverfassung Gesagten. 

Tit.  9.  §.  0.     "Ort  otc  dvvarot  Jixdtoprat  mQt  xr^arwv  dvaxoiv<Z<Xna<; 
Hvtuv  yuöioiq  (tfö^eToV?),   tc*  /«V  oixela  aMv  drtft6(Sta  rj'rovv  rd  iv  tu 

■ 
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taoxtadixtft  dvayqaipofteva  txaGroq  XapßdvH,  rd  de  Xotnd  rSv  «fy/tofftwy,  el 
xai  noXXd  eUtiv  xai  GXfdov  elq  ntqiXkXeinrai  naXlrtjq,  ixetvoq  cfrxouovra« 
tx*w  ndvra  rd  rtov  #woiW  ixGrixta  drjfioGiay  xai  ol  dwaroi  ix  rovrtov 
fiaxqdv  dneXyXavra*.  xai  rovro  txqive  xai  6  ftdytGrqoq  intftiGOv  rov 
entGxonov  xqareiaq  xai  tw»  xXtjqovofiwv  rOv  narqtxiov  evGe- 
ßiov  elq  t6  xvqIov  räv  qvaxiwv. 

Tit.  9.  §.  10.  "Ot*  ixivijGi  nq  xard  tijq  fiovijq  twv  vtjGitüv  <oq 
ixovGriq  nXeiova  rönta  naqd  ro  reXovfievov  drjftoGtov  iv  t$3  xuo*<P  avxov. 
ol  di  rrjq  fiovijq  nqotxofttGav  xai  nqdotv  xai  XQVGoßovXXaq  duqtdq  vneq- 
ßatvovGaq  rov  xatqov  rijq  nqwrijq  vofio&eGtaq  rov  xvqov  $b>fiavov, 
nqotxofitGav  de  xai  tGoxwätxov  fyyqayov,  yqdg>ov'  „  fiiqoq  rqirov  rov  dyiov 
faxagiov,  fiiqoq  rqirov  rov  (iaX&ovu,  xai  intZyrovv  ix  rovtuv  xai  ro  rqirov 
fiiqoq  rov  xWßl0V  *a*  T0V  ^onov  rov  drj/iociov,  oneq  iv  tw  fooxtadixu  xoiv 
Xtaqimv  ixeXovv  fj  y  vopiGfiaratf)  fuXXiaqijGia  ig.  6  de  fidyiGxqoq  txqiviv 
y  dixawGiq  xrjq  fiovijq  nqoyiyovev,  itp  oh  re  ol  nqoxdxoxot  avxijq  tax** 
ini  to?c  dwqij&etGtv  avxrj^  et  xai  ftr/  dtjftoGtov  lätov  tix**y  tag  ro  veaqov 
S-eGntGfia  rov  xqaxovvxoq  ijfibiv  ßaGtXiwq  ßovXtxat.  ix  di  xrjq 
rov  dtjftoGiov  vqaGewq  xai  dwdfiiuq  ro  rqirov  fiiqoq  ndXiv  rijq  rov  xwoiov 
neqifUnov  (?)  xavxtj  Xafinqiüq  (paiverai  nqoGrjxov ,  yqovov  /uij  inttijrovfiivov  • 
fiaxqoxeqov  ydq  xai  ijXixa  rovrov  rf\  xyvGtvGei  ro  rijq  fiovijq  naqUrxijGiv 
laoxwSkxov.  dXX*  imlneq  avta&ev  raiv  xQÖvcov  ol  nqovoovvxeq  rijq  fiovijq  rd 
ix  dcctq>6qo)v  dcxaitov  nqoGovxa  elq  ev  Gvvayayövxeq  xai  zw  xqtxo)  ftiqsi  rov 
Xiooiov  doxeff&ivreq  ixtivavro  (?)>  ovtw  xai  ndXtv  £do£t  delv  aQxetff&ai 
xavxTjv  iv  rovrtoy  xai  iotvvij&ijvai,  el  nXtiova  dtanötet.  ovrwq  aTte^varo 
6  pdyiarqoq'  xai  ovx  edodO-tj  t\  ftovrj  nXiov  rov  roirov  läqovq  rov x^ov 
xaxixovoa  xai  xartöixcta&i]  6  ivdyav, 

Tit.  15.  §.  10.  "Ort  6  fH]rQ07ZoXirijq  xXavdtovnoXeoiq  nqo  xQovtav 
noXXwv  ilidoxo  xxrjua  xrjq  povijq  ßXdxvaq  7tQoq  ro  ftiooq  rov  naxqt- 
xiov  evffeßiov  xai  noXXwv  XQÖvtav  6*ie$QivGdvx<av  vaxtQov  ixlvtjoev  6  fitj- 
XQonoXirijq  ini  rov  payiffrQov  rovro.  xai  evowv  dteX&ovraq  rovq  rijq 
ixdoffttaq  XQÖvovq  iStxaiufft  rov  ftijrQonoXtrijv  dvaXaßtlv  ro  Xdiov  fttxd  xai 
xaqnuiv  xqovmv  rquav  xai  drjpotfiov  offov  £et£e»  avxfj  (/.  avrovq  )  vneQ 
rov  xrtjfictxoq  xaraßaXtlv.  dXXd  rrjq  itaqaSodetaq  fteXXovoijq  ylveO&ou  yiyovtv 
dfiq>ißoXia'  avvexvO"t}Oav  ydq  ol  bqoi,  inuSrj  iy  fiov?i  xai  lätoGrarov  etxe 
Ttqovofitov  xai  avaxolvwfftv  elq  ro  xüi^  'l0V  Tö>y  qvaxiuv.  xai  tf*a  ravra 
ndXiv  o  fidytGxqoq  <f*xaCwv  ixpijtpUfarOy  Iva  ro  pkv  idtoOrarov  xxijfia  rijq 
fitjrqonöXttoq  TteqwqiG&jj  ij  dyqdipotq  ij  iyyqdq>otq  ftaqzvqlatq'  —  ov  ydf> 
idtftaro  ro  nqoxo^^Ofievov  nqaxxtxov  dno  rov  fiiqovq  ryq  ftrjrqo7t6Xio>qy 
yeyovoq  pkv  naqd  voraqiov  navovtjX  xai  xqtrov  xai  I/o?  ntqioqi- 
Gpov  rov  xrtjfiaroq ,  ftrj  exov  de  vnoyqa<pdq  rj  ßovXXav  rov  xqitov'  —  iiptj^l- 
(Jaxoy  toq  eiqijrcuy  di  a/todwv  (/.  dnodeiteojv)  nfqioqtG&ijva*  ro  IdtoGraxov 
xrijfta.  rd  ftivxoi  iv  rr\  dvaxoivo)Gei  rov  xMQl0V  inttyrovfttva  ovrtaq  dulXtv 
evqe  ydq  iv  rtü  iGoxwdlxat  rov  /wotoi'  wq  dno  rtXiGftaroq  fyovGctv  rrjv  ftovijv 
dtjpoGiov  xai  dno  ptxa&ioeo)q  evovftivijv  elq  ro  IdiÖGtarovy  xai  ravra  einer 
tivai  rijq  fiovijq.  dvriXeyovrtav  dt  xüiv  xijq  ftyxqondXewq ,  ort  Idov  tv  xai 
Gxixy  t^?  fiovijq  yiyqanxat  „IriXtGe  davtrjX  tjyovfitvoq" ,  xai  xqivetq  rovrov 
ttvat  ffnertqov^  xai  6  dtvxeqoq  Grixoq  £x**  xekeGxijv  davujX,  xai  dtd  xi  xai 
rovrov  ov  rvnoiq  ctrca  rijq  fiovijq;  dvti<t>i\G*v  6  fidytGXQoq,  ort  iv  r$ 


Digitized  by  Google 


Ree.  v.  Hrn.  Dr.jur.  Zachariä  v.  Lingenthal  auf  Grosskmehlen.  609 

*wo/w  noXXoielaidaviifXy  xai  idp  Xdßrjxe  t$ovaiav  xßitq  xeXovftipovq  ari/ove 
vno  davtr;X  Xanßdpeip,  ovdiv  äan^ov  dq>rjaexe'  inei  ydo  t'aoxutdtxop  ytyove, 
xai  ol  xd  iaoxo'tdixa  yodyapreq  dxqißnap  «i/ov,  Iva  ,<>;  xoiq  mra  roy 
xvqov  Xiovxa  top  ßaatXia  dvpaaxdq  xe Xovpxaq  iyyqdyutotv  tiq  to  loo- 

xwdixov)  et  tvQOP  xaixop  dtvxtqop  davtrtX  fooi'/in  ov  ovxa ,  ndvrotq  dp  nqo- 
aeyydyavTO  xai  xo  „  rjyovuevos"  xai  infvaqxvQelxo  o  ari/oq  xrtq  ßtovijq'  inet 
de  to  xov  rjyov/iipov  idio>*ap  ovo/m,  doxel  o  ori/oq  /w(>it*x6c,  xai  did  tovro 
oi)  dvvanai  xvnüaat  avrov  rtjq  ftovijq.  xai  tjv  nqoit^rtiaq  ttiq  ioutt  ro  Xe- 
yöftevov  xai  rrtq  dXrfteiaq  Inivota.  evQeQivrotv  ydo  nao'  in  o  v  naXaioiv 
ixari/otv  nqoord^n  avrov,  nitre  pip  ariym  ei/ov  dapirtX  TiAfOVijr,  elq  de 
novov  elyt  nqoayiyqannivov  xai  to  „  f/yoi/uvo?44,  oneq  xai  ol  tooxutdtxdotot 
dntßdXXovro.  wüßt  d'  ovv  irinwaep  6  ndyiorpoqy  'Iva  ix  rov  vnoxexay- 
ftirov  xai  rtjq  dpaxotvo'.aeotq  xov  /ojqIov  dtjftöaia  (?)  dtatoeOÖiotv  ix  xov 
iooxMdlxov ,  xai  dtjiQfjae  xavxa,  xai  iutjqiaaro,  i'va,  ti  f,ev  ävvaxai  dt 
dnodfi$fo>v  iyyodyotp  ij  dyndtpup  diaiQ^aai  xo  oixeiov  xr*/m  jy  ftfjrqonoXtq, 
t/rj  xovro'  et  de  ov  dvvtj&j},  dnoXdßtj  dvadaanov  xov  ÜXov  vnoreray- 
fdvov  xov  xwQtov  xi\p  nqoai\*ovaav  avxj;  roiv  dtinooioiv  avttjq  yjjp,  dpxelnov 
oi  rfjq  ntjXQonoXeox;'  dXXd  xai  ol  dvxidtxoi  ijßUh  dvvaxoi  etat,  xai  did  xi 
nvxoiq  iaq  xrjv  Xotnqv  näoav  xov  xf"Qtov,  xai  ov  naqi/etq  ai'xot;  rd  oixtia 
drjfiöaia;  xai  iat;neto>aaro  6  ndytarnoq,  Iva  ixtirotq  diatQt&woi  rd  otxeia 
drinöata  xai  Xdßtaoi  xavxa'  xai  xd  Xotnd  /w^urixa  axot/tia,  tt/ttQ  xai 
pqmov  povov  nfQtkiXunxai,  iv  rw  x^Q'".'  **  T<*>v  noXtxötv  xXrjqoi Oftovp,  Xdßrj 
navxa  xai  t/fl'  nooxiixdxat  ydo  xovro  intQ  ndvxaq  xoiq  dvrarovq  i'/ttv  rd 
tmp  i£aXeig>tvxo)p  yviQixuiP  dr^öata. 

Tit.  36.  §.  23.*)  "Ort  oxL/op  drjttöatov  r^n^vevatp  o  fidyiax  ooq 
Ixovxa  ovxt»-  „ardoiq  xnnivfj  etq  to  avro  xoiqiov  ovp  yr\  dnoanaa&elati 
and  xov  avrov  xotQiov  tvdona  {an  'ißdofiaf)  xai  ardatq  nXrtaiov  toxi  oqo- 
Qiaoov  xa&wq  neqtoQta&rj  avv  popfl  rov  vdaroq  xai  röno)  xai  axdoiq  rov 
o/ict/oD  Tra^«  (/.xai)  toi*  tmaxonov  axivyivqq  (an  aeQyivr'^ //??)  xard  (/. 
xvqov)  dyaOovixov  xai  ardatq  öeodnaiov  xai  ardan;  qi?.rj  rov  ddfXifnv  avrov 
xetfiir?]  iv  rtoavriji  /wo/w  xov  nXaarov  xai  ardatq  nirtov  ardatq  rov  XQWov 
xai  ntqoq  ardaffoq  <rioq>iXov  xai  dßqafuov  vlov  avrov  xai  ardatq  rov  xaX- 
Xiarov  nqa  .  .  t  .  .  oydoop  iv  tw  a\)ru>  x''>Ql,!>  nctnyiXov  nefJtßoX  . .  .  xetjuivrj 
ip  tw  avräi  /wotw  did  ßaaaaxiov  aiv  römo  Xeyoftirto  nrjyadto).'1,  ovro>  rov  . 
aüxov  (fou^ovroq  dttyvuta&tj,  ort  rono(teaiat  xixwQtanivat  dXXrtX(ap  avpe- 
yoayjyaav,  xai  dtjXovrat  ixdart}  nüiq  oivoftaarai  xai  nov  dtdxurat.  xai 
noo)rt]  ordaiq  avr?i  •  xttfiivt]  iv  tw  arrw  XOtoty  ovv  yfj  dnoanaafheia*]  dno 
xov  avxov  xmqIov  ei  dona'  ip  Tcrirtfl  fiegidi  rj  „avp"  nQÖOtaiq  xr}p  i'vwaiv 
aneoyaCtrai.  devreqa  de'  axdöiq  nXqaiop  xov  OQOtfiaaov  xaOd  neqio- 
Qio&tj  avp  poftfi  to*  vdaroq  xai  xonta.  xqixtj'  ardatq  rov  6fiaXov  xai  tov 
entaxonov  axevyivrjq.  r  e  r  d  q  r  tj '  ardatq  &todoaiov  xai  q>iXtj  rov  ddeXpov 
avrov  xetfiivTj  ip  rot  /wo/w  xov  nXaarov.  ninnrri'  ardotq  /terCoi;  xai 
araatq  XQv<3ov  xai  ardatq  xaXXiarov  xeiftivt]  iv  rü  airoi  XNßfy  dtd  ßaaaa- 
xaxtov  ovp  rontf)  Xeyofttvot  nfjyadioj'  ngootvouaanipov  ydo  rov  nanyiXov  " 
ip  xfi  nqorjyovtitv;;  ardnu  iv&vq  t'nerai  ordaiq  xeifitv?]  ip  tw/w^'w.  ovt<»k 


*)  Die  HS.  ist  hier  wegen  orthographischer  Fehler  und  ungewöhnlicher  Ab- 
kürzungen schwer  zu  lesen. 
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StcuQioaq  Taq  ordbeiq ,  xou  tov  tfW/ov  tiXoq  ta  toia  vo/Atapara  fuXXiaQijaia 
&  tpöXXetq  j  (/.  ty)      «5  IpiQtOiv,  eXtovv  dv<*  *o>«o>a  ijfttav  (pöXXttq  t&'. 

Ich  will  nicht  versuchen,  diese  Stellen  zu  übersezen:  sie  lassen 
sich  nicht  in  deutscher  oder  lateinischer  Sprache  wiedergeben  ohne 
weitläufige  Untersuchungen  über  das  byzantinische  Katasterwesen. 
Dazu  sollte  aber  hier  nur  einiges  Material  mitgelheilt  werden. 

Am  bedeutendsten  ist  die  Ausbeute  derJhiQa  für  die  Kennlniss 
des  byzantinischen  Gerichtswesens,  worüber  M.  III.  p.SS.suivv.  sehr 
ungenügend  gehandelt  hat.  Mortreuil  hätte  seine  Darstellung  an 
die  Bestimmungen  der  Epanagoge  tit.  4.  5.  6.  7.  und  namentlich  die 
der  Basiliken  üb.  VI.  sqq.  anknüpfen  sollen,  wo  er  dann  sofort  zu  der 
Erkeuntniss  gekommen  sein  würde,  dass  auch  noch  zu  den  Zeiten 
des  Kaisers  Basilius  Macedo  und  noch  lange  Zeit  nachher  im 
Ganzen  die  justinianeischen  Einrichtungen  bestanden*).  Es  haben 
sich  nur  theilweise  die  Namen  der  Behörden  geändert,  und  die  Auf- 
gabe ist  hauptsächlich  die,  diese  Umwandlungen  nebst  den  sonstigen 
Modifikationen  nachzuweisen. 

In  den  Provinzen  erscheint  noch  immer  der  Präses  als  der  Or- 
dinarius judex:  nur  die  Abtheilungen  der  Provinzen  sind  zum  Theil 
andere  geworden  (vgl.  Delin.  p.  5.)*  In  der  IJeiQa  kommen  als 
Richter  vor  ein  xQirtjg  peGonotafju'ag  (7.,  16.),  ein  xQtrt]g  nshinovvt]- 
aov  xal  iXXdöog  (51.,  25.  64.,  6.),  und  hie  und  da  &eftaTtxol  &Q%ovtz<i 
oder  bmofftai.  Auch  judices  pedanei  werden  als  eine  bestehende 
Einrichtung  erwähnt;  tit.  51.  §-10.  heisst  es: 

"Ott  jrapcu&xaKrrq«  Xiyetat  6  do&eiq  tlq  SIhtjv  diayvwp<ov  naqa  aqxovroq 
&ef**ttxov  U  xqchov,  ov  fiyv  avroq  <2v  dixaorrjq  oiö*  naga  ßaßdmq  do&f  'tq, 
wq  ßt.  C  ti.  axai  ZxQtvtv  6  näyiGTQoq  im  dixfl  xivTj&eioy  tlq  to  otevöv 
naxa  tov  fiytQono Xirov  peXitiv  rj  q,  o/toivq  xa«  eiq  tov  doptatinov 
tov  paqivov. 

Die  Appellation  aus  den  Provinzen  geht  entweder  an  das  kaiser- 
liche Tribunal  oder  an  ein  anderes  Obergericht  in  Konstantinopel. 

In  der  Hauptstadt  sind  die  Praefecti  Praetorio  mit  ihrer  Juris- 
diction zwar  verschwunden  (vgl.  meine  lävtxdota  p.  230.),  im  Uebri- 
gen  aber  scheint  die  alte  Organisation  der  Gerichte  mit  wenigen  Mo- 


*)  Durch  das  Verkennen  dieses  Zusammenhangs  ist  M.  zu  verschiedenen 
Irrthümern  geführt  oder  an  dem  Erkennen  der  von  Anderen  gemachten  Fehler 
gehindert  worden.  Was  er  über  die  vier  in  der  Novetla  Mannelit  Cnmneni  bei 
Lobbe  Obs»,  in  Syn.p.  \0i.sgg.  erwähnten  Gerichtshöfe  sagt,  ist  grösstenteils 
völlig  grundlos.  Es  würde  hier  zu  weit  führen ,  die  Gerichtsverfassung  über  die 
Zeiten  der  Ihlga  hinaus  zu  verfolgen:  nur  das  will  ich  noch  bemerken,  dass 
auch  in  dem  ScAol.  zu  Hmil.  hb.  VII.  tit.  1.  rubr.  (ed.  Heimb.  p.  240.)  die  vier 
Gerichtshöfe  aufgezählt  werden.  Vgl.  auch  unten  $.  9. 
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dilicationen  fortbestanden  zn  haben,  nur  dass  die  kaiserliche  Gerichts- 
barkeit, —  ausgeübt  theils  in  dem  alten  Auditorium  prineipis  theils, 
für  einzelne  Fälle,  durch  Committiruog  von  Einzelrichlero  aus  der 
Zahl  der  Magistrate  oder  der  Protospalbarien,  — in  der  [leiqa  wenig- 
stens eine  weit  überwiegende  Bedeutung  hat.  Hier  kommen  als  Un- 
terrichter häufig  ein  dixaortjg  oder  xoiiyg  schlechtweg  (einer  von 
den  &etoi  öixoujtcu  der  Nov.  82.)  vor,  zuweilen  der  Prätor;  höhere 
Gerichte  sind  die  des  Praefectus  urbi  (enagxog),  des  Quästor  und 
des  ÖQovyyaQiog  trjg  ßiyhjg  (des  alten  Praefectus  vigitum);  *)  darüber 
steht  der  kaiserlicher  Gerichtshof  (ßaaihxov  ßijpa  oder  ÖtxaffiijQiov), 
in  welchem  die  obersten  Magistrate,  auch  die  eben  genaooten,  nebst 
mehreren  Protospalharien  zuweilen  unter  dem  Vorsiz  des  Kaisers 
selbst  zu  Gericht  sizeo  **). 

Es  werden  in  der  Iteioa  die  Vorsteher  und  Mitglieder  dieser 
Gerichtshöfe  bald  einzeln  bald  in  der  Mehrzahl  richtend  erwähnt; 
bald  mit  Namen  bald,  wenn  es  damals  bekannte  Leute  waren,  nur 
nach  Rang  und  Würde;  bald  so,  dass  man  bestimmt  erkennt,  von 
welchem  Gerichtshofe  die  Rede  ist,  bald  nicht,  in  welchem  Falle  je- 
doch nach  der  ganzen  Anlage  des  Werkes  regelmässig  an  Mitglieder 
des  kaiserlichen  Gerichtshofes  oder  an  solche  gedacht  werden  muss, 
denen  der  Kaiser  die  Entscheidung  eines  Rechtsfalles  speciell  über- 
tragen hatte.  Die  richterlichen  Personen,  deren  GqpeuoGeig  oder 
vTropvrjfjiara  am  häufigsten  erwähnt  werden,  sind 

|.  6  ÜQovyyaoiog,  worunter  der  udyag  dQovyydotog  tijg  ßiykyg  zu 
verstehen  ist,  der  bald  in  seinem  eigenen  Gerichtshöfe,  bald  spe- 
ciell ix  TtQoato^mg  ßaaiXixijg,  bald  als  Mitglied  des  kaiserlichen 
Gerichtshofes  erscheint.  Sein  Name  wird  in  der  IleUia  nirgends 
genannt. 

2.  o  ßsattjg,  wohl  Mitglied  des  kaiserlichen  Gerichtshofes,  obwohl 
er  häufig  allein  als  Urtheilsfäller  auftritt.  Sein  Name  wird  eben- 
falls nicht  genannt:  denn  er  scheint  nicht  identisch  zu  sein  mit 
dem  6  ße'aiyg  oigmixog,  der  gelegentlich  ( tit.  53.  §.  2.)  als  Vater 
einer  Prozessparthei  genannt  wird,  auch  nicht  mit  dem  ßoQÖag  6 


*)  Ein  Gerichtshof  des  Rationatit  (Basti.  Hb.  VI.  tit.  23.)  —  später  hiess  er 
Xoyo&htjq  nal  ini  rüv  Hqioewv  xov  y$vtxov  —  scheint  in  der  IJiiQa  nicht  vorzu- 
kommen. Das  to  twv  7ZD(OToana8<XQio>v  dixcKTtrjQtov ,  welches  UtiQa  tit.  25. 
$.  3.  vorkommt,  ist  wohl  der  kaiserliche  Gerichtshof. 

**)  Nach  der  vorhin  citirten  Nov.  Manueli*  scheinen  dieselben  Individuen 
häafig  Mitglieder  verschiedener  Gerichtshöfe  gewesen  zu  sein.  Der  kaiserliche 
Gerichtshof  war  im  Hippodrom ,  wo  übrigens  auch  noch  alle  oder  mehrere  andere 
obere  Gerichtshöfe  ihren  Siz  gehabt  haben  mögen. 
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ßt&ryg  (tit.  64.  §.  1.  —  cf.  Dclin.  p.  58.)»  der  als  Mitglied  des 
kaiserlichen  Gerichtshofs  genannt  wird,  zu  einer  Zeit  wo  Eusta- 
thius  Romanus  ein  junger  Richter  war,  während  der  fragliche 
6  ßeorye  mit  dem  Eustathius  noch  in  spatern  Jahren  (z.  B. 
tit.  46.  §.  4.)  zusammen  Richter  ist. 

Endlich  und  hauptsächlich 
3.  6  iiuytatQog,  auch  6  natQtxiog  schlechtweg,  welcher  Nie- 
mand Anderes  ist,  als  Eustathius  Romanus,  von  dem  uns  noch 
sonst  Einiges  in  oben  angeführten  Scholien  der  Basiliken,  ferner 
ein  Fragment  neyi  vnoßolov  (Delin.  §.  50.  M.  II.  p.  463.)»  end- 
lich ein  vnopvijfM  neQi  dvo  i£a8s).q;.<ov  Xnßovtcav  dvo  t£adeXq>as 
(bei  Leunclav,  JGIt.  I.  p.  414.)  erhalten  ist.  Der  Beweis  liegt 
in  rht(ia  tit.  25.  §.  3.,  tit.  46.  §.  4.,  tit.  49.  §.  2.,  wonach  o 
ytatQog  und  6  mxtQixiog  identisch  sind,  und  tit.  24.  §.  4.  5.,  tit.  49. 
§.4.,  tit.  64.  §.1«,  wonach  der  6  natQtxiog  eben  Eustathius 
hetsst.  Die  Würden  eines  Magister  und  Patricius  werden  dem 
Eustathius  auch  in  den  Titeln  der  eben  genannten  Stacke  bei- 
gelegt. 

Nach  einer  gelegentlichen  Bemerkung  in  einer  Nov.  Basilii  bei 
Leunclav.  JGR.  II.  p.  173.  stammte  er  aus  der  alten  Familie  der 
MaleVni,  und  war  der  Söhn  des  Palriciers  C  onstanlinus  Maleinus. 
Er  selbst  erwähnt  in  der  lUXqa  ( /i7v30>  §.  47.)  eines  Vorfahren, 
der  auch  Mitglied  des  kaiserlichen  Gerichtshofs  war:  „xui  tovro  sle- 
yev  6  fidytGTQog  naXmov  dtxaatijv  aoqbv  nQomtnnov  avtov  im  ßam- 
Xtxov  dixaortjQiov  xqTvcu."  In  der  üeiQu  lässt  sich  seine  ganze  Lauf- 
bahn durch  alle  Würden  hindurch  verfolgen:  er  war  der  Reihe  nach 
htog  xQtiqg  (wohl  noch  unter  Nie ep hör us  Phocas:  tit.  30.  A  §.  46., 
tit.  64.  §.  1.),  i%dxr<x>Q  (tit.  44.  §.  1.),  xoicliomq  (tit.  16.  §.  20.,  /«7.51. 
§.  29.),  TtQmoGna&uQiog  (tit.  61.  §.  4.),  fivanxbg  (tit.  65.  §.  1.),  pd- 
yuTtQog  und  mxtQtxiog  (als  jener  wird  er  in  der  angeführten  Nov. 
Basilii  von  996.,  als  dieser  in  dem  citirten  vno^vrjfKt  von  1025.  ge- 
nannt). Dass  er  ein  sehr  tüchtiger  Jurist  war,  ist  schon  oben  her- 
vorgehoben worden.  Der  Verfasser  der  neigen  giebt  ihm  häufig  die 
rühmendsten  Beinamen,  und  kann  sich  tit.  49.  §.  4.  nicht  enthalten 
bewundernd  auszurufen :  toiovtov  i^i&ero  vnopvrjua  6  Oavfidütog  ärqQ 
xui  et€Qu  pvQta  fyov  {^avfiaaicksQa,  xal  i&avpaaratOt]  mxQcc  ndvnav 
uam-Q  ijv  u&og  xameQ  xal  eig  tä  dXXa  ndvxa  Vavpa&fievog. 

Zum  Schlüsse  dieses  Paragraphen  möge  noch  eine  Stelle  der 
TletQa  mitgetheilt  werden,  die  nicht  nur  für  die  Beurtheilung  des 
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Verfassers  der  Heina  interessant,  sondern  auch  auf  das  Gerichts* 
wesen  jener  Zeiten  einiges  Licht  zu  werfen  geeignet  ist. 

Tit.  LI.  §.  29. 

"Ort  t£  naqatrovftivta  rov  dtxaortjv  trj'  fjßiqat  didovrat  eiq  did<Sxt>t-tv% 
tiore  ivroq  deitat,  ort  ex&qoq  avrov  iotiv ,  ort  dxaxa&Vfitoq  airov  ta«,  xai 
rd  Xomd  rd  toj  vom»)  neqtexöfteva.    ioxi  de  xai  ixtqoq  vonoq  Xiyw  „o/off- 
dijnoxe  dtxaortjq  ßijftaroq  nqoeoxuq  tj  ixiqav  t/tav  t'Sovoiav  dtxatodoaiav 
tyu  xarci  rtov  avvatvovvrwv  xai  vnoßaXXovriov  iavrovq.    owatvei  de  6  ytvutf- 
xiov  j»^  vnoxiia&at.  rjj  dtxatodoßia  avrov.    ei  ydq  nenXav rjfiivmq  ivöptKtv 
vnoxeloBat  y  ixeqov  dv&  exiqov  vntiXtjq>ev  ij  dv&taxdftevov  avxov  ijvdyxaatv 
bnqaixo)q>  ovx  lo/va  xar  avrov  jj  dtxatodoaia utq  ßt.  £'  xi.  e  K«y.  ß  • 
rovroj  r(p  v6fta>  i/QtjaaTO  6  ftdytOrqoq  tlq  at}uuwoiv ,   xaxadtxd^v  dt- 
xaortjv  xov  nqairwqa  iXxvoavxa  yoralxa  rov  dvtf*ä  tiq  dtxaorqqto* 
avrov,    *Va  Xdßri  dlxtjv  nqoxqt&etaav  naq*  avxov  rov  fiayiarqov  Ixt 
xotattfTwjo?  o»roj.    xai  qqtärqoa  iytö'  n<aq  ovroq  ftiv  6  voftoq  Xiyuxöv 
dixaaxfjv  rov  tXxovra  eiq  dtxaorrjqtov  rov       ovvatvovvra  dv&qutnov  vno- 
xeio&at  tw  neqi  ßiaq  xai  (iq  ia/vuv  ri\v  dtxatodooiav  xov  dtxaGxov  xai 
avxov y  6  de  txeqoq  vopoq  qitjoiv,   6'xi  tw  naqatxovftirw  xov  dtxaoxrjv  tij 
tjfieqat  didovrat  nqoq  didaxet}tv  otv  ivroq  et  fit}  dei$it  aixiav  evXoyov  dno- 
Xvovffav  avrov  rov  dtxaorov  dvayxdttrat  notftv  naqd  rw  avrü  dtxaorfj 
\6yov;  xai  fiqurjvtvüfv  6  ooq>6q  ftdytarqoq  ovrotq'  ort  dyoqftai  TioXXai 
iioi  rüv  dv&Qb'mwv  xai  xdv  dixaoraiv.    ol  fikv  ydq  rtäv  dvOqoinwv  eiaiv  ini 
ralq  &vqatq,  xai  vnöxttvxat  xalq  ixatquaqxeiatq  xai  rot  nqotro- 
ßeartaqitp"  ol  de  nXiovat  xrjv  &dXaffOav ,  xai  vnöxuvrat  tw  naqa&a- 
Xaoairi}'  ol  di  nXüj'iftoi  rot  dqovyyaqiut'  ol  de  xi!iv  xt/votv  x  $  indoxy 
oi  de  mqi  Sta&tjxaq  r<ji  xoiaiCxotQi.    idv  ovv  rtq  t/otv  d'txtjv ,  oxiovxdXrj- 
&t\q  iaxtv  r\  dia&^xrjj  iXxvffei  rov  dvridtxov  avrov  naqd  roj  t'^ap/w,  6 
de  afAVtiöxij&jj  xai  ytjvicrHxai  xi  xax  avxov    6   t/ra^/o;,  ovx  iüxvti  iy 
fiixaiodooia  *    opoiiaq  xai  idv  neqi  xexwXi'ftivbiv  ßXaxiiov  tj  iriqaq  xlxvqq 
xivoiv  riq  dixtjv  iXxvov[  xov  dvridtxov  ini  xoj  naqa&aXaOOixr^,  ovdiv  ini 
rovn»  dvvarat  rt  dixaiodoaia  rov  naoaO-aXaffffixov'  xai  ini  röiv  dXXwv 
dftoiotq.    idv  de  mqi  XQ^ovq  ivdytj  riq  xard  rivoq  fitj  vnoxHpivov  rtvi  dqxjj 
naqd  di*aor*[  w  ßovXtxai,  6  de  ivayoptvoq  naoatxeirat  rov  dixajxtjv ,  rore 
iveoyei  o  extqoq  vopoq  o  Xiyoiv  didoffOat  rw  naqatxovulvot  itf  fjß.iiqaq,  iva, 
ei  H*l  ivroq  rovxmv  <JfZ£*J  tov  dixaoxtjv  dxaxa&vptov  airüt  fj  ix&qov  tj  <piXor 
rov  dvxid'txov  17  rd  Xomd,  xai  äxwv  iXxvodfi  nuq  avxov  xai  xtjv  inayofnivqv 
avrot  xara  xov  avxiöixov  Xvai\  ivoxyv ,  ^wv  tiq  ßotj&etav  rov  xtjq  txxXqxov 
xatqöv.    dxara&vptov  de  iXtye  dtxaoxtjv  eivat  rov  6qyiXovy  xov  o^vxoXov 
xai  rd  ö/iota. 

§.  5.    Enchiridia  juris  privata. 
(DeKn.$.42.i$.  Mortr.  II.  p.  390 — 435.  III.  p.  270  —  298.) 

Es  cursirten  im  byzantinischen  Reiche  ausser  den  Legalcompen- 
dien  eine  grosse  Menge  klciuerer  Rechtsbücher,  von  denen  Einige, 
wie  z.  B.  das  des  Michael  Attalcnsis,    eigens  zum  Rohufe  der 
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Publication  ausgearbeitet,  Andere  von  Theoretikern  oder  Praktikern 
zunächst  zum  eigenen  Gehrauche  zusammengetragen  worden  waren, 
zum  Theil  aber  mehr  oder  minder  zufällig  auch  in  Abschriften  ver- 
vielfältigt worden  sind.   Eine  grosse  Menge  der  Lezteren  ist  in  mehr 
oder  minder  zahlreichen  HSS.  erhalten.     Unter  ihnen  bilden  eine 
eigene  Klasse  diejenigen,  welche  sich  als  Ueberarbeilungen  und 
Verarbeitungen  der  drei  Legalcompendien  (Ecloga,  Proehiron^  Epa- 
nagoge )  und  der  Epitome  von  920.  charakterisiren.    Diese  Klasse 
ist  besonders  dadurch  merkwürdig  geworden,  dass  sie  zu  den  vielen 
literarischen  und  historischen  Streitigkeiten  Uber  die  drei  Legalcom- 
pendien die  hauptsächlichste  Veranlassung  geworden  ist:  man  hatte 
sie  mit  diesen  verwechselt  und  war  dadurch  in  eine  endlose  Confu- 
sion  gerathen.    Ich  habe  zuerst  1837*  in  meiner  Ausgabe  des  IIqo- 
XetQog  vopog  den  Knäuel  zu  entwirren  gesucht,  und  1839.  —  nach 
neueren  Studien  zu  Wien,  Venedig,  Florenz,  Rom,  Neapel  und  in 
den  griechischen  Klosterbibliotheken  —  noch  einmal  in  meiner  Deli- 
nealio  eine  kurze  Aufzählung  dieser  von  mir  in  einem  engeren 
Sinne  sogenannten  Enchiridia  juris  privata  gegeben.   M.  ist  meinem 
Beispiele  gefolgt,  ohne  jedoch  den  Grund  der  von  mir  beliebten  Ab- 
sonderung dieser  Klasse  von  Rechtsbüchern  gehörig  aufzufassen,  und 
ohne  im  Stande  zu  sein,  die  Differenzen  zwischen  dem  im  ÜQox^og 
vofwg  und  in  der  Delineatio  Gesagten  genügend  auszugleichen*).  Ich 
bin  daher  genüthigt,  zu  dieser  an  sich  wenig  interessanten  Materie 
hier  eine  kleine  Nachlese  zu  geben. 

Zuvörderst  bemerke  ich,  dass  in  der  Delineatio  §.  42.  nur  die- 
jenigen Rechtsbücher  dieser  Klasse  aufgezählt  sind,  die  ich  aus  eigener 
Durchsicht  von  HSS.  kenne.  Es  giebt  deren  aber  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  noch  mehr.  So  ist  z.  B.  das  Rechtsbuch  im  Cod.  Monac. 
309.  (Mortr.  HI.  /?.  295.  not.d)  —  dem  Proehiron  sehr  ähnlich — 
ganz  eigenthümlich;  der  erste  Titel  (von  Herzog  herausgegeben) 
stimmt  mit  keinem  der  mir  bekannten  Rechtsbücher  dieser  Art. 
Ebenso  sind  das  Rechtsbuch  im  Cod.  Taurin.  105.  (vgl.  Proehiron 
p.  CCII.),  und  das  von  Mynas  nach  Paris  gebrachte  Proehiron  viel- 
leicht Verarbeitungen  der  Legalcompendien,  wie  sie  sonst  in  HSS. 
nicht  vorkommen.  Endlich  mögen  eine  Menge  hieher  gehöriger  Rechts- 
bücher verloren  gegangen  sein.  So  hat  z.  B.  xm'Cod.  Vatic.  640, 
fol,  290-  eine  zweite  Hand  zu  der  Ueberschrift  der  dort  beginnenden 
Ecloga  ad  Proehiron  mutala  hinzugeschrieben:  »Ev  «Um  ßtßk'y 

*)  Auch  die  in  den  Wiener  Jahrbüchern  Bd.  87.  S.  80.  f.  gegebenen  Nach- 
träge hat  er  hier  nicht  beachtet. 
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naXaiot drtp  Icodwdpy  ovrag  rp  ?  irnygayr}'  'Et  oropati  tov  deg- 
norov  (tjöov  xQiatov  tov  {reov  qp&ir  avtoxQatoQeg  xaiaaqeg 
ßactleig  xeotarattttog  xal  Xstov  xal  Qtopatog  evrvxetg  evot- 
ßeig  tv8o%oi  vixijiai  iQonaiovxoi  deiaißaatoi  matot  av- 
yovGioi" ,  und  dieselbe  Hand  giebt  im  Folgenden  aus  dem  dXXo 
ßtßXt'ot  hie  und  da  am  Rande  Nachtrüge  und  Zusäze:  ein  Rechtsbueb 
mit  einer  solchen  Ueberschrift  kommt  aber  meines  Wissens  in  keiner 
bekannten  HS.  vor. 

Zweitens  habe  ich  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  ich  die 
in  diese  Klasse  gehörigen  Rechtsbücher  in  der  Dehn.  §.42.  in  chro- 
nologischer Reihe  aufzuzählen  versucht  habe.  M.  scheint  dies  über- 
sehen zu  haben:  denn  er  stellt  (II./;.  414.)  die  Epanagoges  tituliXlll., 
welche  ein  Auszug  aus  der  Epanagoge  cum  scholits  sind,  derLez- 
teren  voran*).  Uebrigeus  bat  M.  eine  ganz  andere  Anordnung  — 
nach  der  inneren  Verwandtschaft  —  versucht,  die  freilich  bei  unge- 
nügender Kenntniss  jener  Rechtsbücher  nicht  ganz  gelingen  konnte: 
so  ist  z.B.  das  VaUcanum  (II.  />.  412),  wohl  die  nächste  Quelle  der 
Ecloga  ad  Prochiron  mutata,  zu  sehr  von  dieser  getrennt. 

Endlich  will  ich  hier  das  Verzeichniss  von  HSS.  der  Legalcom- 
pendien  oder  der  darnach  gearbeiteten  Privat-Rechlsbücher,  welches 
ich  in  meiner  Ausgabe  des  llgoxeiQog  v6f*og  p.  CLXXXVI — CCV.  zu 
geben  versucht  habe,  nach  meinen  späteren  Studien  berichtigen  und 
ergänzen.  In  dieser  Weise  dürfte  auf  die  einfachste  Art  weiteren 
IrrlhUmern,  wie  sie  sich  auch  noch  bei  M.  finden,  begegnet,  und  zu- 
gleich das  Nöthigsle  zum  Verständniss  der  in  der  Delineatio  gege- 
benen Notizen  mitgetheilt  werden.  Es  sind  in  jenem  Verzeichnisse 
f>5  Handschriften  unter  forllaufenden  Nummern  aufgeführt,  von  denen 
ich  damals  26  selbst  durchgesehen  hatte,  seitdem  aber  noch  weitere 
21  verglichen  habe.  Die  hienach  zu  machenden  Nachträge  sollen  zu 
den  betreffenden  Nummern  des  gedachten  Verzeichnisses  zusammen- 
gestellt, und  an  den  passenden  Orten  sollen  die  ausserdem  noch  in 
der  Zwischenzeit  zu  meiner  Kenntniss  gekommenen  oder  von  mir  ent- 
deckten Handschriften  eingeschaltet  und  besprochen  werden. 
1  —  3.  — 

4.  (Cod.  Bienerianus.)    Diejenigen  Blätter  dieser  HS.,  welche 
einen  Theil  der  Jppendix  Eclogae  enthalten,  stammen  aus  dem 

*)  Er  ist  hier  dem  Irrthum  in  meinem  Prochiron  p.  XCV.  treu  geblieben. 
So  erinnert  auch  das,  was  er  S.  416.  über  die  Epanagoge  cum  tchoia*  sagt,  zu 
sehr  an  die  Irrthüraer,  die  ich  im  Proch.  p.XCVII.  begangen,  und  passt  gar 
nicht  zu  dem,  was  M.  II.  p.40.  aus  meiner  Deiineatio  über  die  angeblichen 
HSS.  der  ursprünglichen  Epanagoge  copirt  hat. 
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Cod.  Laurent.  IX.,  8.,  wo  diese  Blatter  zwischen  fol.  350.  o.  351. 
herausgerissen  sind.  Die  Blätter  aus  der  Epitome  dagegen  sind 
aus  dem  Cod.  Laurent.  LVL,  13.  losgerissen,  wo  sie  an  den 
geeigneten  Stellen  fehlen. 

5.  — 

6.  (Laurent.  IX.,  S.J  Enthält  fol.SS3.sqq.  die  ächte  Ecloga  mit 
ihrer  Appendix.  (Vgl.  jedoch  oben  zu  4.)  Bandini's  Katalog  ist 
in  dieser  Beziehung  fehlerhaft.  Meine  Vermuthung  (Prochiron 
p.  333.),  dass  der  Cod.  Bodlej.  Rawlinson  158.  den  zu  dieser  HS. 
gehörigen  mva£  enthalte,  war  irrig. 

7.  (Laurent.  LXXX.,  6.)  Fol.  tä.sqq.  befindet  sich  das  Rechtsbuch, 
welches  ich  ehedem  (Proch.  p.  309.)  einfach  für  die  Epitome  ge- 
halten, in  der  Delineatio  aber  Epitome  Laurentiana  genannt 
habe.  (Vgl.  auch  Wiener  Jahrb.  87.  S.  80.)  Dasselbe  hat  gar 
keinen  Titel,  sondern  beginnt  schlechtweg  mit  der  Vorrede  Ti^g 
fieyaXoyvovg.  Wittels  Angabe,  dass  die  ersten  40  Titel  mit  denen 
des  Prochiron  übereinstimmen,  ist  nicht  ganz  genau.  Im  Texte 
kommt  z.  B.  iL  W.  zweimal  vor:  das  erstemal  (aus  der  Epitome) 
mit  der  Rubrik:  tisq!  iyyvtjrcav  xai  pavÖaioQow:  und  unmittelbar 
darauf  wieder  iL  tzcqI  avatdaecog  xoivcovtag.  Hinter  iL  x'.  ttsqi 
Xweag  xoivcovtag  ist  eingeschaltet  der  iL  ta.  ttsq)  ndxiov  rjioi  avp- 
yowwv  aus  der  Epitome.  Auch  sonst  sind  die  Titelrubriken  häufig 
weitläufiger,  als  die  im  Prochiron ,  wie  denn  auch  der  Text  der  ein- 
zelnen Titel  aus  Prochiron  und  Epitome  („ix  tov  iieyot).ov  ßißliov" 
wie  es  einmal  genannt  wird)  zusammengesezt  ist.  Die  Titel  41  — 
50.  haben  nach  dem  mvaS  folgende  Rubriken,  die  aus  der  Epitome 
entlehnt  sind: 

ti.  fia.  7tf  qi  ßiaq  xai  dqnayijq  nqayndtbiv  xai  dyqoiv  xai  ntqi  ataaiaatdv 
xai  drttXatbiv  xai  ntqi  xataCtdoioiv  xai  ifxnqtiOfAwv  xai  neqi  tcuptav. 

ti.  pfi.  mqi  twv  öijftevoftivtav  iv  tw  q>ioxoi  xai  mqi  äva^rjTQV^tvoiv  xai  neqi 
denoQTarevofitviov  xai  neqi  alqioetav. 

ri.  ny.  mqi  vßqt<av  xai  neqi  dfiaqttjf*dto)v  iXtvdiqwv  ti  xai  SovXwv. 

ti.  fid'.  ntqi  Ovxotpavttwv  xai  xattjyoqtdiv  xai  mqi  dqXato  qutv  xai  neqi 
nXaffrov  xai  ntqi  doXov  6tnXaotat,onivov  xai  neqi  &qoavqov. 

ti.  fti.    neqi  xXenttav  xai  vnodtxrwv  neqi  teqoavXwv  xai  neqi  i£avö*qa- 

7todl<jTO)V. 

ri.  /*?'.  neqi  ivdyonoq  xai  ivayo/Jiivov  xai  rtoloq  ßaqevza*  tft  dnoSülu  nai 

neqi  oqxov. 
ti.  fit,',  neqi  vopov  xai  iixatoavvtjq. 
ti.fttj'*.  ntqi  vofiov  vvotxov  xai  noXntxov. 

ti.  xHpdXata  vöfiov  yttoqytxov  xat  ixXoyrjv  ßtßXiov  tov  rijq  deiaq  Xfötatq 
iovottvtavov  ßaOiXiojq. 


Digitized  by  Google 


Ree.  v.Hrn.  Dr.jur.  Zackartä  v.  Lingenihal  auf Grvsskmthkn.  617 

ri.  v.  voftos  yoölwv  vctvrtHoq  ntqi  vavxXqQvr  xai  ttuttihüv  «tu  ravrwy  Mal 
navdoxiw*  xai  rrjq  xar  at-rwv  xai  vnkq  avriv  ayMytjq. 

Fol.  404.  Jtff.  des  Codex  steht  die  Epanagoge  cum  Prochiro 
composita.  Sie  stimmt  ganz  —  bis  auf  kleine  Zosflze  und  Auslas- 
sungen —  mit  den  andern  HSS.  dieses  Rechtsbuchs. 

8  —  13.  — 

14.  (Neapolit.  202.)  Hat  nach  Salvator  Cypriani's  Katalog 
(Neap.  1825.4  )  die  Bezeichnung:  IL,  C,  6.  Enthalt  fol.  1  —  119. 
den  zweiten  Theil  (die  epistolae  canonicae)  einer  coUectio  cano- 
num;  fol.  120 — 190.  das  Prochiron.  (Lezteres  vielleicht  aus 
no.  5.  abgeschrieben,  wenigstens  nahe  mit  dieser  HS.  verwandt.) 

15  —  34. 

35.  (Palatin.  19.)  Ist  aus  saec.  14.  Sein  Inhalt  ist:  Fol.  3.  De 
Fußae  legis  abrogatione.  Fol,  3  —  5.  De  legum  primis  invento- 
ribus.  Inc.  Sohov  xai  sJquxcüv.  Fol.  5  —  225.  Theophili  Institu- 
tion es.  (Der  Cod.  Bruxellensis  403.  ist  eine  Abschrift  hievon.) 
Fol.  225  —  234.  De  causis  verum  dalarum,  de  divortio,  de  dona- 
tionibus.  Fol. 235—266.  275— 315.  Epanagoge  cum  Prochiro 
composita.  (Die  HS.  stimmt  mit  den  öhrigen,  nur  dass  sie  noch 
mehr  aus  der  Epanagoge  cum  scholiis  hat.)  Fol.  267 — 274.  316 
—  331.  Pselli  Synopsis.   Fol.  331.  332.  De  actionibus  libellus. 

36.  (Palatin.  55.)  Aus  saec.  15.  oder  16.,  in  Italien  geschrieben, 
aus  300  Folien  bestehend.  Fol.  2 — 83.  ist  eine  Abschrift  von  Cod* 
Marcian.  181.  fol.  1—347.,  Fol.  85—260.  eine  dergleichen  aus 
Mar  et  an.  172.  fol.  28.  sqq.:  dabei  am  Rande  einige  Bemerkungen 
von  des  Leunclavius  Hand.  Fol.  262—292.  enthält  die  CW- 
lectio  constitutionum  ecclesiasticarum,  von  anderer  Hand  geschrie- 
ben; fol.  294  —  300.  *wieder  von  anderer  Hand,  sehr  fehlerhaft: 
'Tnb\ivrlu,a  natQtxiov  evata&iov  rov  oco/Wov  neol  ff  adeXcpwr  la- 
ßovtoav  bvo  äÖeXcpdg.  Inc.  'EneßaXeTo  f*ev  vtxrpag.  Die  folia  1. 
261.  293.  sind  unbeschrieben.  —  Ueber  diese  HS.  ist  noch  zu 
vgl.  Heimbach  'AvtxÜ.  I.  p.  LXV. 

37.  ( Palatin.  233.)  Auf  Papier  in  4.,  um  1304.  geschrieben.  Sein 
Inhalt  ist  folgender:  Fol.  1 — 6.  De  Theodotiana  haeresi.  De  iis 
qui  a  Moametica  religione  ad  Chris tianain  fidem  se  conferunt. 
Fol.  7—13.  KardxQtaig.  Index  titulor.  et  tituli  1  —  7.  Ep ana- 
loges. Fol.  13  —  18.  Leges  rusticae.  Inc.  Xotj  tov  yeaoyov.  Fol.  18 
— 28.  De  na p Iiis  varia.  Fol.  29.««  IItv«£  Prochiri.  Es  wer- 
den bios  39 Titel  gezählt:  tit.  12.  ist  ausgefallen.  Fol.  29.*-  ,,//<?o- 
oifiiov  tijg  eiaayayijg  rov  vofiov  rov  ovv  &e(p  epyan&fttvov  vno 
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ßaaiXetov  xai  Xiovtog  xai  dXe^dvdgov  tiav  navayd&iav  xai  eigr^vonoiwv 
ßaaiXicav.  ovrwg  iv  etina  naXaia  ßt'ßXep  tr\v  imyoayrjv  i%ov<FQ  twv  iv 
tav&a  vopixwv  diatd£etav.  efyfi  *«*  etioovg  titXovg  [tj]  etiqa  ßtßXog 
nob  tovt&v  (seil.  fol.  7  — 13.)  xeipivovg,  xai  irioovg  toetg  perd 
tovtovg  ag  GVfAnoGova&ai  tovg  ndvtag  v',  ovg  tjpeig  f*etd  tb  tdXog 
toiv  f*  tovtavl  titXtav  ndvtag  üypv  (sie)  iyodxpafiev.  [Doch  ist  dies 
Dicht  geschehen !  ]  elypv  tis  ovtoag  ai  tovtuav  imyqatyai.  (Es  folgen 
die  Rubriken  von  (it.  1  —  7.  Epanagoges%  und  tit.  1.2.  Epilomae% 
und  die  Rubrik:  mql  otQatimixijg  xataatdoewg  xai  imn-fum.) 
Fol.  29*-  — Ol.  Prockiron  cum  inscriptione  etpraefatione,  con- 
stans  litt.  40.  Fol.  91 — 158.  Theologisa,  de  nuptiis  etc.  Fol.  159. 
Calendarium  de  anno  1304. 

38.  (Palatin.  371.)  Auf  Papier  in  8.,  aus  saec.  14.,  zu  Anfang 
defect,  hat  290  Blätter.  Inhalt:  Fol  1—24.  Titoti  II— XI.  Epa- 
nagoges  cum  scholiis.  Angehängt  Novellenfragmente.  Fol.25 — 
216.  Ecloga  ad  Prockiron  mutata.  Fol.  217  —  240.  Hier 
giebt  Sylburg  den  Inhalt  richtig  an:  die  Novellen  von  Alexius 
(fol.2SS.sgg.)  fangen  an,  die  erste:  'H naXaid — ,  die  zweite: 
lAya&ov  coi  £ijXov.  Fol.  240  —  290.  Michaelis  Jttalensis  novr^a. 
Am  Anfang  der  Vorrede  steht  Xiovtog  tov  aoyov  am  Rande. 

39.  (Vatic.  640.)  Auf  Papier  in  Klein-Folio,  von  368  Blättern:  ist 
auf  zwei  Columnen  geschrieben,  und  zwar  saec.  14«  Die  ehema- 
ligen Oesizer  erhellen  aus  Noten  auf  fol.  368.:  ateydvo  to  ßXev- 
%tjGTt]  i<ovt]d  t}  fivtifAi  (d.  h.  fftecpdvov  tov  ßXevfflatt]  aiavt'a  r\  uvijpij), 
und  idy  xai  peov  tov  xovdiXtjov  (qdtj  xai  ipbv  tov  xovdiXiov).  Ent- 
hält: fol.  1 — 4.  Ordo  patriarchatuum,  metropoleon  et  episcopa- 
tuum.  Fol.  5—29.  Petri  Michaelis  Öt^Xtaaig  itqbg  tov  ßaaiXia  Sri  »J 
tcov  Ttootjyiaafisv&v  fivGtayoayia  dQ^aionagadotog  xtX.  Joannis  nto- 
nachi  Phurni  ad  monachum  Gregorium  Antigonilen.  Nicolai  epi~ 
scopi  'Av&idwv  de  symbolis  et  mysteriis  in  cultu  sacro.  Fragmenta 
guaedam  Basilii,  Demetrii  Bulgariae  episcopi,  Photii.  Fol.  30  — 
206.  Aiyetai  n6vi\\ia  elvai  iiadvvov  xiavatavtivovnoXsmg  tov  dm 
axoXagttxm  im  iovativiavov ,  i^ogiaO-ivrog  dqXadq  tov  dyiov  evtv- 
%iov.  —  ÜQoXoyog  tijg  nqaypatuag  tdiv  vxotetaypivow  v  titXxav. 
Ol  tov  psydXov . . .  vnotitaxtai.  Hierauf  folgt  der  mva$9  und  danu 
die  50  Titel  des  Pseudo-Joanneischen  Nomokanon,  jedoch  mit  vielen 
neueren  Zusäzen.  Fol.  206 — 228.  De  synodis.  Joannis  monachi 
canonarium.  Joannis  Nesteutae  canones.  Formeln  für  geistliche 
Schreiben.  'ExXoyy  imtifM<ov  navtm  tm  Tta&ow.  Fol.  229.  sgq. 
Michaelis  Attalensis  novr^a.    Es  geht  voran  ein  n(vu£  und  das 
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nqooifAtof  (welches  am  Schlosse  57  Titel  verspricht),  und  dann  fol- 
gen 67  Titel.  Den  Schiusa  des  Anhangs  bildet  die  KardxQiaig. 
Fo/.289.,  urspünglich  anbeschrieben,  ist  von  späterer  Hand  aus- 
gefüllt worden  mit  Folgendem:  TlQOOtfuov  tov  ftuQovtog  vopifiov 
jmv  z(hcw  ßaaiXe'wp  evoeO-tv  iv  naltucp  ßtßXt'op  oq&üq  ijpvrt.  —  Tijg 
[uyaXoq>vovg....ßtßX<p.  (Vgl.  Proch.p.  288— 294.  Diese  HS. -bietet 
viele  Varianten :  als  Jahr  der  Abfassung  der  Epilome  wird  aber 
auch  hier  das  erste  Jahr  der  Regierung  des  Romanus  angegeben.) 
Dahinter  stehen  noch  zwei  Fragmente  des  heiligen  Basilius. 
Fol.  290  —  346.  Ecloga  ad  Prochiron  rnutata.  Fol.  347  — 
368.  De  nupliis  Joannis  Chariophylacis;  de  synodis. 

40.  — 

41.  (Vatic.  847.)  Auf  Papier  in  8.,  saec.  15.  von  verschiedenen 
Händengeschrieben.  Fol.  1 .  2.  Ev/oi.  FoLZ— 25.  Michaelis  Pselli 
Synopsis.  Fol.  26  — 179.  Epanagoge  cum  scholiis;  angehängt 
sind  die  leges  navales  als  tit.  41.  (Die  Vorrede  fehlt.)  Fol.  179 — 
242.  'ExXoyy  wqiehfMg  ix  trjg  ßißXov  tav  naQaXXtjXcov.  Fol.  243 — 
249.  Epistolae.  Fol.  250.  sqq.  Gnomica  Symeonis  Logothetae. 
Fol.  258.  'H  ysyovvia  veaqa  im  ßaaiXeiag  tnv  oQ&oöo&tdtow  ßaai- 
Xe'cop  tov  xvqov  äpdoovixov  xai  tov  xvqov  f»xaV^  xc"  tQv  Vl0^  av™v 
xvqov  dpÖQOvixov.  Ei  xai  tivi  tw  dixcaco&tvTcov . . . .  (Die  sg.  No- 
velle des  Patriarchen  Athanasius  von  1305.) 

42.  (Vatic.  856.)  Auf  Papier  in  4.,  saec.  15.  Gehörte  im  J.  1545. 
demyccoQyios  xop?/?  xoQiv&t'ov.  Fol.  1 — 273.  Prochiron  auetum. 
Fol.  27  A*  sqq.  Michaelis  Attalensis  xovtjfia.  Den  Schluss  des  An- 
hangs bilden:  neQi  tijg  tiov  TtQotiyiaa^ivtav  p,vGtay<ayiag  d^Äoxris, 
dispositio  thronorum,  glossarium  nomicum. 

43.  (Vatic.  857.)  Auf  Papier,  kl.  8.,  von  259  Blättern,  aus  saec.  \5. 
Fol.  1-160.  Prochiron.  Fol.  160—19?.  Ein  Anhang,  ähnlich 
der  Appendix  Eclogae,  worin  jedoch  auch  Novellen  Leo's  vor- 
kommen. Fol.  197—230.  Ecloga.  Sie  schliesst  mit  einem  An- 
hangstilel:  ttsq)  yafißQ&v  xtX.  Fol.  23\.  sqq.  Verschiedene  Col- 
lectaneen  über  Verwandtschaft  und  das  daraus  entstehende  Ehehin- 
derniss:  darunter  ein  Fragment  aus  der  neiQa  und  die  sg.  Novella 
Athanasii. 

44.  (Vatic.  1168.)  Auf  Pergament  in  4.,  am  Anfang  und  Ende  de- 
fect,  160  Blatte*  enthaltend,  aus  saec.  12.  Fol.  1—28.  Ecloga 
privata.  (Zwischen  tit.  2.  und  tit.  10.  fehlen  mehrere  Blätter.) 
Fol.  28 — 160.  Prochiron  Vaticanum.  Es  hat  den  Titel:  Nofiog 
tcw  evaeßw  forn  ßaatXiw  ßwsiXeiov  Xiovtog  xai  dXe%dvÖQov.  Hierauf 
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folgt  die  Vorrede  Tov  tit'yav,  jedoch  mit  der  Inscription:  yEv  ovo- 
fiatt  tov  dsanotov  itjöov  XQtat°v  h1***  avtoxQoitOQsg  xafoaQeg  ßctoi- 
Xetog  hsojv  xai  ahfeavdoog  svtvistg  Mo%ot  vixtjtai  tQonaiovxoi  ev- 
asßeig  marol  ßaaäetg.  Darauf  beginnt  unmittelbar  das  Rechtsbuch 
selbst  mit  dem  Titel:  neol  avvausetog  fAvtj&ztag  it.  a.  (sie).  Die 
Titelfolge  ist  bis  Tit.  40.  im  Ganzen  der  des  Prochiron  gleich:  je- 
doch der  tit.  26.  des  Prochiron  fehlt  ganz,  und  der  tit.  negl  dta- 
(UQUTfiov  axvXwv  ist  nicht  gezählt  *).  Nach  diesem  Titel  kommen 
foi.9S.sgq»  noch  folgende  Rubriken  (aus  der  Epitome): 

neql  zu>v  h  dXXotqiif.  yfi  xrX. 

ri.        ntqi  ßiaq  xtX. 

ri.  pd.  mqi  ttüv  ötjfttvonivup  xtX. 

neqi  ovxotfdvrtav  ktX. 

neoi  xt<f>aXiXü)v  iyxXtj/idtuv  xtX. 

nfqi  atQaTtortotuv  imttn'ttav. 

xegictXaia  tov  vdfiov  tov  yodiov. 

xtfdXata  vopov  ymQytxov. 

Den  Schluss  bilden:  fol.  123 — 134.  Auszüge  aus  des  Athanasius 
Epitome Novcllarum^  fol.  134 — 147.  kanonische  Exccrpte,  fol.  \  47 
— 152.  die  canones  apostolorum^  fol.  153 — 160.  die  Ecloga  legis 
Mosaicae.  —  Der  Inhalt  der  einzelnen  Titel  lässt  sich  vollständig 
im  Prochiron ,  der  Epanagoge  und  der  Epitome  nachweisen,  sonst 
aber  stimmt  das  Rechtsbuch  mit  keinem  der  anderen  bekannten 
Privatcompendien  überein.  S.  jedoch  nro.  45.  A. 

45.  (Vatic.  1185.)  Enlhält/V.  1  —  422.  den  Nomokanon  des  Pho- 
tius  mit  dem  Commentar  des  Balsamon,  Harmenopul's  Epi- 
tome canonum  und  noch  einiges  Kanonische.  /W.  423 — 534.  TV  o- 
chiron.  Fol.  535.*??.  Leges  militares,  rusticae,  navales;  zulezt 
noch  die  Coli.  LXXXVI1.  capitulorum,  die  Coli.  XXV.  capitulorum, 
und  die  Coli,  constitutiouum  ecclesiasticarum. 

45../.  (Romae  ad  aedem  S.  Mariae  in  Fallice  IIa.  Cod.  E.,  55. 
Vgl.  Heimbach  I4rixd.  I.  p.  LXVI.)  Diese  HS.  enthalt  Bruch- 
stücke verschiedener  theils  pergamentner  theils  papierner  ASS.:  sie 
besieht  aus  264  Blättern  in  4.,  die  einzelnen  Stücke  sind  aus  saec. 
12.  und  15.  Nachträglich  zu  Heimbach's  Beschreibung  ist  zu 
bemerken: 

• 

*)  Im  tit.  11.  ist  ein  Einschiebsel  mit  der  Ueberschnft:  ttjq  veaoäq  Jta- 
Ta$eo>?  ßaütkdov  Xiovroq  xai  dXe$dvöoov.  Im  tit.  36.  mehrere  dergleichen  unter 
der  Ueberschrift :  rd  Xeinontvct  xtq>dXaioi  ex  tov  p  rirXov  toiv  evaeßrardrotv  ßcurt- 
Xi<av  ßaaiXeiov  Xiovroq  xai  dXetdvÖQov  und  mit  verschiedenen  anderen  Rubriken 
versehen. 
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1)  üassfol.  133—134.  SlOcken  einer  Ecloga  cum  praefatione 
et  appendice  sind. 

2)  dass  fol.  157 — £49.  das  oben  beschriebene  Prochiron  Fa- 
ticanum  steht,  jedoch  mit  einigen  kleinen  Abweichungen. 

45.  B.  (Ejusdem  bibliothecac  Cod.  F.,  47.)  Ein  vorzüglicher  Per- 
gamentcodex in  8.,  aus  saec.  10.  Enthält  erst  mehre  res  Kanonische: 
dann  fol.  301.£??.  die  Ecloga  cum  Appendice. 

45»  C,  (Apud  Romam  in  bibl.  monasterii  Cryptoj erraten sis 
(Grottaferrala)  Cod.  V.,  60.)  Auf  Pergament  in  4.,  Anfangs  sehr 
defect  (es  fehlen  ungefähr  12  Quaternionen),  jezt  nur  noch  aus 
175  Blättern  bestehend,  aus  saec.  12.  Er  enthält:  das  Prochiron 
(von  tit.26.  an)  mit  einem  Anhange,  der  die  leges  mititares,  na- 
vales  und  ruslicas  umfasst*):  und  die  Ecloga  privata,  mit  der 
Vorrede  'O  feanorqg  und  einem  Anhange,  wovon  nur  noch  der  Ab- 
schnitt neQi  tijg  xwv  ßa&fuav  GVYyweiag  übrig  ist,  ein  Mebreres 
aber  fehlen  mag. 

46.  47.  — 

47.  ^/.  (Cod.  Marcianus  172.  nach  Zanetli):  Pergament,  in  Folio, 
vom  Notar  Joannes  im  J.  1175.  geschrieben.  Enthält  die  Epi- 
tome  Marciana%  eine  sehr  umfängliche  Compilation,  deren  In- 
halt sich  in  den  drei  Legalcompendien  und  der  Epitome  nachweisen 
lässt:  ob  der  Notar  Joannes  auch  der  Verfasser  dieser  Compila- 
tion ist,  ob  er  die  sämmllichen  drei  Legalcompendien  und  die  Epi- 
tome zu  Raihe  gezogen  oder  vielleicht  nur  eine  Ecloga  privata 
und  eine  Verarbeitung  der  Epitome  mit  dem  Prochiron  vor  Augen 
gehabt  hat,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Die  Nachweisungen 
der  Quellen  der  einzelnen  Titel  bei  M.  III.  p.272*suiv.  sind  eben- 
sowenig genau  richtig,  als  die  daselbst  wiedergegebene  Folge  der 
Titelrubriken:  in  der  HS.  sehen  die  Titel  bei  weitem  nicht  so  säu- 
berlich geordnet  aus,  die  Rubriken  sind  zum  Theil  weitläufiger  u. 
dgl.  m.  Nach  dem  Inbaltsverzeichniss  des  ganzen  Codex  {fol,  1  — 
23.),  einem  Glossar  (fol,  23  —  25.)  und  einem  Bilde  (fol,27.)  be- 
ginnt die  Compilation  selbst  fol.  28.  mit  der  bei  M.  abgedruckten 
Inscription  und  der  Vorrede  '0  Öeanoiqg.  Auf  diese  folgen  fol.  30. 
der  vopog  QOÖmv  vavttxog  und  fol.  37.  xeydkata  rov  ymqyixov  vo~ 
ftov,  alsdann  erst  fol.  42.  der  r/.  a.  rteQi  vopov  xcu  dixatocvr^g 


*)  Zwischen  hinein  geben  die  von  anderer  Hand  geschriebenen  Quaternionen 
23 — 25.  nicht  hierher  Gehöriges  unter  der  Rubrik:  mal  äyqdvov  xa*  neQi 
oweuveoewq  fivtiartiaq  xtA.    Inc.  "Ayqayoq  ya/«K  ovvlaxarcu.    ExpL  ioqraatt 
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(tit.  1.  der  Epiiome).    Hierauf  kommt  fol.  43.  zum  zweiten  Male 

im  iL  ct.,  xeql  owtceoig  fiv^reiag  xcti  Xvaewg  avrijg.  Bis  iL  tr/ 
neoi  ey xh ;  in  er txcöv  sind  es  im  Ganzen  Titel  und  Text  der  Ecloga  pri- 
vata  mit  einigen  Zusäzen  aus  der  Epitome^  namentlich  in  (it.  II. ff.; 
iL  g.  7igq\  uvt&ovGiOTqtoQ  xa)  v7ie^ovatottjtog  xai  Xvaeag  avtätv 
xal  neQl  vte&MmP  xut  iMfi  ifaoujpm»  ist  ganz  aus  der  Epiiome  ein- 
geschaltet; der  tL  //.  neQt  tijg  twv  ßuOfidip  avyyeveiag  xat  ttsqI  #fi5» 
«J  ddta&irov  (jvgixmv  xh^Qovofuov  xal  $t$Qi  täv  *jf  dyantortag  ix- 
Tunxovtw  y.h(noioiu(Ä)v  ( Ed.  priv.  tit.  8.  integer)  fehlt  bei  M. ; 
der  xl.  ig.  tisqi  tiuyovxwv  xtX.  ist  wiederum  aus  der  Epitome  ein- 
geschaltet; so  dass  also  von  der  Ecloga  privata  die  Titel  17.  und 
19.  fehlen.  Fol.  88.  steht  ri.  ntt/t  ixxh^niGtixiöv  ngaytidnov  xtX., 
und  nun  beginnt  wieder,  wenn  auch  mit  forllaufenden  Zahlen  be- 
zeichnet, eine  neue  Titclrcihc,  iL  x.  neQi  fiyi^rtiug  xth  (haupt- 
sächlich aus  irgend  einer  Verarbeitung  der  Epitome  mit  dem  Pro- 
chiron)  wie  sie  in  Lcunclav.  JGR.  II.  p.ASi.  und  bei  M.  a.  a.  0. 
gedruckt  sind.  Jedoch  folgen  z.B.  zwei  tL  xa.  auf  einander;  der 
erste  mit  der  Rubrik  nty)  dönaßcwcov  ^vi^ztiag  fehlt  in  jenen  Ab- 
drücken; ebenso  fehlen  hier  mehrere  ungezählte  Zwischenrubriken, 
z.B.  zwischen  tit. 64.  und  55.,  60.  und  61.,  61..  und  62.,  und  alle 
Rubriken,  die  noch  fol.  238  —  256.  hinter  tit.  63.  folgen. 

48.  (Marcian.  180.)  Bemerkenswerlh  ist  fol.  5.  recto  die  Note 
eines  Besizers  der  Handschrift:  iz/J.Ootitv  ri^g  xaoroQt'ag  prtvi  dt- 
xfpßQi'cp  irö.  y.  eiafiöofttv  eig  ttjv  &EGGaXovix^v  oxrafinup  ivo.  tf.  etc. 

49.  (Marcian.  181.)  Gehörte  ehedem  dem  Kardinal  ßessarion. 
Fol.  1  —  206.  Epanagoge  cum  scholiis.  Fol.  207—241.  Ein 
Theil  der  Appendix  Eclogae.  FoL  241—250.  Die  Titel  3.  u. 
2.  der  Ecloga.  Fol.  250—342.  Verschiedene  Kanones  mit  Coni- 
menlar  (Zonaras).  Fol.  343  —  347.  AI  naQaavvio^oi  avyytmm 
itiv  ydfuuv.  Inc.  JevreQOi  Qdöihjot.  Expl.  x(o).vtrai.  Ttlog  tlaßn 
6  nciQoiiv  vopog.  Dann  folgt  die  Unterschrift,  wie  bei  Morelli. 
Angebunden  sind  (fol.  352  —  367.)  zwei  Fascikel  einer  zweiten 
Abschrift  der  Epanagoge  cum  scholiis  ganz  von  derselben  Hand. 

49.  A.  (Cod.  Marcianus  579.)  Enthält  (auf  Papier,  aus  saec.  15.) 
das  Prochiron  auetum  bis  tit.  19.,  alsdann  (auf  Pergament,  aus 
saec.  11.)  die  Epitome  ad  Prochiron  umtat a  von  tit.  19.  §.5. 
bis  zu  Ende.  Vgl.  Wiener  Jahrb.  Bd.  86.  S.  200.  Der  leztere  Theil 
der  HS.  ist  wohl  ganz  von  demselben  Schreiber  geschrieben,  wie 
Bodlej.  8399.  Die  nS.  war  früher  ex  t&v  iwdvvov  fi(OQco£ijvov  xa) 
dpaQTcoXov  leottog,  später  in  nat>  f*d(JXOv  leotoig  [*o(j±ijvovt  gehörte 
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dann  Giustiniani,  und  ist  von  Recanati  der  S.  Markusbibliolhck 
geschenkt  worden.-  Es  gedenkt  ihrer  Montfaucon  in  seinem 
Diarium  Itaticum  p.  435*»  und  von  seiner  Hand  findet  sich  fol.  6. 
recto  folgende  Notiz:  „1698.  Codex  num.  50.  Justiniani Codex  500 
circiter  anriorum  suppletis  quibusdam  inüio  etfine  recenti  manu." 

50.  (Vindob.  theol.  253.)  Aus  saec.  15. ,  von  vier  verschiedenen 
Händen  geschrieben.  Schon  in  der  Delin.  p.  15.  not.  19.  ist  eine 
Fälschung  des  Lambecius  gerügt. 

51.  (Vindob.  jurid.2.)  in  diesem  Bande  sind  mehrere  ursprüng- 
lich getrennte  HSS.  vereinigt.  Fol.  1  —  186.  sind  aus  saec.  14. 
und  entha/ten  die  Synopsis  cum  appendice  primae  classis.  Hie 
und  da  fehlen  einige  Blätter.  Am  Ende  steht:  faUua&ti  rb  naobv 
ßißhov  diä  x^Qos  fyov  tov  xvqiovC!)  tov  axnomdt].  Fol.  187  — 
225.  sind  ebenfalls  aus  saec.  14.,  aber  von  anderer  Hand.  Sie 
enthalten  fol.  187 — 204.  die  Ecloga  cum  appendice^  fol.  204  — 
225.  das  Prochiron;  das  fol.  226.,  welches  noch  Lambecius 
hatte,  fehlt  heut  zu  Tage.  —  Hinten  ist  h.z.  T.  noch  angebunden, 
was  Lambecius  als  Cod.  jurid.  9.  beschreibt. 

52.  (Vindob.  jurid.S.)   Vgl.  Witte  in  dcnJahrb.  f.  wissenschaftl. 
Kritik  1834.  S.  758.  Fol.  6 — 20.  enthalten  die  Ecloga  nebst  der 
Ecloga  privata  aueta.     Der  Schreiber  hat  sie  Beide  so  mit 
einander  verbunden,  dass  er  hinter  jeden  Titel  der  Ersteren  alle- 
mal gleich  den  entsprechenden  Titel  der  Lezteren  (unter  der  Ueber- 
schrift:  ex  tov     ixloyuÖiov)  abgeschrieben  hat.    Nur  der  lezte 
Titel:  77t nt  dia{4£Qiff[AOV  axvfoov ,   welcher  in  Beiden  gleichlautend 
ist,  ist  denn  vernünftiger  Weise  auch  nur  einmal  abgeschrieben. 
Uebrigens  fehlen  hier  in  der  HS.  mehrere  Blätter  zwischen  fol.  6. 
und  7.,  8.  und  9.,  16.  und  17.;  ein  halbes  losgerissenes  und  nicht 
numerirtes  Blatt,  welches  in  der  HS.  eingelegt  ist,  gehört  zwischen 
fol.  16.  u.  17.  —  Fol.  20.  21.  Novelle  des  Romanus:  Ilalaibg 
vopog.  —  Fol.  21  —  71.    Nach  Lambecius  und  Witte  soll  auf 
diesen  BläUern  ein  nicht  unwichtiges  Rechtsbuch  eines  unbekannten 
Verfassers  in  194  Kapiteln  enthalten  sein.     Nach  meiner  Ansicht 
dagegen  enthalten  diese  Blätter  weiter  nichts  als  eine  Sammlung 
von  allerlei  Fragmenten,  wie  sie  sich  in  HSS.  als  Anhänge  von 
Recblscompendien  finden:  nur  hat  der  Schreiber  aus  einer  Art  Ord- 
nungsliebe die  den  Fragmenten  wie  gewöhnlich  vorangeschickten 
Rubriken  numerirt,  so  dass  194  Kapitel  herauskommen.  Diese 
meine  Ansicht  gründet  sich  1)  darauf,  dass  der  Inhalt  dieser  Ka- 
pitel sich  fast  ganz  in  den  Anhängen  von  Rechlscompendien,  z.  B. 
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in  Cod.  Paris.reg.gr.  1367.,  nachweisen  lässt*);  2)  darauf,  dass 
sich  nur  so  der  völlige  Mangel  eines  Systems  oder  Zusammenhangs 
erklären  lässt;  3)  darauf,  dass  ja  auch  bei  der  Appendix  Eclogae 
die  einzelnen  Rubriken  in  einigen  HSS.  mit  fortlaufenden  Nummern 
bezeichnet  sind,  ja  sogar  die  Appendix  zuweilen  unter  dem  selbst- 
ständigeu  Titel  IlotvaXiov  citirt  wird,  obwohl  sie  gewiss  Niemand 
für  ein  eigenthüiuliches  Rechtsbuch  ausgeben  wird. —  Uebrigens 
gehört  auch  die  voranstehende  JSov.  Romani  mit  zu  dieser  Samm- 
lung von  Anhangsstücken:  sie  findet  sich  wenigstens  mitten  unter 
ihnen,  im  Cod.  Paris.  1367.,  der  überhaupt  die  grösste  Analogie 
zu  diesem  Theile  unserer  HS.  bietet.  —  Fol.  122 — 200.  Epitome. 
Die  HS.  giebt  nur  Auszüge  aus  der  Vorrede  und  44  Titeln,  in  rät- 
selhafter Weise.  Zuweilen  ist  aus  einem  §.  nur  ein  für  sich  fast 
unverständlicher Zwischensaz  abgeschrieben:  meistenteils  giebt  die 
HS.  grade  nur  das,  was  in  anderen  nSS.  der  Epitome  nicht  im 
Texte  steht,  sondern  am  Rande  beigeschrieben  ist.  Wahrschein- 
lich besass  der  Schreiber  schon  eine  HS.  der  Epitome,  zu  der  er 
hier  aus  einer  andern  HS.  die  Varianten  und  Marginaloachträgc 
zusammenschrieb.  Vgl.  Wiener  Jahrbb.  Bd.  87.  S.  79.  —  Fol.200 — 
226.  Epanagoges  tituli  XIII.  Auf  die  Rubrik  des  ersten  Titels 
(fol.  200.  recto  zu  Ende)  folgt  fol.  203.  recto  tit.  II.  c,  6«:  der 
Zwischenraum  ist  theils  mit  fremdartigen  Ff^menten  ausgefüllt, 
theils  unbeschrieben.  —  Fol.  227—295.  Prochiron.  Fol.  296 — 
301*  stehen  die  leges  rustiefie,  aber  keineswegs  in  der  Gestalt,  wie 
sie  im  Anhang  von  Harraenopul  vorkommen. 

53.  (Findol,  jurid.  6.)  Sehr  zu  ladein  ist  Lambecius,  dass  er 
nicht  nur  in  seiner  Beschreibung  dieser  Handschrift  die  Ueberschrift, 
welche  dem  Prochiron  au  et  um  voransteht,  willkürlich  verändert 
hat  abdrucken  lassen,  sondern  auch  seine  völlig  grundlose  Con- 
jectur  in  die  HS.  hinein  corrigirt  hat.  In  der  HS.  lautet  die  ur- 
sprüngliche Ueberschrift:  Atovrog  xatvGtavtivov  xcu  ßaatXeiov  — 
anb  xtiGeojg  xoapov  atovg  gu(ji£.  . 

54.  (Findob.  jurid.  7.)  Das  Zeitalter  betrifft  eine  Note  von 
neuerer  Hand  auf  fol.  182.  verso:  hovg  jzcogrj'  (d.  i.  1390.  n. 
Chr.)  ßaatXsag  pavoijL  —  Fol.  1—30.  Prochiron,  scheinbar  in 
41  Titeln,  weil  tit.  39.  c.  75.  die  besondere  Rubrik  iL  p!.  mQi 
ip,nQriGfji(äv  erhalten  hat.  —  Fol.  38—64.  ein  Anhang,  wie  er  sich 

*)  Die  Beweise  habe  ich  in  Händen,  und,  damit  mich  Herr  Prof.  Witte 
nicht  langer  als  „incredufus  itle"  bezeichne,  so  steht  ihm  deren  Einsicht  zu 
Diensten :  die  Leser  dieser  Jahrbücher  glaube  ich  damit  verschonen  zu  müssen. 
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ähnlich  in  Paris,  reg.  gr.  1391.  hinter  der  Ecloga  findet,  in  dem 
jedoch  auch  manche  äna%  Uyoptva  vorkommen  (\'$\.Defin.p.}Q$.). 

55.  (Vindob.  jurid.  S.)  Ein  Codex  rescripttts :  auf/o/.  67.  sqq  fin- 
den sich  Varianten  von  des  Leunclavius  Hand  am  Rande.  Fol.  1  

8.  gehörten  wohl  ursprünglich  zu  einem  andern  Codex:  sie  en'hallrn 
die  Ecloga  privata  ti&\  — 10.  —  FW. 9  — 23.  Bruchstücke  der 
Tit.  3.  und  4.  einer  Verarbeitung  des  Prochiron  mit  der  Epi- 
tome.  (Ob  des  Prochiron  Valicanum?)  Mit  der  Epilome  Lau- 
rentiana  und  Marciana  hat  unsere  HS.  nichts  gemein:  dasselbe 
kann  ich  von  der  Epitome  ad  Prochiron  mutata  behaupten,  falls 
auch  die  Tit.  29— 39.  auf  fol.  24 —  66.  zu  dem  hier  besprochenen 
Rechtsbuche  gehören.  —  Fol.  24—66.  gehören  wahrscheinlich  zu 
den  vorhergehenden,  obwohl  dann  nach  den  Quaternionenzahlcn 
104  Blätter  zwischen  fol.  23.  und  24.  ausgefallen  sein  müsslen. 
Es  enthält  dieser  Abschnitt  tit.  29  —  39.  mit  denselben  Rubriken 
und  Inhalt  wie  im  Prochiron,  jedoch  mit  einigen  Zusäzcn  aus  der 
Epilome.  Nur  sind  diese  Zusäze  hier  weit  unbeträchtlicher  als  bei 
den  voranstehenden  T4teln  3.  und  4.  —  Fol.  67 —  81.  Ecloga, 
von  tit.  17.  anfangend,  mit  einem  */.  neoi  yapßowr  xtI.  und 
dem  gewöhnlichen  Anhange. 

56.  Cod.  Findob.  jurid.  18.  Auf  Baurawollenpapier,  aus  saec  14. 
Am  Anfang  fehlt  ein  ganzer  Quaternio.  Fol.  1  —  6.  enthalt  dio 
Titel  16.40. 12.  17.  der Epanagoge  cum  Prochiro  composita. 

57.  Es  gehören  hieher  noch  aus  den  Bibliotheken  des  Bergs  Athos 
der  Codex  tov  Baronutdi  nro.  1.,  'Iß/jQcov  nro.  21.  22.,  ritg 
äyt'ag  Aavqag  nro.  6.,  welche  in  meinen  Ldve'xdora  p.  X.  sqq.  be- 
schrieben sind. 

Anhangsweise  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  M.  III.  p.  296.  suiv. 
in  einem  eigenen  Abschnitte  von  dem  handelt,  was  in  Leunclav. 
JGR.U.  p.  79.  sqq.  unter  dem  Titel  Liber  Leonis  et  Conslantini  A  J \ 
gedruckt  ist.   M.  ist  damit  einverstanden,  dass  Leunclavius  dieses 
Stück  des  JGR.  aus  mehreren  verschiedenartigen  HSS.  willkürlich  zu- 
sammengesezt  hat,  hat  es  nach  meinem  Vorgange  im  TlQoxsiQog  vopog 
p.  XX.  not.  12.  versucht,  die  von  Leunclavius  dazu  gebrauchten 
HSS.  nachzuweisen.   Er  hat  jedoch  dabei  nicht  nur  einige  Irrlhümer 
mit  einfliessen  lassen,  sondern  namentlich  auch  das  übersehen,  was 
ich  in  Folge  neuerer  handschriftlicher  Untersuchungen  in  den  Wiener 
Jahrbb.  Bd.  87.  S.  76.  Anm.  145.  bemerkt  hatte.   Das  ist  freilich  ganz 
gewiss,  dass  Leunclavius  den  Cod.  V in dob.  jurid.  8.  Palatin.  55. 
benuzt  hat:   Randb  emerkungen  von  seiner  eigenen  Hand  in  diesen 
Krit.Jahrb.f.D.UW.  Jahrg.  XI.  H.VH.  40 
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I!SS.  zeugen  unwidersprecblich  dafür.  Aber  seine  erslen  10  Titel 
(Epdiiagoges  tit.  1—9.  11.)  hat  er  nicht  aus  Pal.  55.:  er  hat  hier 
zuweilen  ganze  Sitze  mehr,  als  in  dieser  HS.  stehen.  Ebensowenig 
hat  er  daher  die  Titel  20 — 27.  (Ecloga  ad  Prochiron  rnutata  tit.  10 — 
17.),  was  M.  fälschlich  vermuthet.  Ob  er  hier  vielleicht,  aus  Palatin. 
371.  geschöpft  hat?  Die  HSS.  der  Palatina  und  des  Sambucus  scheint 
er  fast  alle  durchgangen  zu  haben.  In  vielen  Wiener  IISS.,  die  ehe- 
mals dem  Sambueus  gehörten,  finden  sich  Spuren  davon,  und  in  Hei- 
delberg hat  er  sich  bekanntlich  längere  Zeit  aufgehalten.  Der  grösste 
Theil  seines  JGR.  lüsst  sieb  in  Palatinischen  und  Wiener  HSS.  nach- 
weisen. BeiLezteren  lüsst  es  freilich  die  Inhaltsangabe  und  Beschrei- 
bung von  Lambccius  oft  nicht  vermuthen;  ich  mache  in  dieser  Be- 
ziehung z.  ß.  auf  Cod.  Vindob.jurid.  16.  und  philos.  90.  aufmerksam. 

§.  6.  Michaelis  Pselli  Synopsis  legum. 
(Delin.§.U.  M.III,  —  218.  470—474. 
Dieses  Wcrkchen  ist  angeblich  von  dem  berühmten  vnatog  im 
yiXoaoqxov  Michael  Psellus  zu  der  Zeit  yerfasst,  als  ihm  die  Er- 
ziehung des  nachlierigen  Kaisers  Michael  Dukas  übertragen  wor- 
den war.  Ist  dieser  durch  die  Ueberschrift  der  meisten  HSS.  beglau- 
bigten Nachricht  zu  trauen,  so  niuss  man  sich  die  Entstehung  des 
Werkchens  so  denken,  dass  Michael  Psellus  für  seinen  wohl  noch 
sehr  jungen  Zögling  die  einzelnen  Pensa  beim  Unterricht  im  Rechte 
in  versus  memoriales  brachte,  und  dass  diese  poetisch-juristischen 
Pensa  später  gesammelt  und  zusammengestellt  worden  sind.  Sonst 
wäre,  wie  sehr  auch  M.  von  des  Psellus  poetischen  Gaben  begeistert 
erscheint,  gar  nicht  zu  glauben,  dass  ein  so  kindisches,  unvollstän- 
diges und  zusammengeflicktes  Büchlein  von  einem  Manne  wie  Psellus 
herstammte.  Die  Sache  so  angesehn  wird  es  übrigens  sehr  begreif- 
lich, dass  Psellus  nicht  unbekannte  kleinere  juristische Tractate,  die 
er  mit  seinem  Zögling  gelesen,  sondern  auch  Pensa,  die  er  vielleicht 
selbst  erst  in  Prosa  aufg£sezt  hatte,  in  versus  memoriales  verwandelt 
hat.  So  wie  er  dies  unbestritten  z.  B.  mit  den  qoticu  gethan  hat,  so 
mögen  auch  die  in  Cod.  Paris.  1182.  enthaltenen  prosaisch -juristi- 
schen Tractate*),   die  dort  scheinbar  dem  Psellus  zugeschrieben 

*)  Auf  dem  Umschlage  des  Bd.  III.  kündigt  M.  eine  Ausgabe  dieser  angeb- 
lich inedirlen  Troctate  als  sous  presse  befindlich  an.  Es  wird  doch  Hrn.  Mor- 
treuit  nicht  entgangen  sein,  dass  derTractat  nfqi  xatvoiv  doynawv  xrA.  (Cod. 
Paris.  1 182./W.  181 .  182.)  in  t,  WsXXoq.  Michael  Psellus  de  operatione  daemonum 
..curanle  Jo.  Fr.  Boissouade.  Accedunt  inedita  opuscula  Pselli.  Noritn- 
bergae  apud  Fr.  Nap.  Campe.  1838.  8."  p.  MQ.sgg.  gedruckt  existirt? 
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werden  und  mit  einzelnen  Abschnitten  seiner  Synopsis  die  innigste 
Verwandtschaft  bieten  (vgl.  M.  p.  213.  u.  326.)»  die  Grundlage  für 
die  entsprechenden  Gedenkverse  in  der  sogenannten  Synopsis  bilden. 

Für  die  Kritik  dieses  Werkchens  ist  die  Peststellung  seines 
eigentlichen  Charakters  besonders  wichtig.  Sind  die  obigen  Bemer- 
kungen gegründet,  so  erledigt  sich  dadurch  das  Bedenken  in  meiner 
Delin.  p.  71.  not.  49.,  welches  M.  p.  217.  wiederholt,  obwohl  es  mit 
seinen  eigenen  Muthmassungen  über  die  Abtheilungen  der  Synopsis 
(p.  213.)  einiger  Massen  in  Widerspruch  steht. 

Aus  meinen  Notizen  über  HSS.  habe  ich  noch  nachzutragen, 
dass  der  Cod.  39.  ex  Pii  II.  bibl.  (im  Vatikan)  fol.  1  — 10.  Scholien 
zu  Psellus  giebt. 

§.  7.  Opus  Michaelis  A ttalensis. 
{Delin.  §.  45.  M.  III.  p.  218—229.  474.) 
Es  herrschen  einige  Zweifel  über  die  ursprüngliche  Eintheilung 
dieses  Buches.  M.  folgt  meiner  Ansicht,  dass  abgesehen  vom  An- 
hange, der  übrigens  anch  ein  ursprünglicher  Bestandtheil  des  Buches 
ist,  dasselbe  in  37  Titel  zerfalle.  Nach  den  HSS.  steht,  so  weit 
meine  Nolaten  reichen,  die  Sache  so:  Nach  dem  Schlüsse  der  Vor- 
rede, wie  sie  in  Paris.  1385.^.  und  Bodl.  264.  lautet,  soll  das  Buch 
aus  35  Titeln  bestehen:  dagegen  verspricht  in  Vatic.  640.,  Paris.  1358. 
1359.  2256.  2991.^/.,  Laur.  LXXX.,  6.  die  Vorrede  37  Titel.  Im 
Buche  selbst  zählt 

Paris.  1385.  A.  .    .    35  Titel. 

Bodl.  264.     .    .    .    36  ,, 

Cod.  rwv  7jJ^wv    .    36  „ 

Parts.  1263.  ...  37  „ 
1358»  •  •  •  37  ff 
1359*  «    •    •    37  || 

find,  jurid.  3.    .    .  37 

Cod.  tov  /loxtHXQiov    37  ,, 

Vatic.  856.    .        .  37 

Paris.  2256.  .    .    .    40  *) 
„     2991.  A.      .   40   „  *) 

Laur.  LXXX.,  6.    .    52  „ 

Vatic.  640.    ...    67  „ 
Geht  man  nach  der  Mehrzahl  der  HSS.,  so  ist  37  die  richtige  Titel- 
zahl: doch  sprechen  auch  manche,  namentlich  innere,  Gründe  für 
35  Titel. 


•)  Beide  HSS.  sind  am  Ende  unvollständig:  möglich,  dass  ooch  mehr 
gezählte  Titel  folgen  sollten. 

40* 
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Es  verdient  noch  hervorgehoben  zu  werden,  dass  Michael  sein 
Ruch  nach  der  Vorrede  für  den  Rechtsunterricht  bestimmt  zu  haben 

« 

scheint:  und  dass  es  für  diesen  Zweck  auch  wirklich  gebraucht  wor- 
den ist,  dafür  möchte  die  Behandlung  desselben  in  dem  Mixqov  xaza 
axoixtiov  Zeugniss  ablegen. 

§.  8.  Tipucitus. 
(Vgl.  Dehn.  $.  40.  Mortr.  III.  p.  252—261. 
Den  Titel  Tmovhsiios,  d.  h.  Repertorium,  führt  ein  Werk,  wel- 
ches bald  ausführlichere  bald  kürzere  Inhaltsanzeigen  alter  Titel  der 
Basiliken  nach  ihrer  Reihenfolge  giebt,  und  am  Schlüsse  der  Summe 
eines  jeden  Titels  regelmässig  Paratitla  beifügt,  d.  h.  Nachweisungen 
von  Stellen  in  anderen  Titeln,  welche  bei  der  in  jenem  Titel  abge- 
handelten Materie  zu  berücksichtigen  sind.  Charakteristisch  ist  be- 
.  sonders  die  Art,  wie  die  Summen  der  einzelnen  Titel  abgefasst  sind. 
In  den  Summen,  welche  die  Glossatoren  von  den  Digesten  oder  dem 
Codex  gemacht  haben,  sind  die  in  den  einzelnen  Stellen  oder  Con- 
stitutionen eines  jeden  Titels  enthaltenen  Rechtssäze  (die  decisio)  in 
möglichst  prägnanter  Kürze  zusammengestellt:  im  Tipucitus  dagegen 
wird  regelmässig  der  in  den  einzelnen  Stellen  entschiedene  Rechts- 
fall (die  pars  decisa)  angegeben,  und  wegen  der  Entscheidung  auf 
den  Text  verwiesen.  Besser  als  er  sich  mit  Worten  beschreiben 
lässt,  erhellt  der  Charakter  des  Werks  aus  einer  Vergleichung  der 
in  neuerer  Zeil  namentlich  von  Heimbach  Basil.  to.  II.  herausge- 
gebenen Bruchslücke:  die  Charakteristik  bei  M.  ist  nicht  gelungen 
zu  nennen. 

Der  Tipucitus  ist  ein  sehr  fleissig  gearbeitetes  Werk,  das  seiner 
Zeit  beim  Gebrauche  der  Basiliken  sehr  nüzlich  gewesen  sein  muss, 
dennoch  aber  —  vielleicht  weil  bald  nach  seinem  Erscheinen  die 
Jurisprudenz  Überhaupt  in  Verfall  gerielb,  —  in  keinem  anderen  Ueber- 
Lleibsel  der  byzantinischen  Jurisprudenz  benuzt  erscheint.  Für  uns 
hat  es  fast  nur  bei  der  Restitution  der  Basiliken  einigen  Werth  und 
ist  zu  diesem  Zwecke  von  Heirobach  ziemlich  ausgebeutet  worden: 
zum  Gebrauche  der  Basiliken  ist  uns  Haubold's  Manuale  dienlicher, 
als  es  der  Tipucitus  sein  würde. 

Der  Tipucitus  ist  verfassl  von  einem  Schüler  des  Magister  Ga- 
ridas (vgl.  Heimback,  Basil,  II.  p,  276.)»  der  unter  Constan  tinus 
Ducas  (1059— 1067.)  lebte.  Sein  Name  ist  nicht  mit  Bestimmtheit  zu 
ermitteln:  in  der  Aufschrift  des  Werkes  scheint  er  in  den  Worten:  naoa 
p...KQirov  Tov  naie...  verborgen  zu  liegen.  (Vgl.  oben  §.2.  am  Ende.) 
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Er  cilirt  vielfach  Novellen  von  Alexius  Comnenus.  (Nach  Heim* 
back,  Basil.  \\. p.X.  und  Mortreuil  Wl.p.  168.  soll  er  auch  eine  No- 
velle von  Caiojoannes  ciliren,  indess  ist  dies  ein  Irrlhum,  da  die  Ab- 
kürzungen in  der  HS.  nicht  xakolataw^g,  sondern  xvnig  ßaaikaog  zu 
lesen  sind.)  Doch  scheint  er  erst  nach  A lex i us  1.  (d.  h.  nach  1 1 18.) 
geschrieben  zu  haben,  da  er  demselben  bei  seinen  Cilaten  die  eiuem 
lebenden  Kaiser  gebüi enden  Epitheta  nicht  erlheilt.  (In  meiner  De- 
lineatio  hat  der  Tipucitus  eine  falsche  Stelle:  der  davon  haudelude 
§.  40«  muss  zwischen  §.  45.  und  40.  eingeschaltet  «erden.) 

Ueber  die  HS.  des  Tiburtius  (l'atic.  853.)  und  deren  Abschrift 
durch  Leo  Allatius  {Vatic.  1928.1929.)  linden  sich  bei  M.  einige 
Irrthiimer.  Zunächst  was  den  handschriftlichen  Titel  betriff) ;  diesen 
hat  der  jüngere  Heimbach  so  gelesen,  wie  er  in  seinen  sivtxd.  I. 
p.  220.  mittheill,  ich  dagegen  so,  wie  er  in  meiner  Uelineatio  §.40. 
steht.  Mit  meiner  Lesart  stimmt  auch  die  Abschrift  des  Leo  Allatius  . 
überein,  nur  dass  er  lin.  3.  in  fine  einige  Buchstaben  mehr  gelesen 
bat,  als  1837.*)  in  der  HS.  zu  erkennen  waren,  und  lin.  4.  in  ßne 
uh'^ev  statt  dem  deutlichen  8&t]ip6V . , .  der  nS.  schreibt.  —  Die 
Bruchslücke  des  Tipucitus,  welche  A.  Mai  herausgegeben  hat,  sind 
nicht,  wie  Mortreuil  p.  255.  sagt,  avec  u/i  soin  tout  particulier, 
sondern  mit  solcher  unverantwortlichen  Nachlässigkeit  oder 
Unkcnntniss  der  griechischen  Schrift  edirt,  dass  sie  auf  die  diplo- 
matische Treue  aller  von  Mai  gelieferten  griechischen  Inedila  das 
nachllieüigstc  Licht  werfen.  Weit  genauer  ist,  was  Heimhaeh  hat 
drucken  lassen.  —  Uebrigens  ist  Morlreuil's  Bericht  Uber  das,  w.is 
der  jüngere  Heimbach  vom  Tipucitus  abgeschrieben  und  der  ältere 
herausgegeben  hat,  nicht  ganz  genau,  wie  denn  auch  M.  die  Note  k 
bei  Hcimb.  Basil.  I.  p.  330.  irrig  für  mehr  als  ein  blosses  Missver- 
sländniss  hüll.  —  Weder  Heimbach  noch  Mortreuil  haben  er- 
kannt, dass  der  Schluss  des  Tipucitus,  wiewohl  das  vorleztc  Blatt 
fehlt,  dennoch  auf  dem  vorlezten  Blatte  noch  zu  linden  ist.  Die  er- 
sten drei  Zeilen  des  fol.  500. <*•  enthalten  diesen  Schluss  ( lib.  LX. 
M.69.  Basil.)  mit  folgenden  Worten:  Outiteiv  //  prj.  —  Kai  ort  iü>v 
7t€QioniGOtPTav  dno[{>av}6vr(x)v  ov  Öe[i  Xw]?^*  ßci(7thxf;g  noodtd^eiog 
£xßuX[).]eiv  t/;**  vqaov  xal  alla^ov  &dfnetr.  —  "Entert  8a  tu  ).€i\papa 
7tQog  racpriv  aktiv  sxugtoj.  —  Z/jtsi  imq]  tovtov  ßt.  xy.  rt.  {?.  oXov. 
Eine  Subscriplion  findet  sich  nicht:  es  folgen  gleich  die  bekannten 
Bemerkungen  über  Justinian's  und  Lco's  Novellen. 

*)  Noch  Heimbach  scheint  au  dieser  Stelle  einige  Buchstaben  erkannt 
zu  haben. 
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§.9.  Ecloga  libroruml — X.  Basilicorum  cum  commentario. 

Das  Bekannte  oder  doch  io  meiner  Üelineatio  §.  46.  Angedeu- 
tete hat  Mortreuil  III.  261 — 270.  sehr  gut  ausgeführt.  Er  wie- 
derholt, dass  die  sieben  vorhandenen  HSS.  sänimtlich  aus  einer  ver- 
lorenen HS.  vom  J.  1155.  abstammen.  Der  Beweis  hiefür  liegt  — 
troz  mancher  kleiner  Differenzen  z.  B.  in  lib.  VII.  tit.  10.,  die  auf 
Rechnung  des  Abschreibers  kommen,  —  darin,  dass,  sowie  der  aus 
der  IIS.  von  1155«  abgeschriebene  Cod.  Valic.  1681.,  so  alle  übrigen 
HSS.  in  /j*.  VII.  tit.  14.,  Hb.  X.  tit.  2-3.4.  gleichmässig  eine  Reihe 
von  Lacunen  einzelner  Würter  und  Sylben  haben,  die  sich  nur  daraus 
erklären  lassen,  dass  alle  unmittelbar  oder  doch  mittelbar  aus  dem- 
selben, an  einzelnen  Stellen  unleserlich  gewordenen  Prototypon 
schöpften.  Uebrigens  scheint  das  Prototypon  an  diesen  Stellen  mit 
der  Zeit  immer  unleserlicher  geworden  zu  sein:  in  den  neueren  Ab- 
schriften sind  die  Lacunen  zum  Theil  grösser  als  in  den  älteren.  — 
Der  Cod.  Paris,  reg.  gr.  1353.  ist  zu  Ende,  der  Cod.  Valic.  1681. 
zu  Anfang  defeet:  lezterer  ist  merkwürdig,  weil  er  zum  Theil  die 
Vorarbeiten  zu  einer  Herausgabe,  nemlich  eine  lateinische  Ueber- 
sezting  der  xsifA.tvu  und  naQexßolai  enthält. 

Das  Werk  ist  im  J.  1142.  von  einem  unbekannten  Verfasser  in 
Konstantinopel  geschrieben  worden.  Es  ist  ein  Auszug  aus  den  10 
ersten  Büchern  der  Basiliken  und  deren  Scholien:  jeden  einzelnen 
Auszug  erläutert  eine  weitschweifige  Exegese.  Nach  meiner  Delin. 
behauptet  auch  M. ,  dass  es  ursprünglich  sich  auch  auf  die  Übrigen 
Bücher  der  Basiliken  erstreckt  habe.  Ein  Bedenken  erregt  aber  doch 
noch  besonders*)  eine  Stelle  in  lib*  III.;  sie  lautet  im  Cod.  Paris, 
reg.  gr.  1358.  fol.  102.  verso,  wie  folgt: 

Kelpivov.  Ilqeaßvxt^oq  ijxxotv  xüiv  X'  ixöiv  p?]  ytvio&ot  xiq'  öuxnovoq 
Ji  rj  vnoöidxovoq  fitj  ijtt(üv  xt  h<äv'  dvayvü<STr\q  pivroi  ir(  h<Sv  elveu 
oydXii.  17  de  diaxoviaaa  fi'  Itmv  yevioßv),  idv  novöyapoq  faxt,  el  pij  eiq 
dtvrcQOvq  fjX&e  yd/uovq. 

'Eqtnjveia.  Kai  avtij  17  naqtxßoXtj  avvonTtxij  tan,  xai  ovx  fyu  &q 
i/h  to  xei/Atvov  iv  tw  ßaoiXixü •  ixeivo  ydq  nXaxxWtqov  faxt.  nX^v  xai 
ovttaq  tyovoa  ovdkv  naqaXiixndvtt  xqq  ivvoiaq  öXijq  tov  ßaoiXixov.  fori  de 
xai  0(xq>fjq  xai  did  xovxo  ovde  na§  fßtöiv  i^rytjoiv  ttva  id&axo.  o  de  iv  rw 
ßaffiXtxoj  [ov]  xefrai,  ovdl  iv  xft  naQOVOfl  naQexßoXJj,  ixüvo  xai  iQOVfitev. 
1}  ts  veaQa  rov  ßaoiXicjq  xvqov  Xiovxo?  tov  <pt\oa6q.ov  tov  xavova  Ttjq  &eiaq 
S  avvödov  evQovoa  Xiyovxa  rov  xaxaaxdvxa  tiq  x  exoq  xuQnxoveZa&a*  vno- 

*)  Der  in  der  Delin.  $.  46.  unter  3*.  abgedruckten  Stelle  gehen  die  Worte 
voran:  drtva  Oinaza  ovx  oXiya  ovxa  to  ye  vvv  ototntjxtov ,  iva  ftrj  ftti^ov  xov 
tyyov  to  näqeqyov  noitjowfte&a.  Das  tqyov  ist  der  Auszug  aus  den  Basi- 
liken ,  das  TzäQtqyov  der  Commentar. 
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dtdxovov,  xai  xi\v  naoovoav  ö*täxa£iv  dvrnp&eyyoftevrjy  y  ötwDtaaxo  xov 
xavova  ftäXXov  iveQyeZv  iv  xfj  ntQi  tw*  oixeiov  diarä£f<,  xai  toi»  7roö? 
to  x'  «ro$  tMaoarTa  xijq  aXXrjq  ö*tayo>yijq  xov  /?<ou  innoSdv  ioxaßtivtjq 
offa  ye  ix  xtjq  ijXixiaq  fttjdev  eiq  fov  vnoStaxövov  ^«»ooroWap  iftno- 
di^ea&ou.    to  <M  iQfitjvev&iv  iori  xr{  xe?.  xov  a  xi.  toi*  y'  /?*. 

Man  könnte  nach  der  Einleitung  zu  dieser  eopt-reia  und  nach 
ähnlichen  Stellen  wohl  auch  die  Hypothese  aufstellen,  dass  der  Ver- 
fasser den  Auszug  aus  den  Basiliken  und  deren  Scholien  nicht  erst 
gemacht,  sondern  einen  solchen  vorgefunden  und  davon  nur  die  10 
ersten  Bücher  commenlirt  habe.  Darauf  könnte  auch  der  Titel:  ttqü- 
tov  tsvxog  räv  exXoywv  u.  s.  w.  bezogen  werden. 

Eine  Ausgabe  des  ganzen  Werks  würde  allenfalls  eine  Curiosi- 
tät,  aber  von  keinem  beträchtlichen  Interesse  sein:  Witte  hat  ganz 
Recht,  wenn  er  die  iofMjve/a  ,%diffusam  magnaque  pro  parte  ineptam" 
nennt.  Indessen  kommen  hie  und  da  Stellen  vor,  die  auf  die  Rechts- 
zustände des  12.  Jahrb.  einiges  Licht  werfen.  Die  Stellen,  in  wel- 
chen Novellen  neuerer  byzantinischer  Kaiser  cilirt  werden,  habe  ich 
excerpirt,  um  sie  bei  meiner  Arbeit  über  die  Novellen  zu  benuzen. 
Nächstdem  verdienen  ausser  den  bei  Ducange  Glossar*  /o.  II.  4pp. 
p.  115.  und  in  meiner  Delin.  abgedruckten  vielleicht  folgende  Stellen 
hervorgehoben  zu  werden,  di»  ich  mit  einigen  Auslassungen  ab- 
drucken lassen  will: 

I. 

TL  y  ß».  S'.  TTco»  xd^naq  dtxaartj Qiojy  xai  dtxaioöooiaq. 

Ktiftevov.    '0         StxatoSoaiav  xai  dtaxaxoyrjv  dtoW«  xai  eiq  vofttjv 
tiipnei  xai  irtiTQonovq  xai  titxaaxdq  J«oW«y. 

'Eqftijvtia.  'Evxav&a  ftiXXei  6iää$at  6  vofto&ixijq  tt«o»  ryq  xwv  ö*«xa- 
axijoiotv  rätiujq . . . .  XoOi  xa&öXov,  or*  ndq  af/WK  TtQoxaO-ijfievoq  fj  tx<t>v 
dqx*iv  e/et  xai  dixaiodoaiav  xai  xQaxoq.  TtQOxd&qvxat  de  dixaaxijoltov  oi  o?f  «- 
xicthoi,  toq  6  fttyaq  dqovyydqioq^   toq  6  dtxato ö*6xr}qy  toOavxtoq  xai  oi  xdv 

inaqxuäv  doxovxeq.    xai  fyovoi  xai  dixaiodooiav          StSöaat  xai  dtaxa- 

ro/äq   ei  ovv  y^aq>fj  xtq  xXijoovoftoq  xai  ßoxXtjxai  trjxtjoat  xtjv  Gtxovv- 

doi'n  xaßovXXaq  diaxaxoy^v  ,  oi'x  vquiXtt  rtQoai^xtO&at  a/rAw«;  öixaorr\, 

oloq  iariv  6  dXo)7i6q,  6  aeqßXlaq  xai  6  «/«omfiys,  dXXd  rw  dgovyyagito 

%  T(Z  xotaiGTO)Qi          en'tTQonov  xai  xovqdrtiQaq  rot?  dq>i]Xt£iv ,   ar<va  ol 

/uxoot  dtxaffrai  -ijyovv  ol  iXdrxoveq  ov  dvvavxai  noitlv  olxoO'ev ,  otoi  eioiv 

oi  xotrai  o  avxwouavoq  y  6  dXbinoq  xai  oi  oeQßXiat  xai  6  xifn»vitt]q ,  

**  ftq  ipxaX&düo't  naqd          oiov  xov  ÖQOvyyaQiov  ij  xov  xotaißxoiQoq  xov 

ini  xöiv  xQtoeiav.  to  Je  eQfirjvtv$iv  na^ov  vofitftov  iffxi  a  xk<p.  xov  y  xi. 
xov  C  ß^ 

II.    (Aus  /ib.  IX.  tt't.  1.) 
Ktifxtvov.    'O  XißeXXoq  xrtq  ixxX^tov  6<f>eiXet  fy**"  T®  ovofia  xoi>  ixxct- 
Xeaaitivov  xai  xov  öixaotov^  xaP  ov  ixxaXtixat ,  xai  ix  /roiac  anwaaetaq. 
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'Eoftijvtia.    rivtaoxe  &tt*atia<a/Aev  ovv  <ro«  To  x«pd).cuov ,  *va  xa* 

aaipiffteQOV  yfoqrou.  6  nttooq  ivr\yayt  »ata  rov  navXov  nuoa  tm  ini  twv 

xoiacoiv  xvooi  xwvatavTivo)  tiZ  fiayytXtTfj          Rqttjaev  txxlrjrov  aixuo- 

pcu  tt\v  anofpaoiv  tov  i/ti  totv  xqiawv  xvqov  xwvotavtivov          xat  ttjtoi 

raitijv  araOeojQTj&ijrai  xat  txxkijtov  naoa  tov  navotßäotov  Geßaotov 
xat  fiiyäkov  öqovyya^iov  xvqov  xuivaxavtivov  ixxakittai. 

§.  10.    Synopsis  minor: 

So  genannt  im  Gegensaze  zu  dem  grossen  alphabetischen  Aus- 
züge aus  den  Basiliken,  der  in  den  HSS.  avvorpig  heisst:  es  ist  ebenso 
wie  diese  nach  dem  Alphabet  in  24  Abiheilungen  getheilt,  freilich 
aber  nicht  eine  Synopsis  (d.i.  Uebersichl)  der  Basiliken:  Harme- 
nopul  bat  es  deshalb  richtiger  fiixQOv  xona  atotxeiov  genannt.  Die 
HSS.  nennen  es  regelmässig  vofiifwv  aata  gtoixsiov  schlechtweg.  Es 
handelt  darüber  meine  Delin.  §.  47.  und  Mortreuil  III.  p.  315 — 322. 
Ich  besize  davon  Abschrift  und  Collation  nach  den  beiden  Wiener 
HSS.,  und  ausserdem  stückweise  Gollationen  der  übrigen  bekannten 
HSS.  Im  Ganzen  erscheint  das  Werk  in  allen  HSS.  in  glcichmässiger 
Gestalt.  Nur  der  Cod.  Paris,  reg.gr.  1382.  weicht  etwas  mehr  ab: 
besonders  indem  er  den  einzelnen  §§.  besondere  Rubriken  voran- 
gehen lässt.  Für  die  HSS.  Paris.  1387.,  Laur.  80  ,16-,  Vindob.  4., 
Vatic.  (PiiU.)  39.  scheint  der  Cod.  fMnd.  5.  das  Prototypon  gewesen 
zu  sein;  zwar  finden  sich  im  Einzelnen  viele  Differenzen  —  der  Laur. 
namentlich  zeichnet  sich  durch  reiche  Marginalien  aus*)—,  aber  die 
vier  Erstercn  haben  überstimmende  Lacunen  in  Litera  die  sich 
aus  einem  ioLezterera  befindlichen  Wasserflecke,  der  die  Schrift  un- 
Icsbar  gemacht  hat,  erklären :  die  Differenzen  würden  also  rein  auf 
Rechnung  der  Abschreiber  kommen. 

M.  hat  den  Charakter  des  Werks  ganz  richtig  angegeben:  „Sous 
chacun  de  ces  vingt-quatre  tilres  on  a  distribue  foule  la  7tQayfiateia 
de  Michel  Jtlaliste,  de  teile  moniere ,  que  f ordre  syslematique  de 
Voiivrage  original  a  tte*  rimanie  et  transforme"  en  ordre  alphabe- 
tique**);  de  nouvelles  interprelations  ont  He"  ajoutees  ä  presque 

*)  Dieser  stammt  vielleicht  nur  mittelbar  aus  Cod.  Vind.  5.  Er  hat  seine 
Marginaladdilioncn  aus  einer  andern  HS.,  wo  sie  ebenfalls  am  Rande  standen, 
abgeschrieben.  Diese  HS.  muss  am  Rande  beschnitten  oder  sonst  verderbt 
gewesen  sein:  denn  nur  so  erklärt  es  sich,  dass  die  Marginalien  des  Laur.  überall 
kleine  Lacunen  enthalten.  Uebrigens  sind  dieselben  Nachträge  aus  den  Novellen 
byzantinischer  Kaiser,  aus  den  Canones  und  einigen  anderen  Quellen,  nament- 
lich den  Titeln  de  R.  j.  und  de  V.  S.  Ob  sie  von  Harmenopul  gekannt  waren 
und  benuzt  sind,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden:  möglich,  dass  es  umgekehrt 
Excerpte  aus  Harmenopul  sind. 

**)  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  der  Verfasser  bei  jedem  ato$xriov  das  ti6~ 
des  Michaeli*  Attalen**»  ganz  durchgegangen,  und  daraus  der  Reihe 
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tous  les  ehapitres  du  texte  pritnitif,  auquel  on  a  aussi  fait  quelques 
additions  puisees  cä  et  lä  dans  eTautres  sources  juridiques." 

Es  ist  bekanntlich  eine  Quelle  für  Flarmenopul  gewesen,  der 
in  der  Thal  einen  ziemlich  ausgedehnten  Gebrauch  davon  gemacht  hat. 

Pardessus  bat  ein  Stück  aus  der  Lit.  N.  drucken  lassen;  aus 
dem  Cod.  Vatic.,  da  ihm  die  Pariser  HSS.  entgangen  waren. 

Oekonomie  und  Inhalt  des  Werks  möge  durch  folgende  Tabelle 
anschaulich  gemacht  werden.  Sie  betrifft  die  Lit.  N.  desselben:  die 
erste  Cotonne  giebt  die  §§.  nach  Zahl  und  Anfangsworten  an:  die 
zweite  die  Quellen,  besonders  dieStellen  aus  dem  novitftu  des  Michael 
sf IIa /ensis,  welche  Quellen  sind:  die  dritte  endlich  citirt,  wo  die 
betreffenden  §§.  bei  Harmenopul  zu  finden  sind. 
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oach  alles  zu  dem  atotxnov  Passende  eingetragen  hat:  jedes  oxoixdov  also 
giebt  regelmässig  Excerpte  aus  allen  beireffenden  Titeln  und  der  Appendix  jenes 
troviffta,  und  genau  nach  der  Reihenfolge  dieser  Titel  und  der  Appendix. 

*)  Ich  citire  nach  der  Ausgabe  in  Leunclav.  JGR.  to.  II.,  obwohl  detea 
Abtheilungen  willkürlich  gemacht  sind. 

„  **)  Nach  der  Ausgabe  von  Reitz. 

***)  Die  $§.  14—21.  sind  in  Pardessus  Coli,  des  lois  maritime*  heraus- 
gegeben. 
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Lässt  sich  nach  dieser  Tabelle  die  Lit.  N.  des  Mtxnor  xata 
oroixtiovj  —  eine  der  uiDfäoglichsten  Abtheilungen  des  Buchs,  — 
leicht  überblicken,  so  kann  nun  auch  ein  bestimmtes  Unheil  Ober  den 
Werth  des  Ganzen  gefällt  werden.  Dem  Plane  des  Buches  liegt  diu 
jämmerliche  Idee  zu  Grunde:  dieBenozung  des  ohnehin  so  übersicht- 
lichen und  kleinen  Lehrbuchs  von  Michael  Attalensis  durch  alpha- 
betische Anordnung,  und  dessen  Verständniss  durch  ein  oft  wieder- 
holtes tovttöti  und  dergleichen  Paraphrasen  zu  erleichtern;  in  der 
Hauptsache  hat  also  das  Buch  gar  keinen  Werth,  da  es  uns  nicht 
einmal  irgend  verlorene  Stücke  der  älteren  Quellen,  wenn  auch  von 
dem  Verfasser  nach  seiner  Art  paraphrasirt,  erhalten  hat.  Es  hat 
nur  einigen  Werth 

1)  wegen  der  Paraphrasen,  die  der  Verfasser  von  seinen  Quellen 
giebt,  und  welche,  wiewohl  im  Ganzen  sehr  trivial,  dennoch 
zuweilen  manche  interessante  Blicke  in  die  damaligen  —  frei- 
lich sehr  gesunkenen  —  Rechtszustände  thun  lassen.  Auch  zur 
Keontoiss  der  Umwandlung  des  Alt- Griechischen  in  die  lingua 
vulgaris  trägt  das  Buch  bei :  der  Verfasser  belleissigt  sich  zwar 
einer  reinen  Sprache,  berücksichtigt  aber  zuweilen  die  Sprache 
des  gemeinen  Lebens  mit  einem  tag  ol  xoivol  It'yovotv  u.  dgl. 

2)  weil  es  Quelle  für  Harmenopul  geworden  ist,  und  auch  sonst 
in  ziemlich  ausgebreitetem  Gebrauche  gewesen  zu  sein  scheint. 

Fragen  wir  nun  noch  schliesslich  nach  Ort  und  Zeit  der  Abfas- 
sung —  der  Verfasser  ist  gäuzlich  unbekannt  — ,  so  ist  M.  nicht  über 
die  Andeutungen  hinausgekommen,  die  ich  in  meiner  Delin,  gegeben 
habe.  Indessen  scheinen  mir  die  dort  angeführten  Stellen  ziemlich 
deutlich  aufNicaea  hinzudeuten,  und  auf  die  ersten  Regierungsjahre 
des  dort  residirenden  Joannes  Ducas  Vatatzes,  der  die  Hoffnun- 
gen der  Griechen  auf  die  Wiedereroberung  der  alten  Kaisersladt 
Byzanz  neu  belebt  hatte.  Es  würde  danach  das  Buch  etwa  in  das 
J.  1223.  zu  sezen  sein. 

Tann  er  hat  die  Absicht  gehabt,  6*$  Mixqov  herausgegeben:  im 
Cod.  Vindob.jurid.  (die  HS.  gehörte  1555.  Tanner)  steht  auf  einem 
der  Schmuztitel  vor  foL  1.  ein  von  ihm  erdachter  griechischer  Titel 
mit  folgender  lateinischer  Uebersezung:  Synopsis  Deßnitionum  Exem- 
plorum  et  Historiarum  civifium  cum  .  ex  universa  Justiniani  Jmp* 
legislatione  tum  reliquorum  Constantinopolitanorum  Impp.  et  juris 
civilis  lnterpretum  commentariis  ex  fide  et  diligentia  ordine  alpha- 
betico  digesta  ut  sit  quasi  universi  juris  Lexicon  nunc  pnmum  a 
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Georgio  T anner o  juriscto  Austriaca  in  purioris  jurisprudentiae  gra~ 
tiam  et  usum  in  iucem  revocata! ! 

§.  11.    Hexabibios  Constantini  Harmenopuli. 

Dieses  Werk  ist  ein  für  seine  Zeit  ganz  gelungenes  zu  nennen, 
und  hat  deshalb  grossen  Erfolg  gehabt.  Für  die  Griechen  ist  es  auch 
heute  noch  praktisch,  für  uns  aber  von  nur  geringem  Werthe,  da  wir 
dessen  Quellen  ( —  die  Harmenopul  wörtlich  abgeschrieben  bat — ) 
in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  besizen.  Wäre  doch  diesen  der 
Fleiss  und  die  Arbeit  zu  Gute  gekommen,  die  Reitz  an  Harmenopul 
verschwendet  hat! 

Zu  dem,  was  meine  Delin.  §.49.  und  Mortreuil  III.  p,  349 — 
376.  495—499.  über  Harmenopul  und  sein  Werk  enthält,  habe  ich 
nur  Weniges  beizufügen. 

Heber  die  Quellen,  aus  denen  Harmenopul  geschöpft  bat, 
geben  die  oben  §.  4.  und  §.  10.  mitgetheilten  Tabellen  nähere  Aus- 
kunft. 

Die  Zeit  der  Abfassung  der  Hexabibios,  ehedem  sehr  bestritten, 
nachher  auf  1345.  bestimmt,  ist  neuerdings  zweifelhaft  geworden. 
Es  kommen  bei  dieser  Streitfrage  in  Betracht: 

1.  eine  Bemerkung  im  Cod.  Find,  jurid.  gr.  11.  fol.  195.  wo- 
nach das  Werk  geschrieben  sein  soll,  „im  rijg  ßaaiXelag  rijg 
evaeßeatdtrjg  xal  cpiXo%QiGxov  deGnofv^g  y/ncov  xal  avToxoazo- 
QiGGtjg  xvqäg  dvvrtg  rijg  TzaXaioXoyt'vqg  xal  tov  ioaGpioatarov 
tavtr{g  vtov  tov  evasßsGtdtov  xal  (ptXoxQiatov  ßaatte'ag  jj/idw 
xal  avtoxQatoQog  Qwpat'wv  xvqov  mävvov  tov  naXaioXoyov  iv 
stei  dnb  xtiaeoog  xoapov  t<Z<ovy  hb.  t/."  d.  i.  im  J.  1345.  n. 
Chr.  —  Diese  Bemerkung  soll  nach  Lambecius  vom  Patriar- 
chen Philotheus  (1354.  ff.)  herrühren:  in  der  HS.  steht  aber 
nichts  davon.  Die  Notiz  war  mir  früher  deshalb  verdächtig  er- 
schienen, weil  sie  für  das  J.  1345.  nur  Anna  und  Joannes 
Palaiologus  als  Kaiser  nennt,  während  damals  doch  eigent- 
lich Joannes  Cantacuzonus  mit  Anna  regierte,  der  unmün- 
dige Paläologe  aber  nur  nomineller  Kaiser  war.  Allein  ich 
muss  diesen  Zweifel  wiederrufen,  da  Joannes  G  antacuzenus 
erst  1347.  den  Kaiserlilel  usurpirte.  Dagegen  erregt  mir  Zwei- 
fel an  der  Richtigkeit  jener  Notiz,  dass 

2.  der  Cod.  Ottobon.  440.  am  Schlüsse  die  Notiz  hat:  'EteXeim&tj 
tb  naobv  ßtßXlov  ptjpl  iavovaniop  tvd.  ty  hovg  tsv>vy '.  Nach  dem 
constanten  Sprachgebrauche  der  griechischen  Schreiber  heisst 


Digitized  by  Google 


Ree.  v.  Hrn.  Dr.jur.  Zacftariä  v.  Langenthal  auf  Grosskniehlen.  637 

dies,  dass  der  Schreiber  mit  der  Abschrift,  nicht  aber  das* 
der  Verfasser  mit  der  Ausarbeitung  des  Buchs  im  J.  1345.  fertig 
geworden  sei.  Auf  die  Vollendung  des  Buchs  durch  Harmc- 
nopulus  kano  die  Notiz  auch  darum  nicht  füglich  gedeutet 
werden,  weil  dann  schwerlich  sogar  der  Manat  (Januar)  an- 
gegeben sein  würde.  Ist  aber  schon  im  Januar  1345.  eine  — 
mehrere  Wochen  Zeit  erfordernde  —  Abschrift  der  Hexabiblos 
fertig  geworden,  so  kann  diese  selbst  nicht  erst  im  J.  1345. 
abgefasst  worden  sein.  Das  Wahrscheinlichste  ist  mir  also, 
dass  irgendjemand  die  Note  im  Cod.  Ottob.  missverstanden,  und 
daraus  die  irrige  chronologische  Notiz  im  Cod.  Vindob.  gemacht 
hat.   Hienach  wäre  also  die  Hexabibios  vor  1345.  abgefasst. 

3.  In  der  Hexabiblos  selbst  kommen  an  mehreren  Stellen  (/ib.  V. 
lii.S.  c.  9.  95.,  lib.\[.  lit.  3.  c.  8.,  tit.  6.  c.  6.)  Auszüge  aus  einer 
sogenannten  Novelle  des  Patriarchen  Athanasios  vom  J.  1305. 
vor.  Die  Hexabiblos  ist  also  nach  1305.  vollendet  worden: 
aber  freilich  wohl  erst  länger  nachher,  da  Athanasios  nicht 
als  regierend  und  lebend  erwähnt  wird  und  derselbe  erst  lange 
nach  1305.  den  patriarchalischen  Thron  mit  einer  Klosterzelle 
verlauschte. 

4.  Wahrscheinlich  ist  aber  die  Hexabiblos  ganz  nah  ums  Jahr 
1345.  verfasst,  und  hat  nach  1354.  noch  einen  Zusaz  von 
der  Hand  des  Harmenopulus  erhalten.   Sie  schliesst  nemlich 
in  dem  CW-.  Ottob.  von  1345.  mit  den  drei  ropoi  awodixot, 
welche  Empörer  mit  dem  Anathem  belegen:  und  das  scheint  das 
ursprüngliche  Ende  gewesen  zu  sein.    In  dieser  Gestalt  mag 
Harmenopul  sein  Werk  dem  im  J.  1354.  erwählten  Patriarchen 
Philothe  us  (vielleicht  zur  Approbation)  dargebracht  haben,  und 
er  erhielt  darauf  von  demselben  ein  Antwortschreiben  (Leuncl. 
JGRA.  p.  288.),  worin  darauf  aufmerksam  gemacht  wird,  dass 
jene  ropot  avvodtxoi  auf  irrigen  Grundsäzen  beruhen  und  un- 
praktisch seien.     Dieses  Antwortschreiben  schliesst  mit  den 
Worten  irzcßat  ovyyodfApaoiv  bei  Leunclav.  I.  I.     289.;  das 
darauf  Folgende  ist  offenbar  ein  Zusaz  von  Harmenopulus 
selbst,  welcher  die  weitere  Begründung  der  von  dem  Patriar- 
chen gemachten  Bemerkungen  (statt:  %o  iXXsXnov  iv  tqj  tov 
yilov  avyyQctfi^ari  möchte  zu  lesen  sein:  iv  tq5  tov  q>tXo- 
&iov  yqaiAfiati)  nachträgt.    Mit  diesem  Zusaze  scheint  Har- 
menopulus selbst  das  Schreiben  des  Phi lotheu s  seiner  Hexa- 
biblos am  Schlüsse  beigefügt  zu  haben:  und  an  dieser  Stelle 
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findet  es  sich  in  den  jüngeren  HSS.  *).  Diese  Umstände  nun 
berechtigen  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Hexabibios  im  J.  1354. 
noch  ein  ziemlich  neues  Werk  gewesen  und  besonders  von  da 
an  durch  Harmenopulus  verbreitet  worden  sein  muss;  sonst 
würde  sie  nicht  erst  noch  dem  Patriarchen  überreicht  und  von 
diesem  kritisirt  worden  sein:  sonst  würden  nicht  die  meisten 
HSS.  den  Nachtrag  zu  den  drei  ropoi  awodmoi  erhalten  haben. 

Hiermitwill  ich  diese  Abhandlung  und  Recension  des  MortreuiT- 
schen  Werkes  beschliessen.  Möge  uns  die  versprochene  Fortsezung, 
obwohl  sie  unter  einem  besonderen  Titel,  als  Geschichte  des  grie- 
chischen Rechts  im  türkischen  Reiche,  erscheinen  soll,  oder  aber  ein 
besonderer  Anhang  noch  zwei  Nachträge  zu  der  vorliegenden  Histoire 
du  droit  ßyzantin  bringen,  nemlich  einen  Index  rerum  ac  ver- 
borum  und  einen  Catalogus  Codicum  ßfSS.  juris  GR.  tarn 
civilis  quam  canonici  etwa  nach  Art  des  in  meinem  Prochiron 
p.  CLXXXVIIL  sqq.  begonnenen:  jener  wird  die  Benuzung  der  Hi- 
stoire erst  für  Jedermann  möglich  machen,  dieser  die  Grundlage  und 
das. beste  Hülfsmittel  für  neue  Forschungen  sind.  Durch  die  neuen 
Funde,  um  derentwillen  Mynas  so  sehr  in  die  Posaune  gestossen  hat, 
wird  die  byzantinische  Rechtsgeschichte  schwerlich  sehr  bereichert 
werden:  dagegen  hoffen  wir,  dass  es  Herrn  M ortreu il  geliogen 
werde,  die  von  Ducange  benuzte  HS.  der  königlichen  Bibliothek  zu 
Paris,  welche  eine  byzantinische  Ars  notariatus  enthielt,  oder  viel- 
leicht gar  noch  die  verschwundene  Basiliken handschrift  wiederaufzu- 
finden. Dass  Herr  Mortrenil  nicht  aufhören  werde  für  das  byzan- 
tinische Recht  auch  ferner  thätig  zu  sein,  dafür  bürgt  uns  seine  so 
umfassende  „Histoire"-.  wünschen  wir  seinen  ferneren  Forschungen 
die  besten  Erfolge  I 

Im  Januar  1847« 


*)  Der  Cod.  Pari*,  reg.  gr.  1360.  vom  J.  135?.,  der  Cod.  Conttantinopol.  von 
1355.  enthalten  es  noch  nicht. 
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Schriften  über  die  schleswig-holsteinische  Staats- 
erbfolge* 

Erster  Artikel. 

Keine  Rechtsfrage  bat  in  neuerer  Zeit  so  sehr  die  allgemeine 
Aufmerksamkeit,  nicht  nur  der  Männer  von  Fach,  sondern  auch  des 
grösseren  Publikums,  auf  sich  gezogen,  als  der  in  der  Ueberschrift 
genannte  Gegenstand.     Dass  derselbe  in  den  Ländern,  um  dessen 
Thronfolge  es  sich  handelt,  so  wie  in  dem  Staate,  mit  welchem  sie 
bis  jetzt  denselben  Herrscher  gemein  haben,  ein  so  ausserordent- 
liches Interesse  erregt,  vor  welchem  alle  andern  Staatsangelegen- 
heilen  in  den  Hintergrund  treten,  lässt  sich  nur  daraus  erklären,  dass 
man  sowohl  in  Dänemark  als  in  den  Herzogtümern  Schleswig  und 
Holstein  das  Wohl  und  Wehe  des  Landes,  dem  man  angehört,  durch 
die  Entscheidung  dieser  Frage  wesentlich  bedingt  hält.   Dort  fürch- 
tet man,  dass  das  Reich  zu  gänzlicher  Bedeutungslosigkeit  herabsin- 
ken werde,  wenn  die  genannten  Länder  von  ihm  getrennt  Wörden, 
dass  dänische  Nationalität  und  Sprache,  die  früher  in  dem  grössten 
Tbeile  Schleswigs  herrschten,  aber  im  Laufe  von  Jahrhunderten  durch 
den  deutschen  „Koloss"  immer  weiter  zurückgedrängt  worden  sind, 
in  diesem  Lande  allmählig  ganz  verschwinden  würden;  hier  wünscht 
man  bei  dem  angestammten  Fürstenhause  zu  bleiben,  und  sich  unter 
ihm  als  Theil  des  deutschen  Vaterlandes  zu  entwickeln,  während 
andrerseits  das  Auftreten  einer  gewissen  Parthei  in  Dänemark  den 
Bewohnern  der  Herzogthümer  Besorgnisse  wegen  ihrer  Rechte  und 
ihrer  Nationalität  eingeflosst  hat.   Auffallender  erscheint  auf  den  er- 
sten Blick  die  Theilnahme,  mit  welcher  sich  ganz  Deutschland  dieser 
Sache  zugewendet  hat,  wenn  man  sie  mit  der,  bei  früheren  ähnlichen 
Verhältnissen  vergleicht.    Als  1831.  die  Hälfte  des  deutschen  Bun- 
deslandes Luxemburg  verloren  ging,  erhob  sich  fast  keine  Stimme 
dagegen,  und  hier  steht  gar  nicht  das  Aufgeben  eines,  rechtlich  zu 
Deutschland  gehörigen  Theiles  in  Frage.   Nicht  viel  lebhafter  sprach 
sich  die  allgemeine  Stimme  aus,  als  vor  zehn  Jahren  die  Verfassung 
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eines  deutschen  Landes  durch  das  Staatsoberhaupt  einseitig  aufge- 
hoben ward,  während  es  sich  in  diesem  Falle  doch  zunächst  nur  um 
eine  Verletzung  fürstlicher  Erbfolgerechte  handeln  würde.  —  Das 
grosse  Interesse,  welches  Deutschland  an  der  schleswig-holsteinischen 
Frage  gezeigt  hat,  lässt  sich  daher  gewiss  einzig  und  allein  aus  dem 
seit  einigen  Jahren  so  mächtig  erstarkten  Nationalbewusstsein  in  un- 
serem Vaterlande  erklären. 

Ehe  Ree.  sich  zu  einer  Besprechung  der  wichtigeren  in  den 
letzten  Jahren  über  die  schleswig-holsteinische  Staatserb folge  er- 
schienenen Schriften  wendet,  will  er  mit  einigen  Worten  die  frühere 
darauf  bezügliche  Literatur  berühren. 

Bald  nach  den  Befreiungskriegen  sprach  sich  auch  in  den  Her- 
zoglhümern  Schleswig  und  Holstein,  wie  damals  fast  überall  in  Deutsch- 
land, der  Wunsch  nach  einer  ständischen  Verfassung  aus,  durch  den 
folgende  Schriften  ins  Leben  gerufen  worden: 

1.  Patriolische  Gedanken  über  Landstände  in  den  Herzogthümern 

Schleswig  und  Holstein.  Umgearbeitet  und  umgeändert  von  R  —  1 

den  24.  März  1815.    1  Bogen  8. 

Gewisser  Massen  die  zweite  Auflage  einer  nicht  lange  vorher  erschienenen  Schrift; 
Palriotische  Gedanken  u.s.f.  vonL — r. 

2.  Ein  Wort  über  Verfassung.  Bei  Gelegenheit  der  kürzlich  erschie- 
nenen: Patriotischen  Gedanken  u.  s.  f.  von  Dahlmann  [damals 
Professor  in  Kiel.]   In  den  Kieler  Blättern.  Bd.  1.  S.  47.  u.  245.  ff. 

3.  Das  wahre  Verhältniss  des  Herzogthums  Schleswigs  zum  König- 
reiche Dänemark.  Eine  historische  Skizze.  [Ohne  Angabe  des 
Druckorts.]  1815.   VI  u.  81  S.  8. 

4*  Das  Herzogthum  Schleswig  in  seinem  gegenwärtigen  Verhältnisse 
zu  dem  Königreich  Dänemark  und  dem  Herzogthum  Holstein.  Eine 
historische  und  staatsrechtliche  Erörterung  von  Dr.  N.  Falck, 
o.  Prof.  d.  R.  in  Kiel.  Nebst  einem  Anhange  über  das  Verhältniss 
der  Sprachen  im  Herzoglhum  Schleswig.  Kiel,  Akadem.  Buchh., 
1816.    154  S.  8. 

5.  Ueber  die  staatsrechtliche  Verbindung  der  Herzogtümer  Schles- 
wig und  Holstein,  und  über  die  Ansprüche  beider  Länder  auf  eine 
landständische  Verfassung.  [Von  Joh.  Friedr.  Wilh.  Schlegel, 
k.  dänischem  Confercnzrathe  u.  Prof.  d.  R.  zu  Kopenhagen.]  Aus 
dem  Französischen  übersetzt  und  mit  einigen  Anmerkungen  be- 
gleitet [von  Falck].    Ebendaselbst,  1816.    62  S.  8. 

Das  Original:  Apercu  $ur  Ja  liaiton  politique  entre  le%  duchc's  de  Sleswig  et  de 
Ho/stein  et  sur  le  droit  de  rastetnbler  le$  e'tats  dans  ces  deur  province*.  Au  Heu 
de  fnanuscript;  scheint  nur  in  wenig  Exemplaren  in  den  Buchhandel  gekommen 
xa  sein. 

Von  allen  diesen  Schriften  ist  die  folgende  immer  durch  die 
nJlchst  vorhergehende  veranlasst. 
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Die  Besprechung  wandte  sich  bald  auf  eine  Frage,  die  mit  dem 
jetzt  verhandelten  Gegenstande  in  genauster  Verbindung  steht,  nem- 
lich  die  nach  dem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Herzogtümer, 
namentlich  Schleswigs,  zu  Dünemark.  Da  in  letztcrem  Lande  die 
unumschränkte  Regierungsform  in  Folge  der  lex  regia  grundgeselz- 
lich  besteht,  so  folgt  von  selbst,  dass  Schleswig  und  llolstcjn  keine 
Ansprüche  auf  ständische  Verfassung  h;ihen  würden,  wenn  sie  Theile 
des  dänischen  Reiches  wären.  Diese  Ansicht,  die  in  Betreff  Schles- 
wigs in  Nr.  3.,  als  deren  Verfasser  ein  Herr  Schleiden  genannt 
wird,  zuerst  aufgestellt  und  dort  mit  vieler  Gewandtheit  durchgeführt 
ist,  ward  in  der  Schrift  Nr.  4.  so  gründlich  widerlegt.  dass  man  seil 
ihrem  Erscheinen  diese  Frage  für  jeden  Unbefangenen  als  gänzlich 
abgemacht  ansehen  kann. 

Die  Erbfolge  wird  in  den  oben  genannten  Abhandlungen  ent- 
weder gar  nicht,  oder  nur  beiläufig  berührt.  In  Nr.  4.  ward  nach- 
gewiesen, dass  die,  in  neuerer  Zeit  so  berühmt  gewordenen  Worte 
in  flem  JJnldigungscide  von  1721.:  „sceundum  tenorern  legis  regiae,k 
>ich  auf  die  vorhergehenden:  Königlichen  Erhsucrcssoren "  bezö- 
gen, und  nicht  auf  die  folgenden:  „treu,  hold  und  gewärtig  scin.u 
Der  Verf.  von  Nr.  5-  stellte  darauf  die  Behauptung  auf,  dass  die  d.'i* 
nischc  Thronfolge  für  Schleswig  Anwendung  linde,  ohne  dass  diese 
Ansicht  damals  widerlegt  ward.  Dass  dies  unterblieb,  mag  seinen 
Grund  zum  Thcil  darin  gehabt  haben,  dass  man  zu  jener  Zeit  diese 
Frage  als  eine  rein  theoretische  ansah. 

Erst  ungefähr  zwanzig  Jahre  später,  ward  die  Erbfolge  in 
Schleswig- Holstein  der  Gegenstand  einer  genaueren  wissenschaft- 
lichen Erörterung,  und  hat  seitdem  fast  ununterbrochen  viele  Federn 
beschäftigt.  Ree.  glaubt  sich  in  Betreff  der  früheren  Literatur  darauf 
beschränken  zu  müssen,  die  wichtigeren  Schriften  so  wie  die  Resul- 
tate aufzuführen,  zu  welchen  die  Verfasser  gelangen.  Die  Gründe, 
welche  zur  Unterstützung  der  einen  oder  andern  Ansicht  aufgestellt 
worden  sind,  sollen  später  zusammengestellt  werden  und  können  da- 
her, zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  jetzt  füglich  übergangen 
werden. 

6.  Für  Dänemark  und  für  Holstein.  Von  Professor  Christian 
Pauls  en  in  Kiel.    Altona,  Aue,  1836*   40  S.  8. 

7.  Die  Erbfolge  in  Schleswig- Holstein.  Eine  historische  Beleuch- 
tung der  Behauptungen  des  Hrn.  Professor  Paulsen  in  der  Schrift 
desselben:  „Für  Dänemark  u.  s.  f."   Halle,  Anton,  1837.  34  S.  8. 

Gegenschrift  der  vorigen. 

Kril.  Jahrb.  f. D.R.W.  Jahrg.  XI.  H.VII.  41 
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8.  Geschichte  und  Zustände  des  Herzogtums  Schleswig  oder  Süd- 
jiilland  von  den  ältesten  Zeiten  his  auf  die  Gegenwart.  Von  C. 
v.  Wimpfen,  Hardesvogt  in  der  Wiosharde.  Flensburg,  Kastrnn, 
1839.   VIII  u.  354  S.  8. 

Recensirt  im  Journal  für  rationelle  Politik.  Jahrg.  GÖ.  1839.  Bd.  2.  S.  568.  f. 

9.  Ueber  die  Erbgerechtsame  auf  Schleswig-Holstein.  Von  Dr.  C. 
Hcibcrg,  [Ober- und  Landgerichtsadvokat  io  Schleswig].  In  den 
schleswig-holsteinischen  Blättern  für  1839.  Bd.  VIII.  II.  4.  S.  145  — 
171.  und  H.  5.  S.  198—231, 

Gegenschrift  der  vorigen. 

10.  Die  Unions- Verfassung  Dänemarks  und  Schleswig-Holsteins;  eine 
geschichtlich  staatsrechtliche  und  politische  Erörterung  von  Uwe 
Lornscn.  Nach  des  Verfassers  Tode  herausgegeben  von  Dr. 
Georg  Beseler.  Jena,  Fromnianu,  1841.  X  u.  524  S.  8.  [Vgl. 
diese  Jahrb.  1842.  S.  706.  ff.] 

11.  Die  historischen  Landes-Rcchte  in  Schleswig  und  Holstein  urkund- 
lich. Mit  einem  Vorwort  des  Herrn  Etalsralhs  N.  Falck,  Com- 
mandeur  u.  s.  f.  Kiel,  Bünsow,  1842.  54  S.  8.  Zweite  Auflage. 
Nebst  einer  Zugabe  von  Prof.  Dahlmann.  Hamburg,  Hoffmann 
u.  Campe,  1847.  8. 

Im  Vorworte  wird  auf  die  Erbfolgefrage  Bezug  genommen. 

12.  Die  bisherigen  Ansichten  in  Betreff  der  Erbfolge  in  Schleswig- 
Holstein.  Von  H.  R.  Claussen  [Ober-  und  Landgerichtsadvocat 
inKieLJ  Im  Kieler  Corrcspondenzhlalt.  Jahrg.  1842.  Nr.  33.,  und; 
Kritik  der  b  isherigen  Ansichten  u.  s.  f.  von  Demselben.  Ebenda. 
Nr.  34.  u.  35. 

13.  Ueber  die  holsteinische  Thronfolge.  Von  J.  H.  E.  Meyn.  Ebenda. 
Nr.  37.  u.  38. 

14.  Einige  Gegenbemerkungen  in  Betreff  der  Erbfolge  u.  s.  f.  Von  H. 
R.  Claussen.   Ebenda.   Nr.  42.  u.  43. 

15.  Ueber  die  holsteinische  Thronfolge.  Nachträgliche  Vertheidigungs- 
grttnde  von  J.  H.  E.  Meyn.   Ebenda.  Nr.  44.  bis  46. 

16.  Bemerkungen  zu  den  Aeusscrungen  des  Herrn  Ober-  und  Land- 
gcrichtsadvocaten  Claussen  über  die  Erbfolge  in  Schleswig- 
Holstein.   Ebenda.  Nr.  51.  bis  53. 

17.  Om  de  internationale  Statsforhotd  i  det  danske  Monarkie.  Ab- 
gedruckt in  der  Berlingske  Tidende.  Jahrg.  1843.  Nr.  9.,  10., 
30.,  34.,  36.  u.  38. 

Als  Verfasser  wird  der  geheime  Staatsminister  0  erste  dt  bezeichnet. 

18.  Widerlegung  des  Aufsatzes  in  der  „Berlingschen"  Zeitung. 
Nr.  9.  u.  s.  f.   Hamburg,  Nestle  u.  Melle,  1843.   39  S.  8. 

19.  Die  letzten  Gründe  zwischen  den  Dänen  und  Schleswig- Holstei- 
nern, oder  staatsrechtlicher  Beweis  der  Staatseinheit  Schleswig- 
Holsteins.    Vom  Syndicus  Justizrath  Klenze,  Abgeordneten  zur 
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holsteinischen  Ständcvcrsnmmlttng.    Hamburg,  Perthes- Besser  o 
Maoke,  1843.   VIII  u.  144  S.  8. 
Die  §§.  33.  ff.  sind  der  Erbfolge  gewidmet. 

Recensirt  in  den  neuen  Kieler  Blättern,  Jahrg.  1843.  H.  1.  S.  28.0".  von  S  a  m  wer. 

20.  Findet  sich  wirklich  keine  Spur,  dass  dänische  Konige  die  bei 
Schriftstellern  vorkommende  Ansicht  gelheilt  haben:  dass  die  Erb- 
folge im  Herzogthome  Schleswig  im  Jahre  1721.  verändert  wor- 
den ist?  Von  Etatsratb  H.  L.  J.  Estrup.  Aus  der  Dansk  Uge- 
skrift  abgedruckt  in:  Stimmen  aus  Dänemark  über  die  Schleswig- 
sehen  Verhältnisse.  Kopenhagen,  1843.  8. 

21.  Die  Absiebt  Friedrich  IV.  bei  den  Vorgängen  von  1721.  Vom 
Candidat  [der  Rechte]  Sa m wer.  In  den  neuen  Kieler  Blättern. 
Jahrg.  1843.  H.  4.  S.  135.  ff. 

Gegenschrift  der  vorigen. 

22.  Danmarks  statsretlige  Forhold  til  Slesvig  og  Holsten  oplyst  af 
C.  Chrislianson  [Baron  C.  Dirckinck  Holmfeld]  i  lo  Hefter. 
Saerskilt  aftrykt  af  „Faedrelandet."   Njobenhavn.  Trykt  i  det 
Brünnichske  Bogtrykkeri  ved  J.  C.  Lund.    1843.  48  S.  8. 

Nicht  lange  vor  dem  Erscheinen  von  Nr.  6.  war  in  zwei  kleinen 
Brochüren:  „Für  Holstein,  nicht  gegen  Dänemark.  (Erste  Auflage?) 
Zweite  Auflage  Leipzig,  Steinacker,  1835.  8."  und:  „Für  Holstein 
gegen  Immanuel.  Von  H.  Albingcr.  Leipzig,  1835.  8.*',  die, 
bereits  1835.  vonFalck  im  zweiten  Bande  seines:  „Handbuches  des 
schleswig-holsteinischen  Privatrechts",  vorgetragene  Ansicht  wieder- 
holt worden,  dass  die  dänische  Erbfolgeordnung  nicht  für  Holstein  gelte. 
Dies  veranlasste  den  Verfasser  von  Nr.  6.  zur  genaueren  Besprechung 
dieses  Punktes.  Er  gelangle  zu  folgenden  Resultaten:  a)  Schleswig 
und  der  sogenannte  ehemalige  schauenburgische  Antheil  von  Holstein 
(die  Herrschaft  Pinneberg,  die  Stadt  Altona,  die  Grafschaft  Ranzau 
und  einige  kleinere  Districte)  vererben  mit  Dänemark,  b)  Das  allzeit 
königliche  Holstein  fällt  nach  dem  Aussterben  des  herrschenden  Manns- 
stammes an  den  Herzog  von  Sonderburg- Augusten  bürg,  als  den  nach 
der  Prtmogeniturfolge  nächstberechtigten  Agnaten,  c)  Für  das  ehe- 
malige gottorfische  Holstein  sind  zwar  auch  die  Agnaten  erbberech- 
tigt, indess  gilt  hier  das  reine  Gradualsystem.  ,,  Wären  Mehrere 
gleiches  Grades  in  einer  oder  verschiedenen  Linien  da",  heisst  es 
S.  32.,  „könnte  also  selbst  der  in  Frage  stehende  Theil  Holsteins 
wieder  gelheilt  werden.  Demnach  kann  jetzt  gar  nicht  mit  Bestimmt- 
heit gesagt  werden,  an  welches  Haus  oder  an  welche  Häuser  dieser 
Tbeil  Holsteins  fallen  werde." 

Nach  der  in  Nr.  7.  ausgeführten  Ansicht  gilt  die,  von  Paulsen 
nur  für  das  allzeit  königliche  Holstein  angenommene  Primogenitor- 
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folge  in  ganz  Schleswig-Holstein.  Diese  Schrift,  von  der  es  damals 
hiess,  dass  ein  erlauchtes,  bei  der  erörterten  Frage  wesentlich  be- 
teiligtes Haus,  der  Abfassung  nicht  fremd  sei,  ist  die  erste,  welche 
sich  ausschliesslich  mit  diesem  Gegenstande  beschäftigte. 

In  der  unter  Nr.  8.  angerührten  Schrift  wird  die  Behauptung 
aufgestellt,  dass  aus  den  Ereignissen  des  Jahres  1721.  eine  „ Ver- 
einigung u  Schleswigs  mit  Dänemark,  und  in  Folge  derselben  ein  Er- 
löschen aller  früheren  Erbrechte  auf  ersteres  Land  erfolgt  sei.  Beide 
Annahmen  werden  in  Nr.  9.  widerlegt. 

Der  Verfasser  von  Nr.  10.  sieht  im  Falle  des  Aussterbens  des 
Mannsslamraes  der  regierenden  Linie  die  ausschliessliche  Erbfolge 
der  Mannsstämme  der  Seitenlinie  für  begründet  an,  nimmt  jedoch 
den  ehemaligen  schauenburgischen  Antheil  davon  aus,  in  welchem  er 
aus  den  in  Nr.  6.  angeführten  Gründen  die  Thronfolge  des  Weiber- 
stammes  der  alteren  königlichen  Linie  für  zulässig  hält. 

In  dem  Vorworte  zu  Nr.  11.  wird  dasselbe  Resultat  erzielt,  wie 
in  Nr.  9. 

Eine  ganz  eigentümliche  Ansicht  ist  in  Nr.  12.  aufgestellt.  Sie 
ist  folgende:  Das  1460.  eingeführte  Recht  der  schleswig-holsteini- 
schen Stände,  unter  den  Nachkommen  Chris tian's  I.  ihren  Herr- 
scher frei  zu  wählen,  ist  später  nur  zu  Gunsten  der  beiden  damals 
herrschenden  Linien,  der  älteren  königlichen  und  der  gottorfischen 
aufgehoben.  Nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  der  erstere/i, 
würde  daher:  a)  der  allzeit  königliche  Antheil  der  Herzogtümer  erb- 
los  werden,  weil  für  diesen  nur  die  königliche,  nicht  die  goltorfische 
Linie  erwählt  worden  ist;  nicht  minder  der  ehemals  fürstliche  Antheil 
von  Schleswig,  da  die  zuletzt  genannte  Linie  im  vorigen  Jahrhun- 
derte auf  alle  Ansprüche  daran  verzichtet  hat.  b)  Der  frühere 
Antheil  der  gottorfischen  Linie  Holstein  fällt  alsdann  derselben  wie- 
der zu,  da  er  der  königlichen  Linie  nur  cedirt  ist.  c)  An  dem  so- 
genannten ehemaligen  schauenburgischen  Antheil  von  Holstein  würde 
der  Herzog  von  Auguslenburg  ein  Erbrecht  haben,  da  für  dieses 
Ländchen,  welches  in  dem  Wahlrechte  der  Stände  nicht  niil  begriffen 
gewesen  ist,  Primogeniturfolge  gilt,  d)  Nach  dem  Grundsatze  der 
Unteilbarkeit  deutscher  Staaten  besitzt  aber,  wer  nur  auf  einen  Theil 
Erbrechte  hat,  gar  keine  anwendbare  Erbrechte.  „Die  Länder 
Schleswig  und  Holstein "  schliesst  der  Verf.,  „müssen  darum,  nach 
dem  Aussterben  der  herrschenden  Mannslinie,  als  gänzlich  erblos  be- 
trachtet werden,  weil  die  Erbrechte  auf  einzelne  Theile  als  im  Wi- 
derspruch  mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge,  welche  keine  Theilbar- 
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keil  zulässt,  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  Aus  diesem  Grunde  muss 
das  Land  und  die  Europäische  Diplomatie  für  cioe  neue  Erbordnung 
in  den  Herzogtümern  sorgen. " 

In  den  unter  Nr.  13.,  15->  17.  und  22.  angeführten  Aufsätzen 
wird  cognatische  Erbfolge  für  beide  Herzogtümer  angenommen. 

Die  Verfasser  von  Nr.  J6.  und  19.  gelangen  zu  dem  in  Nr.  7. 
erreichten  Resultate.     Die  Tendenzen  von  Nr.  18.  und  20.  ergeben 
sich  aus  den  Ueberschriften.  —  Der  letztere  Aufsatz  hat  durch  Nr.  21. 
eine  ausgezeichnete  Erwiederung  gefunden. 
Im  Mai  1847. 
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II.  Anzeigen. 

Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution.  Eine  Vorarbeit 
zum  deutschen  Staatsrecht  von  Clemens  Theodor  Perthes, 
o.  Prof.  d.  R.  zu  Bonn.  Hamburg  u.  Gotha,  F.  u.  A.  Perthes, 
1845.   VIII  u.  361  S.  gr.8.    (Geh.  2  Thlr.) 

Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  nachzuweisen,  dass  we- 
der das  deutsche  Reich  durch  die  französische  Revolution  allein  zer- 
stört worden,  noch  aus  ihr  allein  die  neue  Gestaltung  der  Dinge  in 
Deutschland  hervorgegangen  sei.  Die  Richtigkeit  des Thenia's  haben 
Geschichtskundige  wohl  nicht  bezweifelt;  für  die  geistreiche  Lösung 
der  Aufgabe  werden  sie  aber  dem  Verf.  Dank  wissen  und  wollen  wir 
daher  mit  ihm  auch  nicht  rechten,  dass  er  das  Buch  als  eine  Vorar- 
beit zum  deutschen  Staatsrechte  bezeichnet:  stecken  wir  die  Grenze 
des  Gebietes  so  weit,  so  wird  ziemlich  jede  gründliche  Arbeit,  die 
in  die  Staaten-  oder  Völkergeschichte  einschlägt,  in  das  Register  der 
Vorarbeiten  eines  Staatsrechts  gebracht  werden  können.  Wir  haben 
die  Stellung,  welche  der  Verf.  selbst  seinem  Werke  anweist,  gern 
als  Anlass  angesehen,  die  Leser  der  Jahrbücher  auf  dieses  interessante 
Werk  aufmerksam  zu  machen,  welches  jedem  Freunde  der  vaterlän- 
dischen Geschichte  angelegentlichst  empfohlen  werden  kann. 


Das  Stadtrecht  von  Wiener- Neustadt  aus  dem  dreizehnten 

Jahrhundert.  Ein  Beitrag  zur  österreichischen  Rechtsgeschichtc 
von  Jlr.  Joseph  von  Würth.  (Abgedruckt  aus  der  Österr. 
Zeitschrift  f.  Rechts-  u.  Staatswissenschaft.  Jahrg.  1846*  III  — 
V.Heft.)   Wien,  Sollinger,  1846.  112  S.  gr.8.    (Geh.  T\  Thlr.) 

Dem  Herzoge  Leopold  VII.  dem  Glorreichen  verdanken  die 
Städte  Enns,  Wien  und  Neustadt- Wien  ihre  ältesten  Stadtrechtsur- 
kunden: die  jüngere  unter  denselben  ist  wahrscheinlich  die  von  Neu- 
stadt-Wien, weil  sie  die  umfangreichere  ist.  Das  Stadtrecht  von 
Enns  ist  vom  22.  April  1212.,  das  von  Wien  vorn  28.  October  1221., 
das  von  Neustadt- Wien  stammt  daher  wahrscheinlich  aus  dem  Zeit- 
räume von  1222.  bis  1230.  Bestimmter  lässt  sich  gegenwärtig  die 
Zeit  seiner  Entstehung  nicht  angeben,  weil  das  Original  wahrschein- 
lich ganz  verloren  gegangen  ist,  die  bis  jetzt  allein  aufgefundene 
Handschrift  aber  weder  das  Datum  noch  die  Zeugen  angibt.  Dieselbe 
befindet  sich  in  einem  dem  Neustädler  Stadtarchive  zugehörigen  Codex 
auf  Pergament  schön  und  regelmässig  geschrieben  und  vermulhet  der 
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Herausgeber,  dass  sie  aus  dem  Eode  des  vicrzeholen  oder  Anfange 
des  fuofzelinteo  Jahrhunderts  stammt.  Dieser  Codex  enthalt  ausser 
den  Abschriften  mehrerer  zum  Theil  noch  nicht  abgedruckter  Privi- 
legien und  Urkunden  auch  aur  den  Blattern  57.  bis  63.  u.  65.  bis 
144.  den  Scbwabcnspiegcl  und  zwar  das  ,,Lanlrecht  puch"  in  38M 
Capileln  und  das  „Lehenrecht  puch  u  in  169  Capitcln.  —  Von  dem 
lateinischen  Texte  des  Stadlrocbts,  welchen  der  Herausgeber  zum 
ersten  Male  veröffentlicht,  sind  zur  Zeit  noch  drei  altdeutsche  l'cbcr- 
selzungen  bekannt;  von  einer  derselben  siud  die  sechs  ersten  Artikel 
durch  den  Freiherru  v.  Hormayr  (Archiv  für  Süddeutschland  1828. 
S.  323.)  bekannt  gemacht  worden,  ausserdem  ist  noch  nichts  davon 
gedruckt. 

Der  Herausgeber  bat  in  der  Einleitung  Uber  das  deutsche  Slädtc- 
weseo  des  Mittelalters  (S.  3  — 10.),  insbesondere  über  das  Städte« 
wesen  und  die  Stadtrechte  in  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns  im 
12.  bis  14.  Jahrhundert  (S.  10 — 15.)  einige  Bemerkungen  mitgelheilt, 
worauf  die  Entstehungsgeschichte  des  Neustädter  Stadtrechts  und  die 
Beschreibung  der  benutzten  Handschrift  folgt  (S.  16  — 13.).  Hieran 
schliefst  sich  eine  Uebersicht  des  Inhaltes  des  Stadtrechts  (S.  23 — 55.). 

Das  Rechtsbuch  selbst  (S.  55  — 110.)  enthält  in  116  Capileln 
hauptsächlich  Bestimmungen  Ober  die  Stadlverfassung,  über  das  Straf- 
recht nnd  das  Strafverfahren,  auch  über  das  Privalrecht  und  polizei- 
liche Anordnungen,  welche  allesamt  den  Cbaracter  deutschen  Hechts- 
Ursprungs  an  sich  tragen.  Mit  vielem  Fleisse  hat  der  Herausgeber 
Parade/stellen  aus  andern  Rechtsbüchern,  namentlich  süddeutschen 
Sladtrechten  beigebracht;  auch  hat  er  hier  und  da  die  eine  jener  er- 
wähnten drei  alldeutschen  Uebersetzungen  angeführt,  nach  welchen 
Proben  zu  urtheilen  es  für  die  Sprache,  insbesondere  für  die  Rechts- 
sprache des  Mittelalters  von  Interesse  wäre,  wenn  auch  der  deutsche 
Text  jenes  Kechlsbuches  zur  Oeflentlichkeit  gebracht  würde.  Selbst 
der  lateinische  Text  weist  oft,  nicht  auf  den  deutschen  Urtext,  aber 
auf  den  deutscheu  Gesetzgeber  hin,  indem  durch  »quod  dicitur" 
geradezu  deutsche  Worte  darin  aufgenommen  werden. 

Mit  allen  Freunden  des  deutschen  Rechts  haben  wir  dem  Heraus* 
geber  für  seine  fleissige  Arbeit  Dank  zu  sagen,  und  fordern  wir 
denselben  auf,  die  in  verschiedenen  Sammlungen  zerstreuten  älteren 
österreichischen  Stadlrechle  in  eiue  Sammlung  zu  vereinigen,  um  sie 
auf  diese  Weise  der  Benutzung  zugänglicher  zu  machen. 


Die  Gerichts-Verfassung  und  der  Civil-Process  in  Preusseu 

nach  ihren  Entwickelungs-Pcrioden  und  mit  Rücksicht  auf  die  jüng- 
sten Gesetze  vom  17.  u.  21.  Juli  1846.  Zum  Gebrauche  für  prak- 
tische Juristen  von  Joseph  Kvelt,  K.  Preuss.  Land-  u.  Stadt- 
gerichts-Direktor.  Zweite,  verbess.  u.  verm.  Ausgabe.  Arnsberg, 
Rittersche  Buchhandl.,  1846.  VIII  u.  451  S.  8.  (Geh.  U  Thlr.) 
Nachdem  die  allgemeine  Gerichtsordnung,  die  zeitherige  Grund- 
lage des  Preussischen  Rechtsverfahreus,  namentlich  in  der  neuern 
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Zeit  sehr  erhebliche  Veränderungen  erfahren  hat,  ist  es,  insbeson- 
dere für  den  angehenden  Practiker  eine  sehr  schwierige  Aufgabe, 
sich  in  dem  Gesetzbuche  und  seinen  umfangreichen  Zugaben  zu 
orientiren.  Ein  höchst  brauchbares  Hilfsmittel  biezu  ist  das  vorlie- 
gende Buch,  welches  nicht  nur  die  Tüchtigkeit  desVerfs.  nachweist, 
sondern  auch  ein  ehrenhaftes  Zeugniss  von  den  Bemühungen  abgibt, 
welche  der  Verf.  der  Ausbildung  junger  Juristen  widmet,  indem  es 
aus  den  Vorlesungen  entstanden  ist,  welche  er  den  an  dem  von  ihm 
dirigirten  Gerichte  beschäftigten  Auscultatoren  und  Referendarien 
gehalten  hat.  Wohl  nicht  viele  Directoren  mögen  in  solcher  Weise 
sich  die  Heranbildung  der  angehenden  Practiker  angelegen  sein  lassen! 
Die  erste  Ausgabe  des  Buches  erschien  1842.  und  hat  allgemeinen 
Beifall  gefunden  [vgl.  Jahrb.  1842.  S.  1041.  f.]:  bei  der  zweiten  Aus- 
gabe ist  der  Verf.  durch  das  Erscheinen  des  Gesetzes  vom  21.  Juli 
1846.  überrascht  worden,  doch  hat  er  es  noch  berücksichtigt. 

Das  Buch  gewährt  zunächst  eine  Uebersicht  der  Gerichtsver- 
fassung in  den  gesammten  Preussischen  Staaten,  die  Darstellung  des 
Civilprocesses  aber  beschränkt  sich  auf  die  Landeslheile,  wo  die  All- 
gemeine Gerichtsordnung  eingeführt  ist,  und  ist  sie  nach  folgenden 
drei  Perioden  geordnet. 

I.  Periode  umfasst  die  Herrschaft  der  Allgemeinen  Gerichtsord- 
nung bis  zum  Gesetze  vom  1.  Juni  1833.:  die  Untersuchungsmaxime 
und  das  schriftliche  Verfahren. 

II.  Periode  beginnt  mit  der  Verordnung  vom  l.Juni  1833*,  wo- 
durch für  bestimmte  Processarleu  das  mündliche  Verfahren  vor  dem 
Richter,  mit  schriftlicher  Grundlage  und  Klagebeanlwortung  unter 
Aufnahme  der  Eventual-Maxime,  eingeführt  worden  ist. 

III.  Periode  beginnt  mit  dem  1.  Decbr.  1846.,  wo  das  durch  das 
Gesetz  vom  21.  Juli  1846.  vorgeschriebene  Verfahren  zur  Anwendung 
gekommen  ist.  Hiernach  wird  die  Verordnung  vom  1.  Juni  1833. 
auch  für  den  gewöhnlichen  Process  massgebend,  jedoch  mit  Zulas- 
sung von  Replik  und  Duplik  und  Einführung  der  mündlichen  Verhand- 
lung selbst  in  driller  Instanz.  Seit  dem  Erscheinen  des  Buches  ist 
das  Verfahren  durch  die  Verordnung  vom  7.  April  1847.  noch  dahin 
erweitert  worden,  dass  dabei  die  Oeflentlichkeit  der  mündlichen  Ver- 
handlungen Statt  findet. 

Die  Uebelstände  der  nach  dieser  Ordnung  nolhwendigen  Unter- 
brechungen in  der  Darstellung  der  einzelnen  Materien  werden  durch 
eine  voraufgeschickte  Uebersicht  sehr  gemindert. 

Der  Gesetzgebung  selbst  haben  wir  hier  eine  Besprechung  nicht 
zu  widmen,  nur  zwei  Punkte  wollen  wir  daraus  hervorheben,  da  sie 
recht  augenfällig  das  Aufgeben  früherer  Grundprincipien,  auf  welche 
das  Gouvernement  vor  kaum  fünfzig  Jahren  einen  grossen  Werth 
legte,  nachweisen. 

Das  Allgcmeiue  Landrecht  verlangte  von  jedem  Einwohner  des 
Staates,  dass  er  ein  gehörig  publicirtes  Gesetz  kenne:  ignorantia 
juris  gereicht  In  der  Hegel  Niemandem  zur  Entschuldigung.  Was 
dagegen  die  Mittel  zur  Verfolgung  eines  Rechtes  betrifft,  so  legte 
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die  Gerichtsordnung  dem  Richter  die  Pflicht  auf,  überall  selbst  nach 
den  Mitteln  zur  Eruirung  der  Wahrheit  zu  forschen  und  auf  diese 
Weise  der  Beistand  der  Parteien  zu  sein.  Auch  war  er  verpflichtet 
bei  Pubitcation  der  Erkenntnisse  die  Parteien  über  die  ihnen  zuste- 
henden Rechtsmittel  zu  belehren. 

Durch  die  Verordnung  über  den  Mandats-,  den  summarischen 
und  den  Bagatellprocess  vom  1.  Juni  1833.  trat  für  diese  Process- 
arten  die  Eventualmaxime  an  die  Stelle  der  Untersuchungsmaxime, 
aber  die  Belehrung  Uber  die  einzuwendenden  Rechtsmittel  blieb  bis 
zur  Verordnung  vom  5.  Mai  1838.,  welche  (§.2.)  die  bei  Publication 
und  Zufertigcng  von  Erkenntnissen,  Resolutionen  ond  Bescheiden 
bisher  vorgeschriebene  Belehrung  der  Parteien  durch  den  Richter 
über  die  ihnen  zuständigen  Rechtsmittel  allgemein  aufhob.  Ob  jene 
Distichen  : 

Warum  ist  es  verpönt,  dass  ferner  der  Richter  den  Klager 
Ueber  das  Mittel  belehrt,  weiches  zum  Rechte  ihm  hilft? 

Mittel  gibt  es  so  viele,  dass  beim  Auswählen  der  Irrtbum 
Oefters  den  Richter  beschlich:  also  verbot  man  es  ihm! 

Wahrheit  enthalten,  lassen  wir  dabin  gestellt;  gewiss  aber  ist  es, 
dass  dadurch  die  Parteien  indirect  zur  Annahme  von  Justiz-Couimis- 
sarien  genöthigt  wurden,  weil  kein  Laie  sich  zutrauen  konnte,  in  der 
Auswahl  der  Rechtsmittel  nicht  zu  irren.  Bekanntlich  wurden  vor 
und  zur  Zeil  der  Abfassung  der  Gerichtsordnung  gerade  die  Advo- 
caten  als  die  Bindernisse  einer  guten  Justizpflege  angesehen,  wes- 
halb man  ihre  Thätigkeit  namentlich  auch  durch  die  Annahme  der 
Untersuchungsmaxime  möglichst  einzuschränken  suchte:  mit  deren 
Aufgabe,  mit  der  Einführung  der  mündlichen  Verhandlung,  mit  dem 
Wegfalle  der  Belehrung  Uber  die  Rechtsmittel  hat  die  gesetzgebende 
Gewalt  das  Verlassen  dieser  Ansicht  vollständig  bekundet.  Viel 
weiter  noch  gebt  die  Verordnung  vom  21.  Juli  1846.,  wonach  jede 
schriftliche  Klagebeantworlung,  jede  schriftliche  Einführung,  Recht- 
fertigung, Beantwortung  der  Appellation  von  einem  Justiz-Gommis- 
sarius  wenigstens  unterzeichnet  sein  muss!  Nur  öffentliche  Behörden 
und  Privatpersonen,  welche  zum  Ricbteramte  befähigt  sind,  erfreuen 
sich  der  Freiheit  von  dieser  aufgezwungenen  Guratel. 

Diese  Extreme  haben  wir  nur  referiren,  nicht  krilisiren  wollen. 


Theorie  und  Praxis  des  Liv-,  Estlt-  und  Curländischen 

Criininalrechts  in  einer  Darstellung  von  Rcchtsfallen  mit  Ex- 
cursen  von  J*r.  Ed.  Osenbriiggen ,  Professor  in  Dorpat. 
Zweite  Lieferung.  Dorpat,  Kluge,  1846.  VI  u.  182  S.  gr.  8. 
(Geh.  1  £  Thlr.)    [Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  461. f.] 

Ref.  hat  sich  über  vorstehendes  Werk  und  dessen  erste  Liefe- 
rung bereits  im  Jahrgange  1846«  a.  a.  0.  ausgesprochen  und  kann 
hier,  soviel  die  zweite  Lieferung  anlangt,  in  der  Hauptsache  auf  jene 
Anzeige  ebenfalls  verweisen.     Insbesondre  muss  er  die  damals  am 
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Schlüsse  ausgesprochne  Ansicht,  dass  der  Verf.  auf  dem  betretnen 
Wege  schwerlich  seinen  Zweck  erreichen  werde,  wiederholen.  Eine 
in  den  Gang  der  Praxis  und  ihre  Fortbildung  eingehende  Forschung 
und  eine  tiefere  Prüfung  an  der  Hand  der  Doctrin,  in  dieser  Bezie- 
hung, werden  auch  hier  vermisst.  Der  Verf.  hehandelL  in  diesem 
Hefte  nur  die  Frage  über:  Gcsländniss  und  Widerruf,  indem  er  da- 
bei  folgende  Punkte  erörtert:  a)  Grund  der  Beweiskraft  des  Geständ- 
nisses und  Motive  zum  Gestehen;  b)  Erfordernisse  eines  vollgiltigen 
Geständnisses,  c)  Mittel  zur  Erlangung  desselben,  il)  Wirkungen  des 
Geständnisses  (Kann  der  Thatbcstand  eines  Verbrechens  durch  das 
Gcsländniss  allein  hergestellt  werden?  Wirkung  des  aussergericht- 
lielien  Gcstüudnisses.  Freiwilliges  Gcsländniss.  j ,  e)  Widerruf  des 
Geständnisses  (S.  1  —  41.).  Schon  aus  dem  geringen  äusseren  Um- 
fange dieser  Erörterungen  lässt  sich  schliessen,  dass  in  Betreff  des 
gemeinen  Rechts  wenig  Neues  zu  erwarten  steht,  und  es  bieten  auch 
die  allgemeinen  Untersuchungen  über  das  Gesländniss  in  den  ange- 
gebnen Beziehungen  und  die  Erklärungen  einiger  gemeinrechtlichen 
Bestimmungen  in  der  That  so  gut  wie  nichts  Neues,  wie  denn  das- 
jenige, was  über  die  Wirkung  des  freiwilligen  Geständnisses  nach 
den  neuen  deutschen  Strafgesetzbüchern  gesagt  ist,  ziemlieh  unge- 
nügend ist.  —  Mehr  Interesse  bieten  die  speciell  auf  das  neue  Vater- 
land des  Verfs.  bezüglichen  Notizen  desselben,  insbesondre  was  er 
S.  15.  über  die  Grundzüge  des  dasigen  Nationalcharacters,  (vorzüg- 
lich S.  18.  über  den  beim  Volke  der  Oslseeprovinzen  noch  herrschen- 
den Aberglauben)  referirt.  Ebenso  sind  die  vom  Verf.  mitgelheillcn 
Fülle  meistens  von  besonderm  Interesse  und,  obschon  sie  weder 
geeignet  erscheinen,  bei  einem  Criminalpracticum  für  Studenten 
benutzt  zu  werden,  noch  auch  ausreichende  Materialien  zur  Beurthei- 
lung  der  Praxis  in  den  Oslseeprovinzen,  in  der  uurgcdachleu  Bezie- 
hung, gewäbren,  so  sind  sie  doch,  abgesehen  selbst  von  dem  beson- 
der psychologischen  Interesse,  welches  sie  meistens,  vorzüglich 
der  vorletzte  Fall,  darbieten,  für  den  Untersuchungsrichter  sehr 
lehrreich,  und  ebenso  sind  die,  auf  die  Untcrsuchungsführung  bezüg- 
lichen critischen  Anmerkungen  des  Verfs.  sehr  beaehtungswciih,  z.B. 
die  Bemerkungen  über  den  Fehler  des  Inquircnlcn ,  den  Schwerpunkt 
der  Untersuchung  nur  in  dem  Geständnisse  zu  suchen  und  hierüber 
die  übrigen  Erkcnntnissqucllen  der  Wahrheit  zu  vernachlässigen 
(S.  71.  IT.),  über  die  Notwendigkeit  der  Verthcidigung  (S.  97.fl.). 
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IH.  Wach  Weisungen  von  Rezensionen. 


Joa.  Andreae  Summula  de  processu  judicii.  Ex  Cod.  Basil. 

C.  V.  19.  in  integrum  restiiuil  Agathon  Wunderlich,  j.  u. 
Dr.  etc.  Basel,  Schweighäuser,  1840.  XVI  u.  59  S.  gr.  8.  (Geh. 
$  Thlr.)   [Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  878.  ff.] 

1.  Heidelberger  Jahrbücher  d.  Literatur.  1841.  September  u.  October.  Nr.  44. 

8.  693.  f. 

Das  Verhältniss  dieser  Ausgabe  zu  früheren  Bearbeitungen  wird  kurz  an- 
gegeben.  [Ree.  Zöpfl.] 

2.  Allgemeine  Literatur- Zeitung.  1844.  Januar.  Nr.  28.  8. 220— 222. 

Auf  die  Angabe  der  Entstehung  und  Ausführung  dieser  Ausgabe  folgt  die 
Bemerkung:  „Der  Vf.  hat  sich  olTenbar  ein  Verdienst  dadurch  erworben,  dass 
wir  durch  ihn  das  so  interessante  Werk  des  Jo.  Andreae,  welches  bei  seiner 
Kürze  insbesondere  auch  den  Sludirenden  zur  Kenntniss  des  mittelalterlichen 
Processes  empfohlen  zu  werden  verdient,  zum  erstenmale  in  einer  genicss- 
baren  und  authentisch  zu  nennenden  Gestalt  erhalten."  Der  Ree.  verbreitet 
sich  noch  über  die  Varianten  und  rühmt  am  Schlüsse  die  typographische  Aus- 
staltung  dieser  Ausgabe,  „welche  allen  bisherigen  weit  vorzuziehen  ist." 
LRec.  Dr.  Sintenis.] 

Anecdota,  guae  processum  civilem  spectant,  ed.  Agathon 
Wunderlich»  j.  u.  Dr.  Göltiogen,  Vandenhoeck  u.  Ruprecht, 
1841.   345  S.  gr.  8.  (l£  Tblr.)   [Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  878.  ff.] 

Allgemeine  Literatur-Zeitung.  1842.  Marz.  Nr.  43.  S.  341— 344. 

„Herr  W.,  der  sich  bereits  durch  seine  Ausgabe  der  summula  de  processu 
judicii  des  Joannes  Andreae  ein  Verdienst  erworben,  fügt  zu  diesem  ein  un- 
gleich grösseres  durch  die  Herausgabe  der  Summae  dieser  drei  Prozessschrift- 
steller des  früheren  Mittelalters  [ßu/garus,  Damasus,  Bonaguidä\.  . . .  Wir 
wünschen  mit  dem  Herausg. ,  dass  Andere,  qnibus  forluna  et  tempuz  dederit 
a  negotiis  vaenum  et  opes,  peregrinandi  adminicula,  ihm  nachfolgen  mögen, 
aber  auch  noch ,  dass  sie  ebensoviel  Geschick  und  kritischen  Takt  in  sich  ver- 
einigen mögen,  wie  er;  denn  es  kommt  hier  keineswegs  auf  ein  blosses  Ab- 
schreiben der  Handschriften  allein  an ,  sondern  auch  auf  eine  kritische  Sichtung, 
welche  Vertrautheit  mit  dem  Gegenstande  in  gleichem  Maasse  voraussetzt,  wie 
mit  der  Sprache  der  mittelalterlichen  Juristen."  Der  Ree.  giebt  den  Inhalt  des 
Werkes  im  Einzelnen  an  und  berichtet  über  das  von  dem  Herausg.  angewendete 
Verfahren.  Er  schliessf  mit  den  Worten :  „Wenn  Ref.  schliesslich  den  verbind- 
lichsten Dank  gegen  den  Hrn.  Herausg.  über  diese  neueröffnete  Quelle  der  Bil- 
dungsgeschichte unseres  gemeinen  Prozesses  ausspricht,  so  glaubt  er  dabei 
nur  im  Namen  aller  Prozessualisten  zu  bekennen ,  was  dem  Herausg.  gebührt." 
(Ree.  Sintenis.] 

Handbach  des  geineinen  deutschen  Civilprocesses  von  jDr. 

Andr.  Christian  Johannes  Schmld,  Privatdoc.  an  d.  V. 
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zu  Kiel.    Ister  Thl.   Kiel,  Üniv.-Buchh.,  1843.   X  u.  310  S.  gr.  8. 

(1J  Thlr.)   [Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  581.  ff.]*) 

Jahrbücher  f.  wissenschaftl.  Kritik.  1844.  Februar.  Nr.  30.  S.  239.  f. 

Inhalt  und  Zweck  des  Buches  werden  zuerst  angegeben.  Dann  fahrt  der 
Ree.  fort:  Von  diesem  Gesichtspunct  (dem  der  jetzigen  Ausbildung  und  prak- 
tischen Anwendbarkeit]  aus  ist  zunächst  das  historische  Material  mit  Recht  aus- 
geschieden. Ferner  enthalt  der  Verf.  sich  aller  Ausführungen  vom  Gesichts- 
punct der  Gesetzgebungspolilik  aus.  Da  eine  klare  dogmatische  Darstellung 
des  jetzigen  Standpunctes  der  Wissenschaft  sein  Hauptaugenmerk  war,  so  hat 
er  den  neueren  Forschungen  von  Beth mann- Hollweg,  Brackenhöft, 
llefftcr,  Linde,  Mi  ttermaier  und  neueren  Monographieen  überhaupt  sich 
mit  Vorliebe  zugewandt.  In  referirender  Weise  werden  bei  den  bestrittensten 
Puncten,  z.B.  über  das  forum  rei  sitae,  contractu* ,  gestae  administrationis, 
Ulis  contortium,  nominutio  auctoris,  tegitimatio  ad  causam,  Stellung  des  pro- 
curator  u.  s.  w.,  die  Gründe  für  und  wider  vorgetragen.  Da  es  auf  eine  streng 
compendiarische  Darstellung  nicht  abgesehen  war,  so  kann  diese  Weise  nur 
gebilligt  werden.  Wirkliche  Auswüchse  treten  überhaupt  nirgends  hervor. 
Wohl  aber  hat  auch  der  Hr.  Verf.  den  Schwierigkeiten  einer  referirenden  Dar- 
stellung sich  nicht  ganz  zu  entziehen  vermocht.  Einen  kurzen  und  doch  voll- 
stimdigen,  einen  systematischen  und  doch  getreuen  Auszug  zu  geben  ,  ist  in  der 
Regel  ein  so  unbescheidenes  Verlangen,  dass  wir  dem  Verf.  keinen  Vorwurf 
machen  wollen,  wenn  mitunter  die  Anschaulichkeit  der  Darstellung  etwas  ge- 
litten zu  haben  scheint.  —  Der  Apparat  der  älteren  Literatur  ist  nicht  so  um- 
fangreich, als  in  ähnlichen  Lehr-  und  Handbüchern.  Dagegen  sind  die  Quellen 
durchgehends  uud  gleichmässig  angegeben  und  benutzt,  ja  öfter  Quellenstellen 
in  den  Text  aufgenommen,  um  das  Gesetz  lieber  selbst  reden  zu  lassen,  wo  es 
eben  so  präcis  spricht,  wie  nur  der  Darsteller  es  könnte  —  eine  gewiss  nach- 
ahmungswürdige Weise.  —  Die  Darslellungswcise  ist  in  der  Regel  klar  und 
flicssend  im  Texte;  die  Noten  beschränken  sich  grösstenteils  auf  Cilalc.  Die 
Form  zeichnet  sich  überhaupt  vor  manchen,  sonst  achtuugswcrlhen  Darstellun- 
gen aus.  Ueberladung  mit  materiellen  Anmerkungen  ist  ein  Gcstäudniss  des 
Mangels  an  Systematik,  von  dem  der  Verf.  sich  fern  gehalten  hat.  —  Eben  so 
hütet  sich  der  Verf.  vor  übermässigem  Gencralisiren.  Die  vorliegende  Dar- 
stellung des  Allgemeinen  Theilcs  überschreitet  die  Grenzen  eines  solchen  nir- 
gends." Der  Ree.  bespricht  einzelne  Puncto  des  allgemeinen  Theils,  lehnt  aber 
ein  Eingehen  auf  eine  materielle  Prüfung  des  Einzelnen  ab.  Er  schliesst  so: 
,,  Dem  philosophisch  gebildeten  Juristen  vvcrdeu  die  BcgriHsenlwi«  Uhingen  nicht 
überall  genügen.  Der  Praktiker  wird  einen  Apparat  berühmter  Namen  aus  der 
altern  Literatur,  auch  manche  Ausführung  im  Einzelnen  (z.B.  über  Process- 
tlirection)  vermissen.  Der  Studirendc  wird  eine  mehr  anregende  Darstellung 
wünschen,  eine  etwas  behaglichere  Breite,  wie  sie  in  dieser  SVeise  so  meister- 
haft von  Baier  [Bayer]  erreicht  ist.  Slancher  Berufsgenosse  wird  gar  be- 
haupten, es  sei  kein  Mangel  au  guten  Lehr-  und  Handbüchern;  es  sei  über- 
haupt geralhencr,  ein  Lehr-  oder  Handbuch  eher  zum  Schlussslein,  als  zum 
Anfangspunct  einer  literarischen  Thätigkcit  zu  wählen.  Wir  indessen  wollen 
uns  darauf  beschränken ,  dem  Hrn.  Verf.  das  Zeugniss  eines  ernstlichen,  gründ- 
lichen und  chrenwcrlhen  Strcbcns  zu  ertheilcn,  uud  haben  nur  den  Wunsch 
hinzuzufügen,  dass  der  zweite  Theil  nicht  lauge  warten  lassen  möge.** 

Vorträge  iil).  den  gemeinen  ordentlichen  Civilproccss  m.  Bezieh. 

a.  Martinas  Lehrbuch  von  Ißr.  Hieroii.  Bayer,  K.  B.  Hofr.  u. 

o.  Prof.  u.  s.  w.    Anstatt  handschriftl.  Mittheilung  f.  seine  Zuhörer 

■)  Der  Verfasser  des  obigen  Werkes  hat  eine  Erwiderung  auf  die  in  diesen  Jahr- 
büchern a.  a.  ü.  abgedruckte  Recension  desselben  einer  von  ihm  geschriebenen  Keceti- 
sinn  von  1'  uchta's  Pandekten  in  der  Neuen  Jenaischen  Allgem.  Literatur -Zeitung, 
1847.,  Mai ,  Nr.  120  S.  477.  f. ,  einverleibt.  Soweit  in  dieser  Erwiderung  zugleich  ein 
Angriff  auf  uns  enthalten  ist,  würden  wir  dem  Verf.  zu  antworten  wissen ,  weun  nicht 
der  Ton,  in  welchem  sie  geschrieben  ist,  einen  Streit  mit  ihm  zur  l'nmüglichkeit 
machte.  Die  Kedaction. 
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bestimmt.  —  7te  Aufl.  m.  Zusätzen  u.  Berichtigungen.  München, 

Lilerarisch-arlist.  Anstalt,  1841.   724  S.  gr.  8.   (2JThlr.)  [Vgl. 

Jahrb.  1845.  S.  715.  ff.] 

Allgem.  Literatur-Zeitung.  1843.  August.  (Ergänzungsblälter.)  Nr.  72.  S.  573.  f. 

Im  Eingänge  wird  der  Anerkennung,  welche  das  Buch  gefunden,  und  drr 
Vermehrungen,   welche  es  in  dieser  Auflage  erhalten,   durch  die  aber  .,der 
wahre  und  eigentliche  Charakter  "  des  Buchs  nicht  beeinträchtigt  sey,  gedacht, 
auch  ei«»  Verzeiehniss  der  bedeutendsten  Zusätze  und  Umarbeitungen  gegeben. 
Dann  heisst  es:  ,,Es  wäre  zu  wünschen,  dass  dem  Verf.  .Müsse  und  Kraft  die 
Ausarbeitung  eines  vollständigen  Handbuches  erlaubte,  wäre  es  auch  nur  über 
den  ordentlichen  Proeess.    Wie  gross  das  Bedürfnis  eines  solchen  Werkes  ist, 
das  natürlich  die  Dogmengcschichle  nicht  vernachlässigen  durfte,    sondern  auf 
gründlicher  Durchforschung  der  Praxis  und  Doctrin  \on  den  (lannnisieu  bis  zum 
J.  R.  A.  herab,    so  wie  der  älteren  particularen  Prnces>legislaiiun  beruhen 
müss/e,  davon  scheint  uns  gerade  das  Verlangen  der  Praktiker  nach  B.  s  Vor- 
trägen ein  bedeutendes  Zeugniss  zu  geben.    Von  .Martin  ist  d.is  wiederholt 
gegebene  Versprechen  eines  Handbuches  wohl  kaum  muh  zu  erwarten,  obwohl 
vor  vier  Jahren  schon  die  ersten  Bogen  gedruckt  waren;  und  das  l.inde'sche 
Handbuch,  weun  es  fertig  werden  sollte,  ist  wenigstens  in  den  beiden  bisher 
erschienenen  Bänden  kein  solches,  wie  wir  es  wünschen  und  brauchen,  auch 
zum  bei  weitem  grossten  Theilc  nur  ein  wörtlicher  Wiederabdruck  der  von  Lind  e. 
seit  10 — 20  Jahren  in  s.  Zeitsch.  u.  im  Aren.  f.  civ.  Pr.  erschienenen  Abhand- 
lungen*).   Um  so  allgemeineren  und  lebhafieieu  Dankes  konnte  der  Verf.  ver- 
sichert seyn,  wenn  durch  ihn  jene  grosse  Lücke  in  dei  Lileraturausgel'üllt  wurde." 

Erörterungen  über  die  Materien  des  allgemeinen  Theils  von 
Lau des  Lehrbuch  des  deur.  «rem-  CiviJprocesses  von  Hr.  T. 

Jirackeiihöft.  Leipzig,  0.  Wigand,  1842.  VIII  u.  530S.  gr.  8. 
(2*  TMr.) 

Neue  Jenaische  Allgem.  Literatur-Zeitung.  184G.  März.  Nr.  52—54.  S. 205— 215. 

Nach  Angabe  des  Plans,  welchen  der  Verf.  mit  obigem  Werke  verfolgt, 
bemerkt  der  Ree:  ,,Die  Aufgabe,  welche  sich  demnach  der  Verf.  gestellt  hat, 
das  Lehrbuch  des  Civilprocesses  von  Linde  durch  die  Herausgabe  der  vorlieg. 
Erörterungen  über  die  wichtigeren  Lehren  des  allgemeinen  Theils  zugänglicher 
und  in  der  Anwendung  brauchbarer  zu  machen,  verdient  bei  der  allgemeinen 
Verbreitung  und  Anerkennung  des  Werths  des  genannten  Lehrbuchs  entschie- 
den Beislimmung.  Dasselbe  gilt  insbesondere  auch  von  dem  Zwecke,  den  der 
Verf.  durch  das  vorlieg.  Werk  bei  den  Lehrvortragen  über  den  Civilprocess  zu 
erreichen  strebt,  obschon  für  diesen  eine  grössere  Klarheit  der  Darstellung  wün- 
schenswert gewesen  wäre.  Dagegen  hat  der  Verf.  im  Allgemeinen  mit  vieler 
Gründlichkeit  und  Schärfe  seine  Untersuchungen  über  die  von  ihm  behandelten 
Materien  angestellt  und  dargelegt;  und  es  ist  zu  bedauern,  dass  die  Schwer- 
fälligkeit der  Ausführung,  die  weniger  gelungene  Anordnung  des  gehäuften  und 
nicht  überall  beherrschten  Materials,  und  die  unnöthige  Erschwerung  mancher 
bekannter  Lehren  und  anerkannter  Sätze  durch  eigentümliche  Bezeichnungen 
und  besondere,  obschon  im  Resultate  nichts  Neues  enthallende  Darstellungen, 
Manchem  den  Gebrauch  dieses  Werks  verleiden  wird."  Es  folgt  eine  lange 
Reihe  vonBemerkungen  gegen  einzelne  Lehren  und  Sätze  des  Verfs.  Am  Schlüsse 
derselben  heisst  es  aber:  ,,Wenn  wir  uns  aber  auch  im  Verlaufe  dieser  Recen- 
sion  mehrfach  veranlasst  gesehen  haben,  die  von  dem  Verf.  aufgestellten  Sätze 
in  Zweifel  zu  ziehen,  so  verkennen  wir  doch  keineswegs  die  Gründlichkeil  und 
Schärfe,  welche  hier,  wie  bei  andern  Arbeiten  des  Verfs.  vorwaltet,  und  können  es 
nicht  unterlassen,  hier  noch  auf  die  schätzenswcrlhen  Beiträge  zur  historischen 
und  comparativen  Behandlung  des  Processes,  welche  sich  in  der  vorliegenden 
Schrift  ßnden,  besonders  aufmerksam  zu  machen."   (Ree.  Scbmid  in  Kid.) 

•)  Vgl.  diese  Jahrb.  IS42.  S.  13  f.  u.  1843.  S.  670  f. 
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IV.  Miscellen, 

Akademische  Thätigkeit  der  Juristen  Deutschlands. 

Das  folgende  Verzcichniss  der  auf  den  Deutschen  Universitäten  für  die  beiden 
Semester  von  Ostern  bis  Michaelis  1840.  (S.)  und  >ou  Michaelis  18  40.  bis  Ostern 
1847.  ( W.)  angekündigten  Vorlesungen  stimmt  in  seiner  Einrichtung  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  überein,  welches  in  diesen  Jahrb.  18-45.  S.373.IT.  mitgetheilt 
worden  ist.  —  Voraus  geht  dem  Verzeichnisse  selbst  eine  Tabelle  über  die  Zahl 
derDocenten  und  Studenten  der  Rechte  in  den  angegebenen  beiden  Semestern, 
nach  Art  der  in  den  Jahrb.  1846.  S.  862.  abgedruckten  Tabelle.  Dabei  ist  in 
Bezug  auf  die  Docenten  noch  zu  bemerken :  dass  Willy  in  Heidelberg,  da  er  in 
Ruhestand  versetzt  worden,  (tgl.  Jahrb.  1840.  S.  573.,)  nicht  mitgezählt  wor- 
den ist,  wohl  aber  Windscheid  in  Bonn  und  Mejcr  in  Göttingen,  wenn- 
schon von  dem  erstem  wenigstens  in  den  öffentlich  erschienenen  Leciionsvcr- 
zeichnissen  wahrend  der  beiden  oben  angegebenen  Semester  und  von  dem  letz- 
tem im  Sommersemesler  Vorlesungen  nicht  angekündigt  worden  sind.  Beide 
waren  mit  Urlaub  abwesend.  Rücksichtlich  der  Studenten  ist  zu  erwähnen,  dass 
die  Zahl  derjenigen,  welche  im  Sommer  1840.  in  Erlangen  die  Rechte  studirt 
haben,  nicht  hat  angegeben  werden  können.  Es  besieht  nämlich,  nach  einer 
uns  zugekommenen  Mittheilung,  dort  die  Einrichtung,  dass  nur  ein  Mal  im 
Jahre  ein  Personalbestand  angefertigt  wird,  und  für  das  gedachte  Sommer- 
semester ist  es,  ungeachtet  der  gütigen  Bemühungen  eines  dortigen  Hrn.  Mit- 
arbeiters der  Jahrb.,  nicht  möglich  gewesen,  die  Zahl  der  Studirendcn  der 
Rechte  in  zuverlässiger  Weise  zu  ermitteln. 


1.  Zahlenvcrzeichniss  derDocenten  und  Studenten  der  Rechte. 


Universitäten. 

Ord. 
Prof. 
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Prof. 

Hon.P. 
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2.   Verzeichniss  der  Vorlesungen. 

Berlin. 

Ord.  Prof.  v.  Lancizolle:  S.  Deut.  Reichs- u.  Rechts-Gcsch.,  Ueb. 
d.  Entsteh,  d.  Deut.  Territorien;  W.  Deut.  Staalsr.  u.  Privalfürslcnr. ,  l  eh. 
cinzel.  Gegenstände  d.  Staatsr.  —  Hefftcr:  S.  Europ.,  insbes.  Deut.  Staats- 
recht, Gem.  Civilproc,  Preuss.  Civilproc,  Völkerr. ;  W.  Kirchcnr.,  Criminalr., 
Criminalproc,  üeb.  gerichll.  Praxis  m.Erörter.  v.  Civil-  u.Criminalrcchts-Fällcn 
nebst  prakt.  Uebungen.  —  Homcyer:  S.  Deut.  Privalrecht  m.  Lehn-  u.  Han- 
dels-Rccht  n.  Kraut,  Wechselrechl;  W.  Deut.  Reichs- u.  Rechts-Gcsch.,  Ueb. 
d.  alldeut.  Gerichtswesen.  —  Stahl:  S.  Kirchenr.,  Ueb.  d.  philos.  Princ.  d. 
Kirchenr.,  Eher.,  Naturr. ;  W.  Gesch.  d.  neuern  Rechtsphilosophie  u.  Politik, 

Deut.  Staalsr.  u.Privalfürstcnrecht.  —  Rudorff:  S.  Rom. Rech tsgesch.,  Pand. 

n.  s.  Grundrisse,  Rüm.  Erbr.;  Gesch.  d.  Rom.  R.  im  Mittelalter ;   W.  Rom. 

Recbtsgesch.,  Inst.  u.  Alterth.  d.  Rom.  R.,  Exegese  von  Gaß  Inst.  Comm.  IV., 

Gem.  u.  Preuss.  Civilproc.  —  Richter:  W.  Kirchenr.  n.  s.  Lehrb.,  Evangel. 

Kirchenr.  m.  Bcrücks.  d.  Preuss.  Gesetzgeb. ,  f.  Stud.  d.  Thcol.  —  Heyde- 

mann:  S.  Naturr.,  Preuss.  Landr.,  Ueb.  auserlesene  Lehren  u.  Streitfragen  d. 

Preuss.  R.;  W.  Naturr.,  Preuss.  Landr.,  Leb.  auserles.  Lehren  u.  Streitfragi  ii 

d,  Preuss.  R. 

Mitglied  d.  Akademie  d.  WInd.    Dirksen:  S.  Pand.n.  ^Uhlenbruch, 
Rom.  Erbr.;  W.  Rom.  Rechtsgescb.,  Inst.  u.  Alterth.  d.  R.  R. 

AuHHerord.  Prof.  Rösteil:  S.  Encyclop.  u.  Method.,  Ueb.  d.  evangel. 
Kirchenverfass. ,  Deut.  Staalsr.  u.  Privatfürstenr.  m.  Rucks,  a.  d.  übr.  Europ. 
Staaten ,  Europ.  Völkerr. ;  W.  Encyclop.  u.  Method.,  Ueb.  d.  Verfass.  d.  Deut. 
Bundes,  Kirchenr.,  Völkerr.  —  Freih.  y.  Richthofen:  S.  Deut.  Staalsr.  u. 
Privatfürstenr.,  Die  Lehre  v.  d. Landständen  n.  Deut.  Staatsr.;  W.  Deut.Privair. 
m.  Lehnr.,  Deut.  Handelsr.  —  v.  Daniels:  S.  Deut.,  Preuss.  u.  Franz. -Rhein. 
Slrafproc.  n.  s.  Entwürfe,  Gesch.  d.  Franz.  u.  Rhein.  R.  n.  s. Grundrisse,  Franz. 
u.  Rhein.  Civilproc.  n.  s.  Grundrisse,  Gesch.  d.  Franz.  u.  Rhein.  Rechts,  Franz. 
u.  Rhein.  Civilr.,  Deut.  u.  Franz. Criminalproc. —  Gneis t:  S.  Inst.  d.  Rom.  R. 
n.  Gesch.  d.  Rechts-Institute  u.  Quellen,  Strafr.,  Slrafproc,  Ueb.  Oeffentlichk. 
u. Mündlichk.  d.  Rechtspflege;  W.  Pand.,  Ueb.  Geschwornengerichte. 

Privatdoc.  Koh I stock:  S.u.  W. Repetitor. u.Eiaminat. —  Schmidt: 
S.  Röm.  Rechtsgescb.,  Gesch.  d.  R.  u.  D.  Rechtsliteratur  d.  16.  Jahrhunderts, 
Repetitor,  u.  Examinator. ;  W.  Inst.  u.  Alterthümer  d.Röm.R.,  Gem.  u.  Preuss. 
Civilproc,  Pand.-Practikum,  Repelitor.  u.  Examinator.  —  Collmann:  & 
Encyclop.  u.  Method. ,  Deut.  Rechtsalterlh. ,  Deut.  Staats-  u.  Rechts-Gescb., 
Europ.  Völkerr.;  W.  Deut.  Privat-R.  m.  Handels-  u.  Lehn-R.,  Bergr. ,  Deut. 
Staats- u.  Privalfürstcn-R.,  Völkerr.  —  Ilaberlin:  S.  Encyclop.  u.  Method., 
Deut.  Reichs-  u.  Rechts- Gesch. ,  Deut.  Staatsr.  u.  Privatfürstenr.  m.  besond. 
Rucks,  a.d.  neueren  Verfass. -Urk.,  Lehnr. ;  W.  Encyclop.  u.  Method.,  Criminalr. 
m.  Rerücks.  d.  neuen  Deut.  St. -G.- Bücher  n.  s.  „Grunds,  d.  Criminalr.'', 
Criminalproc,  Völkerr.  —  Berner:  S.  Strafe,  Slrafproc,  Crirainalpsycho- 
logie;  W.  Criminalr.,  Vom  Verbrecher.  Versuch,  Criminalproc. 

Bonn. 

©*d.  Prof.  Walter:  S.  Naturr.,  Deut.  Rechts-Gesch.,  Rechtfälle  a. 
d.  Deut.  Private,  Kirchenr. ;  W.  Encyclop.  u.  Method.,  Gesch.  d.  rechtsphilos. 
Systeme,  Röm.  Rechtsgescb.,  Deut.  PriYatr.  m.  Rechlsfällen  u.  Conlrover- 
sen.  —  Blume:  S.  Encyclop.,  Pand.,  Pandcctenpractikum,  Slrafproc;  II'. 

Inst.,  Einleit.  in  d.  Pandectenr.,  Gem.  u.  Preuss.  Civilproc,  Kirchenr.'  

Söcking:  S.  Inst.  d.  Röm.  R.,  Strafr.;  W.  Pand.,  Röm.  Erb-  u.  Familien- 
güter-R.,  Ausgew.  Gegenstände  d.  Röm.R.,  Röm.  Erbr.  —  Deiters:  S.  Deui. 
Privatr.,  Deut.  ehel.  Güterr.,  Lehnr. ;  W.  Enclyclop.  u.  Method.,  Deut.  Staats- 

u. Rechts-Gescb.,  Deutschrechtl.Disputator.,  Preuss. Landr  Seil:  S.  Pand., 

Röm.  Familienr.,  Gem.  u.  Preuss.  Civilproc. ;  W.  Inst.,  Exegese  d.  Fragm.  d. 
U/p.,  Röm.  Rechtsgescb.,  Röm.  Erbr.,  Röm.  Familienr.  —  Perthes:  5.  Deut. 
Rechtsgescb.,  Das  Preuss.  Staatsr.,  Ausgewählte  Thcile  d.  Deut.  R. ;  W.  Deut. 
Staatsr.,  Ausgew.  Thle  d.  off.  R.  ~  Bauerband:  S.  Rhein.  Strafr.  u.  Rhein. 
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Strafproc -Ord.,  Rhein.  Kirchcnverwaltungsr.;  W.  Rhein.  Civilr. ,  Rhein. 
Criminalproc. 

Augnerord.  Prof.  Nicolovius:  S.  Lehnr.,  Prcuss.  Landr.,  ka(ho). 
Eher.;  W.  Preuss. Landr.,  Gesch.  d.Preuss. R.,  Völkerr.  —  Budde:  S.  Röm. 
Rechtsgesch.,  Erklär,  d.  Sachsenspiegels,  Preuss.  Landr. ;  IV.  Deut.  Privat r., 
Handelsr.,  Lehnr. 

Prlvatdoc.  Windscheid  [abwesend].  —  Hälschner:  Ä.  Deut. 
Staats-  u.  Bundes-R.,  Völkerr.  u.  Gesch.  desselben,  Repetitor,  d.  öff.  R.;  W. 
Rechtsphilosophie,  Repetitor,  derselben ,  Strafr. 

Breslau. 

Ord. Prof.  Huschkc:  S.  Pand.,  Rom.  Erbr.,  Röm. Personenr. ;  W. 
Gesch.  d.  Röm.  Civilproc,  Gesch.  u. Inst.  d. Röm. R.  —  Abegg:  S.  Repetitor, 
üb.  d.  Naturr.,  Ueb.  d.  höchsten  Princ.  d.  Strafrechts,  Gem.  u.  Preuss. Criminalr., 
Gem.  u.  Preuss.  Civilproc. ;  W.  Gem.  u.  Preuss.  Concursproc,  Examinator,  üb. 
Criminalr.  u.  Civilproc.  m.  pract.  Uebungen,  Gem.  u.  Preuss.  Criminalproc, 
Naturr.  —  Regenbrecht:  S.  Eucyclop.  u.  Methode,  Gesch.  d.  canon.  R., 
Kirchcnr. ;  IV.  Ueb.  d.  Ursprung  u.  d.  R.  d.Deut.  Landslände,  Deut.  u.  Preuss. 
Staatsr.,  Posit.  Völkerr.  —  Gaupp:  S.  Deut. Reichs- u.Rechts-Gesch.,  Erklär, 
d.  Sachsenspiegels,  Gem.  u.  Preuss.  Lehnr.,  Posit.  Völkerr. ;  —  IV.  Encyclop. 
u.  Method.  n.  s.  Grundriss,  Deut.  Privatr.,  Handels-,  Wechsel-  u.  See-R., 
Preuss.  Landr.  —  Wilda:  S.  Deut.  Privatr.,  Colloquium  üb.  Deut.  Staatsr., 
Naturr.;  W.  Erklär,  v.  Taciti  Germania,  Repetitor,  u.  Disputator.  üb.  d.  Deut. 
Privatr.,  Gem.  u.  Preuss.  Lehnr.,  Deut.  u.  Preuss.  Staatsr. 

Ansserord.  Prof.  Wasserschieben:  5.  Encyclop. u. Method.,  Ueb. 
Verfass.  u.  Regier,  d.  evangel.  Kirche,  Deut.  Staatsr. ;  W.  Colloquium  üb.  Fra- 
gen a.  d.  Deut.  Staatsr. ,  Kirchcnr. ,  Posit.  Völkerr. ,  Deut.  Staats-  u.  Rechts- 
Gesch.  —  Gitzler:  S.  Gesch.,  Inst.  u.  Alterth.  d.  Röm.  R.,  Ueb.  d.  aUröm. 
Civilproc,  Röm.  Sachen- u.  Pfand-R. ;  W.  Gesch.  d.  Trident.  Concils,  Pand., 
Gem.  u.  Röm.  Erbrecht,  Examinator,  üb.  Röm.  R. 

Prlvatdoc.  Grosch:  S.  Encyclop.  u.  Method.,  V/jrfoa'sFFagm.,  Röm. 
Sachen-  u, Pfand-R.,  Kirchenr.,  Preuss.  Landr. ;  W.  Encyclop.  u.  Method., 
Kirchenr.,  Gesch.  u.  Inst.  d.  Röm.  R. 

Erlangen. 

Ord.  Prof.  Bucher:  S.  Pand.,  Conversatorium ;  IV.  Inst.,  äuss.  u. 
inu. Röm.  Rechtsgesch.,  Erbr.  —  Schmidtlein:  S.  Differenzen  d.  gem.  u. 
Bayer.  Strafr.,  Strafproc;  W.  Encyclop.  u.  Method.,  Gem.  u.  Bayer.  Strafr., 
Ausgew.  Lehren  d.  Strafproc.  —  Schelling:  5.  Rechtsphilosophie,  Europ. 
Völkerr.,  Theorie  d.summar.  Processe  m.Einschluss  d. Concursproc,  Repetitor, 
üb.  d.  ord.  Civilproc. ;  W.  Gem.  u.  Bayer,  ord.  Civilproc,  Bayer.  Staatsr.,  Deut. 
Bundesr.  —  v.  Scheu  rl:  S.  Inst.  u.  Gesch.  d.  Röm.  R.,  Gem.  Kirchenr.,  Be- 
sonderheiten d.  Bayer.  Kirchenr.;  W.  Pand.,  Erklär,  ausgew.  Stellen  d.  Mg.t 
Gem.  u.  Bayer.  Kirchenr. 

Privatdoc.  Gengier:  S.  Deut.  Staats- u.Rechts-Gesch.  m. bes. Rücks. 
a.  Bayern,  Vertheidigungskunst,  ausgewählte  Lehren  d.  in  Bayern  ausschliessl. 
d.  Pfalz  gelt.  Privatr. ;  IV.  Deut.  Staatsr.,  Gem.  u.  Bayer.  Lehnr,,  Die  Lehre  v. 
d.  Vertheidigung  im  Strafproc,  Bayer.  Hypothekenr.  —  Ordolff:  S.  Encycl. 
u.  Method.,  Röm.  Erbr.,  Gaß  Intt.  Cnmm.  IV.;  IV.  Gesch.  d.  Röm.  R.,  .Phi- 
losophie d.  R.,  Pandectenpractikum,  Lehre  v.  d.  Verträgen  d.  heut.  Röm.  R. 

Freiburg. 

Ord.  Prof.  Fritz:  S.  Pand.  n.  v.  Wetting  -  Tngenheim ;  W.  Instit.  n. 
Marezoll,  Röm.  Rechtsgesch.  —  Baurittel:  S.  Code  Sapol.  auch  als  Bad. 
Landr.,  Allgem.  Staatsr.  u.  Populäre  Rechtskunde  f.  Kameralisten ;  W.  Encycl. 
u.  Method.  d.  R.-u.  Staats-Wissenschaflen ,  Code  Napol.y  auch  als  Bad.  Landr. 
—  Buss:  S.  Oeff.  R.  d.  Deut.  Bundes  u.  gem.  Deut.  Landesstaatsr. ,  Bad. 
Staatsr.,  Bad.  Kirchenr.,  Gesch.  d.  Bemühungen  z.  Gründ.  e.  kathol.  National- 
kirche Deutschlands;  W.  Encyclop.  u.  Method.  d.  R.  u.  Staats- Wissenschaften 
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n.  Faid  ,  gem.  Kircbenr.  n.  Sauter,  öfT.  R.  d.  Deal.  Bundes  a.  gem.  Deut. 
Landesstaatsr.,  Fortsetz.  d.  Gesch.  d.  Bemüh,  u.  s.  w.  —  Stabel:  8.  Theorie 
d.  Deut.  gem.  u.  Bad.  Civilproc.  —  v.  Woringen:  S,  Deut. Staats-  u. Rechts- 
Gesch.,  Criminalproc.  m.  Vergl.  d.  neuern,  bes.  d.  Bad.  Gesetzgeb.  u.  d.  Franz. 
Strafverfahrens;  W.  Naturr.,  Deut.  Privatr.,  gem.  Deut.  Criminalr.  m.  Rucks, 
a.  d.  neueren  Gesetzgeb. 

Prlvatdoc.  Mussler  S.u.  W,  l'cbungscollegium  üb.  Rom.  R.,  Pan- 
decten-Praclikum,  Privatissima  üb.  Rom.  R.  u.  d.  Ilaupizweige  d.Rechtswiss. 

Glessen. 

Ord.  Prof.  v.  Lohr:  S.  Pand.  n.  v.  Wening-ingenheim ;  W.  Dieselben 
u.  Rom.  Erbr.  m.  Rucks,  a.  v.  Wening-ingenheim.  —  Kirn  bäum:  S  Naturr., 
Gem.  Strafproc.  m.  vergleich.  Rucks,  a.  d.  Französ.  Vorfahren  n.  Mittermaier't 
Strafverfahren;  W.  Allgem.  Staats-  u.  Volker-R.,  (lern.  Deut.  Criminalr.  iu 
Vergleich,  m.  d.  neuen  Gherz.  Hess.  u.  d.  Franz.  Strafr.  —  v.  Grolman: 
S.  Ausgewählte  Stellen  a.  d.  German.  Volksrechlen  in  Vergl.  m.  d.  entsprechen- 
den a.  d.  Rechtsbücbern  d.  Mittelalters,  Deut.  Hundt  s-  u.  Siaats-K.,  Allgem.  u. 
christl.  Kirchenr.  n.  s.  Grundsätzen  ;  W.  Gem.  Dein.  Prhalr.  in.  Lehn-,  Haud- 
lungs-,  Wechsel- u.  See-R.  n.  Eic/i/iom,  Deut.  Siaats-  u.  Höchts- Gesch.  B« 
».  Lindelof.  —  Weiss:  8.  Kncyclop.  u.  Melhod.  u.  s.  Grundzügen  zu  WIN  . 
Büchern  v.  R.  Ablh.  1.,  Deut.  Privatr.  m.  Einschluss  d.  Lehn-,  Handlung—, 
Wechsel-  u.  See-R.  n.  s.  Grundziigen  Ablh.  ">.,  Deut.  Staats-  u.  RechU-Gesch. 
n.  s.  Grundzügen  Ahth. 3.;  II'.  Kncyclop.  u. Melhod.  n.  B.  Grandzügen  zu  XXIV. 
B. v.  Recht,  Ablh.  1.,  Naturr.  n.  s. Grundzügen  Abtli.2.,  OefT.  R.  d.  Deut.  Bundes 
u.  d.  Deuf.  Bundesstaaten  n.  s.  System  d.  Deut.  Staatsrechts,  Kirchenr.  n.  s. 
Grundzügen  Ahth.  <>.,  Gesch.  d.  Deut.  Kirchenverfass. —  Hornburg:  8.  Franz. 
Obligalioncor. ,  vergl.  m.  d.  Rom.,  Civilproc.  n.  r.  Linde,  llauptgrundsätze  d. 
Franz.  Civ.- u.  Straf-Proc. ,  Ch  ilproc.-Praclikum  ,  Relatorium;  W.  Gesch.  u. 
Inst.  d.  Rom.  R. ,  Vergleich.  Darstellung  auserles.  Lehren  d.  Rom.  u.  Franz. 
B.s  Civilproc.  n.  v.  Linde. 

Privjitfdoc.  Schmidt:  S.  Encyclop.  u.  Melhod.,  Civilproc.  n.  v.  Linde, 
Repetitor,  üb.  d. Civilproc. ;  RT.  Civilproc. -Practikum  u. Relatorium.  —  Seitz: 
8,  Kirchenr.,  Civilproc.  -  Practikum ,  Relatorium,  Pand.-Ropetitorium ;  W. 
Kirchenr.,  Civilproc. -Practikum  u. Relatorium.  Pand.-Rcpclitorium.  —  Hille- 
brand: 8.  Deut.  Siaats-  u.  Rechts-Gesoh. ,  AHgerm.  tiorichtsverfahren  u.  s. 
gesch.  Entwicklung,  Deut.  Privatr.,  Disputalor.,  Examinator.  ;  W.  Enryclop. 
u.  Melhod.,  Gem.  Deut.  Privatr.  m.  Lehnr.  n.  Kraut,  Iiistor. -dogmat.  Ueber- 
s'xchl  d.  bedeut.  Europ.  Staats- Verfassungen,  Deut.  Staats-  u.  Rechts-Gesch., 
E&aminatorium. 

Göttingen. 

Ord.  Prof.  Ribbcntrop.  S.  Gesch.  d.  Rom.  R.,  Pand.;  W.  Gesch. 
d.Röm.  R.,  Inst.,  Rom.  Erbr.  —  Kraut:  8.  Kirchenr.,  Deut.  Privatr.  m. 
Lehn-  u.  Uandels-R.  n.  s.  Grundriss,  m.  theoret.-pract.  l'ebungen;  W.  Deut. 
Bundesr.  u.  Staatsr.  d.  Deut.  Bundesstaaten,  Kirchenr.  —  Zachariä:  S.  Deut. 
Siaats-  u.  Bundes-R.  n.  s.  Lehrb.,  Strafr.  m.  Rücksicht  a.  d.  neuern  Strafgcs. 
vorzügl.  d.  Hannov. St.G.B.,  Crimiualproc.  m.  e.  Crim. -Practikum ;  W.  Encycl., 
Strafr.  m.  Berücksichtigung  d.  neuern  Slrafges.  vorzügl.  d.  ilannov.  St.G.B.  — 
Duncker:  £.  Deut.  Siaats- u.  Rechts-Gesch. ,  Civil-Practikum,  Verfass.  u. 
Verwalt.  d.  Herzoglh.  Nassau;  II'.  Deut.  Pri\atr.  in.  Lehn-  u.  Ilandels-R.,  Nas- 
sauisches Landr.  —  Fraucke:  8.  Inst.,  Ron».  Erbr.,  Civilproc. ;  W.  Pand. — 
Briegleb:  S.  Civilprocess-Praclikum,  Relator.;  W.  Ord.  Civilproc,  S  um  mar. 
u.  Concurs-Proc,  Civilproc. -Practikum,  Relatorium. 

Prlvatdoc.  Rothamel:  S.u.  W.  Pand.,  Kirchenr.,  Examinator,  u. 
Repetitor.  —  Benfey:  S.  Erklär,  v.  Gaji  ttutit.  m.  bes.  Rücks.  a.  d.  Rom. 
Rechtsalterlh.,  Erbr.  n.  Mühlenhruch ;  W.  Inst.  n.  Mühlettbrucfi.  —  Grefe: 
N.  u.  W.  Civilproc.  —  Wolff:  S.  Deut.  Privatr.  m.  Lehn-  u.  Handcls-R., 
Processpractikum,  Relatorium,  Pract.  Uebungen  im  hont.  Privatr. ;  W.  Ci\il- 
pradikum,  Civilproc- Practikum ,  Beides  n.  s.  Rechtsfällcn ,  Relatorium.  — 
Mejer:  W.  Kirchenr.  n.  s.  Lehrb.,  Crlminalproc.  —  Zimmermann:  S.u. 

Kril.  Jahrb.  f.  D,  R\V.  Jahrg.  XI.  H.  VII.  42 
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W.  Examinator,  u.  Repetitor.  —  Stephan:  S.  Encyclop.  d.  Arndts,  Naturr. 
n.  s.  Schrift:  „Ueb.  d.  Verhältn.  d.  Nalurr.  z.  Ethik  u.  s.w.",  Inst.  u.  Gesch.  d. 
Köm.  R.,  Streitfragen  a.  d.  Röm.  Pfandr.,  Examinator,  u.  Repetitor.;  IV.  Philos. 
d.  R.,  Inst.  u. Gesch.  d.  Rom.  R.,  Civilpractikum.  —  Obrock:  S.  Encyclop., 
Pand.,  Deut.  Privalr.,  Civilproc,  Snmmar.  u.  Concurs-Proc.;  W.  Pand., 
Civilproc.,  Summar.  u.  Concurs-Proc,  Strafproc. 

«relfswald. 

Ord.  Prof.  Barkow:  S.  Pand.  n.  t/eise,  Examinator,  üb.  d.Pand.; 
W.  Geschichte  d.  Quellen  d.  Röm.  R.,  Inst.  d.  Rom.  R.,  Criminalr.  —  Nie- 
meyer: S.  Inst.,  Aeussere  Gesch.  d.  Röm.  R.,  Preuss.  Civilr.;  W.  Pand.  n. 
Heise,  Examinator,  üb.  d.  Pand.  —  Beseler:  S.  Deut.  Bundes- u.  Slaats-R., 
Deut.  Staats-  u.  Rechts-Gesch. ;  II".  Deut.  Privalr.  m.  Lehn-,  Handels-  u.  See- 
R.  n.  Kraut,  Wechselr.  —  Planck:  S.  Civilpractikum,  Civilprocesspract., 
Strafr. ;  W.  Criminalproc,  Civilproc.  —  Pütler:  S.  Encyclop.  u.  Method., 
Kirchengesch.,  Europ.  Völkerr.;  IV.  Encyclop.  u.Mcthod.  n.s.B.:  „Inbegriff  d. 
Rechtswissenschaft",  Kirchenrechtsgesch.,  Kirchenr.,  Völkerr. 

Ausaerord.  Prof.  v.  Tigerström:  S.  Röm.  Erbr.,  Theorie  d.  Proc. 
m.  Berücks.  d.  Preuss.  Gerichts-Ord.,  Strafproc.  m.  Vergl.  d.  Preuss.  Criminal- 
Ord.;  Repetitor,  üb.  Proc. ;  W.  Innere  Gesch.  d.Röm.  R.  n.  s.  Lehrb.,  Röm. 
Erbr.,  Repetitor,  üb.  d.  heut.  Civilr. 

Halle. 

Ord.  Prof.  Witte:  S.  Inst., Gesch. d.Rom.R., Röm. Civilproc,  Preuss. 
Privalr.,  Civilpractikum;  W.  Pand.,  Röm.  Pfandr.,  Erklär,  v.  /  XXVIH.  D.— 
Keller:  S.  Pand.,  Röm.  Erbr.,  Exegef.  Uebungen;  If*.  Inst.,  Gesch.  d.  Röm. 
R.,  Exeget.  Ueb.,  Gem.  Civilproc  ■ —  Dieck:  S.  Deut.  Privalr.,  Handels- u. 
Wechsel-R., Lehne,  Examinator. ;  W.  Wechselr., Staatsr.,  Kirchenr., Examinat. 
u.  Conversator.  üb.  Deut.  Staatsr.  —  Henke:  5.  Encyclop.  u.  Method.,  Gera, 
u.  Preuss.  Criminalr.,  Criminalproc,  Examinator. ;  W.  Criminalr.  m.  Preuss. 
R.,  Theorie  d.  Criminalproc,  Repetitor,  üb.  Criminalr.  —  Göschen:  S.  Deut. 
Staats-  u.  Rechts-Gesch.,  Erklär,  d.  Sachsenspiegels,  Kirchenr.;  IV.  Encyclop. 
u.  Method.,  Deut.  Privalr.,  Lehne,  Erklär,  d.  Sachsenspiegels. 

Ausserord.  Prof.  Wippermann:  S.  Deut. Slaalsr., Preuss. Staatsr., 
Conversator.;  W.  Deut.  Staats- u.  Rechts-Gesch.,  Examinator,  u.  Conversator. 
üb.  d.  Deut.  Staatsr.,  Europ.  Völkerr. 

PrlvAtdoe.  Eckenberg:  S.  Erläutcr.  einiger  Abschnitte  d.  Dig.;  W. 
Ueb.  einz.  Pandectentilel.  —  Müller:  S.  Civilproc,  Auscrles.  Lehren  d. Straf- 
R.  u.  Proc.  m.  Bez.  a.  Criminalfälle,  Conversator.;  W.  Röm.  Erbr.,  Erzähl, 
merkw.  Crimioairalle,  Preuss.  Privalr.,  Examinator,  u.  Repetitor,  üb.  Röm.  R. — 
v.  Kaltenborn:  S.  Völkerr.,  Gesch.  u.Erlaulcr.  d. Deut.Bundesacte,  Dispulat. 
üb.  Völkerr.;  W.  Naturr.,  Deut.  Staats-  u.  Rechts-Gesch.,  Ueb.  d.  conslitut. 
Monarchie. 

iteidelberg. 

Ord.  Prof.  M  ittermaier:  S.  Gem.  Deut.  Strafr.  in  Vergleich,  m.  d. 
neuern  Strafgesetzgeb.,  insbes.  auch  d.  Französ. ,  n.  Feuerbach  u.  s.  Schrift: 
„Die Strafgesetzgebung  u.s.w. 44 ,  Ueb. d. Verbrechen  gegen  d.Eigenthum,  Straf- 
proc-Practikum,  Gem.  Deut. Civilproc.  n. s.  Grundrisse  u. s.  Werke :  ,,Der  gem. 
Deut.Process" ;  W.  Deut.Privatr. n. S.Grundsätzen, Deut.  u. Franz. Criminalproc 
n.  s.Buche:  „Das  Strafverfahren  u.s.w.44,  Civilproc.-Praclikum  m. Hinweis,  a. 
Genslcr's  Anleitung,  Relatorium.  — -  Rosshirt:  S.  Literärgesch.,  Pand.  m. 
Rcchtsfallen ,  Kirchenr.;  W.  Encyclop.,  Gesch.  d,  Röm.  R.  n.  Ulp.Fragm., 
Franz.  Civilr.,  Bad.  Landr.,  Pandecten-Practikum.  —  v.  Vangerow:  S.  Inst, 
m.  Hinweis,  a.  Marezolt,  Gesch.  d.  Röm. Privalr. ;  W.  Pand.  n.  s.  Leitfaden. — 
Mörstadt:  S.  Naturr.  m.  Politik,  Deut.  Privalr. ,  Civilproc,  Civilprocess- 
Practikum;  W.  Völkerr.,  Staatsr.  d.  Deut.  Bundeslande  u.  Bundesr.,  Kirchenr. 
n.  v.  Wiese,  Civilproc.  —  Zöpfl:  S.  Deut.  St.-  u.  R.-  Gesch.  n.  s.  Lehrb., 
Völkerr.  n.  s.  Grundriss,  Allgem.  u.  Deut.  Staatsr.  n.  s.  Grundriss;  W. 
Rechtsphilos.,  Deut.  Staats-  u.  R.-Gesch.  n.  s.  Lehrb. 
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Ausser  ord.  Prof.  Deurer:  8.  Encyclop.  u.  Mclhod.  n.  Faid,  Pand. 
n.  Mühlenbrucfi ,  Röm.  Erbr.,  Pand.- Practikum ,  Examinator,  üb.  Rom.  R.t 
Strafr.  u.  Strafproc. ;  W.  Encyclop.  u.  Melhod.  n.  Fafot,  Inst.  u.  Gesch.  d.Röm! 
R.  o.  s.  Lebrb.,  Erklär,  v.  Hb. XX.  Civilproc,  Pand  -Practikum,  Examinator! 
üb.  Röm.  R.,  Strafr.  u.  Strafproc.  —  Röder:  S.  Naturr.  n.s.Lehrb.,  Völkerr., 
Allgem.  Staatsr.  u.  Staatswissensch,  überhaupt  u.  zwar  die  Vcrfassungslehrc  n! 
s.  Grundzügen  d.  Politik  d.  R.,  Examinator.;  II".  Naturr.  d.  s.Lehrb.,  Deut. 
Staatsr.,  Strafr.  n.  v.  Feuerbarh,  Examinator.  —  Sachsse:  »S.  u.  \V.  Brkllr. 
d.  Sachsensp.,  Kirchenr.,  Lehnr.,  Examinalor. 

Prlvatdoc.  Brackeahoeft:  S.  Deut.  Privatr.  n.  Eichhorn,  Practikum 
üb.  Deut.  Privatr.  u. Civilproc,  Relatorium,  Examinator.;  II".  Gem.  Civilproc. 
d.  v.  Linde  u.  s.  Erörterungen,  Die  Handlungen  d.  freiwill,  (ierichlsbark.  verb.* 
m.  schrifU.  Ausarbeit.,  Examinator.  —  Frey:  S.  Code  Napol.  n.  s.Lehrb. 
Bad.  Landr.,  Franz. Civilproc.  u.Ger.-Verfass. m.  Verweis. a.s. Schrift:  ..Frank- 
reichs Civ.-  u.Criminalverfass.",  Bad.  Civilproc. ;  W.  Franz.  Civilr.n.  s.Lehrb., 
Bad.  Landr.  m.  Verweis,  a.  s.Lehrb.,  Frankreichs  Gerichlsverfass.  m.  Bezieh, 
a.  s.  genannte  Schrift,  Bad.  Civilproc.  —  Oppenheim:  8.  Völkerr. ,  Allgem. 
u.Deut.  Staatsr.,  Gesch.  d.  Slaalswissensch. ;  W.  Rcchtsphilos.,  Allgem.  Slaals- 
od. vergleich.  Verfass.-R.  — .  Sartorius:  S.  Kirchenr.,  Relatorium, Chilproc- 
Practikum;  W,  Kirchenr.,  Gem.  Civilproc.  n.  r.  Linde,  Relator.  u.  Civil- 
proc.-Practikum.  —  Friedländer:  S.  Rcchtsphilos.  m.  Gesch.  derselben, 
Literärgesch.,  Examinator.;  W.  Encyclop.,  Ucb.  Geschwornenger. ,  Inst,  u. 
Gesch.  d.  Rom.  R.  u.  Marezoll,  Preuss.  Landr. 

Jen«. 

Ord.Prof.  Schmid:  S.  Allgem.  u.  Deut.  Staatsr. ;  W.  Völkerr.  — 
Walch:  S.  Gesch.  d.  Rom.  R.,  Literärgesch.  d.  Röm.  R.  im  Mittelaller;  II". 
Deut.  Privatr.,  Lehnr.  —  Guyet:  S.  Civilproc,  Relerirkunst,  Processprac- 
tikum;  W.  Dieselben  Coli.  u.  Pandecten- Practikum.  —  Mi  che  Isen:  & 
Völkern,  Kirchenr.,  Deut.  Privatr.,  Lehnr.;  II".  Rcchtsphilos.,  Allgem.  u.' 
Deul.  Staatsr.  —  Danz:  &  lost.,  Gesch.  d.  Röm.  R.;  II  .  Röm.  Erbr.,  Gesch. 
d.  Röm.  Privalgerichtc.  —  Luden:  S.  Deut.  Privat- u.  Lehnr.,  üebungend. 
jurist.  Seminars;  W.  Criminalr.,  Uebungen  d.  Jurist.  Seminars.  —  Fein:  flf. 
Inst.,  Gesch.  d.  Röm.  R. ;  W.  Pand. 

Ord.  Honorar-Prol.  He  i  m  b a  c h  :  S.  Röm.  Rechtsgesch. ;  W.  Sächs. 
Privatr.  u.  Sachs.  Civilproc.  —  Schüler:  S.  Criminalr.,  II".  Criminalproc 

AnHHprord.  Prof.  Schnait  bert:  S.  Criminalproc,  Pand.- u.  Pro- 
cessual-Praclikum,  Examinalor.  üb.  Pand.;  IV.  Criminalproc,  Rcferirkunst 
n.  Pandecten-Practikum.  —  Schmidt:  S.  Pand.;  W.  Inst.,  Röm.  Rechtsgesch. 
— -  Gerber:  W.  Deut.  Privatr.,  Erklär,  d.  Sachsenspiegels. 

Pri vatdoc.  Gerber:  5.  Encycl.  u.  Method.,  Deut.  Reichs-  u.  R.-Gcsch. 

Kiel. 

Ord.  Prof.    Falck:   S.  Encyclop.,  Quellen  u.  Methode  d.  Deut.  R 
Deut.  Privatr.,  Gem.  u.  Schleswig- Holst.  Civilproc;    W.  Schleswig-Holst.' 
Rechtsgcsch.  u.  Staatsr.,  Gem.  u.  Schleswig-Holst.  Civilproc,  Die  Lehre  y. 
Verlob,  u.  Heirathen.  —  Tönscn:   S.  Ausgewählte  Abschnitte  a.  d.  gem.  u! 
Schleswig-Holst.  Civilproc;  W.  Schleswig-Holst.  Privatr.  — -  Herrmann:  8. 
Gem.  u.  Schlesw.-Holst. Strafr.,  Strafproc;  PF.  Naturr.,  Kodification  d. Strafr 
Kirchenr.  —  Paulsen:  S.  Deut.  Staatsr.,  Schlesw.-Holst.  u.  Lauenb.  Privatr  ' 
See-R.,  Nordische  Rechtsgesch. ;  W.  Encyclop.,  Dänisches  R.,  Schlcsw.-Hol<t 
u.  Lauenb.  Civilproc.  —  J.Christiansen:  S.  Pand.;   W.  Inst.  u.  Allerlh 
d.  Röm.  R.,  Pand.  —  v.  Madai:  S.  Inst.  u.  Rechtsgesch..  Erbr  Jurist 
Uebungen;  W.  Pand.,  Dogmat.  Uebungen.  *  " 

AuNMerord.  Prof.     Stein:  S.  Rechtsphilosophie,  Völkerr.,  Repetitor, 
ub.  d.  Staatsr. ;  W.  Allgem.  u.  Deut.  Staatsr. 

Privatdoc.  Schmid:  S.  Gem.  U.Schleswig  Holst. Civilproc,  Repetitor, 
üb.  d.  Civilproc;  W.  Deut.  u.  Schlesw.-Holst.  Privatr.  —  C.  Christiansen: 
.S.  Ausgewählte  Abschnitte  d.  Civilr. ;  II".  Dasselbe,  Deut.  Privatr. 
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Königsberg. 

Ord.  Prof.  S e h  we  ika  r  t  .S.  heut.  u.  Preuss. Krbr.,  Kamerair.,  Kirchenr., 
Gem.  u.  Preuss.  Criminalproc. ;  II",  (rem.  11.  Preuss.  Criminalr.,  Preuss.  Civilr. 
io  Verbind,  m.  d.  Deut.  Privatr.,  Klier.  —  Sanio:  N.  Paud.  d.  M Uhlenbruch, 
Hebungen  d.  Jurist.  Seminars  ;  II".  Rüm.  Rcchtsgesch. .  Hörn.  Familien-  u. 
Erb-R.,  Uebungen  d.  jurist.  Seminars.  —  v.  Ii  u  c  h  Ii  o  1 1  z :  »S.  Inst.  d.  Rom.  R. 
u.  MackeUUtf,  Preuss.  u.  Deut .  Staatsr.,  Auslegungskunst  verb.  m.  pract.Ueb.; 
W.  Jurist.  Uterärgesch.  uns.  Jahrliunderts.  Pand.  n.  Thihmtt.  Europ.VÖlkerr. — 
Backe:  S.  Rom.  Itcchlsgesch..  Antiquit.  d.  Ri)in.  Per^oncnr.  n.  l-ioj.  J.,  Rom. 
Familien-  u.  Erb-R.  n.  'Miihlenhrurh ,  Repetitor,  üb.  d.  *>.  Tbl.  d.  Pand.  — 
Jacobson:  S.  Deut.  Reichs- u.  Rcehts-Gesch.,  Deut.  Privatr.  m.  Berüeks.  d. 
Allg.  L.-R.  u.  provinz.  Prcnss.  R.  n.  Kraut,  Civilproc.  n.  gem.  R.  u.  d.  Allg. 
G.-O.,  Summar.  Proe.  n.  gem.  u.  Preu«s.  R.  m.  e.  Repetitor,  üb.  Civilproc. ; 
W.  Kirchenr.  n.  Richter,  l  eb.  d.  Konsistorial - Verfass.  d.  ostl.  Provinzen 
Preussen's  u.  üb.  d.  Presbyterial -  u.  Syimdal-Vcrfass.  v.  Rheinland  u.  Wesf- 
phalen ,  Gem.  u.  Preuss.  Lebnr.,  Handels-,  Wechsel-  u.  See-R.  —  Simson: 
•S.  Pand.  n.  Purhta.  Gesch.  d.  Preuss.  Gesetzgeb.  v.  17iO — 1840.,  Repelilor. 
üb.  d.  Fundamentallehren  d.  Preuss.  R. ;  II".  Inst.  d.  Rtim.  R.,  Allgem.  Preuss. 
Landr.  m.  Berüeks.  d.  Code  Snpol.,  Repelilor.  üb.  d.  Gruudlchren  d.  Rom.  R. 

Leipzig. 

Ord.  Prof.  K.  F.  Günther:  S.  Kncyclop.  u.  Method.,  Allg.  Staatsr., 
Concursr.  u.Concursproc.,  Allg. Theil  d.Strafr.;  W.  Ord.u.  summar.  Civilproc, 
Criminalproc.  —  F.  A.  Schilling:  S.  Naturr.  m.  Rerücks.  positiv.  Rechlsbe- 
slimmungen,  Röra.  Servituten-  u.  Pfand-R.,  Latein.  Dispulirübungen  üb.  streit. 
Rechtssätze;  W.  Naturr.,  Iulerprelations-l.'ebungen.  —  Steinacker:  5.  K. 
Sachs.  Landwirthschaftsr. ,  Referir-  u.  Decretirkunst  unt.  Mitlheil.  v.  Acten; 
IV.  K.  Sachs.  Privatr. ,  Referir-  u.  Decretirkunst.  —  Marezoll:  S.  Pand., 
Rom.  Eigenthumsr. ,  Gem.  u.  Sachs.  Criminalr.  n.  s.  Lehrb.;  W.  Inst.  u. 
Rcchtsgesch.  n.  s.  Lehrb.,  Method.  —  Hänel:  S.  Pand.  n.  Puchta,  Encycl., 
Röm.R.v.d.  Legaten  u.  Fideicommiss.;  W.  Quellenkunde,  lost.  u.  innere  Gesch. 
d.  Rom.  R.,  Aeussere Gesch.  d.  Rom.  R. ,  Exeget.  Uebungen.  —  Albrecht: 
S.  Deut.  Privatr.,  Lehnr.,  Deut.  Rechtsgesch. ;  W.  Deut.  Privatr.,  Lehnr. — 
v.  d.  Pfordten:  S.  Gesch.  u.  Inst.  d.  Rom.  R.,  Gem.  Civilproc;  W.  Rom. 
Civilproc,  Pand.  n.  Puchta. 

Ausserord. Prof.  B.  Schilling:  S.  Gem. Kirchenr., Eher., Examinator, 
üb.  ausgewählte  Theile  d.  Rom.  Privatr. ,  Examinator,  od.  Disputator.  üb.  einz. 
Theilc  d.  theoret.  Rechtswissenschaft;  W.  Dieselben  Examinator.,  Kirchenr., 
Lehnr.  —  Weiske:  S.  Gem.  u.  Sachs.  Lehnr. ,  Gem.  Sachsenr.,  Bergr. ,  K. 
Sachs.  Privatr.,  Deut.  Staatsr.,  Wechselr.,  Uebungen  d.  jurist.  Gesellschaft; 
H".  Deut.  Staats-  u.  Bundes-R.,  Deut.  Privatr.,  Deut.  Rcchtsgesch.  —  Heim- 
bach: 5.  Kirchenr.,  Eher.,  Gem.  u.  Sachs,  ord.  Civilproc  n.  r.  Linde,  Summar. 
Proc,  Processpractika ;  W.  Civilprocess-Practikum  unt.  Mittheil.  v.  Acten, 
Kirchenr., Examinator,  üb.  d. Rom. Privatr.,  Koncursprocess.  —  E. F.  Günther: 
ir.  Referir-  u.  Decretirkunst.  —  Busse:  W.  Strafr.,  Strafproc,  Inst.  d.Röm.  . 
R.,  Röra.  Rechtsgesch.  —  Fregc:  W.  Erklär,  d.  Just.  Inst.,  Strafr. 

Priratdoc.  Höpfner:  S.  Gem. u.Sächs. ord. Civilproc,  Gem.  u. Sachs, 
summar.  Civilproc.  Gem.  u.  Sachs.  Concursr.  u.  Concursproc,  Referir-  u. De- 
cretirkunst n.  s.  Leitfaden,  Practikum  üb.  d.  Civilproc  n.  s.  Buche:  ,, Rechts- 
fälle u.s.w.";  W,  Concursr.  u.Concursproc, Referir- u. Decretirkunst,  Civilproc- 
Practikum n. s. Buche.  —  Vogel:  S.  Encyclop.u. Method.  n.s. Leitfaden,  Deut. 
Privatr. m.  Lehnr.,  Uebungen  d.Ollo'schen  jurist.  Gesellschaft;  W. Deut. Privatr. 
m.  Lehnr.,  Uebungen  d.  Otlo'schen  jurist.  Gesellschaft.  —  Busse:  S.  Encycl. 
u.  Method.,  Gem.  u.  Sachs.  Strafr.  m.  Rücks.  a.  Marezoll,  Criminalproc  — 
Frcge:  S.  Gem. u.Sächs. Strafproc  —  Schleuer:  S.  Naturr.,  Sachs. Staatsr.; 
W.  Naturr.,  Deut.  Staats-  u.  Rechtsgesch.,  Sachs.  Staatsr. 

Marburg. 

Ord.  Prof.  Platner:  S.  Gesch.  d.  Rom.  Familienr.,  Erklär,  d.  Inst.  d. 
Gajuty  Rom.  Rechtsgesch.,  Naturr.;  W.  Gesch.  d.Röm. Gerichtswesens,  Röm. 
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Uechlsgescb.,  Xature  —  Löbelh  S.  Erbe  Ister Thl.,  Pand.  o.  v.  Wetting , 
Crimioalproc.  o.  Martin;  W.  Erbr.  2ler  Tbl.,  Criiniualr.  n.  t>.  Feuerbach,  lost, 
ii.  Mühlenbmch,  Eocyclop.  u.  Melhod.  o.  FafcA:  —  Vollgraff:  .S.  Staatsr.  u. 
Politik,  Völker-  u.  Bundes-R.  m.  Examinator.;  W.  Staatsr.  u.  Politik ,  Deut. 
Privatr.  o.  Eichharn,  Lehor.  d.  Pätz,  Europ.  Volkere,  Examinator.  üb.Völkcr- 
u.  Buodesr.  —  Richter:  S.  Civilproc,  Kirchenr.  n.  s.  Lehrb.,  Examinator 
üb. Kirchenr.  — Büchel:  S.  Veb.in  integr. restitutio,  Gesch. d. Rom. Civilproc, 
Eocyclop.  u.  Melhod.  o.  Fa  IcA, Inst.  n.  Marezo//,iu>Hü.  Inst.,  Rom.  Rechlsgesch.; 
W.  Ueb.  d.  jttra  in  re  aliena,  Pand.  n.  v.  Wetting,  Rom.  Erbr.  n.  v.  Wetting, 
Gesch.  d.  Rom.  Privatr.  —  Wctzell:  W.  Inst.  n.  Marezoll,  Civilproc, 
Summar.  Verfahren. 

Au  toter  ord.  Prof.  Wetzeil :  S.  Pand.  u.  Rom.  Erbr.  n.  Pachta,  Erklar. 
V.  Gaji  int M.  Cotum.  IV. 

Privotdoc.  Sternberg:  S.  Krit.  Beleucht.  verschied,  slaalsrcchtl. 
Systeme,  Proc.-Practikum  u.  Itelalor.  ;  II'.  Civilproc.  n.  v.  Linde,  bes.  Hess., 
Cm/proc.-Practikum.  —  Ziegler:  S.  Cuniinali.  n.  v.  Wächter,  Allgem.  u. 
besond.  Deut.  Staatsr.;  W.  Völkerr. ,  Deut.  Staats-  u.  Bundesr.  n.  Zachariä, 
Criminalproc  n.  Martin.  —  Platoer:  W.  lust.  n.  Mühlenbruch,  Deut.  Erbr., 
Examinator,  üb.  Rom.  u.  Deut.  R. 

München. 

Ord.  Prof.  v.  Bayer:  S.  Summar.  u.  Concursproc  m.  Rücks.  a.  d. 
Bayer.  R.  n.  s.  Lehrb.,  Fortsetz.  d.  Theorie  d.  ord.  Bayer.  Civilproc. ;  W.  Gem. 
ord.  Civilproc  m.  pract.  Arbeilen  n.  s.  Lehrb.  —  Zcnger:  S.  Pand.,  Pand.- 
Repetitor.,  Ueb.  Klagen  u.  Wicdereinsetz.  in  d.  vor. Stand;  W.  Lisi.  d.Röm.R., 
Geschichte  dess.  —  Philipps:  5.  Deut.  Reichs-  u.  Rechts-Gesch.  ri*.  s.  Leit- 
faden, Kirchenr.;  W.  Deut.  Privatr.  n.  s.  Lehrb. —  v.  Moy:  S.  Bayer.  Staatsr. 
(Venvaltungsr.)  in  Verb.  m.  d.  Deut.  Territorialstaatsr.,  Rechtsphilosophie;  W. 
AI/gern.  u.  Deut.  Staatsr.  —  Hacker:  S.  Gem.  u.  Bayer.  Strafproc,  Ueb.  d. 
verschied.  Strairechlslheorien;  W.  Gem.  u.  Bayer.  Criminalr.  m.  Rücks.  a.  d. 
neust,  legislat.  Erscheinuugen.  —  Arndts:  S.  Rom. Erbr.;  W.  Encyrl.  u. 
Melhod.  —  Dollmann:  »S.  Gem.  u.  Bayer.  Strafe,  Gem.  u.  Bayer.  Strafproc, 
Pand.;  W.  Bayer.  Landr.  m.  Berücks.  d.  übrigen  in  Bayern  gelt.  Partikulare, 
Inst.  d.  Rom.  R.,  Gesch.  dess. 

Honorar-Pro  f.  Buchinger:  S.  Deut.  Bundesr.,  Völkerr.;  W. 
Bayer.  Staatsr. 

Privotdoc.  Hildenbrand:  S.  Deut. Private,  Bayer. Landr. m. Berücks. 
d.  übr.  Bayer.  Partikulare,  Gem.  u.  Bayer.  Berge,  Exeget.Vorte  üb.  d.  Sachsensp.; 
W.  Deut.  Staats-  u.  Rechts-Gesch.,  Frauzös.  Civilr.  m.  bes.  Rücks.  a.  dessen 
ModiGkat.  in  Deutschi.  u.  namentl.  in  d.  Rheinpfalz,  Gem.  u.  Bayer.  Forst-  u. 
Jagd-R.,  Gewählte  Lehren  d.  Deut.  u.  d.  kanon.  R.  —  Mayer:  S.  Bayer. 
Staatsr. ;  W.  Allgem.  u.  Deut.  Staatsr.,  Franz.  Civilr.  m.  bes.  Rücks.  a.  d.  in  d. 
Rheinpfalz  gelt.  Bayer.  Ges.  u.  Vcrordn.  u.  unt.  Vergleich,  m.  d.  Rom.  u.  Deut. 
Privatr.  —  Bolgiano:  »S.  Civilpraclikum,  Civilproc-Practikum  ra.  disputator. 
u.  conversator.  Uebungen  ;  W.  Dieselben  Praclika  u.  Bayer.  Civilproc.  — 
Plocbmann:  5.  Bayer.  Civilproc ;  W.  Strafproc,  Bayer.  Civilproc. 

Ho  stock. 

Ord.  Prof.  Gründler:  S.  Encyclop.  n.  Falck,  Kirchenr.  n.  v.  Wiese; 
W.  Encyclop  n.  Falck,  Kircheur.  n.  v.  Wiese.  —  D  i  e  m  e  r :  S.  Mecklenb.  Privatr. , 
Gescb.  u.  Verfass.  v.  Mecklenb.  seild.  Hamburg.  Hausvertrage  v.  1701.,  Europ. 
Völkerr.  n.  Heffter;  W. Paud.-Exegese,  Kirchenr.  n.  e>.  Wiese,  Mecklenb. Staals- 
u.  Privat-R.,  Mecklenb.  Gesch.  —  Raspe:  5.  Gem.  u.  Mecklenb.  Civilproc.  n. 
v.Linde;  W.  Gem.  u.  Mecklenb.  Criminalr.  n.  Heffter.  —  Wunderlich:  S. 
lost.  u.  Gesch.  d.  Rom.  R.,  Rom.  Erbe;  W.  Pand.  —  Thöl:  S.  Gem.  Deut. 
Private;  W.  Lehne,  Handelsr.  n.  s.  Lehrb.  —  Jhcring:  S.Pand.;  W.  Inst, 
u.  Antiquit.  d.  Rom.  R.,  Ueb.  d.  Characler  d.  Rom.  R.  a.  d.  verschied.  Stufen  s. 
Entwicklung,  Rom.  Erbe 
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Prlvntdoc.  Gädcke:  5.  Civilproc,  Civilpractikum,  Examioator. ; 
\V,  Civilpractikum,  Notariatskunst,  Examinator,  u.  Repetitor,  üb.  d.  ges. Recht 
od.  eioz.  Theile desselben.  —  v.  Glöden:  S.  Paod.,  Mecklenb.  Staatsr. ;  W. 
Gesch.  d.  Rom.  R.  v.  Justioian  an,  Mecklenb.  Staatsr.  u.  Deut.  Bundesr.  — 
Buchka:  S.  Crimioalr. ;  W.  Civilproc.  m.  Mecklenb.  R.,  Exeget.  üb.  auser- 
wählte Tit.  d.  Pand. 

Tübingen. 

Ord.  Prof.  v.  Schräder-  S.  Pand.  Ister Thl. ;  W.  Rom.  Familien- u. 
Erbr.  n.  Mühlenbruch,  Exeget.  Vorlesung  üb.  Röm.R. —  Michaelis:  S.Deut. 
Privatr. ,  Lehnr.,  Handels-,  Wechsel-  u.  Gewerbe-R.,  Gem.  u.  Würltemb. 
Civilproc. ;  W\  Deut.  Privatr.  n.  s.  Grundriss  u.  Mitterutaier,  Würlt.  Privatr.  n. 
s.  Grundriss  u.  r.  Wächter,  Summar.  Civilproc.  m.Concursproc.  n.  s.  Grundriss 
u.  v.  Lindey  Relatorium. —  Hepp:  S.  Inst.  d.  Rom.  R.,  Gem.  u.  Würlt. Strafr. 
u.  Polizeistrafr.,  Practikum  üb.  8traf-R.  u.  Proc;  W.  Gem.  u.  Württ.  Strafr. 
u.  Polizeistrafr.  2lerThl.  n.  Feuerbach^  Deut.  u.  Würlt.  Strafproc.  n.  Zachana. 
—  Reyscher:  S.  Württ.  Privatr.,  Deut.  Staats-  u.  Bundes-R.,  Erörler.  a.  d. 
Württ.  Staatsr.;  W.  Gem.  u.  Württ.  Staatsr.  m.  Bundesr.  n.  Zac/tariä  in  Verb, 
ra.  öffentl.  Redeübungen,  Kirchenr.  n.  Richter.  —  Mayer:  S.  Pand.  2ter 
Thl.,  Inn.  Gesch.  d.  Reim.  R. ,  Disputalor.  üb.  RÖm.  R. ;  W.  Inst.  d.  Rom.  R. 
n.  s.  Grundrisse,  Leitung  e.  a.  Ausbild.  d.  mündl.  Vortrags  gerichteten  Disputa- 
toriums  üb.  Rom.  R.  u.  Civilproc,  Gem.  u.  Württemb.  Civilproc.  —  Warn- 
könig: 5.  Pand.,  Kirchenr.;  W.  Encyclop.,  Nalurr.  n.  s.  Lehrb.,  Rom.  Fa- 
milien- u.Erbr.  n.  s.  Grundriss,  Mühlenbruch  u.v.  Vangerow,  Uebungscoll.  üb. 
Rom.  R.  verb.  m.  schrifll.  Ausarbeit. 

Augserord.  Prof.  Köstlin:  S.  Rechts- u.  Staats-Philosophie,  Gem. 
u.  Württ.  Strafproc,  Gesch.  d.  Strafproc.  u.  Darslcll.  d.  Engl.  u.  Franz.  Straf- 
processes;  W.  Gera.  Deut.  Strafr.,  Würlt.  Strafr.,  Criminalpractikum.  — 
Bruns:  S.  Encyclop.,  Inst.  d.  Röm.  R.;  W.  Pand.  n.  Mühlenbruch. 

Würzbarg. 

Ord.  Prof.  A 1  b  r e  c h  t :  S.  Gern .  u.  Bayer.  Ki rchenr.  n.  Walter ,  Ctvil- 
u.  Slraf-Proc.-Practikum  a.  d.  Standpuncte  d.  Bayer.  Processr. ;  W.  Gem.  u. 
Bayer.  Civilproc,  Gesch.  d.  Röm. Civilproc.  —  Edel:  5.  Gem. Strafproc  in 
Vergleich,  m.  d.  Französ.  u.  Bayer.;  W.  Gem.  u.  Bayer.  Strafr.  n.  Hrffter.  — 
Müller:  S.  Bayer.  Staatsr.,  Deut.  Staats-  u.  Rechlsgesch. ;  W.  Gem.  Deut. 
Staats-  u.  Bundes-R.,  Franz.  Civilr.,  Rcchlsphilos.  n.  Stahl.  —  Held:  S.  Gem. 
u.  Bayer.  Lehnr.,  Gem.  Handels-  u.  Wechsel-R.;  W.  Encyclop.  u.  Melhod., 
Gem.  Deut.  Privtar.  n.  s.  Grundrisse.  —  Lang:  S.  Pand.,  Röm.  Rechlsgesch.; 
W,  Inst.  d.  Röm.  R.  n.  s.  Lehrb.,  Fortsetz.  d.  Röm.  Rechlsgesch. 

AiiM«erord.  Prof.  Pozl:  S.  Französ.  Civilproc.  m.  Rücks.  a.  d.  Pfalz, 
Literatnrgesch.  d.  gem.  Deut.  u.  Bayer.  Staatsr. ,  Pandectenrepetitorium;  1F. 
Franz.  Civilr.  m.  vorzügl. Rücks.  a.  S.Anwendung  in  d. Pfalz,  Gera. Deut.  Staatsr. 

Prlvatdoc.  Denzinger:  S.  Darstell,  bes.  schwieriger  tehren  d.  Pan- 
dectcnrechls,  Repetitor,  üb.  Civilr.  u.  Civilproc,  Convcrsator.  üb.  Pand.  u.Röm. 
Rechlsgesch.;  W.  Hermeneutik  u.  Kritik  d.  Rom.  R. ,  Erklär,  d.  Just.  Inst., 
Conversator.  zu  den  Institutionenvorträgen  dieses  Semesters,  Darstell,  ausgew. 
Lehren  d.  Pandeclenr. 


Nekrolog. 

Heinrich  Ernst  Ferdinand  Bolley,  geb.  den  18.Apr.  1770.,  war 
ein  Sohn  des  Stadt-  und  Amtsschreibers  Bolley  in  Neuenbürg,  einer  kleinen 
Oberamtsstadt  Württembergs.  Die  Wünsche  des  Sohnes  waren  auf  das  Studium 
der  Theologie  gerichtet ,  welche  Bestimmung  in  Württemberg  gewöhnlich  schon 
im  liten  Jahre  ergriffen  wird ,  wo  der  Lauf  durch  die  hiefür  bestehenden  Semi- 
nare beginnt.  Anders  entschied  der  Wille  des  Vaters.   Bolley  rausste  sich  zu- 
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nächst  dem  Schreiberei« esen  widmen.  Das  Schreiberei-Institut,  wie  es  damaU 
in  Württemberg  bestand,  begriff  die  fast  ausM.-hlie*slichc  und  smneraiue  Hand- 
habung der  Praxis  in  deu  Fachern  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  des  Ver- 
waltungswesens, so  wie  einzelner  Zweige  der  itreitigen  Rechtspflege  und  des 
Regimina/fachs.  Die  Stadt-  und  Amtsschrciber  standen  dem  Oberamtmann, 
weither  an  die  Spitze  der  Hechtsverwallung,  Polizei  und  Gemeindeverwaltung 
des  Bezirks  gestellt  war,  in  einer  Weise  zur  Seile,  dass  nicht  blos  Aktuariat  und 
Expedition  .  sondern  zugleich  eine  Rathsfunclion  in  ihre  llaude  gelegt  war.  Su 
kam  es,  dass  ihre  Thäiigkeit,  besonders  in  den  Rechtsfa«  hern  ,  lief  in  das  Ma- 
terielle eingriff.  Diese  Einrichtung  wurde  in  Württemberg  seit  alten  Zeilen  fOfl 
wesentlichem  Eiufluss  auf  den  Bildungsgang,  so  wie  auf  die  ganze  Rirhiung  und 
Qualiücation  des  Beamlenstandes.  Die  Siadl-  und  Amtsschmhcrsstellcn  waren 
häutig  in  den  Händen  von  Männern,  welche  eine  regelmässige  rechts« i-  . n 
schaftliche  Ausbildung  erlangt  halten  ,  denen  hier  neben  einem  reichlichen  Aus- 
kommen nicht  nur  Anlass,  sondern  auch  die  Möglichkeil  eines  wissenschaft- 
lichen Betriebs  geboten  war.  Unter  der  meist  sorgfältigen  und  instrnetiven  Lei- 
tung dieser  .Männer  wurden  die  Arbeiten  von  einer  stark  besetzten  Gehülfenbank 
besorgt.  Ju  diesen  Geschäftszimmern  begann  der  vierzehnjährige  Lehrling  seine 
Berufsbildung  mit  Sehreil»  -  Handwerks-  und  Handlanger- Diensten  ,  und  ar- 
beitete sich  durch  alle  Stufen  derselben  bis  zudem  fachgeprüften  „Substituten" 
hindurch.  Im  günstigen  Fall  endete  sein  Gang  mit  dem  acade mischen  Studium. 
Diese  Einrichtung  halte  ihre  hauptsächliche  Schattenseite  darin ,  dass  hiebei  das 
häufig  schon  im  14ten  Lebensjahre  des  Schulers  unterbrochene  Sprachstudium 
nur  höchst  dürftige  Resultate  erreichte,  die  classischen  Studien  überhaupt,  so 
xxie  die  philosophischen  und  mathematischen  entweder  ganz  versäumt,  oder 
doch  nur  in  unregelmässigen  Neben-  oder  Nachlragsühungcu  betrieben  wurden. 
Zwar  gewährte  dieser  Bildungsgang  neben  einer  erhohlen  Gewandtheit  in  Auf- 
fassung und  Verarbeitung  auch  des  verwickellslen  factfcchen  Stoffes  häufig  auch 
einen  besser  an  das  Leben  sich  anschliessenden  Rechlslact  und  eine  natürlichere 
Richtung  in  Anwendung  des  Rechts;  allein  wo  es  auf  logische  Schärfe,  auf con- 
sequenle  Durchrührung  von  Grundsätzen,  auf  höhere  Anforderungen  an  Dar- 
stellung und  Ausdruck  ankam,  da  mussten  die  Folgen  einer  solchen  lücken- 
haften Ausbildung  mehr  oder  weniger  hervortreten. 

Der  hier  geschilderte  Bildungsgang  war  es,  welchen  auch  Bollcy  durch- 
machte, jedenfalls  die  Vorlheile,  welche  derselbe  erreichen  Hess,  in  vollem 
Maasse  erringend,  von  den  ausgehobenen  Nachtheilen  desselben  vermöge  seines 
ausgezeichneten  Talents  und  Meisscs  weniger  als  andere  betroffen.  Nachdem 
er  im  Schreibereifach  die  Hauptprüfung  rühmlich  erstanden  hatte,  bezog  er  im 
Jahre  1790.  die  Universität  Tübingen.  Er  hatte  das  Glück,  hier  in  dem  (1793. 
gestorbenen)  Professor  Hofacker  einen  ausgezeichneten  Lehrer  des  Civil- 
rechts  zu  linden.  Darüber,  dass  Bolley  auch  ein  ausgezeichneter  Schüler 
desselben  wurde,  ist  in  dem  heute  noch  hochgeschätzten ,  auch  in  den  grossem 
Kreisen  Deutschlands  w  ohlbekannten  Werke  Hofacker 's  —  Principia  jur. 
civilis  romano  germanici  —  Beurkundung  niedergelegt.  Nur  der  erste  Theil 
dieses  Werks  erschien  noch  zu  Lebzeiten  Hofacker's  (1788.);  die  Heraus- 
gabe des  zweiten  und  drillen  Theiles  desselben  bewerkstelligte  Prof.  Christ. 
Gmelin  nach  dem  von  Ho  facker  hinlerlassenen  —  übrigens  noch  nicht 
vollständig  zum  Druck  vorbereiteten  Manuscriptc.  In  der  Vorrede  zum  zweiten 
(1794.  erschienenen)  Theil  sagt  der  Herausgeber  Gmelin:  „Oper am  egregiatn 
tn  cnlligendis  redigendistjue  in  ordinetn  sustematis  metnbris  disjectis  praestitit 
vir  juvenis ,  //.  E.  F.  Bullet/,  tum  praeter  animi  candorem  et  inlegritatem 
vitaey  tum  propter  assiduam  ad  jus  cicile  applicatant  occupationem  etiam 
llofackero  nostro  carissimus.'1 

im  September  17M.  erstand  Bollcy  die  Fakultälsprüfung  mit  vorzüg- 
lichem Erfolg.  Bald  nach  seinem  Abgang  von  der  Universität  wurde  er  mit  der 
Amisschreiberstelle  in  Waiblingen  betraut  und  zwei  Jahre  später  auch  zur  Ad- 
vokatur ermächtigt  —  letzleres  ohne  die  sonst  vorgeschriebene  Prüfung,  deren 
Erlassung  er  hauptsächlich  seinen  vorzüglichen  academischen  Zeugnissen  zu 
verdanken  hatte.  Die  Stellung,  welche  Bolley  hier  einnahm,  war  nach  allen 
Theilen  geeiguet,  ihn  in  Beziehung  auf  Rechtswissenschaft  und  Rechlsauwen- 
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düng  der  Stufe  zuzuführen,  welche  er  später  erreichte.  Seine  amtlichen  Berufs- 
gcschäfte,  welche  nach  den  ohen  geschilderten  Einrichtungen  grossentheils  von 
Gehülfen  besorgt  werden  konnten,  nahmen  seine  Zeil  nur  sehr  müssig  in  An- 
spruch, und  gewährten  ihm  noch,  so  weit  sie  sein  selhstthäliges  Kingreifen 
durch  Beaufsichtigung  und  Leitung  erfoderten,  die  schönste  Gelegenheit,  sich 
die  Fälle  des  Lebens  für  seinen  wissenschaftlichen  Betrieb  nutzbar  zu  machen. 
Er  verband  hiemit  noch  eine  weitere,  ebenso  segensreich  für  Andere,  als  wohl 
auch  fordernd  für  sein  eigenes  Fortschreiten  gewordene  Wirksamkeit  durch 
förmliche  Uuterriehlseiiheilung  an  Zöglinge  und  Gehülfen.  Danebeu  wurde  für 
ihn  auch  die  Rechtspraxis,  welche  er  vermöge  seiner  Berechtigung  zur  Advo- 
katur neben  seinem  Amte  ausübte,  um  so  mehr  von  Bedeutung,  als  er  solche, 
vermöge  seiner  sonstigen  Verhältnisse  nicht  als  kleinlichles  Gewerbe  umzulreibcn 
im  Fall  war,  sondern  hiedurch  interessanteren  Fällen  und  Fragen  zugeführt 
wurde,  uud  sich  deren  Behandlung  in  einer  der  Wissenschaft  förderlichen  Weise 
widtneu  konnte,  wofür  die  Belege  in  seinen  früheren  Schriften  liegen,  wo  ins- 
besondere manche  aus  solchem  Anlass  verfasste  Gutachten  und  Abhandlungen 
sich  fiudeu.  So  wurde  der  ganze  Kreis ,  in  welchem  sich  Bollcy  bewegte,  für 
ihn  eine  reiche  Quelle  der  Forschung  und  des  Sammeins  für  seine  schrift- 
stellerische Thätigkeit,  welche,  wie  aus  dem  unten  hierüber  zu  erstattenden 
Bericht  zu  ersehen  ist,  mit  dem  Jahre  1800.  sich  eröffnete  uud  mit  einem  wenige 
Tage  vor  seinem  Tode  abgeschlossenen  und  zum  Druck  vorbereiteten  Werke 
schloss.  — 

In  den  bezeichneten  Berufsverhältnissen  blieb  Bolley  gegen  20  Jahre  lang, 
ohne  dass  ein  bemerkenswertes ,  hierauf  bezügliches  Ereigniss  auszuheben 
wäre.  Dass  ein  Mann  von  seinen  Eigenschaften  so  lange  nicut  zu  einem  grösse- 
ren Wirkungskreise  hervorgezogen  wurde,  darf  nicht  auffallen.  Hebendem, 
das"  damals  überhaupt  in  Württemberg  nicht  die  Zeiten  waren,  wo  eine  solche 
Berücksichtigung  zu  erwarten  gewesen  wäre,  stand  schon  der  Umstand  im  Weg, 
•  lass  Dienststellen ,  zu  welchen  Bolley  hätte  berufen  werden  können,  grosscu- 
theils  so  schlecht  dotirt  waren,  dass  ihm  hiemit  kein  Ersatz  für  das  von  ihm 
genosseue  Einkommen  hätte  gewährt  werden  können.  Auch  entsprach  seine 
Lage  so  ganz  seinen  Wünschen ,  dass  er  selbst  die  Aussichten,  welche  sich  ihm 
wirklich  zu  \crschicdencn  Malen  zu  einer  Veränderung  seiner  Stellung  darboten, 
unbeachtet  liess.  Erst  als  im  Jahre  1815.  in  Württemberg  der  grosse  Kampf 
begann,  um  Wiederherstellung  eines  verfassungsmässigen  Zustandes,  welcher 
von  aller  Zeit  her  bestanden  halle ,  aber  seit  einem  Jahrzehenl  beseitigt  war ,  trat 
Bolley,  als  von  dem  Oheramtsbezirk  Marbach  (Sch  i  I  ler's  Heimath)  gewählter 
Abgeordneter  auf  dem  grössern  Schauplatz  auf.  Es  galt  hiebei  der  Frage,  ob 
Württemberg  sein  altes  Recht,  welches  die  alten  Landeslheile  förmlich  vin- 
diciren  zu  dürfen  glaubten,  wieder  erhalten,  oder  eine  neue  zeitgemässe  Con- 
stitution ,  wofür  am  Ende  Günstiges  geboten  ward ,  annehmen  sollte.  Der  Streit 
wurde  mit  grosser  Kraft  und  t  heil  weise  mit  Heftigkeit  geführt.  Bolley  stand, 
wie  zu  erwarten  war,  mit  ganzem  Eifer  und  entschiedenem  Gewicht  auf  der  Seite 
des  al»en  Rechts,  überzeugte  sich  jedoch  später,  dass  man  über  dem  wohl- 
gemeinten Principiensireit  manches  Bessere  verloren  gehen  liess,  und  dass  es 
überhaupt  unpraktisch  war,  an  Grundlagen,  welche  sich  so  ganz  überlebt  hatten, 
fest  halten  zu  wollen,  und  sich  hiemit  der  Gefahr  auszusetzen,  dass  der  schon 
damals  durchleuchtenden  L'mschalTung  der  Gesetzgebung  und  des  ganzen  Staats- 
organismus vorausweg  das  Lebensprincip  abgeschnitten  werde.  Es  geschah 
auch  bald,  dass  an  diese  Umschaffung  Hand  angelegt  wurde,  wobei  Bolley 
eine  sehr  wesentlich  durchgreifende  Wirksamkeit  übte.  —  Im  Sommer  1818. 
wurde  eine  Kommission  zur  Organisation  der  untern  Verwaltungsslellen  im 
Departement  der  Justiz  und  des  Innern  bestellt  und  Bollcy  in  solche  berufen. 
Die  Thätigkeit  dieser  Commission  war  zunächst  auf  Organisation  der  Bezirks- 
ämter gerichtet.  Allein  die  hiebei  berührten  Verhältnisse,  besonders  der  neu 
aufgestellte  Grundsalz  der  Trennung  der  Justiz  und  der  Administration  (ein- 
schliesslich der  Polizei)  machten  auch  neue  gesetzliche  Bestimmungen  über  das 
Verfahren  der  neu  zu  constituirenden  Behörden  nölhig  und  führten  noch  auf 
manche  weiter  eingreifende  gesetzliche  Bestimmungen.  Bei  diesen  Schrillen 
entwickelte  Bolley  die  eiullussreichsle  Thätigkeit,  besonders  war  das  vierte 
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Organisationsedikt  vom  31.  Dez.  1818.,  wodurch  die  Grundsätze  des  Verfahrens 
für  die  Rechtspflege  durch  die  Orlsobrigkcitrn  und  Oberamtsgerichte  auf  den 
Grund  ganz  neuer  Principien ,  insbesondere  einer  ihcilwcisen  Annahme  der  In- 
struclious-Maxime  normirt  wurden,  hauptsächlich  sein  Werk.  Die  hiezu  er- 
schienenen „Bemerkungen  der  Referenten  bey  der  Organisations-Commission**, 
welche  —  obgleich  mit  ausdrücklicher  Verwahrung  gegen  eine  officielle  Bedeu- 
tung veröffentlicht  —  doch  als  die  Motive  des  Gesetzes  anzusehen  und  sowol  für 
die  Auffassung  und  Anwendung  desselben  von  Wichtigkeit,  als  auch  von  all- 
gemeinem legislativem  Interesse  sind ,  enthalten  nicht  blos  die  Beurkundung  der 
ernsten  und  umsichtigen  Behandlung  der  Aufgabe,  sondern  auch  besonders 
Belege  dafür,  dass  Bollcy  in  vorurtheilsfrcycn  Ansichten  und  energischen  Ent- 
schlüssen seiner  Zeit  vorangeeilt  war.  Aber  nicht  blos  durch  seine  Theilnahmc 
an  der  Schaffung  des  neuen  Werks  wurde  sein  Wirken  von  dem  wesentlichsten 
Einfluss  in  dieser  für  Württemberg  hochwichtigen  Sache,  sondern  er  blieb  auch 
für  die  Einführung  desselben  in  verschiedenen  Richtungen  thalig  —  diess  zu- 
nächst als  Mitglied  der  zur  Vollziehung  tler  neuen  Organisation  im  Marz  1810. 
niedergesetzten  Commission ,  sodann  aber  auch  und  besonders  durch  seine 
"Wirksamkeit  in  den  von  ihm  bekleideten  Dienststellen  und  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten.  Schon  im  Dez.  1818.  warder  Amtsschreiber  Bolley,  wel- 
cher bereits  seinem  bisherigen  Beruf  ganz  entzogen  und  mitten  in  Organisations- 
arbeiteu  begriffen  war,  unter  Vorbehalt  einer  anderwärligen  Anstellung  durch 
den  Rang  und  Charakter  eines  wirklichen  Obcr-Tribunal-Ralhs  ausgezeichnet 
worden.  Es  kann  wohl  nicht  bezweifelt  werden ,  dass  es  nur  von  ihm  abgehängt 
haben  würde,  diese  oder  eine  andere  hoher  gestellte  Dienststelle  wirklich  ein- 
zunehmen. Allein  es  war  sein  Wunsch,  das  neugeschaffene  Amt  eines  Bezirks- 
justiz-Beamten wenigstens  eine  Zeitlang  selbst  zu  führen,  wobei  ihm  wohl  haupt- 
sächlich der  Gedanke  motivirend  war,  dass  er  Pflicht  und  Ehre  nicht  besser  zu 
wahren  vermöge,  als  wenn  er  selbst  die  Probe  der  nach  den  damaligen  ungün- 
stigen Constellationen  nicht  ganz  ohne  Grund  bezweifelten  Lebensfähigkeit  der 
neuen  Schöpfung  durchführe.  Bolley  trat  daher,  als  die  neue  Aemter-Orga- 
nisation  ins  Leben  trat,  als  Oberamtsrichter  in  Waiblingen  selbst  ein.  Er  führte 
dieses ,  damals  freylich  noch  nicht  gerade  viel  beschäftigte  Amt  mehrere  Jahre  — 
neben  den  ihn  hauptsächlich  in  Anspruch  nehmenden  Organisalions- und  Geselz- 
gebungs-Arbciten  —  wie  kaum  bemerkt  werden  darf — in  ausgezeichneterweise. 

Nachdem  im  Jahr  1810.  Württemberg  seine  Verfassung  erhalten  halte,  trat 
im  Jan.  1820.  die  auf  deren  Grund  berufene  erste  Stände\ersammlung  zusam- 
men ,  in  welcher  auch  Bolley  als  gewählter  Abgeordneter  eine  wichtige  Stellung 
einnahm.  Er  konnte  hier  gleich  die  Verteidigung  des  lebhaft  angegriffenen 
neuen  Werks,  an  dem  er  so  nahen  Anlheil  hatte,  führen.  I  ngeachtet  solches 
mit  der  ganzen  Kraft  seiner  Intelligenz  und  Erfahrung  und  der  Wärme  einer  voll- 
kommen durchdrungenen  Ucberzeugung  geschah,  so  vermochte  er  doch  die 
neuen  Institutionen  und  insbesondere  diejenigen  Grundlagen  des  neuen  Process- 
verfahrens,  aufweiche  er  am  meisten  hielt,  —  möglichste  Beschränkung  der 
Schriftlichkeit  und  des  Eingreifens  der  Advokaten  —  nicht  zu  retten  ;  die  Regie- 
rung machte  in  diesen  und  andern  Punkten  den  Wünschen  der  Stände  in  dem 
Landtagsabschied  vom  30.  Juni  1821.  bedeutende  Conccssionen.  Uebrigens 
war  Bolley  bei  Durchführung  dieser  Correclioncn  abermals  thätig,  indem  er 
von  der  Regierung  zum  Mitglied  der  zu  diesem  Behuf  im  Sept.  1821.  nieder- 
gesetzten Commission  ernannt  wurde.  Auch  erhielt  er  die  Genugthuung,  später 
von  vielen  Seiten  anerkannt  zu  sehen,  dass  die  von  den  Ständen  geschehenen 
Schrille  in  den  meisten  Beziehungen  eben  nicht  zum  Bessern  führten. 

Ein  Zweig  der  neuen  organischen  Einrichtungen,  welcher  schon  bei  der 
Acmterorganisation  vom  Jahr  1818/10.  berührt  und  in  seinen  Hauptgrundsätzen 
festgestellt  wurde,  betraf  die  neue  Gestallung  des  Hülfsbeamlenwesens  (bisher 
unter  dem  Ausdruck:  Schreibereiwesen  begriffen),  wonach  den  Gemeinde- 
behörden für  die  schwierigeren  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  eigene 
Beamte  unter  dem  Titel :  Gerichts-  und  Amtsnolare  beigegeben  und  auch  für  die 
Üeihülfc  bei  Gcmeindcverwallungsgcschäften  neue  Einrichtungen  getroffen  wur- 
den. Bolley  übte  auch  bei  diesen  auf  die  Volkszusländc  besonders  tief  ein- 
greifenden Schrillen,  deren  Vollendung  unter  Schwierigkeiten  und  Hemmungen 
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ulier  Art  erst  mit  dem  Jahre  1826.  möglich  wurde,  den  wichtigsten  Einfluss 
und  erprobte  bei  diesem,  seinem  bisherigem  Beruf  so  nahe  liegenden  schwierigen 
Werk  eine  tief  gehende  Einsicht  und  bewundemswerthe  schallende  Kraft. 

Unmittelbar  an  die  umfangreiche  Wirksamkeit,  welche  Bolley  bei  der 
Aemler-Organisation  entwickelt  hatte,  schloss  sich  eine  weitere,  gleich  bedeu- 
tungsvolle bei  der  im  April  1825.  in  das  Leben  getretenen  und  durch  ein  weiteres 
Gesetz  vom  Mai  1828.  ergänzten  Gesetzgebung  im  Pfand-,  Prioritäls-  und  Eie- 
cutions- Wesen  und  deren  Einführung  an ,  bei  welcher  er  thcils  als  Mitglied  der 
Slandcversammlung,  theils  als  Mitglied  der  im  Juni  1825.  von  der  Regierung  be- 
stellten Hypolheken-Coinmission ,  theils  als  bei  den  Kammervcrhandlungen  auf- 
gestellter RegierungsCommissär  thätig  war. 

Wirft  man  einen  allgemeinen  Blick  auf  die  Leistungen  Bolley's  im  Fache 
der  Gesetzgebung,  so  lässt  sich  zwar  nicht  misskennen,  dass  ein  selbststän- 
diges Schaffen  legislativer  Bestimmungen  nicht  seine  Gabe  war.  Er  wusste  sich 
zu  wenig  auf  den  Standpunct  allgemeiner,  genau  abgegrenzter  und  abgerun- 
deter Grundsatze  zu  erheben;  seine  lebhafte  Phantasie,  verbunden  mit  einer  so 
reichen  Erfahrung,  führten  ihm  immer  Specialfragen  und  besondere  Falle  vor 
Augen,  von  welchen  er  sich  nicht  zu  trennen  vermochte;  auch  vermisst  man 
bei  Fassung  der  von  ihm  selbst  ausgegangenen  legislativen  Bestimmungen  die 
logische  Schärfe  und  Conscquenz  und  noch  mehr  die  Klarheit  und  Präcision  des 
Ausdrucks,  welche  so  wesentliche  Bedingungen  eines  Gesetzes  bilden.  Dass 
Bolley  hiebet  eine  Schuld  des  unregelmässigen  und  fragmentaren  Elementar- 
Bildungs-Gangs  büssen  musste,  welchen  er  durchlaufen  hatte,  erklärt  sich  aus 
dem  oben  hierüber  Bemerkten.  Desto  entschiedeneres  Anerkenntniss  verdienen 
diejenigen  seiner  Leistungen  im  Gesetzgebungsfach,  welche  auf  die  Herbei- 
schaffung,  Kritik  und  Verarbeitung  des  Gesetzes-Materials  gerichtet  waren.  Da- 
her kommt  es,  dass  dieselben  ihren  Höhepunkt  erst  dann  erreichten,  als  die  in 
das  Leben  getretene  Verfassung  eine  neue  Behandlungsweise  des  Gesetzgebungs- 
werks mit  einem  Zusammenwirken  verschiedener  Kräfte  herbeigeführt  hatte,  wo 
Bolley  gerade  in  den  zuletzt  ausgehobenen  Richtungen  Ausgezeichnetes  leistete. 
Dicss  gilt  denn  ganz  vorzüglich  von  der  in  diese  Periode  fallenden  Pfand-Gesetz- 
gebung. —  Dem  unmittelbaren  Wirken  bey  den  angeführten  organischen  und 
legislativen  Reformen  fügte  Bolley  noch  das  Verdienst  bey,  dass  er  denselben 
durch  seine  hierauf  gerichtete  höchst  fruchtbare  schriftstellerische  Tbäligkeit  den 
Weg  zu  einer  schnelleren  Auflassung  und  sichereren  Anwendung  bahnte,  ein 
Verdienst,  das  um  so  höher  anzuschlagen  ist,  als  man  sich  in  Württemberg 
etwas  schwer  in  Neues  zu  finden  und  zu  fügen  weiss. 

Inmitten  dieser  besondern  Funktionen  gieng  auch  in  der  ordentlichen  Be- 
rufsstellung Bolley's  eine  Aenderung  vor,  welche  für  ihn  und  sein  Vaterland 
von  grosser  Bedeutung  wurde.  Nachdem  er  schon  im  J.  1821.  als  stellvertre- 
tendes Mitglied  in  das  Oberlribunal  berufen  worden  war,  wurde  er  im  J.  1824. 
zum  ordeoll.  Mitglied  desselben  ernannt,  wo  er  seinen  Sitz  im  Civil-Senat  er- 
hielt. Dass  er  diesen  Beruf  mit  Ehren  ausfüllen  werde,  -daran  zweifelte  natür- 
lich Niemand;  aber  überraschend  waren  die  von  ihm  so  schnell  erreichten  Er- 
folge um  deswillen,  weil  es  bei  jedem  stehenden  Verein  gewöhnlich  einer  längern 
Zeitfrist  bedarf,  um  in  solchem  ein  entschiedenes  Gewicht  zu  erringen,  die 
Collegial-Vereine  in  Württemberg  aber  noch  überdiess  sich  regelmässig  aus  den 
Collegien  oder  auch  hie  und  da  durch  Land-Beamte  desselben  Departements  er- 
gänzen und  nur  selten  Zufluss  von  ausgezeichneten  Mitgliedern  des  Advokaten- 
standes,  noch  seltener  von  der  academischen  Lehrbank  aus  erhalten  —  Um- 
stände,, welche  leicht  eine  hierarchische  Abschliessung  und  Stabilität  herbei- 
führen ,  wodurch  das  lebensfrische  bewegliche  Eingreifen  B  o  1 1  e  y*s  hätte  Hem- 
mung erleiden  mögen.  —  Ohne  den  mächtigen  Hebel  der  Protektion ,  deren 
vielgeschlängelte  Gange  Bolley  nach  allen  Beziehungen  vollkommen  fremd 
waren,  wurde  ihm  im  Jahr  1830.  —  bei  dem  ersten  Erledigungsfall,  die  Stelle 
eines  Direktors,  im  Jahr  1833.  die  eines  Präsidenten  des  Obertribunals  über- 
tragen. —  Von  der  in  die  stummen  Wände  des  Gerichtssaals  eingeschlossenen 
Wirksamkeit  eines  Collegial-Mitglieds  und  Vorstands  bildet  sich  nicht  immer  uud 
bald  ein  richtiges  Bild.  Es  ist  solches  grossentheils  vou  den  Ansichten  und  Ur- 
theilen  der  Mitglieder  und  häufig  auch  der  Subalternen  des  bezüglichenCollegiums 
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selbst  abhängig.  Hierin  sind  oft  Elemente  der  Trübheit  oder  wenigstens  der 
Befangenheil  gelegen,  aus  welchen  einerseits  eine  ungerechte  llerabschäizung 
oder  Misskennung,  andererseits  ein  unverdienter  Nimbus  als  öffentliche  .Mei- 
nung hervorgehen  kann.  Bei  Bolley  konnte  ein  solcher  Fall  nicht  eintreten. 
Durch  seine  Schriften  und  durch  sein  wiederholtes  Auftreten  in  der  Kammer  war 
bereits  seine  Persönlichkeit  vollkommen  offengelegt.  Dieser  neue  Kreis  seiner 
Toätigkeit  halte  aber  auch  für  den  vielgeprüften  Mann  wieder  seine  eigenen  Seiten 
und  Schwierigkeiten.  Die  Stellung  in  einem  kleineren  Collegium  hängt  bekannt- 
lich keineswegs  blos  von  dem  Talent  und  der  Intelligenz  des  einzelnen  Mitglieds 
ab  ;  die  Erfolge  dieser  Gaben  und  das  wesentlichste  Moment  hiebet,  das  Gewicht 
des  Eintlusses,  ist  durch  ganz  andere  Eigenschaften  und  durch  manche  zufällige, 
ausser  dem  Individuum  gelegene  Conjuncturen  bedingt.  Ks  entschied  sich  je- 
doch die  öffentliche  Meinung  auf  das  Glänzendste  für  Bolley,  besonders  zu  der 
Zeit,  wo  er  als  Vorstand  funclionirtc  ,  und  zwar  waren  es  keineswegs ,  wie  dies 
sonst  in  solchen  Fullen  zu  geschehen  pflegt,  vorzugsweise  die  seinem  Wirkungs- 
kreise nahe  stehenden  Organe,  welche  die  Führer  dieser  Meinung  bildeten;  es 
war  eine  allgemeine  Stimme,  welche  besonders  durch  die  nächsten  Umgebungen 
des  Volks  —  oflenll.  Rechtsanwälte,  Beamte,  namentlich  die  Notare,  welche 
Bolley  durch  seine  Schriften  ganz  besonders  angezogen  hatte  —  hervorgerufen 
und  erhalleu  wurde,  und  zwar  in  einer  Weise,  dass  das  unbegränzle  Vertrauen, 
welches  die  höchste  Gerichtsstelle  damals  genoss,  fast  ganz  in  seiner  Person  Con- 
centrin schien.  Wirklich  liefert  auch  eine  nähere  Ansicht  der  damals  von  die- 
sem Gericht  ausgegangenen  Entscheidungen  und  ihrer  Begründung,  welche  lur 
den  ferne  Stehenden  fast  das  einzige Crilerium  in  der  Sache  abgeben  können,  den 
Beweis  eines  ausserordentlichen  Einflusses  dieses  eminenten  Mannes.  Es  trelen 
hiebei  eine  Vielseitigkeit  der  rechtlichen  Würdigung,  ein  Beichthum  des  rechts- 
wissenschaftlichen Materials,  eine  Kenntniss  der  Elemente  des  Rechtslebens 
und  eine  Tendenz,  dem  materiellen  Recht  Anerkenntniss  zu  verschaffen,  her- 
vor, welche  es  deutlich  erkennen  lassen,  dass  eine  besondere  Kraft  bei  den- 
selben einwirkte.  Man  hörle  und  hört  daher  häufig  die  Behauptung  aufstellen, 
dass  schon  die  Ansicht  einer  inmitten  einer  Sammlung  enthaltenen  Entscheidung 
erkennen  lasse,  ob  solche  unter  dem  Einfluss  Boll ey's  ergangen  sey.  Dennoch 
vei  lautete  nie,  dass  er  seinen  Einfluss  im  Gremium  des  Collegiums,  welchem 
er  vorstand,  in  einer  Art  geltend  gemacht  habe,  welche  irgend  Anstoss  erregt 
hätte,  wie  dies  auch  von  seinem  anspruchloscn  und  wohlwollenden  Wesen  gar 
nicht  zu  erwarten  und  bei  seiner  entschiedenen  Eminenz  in  der  Thal  auch  nicht 
nolhwendig  gewesen  wäre;  vielmehr  versichern  Kundige,  dass  er  ebenso,  wie 
ersieh  fern  von  dem  Anspruch  auf  lufallibilität  und  Geringschätzung  Anderer  zu 
halten  gewusst,  auch  stets  sich  des  hochachlungsvollslen  Vertrauens  und  der 
freundlichen  Ergebenheit  seiner  Collegeu,  sowie  der  subalternen  Diener  zu  er- 
freuen gehabt  habe. 

Während  Bolley  die  Präsidentenslelle  des  Obcrtribunals  bekleidete,  im 
Frühjahr  1833.,  wurde  er  nochmals  durch  eine  zu  einer  heftig  geführten  Parthei- 
sache gewordenen  Wahl  der  Residenzstadt  Stuttgart  in  die  Kammer  der  Abge- 
ordneten gerufen,  lehnte  jedoch  diese  Wahl,  weil  er  sich  nicht  in  solches  Par- 
teitreuen verwickeln  lassen  wollte,  ab. 

Im  Jahr  1836.  wurde  er  zwar  im  67stcn  Lebensjahre,  aber  noch  in  vollster 
Geistes-  und  Thatkräftigkeit  stehend  —  ohne  sein  Ansuchen  in  den  Pensions- 
stand versetzt.  Dieses  Ereigniss,  durch  besondere  nicht  hieher  gehörige  Um- 
stände herbei  geführt,  erregte  allgemeines  Bedauern,  welches  sich  in  einer 
Zuschrift  öffentlicher  Rechtsanwälle  auf  eine  für  ihn  höchst  ehrenvolle  Weise 
aussprach.  Wenige  Monate  nach  seiner  Pensionirung  wurde  ihm  von  der  Regie- 
rung der  Auftrag  zu  Bearbeitung  eines  Chil-Process-Gesetzes  erlheilt,  welcher 
Aufgabe  er  sich  bis  zum  Jahr  1841.  und  auch  von  da  an  bis  zum  Jahr  1844.,  wo 
die  Entwürfe  im  Druck  erschienen ,  noch  durch  Ueberbesserung  des  Bearbeiteten 
widmete.  Ausserdem  setzte  er  seine  Thätigkeit  theils  durch  schriftstellerische 
Arbeiten ,  theils  durch  Erstattung  von  Gutachten ,  um  welche  er  von  den  belhei- 
Jigten  Privaten  oder  auch  den  mit  deren  Angelegenheiten  beschäftigten  Beamten 
angegangen  wurde ,  fort. 
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Am  1.  April  1847.  traf  ihn  —  als  er  sich  eben  in  der  Kirche  zur  Vorberei- 
tung auf  den  Genuss  des  Nachtmahls  befand  —  ein  plötzlicher  schmerzloser  Tod, 

nachdem  ihn  seine  kräftige  Constitution  in  frühercu  Jahren  einer  ungestörten 
Gesuudheit  hatte  genicsseu  lassen  und  ihm  —  mit  Ausnahme  eines  ihn  vor 
einigen  Jahren  betroffenen,  nicht  bedeutenden  schlagartigen  Anfalls  —  bis  zu 
seinem  Ende  eine  von  den  Schwächen  des  Alters  nur  wenig  gestörte  Integrität 
erhalten  hatte. 

Leber  den  Charakter  Bolley's  siud  schon  im  Vorstehenden  sprechende 
Andeutungen  enthüllen.  Seine  Hechtlichkeil  und  Herzensgüte  fanden  iu  allen 
Lagen  seines  Lehens  das  ungethcilte  und  vollste  Auerkenntniss  und  er  verdankte 
solches  nicht  etwa  blus  dem  für  den  höher  Gestellten  so  leicht  zu  erringenden 
Verdienst,  deu  strengeu  Forderungen  des  Hechts  in  den  gewöhnlichen  Kreis- 
bewegungen, besonders  nach  uuteu,  Geltung  zu  geben  und  zu  verschaffen, 
sondern,  wie  allgemein  bekannt  ist,  vorzüglich  seinem  Auftreten  in  Fällen,  wo 
es  galt,  mit  eigener  Aufopferung  für  die  Sache  seiner  Leberzeugung  einzustehen. 
Statt  alles  Weiteren  möge  nur  noch  folgende  bezeichnende  Stelle  seines  in  einem 
Würlt.  Blatt  (Schwab.  Mercur  v.  1847.  Nr.  107.  u.  HKS.)  enthaltenen  kurzen 
Nekrologs  linden ,  wo  gesagt  ist :  ,,  Wenn  aber  auf  der  andern  Seite  gesagt  wer- 
den soll,  dass  er  öfters  für  Anderer  Meinung  weniger  zugänglich ,  in  Collisions- 
fällen empfindlicher  war,  dass  er  weltmännische  Formen  und  Förmlichkeiten 
weniger  beachtete,  so  darf  auch  nicht  verschwiegen  werden ,  dass  Nachtragen 
oder  gar  wissentliches  Lnrcchlthun,  der  innersten  Natur  seines  freundlichen  und 
guten  Herzens  widerstrebte;  dass  Formen  und  Förmlichkeiten  mit  seiner  arg- 
losen und  wohlwollenden  Aufrichtigkeit  sich  nicht  recht  vertrugen;  dass  Arbeit- 
samkeit, Nächstenliebe  und  Gottesfurcht  Hand  iu  Hand  bei  ihm  giengen." 

Bolley  stand  zweimal  —  beidemal  in  kinderloser  Ehe.  Auch  in  diesem 
Verhältniss  erprobte  er  die  Trefflichkeit  seines  Charakters  durch  manche  hier 
nicht  näher  zu  erörternde  Züge.  —  Dass  bei  ihm  auch  die  heutzutage  übliche 
Auszeichnung  durch  Ordcnseriheilung  nicht  ausblieb,  wird  kaum  der  Erwäh- 
nung bedürfen.  Er  wurde  im  Jahr  IS2I.  zum  Hitler,  im  Jahr  1832.  zum  Com- 
menthur  des  Würlt.  Kronordens  ernannt.  Es  muss  jedoch  bei  dieser  Gelegen- 
heil bemerkt  werden,  dass  Bolley  äussere  Ehrenvorzüge  als  etwas  höchst 
Gleichgültiges  aufnahm,  und  ihm  ein  hierauf  gelegtes  Gewicht  sogar  odios  war; 
er  konnte  durch  nichts  leichter  in  schlechte  Laune  versetzt  werden ,  als  wenn  ihm 
durch  eine  Betonung  derselben  eine  Artigkeit  gemacht  werden  wollte. 

Es  ist  nun  noch  ein  näherer  Blick  auf  die  schriftstellerische  Thätigkeit 
Bolley's  zu  werfen,  welche  so  tief  in  den  Beirieb  der  Hechtswissenschaft  ein- 
greift, dass  er  sich  hiedurch  ein  das  Andenken  an  seine  übrigen  Verdienste  wohl 
noch  lange  überdauerndes  Denkmal  gesetzt  hat.  Dieselbe  hat  mit  wenigen  Aus- 
nahmen die  charakteristische  Tendenz,  dass  sie  sich  ganz  an  das  Rechtslehen  an- 
schloss.  So  bildeten  sich  je  nach  deu  verschiedenen  Stadien  seiner  hauptsäch- 
lichen Berufsbestimmung  auch  verschiedene  Perioden  der  besondern  Richtung 
derselben.  Die  erste  derselben  halle  hauptsächlich  die  wissenschaftliche  Ausbil- 
dung derjenigen  Rechtsinstitute  zum  Gegenstand,  welche  dem  Würlt.  Recht 
eigen  oder  wenigstens  durch  eigentümliche  Bestimmungen  desselbeu  modifieirl 
und  bisher  von  der  Wissenschaft  grosscnlheils  ganz  vernachlässigt,  auch  viel- 
fach durch  die  Sünden  der  Praxis  in  das  Arge  gebracht  waren.  Die  zweite  der- 
selben war  vorzüglich  den  Schöpfungen  der  neuen  Gesetzgebung  gewidmet.  In 
beiden  Beziehungen  ist  als  hervorstechendes  Verdienst  Bolley's  auszuheben  — 
die  Sorgfalt  und  das  Glück,  womit  er  das  Eigentümliche  und  Neue  des  Württ. 
Rechts  an  die  fast  überall  subsidiär  geltend  gebliebenen  Gesetzesbestimmungen 
und  Lehrsälze  des  gemeinen  Rechts  anreihte  und  wodurch  er  nicht  nur  das  Stu- 
dium, sondern,  man  darf  es  wohl  sagen,  auch  die  Sache  des  Württ.  Rechts 
heraufzog.  Als  drille  Periode  lässt  sich  diejenige  bezeichnen ,  wo  seine  Pro- 
duktionen sich  thcils  den  Erscheinungen  der  Gerichtsprazis,  theils  —  und  zwar 
in  besonderer  mehr  wissenschaftlich  gehaltener  Form,  der  Vorbereitung  neuer 
Geselzgebungsschriltc  zuwendeten. 

Die  selbstständig  erschienenen  Schriften  Bolley's  sind: 

1)  Betrachtungen  über  verschiedene  UechUmaterien.  Stuttgart,  Erhard  t, 
1S0U.  (530  S.).    Es  sind  hier  I  i  Abhandlungen  niedergelegt,  welche  grossen- 
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thcils  die  Lehre  vom  Concurs-  und  damit  zusammenhiingende  Fragen  über  Pfand- 
recht, Vermögensrechte  der  Eheleute  u. s.w.  betreffen.  Diese  Materien  brach- 
ten es  mit  sich,  dass  hauptsächlich  Württ.  Recht  und  Fragen ,  welche  den  hie- 
nach  zu  behandelnden  Rechtsgeschäften  angehören,  abgehandelt  sind.  Inzwi- 
schen enthalten  diese  Abbandlungen  vielfache  interessante  und  gediegene  Aus- 
führungen über  das  gemeine  Recht,  auf  welches  das  Württ.  Recht  bei  einer 
gründlichen  Behandlung  fast  immer  führen  muss,  und  welches  in  einzelnen  Auf- 
sätzen, z.  B.  in  dem  gründlichen  Aufsatz  I.,  über  die  Frage,  in  wie  fern  aus  be- 
strittenen Forderungen  Zinsen  gefordert  werden  können ,  auch  ausschliesslich 
den  Gegenstand  der  Erörterung  bilden. 

2)  Das  Wichtig» te  von  den  Rechten  und  Verbindlichkeiten  Württ,  Bürger 
in  ihren  öffentlichen  und  Privatverhältnissen.  Ein  .Autzug  aus  den  Württ.  Ge- 
setzen zum  Gebrauch  jede»  Bürger»  und  besonders  der  Ortsvorsteher  bestimmt. 
1.  Aufl.  Tübingen,  Cotta,  1801.  (317  S.)  III.  stark  verm.  u.  verb.  Aufl.,  1810. 
(540  S.).  Es  ist  diese  Schrift,  besonders  in  ihrer  letzten  Auflage,  von  mehr 
Werth  für  die  Wissenschaft  selbst,  als  man  nach  dem  zu  bescheidenen  Titel 
schliessen  könnte  —  eine  durch  die  in  die  Noten  verwiesenen  Citate  der  bezüg- 
lichen Gesetze  vollständig  belegte  übersichtliche  Darstellung  in  compendiarischer 
Form. 

3)  Die  Lehre  von  öffentlichen  Unterpfändern  nach  röm.y  deut.  und  württ. 
Rechte.  Ebendaselbst,  181)2.  (350  s. ).  Eine  das  gemeine  ebenso  wie  das  Württ. 
Recht  sehr  gründlich  behandelnde  Monographie,  deren  Verdienstlichkeit  in 
grösseren  Kreisen  weniger  bekannt  geworden  zu  seyn  scheint,  als  sie  —  wenig- 
stens seiner  Zeit  —  verdient  hätte.  Es  ist  bei  derselben  ( wie  der  in  der  Vorrede 
sich  überhaupt  sehr  bescheiden  äussernde  Verfasser  natürlich  selbst  bemerkt  ) 
eine  wenig  bekannte  Dissertation  des  Pandectislen  Hofacker  benützt,  wobei 
aber  dem  Verdienste  des  Verfs.  selbst  genug  übrig  geblieben  ist. 

4)  Drei  und  dreissig  Aufsätze  über  Testamente,  Erbschafts-  und  andere 
Th eilungen besonders  Theilungsberechnungen ,  Gant  und  verwandte  Rechts- 
geschäfte. Für  Rechtsgelehrte  und  Schreiber.  Stuttg.,  Löfllund,  1808.  (452S.). 
Eine  Sammlung,  welche  schon  nach  Ausweis  des  Titels  vorzüglich  für  die  Praxis 
des  Württ.  Rechts  berechnet,  jedoch  auch  für  die  Behandlung  von  Theilungs- 
und  Gantsachen  in  allen  Ländern,  wo  die  Errungenschafls-Gesellschaflt  Gellung 
hat,  von  entschiedenem  Werth  ist,  dessen  Eigentümlichkeit  in  einer  vorzugs- 
weisen Berücksichtigung  der  für  den  Rechtsgelehrlen  wichtigen  und  ihm  doch 
selten  eigenen  handgrifflichen  Anordnung  der  einschlagenden  Rechtsgrundsätze 
besteht. 

5}  Theoretisch  praktische  Anweisung  zum  Verfahren  in  Strafsachen,  für 
alle,  welche  sich  mit  Untersuchungen  in  Strafsachen  beschäftigen,  besonders 
für  Justizbeamte  und  deren  Gehülfen.  Mit  e.  Anhang  über  die  für  den  Rechts- 
gelehrlen wichtigen  Krankheiten  der  Seele.  Ebendas.,  1809.  (446  S.).  Da  das 
Criminalrecht  Hollos Sache  entfernt  nicht  war,  und  er  nach  seinem  ganzen 
Gang  nicht  einmal  eine  längere  Einübung  im  Strafverfahren  halte,  so  wäre  es 
kaum  zu  begreifen,  wie  er  zu  der  gegenwärtigen  Schrift  kam,  wenn  nicht  be- 
hauptet worden  wäre,  dass  er  von  Oben  Anlass  erhalten  habe,  eine  solche  In- 
straelion  für  die  Beamten  zu  schreiben,  welche  damals  zu  Handhabung  der 
Strafgerechligkeilspflege  für  das  vergrösserte  und  neuorganisirte  Württemberg 
aufgestellt  worden  waren.  Die  Vorrede  enthält  Andeutungen ,  welche  diese  Be- 
hauptung nicht  unwahrscheinlich  erscheinen  lassen.  Sie  prädicirt  auch  das 
Werk  selbst  als  eine  blosse  Compilation,  welche,  da  Württemberg  damals  nur 
wenige  specielle  Gesetzes- Vorschriften  über  das  Criminalverfahren  hatte,  meist 
gemeinrechtliche  Grundsätze  begreift.  Die  Schrift  ist  übrigens  für  ihren  Zweck 
und  ihre  Zeit  nicht  ohne  Werth.  Der  praktische  Sinn  Bolley's,  womit  er  alles 
ergriff,  erprobte  sich  auch  hier  durch  die  originelle  Weise,  in  welcher  er  mit 
den  vorgetragenen  Grundsätzen  des  Verfahrens  die  kurz  hingestellten  Sätze, 
Gesetzes-  und  litlerarische  Nachweisungen,  über  die  hiebet  zu  beachtenden  Mo- 
mente der  rechtlichen  Würdigung  und  des  Beweises,  verband,  und  wenn  er  diese 
Behandlungsweise  gleichförmig  durchgeführt  hätte,  so  hätte  sich  diese  Schrift 
wirklich  ein  entschiedenes  Verdienst  erworben ,  indem  sie  dann  vielen  einer  sol- 
chen criminalislischcn  Fibel  bedürfenden  Tironen  jener  Zeit  ein  dos  Auflindeu 
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und  Festhalten  des  Fadens  der  Untersuchung  sehr  erleichterndes  Hülfsmittel 
gewährt  hätte. 

6)  Soll  das  Verfahren  nach  dem  IV.  Edicte  vom  31.  Debr.  1818.  in  seinen 
wesentlichsten  Theiten  wieder  auf  gehohen  werden  ?  Einige  Worte  über  den  V.  An- 
trag der  ständischen  Commission  wegen  Herstellung  der  Verhandlungs-Ma.titne 
v.  13.  Juni  1820.  Stulls,  Slcinkopf,  1821.  (;>0  S.).  Eine  kleine  Philippica, 
womit  Bolley  den  oben  berührten  Kampf  in  der  Sache  seines  von  den  Stauden 
angegriffenen  Process-Gesctzcs  auch  ausserhalb  der  Kammer  fortsetzte  —  eine 
Art  Appellation  au  das  grössere  Publicum. 

7)  Entwurf  einer  Instruction  für  die  Gerich  ts-Sotarien  im  Königr.  Würlt. 
Mit  Motiven.  Ebendas.,  1821.  (13t>  S.).    Als  Mitglied  «ler  Commission  zu  Or- 
ganisirung der  untern  Stellen  erhielt  Bolley  den  Auftrag,  eine  Amts-Instruction 
für  die  Gcrichts-Notare  zu  entwerfen,  welche  ein  wesentlich  einwirkendes  Ele- 
ment in  dem  Organismus  der  untern  Verwaltung  bilden  sollten,  aber  mehrere 
Jahre  spater  erst  in  etwas  veränderter  Gestalt  in  das  Leben  traten.    Der  Entwurf 
erhielt  die  Sanclion  mit  den  organischen  Edictcn  selbst  nicht,  hauptsächlich  weil 
er,  wie  Bolley  selbst  in  der  Vorrede  sagt,  zu  tief  in  die  Civilgesetzgebung  ein- 
griff und  aus  demselben  (i rund  konnte  er  sie  auch  später  nicht  erhallen.  Denn 
es  war  diese  sogenannte  Instruction  in  der  That  ein  Werk  geworden,  welches 
einen  kleinen  oder,  besonders  in  Beziehung  auf  die  ehelichen  Güterrechte  und 
das  Erbrecht,  in  rentre  trug.    Ist  es  auf  der  einen  Seite  auch  sehr  bedauerlich, 
dass  Bolley  hier  wie  anderwärts  der  Versuchung  nicht  widerstehen  konnte, 
dem  von  ihm  innig  ergriffenen  und  freylich  höchst  begründeten  Bedürfniss  der 
Reform  des  bestehenden  Bcehtszustandes  durch  ein  solches  gelegentliches  Ein- 
greifen einen  guten  Dienst  zu  erweisen,  und  hiedurch  das  Ganze  auf  das  Spiel 
setzte,  so  hat  doch  dieses  Werk  als  Vorbereitungsarbeit  für  künftige  Schritte 
der  Gesetzgebung  ebenso ,  wie  als  wissenschaftliches  Hülfsmittel  einen  grossen 
Werth  behalten. 

8)  Hemer  kungen  zu  dem  Pfandgesetze  und  den  damit  in  Verbindung  stehen- 
den Gesetzen  und  Vollziehung*  -  Verordnungen  im  Königreich  Württemberg.  I. 
u.U.  Bd.  Ebendas.,  1827.  III.  Bd.  1820.  (Zus.  1 410  S.).  Diese  drei  Bände 
bilden  den  Commentar  zum  Pfandgesetz  und  den  damit  zusammenhangenden  Ge- 
setzen und  Verordnungen.  Der  Text  der  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  nebst 
aiphabet.  Sachregistern  ist  in  2  besondern  Bänden  enthalten.  Das  Ganze  erschien 
unter  dem  Titel:  Das  Pfandgesetz  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Ge- 
setze, Verordnungen  u.s.  ic.  im  Königr.  WH rltemb.  Stufig.,  Steinkopf.  Dieser 
Commentar  kann  als  Werk  des  Lebens  Bo 1 1  cy's  bezeichnet  werden,  dessen  Be- 
deutung auch  ausserhalb  Württemberg  wohl  bekannt  und  anerkannt  worden  ist, 
und  bei  welchem  Bolley  seine  ausgezeichnete  Kraft  besonders  durch  die  Schnel- 
ligkeit erprobte,  mit  welcher  er  diese  —  so  tief  in  viele  andere  Materien  eingrei- 
fende, und  auch  mit  umfassender  Berücksichtigung  der  gemeinrechtlichen  Be- 
gründungsmomente und  Berührungspunkte  behandelte  Arbeit  neben  seinen  an- 
dern Berufsgeschäften  zu  Tage  förderte.  Die  2  ersten  Bde.  sind  neben  ihrer 
Hauptaufgabe  darauf  gerichtet,  die  Unvollkommenheiten  der  neuen  Gesetz- 
gebung herauszustellen  und  Grundlagen  für  ihre  Ausbesserung  und  Ergänzung 
zu  liefern  und  wurden  so  die  Hauptquelle  der  Nachtrags-Gesetzgebung  von  1328., 
welcher  sofort  der  dritte  Band  gewidmet  ist. 

9)  Hauptsätze  der  Württemb.  Gesetze  it.  Verordnungen  von  den  J.  1825/28., 
das  Pfandwesen,  da*  E.reculions-  Verfahren,  die  Ordnung  der  Gläubiger  im  Con- 
enrse,  das  Vormundschaf 'tsteesen  u.  die  Sotariatsgeschäfte  betreffend.  Zum 
allgemeinen  Gebrauche ,  besonders  aber  für  die  Gemeinderothe,  Waisengerichte 
u.  Kotare.  Ebendas.,  1820.  (88  S.).  Eine  kurze,  auch  formell  sehr  gelungene 
compendiarischc  Darstellung  der  neuen  Gesetzgebung  in  den  bezeichnelei 
ehern,  welche  für  das  Ergreifen  der  zersplitterten  und  auch  sonst  schwer 
wältigenden  Masse  höchst  nützlich  wurde,  und  Jedem,  welcher  auf  kürze« 
Weg  eine  übersichtliche  Kenntniss  dieser  Gesetzgebung  erhalten  will 
ein p fehlen  ist. 

10)  Vermischte  juristische  Aufsätze  mit  Erkenntnissen  und  Gemeinbeschei- 
dendes Cimt-Senats  des  K.  Wiirtt.  Obertribunals.  I.Bd.  Ebend.,1831.  (4559.). 
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Erörterungen  über  Rechtsfragen  und  Rechtsfällc  gegeben,  welche  ebenso  wich- 
tige Materien  betreffen ,  als  sie  die  gründlichsten  und  interessantesten  Ausfüh- 
rungen enthalten.  Die  Fortsetzung  bearbeitete  und  vollendete  Bolley  unmittel- 
bar vor  seinem  Tode.  Sic  soll  27  Aufsätze  über  verschiedene  Gesetzgebungs- 
fragen und  Rechts-Materien  enthalten. 

I J)  Entwürfe  von  Gesetzen  für  das  Königr.  Württemberg ,  betreffend  a)  die 
Bildung  von  Extrajudicial-Senaten  bei  den  hohem  Gerichten  ;  b)  das  Ifupot he- 
ll cnwesen  der  Exet/t len  und  verwandte  Gegenstände ;  c)  einige  allgemeine  Be- 
stimmungen des  Pfandgesetzes  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden  Gesetze; 
d)  die  Verträge  über  Erbschaften  und  über  Ehererträge  ;  mit  Motiven  und  einem 
doppelten  Anhange.  Kbendas.,  1835.  (415  S.).    Der  erste  dieser  Entwürfe  be- 
trafeine Idee  Bolley's  über  eine  etwas  veränderte  Organisation  der  hohem  Ge- 
richte für  die  unstreitigen  Gerichtsverhandlungen,   welche  wohl  schwerlich  je 
zur  Ausführung  kommen  wird.    Der  zweite  soll  ein  Zusalzgesetz  zu  den  allge- 
meinen Gesetzen  im  Pfand- u.  s.w.  Wesen  bilden,  welches,  da  die  besondern 
Verhältnisse  der  Güter  derExcmten,  insbesondere  der  Lehens- und  Fidcicmnmiss- 
Neius  vielfache  Eigentümlichkeiten  in  Beziehung  auf  Verpfandung,  Eiccution 
und  Concurs  herbeiführen ,  worüber  in  jenen  allgemeinen  Gesetzen  keine  naher 
ausgeführte  Bestimmungen  getroffen  sind  ,  allerdings  ein  dringendes  Bedürfniss 
ist  und  längst  ein  Gegenstand  manchfacher  Anregung  und  wirklicher  Schrille 
wurde,  ohne  dass  ein  Erfolg  zu  erreichen  war;  der  dritte  Entwurf  beschäftigt 
sich  mit  einigen  Correktionen  der  allgemeinen  Gesetze  im  Pfand-  und  Concurs- 
wesen.  Die  drei  ersten  sind  vorzugsweise  Bol  ley's  Werk ;  der  vierte  kam  unter 
seiner  besondern  Einwirkung  zu  Stand.    Der  zweite  und  vierte  verdienen  als 
tre/IIiche  Vorarbeiten  für  künftige  Schritte  der  Gesetzgebung  und  die  Motive  zu 
denselben  als  nutzbringende  Hülfsmittel  für  Studium  und  Praxis  volles  Aner- 
kenntniss ;  allein  zur  Lebensfähigkeil  fehlte  diesen ,  wie  den  meisten  legislativen 
Arbeiten  Bolley's  vorzüglich  das,  dass  sie  das  rechte  Maass  und  deu  rechten 
Ton  einer  blos  fragmentaren  Correktiv-Gesetzgebung  nicht  gut  getroffen  hatten. 

1 2)  Entwürfe  und  Anträge  zu  einer  umfassenden  Citil-Gerichts-  u.  Process- 
Ordnung für  das  Königr.  Württemb.y  nebst  e.  Anhange:  weitere  Entwürfe  ent- 
haltend. Ebendas.,  1844.  2  Bde.  (752  u.  693  S.).  [Recensirl  in  diesen  Krit. 
Jahrbüchern  1845.  S.  986. ff.]  Dass  dieses  Werk  nicht  als  wirkliche  Grundlage 
eines  Gesetzes  benützt  werden  kann,  ergibt  sich  schon  bei  Ansicht  seines  L'm- 
fanges  und  seiner  Form;  es  bildet  vielmehr  ein  Convolut  von  Sätzen,  aus  wH 
eben  Gesetzes -Bestimmungen,  Instruction,  ein  Compendium  und  ein  Com- 
inentar  herauszusondern  wären;  dagegen  enthält  dasselbe  eine  reiche  Fundgrube 
für  eine  künftige  Gesetzgebung  und  wissenschaftliche  Forschung.  Sehr  zu  be- 
dauern ist  übrigens,  dass  der  Verf.  hiebei  nicht  eine  andere  Form  der  Darstel- 
lung wählte.  Seine  Sätze  sind  natürlich  sehr  häutig  ganz  oder  (heil  weise  auf  die 
Grundlagen  der  bestehenden  Gesetze,  auf  andere  neue  Proccssordnungen ,  auf 
Grundsätze  der  Theorie  und  auf  literarische  Autoritäten  gebaut.  Hätte  nun  der 
Verf.  das  auf  solche  Weise  Erhaltene  mit  den  Belegen  der  bezüglichen  Quellen 
versehen,  so  würde  das  Werk  zugleich  ein  ausgezeichnetes  Hülfsmittel  für  die 
Praxis  geworden  sein. 

13)  Ueber  Vermögens-  Uehergahen  und  Gutsablrctungen.  Anträge  zu  einem 
umfassenden  Gesetz  über  diesen  hochwichtigen  Gegenstand  mit  deren  Begrün- 
dung. Ebendas.,  1844.  (44S.)  [Angezeigt  in  diesen  Jahrb.  1846.  S.  1024. ff.]  In 
dieser  kleinen  Schrift  hat  der  Verf.  eine  allerdings  sehr  beachtenswerte  Grund- 
lage für  ein  künftiges  Gesetz  über  die  in  Frage  stehende  Materie  und  einen  Bei- 
trag für  die  Auffassung  und  Anwendung  der  einschlagenden  Grundsätze  gelie- 
fert, welcher  besonders  um  deswillen  erwünscht  sein  muss,  weil  die  abgehan- 
delten Rechtsgeschäfte  sehr  häufig  vorkommen  und  von  der  Gesetzgebung  und 
Theorie  viel  zu  wenig  Beachtung  fanden.  Allein  erschöpft  ist  die  Aufgabe  weder 
in  der  einen  noch  in  der  andern  Beziehung. 

14)  Beitrag  zu  der  Lehre,  von  den  correspektiven  Testamenten  der  Eheleute. 
Mit  einem  Anhang  von  Berichtigungen  und 'Ausätzen  zu  des  Verf S.Entwurf  seiner 
Civil-Process-Ordnung.  Ebendas.,  1846.  (44u.8S.)  [Angezeigt  in  diesen  Jahrb. 
1847.  S.  80. ff.]  Eine  Abhandlung,  welche  es  nach  Form  und  Inhalt  zweifelhaft 
I  isst,  ob  hiemit  die  Vorbereitung  legislativer  Schritte  oder  die  Erörterung  der 
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Materie  nach  dem  besiehenden  Reehl  vorzugsweise  beabsichtigt  wurde.  Auch 
hier  erprobten  sich  noch  die  Kenntnisse  und  die  Lebendigkeit  der  praktischen 
Auschauung  des  Vcrfs.;  aber  sichtlich  hatte  den  würdigen  Mann  die  alte  Kraft 
etwas  verlassen.  Die  Darslellungsweise  lässt  Vieles  zu  wünschen  übrig  und  auch 
deu  materiellen  Ausführungen  fehlt  die  Vielseitigkeit  uud  Tiefe,  welche  sonst 
die  Arbeiten  des  Verfs  bezeichneten. 

Ausser  diesen  selbständig  erschienenen  Schriften  hat  Bolley  durch  eine 
grosse  Anzahl  prüderer  und  kleinerer  Ausführungen,  weichein  Zeilschriften, 
besonders  Würtlembergschcn ,  erschienen  sind,  eine  rege  Thätigkeit  entfallet, 
welche  für  sein  Vaterland  von  um  so  wohlthätigerem  Einflüsse  wurde,  als  er  sich 
hiebet  fast  immer  solchen  Fragen  und  Materien  zuwandte,  auf  welche  ein  prak- 
tisches Bedürfniss  führte.  Schon  in  früheren  Jahren  waren  einzelne  Aufsätze 
von  ihm  in  den  damals  spärlich  erscheinenden  Zeilschriften  (dem  älteren  juri- 
dischen Archiv  und  dem  Magazin  fürSchreiber)  zu  lesen.  Inden  von  Hofacker 
herausg.  Jahrbüchern  der  Gesetzgebung  u.  Rechtspflege  im  Küuigr.  Württemb., 
von  welchen  von  1325 — 1834.  4  Bde  erschienen ,  finden  sich  (im  III.  u.  IV.  Bd.) 
mehrere  gediegene  Aufsätze  desselben.  Besonders  thätig  war  seine  Theilnahmc 
an  der  seit  1837.  von  A.  Sar  wey  herausgegebenen  Monatschrift  für  die  Justiz- 
pflege in  Württemb.  Fast  jeder  der  bis  jetzt  erschienenen  12  Bände  dieser  Zeil- 
schrift enthält  eine  oder  mehrere  Abhandlungen  oder  kleinere  Erörterungen  und 
namentlich  Rechtsfälle,  welche  Bolley  ganz  besonders  interessant  darzustellen 
und  zu  Ausführungen  von  wissenschaftlichem  Werth  auszuspinnen  verstand, 
wobei  er  besonders  eine  eigenthümliche  Gabe  erprobte,  bei  gegebenen  Fällen  und 
Fragen  alle  wissenschaftliche  Berührungspunkte  aufzufinden  und  zu  benützen, 
zugleich  aber  wieder  hieraus  für  die  Wissenschaft  selbst  Resultate  zu  ziehen.  — 
Auch  diesen  Kritischen  Jahrbüchern  hat  er  seine  Thätigkeit  zugewendet;  s.  na- 
mentlich den  Jahrg.  1838.  S.  138.  ff. 

Wirft  man  noch  einen  allgemeinen  Blick  auf  die  vielen  schriftstellerischen 
Arbeilen  ßolley's,  so  ergibt  sich,  dass  es  keineswegs  blos  einzelne  Fächer 
waren,  in  welchen  er  sich  vorzugsweise  bewegt  und  seine  Stärke  erlangt  hätte, 
dass  er  ferner  die  Erfolge  seiner  Leistungen ,  nicht  der  Gewandtheit,  sich  Andern 
geschickt  auf  die  Schultern  zu  stellen,  zu  verdanken  hat,  sondern  solche  durchaus 
das  Resultat  eigenen  Scharfnnns  und  unermüdlicher  Forschung  sind,  und  dass 
ihm  eine  Kenntniss  der  Gesetze  und  der  Theorie  —  besonders  was  das  röm.  und 
württemb.  Recht  betrifft,  zu  Gebot  stand ,  wie  sie  wohl  schwerlich  anderswo,  als 
auf  dem  Katheder  anzutreffeu  ist.  Seine  Darslellungsweise,  obgleich,  wie  schon 
bezüglich  seiner  legislativen  Arbeiten  bemerkt  wurde,  hie  und  da  der  Schärfe 
und  Klarheit  ermangelnd,  hat  nichts  deslo  weniger  durch  ihre  Frische  und  Le- 
bendigkeit eine  Anziehungskraft,  welche  sich  auf  das  Entschiedenste  bewährte. 
Noch  nie  hat  in  Württemberg  ein  Schriftsteller  eine  so  umfassende  Autorität  er- 
langt wie  Bolley.  Seine  Schriften  sind  hier  zum  wahren  Gemeingut  geworden, 
welches  zu  benützen,  von  dem  sein  Collegicnheft  vorbereitenden  academischen 
Lehrer  bis  zum  Scribentcn  herab ,  der  bei  Fertigung  seiner  Theilungen ,  Verwei- 
sungen u.  s.  w.  Rath  sucht,  Jeder  täglich  in  den  Fall  kommt. 
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I.  Recensionen. 

Das  Criflrinalrcclit  der  Römer  von  Romalas  bis  auf  Justinianus. 
Ein  Rülfsbuch  zur  Erklärung  der  Classiker  und  der  Bechlsqucllen 
Für  Philologen  und  Juristen  nach  den  (Quellen  bearbeitet  von  Pro- 
fessor JDr.  Wilhelm  Rein.  Leipzig,  Köhler,  184  4.  XXII  u. 
936  S.  gr.8.    (U  Thlr.) 

Recensiri 
von 

Herrn  Geh.  Justizrath  u.  Prof.  Ißr.  Abcgsj  zu  Breslau. 

Das  römische  Strafrecht,  dem  einst  die  wiedererwachte  philo- 
logische Wissenschaft  und  das  Studium  des  classischen  Allcrthums 
ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet  hallen,  ist  später  eine  lange  Zeil 
hindurch  im  Dienst  des  praktischen,  gemeinen  Slrafrechts  bearbeitet 
worden,  für  welches  dasselbe  als  eine  der  Quellen  und  aushelfende 
Lehre  in  Betracht  kam.  Wie  a  icl  selbst  eine  solche  bcsebränklc 
Auf!  assung  zu  Förderung  der  Bearbeitung  beizutragen  vermochte,  ist 
um  so  weniger  zu  verkennen,  da  jene  für  sich  kein  fliodernill  einer 
umfassenden  Würdigung  war  und  nicht  ungünstige  Ergehnisse  vor- 
lagen. Dennoch  konnte  die  Darstellung  und  Benutzung  des  römischen 
Slrafrechts,  fast  nur  für  den  Zweck  der  Anwendung  in  unsern  Gerich- 
ten, nicht  verfehlen,  Nachtheile  mit  sich  zu  führen,  die  gegen  jene 
relativen  Vortheile  überwiegend  waren.  Man  halte  es  nur  mit  dem 
römischen  Rechte  in  seiner  letzten  Gestalt  zu  thun,  die  zwar,  um 
richtig  erkannt  zu  werden,  eine  geschichtliche  Behandlung  voraus- 
setzte, welche  man  aber  für  den  unmittelbar  praktischen  Zweck  ent- 
behren zu  können  glaubte;  man  nahm  nur  so  viel  auf,  als  durch  die 
Bestimmung  einer  subsidiären  Geltung  geboten  wurde,  und  leistete 
Verzieht  auf  eine  das  ganze  System  umfassende  zusammenhängende 
Darstellung.  Wenn  man  dennoch  hie  und  da  weiter  ging,  und  den 
Gegenstand  auf  eine  vom  nächsten  praklischen  Bedürfnisse  unabhän- 
gige Weise  behandelte,  so  geschah  diess  doch  am  wenigsten  von  den 
Krit.  Jahib.  f.  Deut.  BW.  Jahrg.XI.  H.V1I1.  43 
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Juristen,  oder  doch  nur  von  denen,  die  auf  die  Bezeichnung  der  ele- 
ganten Anspruch  machten.  Das  ist  nun  seit  einigen  Jahrzehnten 
besser  geworden;  die  Geschichte  des  römischen  Strafrechts  und  Ver- 
fahrens, obschon  noch  immer  nicht  in  dem  Grade  Gegenstand  der 

Bearbeitung,  wie  diejenige  des  Civilreehts,  ist  in  einzelnen  Tlieilen 
und  Lehren  mit  Liebe  und  Erfolg  behandelt  worden.  Es  ist  dicss 
zunächst  dein  Einflnss  der  s,  g.  historischen  Methode  und  Schule  zu 
verdanken,  deren  Princip  notlnvendig  sich  auch  fiir  dieses,  längere 
Zeil  vernachlässigte  Gebiet  geltend  machen  musstc:  feiner  dem  wie- 
der erwachten  philologischen  Studium,  bei  der  Anerkennung,  dass 
es  sich  hier  nicht  blos  um  Spraehkundc,  Grammatik  und  Kritik  bandle, 
sondern  um  die  Gedankenwelt,  die  uns  die  Classiker  eröffnen,  um 
den  ganzen  Beiehthum  der  Bildung  einer  Zeit  und  eines  Volkes,  wel- 
che, auch  von  der  nahen  Beziehung,  die  zwischen  ihr  und  der  ger- 
manischen, überhaupt  mittelalterlichen  Bildung  obwaltet,  abgesehen, 
es  verdiente  um  ihrer  selbst  willen  kennen  gelernt  zu  werden;  ja 
auch  die  philosophische  Methode  und  Schule  (wenn  es  erlaubt  ist, 
jetzt  noch  Partheibezeichnungen  zu  gebrauchen,  die  einem  bereits 
vorübergegangenen  Standpunkte  angeboren)  darf  als  eine  begünsti- 
gende genannt  werden.  Der  Vorwurf,  als  ob  diese  einer  geschicht- 
lichen Auffassung  desBcchls  entgegen  wäre,  wird  jetzt  kaum  mehr  im 
Ernste  ausgesprochen  werden  —  er  mag  in  einer  Zeit  der  Gegen- 
sätze in  mehr  persönlichem  Sinne  und  mit  Bücksiebt  auf  Individuen 
gegründet  gewesen  seyn;  für  die  Methode  selbst  war  er  es  so  wenig, 
als  die  Entgegensetzung  jener  s.  g.  Methoden  es  in  einem  andern 
Sinn  als  in  dem  war,  dass  es  nothwendige  im  Begriff  der  Sache  lie- 
gende Unterschiede  seyen.  Wenn  irgendwo  die  geschichtliche  Auf- 
fassung, die  Betrachtung  irgend  einer  geistigen  Entwicklung  —  also 
auch  der  sittlichen  und  rechtlichen  —  als  eine  wahrhaft  nothwendige 
begriffen  werden  kann  und  muss,  so  ist  es  in  der  Philosophie,  und 
wiederum  würde  die  Geschichte,  ohne  die  Anerkennung,  dass  sie  es 
mit  Begriffen  und  Gedanken  und  nicht  blos  mit  äusserlich  an  einander 
gereihten  Begebenheiten  zu  thun  hätte,  ihrem  Bcgrilfe  und  ihrer 
eigentlichen  Aufgabe  nicht  entsprechen.  Ich  habe  dicss  schon  sonst 
ausgeführt  und  will  es  hier  nur  kurz  in  Erinnerung  bringen.  Es  wür- 
den sich  Geschichte  und  Philosophie  begegnen  und  auf  ein  Ziel  hin— 
arbeilen,  auch  für  die  Bechlsbegründung  zum  Zweck  einer  Grundlage 
fiir  das  Vcrständniss  und  die  Anwendung  des  Gegebenen  —  und  in 
der  Tbat  kommt  dicss  uns  jetzt  zu  Stallen.     Aber  in  noch  höhorm 
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eines  Volkes,  als  einen  Thcil  seiner  Sittengeschichte  und  diese  seihst 
wieder  als  eine  Stufe  in  der  Gesammtcntwicklung  der  V  ölker,  nach 
dem  Gesetze  eines  innern  Zusammenhanges  zu  würdigen  gelernt  hat. 
Alan  will  dem  gemeinen  Strafrechte,  welches  in  unserer  Zeit 

nach  allen  Seiten  und  Bedeutungen  beschränkt  erscheinl,  die  Geltung 
und  das  Daseyn  in  noch  grüsserm  Maasse  streitig  machen,  als  ich  es 
zugestehen  möchte.  So  wird  denn  auch  das  römische  Slrafrccht,  in 
so  fern  es  für  jenes  als  Quelle  und  Nülfsmittcl  in  Betracht  kommt, 
immer  mehr  von  seinem  praktischen  Wcrlh  cinhiissen  und  das  grado 
in  einer  Periode,  wo  dessen  Kenntniss  für  uns  eine  geläuterte  und 
reichere  ist.  Wir  wollen  dicss  nicht  heklagcn,  wenn  die  neuern 
Slrafgesctzgebungcn  durch  ihren  Gehalt  und  durch  ein  vollständiges 
Erfüllen  der  Forderungen  der  Zeit  jenes  Ergchniss  herh  ei  führen :  wer 
sollte  nicht  gern  den  theoretischen  Gcnuss  aufopfern  oder  einem  an- 
dern Gehiete  zuweisen,  wenn  es  gelungen  wäre  ein  vaterländisches 
sclbstsländiges  Slrafrccht  herzustellen,  wo  der  Geist,  der  in  den 
frühem  Rechten  waltete,  so  weit  er  noch  lebt  und  fortcrhalten  zu 
werden  durch  sein  Lehen  eine  Berechtigung  hat,  in  einer  andern 
verjüngten  Form  und  in  unmittelbarer  Durchdringung  der  Gestaltun- 
gen der  Jetztzeit  sich  behauptet? 

Es  ist  möglich,  ja  wahrscheinlich,  dass  die  längst  erstrebte 
vollendelere  Darstellung  des  Entwicklungsganges  und  Systems  des  rö- 
mischen Strafrechls  in  eine  Periode  falle,  wo  von  demselben  ein 
praktischer  Gebrauch  nicht  mehr  gemacht  und  der  Gegenstand  der 
Geschichte  übergeben  wird.  Für  jetzt  ist  dicss,  ohncrachtet  der 
Thäligkeit  der  Codification ,  noch  nicht  der  Fall.  Wir  können  das 
römische  Recht  noch  nicht  entbehren,  und  sind  darauf  angewiesen, 
aus  diesem  Schatze  der  Belehrung  noch  immer  zu  schöpfen.  Aber, 
wenn  es  einst  dahin  kommt,  so  wird  nicht  minder  das  römische  Straf- 
recht ein  belohnender  Gegenstand  des  Studiums  bleiben;  ja  es  wird 
diess  um  so  mehr  sich  zeigen,  je  selbstständigcr  und  —  im  Verhält- 
niss  zu  dem  noch  sich  behauptenden  Gesichtspunkte  des  Nutzens  für 
die  praktische  Rechtswissenschaft — je  unintcrcssirlcr  die  Behandlung 
seyn  wird,  die  in  ihrem  Gegenstande  zugleich  ihre  Befriedigung  und 
ihr  Ziel  findet. 

Einen  solchen  Standpunkt  muss  aber,  wie  es  längst  hätte  ge- 
schehen sollen,  jetzt  wenigstens  jede  Bearbeitung  des  römischen 
Strafrechls  annehmen,  d.  h.  es  muss  dieses  für  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  sein  Verhällniss  zu  den  übrigen  Quellen  des  gemeinen  Strafrechts 
dargestellt  werden.     Die  Frage,  was  für  unser  heutiges  Recht  noch 

43* 


fd  by  Google 


676  Rein,  Das  Crimiaalrecht  der  Römer. 

anwendbar,  und -nie  dieses  mit  den  Grundsätzen  und  Vorschriften  des 
letztem  in  Übereinstimmung  zu  setzen  sey,  erwartet  ihre  Beantwor- 
tung nicht  im  Gebiete  des  römischen,  sondern  derDogmatik  des  ein- 
heimischen Rechts.  Aber  dieser  muss  es  zu  Statten  kommen,  wenn 
der  von  dem  praktischen  Rechte  aurzunehmende  Inhalt  aus  einer  reinen 
Betrachtung  des  römischen  Rechts  und  auf  geschichtlichem  Wege  ge- 
wonnen worden  ist. 

Nach  der  Vorrede  des  vorliegenden  Werkes  zu  scMiessen,  dessen 
Anzeige  ich  durch  die  Angabc  meiner  Ansicht  einleiten  zu  sollen 
glaubte,  befindet  sich  der  Verf.  auf  diesem  Standpunkte  und  er  hat 
von  ihm  aus  seine  Studien  gemacht.   Es  war  diess  wohl  zu  erwarten, 
wenn  in  unserer  Zeit  eine  geschichtliche  Darstellung  des  oft  gedach- 
ten Gegenstandes,  und  zwar  von  einem  Philologen,  unternommen 
würde.    Der  Verf.,  dem  wir  ein  Werk  verdanken,  das  eine  bisher 
häufig  wahrgenommene  Lücke  in  der  Literatur  ausfüllt,  giebt  das- 
selbe anspruchlos,  indem  er  thcils  den  Leistungen  und  Beilritgen  An- 
derer, die  er  überall  benutzt  und  nahmhafl  gemacht  hat,  Gerechtig- 
keit widerfahren  lässt,    theils  es  anerkennt,    wie  viel  Vorarbeiten 
noch  erforderlich  seyen,  bevor  die  Aufgabe  auf  eine  befriedigende 
Weise  gelöst  werden  könne.    Gestehen  w  ir  jedoch  sogleich  zu,  dass 
sie  durch  dieses  Werk  der  Vollendung  bedeutend  nähergebracht  sey. 
Und  wenn  auch  (S.  Vi.)  des  Verfs.  Absicht  „nicht  war,  ciue  vollen- 
dete und  erschöpfende,  innig  zusammenhängende  Darstellung  des  rö- 
mischen Strafrechts  nach  den  Forderungen  und  nach  dem  Standpunkte 
der  heutigen  Wissenschaft  zu  geben u  —    sondern  eiue  Darstellung 
des  Röm.  Criminalrechts,  so  weit  dasselbe  jetzt  aus  den  erhaltenen 
Quellen  und  aus  den  neuesten  Forschungen  zusammengesetzt  weiden 
kann"  —  so  wollen  wir  diese  Aeusscrung  nicht  in  einem  ihm  ungün- 
stigen Sinn,  sondern  auf  das  Geleistete  blickend,  dieses  bereitwillig 
nehmen.    Es  versieht  sich,  dass  die  Arbeil  für  den  gegebenen  Zweck 
eine  gemeinsame  der  Philologen  und  Juristen  sey,  wie  denn  auch 
Beide  ihre  Beiträge  dazu  früher  und  später  geliefert.    Für  die  Zu- 
sammenfassung der  Ergebnisse,  wie  sie  ein  Compendium  für  eine  be- 
stimmte Zeit  zu  gewähren  bestimmt  ist,  mögen  die  Einen  wie  die 
Andern  gleichen  Beruf  haben,  wenn  nur  von  keiner  Seite  übersehen 
wird,  was  die  andere  darbietet.     Ohne  damit  eine  ausnahmslose  Be- 
hauptung auszusprechen,  kann  man  sagen,  dass  die  Form  der  Dar- 
stellung, das  System,  der  Gang  der  Betrachtung  vornehmlich  von 
den  Rechlsgeiehrten  ausgehe  und  der  Verf.  hat  sich  diesen,  die 
übrigens  auch  —  ausser  den  eigentlich  und  ausschlicssend  juristischen 
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Erörterungen,  sehr'viele  materielle  Beiträge  geliefert,  —  insbesondre 
den  neuem  Lehrbüchern  des  Strafrechts  angeschlossen,  welche  dem 
römischen  Recht  und  der  Geschichte  desselben  grössere  Sorgfalt  zu- 
gewendet h.ibcn.  Dann  aber  verdanken  wir  den  frühern  Philologen 
ganz  besonders  eine  Reihe  der  trefflichsten,  auch  heute  noch  brauch- 
baren Untersuchungen,  und  auch  wenn  der  Verf.  durch  seine  Leistung 
nicht  selbst  daran  erinnerte,  würde  man  nicht  vergessen  dürfen,  wie 
viel  Förderung  unsre  Wissenschaft  durch  diejenige  erfahren  habe, 
die  hier  eine  unentbehrliche  Voraussetzung  und  Grundlage  und  mehr 
als  eine  blosse  Hilfswissenschaft  ist. 

In  dem  Folgenden  will  ich  nun  versuchen  eine  Charakteristik 
des  Werkes  zu  gehen  und  an  die  tnitzulhcilendc  l'ehersieht  einige 
Bemerkungen  anzuknüpfen.  Auf  alle  Linzeinheiten,  auf  jede  Lehre 
einzugehen  und  dazu  Heiträge  zu  liefern,  die  hesser  eignen  Ausfüh- 
rungen vorbehalten  bleiben,  kann  aus  nahe  liegenden  Gründen  hier 
nicht  meine  Absieht  seyn.  Ich  gedenke  mich  mehr  mit  dem  Gegen- 
sland  als  Ganzem,  mit  der  Aufgabe,  wie  ich  sie  mir  stelle  und  wie 
der  Verf.  sie  zu  lösen  bestrebt  gewesen  ist,  zu  beschäftigen,  als  mit 
einer  beurtheilenden  Berichterstattung  über  den  Inhalt  in  seinen  Be- 
sonderungen.  Wenn  ich  in  mancher  Hinsieht  entgegentrete,  so  ver- 
kenne ich  doch  nicht,  was  sich  für  den  in  dem  Buche  befolgten  Plan 
anführen  lässt,  so  wie,  dass  es  auch  hier  ein  Gebiet  für  die  indivi- 
duelle Auffassung  gebe.  Indess  darf  doch  auch  die  objective  und 
durch  den  Gegenstand  selbst  bestimmte  Weise  nicht  ganz  bei  Seite 
gesetzt  werden.  Man  kann  darüber  verschiedener  Meinung  seyn,  ob 
es  besser  und  der  Sache  entsprechender  wäre,  den  Gegenstand  in 
seiner  allmählichen  Entwicklung  vor  die  Augen  des  Beschauers  tre- 
ten zu  lassen,  und  danach  die  letzten  Ergebnisse  im  System  zusam- 
menzustellen, oder,  von  der  Sache  als  einer  für  die  Betrachtung  fer- 
tigen auszugehen  und  dann  gleichsam  zurückzublicken  in  die  Geschichte 
seiner  Entstehung  und  Bildung.  Man  kann  ferner  auch  für  das  Slraf- 
reebt  die  Gründe  für  oder  wider  den  Vorzug  der  synchronistischen 
oder  der  chronologischen  Darstellung  geltend  machen:  beide  haben 
ihren  hoben  Werth  und  keine  kann  für  den  wissenschaftlichen  Gebrauch 

Auch  ich  ziehe  es  vor  und  habe  es  so  in  meinem 
gehalten,  wo  ohnehhin  der  systematisch -dogmatische  Ge- 
:hlspunkt  als  der  hauptsächlichste,  vorherrschen  musste,  dass  jede 
Lehre,  für  sich,  von  ihrer  frühesten  Gestalt  an  bis  zu  der  letzten  Ent- 
wicklung vorgetragen  werde,  wie  der  Verf.  es  im  besondern  Theile 
beobachtet.    Denn  in  der  Thal  durchläuft  jede  ihre  eigenen  Perioden 
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und  hnt  ihre  Schicksale  nicht  nolhwcndig  gemein  mit  andern  Lehren, 
die  mit  ihr  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  stehen.  Allein  es  hat 
docli  auch  wieder  das  Slrafreeht  einer  jeden  Periode  seine  Eigen- 
tümlichkeit, bedingt  durch  die  Rechtsansicht  und  das  Volksbewusst- 
seyn  überhaupt,  durch  die  politische  Verfassung,  was  sich  denn  not- 
wendig auch  bei  den  einzelnen  Lehren  von  Verbrechen  und  Strafen 
äussert.  Mau  darf  nur  auf  den  Einfluss,  den  das  Verfahren  und  die 
diesem  zu  Grunde  liegende  Gerichts- Verfassung  und  die  Magistrats- 
Bioriebtang  auf  das  materielle  Slrafreeht  ausübte,  Rücksicht  nehmen, 
um  diess  bcsliiligt  zu  finden.  Ich  beziehe  mich  hier  u.  A.  auf  den 
Verf.  selbst  (S.  41* f.),  auf  Gcib's  Geschichte  des  römischen  Crimi- 
nalprozesses  und  meine  Anzeige  dieses  Werkes*).  So  möchte  es 
denn  nicht  unangemessen  seyn,  eine  geschichtliche  Darstellung  nach 
llauptperiodcn  vorauszuschicken,  als  deren  Ergcbniss  sich  das  Sy- 
stem des  römischen  Strafrechts  in  seiner  letzten  Gestaltung,  wie  es 
unter  Justinian  erscheint,  herausstellt.  Für  den  Juristen  insbeson- 
dere, der  eine  nähere  Beziehung  zu  dem  einheimischen  Hechte  sucht, 
ist  es  ohne  Zweifel  bequemer,  wenn  er  sich  den  Stoir  nicht  erst  müh- 
sam zusammentragen  muss,  sondern  denselben  unter  den  ihm  gcläuligen 
Kategorien  und  Gesichtspunkten  geordnet  lindet.  Aber  es  geht  bei 
dieser  Methode  die  eigentümliche  plastische  Form,  es  gebt,  wenn 
ich  so  sagen  darf,  das  römische  Colorit  verloren,  und  wird  zumThcil 
einer  modernen  Auffassung  geopfert.  Dem  Verf.  ist  diess  gewiss 
nicht  entgangen;  aber  der  Mangel  tritt  wohl  für  ihn,  wie  für  Alle, 
die  ein  Studium  der  (Quellen  und  der  Classikcr  gemacht  haben,  nicht 
so  hervor,  weil  dieses  die  Aushülfe  und  die  geforderte  Anschauung 
gewührt,  weil  wir  unsre  Kcnntniss  auf  einem  unmittelbaren  Wege 
gewonnen  haben,  und  nicht  erst  aus  einem  Werke,  das  vielmehr  nur 
die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  vorlegt.  Es  ist  einleuchtend, 
dass,  sowie  jeder  geneigte  Leser  sich  nicht  blos  empfangend  verhält, 
sondern  etwas  entgegenbringt  und  das,  was  ihm  geboten  wird,  in 
Verbindung  setzt  mit  dem,  was  ihm  bereits  bekannt  ist,  so  auch  der 
Kindruck  eines  solchen  Werkes,  das  überall  von  der  Gelehrsamkeit 
des  Verfassers  zeugt,  ein  anderer  —  ein  wirksamerer  für  den  seyn 
müsse,  der  sich  eine  gewisse  Vertrautbeil  mit  den  Quellen  erworben 
hat  und  dem  römische  Sitte  und  Hechlsauffassung  nicht  fremd  ist, 
als  für  den,  der  erst  seine  Kcnntniss  aus  dem  Buche  schöpfen  soll. 


*)  In  den  Berliner  Jahrbüchern  für  wis*enschafllichc  Kritik,  Jahrg.  1843. 
Nr  Ii  — 18.  S.  III  —  1 4*2. 
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Allerdings  ist  diess  eine  Wahrnehmung;,  die  sich  nicht  auf  den  tie- 
genstand und  das  Werk  der  jetzigen  Betrachtung  beschrankt. 

Was  sich  nun  dafür  und  dagegen  bemerken  liisst,  soll  bei  Ge- 
legenheit der  Mitteilung  des  Systems,  zu  der  wir  jetzt  übergehen, 
angedeutet  werden. 

Die  Einleitung  handelt  in  der  ersten  Abtheilung  von 
„Begriff,  Behandlung,  Quelle  und  Literatur  des  Kölnischen 
Criminalrcchts"  *).  Die  einzelnen  Kapitel,  in  welche  die  Ab- 
theilung zerfallt,  sollen,  der  Kürze  halber,  nicht  sämmtlich  namhaft 
»emacht,  und  dieses  auch  überall,  wo  es  ohne  Störung  des  Zusam- 
menhanges möglich  ist,  unterlassen  werden.  Der  Begrili'  des  röm. 
Cfim.-Rechls  und  dessen  Stellung  bei  dem  jus  publicum,  so  wie  der 
hier  angegebene,  zum  Theil  auch  begründete  Begriir  des  Staates  im 
Sinne  der  Börner,  beruhen  schon  auf  einem  Fortschritte  der  Bildung, 
der  einer  spätem  Periode  angehört.  Man  mag  die  hierin  gewisscr- 
maassen  liegende  Anticipation  nicht  gerade  tadeln;  aber  wenn  gleich 
darauf  (Kap.  II.)  es  heisst:  „Zu  einer  wissenschaftlichen  Darstel- 
lung des  in  einem  Staate  geltenden  peinlichen  Rechts  gehören  drei 
Theile  u.  s.  w.",  wenn  hier  nicht  nur  einzelne  Perioden  der  römischen 
Rcchtsbildung,  sondern  diese  selbst  in  so  fern  übergangen  werden, 
als  ganz  abstrakt  von  einem  Staate  die  Hede  ist,  so  kann  ich  nicht 
leugnen,  dass  die  Richtigkeit  des  daran  geknüpften  Satzes  an  sich, 
mir  nicht  als  eine  Rechtfertigung  für  diese  nicht  historische  Angabe 
erscheine.  Zudem,  die  Unterscheidung  des  allgemeinen  Thcils 
und  des  besondern  —  so  gleich  von  vom  herein  —  hat  etwas  Be- 
denkliches, wenn  der  Verf.  sofort  sich  genöthigt  sieht,  ihr  fast  alle 
Bedeutung  abzusprechen,  indem  er  erinnert:  „der  erste,  gewöhn- 
lich der  allgemeine  Theil  genannt,  ist  von  den  Römern  sehr  ver- 
nachlässig l  worden,  oder  richtiger,  er  ist  in  ihren  Büchern  niemals 
vorhanden  gewesen.4'  Dass  wir  aus  den  gesetzlichen  Vorschriften 
über  die  besondern  Verbrechen,  aus  den  Aeusserungen  der  Jurislcn, 
aus  den  uns  zugänglichen  Nachrichten  über  die  Praxis,  allgemeine 
Grundsätze  und  Lehren  abslrahiren  können,  ja,  für  das  System  müssen, 

*)  Zu  der  S.  12.  erwähnten,  für  das  Straft  echt  so  wichtigen  tegum  Moiaica- 
rum  et  Homanarum  Col/atio  sind  nachzutragen:  Huschkc  über  Alter  und  Ver- 
fasser der  Mo»,  et  R.  LL.  Coli,  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissen- 
schaft Nd.  XIII.  Ilcfl  l.  S.  y.iT.  Sanio,  rcchlshistor.  Abhandlungen.  Königs- 
berg, 1845. 1.  1.  Und  indem  ich  dieses  schreibe,  erhalte  ich  durch  Dirksen's 
Güte,  dessen  am  19.  Jan.  1846.  in  der  Academic  der  Wissenschaften  zu  Berlin 
gelesene  Abhandlung :  Leber  die  Collatfo  tegum  Mosaicaruut  et  Homanarum^ 
in  Beziehung  auf  die  Bestimmung  dieser  Rcchlssaminluug  uud  auf  die  Methode 
ihrer  Redaktion."    (Dcccmber  1840.) 
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ist  unbestritten.  Aber  es  ist  diess  nicht  die  römische  und  nicht  die 
erste  Ansicht,  der  wir  begegnen.  Der  zweite  oder  besondere 
Theil,  und  der  dritte,  das  Strafverfahren  (dessen  Darstellung 
von  dem  Plane  dieser  Arbeit  ausgeschlossen  ist)  mögen  zwar  unter- 
schieden werden;  allein  schon  hier  wäre  zu  bemerken,  welche  nahe 
und  unmittelbare  Verbindung  zwischen  Heiden  in  der  römischen  Slraf- 
gesetzgebung  stall  finde  und  wie,  so  lange  der  alte  j udiciorum 
pub  licorum  ordo  und  die  Bedeutung  der  leges  de  pitblicis  Ju- 
dieiis  sich  erhalten,  der  Criminalprozess  recht  eigentlich  der  Mittel- 
punkt für  die  Ausbildung  des  Criminalrechls  ist;  ja,  wie  selbst  nach 
dem  Aufhören  jenes  0/7/0,  und  als  die  Verbrechen  extra  ordinem 
geahndet  wurden,  als  sich  der  Begriff  der  crimina  e.rtraor  dinaria 
und  mit  ihnen  eine  zum  Theil  veränderte  Gestallung  des  Slrafrechts 
ergiebt,  dieses  von  dem  Verfahren  ausgeht.  Ich  habe  darüber  an 
andern  Orten  mich  geäussert  und  übergehe  diess  um  so  mehr,  als 
der  Verlauf  zeigt,  dass  der  Verf.  nicht  ein  Gegner  dieser  Ansicht  scv. 

Die  zweite  Abtheilung  giebt  eine:  „geschichtliche  Ent- 
wicklung des  römischen  Strafrechts  und  der  Hechts- 
quellen." Zuerst  isl  von  der  „Urzeit",  dann  „der  Königszeil"  die 
Bede.  Die  wichtige  Frage  über  den  geschichtlichen  Entstehungs- 
grund des  öffentlichen  Strafrechts  uud  somit  dessen  Charakter,  wo 
gewisse  überall  ursprüngliche  und  in  diesem  Sinn  natürliche  Erschei- 
nungen ihre  nähere  Bestimmung  durch  volkstümliche  und  religiös- 
politische  Einflüsse  erhallen,  über  das  Vcrhältniss  der  verschiedenen 
Formen  und  Gestaltungen  des  Strafrechts,  (oder  was  anfangs  dessen 
Stelle  vertritt)  als  mehr  privatreehl lieber ,  individueller  oder,  wenn 
man  sagen  darf,  corporativer,  zu  dem  allmählig  sich  bildenden  öffent- 
lichen Hechte,  über  die  Stufenfolge,  die  hier  statt  findet,  ferner,  wie 
die  erwflhnten  verschiedenen  Formen,  die  miteinander  das  Strafrecht 
bilden,  oder  ersetzen,  weiterhin,  als  organische  Umgebungen  desselben, 
es  begrenzen,  dann  selbst  durch  dieses,  in  seiner  grössern  Ausdeh- 
nung beschränkt  werden,  —  Alles  diess  hat  der  Verf.  mit  sorgfältiger 
Benutzung  der  Untersuchungen ,  welche  besonders  untrer  Zeit  ange- 
hören, übersichtlich  ausgeführt.  Ich  darf  für  meine  Abhandlung  de 
antiquissimo  liomanorttm  jure  rriminali,  aufweiche  der  Verf. 
wie  auf  meine  Untersuchungen  aus  dem  Gebiete  der  Straf- HW.  und 
andern  Arbeiten  hier  so  wohlwollende  Rücksicht  nimmt,  bald  bei- 
stimmend, bald  entgegentretend,  als  einen  jugendlichen  Versuch, 
kein  anderes  Verdienst  in  Ansprueh  nehmen,  als  dass  ich  für  die  im 
Strafrechtc  wenigstens  bis  dahin  nicht  genug  gellend  gemachte  gc- 
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schiebtliche  Methode  tind  für  einen  fast  gänzlich  vernachlässigten 
Gegenstand  ein  Interesse  erweckt  und  eine  Vorarbeit  geliefert  habe, 
weicher  später  eine  Reihe  verdienstlicher  Leistungen  Anderer  gefolgt 
ist.  3/anchcs  glaube  ich  begründet  zu  haben,  Manches  Angefoch- 
tene noch  jetzt  vertheidigen  zu  können,  Anderes  opfere  ich  gern  der 
bessern  Kenntiiiss,  die  ich  aus  der  Belehrung  der  Mitarbeiter  unter 
den  Rechtsgelehrtcn  und  Philologen  geschöpft  habe.  Ich  enthalte 
mich  hier  eines  nähern  Eingehens  und  auch  der  speciellcn  ErOrte* 
rungen,  zu  denen  gerade  mir  die  vorliegende  Darstellung  Gelegen- 
heit geben  könnte  —  jenes  allgemeine  Ziigesländniss  und  Verwahrung 
mögen  für  die  Rechte  aller  Betheiligten  genügen.  Einiges  habe  ich 
bei  der  Anzeige  der  auch  hier  in  Bezug  genommenen  Schrift  von 
Köstlin  über  Mord  und  Todtschlag  angegeben*);  im  Uebrigen, 
je  dürftiger  und  unsicherer  die  Quellen  Tür  diese  (s.  g.)  Urzeit  sind, 
um  so  grösserer  Raum  bleibt  für  die  Hypothese**).  Es  wird  darauf 
ankommen,  das  Wenige,  was  als  fester  Anhaltspunkt  gelten  darf,  mit 
Demjenigen  in  die  richtige  Verbindung  zu  setzen,  was  sich  als  un- 
bezweifeller  späterer  Zustand  in  organischer  Entwicklung  darstellt, 
und  wobei  dann  Analogien  nicht  ausgeschlossen  werden.  —  Von  den 
Volksgerichten,  dann  den  perpetuae  quaestiones,  zuletzt  den 
extraordinariae  cognitioncs  ist  weiterhin  und  so  gehandelt, 
dass  die  bereits  geltend  gemachte  Bedeutung  des  Verfahrens  aner- 
kannt wird***).  Das  letzte  (sechste)  Kapitel  bespricht  die  „Römi- 
schen Ansichten  über  Wesen  und  Grund  der  Strafe'4,  wobei  wieder 
mehr  als  zu  billigen,  dem  römischen  Standpunkt,  derjenige  der  neuern 
und  neuesten  Philosophie  (oder  was  für  solche  ausgegeben  wird, — 
denn  in  vielen  Schriften,  die  für  philosophische  gelten  sollen,  findet 
man  eher  alles  Andere,  ausser  der  Philosophie  —  )  vorgezogen  ist; 
wie  denn  auch  ein  grosser  Thcil  der  in  den  literarischen  Angaben 
nahmbaft  gemachten  Werke  von  den  römischen  Ansichten  nichts  ent- 
hält. Wo  der  Verf.  auf  seinen  eigentlichen  Gegenstand  kommt,  da 
finde  ich  ihn,  ohne  seine  Eigentümlichkeit  oder  diejenige  Anderer 
verkennen  zu  wollen,  die  er  neben  meiner  diesem  Gegenstand  beson- 
ders gewidmeten  Schrift  benutzt  bat,  im  Wesentlichen  mit  mir  überein- 
stimmend.   Ich  darf  diess,  da  meine  Schrift  die  ältere  und  von  ihm 

*)  Berliner  Jahrbücher  für  wissenschaftl.  Kritik,  1840.  Nr.  49.  50. 

**)  Vgl.  jetzt  unter  Andern  Th.  Mornmsen  in  der  Zeitschrift  für  Alter- 
tumswissenschaft, 1845.  Nr.  17.  18.  S.  131.  ff. 

***)  Vgl.  hier  u.A.  Th.  Mommscn  in  der  Zeilschrift  für  Alterthnmswissen- 
schaft,  Jahrg.  18451  Nr.  130.  f.  bei  Gelegenheit  vou  Fr.  L.  Ketter  Semesirium 
in  M.  Tut/.  Ciceronem  libri  VI.  Turici  1842. 
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vielfach  berücksichtigt  ist,  mit  nicht  minderm  Rechte  sagen,  als  er 
(S.  87.  Note  *)  )  von  der  meinigen  bemerkt,  dass  sie  mit  der  seinigen 
ziemlich  übereinstimme.  Denn  die  angebliche  Abweichung,  „dass 
er  daneben  (seif,  neben  dem  Grundsätze  der  Gerechtigkeit)  die  poli- 
tische Tendenz  annehme,  welche  in  der  ältesten  Zeil  vorherrscht, 
wahrend  sich  das  Gerochligkeitsprincip  im  Verlauf  der  Zeil  immer 
sclbstständiger  entwickelt"  —  ist  in  der  Thal  keine.  Ich  beziehe 
mich  auf  ineine  Ausführung  in  den  „Slrafrcchlsthcnrien'-  und  zwar 
thcils  auf  die  historische,  theils  auf  die  allgemeine,  wodurch  bei 
genauer  Würdigung  jedes  Missvcrständniss  beseitigt  wird. 

Gehen  wir  nun  weiter  zu  der  Ausführung  seihst,  welche,  wie  schon 
erinnert,  in  einen  allgemeinen  und  einen  besonderu  Theil,  wie 
solche  von  den  Neueren  unterschieden  werden,  zerfallt.    Jener  isl  in 
Bücher,  diese  sind  in  Abteilungen  und  Kapitel  gegliedert.    Das  erste 
Buch  handelt  von  Verbrechen,  das  zwei  tc  von  dem  S  tr  a  f  ge  s  e  l  z  e, 
von  dessen  Anwendung  und  von  der  Strafe.    Ich  müssle  zu  viel  wie- 
derholen, was  ich  in  eigenen  Abhandlungen  oder  in  kritischen  Be- 
trachtungen über  die  systematischen   Darstellungen  Anderer  ausge- 
führt habe,  wenn  ich  hier  auf  die  formelle  und  materielle  Auffassung 
überhaupt  und  im  Einzelnen  eingehen  wollte,      Weil  entfernt,  für 
meine  Ansichten  überall  auf  Zustimmung  zu  rechnen,  habe  ich  mich 
bestrebt  die  Grenze  zu  bezeichnen,  so  viel  es  möglich  ist,  bis  wohin 
der  individuellen  Freiheit  in  Betreif  der  systematischen  Anordnung 
ihr  Bccht  zuzugestehen  sey.    So  will  ich  denn  die  Bemerkungen  zu- 
rückhalten, zu  denen  mir  diese  und  die  in  den  einzelnen  Kapiteln 
gewühlte  Reihefolge  Anlass  geben  könnte,  es  würden  meine  Erinne- 
rungen meist  die  neuern  Lehrbücher  treffen,  und  ich  muss  nur  gel- 
tend machen,  dass  gar  Manches,  was  in  diesen  und  ihrer  unmittel- 
baren Bestimmung  seine  teilweise  Rechtfertigung  findet,  solcher  bei 
einem  vornehmlich  rechtsgeschichtliehcu  Werke  entbehrt.     So  isl 
hier  zuerst  „ von  Verbrechen „von  den  Einteilungen  in  crimina 
publica,  privata,    extraordinaria  und  jiopularia  u.  s.  w." 
(S,  98.)  und  weit  später  (S.  221.  f.)  vom  Strafgesetze  die  Rode  — 
freilich,  was  an  dieser  Stelle  auch  nicht  ganz  angemessen  erscheint, 
als  formeller  Quelle,  wie  das  Gesetz  mehr  für  den  urlheilenden  Rich- 
ter als  für  das  Individuum  in  Betracht  kommt,  welches  wegen  Ccber- 
trelung  des  Gesetzes  zur  Verantwortung  gezogen  wird  —  (davon 
handeil  die  dritte  Abtheilung  des  ersten  Buches  S.  172.  f.)  —  neb  iii- 
lich vom  geschriebenen  Strafgesetze,  Gewohnheitsrechte,  Iotcrprc- 
,  s.  w.    Allein  der  römische  Begriff  und  Einteilung  von  Vcr- 
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brechen,  ist  ohne  Kenntniss  des  Strafgesetzes  und  seiner  Arten  und 
der  schon  erwähnten,  dem  Prozesse  angehörigen  Seite  nicht  deutlich 
zu  machen.  Wo  von  dem  allgemeinen  Thatbcslandc,  von  der  Rechts- 
widrig cit  der  Handlung,  den  Gründen  des  Wcgfallens  derselben,  die 
Rede  ist,  da  hat  der  Verf.,  thcils  neben  Andern,  theils  vorzugsweise 
meiner  gedacht,  und  sich  vielfach  an  meine  Ausführungen  angeschlos- 
sen, neinlich  an  das,  was  ich  in  der  Revision  der  Lehre  von  den  an- 
geblich slralloscn Todtungen  (in  dem  geschichtlichen,  dem  romischen 
Hecht  gewidmeten  Thcile  meiner  Untersuchungen  u.s.  w.)  auszu- 
-  führen  gesucht  hahe.  —  Wenn  den  philologischen  Bearbeiter  des- 
selbeo  Gegenstandes  seine  Forschungen  im  Ganzen  zu  gleichen  Er- 
gebnissen geführt  haben,  so  darf  ich  darin  eine  erlaubte  Genugthuung 
linden.  Dass  ich  seihst,  seit  der  Zeit,  wo  ich  diesen  Versuch  vor- 
legte, durch  eigene  und  fremde  Arbeiten,  manchen  StolT  der  Berich- 
tigung und  Ergänzung  gesammelt,  möge  nur  gelegentlich  bemerkt 
werden.  So  weit  mein  Vcrhällniss  zu  dem  Gegenstande  zur  Sprache 
kommt,  will  ich  mich  unter  Andern  auf  die  Abhandlungen  —  meist 
in  diesen  Jahrbüchern  —  beziehen,  zu  denen  mir  mehrere  Schriften 
Anlass  gegeben,  die  der  Verf.  in  dem  ersten  Buche  benutzt,  wo  ich 
einige  Streitfragen  naher  erörtert  habe,  welche  hier  berührt  sind, 
z.  B.  über  Zurechnung,  dolus,  culpa,  Versuch  u.s.  w.*)  —  und  die, 
wie  ahnliche  Arbeilen  Anderer,  von  dem  Verf.  nicht  berücksichtigt 
worden  zu  seyn  scheinen.  Für  durchgangig  abgeschlossen  kann  ich 
Manches,  was  hier  vorkommt,  nicht  halten.  Die  heutige  Auffassung 
für  das  praktische  Bedürfniss  geht  üher  Vieles  hinweg,  oder  nimmt 
es  in  einer  einmal  anerkannten  Weise  auf,  was,  wenn  eine  geschicht- 
liche Arbeit  unternommen  wird,  von  Neuem  in  Frage  gestellt  und  ge- 
prüft werden  muss.  Nicht  selten  würde  es  auch  geboten  seyn,  näher 
in  die  Geschichte  der  Philosophie,  insbesondere  des  Einflusses  der 
griechischen  auf  die  römische,  einzugehen,  wie  denn  auch  hier  (z.  B. 
S.  210.  f.)  der  stoischen  Philosophie  gedacht  wird.  Man  hat  in  einer 
frühern  Zeit  unleugbar  diesen  Einfluss  zu  hoch  angeschlagen  und 
Manches  auf  Rechnung  desselben  gesetzt,  was  einer  innern  volks- 
raässigcn  Bildung  sein  Daseyn  verdankt.  Indem  wir  jetzt  die  Fehler 
jenes  Verfahrens  einsehen,  und  sie  zu  vermeiden  im  Stande  sind,  zu- 
gleich aher  es  uns  vergönnt  ist,  in  die  alte,  auch  in  Rcehtsauffassungen 
sich  aussprechende  Philosophie  einen  tiefern  Blick  zu  thun,  so  dürfen 
wir  uns  vor  einem  solchen  Eingehen,  auch  für  rcchlsgcschichlliche 

*)  In  diesen  Jahrbüchern  J.  1837.  S.  ii.tr.  J.  1838.  S.  23.tr.  J.  1841.  S.  17.tr. 
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Zwecke,  weder  fürchten  noch  uns  demselben  entziehen.  Da  wo  der 
Verf.  von  dolus  nnd  culpa  handelt,  und  insbesondere  vom  Affekt, 
würde  sich  von  diesen  Grundsätzen  weit  mehr  Anwendung  machen 
lassen  als  es  geschehen.  Hei  dem  im  peius  ist  in  einzelnen,  eine 
concrete  Beurlheilung  erfordernden  Fallen  die  Grenze  zwischen  do- 
lus und  culpa  gewiss  oft  schwer  zu  bestimmen:  wenn  aber,  im 
Gegensatz  ,,zu  der  republikanischen  Zeit,  wo  zwischen  dolus  und 
Affekt  kein  Unterschied  gemacht  wurde'4,  für  die  spätere  und  über- 
haupt, als  angeblicher  Fortschritt,  in  abstrakter  Allgemeinheit  be- 
hauptet wird,  ,,es  seyen  also  die  im  Affekt  verübten  Handlungen  mehr 
als  culpose  denn  als  dolose  Handlungen  anzusehen 44  und  noch  dazu 
gesetzt  wird:  „welche  nicht  gänzlich  ungestraft  bleiben,  aber  auch 
nicht  mit  der  Strafe  des  dolus  belegt  werden  können44  —  so  ist  diess 
in  mehrfacher  Hinsieht  unbegründet,  und  ich  möchte  wohl  Elvers 
gegen  die  in  der  Note  *)  von  dem  Verf.  mit  Beziehung  auf  das,  was 
Köstlin  ihm  entgegenstellt*  gemachten  Vorwürfe  mindestens  ihcil- 
weise  in  Schutz  nehmen,  leberhaupt  ist  die  dem  Begriffe  angemes- 
sene strengere  Ausdrucksweisc  zum  Nachtheil  der  Sache  zuweilen  1 
hei  Seite  gesetzt,  z.  B.  S.  150-,  wo  ,,von  Ermordung  eines  Men- 
schen geredet  wird,  welcher  nicht  absichtlich  getödtel  worden  seyn 
könne44  u.  s.  w.  Das  aber  ist  richtig  und  dient  wieder  zur  Bestätigung 
meiner  oben  gemachten  Erinnerung,  dass  erst  eine  Art  des  Verfah- 
rens, die  sich  in  freien,  dem  Gegenstände  angemessenen  Formen  be- 
wegt, wie  sie  hei  den  extvaordinariae  co gnitio ttes  im  Gegen- 
sätze der  publica  judicia  in  ursprünglicher  Bedeutung  vorkam,  es 
möglich  machte,  gewissen  feineren  Unterscheidungen  auch  in  materieller 
Hinsicht  ihr  Hecht  angedeihen  zu  lassen,  dessen  sie  bei  dem  alten 
ordo  Jud.  publ.  entbehrten.  Den  Schluss  dieses  Buches  macht  die 
Lehre  von  der  ignoran  tia  juris  et  facti,  so  wie  vom  error,  wel- 
che sofort  dogmatisch  dargestellt  wird,  —  in  der  That  ist  für  geschicht- 
liche Angaben  der  Stoff  dürftig,  obschon  er  nicht  ganz  fehlt.  Zu  dem 
Theil  der  Abhandlung,  wo  vom  Irrlhuni  in  Ansehung  des  Objekts  die 
Hcdc  ist,  beziehe  ich  mich,  —  da  der  Verf.  (S.  217.  Note  *))  beson- 
ders auf  Gcib,  der  einen  Gegner  au  Pfotenhauer  gefunden  hat. 
verweiset,  auf  das,  was  ich  in  diesen  Jahrbüchern  hei  Gelegenheit 
einer  hier  nicht  erwähnten  ausführlichen  Schrift  des  letztern,  ob- 
schon von  einem  allgemeinern  Standpunkte  aus,  bemerkt  habe*). 

Das  zweite  Buch  ist  überschrieben:  „Lehre  von  dem  Straf- 

-  • 

*)  In  diesen  Jahrbüchern  J.  1839.  S.  1000.  ff.  J.  1814.  S.  769.  IT. 
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geselz,  von  dessen  Anwendung  und  dcrStrafe."  Was  in  der 
ersten  Abteilung  „Von  dem  Strafgesetze"  und  insbesondere 
in  dem  ersten  Abschnitte  vorgetragen  wird,  gehört  zu  der  Lehre 

von  den  Quellen,  aber  auch  das  Wenige,  was  im  zweiten  Ab- 
schnitte über  „Inhalt  und  Vc  rb  in  d  un  gskra  ft  des  Strafge- 
setzes" angeführt  ist,  hätte  eine  andere  und  frühere  Stelle  erhalten 
sollen.  Vollends  die  zweite  Abtheilung  „Von  der  Anwendung 
des  Strafgesetzes  auf  das  Verbrechen",  wovon  erst  im  Allgemeinen 
(S.  230.),  dann  auf  einzelne  Verbrechen  (S.  2X-J.M*.)  und  hiernach 
bei  coneurrirenden  Verbrechen  (S.  244.11'.)  die  Hede  ist.  scheint  mii 
nicht  recht  am  Orte  zu  seyn.  Die  hier  (S.  232.11'.)  nach  dem  Vor- 
gange der  Neueren  zu  runde  gelegten  l'uterscheidungen  von  be- 
stimmten und  unbestimmten  Strafgesetzen,  die  bei  ftelegenheit  jener 
vorgetragene  Lehre  von  der  Straf*  et  Wandlung  —  Schürfung  —  Mil- 
derung ist  gar  nicht  zu  verstehen  ohne  die  Kenntnis*  der  Strafen  und 
Strafarten,  wovon  erst  nach  der  folgenden  dritten  Abtheilung  und 
hier  ganz  am  Schlüsse  gehandelt  wird,  und  noch  da/u  so,  dass  man 
fast  glauben  sollte,  diese  unzweifelhaft  wichtige  Lehre  der  Strafen 
scy  derjenigen  „von  dem  Strafgesetze  und  dessen  Anwendung"  fremd. 
Der  einzige  Zusammenhang,  der  hier  angedeutet  ist,  findet  sich  in 
der  Ucbcrschiift  des  zweiten  Buches,  welches  neben  der  so  eben 
angeführten,  die  sich  unter.-/,  wiederholt,  den  Zusatz  hat:  —  „und 
von  der  Strafe."  Von  dieser  letzten  ist  unter  IL  ganz  am  Ende  auf 
wenigen  Seiten  (285 — 288.)  gehandelt,  nehmlich  im  ersten  Kapitel: 
Namen  der  Strafen",  im  zweiten  „Eintheüungen  der  Strafen.'4 
Schon  äusscrlich  tritt  diese  Verletzung  der  Symmetrie  hervor,  wo- 
nach das  zweite  Buch  in  diese  beiden  Rubriken  und  B.  geschie- 
den, die  letzte  ganz  dürftig  mit  einer  Lehre  ausgestattet  wird,  die 
ihre  Stelle  eben  so  weit  früher  erhalten  müsste,  als  schon  überall  von 
Strafen,  Strafarten  und  Bestrafung  hätte  gesprochen  werden  müssen, 
und  die  dann  auch  unvollständig  vorgetragen  ist,  wogegen  unter 
drei  Abtheilungen  und  jede  wieder  in  mehreren  Abschnitten  und  Ka- 
piteln, folgen.  Diese  Inconvenienzen,  zu  denen  weder  der  organische 
Bau  des  römischen  Rechts  und  dessen  geschichtliche  Entwicklung, 
noch  der  hier  vielmehr  unbeachtet  gebliebene  Begriff  der  Sache  nö- 
thigten,  hätten  um  so  mehr  vermieden  werden  sollen,  als  wenn  ein- 
mal die  in  dem  System  der  Neueren  gerechtfertigte  Anordnung  des 
allgemeinen  Theils  beibehalten  werden  sollte,  es  nicht  an  Mustern 
und  Erfahrungen  fehlte,  die  den  Verf.  leiten  konnten.     Wenn  ich, 
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geordnet  werden,  für  das  System  überhaupt  nicht  gut  zu  heissen 
vermag,  so  niuss  ich  es  vollends  für  die  geschichtliche  Darstellung 
des  römischen  Strafrechts  bedauern,  dass  der  Verf.  durch  eine  ver- 
fehlte Methode  den  Genuss  der  sonst  so  gehaltvollen  Leistung  schmä- 
lert. Der  Vollständigkeit  wegen  muss  ich  noch  erwähnen,  dass  in 
dem  dritten  Abschnitte  der  zweiten  Abtheilung  ausführlich 
von  der  Conen  rrenz,  in  ihren  verschiedenen  Bedeutungen,  in  vier 
Kapiteln  (S.  249  —  262.)  gesprochen  wird  —  eine  Lehre,  welche 
auch  nach  Allem,  was  darüber  geschrieben,  für  das  Strafrecht  noch 
nicht  als  abgeschlossen  zu  betrachten  ist;  —  und  dass  die  dritte 
Abtheilung  zum  Gegenstande  habe:  ,,das  Aufhören  der  Wirk- 
samkeit des  Strafgesetzes,  oder  das  Wegfallen  derStraf  e", 
wo  in  zwei  Abschnitten:  von  den  rechtlichen  und  von  den  faktischen 
Gründen  des  Wegfallens  der  Strafe,  in  der  Weise  gehandelt  wird, 
wie  es  in  den  Lehrbüchern  des  gemeinen  Strafrechts  zu  geschehen 
pflegt.  Der  Verf.  hat  diese,  insbesondere  die,  welche  dem  römischen 
Rechte  grössere  Aufmerksamkeit  widmen,  wie  das  von  Rosshirt, 
W'ächter,  Hcffter  und  das  ineinige  überall  angeführt,  aber  dabei 
nicht  stets  —  (so  ist  der  Eindruck  wenigstens,  den  seine  Darstel- 
lung auf  mich  an  vielen  Stellen  macht,)  —  genau  genug  unterschie- 
den, was  in  den  neuern  Systemen  als  gemeines  Recht  und  was  als 
rein  römisches  vorgetragen  wird.  Ueberhaupt  erscheint  der  Inhalt 
in  diesem  allgemeinen  Theile,  der  grössern  Ausführlichkeit  ungeach- 
tet, meist  zu  compendiarisch:  es  werden  statt  geschichtlicher  Unter- 
suchungen oft  nur  Ergebnisse  hingestellt,  die  nur  dann  für  die  Zwecke, 
denen  das  Werk  gewidmet  ist,  ganz  ausreichen  würden,  wenn  man 
sie  durchgangig  als  unbestrittene  oder  unbestreitbare  anzunehmen 
berechtigt  wltrc. 

Bei  weitem  wichtiger  ist  der  s.  g.  besondere  Theil,  die  Lehre 
„von  den  Verbrecheu",  von  denen  in  vielen  weitern  Unterschei- 
dungen nach  Rüchern,  Abtheilungen,  Abschnitten,  Kapiteln  unter 
(S.293  —  912.)  gehandelt  wird,  worauf  dann,  wie  gesagt,  unter  B, 
(S.  913  —  917.)  nochmals  „von  den  Strafen"  die  Rede  ist.  lieber- 
das  Missverhilltniss  und  Willkürliche  dieser  Anordnung  bedarf  es, 
nach  dem  bereits  Bemerkten,  keiner  Erinnerung.  Es  werden  hier 
nicht  die  Verbrechen  überhaupt,  sondern  die  bestimmten  Gattungen 
und  Arten  der  Verbrechen  erörtert.  Eine  geschichtliche  Darstellung, 
wie  ich  mir  sie  als  Aufgabe  denke,  würde  nicht  blos  jedes  Verbre- 
chen, z.  B.  furtum,  homicidium  u.  s.  w.  für  sich  in  seiner  crimi- 
nalrechtlicben  Behandlung  betrachten,  sondern  vornehmlich  auch  das 


Ree.  von  Ilm.  Geh.  Justizrath  n.  Prof.  Dr.  Ahegg  zu  Breslau.  C>87 

ganze  Strafrech!  einer  Periode,  die  gesammte  Rcchtsansehauung  über 
diesen  Gegenstand,  unter  den  sie  bedingenden  Einflüssen  und  Ver- 
hältnissen, kennen  lehren  und  dabei  zeigen,  wie  und  unter  welchen 
Umständen  die  Gesetzgebung  über  eine  gewisse  Vcrbrcchcnsart  auf- 
tritt, wie  diese  selbst  in  dem  System  ihre  keineswegs  willkührlich 
bestimmte  Stelle  einnimmt,  —  und  schon  dadurch,  durch  die  Dar- 
legung eines  gewissermassen  natürlichen  Systems,  d.  Ii.  einer  orga- 
nischen Bildung,  wobei  in  geschieh  tlic  Ii  cm  Sinne  Form  und  Inhalt 
einander  entsprechen  und  in  notwendiger  gegenseitiger  Beziehung 
aufgefasst  sind,  —  nicht  wenig  beitragen,  den  Blick  in  die  Eigcn- 
th  0  m  lieh  keil  des  römischen  Strafrechts  möglich  zu  machen.  Ks  wür- 
den durch  eine  solche,  in  sich  selbst  gerechtfertigte  Methode  zugleich 
die  Gesetzesübertretungen  und  strafbaren  Handlungen  unter  die  hier 
entscheidenden  Gesichtspunkte  des  Verfahrens  und  der  darüber  be- 
stimmenden Anordnungen  gestellt  werden.  Wenn  diess,  wie  in  dem 
gegenwartigen  Werk,  nicht  beliebt,  wenn  ein  grösseres  Gewicht  auf 
das  gelegt  worden,  was  als  System  in  neuem  Compendien  und  für 
den  praktischen  Gebrauch  angesehen  wird,  so  habe  ich  in  Anerken- 
nung der  wesentlichen  Rücksichten,  die  sich  auch  für  eine  solche 
Darstellungsart  geltend  machen  lassen,  nichts  dagegen  zu  erinnern, 
ich  habe  selbst  in  einer  Abhandlung  über  diesen  Gegenstand  meine 
Ansichten  auszuführen  und  einige,  aus  den  Quellen  und  dem  Begriff 
begründete  Einlheilungsweisen  zu  rechtfertigen  gesucht,  und  finde, 
dass  der  Verf.  denselben  seine  Aufmerksamkeit  gewidmet  bat.  Nur 
hülle  dann  ein  solches  historisch- dogmatisches  System  der  zweite 
Theil  eines  Ganzen  seyn  müssen,  dem  ein  erster,  etwa  so  wie  in 
unsern  Rcchtsgeschichlen ,  die  politische  und  Verfassungs-Geschichle, 
sowie  die  der  Gesetzgebung,  also  überhaupt  die  s.  g.  äussere  Rcchts- 
gcschichtc  enthaltender  Theil  vorausgehen  sollen.  Diesen  würde  ich 
allerdings  in  einer  Weise  ausführen,  dass  nicht  blos  eine  s.  g.  äussere 
Geschichte  geliefert  würde,  welche  zu  wenig,  und  genau  genommen, 
nichts  ist,  obschou  die  Unterscheidung,  wie  sie  hergebracht  ist,  da 
man  ihr  jetzt  einen  bessern  Sinn  beilegt,  auch  in  der  gewohnten  Be- 
zeichnung, jetzt  nicht  weiter  angefochten  werden  soll. 

Dass  der  Verf.  den  Unterschied  der  von  mir  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  Quellen  hervorgehobenen  formellen  und  materiellen  Ver- 
brechen, der  für  die  Methode  und  den  Inhalt  nicht  ohne  Bedeutung 
ist,  und  dessen  er  S.  292.  gedenkt,  nicht  für  den  Zweck  seiner  Dar- 
stellung beibehält  —  mag  man  billigen.  Nur,  wenn  er  in  Hinblick 
auf  die  von  mir  hiefür  geltend  gemachte  Autorität  von  Cid,  de  n//ic.  1. 13. 
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(welche  übrigens  nicht  die  einzige  ist)  erinnert,  man  dürfe  auf  diese 
Stelle  nicht  zu  grossen  Werth  legen,  da  sie  eine  rein  ethische  Be- 
deutung habe,  so  muss  ich  theils  diesem  widersprechen,  theils  be- 
merken, dass  wir  in  der  römischen  Hcchlsgeschieljte  von  Stellen,  die 
nicht  durchgängig  eine  technisch -juristische  Bedeutung  haben,  oft 
genug  Gebrauch  machen.     Es  kommt  darauf  an,  ob  der  Inhalt  sich 
rechtfertigt,  —  und  das  Hesse  sich  hier  wohl  darthun,  wenn  ich  es 
mir  nicht  versagen  miisste,  diese  Anzeige  zu  weit  auszudehnen.  Der 
Verf.  behandelt  in  dem  ersten  Buche  die  Verbrechen  gegen  die 
Hechte  der  Einzelnen,  in  dem  zweiten  gegen  die  Hechte  der 
Gesellschaft,  in  dem  dritten  gegen  Sitte  und  Hcligion.  Für 
ein  dogmalisches  System  ist  diese  Grund-Einthcilung  im  Ganzen  gut- 
zuheissen.     Dem  geschichtlichen  Standpunkt  entspricht  sie  nicht, 
uud  noch  weniger,  wenn  man  näher  betrachtet,  was  hier  den  Inhalt 
jedes  Buches  in  den  einzeluen  Ablheiiungeu  ausmacht. 

Die  erste  des  ersten  Buches  bespricht  die  Verbrechen 
gegen  fremdes  Gut  und  zwar  zunächst  das  furtum.  Die  Begrifl's- 
Entwicklung,  die  Darstellung  der  römischen  Ansichten  verdienen  An- 
erkennung; manches  ist  der  geschichtlichen  Begründung  antieipirt — 
fast  unvermeidlich  bei  der  Wahl  einer  Methode,  die  dem  Plan  und 
der  Aufgabe  nur  unvollständig  entspricht.  Zuerst  ist.  von  dem  furtum 
nach  den  XII  Tafeln*),  dann  von  da  bis  zu  den  grossen  Juristen  oder 
(wie  es  im  Texte  besser  ausgedrückt  ist)  nach  dem  practorischen 
Edikte  und  der  damit  zusammenhängenden  juristischen  Doktrin,  ferner, 
unter  den  Kaisern  uach  den  grossen  Juristen  die  Hede.  Würde  man 
lediglich  nach  diesen  Uebcrschriften  urtheilen,  so  möchte  man  cha- 
rakteristische und  für  die  Geschichte  der  strafrechtlichen  Behandlung 
des  Diebstahls  erhebliche  Momente  vermissen.  Allein  die  Ausfüh- 
rung beseitigt  jenes  Bedenken  und  gestaltet  den  Blick  in  die  Sache, 
wie  sie  sich,  erst  streng  civil  rechtlich,  nach  dem  XII  T/G.,  dann  in 
der  Auffassung  durch  das  praetorische  Hecht  und  die  Doktrin,  und 
weiter  durch  die  neuere  Gesetzgebung  erzeigt.  Dass  hier,  wo  das 
Verbrechen  theils  criminalrcchllich  und  in  gewissen  Fällen  selbst  als 
crimen  publicum  (im  Sinne  der  Römer)  theils  privalrechtlich  mit- 
telst einer  actiof  und  als  Entstchungsgrund  einer  obligatio  ver- 
folgt wurde,  wozu  dann  später  noch  die  Fälle  einer  strafrechtlichen 
Verfolgung  extra  orditiern  kamen  und  die  ganze  Lehre  dem  Stand- 


*)  Dazu  jetzt:  C.  A.  a  Vangerow;  de  für  in  tnneepto  cx  lege  XII  To' 
tainin.     Iteidvtb.  1815.  4. 
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punkt  entgegengefahrt  wurde,  den  sie  im  Justin.  Recht  einnimmt  — 
dass  hier,  snge  ich,  wieder  die  ganze  Bedeutung  des  Prozesses  sich 

behaupte,  bedarf  keiner  weitern  Auseinandersetzung.  Der  Verf.  hat 
ilicss  nicht  übersehen,  aber  doch  nicht  genug  ins  Lieht  gestellt.  Der 
Unterschied  und  Gegensatz  des  civil-  und  praetorischen  Rechts,  der 
sonst  im  Strafrecht  keine  Stelle  findet,  und  sich  nicht  geltend  macht, 
kommt  bei  dem  furtum  und  den  nachher  zu  er« -ahnenden  Privat- 
delikten vor.  Dicss  und  der  Grund  hiervon  verdiente  eine  nähere 
Untersuchung.  Es  ist  eine  nur  noch  hei  den  Injurien  in  dieser  Voll- 
ständigkeit und  in  diesem  Umfange  vorkommende  Erscheinung,  dass 
«?iesc//xp  Handlung  bald  Privatdelikt  ist  und  dann  selbst  wieder  unter 
den  Bestimmungen  des  civilen  und  des  praetorischen  Rechts  steht, 
bald  öffentliches  Verbrechen,  und  hier  wieder  ein  orrtinnrium  Judi- 
cium oder  eine  extraordinaria  pertecutio  veranlassen  kann.  Der 
Verf.  hat  natürlich,  da  schon  der  Inhalt  nothwendig  darauf  führt, 
es  nicht  unterlassen ,  diese  eben  so  praktischen,  wie  geschichtlich  be- 
deutenden Momente  als  Categorien  in  der  Darstellung  der  Lehre  vom 
furtum  anzuerkennen,  wenngleich  in  einer  untergeordneten  Weise. 
Vielleicht  wäre  aber  überhaupt  die  geschichtliche  Untersuchung  för- 
derlicher gewesen,  wenn  die  römische  Eintheilung  in  delicto,  pri- 
vata  und  crimina  publica,  or dinuria  u.  s.  w.  zu  Grunde  gelegt 
worden  wäre.  Für  die  erste  Abtheilung,  die  noch  rapina  und  in- 
juria enthalten  und  wo  dann  auch  damnum  injuria  datum  seine 
Stelle  erhalten  hätte,  war  dann  ein  geschichtlicher  und  qucllcn- 
gemttsser  Standpunkt  gewonnen.  Aber  diess  nicht  allein:  es  war 
damit  auch  weitern  Ansprüchen  des  Systems  genügt,  wenn  man  nur 
berücksichtigte,  dass  die  in  den  übrigen  Abtheilungen  vorkommenden 
Verbrechen  gegen  die  Freiheit,  das  Lehen  und  die  Gesundheit  bei  den 
Römern  judicia  publica  begründen  und  öffentliche  Verbrechen 
sind,  freilich  in  anderer  Bedeutung,  als  die  neuere  Doktrin  dieses 
nimmt,  wo  es  nur  zufällig  ist,  wenn  ein  Zusammentreffen  stall  findet. 
Jetzt  werden  in  der  ersten  Abtheilung  nach  dem  furtum  und  den 
bona  vi  rapta  —  wo  wieder  eine  Reihe  von  Zusammenhängen  mit 
dem  crimen  vis  u.  s.  w.  zu  beachten  sind,  noch  Betrug  ( dolus, 
s  t e  llionatus  )  getrennt  von  dem  falsum,  dessen  Stelle  allerdings 
eine  andere  ist,  —  Erpressung  (coneussio)  und  Verbrechen  der 
FTchler  (crimen  reeep  tatorum)  in  einer  Weise  vorgetragen,  wo 
entweder  der  Einfluss  dieser  Anordnung  mehr  als  billig  sich  bekun- 
det, oder  die  Unabhängigkeit  von  derselben,  die  für  den  Inhalt 
gleichgültig  erscheint,  ein  Zcugniss  wider  die  Methode  abgiebt. 
Krit.  Jahrb. f.D. RW.  Jahrg.  XI.  H.  TOI.  44 
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Von  „den  Verbrechen  gegen  fremde  Ehre  (injuria)"  ist 
in  der  zweiten,  und  gegen  die  Freiheit  in  der  dritten  Abihei- 
lung, welche  insbesondere  Menschenraub  (pla  gium)  und  Ent- 
führung (raplus)  in  sich  begreift,  die  Rede,  woran  sich  in  der 
schon  erwähnten  vierten  Abtheilung,  „Verbrechen  gegen 
Leben  und  Gesundheit"  sohliesscn.  Dass  bei  den  Tödtungcn 
Mord  zum  Ausgangspunkt  und  Gattungsbegriff  gemacht  werde,  würde 

—  in  so  fern  die  scharfe  Begriflslrennung  von  Mord  und  Todtschlag 
der  frühesten  Zeit  gewiss  nicht  angehört,  eher  für  die  geschicht- 
liche, als  für  die  hier  vorherrschende  systematische  Darstellung  an- 
gemessen seyn.  Ausser  dem  Majestätsverbrechen  im  Syine  des 
römischen  Rechts  ist  kaum  ein  anderes  mehr  geeignet,  eine  vollstän- 
dige und  in  sich  seihst  geschlossene  Entwicklung  nach  allen  Seiten 
hin  zu  gestalten,  als  das  der  Tödtung,  und  der  Unterarten,  so  wie 
der  sich  anschliessende  Angriff  auf  die  Gesundheit,  die  geistige  und 
körperliche  Integrität.  Jenes  kann  für  politische,  dieses  für  Verbre- 
chen wider  Einzelne,  als  Muster  der  legislativen,  doktrinellen  und 
praktischen  Behandlung  gelten,  wo  sich  denn  in  Verbindung  mit  allen 
den  einschlagenden  Lehren  und  den  auf  die  juristische  Würdigung 
Einfluss  ausübenden  Umstünden  die  Geschichte  auf  befriedigende  und 
belehrende  Weise  darstellen  lässt.  Als  Mittelpunkt  müssle  dann  frei- 
lich eine  Hauptquclle,  insbesondere  die  Lex  Cornelia  de  sicariis 
gewählt  und  von  diesem  aus,"  auf  den  sich  Alles  hin  bezöge,  die 
Geschichte  entwickelt  werden,  nachdem  für  die  frühere  Zeit  die 
Grundlage  durch  die  Benutzung  des  vorhandenen  Stoffes  gewonnen 
und  dem  weitern  Zweck  dienstbar  gemacht  wäre.    Dann  würden  sich 

—  gleichsam  die  Uebergängc  zu  andern  Verbrechen  und  beziehungs- 
weise den  gesetzlichen  Vorschriften  über  solche  machend,  und  indem 
sie  zugleich  die  Begrenzungen,  welche  erforderlich  sind,  darböten, 
die  verwandten  Lehren  anreihen.  Wenn  das  Svstem  in  dieser  Weise 
nicht  ganz  in  sich  abgeschlossen  erschiene,  sondern  eine  Breite  und 
eine  Art  von  Unbestimmtheit  sich  nicht  verkennen  Hesse,  indem  überall 
nicht  lediglich  von  Tödtungcn  und  deren  Unterarten  die  Rede  wäre, 
sondern  einerseits  noch  manche  andere  Verbrechen  in  der  Darstellung 
ihren  Platz  fänden,  andererseits  unter  dem  Gesichtspunkte  anderer 
gesetzlichen  Vorschriften  auch  wieder  der  Tödlungen,  Verletzun- 
gen u.  s.  w.  Erwähnung  geschehen  müsste,  so  fände  diess  seine  ge- 
schichtliche Rechtfertigung  in  der  uns  bekannten  Weise  der  Auffas- 
sung von  Seiten  der  Römer.  Die  Lex  Cornelia  s.  a.  —  wie  die 
Meisten  gehen  weiter,  und  beschränken  sich  nicht  auf  ein  bestimmtes 
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und  somit  definirtes  Verbrechen ;  es  werden  einzelne  Falle  aufgerührt, 
die  nicht  einmal  stets  eine  innere  Verwandschaft  haben,  wo  vielmehr 
äussere  Umstände,  Erfahrungen  u.s.w.  sich  bei  hervortretenden  prak- 
tischen Bedürfnissen  geltend  machen.  So  bildet  sich  durch  gegen- 
seitiges Ergänzen  und  Ineinandergreifen  der  leget  und  der  auf  sie 
gegründeten  Jurisprudenz  ein  System,  das  wieder  nur  vom  IVozcss 
aus  und  mit  Rücksicht  auf  die  Lehre  von  der  accusatio^  und  der  Wahl 
der  Art  der  Anklage,  der  Concurrenz  ganz  gewürdigt  zu  werden 
vermag.  Und  für  eine  Arbeit,  die  bestimmt  ist,  zum  Versl.lndniss 
der  Classiker  zu  dienen,  scheint  mir  dieser  Gesichtspunkt  durchgrei- 
fender und  fruchtbarer.  Für  den  praktischen  Zweck,  selbst  nur  als 
Hülfsmittci  für  die  Kcnntniss  des  gemeinen  Hechts,  ist  freilich  eine 
andere  Art  der  Behandlung  bedingt,  die  dann  aher  auch  nicht  bei 
dem  römischen  Rechte,  selbst  in  seiner  letzten  Gestalt  stehen  bleiben 
darf,  sondern  die  weitere  Gestalt  zu  berücksichtigen  hat,  welche  das- 
selbe unter  den  bekannten  Einflüssen  angenommen  hat,  von  denen 
die  Dogmengeschichte  Rechenschaft  giebt,  wo  denn  das  römische 
Recht  eben  so  modificirt  wird,  als  es  seinerseits  auf  das  einheimische 
modificirend  einwirkt.  Doch  dicss  nur  gelegentlich  —  es  berührt 
die  jetzige  Betrachtung  nur  entfernt.  Was  der  Verf.  in  der  Weise, 
wie  er  sich  den  Plan  vorgezeichnet,  gerade  hier,  bei  der  Lehre  von 
den  Tödtungen,  geleistet  hat,  verdient  die  dankbarste  Anerkennung 
der  Freunde  der  Wissenschaft. 

Dieselbe  Anerkennung  muss  ich  der  sorgfälligen  Abhandlung  der 
Lehre  vom  Hochverrat»  (perduellio)  und  Maj  esta tsverbre- 
c/ien  ( majesta tis  crimen)  widmen,  welche  das  zweite  Buch: 
,,Die  Verbrechen  gegen  die  Rechte  der  Gesellschaft"  er- 
öffnet, und  zwar  die  in  der  ersten  Abtheilung  erörterten  „Ver- 
brechen gegen  den  Staat  im  Ganzen",  wo  diese  Lehre  und  was 
mit  ihr  zusammenhängt,  in  eilf  Kapiteln  (S.  464 — 597.)  auseinander- 
gesetzt ist.  Römisch  ist  nun  auch  hier  wieder  nicht  das  Gepräge  der 
Behandlung  des  St  olles,  und  die  Unterstellung  des  Staats  unter  die 
Gesellschaft  ist  nicht  geeignet,  die  wahrhaften  Voraussetzungen  er- 
kennen zu  lassen,  die  bei  jenem  Verbrechen  statt  finden,  insbeson- 
dere nicht  für  die  früheste  Zeit  und  die  alte  Pcrduellion.  Dass  sich 
vom  Standpunkte  unserer  Zeit  und  der  Auffassung  der  Begriffe  von 
Staat  und  Gesellschaft  gar  Manches  dagegen  erinnern  lasse,  will  ich, 
mit  der  Andeutung  mich  begnügend,  hier  nicht  weiter  ausführen.  Ich 
würde  mich  befriedigt  finden,  wenn  das,  was  ich  Tür  den  modernen 
systematischen  Standpunkt,  aufweichen  sich  der  Verf.  versetzt  hat, — 
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ohne  Zweifel  aus  ihm  crhcblieh  scheinenden,  wenn  gleich  nicht  ent- 
scheidenden Gründen,  —  als  verfehlt  betrachten  muss,  seine  Wahr- 
heil und  Geltung  für  die  römische  Anschauung  behauptete.  Aber  so 
ist  es  nicht,  und  ich  fürchte,  dass  die  sonst  gelungene  und  beach- 
lenswerlhc  Darstellung  durch  diese  und  ähnliche  Versuche  eine  An- 
näherung an  das,  was  uns  geläufig  ist,  zu  bewirken,  einen  Theil  des 
W  erlhes  entbehre,  den  der  Verfasser  ihr  zu  geben  geeignet  und  be- 
mühet ist.  Die  Ausführung  selbst  macht  aber  auch  Manches  wieder 
gut  und  wenn  eine  Iucongruenz  zu  den  Ucberschriflen  hervortritt,  so 
fern  diese  wirklich  die  Bestimmung  halten,  einen  leitenden  und  Grund- 
gedanken auszusprechen  und  an  die  Spitze  zu  stellen,  so  ist  diess 
der  geringere  Nachlheil  gegen  den  Sieg  einer  sich  geltend  machen- 
den Wahrheit.  I J ei  dem  maj estatis  crimen  sind  mit  Recht  die 
wichtigsten  leges  de  judicio  publico,  die  Lex  Apuleia,  Lex 
Varia,  Lex  Cornelia,  Lex  Julia  majestalis ,  in  besondern 
Kapiteln  ihrem  Inhalt  nach  und  mit  Rücksicht  auf  den  Prozess  auf 
Grundlage  der  Quellenzeugnisse  zum  Mittelpunkt  der  Untersuchung 
gemacht  worden:  zugleich  als  geschichtliche  Vorbereitung  zu  der  (im 
sechsten  Kapitel)  folgenden  „systematischen  Uebersicbt  der 
maj  es  las  imminuta  oder  laesa  in  der  Kaiserzeil1',  wie  es 
hier  —  freilich  nicht  sehr  genau  —  ausgedrückt  wird.  Denn  die 
majestas  laesa  lasst  sich  nicht  systematisch  übersehen.  Es  ist  die 
Rede  vou  Handlungen,  die  das  fragliche  Verbrechen  begründen,  von 
den  besondern  Verfehlungen  und  Denchmensweisen,  die  gegen  die 
majestas  gerichtet,  eine  imminulio  oder  laesio  derselben  so  enthal- 
ten, dass  sie  unter  das  Strafgesetz  fallen.  Dergleichen  kleine  L'n- 
genauigkeilen,  oft  nur  durch  das  Streben  nach  Kürze  veranlasst, 
linden  sich  öfter;  der  Leser  wird  sie  slillschweigend  verbessern  oder, 
indem  er  sein  Augenmerk  auf  den  behandelten  Gegenstand  selbst 
richtet,  vielleicht  nicht  überall  wahrnehmen.  Dem  ßeurtheiler,  der 
ein  im  Ganzen  tüchtiges  Werk  auch  von  den  Formfehlern  gern  frei 
sähe,  wird  es  um  so  eher  erlaubt  seyn,  einmal  auch  hierüber  sich 
zu  äussern,  als  seine  Weise,  sich  zu  dem  Werke  und  dessen  Ver- 
fasser zu  stellen,  ihn  von  dem  Verdachte  frei  sprechen  muss,  auf 
Untergeordnetes  einen  Werth  zu  legen.  Eine  vortreffliche  Zugabe  — 
bei  allen  Lehren  der  Verbrechen,  welche  behandelt  werden  —  die 
aber  hier  vorzugsweise  im  vollen  Glänze  erscheint,  ist  die  sorgfäl- 
tige und  reiche  Angabe  von  Rechtsfallen  und  Prozessen,  von  denen 
uns  die  alten  Glassiker  Nachricht  geben  und  welche  nach  der  Zeit- 
folge mit  Anschlicssung  an  die  zur  Anwendung  gebrachten  geselz- 
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liehen  Bestimmungen  —  mehr  oder  minder  ausführlich  mitgelheilt 
werden.  Dieses  Eine  schon,  dass  eine  solche  wissenschaftliche  Zu- 
sammenstellung geliefert  ist,  wie  wir  sie  bisher  nicht  belassen,  würde 
/i/nreichen,  dem  Werke,  das  so  viele  lobcnswerlhe  Seiten  darbietet, 

einen  bleibenden  Werth  zu  sichern.  Wenn  auch  dem.  der  das  rttmischc 
Strafrecht  aus  den  Quellen  studirt,  das  Meiste  nicht  fremd  seyn  wird, 
so  ist  doch  der  Inhalt,  in  der  hier  beobachteten  Weise  geordnet 
und  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre  in  unmittelbare 
Verbindung  gesetzt,  eben  so  geeignet,  zur  Erläuterung  der  juristi- 
schen Theorie  zu  dienen,  als  durch  diese  eine  Iii  l.inlerung  zu  er- 
fahren, und  gewiss  wird  jeder  theilnchmende  Leser  diese  Heehtsfällc 
mit  Vergnügen  und  Belehrung  sieh  vergegenwärtigen.  Der  Kritik  — 
nicht  des  Buches  — ■  sondern  der  Bciirtheilung  der  vor  Gericht  ge- 
zogenen Ucbertreter  —  bleibt  allerdings  noch  ein  weites  Feld.  Wie 
viel  Missbrauch  in  einer  Zeit  der  Gewalt  und  Willkühr  unter  dem 
Vorwande  der  Rcehtspllege  gerade  mit  den  Verfolgungen  wegen  des 
m aj eslatis  crimen  getrieben  worden  sey,  von  welchem  Plinius 
sagt  —  es  sey  gewesen:  singulare  et  unicum  corum,  qui  cri- 
minc  vacabant  —  darf  hier  so  wenig  erst  erinnert  werden,  als 
dass  gegen  nicht  wenige  der  mitgcthciltcn  getrolFenen  Entscheidungen 
auf  ihrer  eigenen  Grundlage  gerechte  Bedenken  sich  ergeben.  Man 
muss  diess  vor  Augen  haben,  um  sich  in  der  erforderlichen  Vorsicht 
zu  befestigen  und  nicht  etwa  zu  viel  aus  den  Zeugnissen  der  nicht- 
juristischen  Classikcr  abzuleiten.  Diese  selbst,  z.  B.  Tacitus,  wenn 
er  von  Tiberius  n.  s.  w.  spricht,  warnen  uns  allerdings  schon  durch 
ihre  eigene  Darstellung.  Man  würde  ein  falsches  Bild  der  römischen 
Rechlslehre  von  Ilochverrath  und  Majeslätsverbrechen  sich  machen, 
wollte  man  überall  in  den  Handlungen,  die  Einzelnen  Unheil  brachten, 
den  Thalbcstand  jener  Verbrechen,  in  den  angewendeten  Formen  ein 
gesetzliches  Verfahren ,  in  den  zugefügten  Uebeln  und  den  versteckten 
oder  offenen  Machtsprüchen  den  Ausdruck  eines  gerechten  Urlheils 
und  eine  rechtmässige  verwirkte  Strafe  erkennen*). 

Es  folgt  die  zweite  Abtheilung:  „Verbrechen  in  Bezie- 
hung auf  den  Staatsdienst."  Und  zwar  bespricht  der  erste  Ab- 
schnitt ,,die  Amtsverbrechen  im  Allgemeinen.14  Nach  den 
Grundsätzen,  die  ich  sonst  über  die  aus  den  Quellen  und  den  geschiclil- 


*)  Bei  dieser  Gelegenheit  will  ich  verweisen  auf  C.  G.  Zumpt:  „Uebcr 
die  persönliche  Freiheit  des  römischen  Surgera  und  die  gesetzlichen  Garantien 
derselben.  Dnrmsladt,  184t».4',  nnd  die  lehrreiche  Anzeige  (eines  mir  unbe- 
kannten Ree.)  im  Leipziger  Heperlorium  1810.,  Heft  34.  S. '285.11. 
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liehen  Traditionen  zu  entlehnende  Einteilung  und  Anordnung  des 
positiven  RechtsstofTes  aufgestellt  habe,  würde,  da  die  Kömer  selbst 
delicto  communia  und  proprio  als  deren  Hauptbeispiel  die 
der  mittles  angeführt  werden  —  unterscheiden,  nichts  gegen  eine 

solche  Sonderung  an  sich  zu  erinnern  seyn.  Auch  die  Stellung  der 
Lehre  hei  den  jetzt  s.  g.  Öffentlichen  Verbrechen  ist  richtig.  Aber 
die  beiden  Bezeichnungen  und  die  dabei  vorausgesetzten  Begriffe 
„Staatsdienst"  und  „Amts*  erbrechen'4  würde  ich  für  die  Ge- 
schichte des  römischen  Strafrechts  vermieden  wünschen.  Was  wir 
unter  Staatsdienst  verstehen,  ist  den  Römern  eben  so  fremd,  als  das, 
was  für  unsere  heutigen  sittlichen  und  staatsrechtlichen  Begriffe  (die 
privatrechlliche  Seile  ist  hier  eine  untergeordnete)  die  unerüissliche 
Voraussetzung  ist.  —  Nicht  minder  ist  aber  auch  der  Begriff  des 
öffentlichen  Amtes  und  die  Bedeutung  dos  Amtsverbrechens  verschie- 
den von  dem,  was  bei  den  Römern  munus  publicum,  officium  magi- 
stratus  u.  s.  w.  bezeichnet.  Was  bei  uns  das  Vorherrschende  ist,  die 
innere  Würdigkeit,  die  Integrität  des  Beamten  nach  der  objektiven 
Seite,  die  ein  Gegenstand  unmittelbarer  Aufsieht,  Ueberwachung  und 
Disciplin  ist,  das  tritt  bei  den  Römern  selbstständig  nicht  hervor,  und 
überhaupt  zurück  gegen  die  materielle  Seite  des  Unrechts,  welches 
ein  Magistrats  als  solcher  und  durch  Missbrauch  der  ihm  anver- 
trauten Gewalt  oder  bei  Gelegenheit  einer  solchen  verübt.  Sind  es 
dann  nicht  Verbrechen,  die  auch  unter  einen  andern  Gesichtspuckt 
gezogen  werden  können,  Mord,  Eigcnthumsbceintrnchtigung,  und  die 
zum  Theil  aus  prozessualen  Rücksichten  unter  besondere  leges  ge- 
stellt werden,  so  bieten  sie  auch  wohl  eine  vorherrschend  privat- 
rechtliche  Seite  dar  (crimen  peculatus  und  de  residuis,  ja  zum 
Theil  selbst  repclundarum).  Jedenfalls  stehen  die  eigentlichen 
Verbrechen  der  Magistratus,  wenigstens  zur  Zeit  der  Republik  und 
auch  noch  lange  nachher,  in  einer  so  unmittelbaren  Beziehung  auf 
das  Öffentliche  Recht  im  weitern  Sinn,  dass  sie  für  die  Betrachtung 
einen  Standpunkt  darbieten,  dem  das,  was  der  Verf.  als  Rubrik  ge- 
wählt hat,  nicht  völlig  entspricht,  und  wofür  letzteres  nicht  er- 
schöpfend ist.  Man  darf  nur  berücksichtigen,  dass  das  majestatis 
crimen  Vieles  hieher  gehörige  umfasse,  dass  die  Grenze  zwischen 
m  repelundarum  crimen  nicht  überall  scharf  ge- 
zogen sey;  man  muss  überhaupt  einerseits  die  Eigentümlichkeit  der 
leges  über  judicia  publica ,  der  Art,  wie  die  unterzustellenden  Falle 
aufgezählt  werden,  der  Concurrcnz  der  möglichen  Anklagen,  ander- 
seits die 
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gebnisse  zu  gelangen,  dass  jene  Lehre,  der  jetzt  i,  g.  Amtsverbre- 
chen, kaum  für  die  spätere  Zeit  des  römischen  Hechts  eine  Behand- 
lung zulasse,  für  welche  die  heutige  Auffassung  eine  Parallele  böte. 
Es  sind  die  Mehrzahl  der  hier  zu  betrachtenden  Frevel  und  Gesetzes- 
übertretungen weit  näher  mit  den  übrigen  öffentlichen  Verbrechen 
verwandt,  als  dass  sie  eine  eigene  Classc  von  Widerrcchllichkcitcn 
der  Staatsdiener  bildeten.  Die  milgethcilten  Hechtsfälle  selbst  be- 
stätigen meine  Ansicht.  Ja  das  Verbrechen,  welches  vorzugsweise 
als  Amisverbrechen  genannt  wird  und  für  die  ganze  Untersuchung 
und  juristische  Behandlung  den  Mittelpunkt  bietet,  das  repetun- 
darum  crimen,  kommt  in  verhältnismässig  späterer  Zeit  erst  als 
eigenes  vor,  und  nicfit  in  Beziehung  auf  die  innere  Amtsverwaltung, 
auf  die  Pflichten  dem  Staat  und  Gemeinwesen  gegenüber,  sondern  im 
Verhältniss  zu  der  Provinzial- Verwaltung,  vornehmlich  zu  den  Ein- 
wohnern der  Provinzen;  und  die  Art  und  Weise,  wie  namentlich  in 
der  altern  Zeit  die  Beschwerden  der  Proviuzialen  aufgenommen,  wie 
ihnen,  wenn  sie  irgend  eine  Berücksichtigung  fanden,  abgeholfen, 
das  Verfahren,  welches  dabei  beobachtet,  der  Gesichtspunkt,  von 
welchem  bei  der  Beurtheiluug  ausgegangen  wurde,  —  Alles  diess 
lässt  erkennen,  dass  die  römische  Grundauffassung  zunächst  schon 
mehr  eine  politische,  als  eine  juristische,  dann  aber  eine  andere  als 
die  durch  die  Ucberschriftcu  angedeutete  sey.  Aber  auch  hier  ver- 
bessert die  Darstellung  jene,  im  Ganzen  mehr  formellen  Fehler: 
die  Methode  derselben  und  was  ihr  dem  Inhalt  naeh  zum  Lobe  ge- 
reicht, ist  hier  nie  bei  der  unmittelbar  zuvor  betrachteten  Lebre. 
Was  das  crimen  repetundarum  insbesondere  betrifft,  so  hat  uns 
C.  Th.  Zumpt  ohnla'ngst  mit  einer  Untersuchung  beschenkt,  die  als 
ein  neues  Verdienst  zu  so  vielen  andern  kommt,  welche  dieser  ge- 
lehrte Sprach-  und  Altcrthums-Kcnner  sich  auch  um  unsere  Wissen- 
schaft erworben  hat  *).  Für  die  ganze  Abtheilung  und  den  weitern 
Inhalt,  den  hier  vollständig  anzugeben  Zeit  und  Raum  gebrechen, 
mag  noch  auf  das,  immer  beachtenswerthe  Werk  von  E.  Labou- 
laye**)  verwiesen  werden.  Auch  in  diesem  Gebiet  bedarf  es  noch 
weiterer  Vorarbeiten,  che  es  gestattet  seyn  wird,  die  für  fertig  zu 
/lallenden  Ergebnisse  in  einer  coinpendiarischen  Darstellung  zusam- 
menzufassen. 


*)  De  legibus  judieiisque  repetundarum  in  republica  RomanaCommentationes 
duae  leclae  in  consessibus  Academiae  Litt.  Reg.  Berol.  —  Rerol.  MDCCCXLV» 
**)  Fssai  sur  /es  lois  criminelles  des  Romains  concernant  1«  responsabthte 
des  Magistrats.    Paris,  ( Leipzic) ,  1845. 
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Auf  diese  Abtheilung,  deren  Umfang  (S.  598—  733.)  nicht  da* 
einzige  Zeuguiss  der  Sorgfall  ist,  die  der  Verfasser  dem  Gegenstände 
gewidmet  hat,  folgen  in  der  dritten  Abiheilung:  „Verbrechen 
gegen  den  öffentlichen  Frieden  und  die  öffentliche  fides" 
—  wieder  eine  Rubrik,  mit  der  ich  mich  nicht  zu  befreunden  ver- 
mag. Die  Zusammenstellung  nach  diesen  materiellen  Gesichtspunkten 
wird  für  das  römische  Recht  nicht  schon  dadurch  gerechtfertigt,  dass 
zwei  llauptverbrcchen,  welche  nach  ihrer  formellen  Seite  neben  ein- 
ander zu  erwähnen  sind,  vis  und  f  als  um  hier  vorkommen.  Gerade 
die  Seile,  nach  welcher  diess  gestattet  werden  möchte  und  wodurch 
zugleich  System  und  Methode  auf  eine  der  juristischen  Behandlung 
durch  die  Allen  entsprechende  Weise  gegeben  wären  —  ist  von  dein 
Verf.  theils  nicht  zugestanden,  theils,  auch  wo  sie  nicht  in  Anrede 
gestellt  werden  kann,  nicht  genügend  geltend  gemacht.  Diese  Al>- 
theilong  trennt  einerseits  Zusammengehöriges,  was  iu  die  bisher  ab- 
gehandeltcn  oder  nachfolgenden  Abiheilungen  gewiesen  ist,  anderer- 
seits nimmt  sie  Lehren  auf,  deren  Stelle  eine  andere  seyn  sollte, 
möge  man  nuu  von  dem  geschichtlichen  oder  systematischen  Stand- 
punkte ausgehen.  Eine  kurze  Angabe  des  Inhalts  wird  diese  Bemer- 
kung begründen.  Zu  den  Verbrechen  gegen  die  öffentliche  Sicher- 
heit, deren  Reihe  mit  Hecht  das  crimen  vis  eröffnet,  wird  nach 
der  „ungesetzlichen  Befreiung  eines  Gefangenen4«  (Sclbst- 
befreiuug  und  Befreiung  durch  Andere)  das  irtcendiumt  gerechnet. 
Dagegcu  iiesse  sich  weniger  sagen,  wenn  sonst  dem  römischen  Sy- 
stem sein  Recht  widerführe:  die  Verursachung  eines  incendium  wird 
da,  wo  die  lex  nicht  einen  abstrakten  BegrifT  eiues  Verbrechens  an- 
giebt,  sondern  die  einzelnen  Handlungen  aufzält,  durch  deren  Be- 
gehung Jemand  dem  Gesetze  verfüllt,  mehrmals  und  unter  andern 
auch  bei  Gelegenheit  der  vis  erwähnt.  Allein  nach  dem  Begriff,  mit 
dem  der  Verf.  (S.  705.)  die  Lehre  beginnt,  passt  sie  nicht  so  unter 
die  von  ihm  gewählte  ilauptrubrik,  und,  wiewohl  man  bei  der  Brand- 
stiftung auch  von  einer  Störung  des  öffentlichen  Friedens  sprechen 
kann,  so  ist  dieses  doch  theils  nicht  der  llauptgesichtspunkt  und  nicht 
für  alle  Unterarten  allgemein  Charakteristisches,  theils  wird 
iter  dem  öffentlichen  Frieden  etwas  Anderes  verstanden,  als 
z.  B.  bei  der  vis  publica  und  den  Handlungen,  welche  mehr  eine 
politische  Gefährlichkeit  bekunden.  Dann  aber  wird  bei  und  nach 
dem  falsum  unter  der  Rubrik  „die  andern  in  Täuschung  bestehen- 
den Verbrechen"  der  Meineid  vorgetragen,  desseu  Stelle,  wenig- 
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der  Verbrechen  rcligions  widriger  Richtung  unterscheidet  (—was  ich 
für  ein  System  des  geltenden  Rechts  nur  billigen  kann  und  selbst 
auch  in  meinem  Lehrbuche  gelhan  habe  — )  —  bei  diesen  seyn  sollte. 
Dass  das  hier  coneurrirende  falsum  nicht  der  einzige  und  entschei- 
dende Gesichtspunkt  nach  römischer  Auffassung  sey,  habe  ich  bei 
anderer  Gelegenheit  ausgeführt  und  muss  auch  hier,  um  nicht  zu 
weilläuftig  zu  werden,  mir  eine  Verweisung  auf  sonst  Abgehandeltes 
erlauben. 

Die  „Unredlichkeiten  der  Ankläger",  die  zunächst  unter 
der  Ucberschrtft:  „Zweites,  drittes  und  viertes  Kapitel"  ge- 
nannt werden,  geben  zu  einer  ähnlichen  Betrachtung  Anlass.  Aber 
auch  jene  Rubrik  schon  ist  eben  so  willkuhrlicb,  als  dass  nun  unmit- 
telbar darauf  das  zweite  Kapitel  von  der  „praevaricatio"  u.s.w. 
folgt.    Sollten,  wie  es  von  dem  Juristen  Marcian  geschehen,  die 
drei  Arten  der  temeritas  der  Ankläger  —  was  etwas  mehr  als 
blosse  Unredlichkeit  und  nicht  blos  eine  Gestalt  des  falsum  ist  — 
so  zusammengestellt  werden,  so  war  das  Gemeinsame,  was  seine 
Grundlage  im  strafrechtlichen  Verfahren  hat,  vorauszuschicken,  das 
Besondere  der  Praevarication,  Tergiversation  und  Calumnie 
als  untergeordnet  und  abgeleitet  darzustellen.      Ueberhaupt  aber 
musste  hier  das  Verfahren,  welches  die  objektive  Voraussetzung  der 
Möglichkeit  dieser  Verbrechen  ist,  den  Mittelpunkt  machen.  Jeden- 
falls ist  dieses,  gegen  die  in  der  Handlung  sonst  liegende  Falsch- 
heit, das  Wesentliche.   Ich  sehe  zwar,  dass  der  Verf.  dieses  in  der 
Ausführung  nicht  unbeachtet  gelassen  hat,  wie  es  sich  denn  sofort 
aus  den  Quellen  darbietet,  aber  —  ich  muss  es  wiederholen,  dasAn- 
schliessen  an  die  heutigen  Systeme  —  selbst  abgesehen  von  den  Ein- 
wendungen, die  sich  gegen  diese  machen  lassen  —  thut  der  römischen 
Auffassung  vielfachen  Eintrag,  und  wenn  dieses  weniger,  als  man  er- 
warten sollte,  der  Fall  ist,  weil  doch  auch  wieder  der  aus  den  Quellen 
geschöpfte  Inhalt  sein  Recht  behauptet,  so  geschieht  diess  in  einem 
fast  durchgängigen  Widerspruch  von  Form  und  Inhalt.     Dass  jene 
Verbrechen  vornehmlich,  beziehungsweise  ausschliessencl  extra  or- 
dinem  gerügt  wurden,  soll  hier  nicht  weiter  geltend  gemacht  wer- 
den, da  der  Verf.  ohnehin  dieser  vom  Verfahren  entlehnten  Eintei- 
lung der  strafbaren  Handlungen  keinen  Einfluss  auf  seine  Anordnung 
gestaltet  hat. 

Dann  ist  endlich  noch  erwähnt:    „Grenzverrückung  oder 
Verfälschung"  —  nchralich  der  Grenzen  —  und  der  letzte 
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(fünfte)  Abschnitt  dieser  Abtheilung  „von  den  Verbrechen 
gegen  den  Öffentlichen  Frieden  und  die  öffentliche  fides" 
bespricht  noch  kürzlich  „Vergehen  gegen  die  Polizeigesetze", 
als  welche  bezeichnet  werden:  „Verbotene  Genossenschaften 

(collegia  illicita),  Zolldefraudntion  (crimen  fraudali 
vectigafis),  Handclswuchcr  (dardanariatus),  Zinswucher 
(foenus  HUeitum)  und  verbotene  Spiele. 41  Es  sind  allerdings 
sehr  verschiedene  Gesichtspunkte  der  politischen  Gefährlichkeit,  nach 
denen  gewisse  Gesellschaften  und  Verbindungen  untersagt  sind,  und 
des  bürgerlichen  Verkehrt,  wonach  eine  Grenze  des  Zinsfusses  be- 
stimmt wird.  Den  BegrifT  unserer  Polizei  den  römischen  Veranstal- 
tungen, "^die  hierbei  zur  Grundlage  dienen,  unterzulegen,  erscheint 
schon  bedenklich;  doch  mag  es  cinigermaassen  verlheidigt  werden. 
Für  das  Strafrecht  der  Römer  aber  eine  Classe  von  Polizeivergehen 
aufzustellen,  welche  (S.  824.  Note  *))  naher  als  Vergehen  gegen 
die  Polizeigesetze  definirt  werden,  scheint  mir  für  die  wahrhaft  ge- 
schichtliche Begründung  ganz  unzulässig.  Diess  hat  freilich  schon 
mehrfach  bei  Betrachtung  des  Werkes  erinnert  werden  müssen.  Aber 
es  dringt  sich  immer  wieder  von  Neuem  auf.  Geht  man  von  einem 
der  jetzigen  Zeit  und  Anschauung  angehörigen  Gesichtspunkte  aus, 
setzt  man  hiernach  z.  B.  den  Begriff  der  Polizei,  der  Polizeistraf- 
gesetze und  der  gegen  solche  gerichteten  Polizeivergehen  als  einen 
gegebenen  voraus,  und  fragt  man  nun,  die  Geschichte  zu  Ralhc  zie- 
hend, also  zurückblickend,  was  die  frühere  Zeit,  was  die  römische 
Bildung  Entsprechendes  gehabt  habe,  so  wird  es  nicht  zu  missbilligcn 
seyn,  wenn  man  jene  und  noch  andere  Vorschriften  als  analoge  an- 
führt, und  diesen  Weg  schlagen  meist  unsere  neuen  Compcndien  ein, 
so  fern  sie  überhaupt  der  Geschichte  eine  Stelle  einräumen.  Diess 
hat  eine  Rechtfertigung,  die  hier  nicht  weiter  Gegenstand  der  Aus- 
einandersetzung ist.  Aber  wo  die  Geschichte  selbst  Ziel  und  Aus- 
gangspunkt ist,  wo  die  Untersuchung  sich  lediglich  auf  dem  Boden 
des  Römerthums  zu  bewegen  hat,  da  ist  kein  Bedürfniss,  die  günstige 
und  für  den  Arbeiter  schöne  Stellung  zu  verlassen,  um  sich  in  eine 
andere  zu  versetzen,  von  welcher  aus  der  Blick  ein  nicht  mehr  freier 
und  unbefangener  ist,  und  wo  das  Ergcbniss,  wenn  man  eine  letzte 
Beziehung  auf  die  neuere  Zeit  und  die  dieser  geläufigen  Begriffe  als 
Ziel  annimmt,  thcils  zweifelhaft,  theils  nurdurch  Aufopferungen  er- 
langt wird. 

Ucbcr  Einzelnes  soll  auch  hier  nicht  gesprochen  werden.  Zu 
der  Lehre  der  Zolldcfraudalion  muss  ich  jedoch  auf  II.  E.  Dirksen'> 
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treffliche  Abhandlung  über  die  spätere  Eingangssteuergesetzgebung 
aufmerksam  machen  *). 

End/ich  das  dritte  Buch:  „Die  Verbrechen  gegen  die 
Sitte  und  gegen  die  Religion",  dessen  erste  Abiheilung  von 
den  „Verletzungen  der  Moral,  namentlich  der  Heiligkeit  der 
Ehe  und  der  Züchtigkeit"  handelt  und  mit  dem  Ehebruch  den 
ersten  Abschnitt  eröffnet,  führt  gleich  in  der  Definition  des  Verbre- 
chens (S.  835.)  auf  den  schon  mehrmals  gerügten  Widerspruch.  So 
schön  und  wUrdig  die  der  Zeit  der  classisehen  Juristen  angehörigen 
Definitionen  der  Ehe  sind,  so  wenig  hat  diese  Auffassung  auf  die 
rccht/icbe  Behandlung  des  Ehebruchs,  besonders  der  vorhergehen- 
den Perioden,  einen  Einfluss  ausgeübt.  Der  Ehebruch,  —  als  Ver- 
letzung des  jus  mariti,  zunächst  also  als  Verbrechen  der  Galtin, 
wird  lediglich  als  Rechtsverletzung,  nicht  als  Verbrechen  gegen  die 
Sitte  und  die  Heiligkeit  der  Ehe  als  solche,  betrachtet.  Der 
moralische  Standpunkt,  wenn  man  diesen  nicht  mit  dem  objektiv  sitt- 
lichen für  identisch  nehmen  will,  —  als  subjektiver  ist  dem  römischen 
Slrafrecht  fremd.  Auch  die  Bigamie  (S.  857.  858.)  bietet  eine 
andere  Seile  der  Betrachtung  dar.  Gegen  die  Unterstellung  von 
sfuprum  und  Inccst  ist  weniger  zu  erinnern;  in  Betreff  des  letz- 
tem beziehe  ich  mich  auf  eine  ohnlängst  von  mir  gelieferte  Abhand- 
lung, die  mir  auch  Gelegenheit  gegeben  auf  das  römische  Recht  kürz- 
lich einzugehen**).  Nach  dem  Lenocinium  folgt  in  dem  letzten 
(sechsten)  Abschnitt  der  „Selbstmord."  Eine  eben  so  auf- 
fallende Zusammenstellung,  als  für  eine  römische  Bcchtsgeschichte 
es  eine  mit  deren  Bestimmung  und  Inhalt  eigentümlich  contrastirende 
Bemerkung  ist,  mit  welcher  die  Abhandlung  eröffnet  wird.  „  Der 
Selbstmord  findet  nach  den  Ansichten  der  christlichen  Ethik  hier 
am  Ende  der  Verbrechen  gegen  die  Moral  einen  Platz,  obgleich  die 
Römer  ihn  niemals  als  ein  Verbrechen  ansahen."  Es  muss  hierin 
Veranlassung  genug  liegen,  des  Selbstmordes  nicht  in  der  Reihe  be- 
sonderer Verbrechen  zu  gedenken,  vielmehr  seiner,  wo  er  für  straf- 
bar ausnahmsweise  galt,  wo  nicht,  an  einer  andern  Stelle  und  in  einem 
andern  Zusammenhang  gedacht  werden. 

Die  letzte  Abiheilung  bilden:  „Verbrechen  gegen  die 
Religion."    So  sehr  ich  dafür  bin,  diese  selbstsländig  zu  behan- 

*)  Ueber  ein  in  Justinian's  Pandekten  enthaltenes  Verzcichniss  auslän- 
discher Waaren ,  von  denen  eine  Eingangssteuer  an  den  Zollstälten  des  römi- 
schen Reiches  erhoben  wurde.  Gelesen  in  der  Academie  der  Wissenschaften 
am  2.  Nov.  1843. 

**)  Archiv  des Crim.-R.  1846.  S.  1—54. 
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«lein,  und  zwar  auch  für  die  geschichtliche  Darstellung,  so  wenig 
vermag  ich  das,  was  hier  gegeben  ist,  als  hinreichend  anzuerkennen. 
Zunächst  musste  der  Zusammenhang  des  Religiösen,  Politischen  und 
Hechtlichen,  der  bei  den  Römern  sich  so  häufig  zu  erkennen  giebf, 

gehörig  hervorgehoben  werden,  was  zu  einer  Einleitung  in  die  ganze 
wichtige  Lehre  Stoir  geliefert  hätte,  dann  aber  auf  besondere  Lehren 
und  ihre  Gruppirung  und  die  Angabe  allgemeinerer  Gesichtspunkte 
Kiufluss  ausgeübt  haben  würde.  Für  die  .'illere  Zeil  mindestens  dürfte 
die  Rubrik,  Verbrechen  gegen  die  Religion,  zu  eng  seyn,  indem 
ibcils  überhaupt  die  auch  bei  andern  Verbrechen  vorkommende  rcli- 
gionswidrige  Riebhing  eine  BwäbnQBg  bedingte,  wie  z.  B.  bei  dem  In- 
cest,  wo  der  Verf.  auch  den  von  ihm  s.  g.  „religiösen  Incesl" 
unter  die  Verletzungen  der  Moral  gestellt  hat  (S.  879  ),  theils  von 
der  Religion  als  solcher  als  einer  Idee,  welche  objektive  Gestaltung 
angenommen  hätte,  und  so  ein  Gegenstand  unmittelbarer  verbre- 
cherischer Angriffe  wäre,  doch  wohl  nicht  so  die  Rede  seyn  dürfte, 
wie  es  hier  vorausgesetzt  wird.  Diess  zeigt  sich  recht  deutlich,  wenn 
man  auf  die  unter  jene  allgemeine  Rubrik  sofort  und  ohne  jede  weitere 
Bcvorwortung  gestellte,  besondere  (des  ersten  Abschnittes)  „Ab- 
weichung von  dem  Dogma  und  dem  Cultus  der  Slaatsreli- 
gionu  den  Blick  richtet,  wo  zwar,  wie  es  sich  versteht,  die  Periode 
des  Hcidenthiims  und  die  des  Christentums  unterschieden  sind, 
auch  der,  wenngleich  hier  zu  kurzen  Ausführung  im  Ganzen  Beifall 
zu  geben  ist,  aber  doch  eben  diese  unvermeidlich  durch  ihren  In- 
halt nicht  der  angenommenen  Kategorie  entspricht. 

Der  zweite  Abschnitt  behandelt  sodann  Injurien  gegen 
Religion,  Kirche  und  k  i r  c  h  I  i  c  h  e  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f t 44  —  was  wesent- 
lich nur  in  Beziehung  auf  den  christlichen  Standpunkt  möglich  ist. 
Von  der  in  wenigen  Zeilen  erledigten  Gotteslästerung  (S.SOG-f.) 
ist  diess  ausser  allem  Zweifel ;  nicht  minder  von  der  Stö ru n g  des  Got- 
tesdienstes; denn  die  in  früherer  Zeit  vorkommenden  Beispiele  der 
Verletzung  der  sacra  bieten  einen  andern  Gesichtspunkt  dar,  als  den 
hier  aufgestellten,  und  selbst  für  diesen  und  den  christlichen  möchte 
ich  eher  die  Injurien  für  eine  Art,  als  für  eine  Gattung  nehmen. 
Bleibt  die  „sepulcri  violatio"  (S.  901.).  Einiges  zur  Vervoll- 
ständigung der  kurzen  Schilderung  gewährt  vielleicht  meine  diesen 
Gegenständen  gewidmete,  inzwischen  erschienene  Abhandlung. 

Mit  dem  dritten  Abschuittc:  „Zauberei  und  Wabrsagc- 
kunstu,  eine  nicht  überall  trcITende  Uebersctzung  von  n  crimen 
malhematicorum  et  maleficorum",  scblicssl  die  L'ebersicht  der 
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Verbrechen.  Die  frühere  und  spätere,  besonders  christliche  Zeit 
werden  auch  hier  unterschieden,  und  die  anderweiten  Gesichtspunkte, 
welche  jene  Handlungen  darbieten,  nicht  übergangen. 

Dass  nun,  nach  einer  in  mehrfacher  Hinsicht  zu  niissbilligcndcn 
Anordnung,  unter  B.  von  den  Strafen  (S.  913 — 917.)  eine  Haupt- 
abteilung folge,  deren  Correlat  von  den  Verbrechen  unter  von 
§#  292  —  912.  abgehandelt  wird,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden. 

Ein  Anhang  giebt  A.  Ein  Verzeichnis!  der  bei  den  alten  (Klassi- 
kern erwähnten,  aber  nicht  näher  bestimmten  Prozesse.  D.  Nach- 
träge zu  den  bestimmten  Prozessen.  Den  Schluss  des  (Manzen  machen 
I.  Wort-  und  Sach- Register,  II.  Verzeichnis*  der  Angeklagten. 

Ueberblicken  wir  nochmals  am  Schluss  die  Masse  des  Stulls,  den 
der  Verf.  mit  so  viel  Fleiss  zusammengestellt  und  geordnet  hat,  so 
dringt  sich  die  Bemerkung  auf,  dass  für  nähere  Erörterungen,  für 
Behandlung  von  Streitfragen  u.s.w.  *)  reiche  Gelegenheit  gegeben  scy. 
Ich  habe  von  derselben  bei  dieser  Anzeige  des  Werkes  einen  beson- 
dern Gebrauch  zu  machen  nicht  fUr  angemessen  erachtet.  Ungern 
zwar  habe  ich  hier  darauf  Verzicht  geleistet,  mit  dem  Verf.  mich 
über  Manches  zu  verständigen,  —  allein  es  würde  diess  ohne  eine 
grosse  Ausführlichkeit  kaum  zu  erreichen  seyn,  und  das  Hervorheben 
irgend  eines  Punktes,  einer  Lehre,  um  diese  umfassender  zu  behan- 
deln, erschien  mir  als  ein  Missverhältniss  zu  der  Art,  wie  ich  glaubte, 
dass  in  diesen  Jahrbüchern  den  juristischen  Lesern  von  der  Eigen- 
tümlichkeit desBuclics,  das  ihrer  weiteren  Aufmerksamkeit  empfolen 
seyn  möge,  Rechenschaft  gegeben  werden  sollte.  Meine  dem  rö- 
mischen Strafrechle  gewidmeten  Arbeiten,  theils  in  einzelnen  Ab- 
handlungen, theils  bei  Gelegenheit  anderer,  das  fremde  und  einhei- 
mische Recht  darstellender  Versuche,  theils  in  dem  Lehrbuche  des 
Strafrechts  niedergelegt,  haben  von  Seiten  des  Verfs.  eine  stete  und, 
wenn  ich  mich  nicht  irre,  meist  zustimmende  Bcrüeksichligung  er- 
fahren. An  mehreren  Orten  hat  derselbe  eine  abweichende  An- 
sicht ausgesprochen,  oder  angedeutet;  es  würde  mir  also  nicht  an 
Veranlassung  und  StofT  weilerer  Erörterungen  gebrechen,  die  frei- 
lich nicht  blos  ihm  gegenüber,  sondern  auch  im  Vcrhältniss  zu  An- 
dern statt  finden  müssten.  So  will  ich  bei  dieser  Gelegenheit  bemer- 
ken, dass  auch  Osenbrüggcn  in  mehreren  Abhandlungen  meinen 
Beiträgen  freundliche  Aufmerksamkeit  zugewendet  hat,  dabei  aber 
einigemal  meinen  Ansichten  entgegengetreten  ist.     Wenn  ich  die 


*)  Archiv  des  Crim.-R.  1841.  S.  377.  f. 
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nähere  Prüfung  an  Einzelnheilen,  die  ich  mir  vorbehalten,  nicht  jetzt 
und  hier  anstelle,  so  wird  diess  keiner  Rechtfertigung  bedürfen.  Dass 
ich  meinerseits  gern  Belehrung  annehme  und  solche  auch  aus  den 
Schriften  der  Genannten  mir  gern  aneigne,  mögen  diese  mir  glauben. 

Ich  darf  aber  auch  der  Hofnung  Kaum  geben,  dass  der  Verf.  manche 
meiner  Erinnerungen  der  Beachtung  werth  finden  werde.  Und  gerade 
für  den  Zweck,  der  durch  sein  Buch  erreicht  werden  soll,  für  das, 
was  der  Hechtsgelehrtc  fordert,  glaube  ich  den  Standpunkt  der  beur- 
teilenden Anzeige  richtig  gewühlt  zu  haben.  Der  Verf.  wird  in 
meinen  Aeusserungen  die  Anerkennung,  die  ich  ihm  aufrichtig  zu 
Thcil  werden  lasse,  nicht  vermissen  und  mag,  da  er  durch  seine  gut- 
gemeinte Rücksicht  auf  das  praktische  Bedürfniss  des  heutigen  Juristen 
den  philologisch-historischen  Gesichtspunkt  zu  sehr  untergeordnet 
hat,  es  nicht  missdeuten,  wenn  ein  Jurist  seinerseits  diesen  in  das 
gebührende  Recht  einzusetzen  sucht. 

Im  Dccemher  1846. 
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Zweiter  Artikel. 

23.  Polemische  Erörterung  Uber  die  schleswig-holsteinische  Staats- 
succession.  Von  Dr.  A.  L.  J.  Mi  che  Isen,  Hof-  u.  Jtistizralh 
[jetzt  Geh.  Justizr.],  ord.  Prof.  d.  R.  u.  Beisitzer  d.  Schüflenstuhis 
zu  Jena.  Mit  bisher  ungedruckten  Urkunden.  Leipzig,  Weid- 
männische Buchhandl.,  1844.    102  S.  8.   (Geb.  §  Thlr.) 

24.  Die  Slaatserbfolge  der  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  und  zu- 
gehöriger Lande.  Ein  staatsrechtlicher  Versuch  von  K*.  Samwer, 
[damals  Advocatcn  zu  Neumünster  in  Holstein,  jetzt  in  Kiel.]  Ham- 
burg, Perthes-Bcsser  u.  Mauke,  1844.   324  S.  8.  (Geh.  2£  Thlr.) 

Der  Verfasser  von  Nr.  23.,  dem  wir  mehrere  höchst  werthvolle 
Abhandlungen  über  die  schleswig-holsteinische  Geschichte  verdanken, 
und  der  sowohl  durch  seine  Geburt  als  durch  seine  frühere  Stellung 
als  Professor  an  der  Universität  zu  Kiel  an  der  obschwebenden  Erb- 
folgefrage ein  ganz  besonderes  Interesse  nehmen  ranss,  bemerkt  in 
dem  Vorworte,  dass  seine  Schrift  durch  einen  Aufsatz  des  Herrn 
Baron  G.  Direkt nck  Holmfeld  in  Nr.  93.  der  dänischen  Wochen- 
schrift (Dansk  Ugeskrift)  von  1844.  veranlasst  sei,  der  den  Titel 
führt:  De  kongelige  danske  Sideliniers  Hyldingseed  og  Dahlmann 
om  Arvejolgen  i  Slesvig  (Der  Huldigungseid  der  Seitenlinien  des 
königlich  dänischen  Hauses,  und  Dahlmann  über  die  Erbfolge  in 
das  Herzogthum  Schleswig.)  Herr  Professor  Paulsen  hatte  bereits 
in  seiner  in  unserm  ersten  Artikel  unter  Nr.  6.  aufgeführten  Schrift, 
die  Behauptung  aufgestellt,  dass  König  Friedrich  IV.  von  Däne- 
mark den  damaligen  Herzog  von  Augustenburg  zur  Anerkennung  der 
veränderten  Erbfolge  in  Schleswig  bewogen  habe,  und  sich  zum  Be- 
weise dieser  Angabe  darauf  berufen,  dass  Letzterer  in  einer,  1721. 
ausgestellten  Erbhnldigungsurkunde  für  sich  und  seine  Erben  dem 
Könige  von  Dänemark  und  dessen  Nachfolgern  secundum  tenorem 
legis  regiae  gehuldigt  habe.  Der  Verf.  von  Nr.  7.  hatte  darauf  ent- 
gegnet, dass  er  zu  den  Vielen  gehöre,  die  von  dem  Vorhandensein 
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dieser  Urkunde  keioe  Kenntniss  hätten,  dass  übrigens  ans  derselben 
keine  Verzichllcistung  der  augustenburgischen  Linie  auf  das  Herzog- 
thum Schleswig  begründet  werden  könne,  da  eine  Huldigung  kein 
Entsagungsact  sei.  Die  Urkunde  ist  von  Herrn  Baron  Dirckinck  in 
seinem  oben  erwähnten  Aufsätze  mitgetheilt  worden ,  zwar  nicht  nach 
dem  Originale,  sondern  nur  nach  einer  Abschrift,  indess  stimmt  der 
.Text  mit  dem,  später  erschienenen,  amtlichen  Abdrucke  im  Wesent- 
lichen überein.  Aus  diesem  Huldigungsformular  folgert  Herr  Baron 
Dirckinck: 

a)  das  Herzogthum  Schleswig  als  solches  habe  damit  zu  er- 
scheinen aufgehört,  es  sei  ein  Stück  des  dänischen  Königreichs  ge- 
worden, es  habe  seine  Verfassung  und  sein  Verfassungsrecht  ver- 
loren, und  sei  dem  absoluten  Königsgesetze  von  1665.  unterworfen; 

Ii)  die  jüngeren  Linien  des  dänischen  Königsstammes  hätten  da- 
mit alles  Erbrecht  auf  das  Herzogthum  Schleswig  eingebüsst. 

Herr  M.  widerlegt  in  dem  ersten  Abschnitte  seiner  Schrift  beide 
Behauptungen.  Da  auf  die  erste  derselben  bei  einer  späteren  Gele- 
genheit zurückzukommen  sein  wird,  so  beschränken  wir  uns  hier  auf 
eine  Mittheilung  der  Gründe  des  Herrn  Michelsen  gegen  den  von 
Herrn  Baron  von  Dirckinck  angenommenen  Verlust  des  Erbrechts 
der  jüngeren  Linie.  Die  Herzoge  von  Augusten  bürg  und  Glücks- 
burg leisteten  den  Huldigungseid  nur  „ratione  ihrer  in  Schleswig  be- 
legenen Güter",  und  somit  konnte  derselbe  unmöglich  die  behauptete 
Wirkung  haben.  Man  sieht  auch  nicht  ein,  wie  die  erwähnten  Her- 
zoge dazu  gekommen  sein  sollten,  ihre  Erbrechte  ohne  alle  Entschä- 
digung aufzugeben.  Da  ferner  diejenigen  Herzoge  der  jüngeren 
Linie,  welche  keine  Güter  in  Schleswig  besassen,  namentlich  das 
Haus  Beck,  welches  seit  etwa  20  Jahren,  nach  dem  Aussterben  der 
älteren  Linie  Glücksburg  diesen  Namen  angenommen  hat,  den  Eid 
nicht  geleistet  haben,  so  würden  diese  keinenfalls  ihre  Erbrechte  aul" 
Schleswig  eingebüsst  haben;  und  was  würde  die  vertragsmäßige  Aen- 
derung  der  Erbfolgeordnung,  wie  sie  fälschlich  angenommen  wird, 
dem  Königshause  haben  nützen  können,  wenn  einige  Linien  an  dem 
Vertrage  keinen  Theil  genommen  hätten? 

Zur  Widerlegung  der  Ansicht  des  Herrn  Baron  v.  Dirckinck, 
dass  die  feudalen  Successionsrechte  der  Agnaten  eigentlich  schon  mit 
der  (1658.  erfolgten)  Aufhebung  des  Lehnsnexus  des  Herzogthums 
Schleswig  erloschen  seien,  wird  auf  den  Art.  34.  der  Rheinbundsacte 
und  mehrere  Vorgänge  aus  der  schleswigschen  Geschichte  Bezug 
genommen. 
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Der  zweite  Hauptabschnitt  der  D  i  r c  k  i n  ck'schen  Schrift  bezieht 
sich  auf  Dahlmann's  Ansichten  über  die  schleswigsche  Erbfolge. 
Die  beiden  Hauptpunkte  sind  folgende:  * 

a)  Dahlmann'*  Ausführung  im  dritten  Buche  seiner  Geschichte 
von  Dänemark,  Cap.  25.,  dass  das  Herzogthum  Schleswig  unter  dem 
schauenburgischen  Hause  für  ein  Wciberlehcn  gegolten  habe,  und 

b)  dessen  Aeusserung  ebendaselbst,  dass  das  1400.  bei  dem  Re- 
gierungsantritte des  oldenburgischcn  Hauses  den  schleswig-holsteini- 
schen Landständen  zugesicherte  Wahlrecht  ein  durchaus  anomales 
Hecht  gewesen  sei. 

In  Hezug  auf  den  ersten  Satz  wird  angeführt,  dass  die  Erbfolge 
in  dem  schauenburgischen  Hause  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  keinen 
Einfluss  üben  könne.  Diese  bitten  in  dem  zu  Odense  im  Jahre  1579. 
geschlosseneu  Vergleiche  ihren  Hauptgrund;  in  dessen  Folge  die 
sUmmtlichen  schleswigschcn  Herzoge  aus  dem  oldcnburgischen  Hause, 
und  somit  auch  die  der  sonderburger  Linie  stets  zur  gesammten  Hand 
belehnt  seien.  Ob  das  gemeine  deutsche  Lehenrecht  auf  Schleswig 
keine  Anwendung  finde,  wie  Dirckinck  behauptet,  erscheine  hier- 
nach gleichgültig. 

Herr  Michelsen  macht  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  aufmerk- 
sam, dass  sich  in  den  Familienverlrägcn  des  oldenburgischen  Stammes 
Bestimmungen  fanden,  um  Thronfolgestreiligkeiten  zu  schlichten, 
namentlich  in  dem  oben  erwähnten  Vergleiche  zu  Odense,  der  zwi- 
schen König  Friedrich  IL  von  Dänemark  und  den  Herzogen  Johann 
dem  Aelteren  und  Adolf  unter  Zuziehung  mehrerer  deutscher  Für- 
sten, so  wie  mit  Genehmigung  des  dünischen  Rcichsralhes  und  der 
schleswig-holsteinischen  La  n  drill  he  abgeschlossen  ward,  und  dessen 
vierter  Artikel  folgendermassen  lautet:  „Nachdeme  aber  wegen  Un- 
gewissheit  der  Falle  und  anderen  mehr  Ursachen,  itziger  Zeit  Ihro 
Königl.  Maytt  und  F.  F.  G.  G.  sich  der  künftigen  Succession  nicht 
vergleichen  können,  als  soll  einem  jeden  diessfals  sein  Recht  vorbe- 
halten sein  dergestalt,  da  unter  obbemeldten  Hertzogen  cioer  oder 
mehr  ohne  Eiben  verfiele,  dass  alsdann  die  überblicbenen  mit  Ein- 
ziehung der  verledigtcn  Güter  nichts  thütliches  vornehmen,  son-  . 
dem  dieselbe  durch  treue  Unterlhancn,  welche  ihnen  sä"mmllich  mit 
Fidc  und  Pflicht  verwandt,  so  lange  verwaltet,  und  das,  so  erübriget, 
einem  jeden  zu  seinem  Besten  an  einen  gewissen  Ohrt  hinterleget 
werden  soll,  biss  dass  sie  nachmahlen,  durch  fleissige  Unlerhande- 
lung  der  Herren  Freunde,  wegen  diesem  Punkt  der  Succession ,  und 
was  deme  anhengig,  ufF  billige  und  leidliche  Mittel,  in  der  Güte  ver- 
Krit.  Jahrb.  f.D. RW.  Jahrg. XI,  H.VIII.  45 
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glichen,  oder,  Inhalts  vorigen  aufgerichtet  Abscheide*,  zu  schleu- 
nigem Rechte,  wie  itzo  geschehen  soll,  veranlasset,  und  dadurch 
entschieden  werden/4  —  Den  in  diesem  Artikel  vorkommenden  Aus- 
druck: „obbemeldten  Hertzogen",  bezieht  der  Verf.  auf  den  zweiten 
Artikel,  in  welchem  von:  „allen  Herlzogen  zu  Holstein  des  Olden- 
hurgischen  Stammes,  die  itzo  leben  oder  künftig  sein  werden,  welche 
doch  nicht  allbereits  durch  sonderliche  Verdrage  abgefunden,  und 
daran  Verzicht  gethan",  die  Rede  ist. 

Herr  M.  kommt  sodann  auf  den  Beweis,  dass  Schleswig  zur  Zeit 
der  Schaucnburger  Wciberlehn ,  und  zwar  ein  fvttdum  femininum 
promiseuum  gewesen  sei.  Er  räumt  ein,  dass  er  früher  Schleswig 
lur  ein  Mannslehen  gehalten  habe,  indess  durch  mehrere,  später  zu 
seiner  Kenntniss  gekommene,  dieser  Schrift  beigefügte  Urkunden, 
seine  Meinung  geändert  habe,  und  begründet  seine  jetzige  Ansicht 
folgenderniassen.  Die  uns  erhaltenen  Lehnhriefe  enthalten  die  Aus- 
drücke: „veri  et  legttimi  hcredeski ,  Belehnung  ,,///o  enem  rechten 
Ervelene",  aus  welchen  sich  für  ein  Mannslehn  nichts  folgern  lasse, 
da  das  deutsche  Lehnrechl  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  Lehn  der 
dänischen  Krone  übertragen  werden  könne,  eine  eigne  Lchnf'olge- 
ordnung  aber  in  Dänemark  nicht  ausgebildet  sei.  Wenn  nun  mich 
der  Annahme  der  Weiberlebnsqualilät  Schleswigs  die  von  dem  Verf. 
milgelheilten  Urkunden  das  Wort  reden,  so  scheint  doch  seiner  An- 
nahme eines  reinen  Krblehns  der  den  holsteinischen  Grafen  1386. 
ertheilte  Lehnbrief  entgegen  zu  stehen.  Das  Dokument  selbst  ist 
uns  unbekannt,  aus  einer  gleichzeitigen  lübischen  Chronik  theilt  der 
Verf.  selbst  folgende  Stellen  mit:  ,,  To  dem  ersten  dat  de  Hoisten 
Heren  scholdcn  dat  Herlichdom  to  Siefwik  besitten  hin  des  Lind  to 
ervende,  — .  Dat  andere  was,  van  der  Herschop  der  Holsten  scholde 
men  En  regnerent  de  en  Hcrtoge  hele  und  en  Ilerc  to  Siefwik." 

Am  Schlüsse  der,  an  werthvollen  historischen  Notizen  und  in- 
teressanten Bemerkungen  reichen  Schrift,  finden  sich  zwölf  auf  die 
schleswig-holsteinische  Geschichte  bezügliche  Urkunden  abgedruckt, 
und  zwar  nach  den  in  dem  königlichen  Archive  zu  Kopenhagen  be- 
findlichen Originalien.  Sie  bezichen  sich,  wie  bereits  erwähnt,  auf 
die  Führung  des  Beweises,  dass  Schleswig  unter  den  Schauenburgern 
VVeiberlehn  gewesen  sei. 

Nr.  24.  unterscheidet  sich  wesentlich  von  allen  früheren  auf  die 
schleswig-holsteinische  Slaatserbfolge  bezüglichen  Schriften.  Diese 
sind  fast  durchgängig  Partheischriften,  deren  Zweck  es  ist,  Behaup- 
tungen im  Interesse  der  einen  oder  andern  Seite  aufzustellen  oder 


Schriften  über  die  schleswig-holsteinische  Staatserbfolge.  707 

zu  widerlegen.  Der  Verfasser  von  Nr.  24.  dagegen  stellte  sieb,  als 
er  sich  an  seine  Arbeit  machte,  auf  den  rein  juristischen  Standpunkt, 
er  wollte,  wie  er  in  der  Widmung  seines  Werkes  an  Falck  und 

Dahlmann  bemerkt,  bei  den  sich  widersprechenden  Behauptungen 
für  sich  Wahrheit,  „überzeugt,  dass  jegliches  Resultat  besser  sei, 
als  Unsicherheit  und  Unklarheit  des  Rechts.44  Die  früher  angeführten 
Schriften  von  Lornsen  (Nr.  10.)  und  Klcnze  (Nr.  10.)  sind  zwar 
ebenfalls  keine  Partheischriften,  allein  da  sie  den  schlesw  ig-holstcini- 
schen  Slaatsverhältnisscn  überhaupt  gewidmet  sind,  konnte  in  ihnen 
die  Staatserbfolge  nicht  mit  der  Ausführlichkeit  erörtert  werden,  w  ie 
in  dem  vorliegenden  Werke.  Keine  einschlagende  Frage  ist  unbe- 
rührt geblieben,  und  alle  solche,  die  menschlichen  Ansichten  nach, 
in  den  nächsten  Zeiten  eine  praetisehe  Wichtigkeit  erlangen  können, 
sind  durch  diese  Schrift  zum  Abschluss  gebracht.  Sie  bietet  für  die 
Staalserbfolge  das,  was  Falck's  „Hcrzogihum  Schleswig44  (Nr.  4.) 
für  das  Vcrhällniss  dieses  Landes  zu  Dänemark  geworden  ist. 

Das  Resultat  der  Untersuchung  geht  dahin:  dass  Schleswig-Hol- 
stein unter  dem  oldenburgischen  Hause  vereinigt  bleiben  wird,  von 
dem  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  der  regierenden  Linie 
die  augustenburgische,  dann  die  glücksburgische,  dieser  die  russische, 
die  schwedische,  zuletzt  die  oldenburgische  folgen  werden,  in  jeder 
aber  der  Erstgeborne. 

Als  Einleitung  w  ird  eine  kurze  Darstellung  des  staatsrechtlichen 
Verhältnisses  Schleswig-Holsteins  zu  Dänemark  gegeben,  in  welcher 
gezeigt  wird,  dass  Schleswig  schon  seit  lilnger  als  einem  halben  Jahr- 
tausend eine  von  Dänemark  getrennte  Verwaltung,  nicht  nur  eigne 
Volksversammlungen,  und  ein  eignes  Landgericht,  sondern  auch  eigne 
Herzoge  halte,  eine  Trennung,  die  1326.  durch  die  später  wieder- 
holt bestätigte  constilutio  IFaldemaviana  gesetzlich  ward.  Holstein 
ward  erst  14G0.  durch  die  Person  des  Herrschers  mit  Dänemark  ver- 
einigt, wobei  der,  sowohl  zum  Könige  von  Dänemark  wie  zum  Lan- 
desherrn Schleswig- Holsteins  gewählte  Graf  Christian  I.  von  Ol- 
denburg erklärte,  dass  er  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  König  von 
Dänemark  zum  Fürsten  Schleswigs  und  Holsteins  berufen  sei,  und 
zugleich  die  ewige  Untrennbarkeit  der  letztgenannten  beiden  Länder 
gelobte.  Später  wurden  wiederholt  Bündnisse  zwischen  Dänemark 
einerseits  und  Schleswig- Holstein  andererseits  abgeschlossen,  aber 
nach  des  Verfassers  Ansicht  ist  nichts  geschehen,  wodurch  eine 
staatsrechtlich  engere  Verbindung  zwischen  den  beiden  verbündeten 
Ländern  zu  begründen  „beabsichtigt  worden  wäre.44     Ree.  mögte 
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nicht  mehr  einräumen,  als  dass  eine  solche  Verbindung  nicht  ent- 
standen ist.  Allerdings  scheint  es  anders  zu  sein,  namentlich  da- 
durch, dass  beide  Staaten  mehrere  Behörden  gemein  haben.  Herr 
Samwer  macht  darauf  aufmerksam,  dass  dies  nur  bei  solchen  der 

Fall  ist,  die  sich  ihrer  Natur  nach  weniger  an  historische  und  natio- 
nale Bedingungen  knüpfen,  während  sowohl  Dünemark  wie  die  Her- 
zogthüiner  besondere  Collegicn  für  Gesetzgebung,  Cultus,  Staats- 
polizei und  Justiz  besitzen.  Hec.  mögte  damit  die  österreichisch- 
ungarischen  Verhältnisse  vergleichen.  —  Ungarn  und  Siebenbürgen 
besitzen  an  ihren  Hofkanzlcien  besondere  Zentralbehörden  für  Justiz 
und  die  sogenannten  innern  Angelegenheiten,  während  mehrere  an- 
dere ihnen  mit  den  übrigen  Ländern  des  Kaisers  von  Oesterreich 
gemeinsam  sind. 

Den  ersten  Abschnitt  des  eigentlichen  Werks  bildet  eine  Ueber- 
sicht  über  die  Staatserbfolge,  in  welcher  nach  Vorausschickung  der 
allgemeinen  Rechlsgrundsätze  in  der  ersten  Abtheilung  die  Staatserb- 
folge in  Schleswig-Holstein  (abgesehen  von  dem  sogenannten  schauen- 
burgischen Theile  des  letztern)  behandelt  wird.  Erster  Erwerber 
der  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  ist  Christian  I.,  erster  Fürst 
aus  dem  oldcnburgischen  Hause,  demgemäss  haben  seine  Nachkom- 
men, und  da  die  Herzogtümer  als  Mannslehen  vererbten,  nur  die 
männlichen  durch  Männer  von  ihm  abstammenden  ein  eventuelles 
Erbfolgerechl.  Die  Erbfolgeordnung  bestimmt  sich,  nachdem  das 
frühere  Wahlrecht  der  Stände  aufgehört  hat,  nach  der  in  allen  drei 
Linien  des  oldenburgischcn  Gesammlhauses  durch  Hausgeselze  ein- 
geführten Erstgeburt  auf  die  obenerwähnte  Weise.  Eine  Abänderung 
dieser  Erbfolge  soll  für  Schleswig  durch  die  Vorgänge  des  Jahres 
1721-  erfolgt  sein,  welchen  der  Verf.  eine  ausführliche  Betrachtung 
widmet.  Da  mehrere  später  zu  besprechende  Schriften  sich  aus- 
schliesslich mit  diesem  Gegenstande  beschäftigen,  so  glauben  wir 
denselben  hier  übergehen  und  uns  darauf  beschränken  zu  dürfen, 
das  von  Herrn  Samwer  gewonnene  Resultat  mitzutheilen,  welches 
dahin  geht,  dass  König  Friedrich  IV.  weder  die  Absicht  gehabt, 
noch  ausgeführt  habe,  1721.  die  Erbfolge  in  Schleswig  zu  ändern, 
vielweniger  die,  letzteres  Land  damals  dem  Königreiche  Dänemark 
einzuverleiben. 

Wie  Schleswig  1721.,  soll  Holstein  1806.,  angeblich  durch  ein 
kurz  nach  Auflösung  des  römischen  Reichs  erlassenes  königliches 
Patent,  dem  Königreiche  Dänemark  einverleibt,  und  somit  dessen 
Erbfolge  eingeführt  sein.    Die  Einverleibung  würde  nichtig  gewesen 
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sein,  weil  sie  dem  Grundgesetze  von  1460.  widersprochen  haben 
würde,  uod  weil  die  Stünde  nicht  eingewilligt  haben.  Zur  Abände- 
rung der  Erbfolge  würde  überdies  die  Zustimmung  der  Agnaten  er- 
forderlich gewesen  sein.  Erwiihnung  verdient,  dass  die  Regierung 
die  in  dem  Entwürfe  des  Patents  vorkommende  Bezeichnung  Hol- 
steins als  eines  völlig  „unzertrennlichen"  Theils  der,  dem  könig- 
lichen Scepter  untergebenen  Monarchie  auf  Protest  des  damaligen 
Herzogs  von  Auguslenburg  aus  dem  Patente  weglicss,  und  in  dieses 

dafür  das  Wort  „ungetrennt44  setzte. 

»  •        *  -« 

Die  zweite  Abtheilung  ist  der  Staatserbfolge  in  der  Grafschaft 
Pioneberg  gewidmet.  Dies  Land  fiel  hei  der  Thcilung  Holsteins  am 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderls  der  sogenannten  westfälischen 
Linie  der  schauenburger  Grafen  zu,  die  dasselbe  bis  zu  ihrem  Aus- 
sterben 1640.  besass.  Professor  Paulsen  behauptet  (in  Nr.  6.)»  dass 
dies  Land  mit  Dünemark  vererbe;  Lornsen  (in  Nr.  10.)  glaubt  dies 
zugeben  zu  müssen,  obgleich  er  die  Hoffnung  ausspricht,  dass  es 
noch  eingeübteren  Rechtskünstlern  vielleicht  gelinge,  in  der  uner- 
schöpllichen  Rüstkammer  des  ehemaligen  deutschen  Slaatsrcchts 
Waffen  aufzufinden,  um  Paulsen  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Sein 
Wunsch  ist  bereits  erfüllt,  und  zwar  sowohl  durch  Nr.  7.,  wie  durch 
Samwer's  Schrift.    Die  Gründe  des  Lelzlern  sind  folgende. 

Nach  dem  1459.  erfolgten  Aussterben  der  filteren  sogenannten 
rendsburger  Linie  des  schauenburgischen  Hauses,  trat  Christian  I., 
in  Folge  Vergleiches  mit  der  schauenburgisch- westfälischen  Linie, 
zu  dem  die  kaiserliche  Belehnung  mit  Holstein  hinzukam,  in  die 
Rechte  des  ausgestorbenen  Zweiges.  Nach  dem  Aussterben  der  west- 
fälischen Linie  Messen  sich  die  königliche  und  gottorfische  Linie  von 
der  Mutter  des  letztverstorbenen  Grafen,  deren  Ansprüche,  grösserer 
Sicherheit  halber,  übertragen,  aber  unter  der  ausdrücklichen  Ver- 
wahrung, dass  dadurch  dem  Ansprüche,  welchen  sie  aus  dem  Rechts- 
titul  der  Lchnsqualilat  Pinnebergs  hätten,  kein  Eintrag  geschehen 
solle.  Ein  zwischen  beiden  Linien  1641.  abgeschlossener  Vertrag, 
kraft  dessen  mit  dem  Erlöschen  der  Mannsstämme  der  einen,  deren 
Thei/  an  die  andere  fallen  sollte,  ward  von  der  jüngeren  königlichen 
Linie  angefochten,  und  darauf  freiwillig  aufgehoben.  Das  Recht 
derselben  auf  Pinneberg  ist  vom  Kaiser  durch  wiederholte  Belehnung 
zur  gesammten  Hand  „mit  dem  Fürstenlhum  Holstein  sammt  dessen 
incorporirlen  Landen,  —  auch  allen  andern  Herrschaften4*  anerkannt. 
Es  wird  dann  die  in  Bezug  auf  die  Erbfolge  gleichgültige  Frage  er- 
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örtert,  ob  Pioneberg  zwischen  1390.  und  1640.  durch  Verjährung 
allodificirt  worden  sei,  und  verneint. 

Die  dritte  Abtheilung  beschäftigt  sich  mit  der  Staatserbfolge  in 
der  Grafschaft  Ranzau,  demjenigen  Theile  der  ehemaligen  Grafschaft 
Pinneberg,  der  nach  Aussterben  des  schauenburgischen  Hauses  der 
gottorfischen  Linie  zufiel,  und  von  dieser  1649.»  mit  Zustimmung 
mehrerer  Agnaten,  zu  welchen  jedoch  die  damaligen  Herzoge  von 
Augustenburg  und  Beck  nicht  gehörten,  an  Christian  von  Ranzau 
verkauft  ward.  Nach  dem  Aussterben  der  agnalischen  Nachkommen- 
schaft desselben,  fiel  die  Grafschaft,  in  Folge  einer  von  dem  Kaiser 
bestätigten  Schenkungsacte  des  letzten  Besitzers,  an  König  Chri- 
stian V.  „dessen  Erb-Successoren  in  der  Regierung  und  Lehncs- 
Erbcn",  wodurch  auch  die  goltorfische  Linie  wieder  Erbrechte  er- 
langt hat. 

Der  Verf.  verspricht  anderweitig  eine  nähere  Entwicklung  der 
pinnebergischen  und  ranzauischen  Erbfolge  zu  geben,  indess  hat  er 
schon  hier  hinlänglich  dargelhan,  dass  beide  Theile  wie  das  übrige 
Holstein  vererben. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Werkes  erörtert  das  Succcssionsrecht, 
die  erste  Abtheilung  den  Rechtsgrund  und  das  Wesen  desselben. 
Nach  einer  kurzen  Auseinandersetzung  hierüber,  der  die  Bemer- 
kung beigefügt  ist,  dass  dieselbe  auch  für  Schleswig  und  Holstein  als 
ehemalige  Lchnsstaaten  Geltung  finden  müsse,  wird  auf  eine  Wider- 
legung Claussen's  (s.  Nr.  13.)  eingegangen,  dessen  Ansicht  oben 
mitgetheilt  ist.  Die  zweite  Abiheilung  behandelt  das  Subject  des 
Successionsrechts,  und  zunächst  das  oldenburgische  Haus  im  Allge- 
meinen, wobei  nachgewiesen  Wird,  dass  Holstein,  schon  unter  den 
Schauenburgern  erbliches  Lehn ,  dem  oldenburgischen  Hause  auf 
gleiche  Weise  durch  die  Kaiser  gegeben  ward,  und  ebenso  später 
Schleswig,  das  früher  nicht  erblich  war,  durch  die  dänischen  Könige. 
Unser  Verf.  geht  dann  auf  die  jüngere  königliche  (sonderburger) 
Linie  über,  der  man  alle  Erbfolgerechle  deshalb  abgesprochen  hat, 
weil  ihr  Stammvater  für  sich  und  seine  Nachkommen  auf  alle  Rechte 
an  Schleswig-Holstein  verzichtet  habe.  Die  Sache  verhält  sich  fol- 
gendermassen:  DasBesilzlhuin  der  königlichen  Linie  in  Schleswig-Hol- 
stein ward  1504.  zwischen  dem  Haupte  derselhen,  König  Friedrich  II. 
von  Dünemark  und  dessen  jüngerem  Bruder  Johann  (dem  Jüngeren) 
getheilt.  Die  Stände  weigerten  sich  indess,  gestützt  auf  ihr  Wahl- 
privilegium,  beharrlich,  Letzterem  zu  huldigen,  wodurch  dieser  und 
seine  Nachkommenschaft  in  ein  ganz  eigentümliches  Rechtsverhält- 
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uiss  kam,  das  mit  dem  Ausdrucke:  „abgeLheilte  Herren "  bezeichnet 
ward.  Sie  blieben  für  ihre  Besitzungen  in  einem  gewissen  Sub- 
jeetionsverhältnissc,  zum  Landtage  in  Bezug  auf  die  Steuern  und  zum 
Landgerichte  in  Bezug  auf  die  Rechtssachen.     Dagegen  hatten  sie 

ganz  dieselben  Regierungsrcchle  über  ihre  Besitzungen,  welche  die 
beiden  andern,  gemeinsam  regierenden  Herzoge  über  ihre  privativen 
Antheile  hatten,  nahmen  aber  an  der  gemeinschaftlichen  Regierung, 
welche  zunächst  Prälaten  und  Bitterschaft,  in  geringerem  Maas  sc  die 
Studie,  in  noch  unbedeutenderem  Maassc  die  Aeiuler  und  Landschaf- 
ten zum  Gegenstande  hatten,  keinen  Theil.  Hieraus  haben  Einige 
he;  geleilet,  dass  die  jüngere  Linie  apanagirt  sei,  Andere,  wie  eben 
bemerkt,  dass  sie  dadurch  zugleich  auf  alle  Erbfolgerecble  verzichtet 
habe.  Letzteres  ist  wiederholt  von  solchen  behauptet,  die  Johann 
oder  seinen  Nachfolgern  als  Partei  gegenüberstanden,  von  den  Stan- 
den, als  Johann  die  Einräumung  der  Huldigung  und  Erlangung  der 
Fräuleinsteuer  forderte,  eine  Zeitlang  von  König  Christian  IV., 
dauernder  von  den  Goltorfern,  von  beiden  um  die  Ansprüche  seiner 
Nachkommen  auf  Pinneberg  und  auf  die  Grafschaften  Oldenburg  und 
Delmenhorst  zu  entfernen.  Umgekehrt  hatten  Christian  und  die 
Goltorfcr  den  Ständen  gegenüber  das  Gegentheil  vertbeidigt.  Es 
wird  dann  gezeigt,  dass  keine  Apanagirung  stattgefunden  habe,  die 
ja  übrigens  keinen  Verzicht  auf  die  Erbfolgerecble  enthalten  habcu 
würde,  und  zwar,  weil  eine  solche  eine  Indi\ idualsucccssion  voraus- 
setzt, die  nach  dum  bis  dahin  unter  den  schleswig-holsteinischen 
Fürsten  angenommenen  Hechte  nie  Stattgefunden  halte,  weil 'bei  der 
Apanagirung  der  Fürst  sich  irgend  ein  Hecht  auf  das  paragium  vor- 
behält, während  Friedrich  II.  sich  aller  Gerechtigkeit  an  dem  An- 
theile seines  Bruders  begeben,  und  endlich  weil  eine  Apanagirung 
eine  gleiche  Theilung  ausschliesst,  die  hier  vorgekommen  war.  Nach 
stattgehabter  Theilung  ward  ein  gegenseitiger  Verzicht  geleistet,  der 
Johann  dem  Jüngern  von  Parlheischriftstellern  als  ein  Verzicht  auf 
alle  eventuelle  Ansprüche  gedeutet  worden  ist.  Allein  der  Verzicht 
des  letzteren  bezieht  sich  nicht  auf  diese,  wie  daraus  hervorgeht, 
dass  er  zugleich  mit  seinem  Bruder  König  Friedrich  II.  an  der 
Theilung  der  Erbschaft  ihres  beiderseitigen  Oheims  Johann  des  Ad- 
lern von  Hadei  sieben  Theil  nahm,  und  seinen  Nachkommen  die  Ex- 
peclanz  auf  Oldenburg  und  Delmenhorst  von  Christian  V.,  trotz  des 
Widerspruchs  der  goltorlischen  Linie,  zugestanden,  und  durch  den 
Keichshofrath  bestätigt  ward.  Dass  die  jüngere  Linie  nicht  verzich- 
tet, geht  endlich  daraus  hervor,  dass  sie  mit  Schleswig  belehnt  und 


Digitized  by  Google 


712   Schriften  über  die  schleswig-holsteinische  Staatserbfolge. 

ihr  Anrecht  auf  Holstein  durch  Simultaninvestituren  anerkannt  ward. 
Es  liegen  noch  verschiedene  anderweitige  Thatsachen  vor,  woraus 
eine  Anerkennung  der  Erbfolgerechte  der  jüngeren  königlichen  Linie 
dnreh  die  ältere  hervorgeht.  Schliesslich  bemerkt  der  Verf. ,  dass 
mit  Ausnahme  von  Claussen,  alle  bedeutenden  deutschen  Publicisien 
in  Anerkennung  der  Erbfolgerechte  der  jüngeren  Linie  übereinstim- 
men, die  nur  von  Meyn  (in  Nr.  13.)  ganz,  nnd  von  Paulsen  (in 
Nr.  6.)  Ihcilweise  geleugnet  werden. 

Der  Verf.  geht  dann  auf  das  gottorfische  Haus  über,  dessen 
Erbfolgerechte,  namentlich  auf  Schleswig,  in  Zweifel  gezogen  sind. 
Dieses  Bedenken  stützt  sich  auf  die  im  vorigen  Jahrhundert  zwischen 
dem  königlichen  Hause  und  den  drei  Zweigen  der  gotlorfer  Linie  ab- 
geschlossenen Vertrüge.  Der  erste  derselben  ist  der  von  1750.  mit 
Adolph  Friedrich,  damals  Thronfolger  in  Schweden,  Haupt  des 
mittleren  Zweiges,  und  muthmasslichem  Erben  des  älteren  Zweiges, 
der  jener  Zeit  nnr  in  dem  Herzoge  Carl  Peter  Ulrich,  später  als 
Peter  III.  Kaiser  von  Rassland  blühte.  Adolph  Friedrich  ver- 
zichtete zu  Gunsten  ,,Ihro  Königl.  Maj.  zu  Dänemark  n.  s.  f.  auch 
Dero  Erben  und  männlicher  Descendenten,  auf  alle  an  dem  Herzog- 
Ilm m  Schleswig,  und  in  specie  an  dem  ehemaligen  fürsll.  Antheil  des- 
selben —  habende  oder  zu  formirende  Praetensiones",  erklärte  sich 
auch  bereit,  falls  ihm  der  gottorfische  Antheil  an  Holstein  anfallen 
sollte,  denselben  „Ihro  Königl.  Maj.  zu  Dänemark  u.  s.  f."  zu  cediren. 
In  dem,  mit  dem  älteren  (russischen)  Zweige  des  gollorfischen  Hauses 
abgeschlossenen  provisorischen  Verlrage  von  1767.,  der  die  „basis 
et  fundamentum"  des  Defiuitivvertrages  ist,  wird  von  letzteren  die 
„anbegehrte  völlige  Reounciation  auf  den  von  der  Crone  Dänemark 
occupirten  hochfürsllichcn  Antheil  des  Herzogthums  Schleswigs"  be- 
willigt. 1773.  verzichtete  Grossfürst  Paul  iu  einer  besonderen  Re- 
nunciationsacte  auf  Schleswig  „allen  an  das  Herzoglhum  Schleswig 
und  in  specie  auf  den  vormaligen  fürstlichen  Antheil  desselben  —  bisher 
gehabten  oder  daran  zu  formirenden  —  Rechten  u.s.f.",  und  erklärte, 
er  wolle,  „dass  Ihro  Königl.  MaitL  zu  Dänemark  u.s.f.  und  Dero 
Königl.  Cron-Erbenu  das  Herzogtbum  Schleswig  „besitzen  mögen." 
Zu  derselben  Zeit  ward  der  bisherige  gottorfische  Antheil  von  Holstein 
durch  eine  Ccssionsacte  „an  Ihro  Königl.  Maitt.  zu  Dänemark  u.s.f. 
und  Dero  männliche  Descendenten ,  wie  auch  eventuatiter  an  Dero 
Herrn  Bruders-Liebden  und  Ihro  männliche  Postcrite"  übertragen. 
Der  jüngste  (jetzt  in  Oldenburg  regierende)  Zweig  agnoscirte  den 
mit  der  russischen  Linie  abgeschlossenen  provisorischen  Tractat,  und 
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verzichtete  namentlich  auf  alle  Ansprüche  an  den  von  den  fürstlichen 
Vorfahren  des  regierenden  Schleswig- holstein-goltorfschen  Hauses 
vormals  besessenen  Anlheil  des  Herzogthums  Schleswig,  consentirte 
auch  als  eventueller  Lchnsfolger  in  die  verabredete  Verlauschung 

des  nerzoglhnm's  Holstein  grossfürstliehen  Antheils  gegen  die  heiden 
Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die 
Gottorfer  dadurch  nur  das  acluclle  Hecht,  oder  auch  ihre  eventuellen 
Erbansprüche  aufgegeben  haben.  Hinsichtlich  Holsteins  wird  man 
sich  wol  nur  für  die  erstere  Annahme  erklären  können,  schwieriger 
erscheint  die  Entscheidung  der  Frage  in  Bezug  auf  Schleswig.  Da 
die  schwedische  Linie  nur  zu  Gunsten  der  „Erben  und  männlichen 
Descendenlen"  des  damaligen  Königs  von  Dänemark  \ei  ziehtet  hat, 
so  hat  sie  ihre  Erbrechte  keineswegs  aufgegeben f  die  russische  Linie 
hat  dagegen  auf  das  Bündigste  zu  Gunsten  des  Königs  und  seiner 
Kronerben  verzichtet.  Der  Verf.  will  dennoch  keinen  Verzicht  der 
russischen  Linie  annehmen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  a)  In 
dem  provisorischen  Verlrage,  dessen  Beilage  und  iutegt ireuder  Theil 
die  Cessionsactc  ist,  sei  nur  ein  Verzicht  auf  das  acluclle  Recht  ver- 
bissen-, b)  dem  Haupte  der  jüngsten  (oldenburger)  Linie  sei  nur  ein 
Verzicht  auf  das  nähere  eventuelle  Hecht  abgefordert,  und  zwar 
gleichfalls  in  Gemassheit  des  ersten  Artikels  des  Ilaupivertrags; 
daraus  würde  folgen,  dass  der  Grossfürst  Paul  gewollt  habe,  dass 
nach  Erlöschen  des  ganzen  königlichen  Hauses  seine  Nachkommen 
das  Herzoglhum  Holstein,  und  gleichzeitig  die  drittgeborne  Linie 
der  Gottorfer  das  Herzoglhum  Schleswig  erhalten  sollen,  c)  Zu  den 
Kronerben  Chris  (ian's  VII.,  in  Bezug  auf  Schleswig,  gehöre  er  und 
seine  Nachkommen  selbst;  d)  ferner  habe  es  dem  königlichen  Hause 
an  allem  Interesse  gefehlt,  die  jedenfalls  ganz  zuletzt  kommenden 
Hechte  der  Gottorfer  auf  die  seblcswigsc.be  Erbfolge  entfernt  zu 
wünschen,  selbst  wenn  es  sich  unter  Kronerben  auch  die  Cognalcn 
gedacht  hätte;  da  die  eventuellen  Rechte  der  Gottorfer  keinen  an- 
dern Rechten  als  vielleicht  den  brandenburgischen  im  Wege  standen. 
e)  Ueberdies  sei  ein  solcher  Verzicht  in  Folge  der  grundgesctzlichen 
Uniheilbarkeit  Schleswig-Holsteins  ungültig  gewesen,  und  müsse  da- 
her entweder  ohne  Hcchlswirkung  bleiben,  oder  den  Verlust  des 
Rechtes  an  beiden  Herzogtümern  zur  Folge  haben. 

Dagegen  Usst  sich  folgendes  erwidern:  Man  hatte  vielleicht 
dänischer  Seits  anfangs  die  Absiebt,  sich  mit  einem  Verzichte  auf 
das  actueüe  Recht  zu  begnügen,  da  man  indess  merkte,  dass  dio 
russische  Linie  zu  Mehrerem  bereit  sei,  dehnte  man  den  Verzicht 
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nicht  nur  auf  ganz  Schleswig  aus,  in  ähnlicher  Weise  wie  ihn  die 
schwedische  Linie  1750.  geleistet  halte,  sondern  veränderte  auch 
den  in  dem  Vertrage  mit  dieser  enthaltenen  Ausdruck  „Erben  und 
männliche  Desccndcnten"  in  das  Wort  „  Cron- Erben «' ,  wobei  man 

möglicher  Weise  schon  damals  daran  dachte,  daraus  einen  Grund 
für  die  cognatischc  Erbfolge  herzuleiten,  wie  dies  jetzt  wirklich  ge- 
schehen ist.  Offenbar  lag  Paul  nichts  an  den  deutschen  Besitzungen, 
da  er  das,  was  ihm  in  Folge  der  abgeschlossenen  Vertrüge  blich, 
dem  jüngsten  Zweige  schenkte,  er  würde  dalier,  wenn  durch  Aus- 
sterben der  gcsaiiiiulon  königlichen  Linie,  Schleswig  au  das  gottorf- 
schc  Haus  gefallen  wäre,  seine  Hechle  daran  mutmasslich  ebenfalls 
dem  jetzt  in  Oldenburg  regierenden  Hause  übertragen  haben.  Herr 
Sa m wer  selbst  ist  der  Ansicht,  dass  die  früher  stattgehabte  gleich- 
zeitige Hegierung  mehrerer  Fürsten,  in  der  Art  wie  sie  stattfand, 
das  Prinzip  der  Unteilbarkeit  der  Herzogtümer  nicht  verletzt  habe, 
und  eben  so  kann  auch,  unbeschadet  der  Hechle  des  Landes,  Schles- 
wig dereinst  von  einer  jüngeren,  Holst  ein  von  der  russischen  Linie 
des  goltorfischen  Hauses  beherrscht  werden. 

Auf  die  Frage,  ob  Zweige  der  goltorfischen  Linie  nach  dem 
Aussterben  des  Mannsstammes  des  regierenden  Hauses  auf  den  frü- 
heren fürstlichen  Theil  von  Schleswig  Ansprüche  erheben  könnten, 
werden  wir  bei  Gelegenheit  des  dritten  Abschnittes  kommen. 

Zuletzt  wird  der  brandeuburgischen  Anwartschaft  gedacht,  die 
wir  bei  einer  andern  Gelegenheil  besprechen  werden. 

Die  dritte  Abiheilung  ist  den  Bedingungen  des  Succcssionsrech- 
tes  gewidmet.  Als  erste  derselben  wird  die  Abstammung  durch  Männer 
und  männliches  Geschlecht  aufgestellt.  Die  Bemerkung,  dass  die 
Frage:  ob  für  Schleswig-Holstein  bloss  agnalische,  oder  auch  cogna- 
tische  Succession  gelle,  für  die  jetzigen  Verhältnisse  gleichgültig  sei, 
mag  für  jeden  Mann  von  Fach  überllüssig  seheinen,  für  gebildete 
Laien,  die  der  Verf.  sich  als  Leser  seines  Buches  gedacht  hat,  ist 
sie  es  nicht,  zumal  da  selbst  ein  angesehener  dänischer  Schriftsteller 
(Herr  Elalsralh  Estrup  in  Nr.  20.)  die  Behauptung  aufgestellt  hat, 
dass  im  letzteren  Falle  die  weiblichen  Nachkommen  Friedrich's  IU. 

a  -x. 

gegenwärtig  die  Herzogtümer  erben  könnten.  Zuerst  wird  nach- 
gewiesen, dass  Holstein  stets  Mannslchen  gewesen,  und  dass  die  Be- 
hauptung Christians  I.,  Cognaten  der  Schauenburger,  dass  ihm  in 
dieser  Eigenschaft  ein  Erbrecht  an  Holstein  zukomme,  eben  nur  eine 
hauptung  gewesen,  die  jedenfalls  in  Bezug  auf  die  Lchnscigcn- 
Oldenburgern  gar  keine  Bedeutung  habe.     Die  von 
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Dahlmann  und  später  auch  vonMichelsen  (in  Nr.  23.)  verthcidiglc 
Ansicht,  dass  Schleswig  unter  den  Schauenburgern  Weibcrlehcn  ge- 
wesen, wird  bekämpft  und  eine  Erklärung  der  von  letzterem  Schrift- 
steller ini igeiheilten  Urkunden   dadurch  versucht,    dass  allerdings 

Schleswig  in  der  schauenhurgischen  Familie  für  ein  Wcibcrlehn  ge- 
golten habe,  dass  eine  solche  Ansicht  iudess  nicht  über  das  Hecht 
entscheiden  könne.  Dass  Schleswig  unter  den  Oldenburgern  Manns- 
lehen gewesen,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Zur  Widerlegung  der  Be- 
hauptung Falck's,  dass  die  weihlichen  und  cognalischcn  Nachkom- 
men durch  die  Aufhebung  der  Lehnsqualilät  Erbrechte  erhallen  hät- 
ten, werden,  neben  allgemeinen  Gründen,  zwei  l'rivilcgienconfirma- 
tionen  angeführt,  die  bald  nach  1658.,  dem  Jahre,  von  welchem  die 
Souveränität  Schleswigs  datirt  wird,  erlassen  sind.  In  der  einen  der- 
selben, die  von  dem  Könige  ausgestellt  ist,  nennt  sich  dieser  „Negie- 
render Herr,  und  in  dem  Fürstenthum  Schleswig  Souveraincr,  wie 
auch  in  dem  Fürstcnthum  Holstein  Rechtmässiger  Erb  Leimes  Suc- 
ccssor."  Hier  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  die  Worte  ,,Erb  Leimes" 
auch  auf  Schleswig  zu  beziehen  sind,  wie  Herr  S.  will.  Schliesslich 
wird  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  abgesehen  von  der 
Frage,  ob  in  den  Herzogtümern  Weiber  und  Cognaten  succcdircn 
können,  in  Dänemark  nur  die  Nachkommen  Fried  rieh's  III.,  in  den 
Herzogtümern  dagegen  die  Christian9!  I.  Erbfolgerechte  hätten. 

Als  zweite  Bedingung  des  Succcssionsrechts  wird  rechtmässige 
Ehe  aufgestellt.  Die  Frage,  was  für  eine  solche  zu  achten,  ist  des- 
halb von  grosser  praclischer  Wichtigkeit,  weil  die  Häupter  der  beiden 
sonderburger  Zweige  Frauen  von  landsässigem  Adel  unter  ihren  Vor- 
fahren zählen.  Auch  die  Gemahlin  des  regierenden  Herzogs  von 
Auguslcnburg  ist  aus  einer  dänischen  Grafenfamilie.  Nach  einem 
bestimmten  Herkommen  in  dem  oldenburgischcn  Hause  ist  die  Ehe 
eines  Fürsten  mit  einer  Adeligen  entschieden  keine  Missheirath,  wenn 
überhaupt  dieser  Begriff  in  der  Regcntenfamilic  anzunehmen  ist.  Der 
Verf.  bezieht  sich  darauf,  dass  in  Scandinavien  der  Begriff  der  Miss- 
lieirath  unbekannt  sei,  und  führt  als  Beispiel  das  dänische  Königs- 
gesetz an,  welches  er  insofern  als  Beweis  für  seine  Aufstellung  dien- 
lich hält,  als  sich  darin  das  Rcchtsbewusstsein  des  Fürstenhauses  aus- 
spreche. Es  werden  dann  30  ungleiche  Ehen  im  oldenburgischcn 
Hause  aufgeführt,  von  denen  eine  mit  einer  Bürgerlichen,  22  mit 
Adeligen,  und  7  mit  Sprössliugen  aus  ungleichen  Ehen.  Auch  die 
zweite  Ehe  des  jetzt  regierenden  Königs  ist  dahin  zu  zählen,  da  die 
Grossmutter  der  Königin  eine  geborne  Gräfin  Revcntlow  war.  In 
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16  Fällen  sind  die  Successionsrechte  aus  ungleichen  Ehon  Geborener, 
an  Fürstenthümern,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar  durch  Nach- 
folger oder  Consenseinholung  wirksam  anerkannt;    in  13  andern 

Füllen,  in  denen,  nach  der  strengen  Auffassung  wegen  der  Standes- 
Ungleichheit,  sei  sie  unmittelhar  oder  durch  frühere  ungleiche  Ehen 
vermittelt,  keine  Theilnahmc  des  einen  Ehegalten  oder  der  Kinder 
an  dem  Stande,  Range,  Titeln  des  andern  Ehegallen,  beziehungs- 
weise des  Vaters  hätte  eintreten  dürfen,  ist  diese  dennoch  erfolgt. 
Nur  in  einem,  von  Moser  Staatsrecht  Bd.  19.  S.  117.  mitgelheillen 
Falle  der  Ehe  eines  oldenburgischen  Fürsten  mit  einer  Bürgerlichen,  über 
welchen  jedoch  nichts  Näheres  bekannt  ist,  sind  die  Kinder  von  der 
Erbfolge  ausgeschlossen  worden.  Verschiedentlich  war  naheliegende 
Ursache  da,  die  Erbfolgefühigkeil  wegen  ungleicher  Ehe  zu  bestrei- 
ten, ohne  dass  es  geschah.  In  einem  einzigen  Falle,  wo  der  nüchsle 
Agnat  das  Successionsrechl  bekämpfte,  ward  es  von  den  übrigen 
Agnaten,  namentlich  von  dem  Chef  des  Hauses  anerkannt,  und  der 
Reichshofrath  trat  dieser  Ansicht  bei. 

Der  letzte  Abschnitt  des  Buches  bespricht  die  Successionsord- 
nung.  Da  es  nach  der  gewiss  richtigen  Ansicht  desVcrfs.  Primogc- 
niturordnungen  des  oldenburgischen  Gesammlhauses  nicht  giebt,  son- 
dern nur  einzelner  Linien,  so  fragt  es  sich,  wie  weit  diese  gelten, 
namentlich  auch,  ob  für  diejenigen  Besitzungen  der  Linie,  welche 
erst  nach  ihrer  Errichtung  hinzugekommen  sind,  so  wie,  ob  für  alle 
Theile  der  Hcrzoglhümcr  dieselbe  Erbfolgeordnung  Anwendung  leidet? 
Unter  den  Schauenburgern  wird  für  Holstein  reine  Linealfolge  ange- 
nommen, unter  Bezugnahme  auf  das  damals  geltende  Recht  und  Her- 
kommen. Erstcrcs  mögte  zu  bezweifeln  sein,  in  Bezug  auf  Letzteres 
ist  nur  ein  entscheidender  Fall  mitgctheilt  worden,  woraus  sich  ein 
Herkommen  doch  noch  nicht  nachweisen  lässt,  so  dass  Ree.  geneigt 
ist,  der  Behauptung  Falck's  beizupflichten,  dass  die  damalige  Art 
der  Erbfolge  nicht  wohl  erkennbar  sei.  Zur  Zeit  des  Wahlrechts 
(1400 — 161C)  blieb  dies  gewöhnliche  Erbfolgerecht,  welches  in 
Deutschland  für  Lehen  galt,  die  Grundlage  des  Rechtes  damaliger 
Zeit,  und  die  Abweichung  von  demselben,  das  Wahlrecht,  beruhte 
auf  einem  Priv  ilegium  und  ward  von  den  Ständen  selbst  als  jus  sin- 
gulare bezeichnet. 

Die  zweite  Ablhcilnng-  bildet  den  Uebersang:  zur  geltenden  Suc- 
cessionsordnung.  Ucber  den  Umfang,  in  welchem  das  Wahlrecht 
1 G 1 6 .  aufgehoben  worden  ist,  herrschen  verschiedene  Ansichten. 
Nach  Falck  ist  dies  nur  in  Bezog  auf  die  goltorfische  Linie  geschehen, 
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nach  Lornscn  (in  Nr.  10.)  für  das  ganze  oldenburgische  Haus,  unter 
gleichzeitiger  Einführung  der  Primogenitur,  nach  dem  Erlöschen  des 
Hauses  trete  das  Wahlrecht  indess  wieder  in  Kraft.  Nach  Claussen 
(in  Nr.  12.)  ist  es  gar  nicht  aufgehoben,  nur  beschränkt,  und  ist 

damals  für  jede  Thronerlcdigung  im  Voraus  der  Erstgeborene  der 
beiden  herrschenden  Linien  für  jedes  Mal  gewühlt,  so  dass  auch 
heute  noch  keine  eigentliche  Erbfolge  exislirt.  Dass  das  Wahlrecht 
damals  gänzlich  untergegangen  sei,  wird  überzeugend  nachgewiesen, 
ninsichtlich  der  Frage,  in  wie  weit  die  Primogenitur  1616.  einge- 
führt worden  ist,  herrschen  ebenfalls  verschiedene  Meinungen.  Falck 
nimmt  an,  dass  dies  nur  hinsichtlich  der  goltorflschen  Linie  geschehen; 
Lornsen  (in  Nr.  10.)  und  Klenze  (in  Nr.  19.)  allgemein.  Letz- 
teres bestätigt  sich  aus  den,  im  Jahre  IG  Id.  mit  den  Ständen  ge 
pflogenen  Unterhandlungen.  Einen  Grund  dagegen  hat  man  aus  dem 
Umstände  entnehmen  zu  können  geglaubt,  dass  man  von  den  heiden 
nachgeborenen  Mitgliedern  der  zwei  mitregicrenden  Linien  nicht 
gleichfalls  eine  Zustimmung  zu  erlangen  suchte,  eine  Unterlassung, 
die  sich  von  selbst  verstand.  Dagegen  finden  sich  noch  die  Vor- 
gänge von  1616.  durch  die  Fürsten  anerkannt.  Gegen  den  zu  machen- 
den Einwand,  dass  eine  genauere  Erörterung  dieser  Fragen  über- 
flüssig sei,  da  die  Idee  der  Unlhcilbarkeil  der  Staaten  eine  Indivi- 
tlualsuccession  fordere,  bemerkt  der  Verf.,  dass  dieser  Satz  nur  dann 
Geltung  finden  könne,  wenn  ihm  keine  positive  Norm  widerspreche, 
und  die  Theilung  des  gotha-allenburger  Landes  zeigt  die  Richtigkeit 
dieser  Erklärung. 

Die  letzte  Abiheilung  dieses  Abschnitts  beschäftigt  sich  mit  der 
geltenden  Successionsordnung ;  zunächst  mit  der  des  gemeinen  Rechts. 
Die  Behauptung  Paulsen's  (in  Nr.  6.),  dass  das  Primogeniturstalut 
der  älteren  königlichen  Linie  von  1650.  für  das  ganze  Haus  gelle, 
findet,  abgesehen  von  anderen  Gründen,  auch  durch  eine  Erklärung 
des  Reichshofraths  an  den  Kaiser  in  Betreff  der  erbetenen  Confirma- 
tion  des  königlichen  Erbstatuts  ihre  Widerlegung.  Uebcr  die  Frage, 
welche  Successionsordnung  in  den  Herzogtümern  in  Ermangelung 
einer  besonderen  gelle,  sind  die  Ansichten  sehr  getheilt.  Der  Ver- 
fasser der  in  dem  ersten  Artikel  unter  Nr.  7.  aufgeführten  Schrift 
entscheidet  sich  für  reine  Linealfolge,  da  diese  das  Herkommen  in 
den  deutschen  Fürstenhäusern  für  sich  habe.  Allein  ein  solches  Her- 
kommen ist  zweifelhaft.  Falck  (schleswig-holsteinisches  Privalrecbt 
Bd.  II.  §.  43.)  ball  reine  Gradualfolge  für  begründet,  weil  jede  an- 
dere auf  den  Interpretationen  des  Iongobardischen  Lehnrechts  beruhe, 
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dieses  aber  in  Schleswig-Holstein  schwerlich  für  reeipirt  zu  erachten 
sei.  Sa m wer  hält  die  gemeinrechtliche  Erbfolge  für  Lehne,  also 
Lincalgradualfolgo  für  begründet,  und  hinsichtlich  Holsteins,  als 
Thcil   des   deutschen  Reichs,   gewiss   mit   vollkommenem  Rechte. 

Schwieriger  scheint  die  Entscheidung  dieser  Frage  in  Bezug  auf 
Schleswig.  Hinsichtlich  dieses  Landes  bezieht  sich  der  Verf.  zur 
Begründung  seiner  Ansicht  darauf,  dass  es  kein  dänisches  Lchnrccht 
gegeben,  und  es  daher  nahe  gelegen  habe,  die  lehnrechtlichen  Grund- 
sätze des  benachbarten  Deutschland  anzunehmen.  Zum  Beweise  wird 
angeführt,  dass  die  gemeinen  Lehnrechte  in  den  drei  Primogcnitur- 
stalutcn  des  oldcnburgischen  Hauses,  so  wie  in  den  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  zwischen  der  älteren  königlichen 
und  der  gottorfer  Linie  abgeschlossenen  Traclatcn  anerkannt  werden, 
und  endlich  nachgewiesen,  dass  sich  auch  die  Rechtsansicht  im 
schleswig-holsteinischen  Fürstenhause  der  Linealgradualfolgc  zu- 
neige. Die  ganze  Sache  hat  übrigens  gar  kein  practisches  Interesse, 
da  sowohl  nach  dem  Lineal-  als  nach  dem  Gradualsystcm  die  jüngere 
königliche  Linie  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  der  regie- 
renden Linie  dieser  folgen  würde.  —  Der  Verf.  kommt  dann  auf  die 
Primogcniturstatutcn,  von  denen  das  der  sonderburger  Linie  nicht 
vom  Kaiser  bestätigt  ist.  Das  gottorfer  Statut  dehnt  die  Primogeni- 
turordnung  ausdrücklich  auf  neue  Erwerbungen  aus,  dieselbe  Absicht 
herrschte  unzweifelhaft  bei  Errichtung  des  Statuts  der  jüngeren 
königlichen  Linie  vor,  wenn  gleich  sie  in  demselben  weniger  deut- 
lich hervortritt.  —  Den  Schluss  des  Ganzen  bildet  eine  Abhandlung 
über  die  Reunionsvcrträge,  durch  welche  Schleswig  -  Holstein  jetzt 
unter  einem  Herrscher  vereinigt  ist,  aus  denen  man  aber  für  ein- 
zelne Thcile  eine  von  der  übrigen  abweichende  Erbfolge  hat  ablei- 
ten wollen.  Es  kommt  hier  zunächst  der  Verlrag  mit  der  schwedi- 
schen Linie  in  Betracht,  in  welchem  von  dieser,  wie  bereits  bemerkt, 
auf  Schleswig  entsagt  wird:  „en  faveur  Ihro  Königl.  Maj.  zu  Däne- 
mark u.s.  w.,  auch  Dero  Erben  und  männliche  Dcscendenten",  und 
fragt  es  sich,  ob  diese  Worte  nur  auf  den  Mannsstamm  Fried  rieh's  V. 
oder  auch  auf  dessen  Agnaten  zu  bezichen  seien.  Der  Verf.  nimmt 
an,  dass  diese  Frage  gegenwärtig  von  wenig  Interesse  sei,  da  die 
schwedische  Linie  jedenfalls  ihre  Rechte  nur  werde  geltend  machen 
können,  nachdem  die  erstgeborne  russische  Linie  ausgestorben  und 
ein  solches  Ereigniss  bei  der  jetzigen  Blüthe  der  letzteren  nicht 
wahrscheinlich  sei.  So  aufteilend  die  erstere  Behauptung  auf  den 
ersten  Blick  Manchem  erscheinen  mag,  so  wird  sie  doch  durch  die 
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von  Herrn  S.  gemachte  Bezugnahme  auf  die  Grundsätze  der  Revo- 
cation  von  Lehen,  die  hier  allerdings  Geltung  linden  müssen,  voll- 
kommen gerechtfertigt.  Nüchstdem  werden  die  mit  dem  gottorflschen 
Hause  hinsichtlich  Holsteins  abgeschlossenen  Vertrüge  erörtert.  Zu- 
nächst mit  der  russischen  Linie,   welche  ihre  Ansprüche  an  Hol- 
stein nur  Christian  V.  „und  Dero  männlichen  Dcsccndcntcn  wie 
auch  eventualiter  an  —  des  Prinzen  Friedrichs  Königliche  Hoheit  — 
und  lhro  männliche  Pos/eritc",  (der  jetzt  regierenden  Familie)  cedirt 
hat.    Da  hier  eine  Cession  vorliegt,  so  kann  es  schon  an  und  für 
sich  nicht  zweifelhaft  sein,  dnss  die  Agnaten  der  alleren  königlichen 
Linie  auch  das  ehemals  goltorfischc  Holstein  erhen;  noch  klarer  wird 
dies  dadurch,  dass  dieses  Land  gegen  die  Grafschaften  Oldenburg 
und  Delmenhorst  ausgetauscht  ist,  auf  welche  die  sonderburger  Linie 
nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  des  regierenden  Hauses  un- 
bestritten die  nächsten  Erbansprüche  hat.    Dieser  Austausch  ward  in 
den,   zwischen  der  alteren  königlichen  und  der  goltorfer  Linie  vor 
Abschluss  der  in  Rede  stehenden  Verträge  gepflogenen  Unterhand- 
lungen,  aus  welchen  Auszüge  mit  gel  heilt  werden,  als  „das  einzige 
wahre  Mittel"    angegeben,    eine    „wahre  Vereinigung"  zwischen 
den    beiden  Hauptlinien    des    oldenhurgcr  Hauses  herbeizuführen. 
Würde  die  goltorfer  Linie  Ansprüche  auf  den  ehemals  von  ihr  be- 
sessenen Thcil  von  Holstein  machen,  so  müssten  dagegen  die  Graf- 
schaften Oldenburg  und  Delmenhorst  an  die  sonderburger  Linie  fallen, 
die  jetzige  grossherzogliche  Linie  von  Oldenburg  würde  dadurch  den 
bedeutendsten  Theil  ihres  Besilzlhums  verlieren,  was  der  Absicht 
Paul 's  ganz  widersprechen  würde,  die  grade  dahin  ging,  derselben 
,,zu  einem  anständigen  Etablissement  zu  ewigen  Zeiten  zu  verhelfen." 
Die  schwedische  Linie  versprach,  wenn  sie  zur  Regierung  von  Hol- 
stein kommen  sollte,  den  gottorflschen  Theil  desselben  sogleich  gegen 
die  Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  zu  vertauschen.  Sollte 
ersterer  Fall  eintreten,   so  würde,   da  sie  sich  der  Ucbertragung 
dieser  beiden  erwähnten  Grafschaften  an  die  jetzt  in  Oldenburg  regie- 
rende Linie  wiederholt  widersetzt  hat,  letztere  dieselben  der  sonder- 
burger Linie  abtreten  müssen. 

Dem  Werke  sind  dreizehn  Urkunden  beigegeben,  zum  Theil  bis- 
her ungedruekt,  und  unter  diesen  mehrere  höchst  wichtige,  z.  B.  die 
von  dem  Bischof  Friedrich  August  von  Lübeck  ausgestellte  Re- 
nuncialions-  und  Consens-Actc  in  Bezug  auf  die  Ansprüche  seiner 
Linie  an  Schleswig- Holstein ,  die  grossfürstliche  Agnitionsacte  über 
den  ganzen  provisorischen  Traclat.     Ausserdem  enthält  das  Buch 
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eine  Karte  von  Schleswig- Holstein,  zur  Veranscbaulichang  der  frü- 
heren Thcilung  dieser  Lander,  so  wie  zwei  Stammtafeln. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  der  Verf.  sich  bemüht 
hat,  Alles  aus  dem  Wege  zu  räumen,  woraus  irgend  Erbansprüche 

derCognatcn,  oder  eine  Theilung  der  Herzogthütuer  hergeleitet  wer- 
den könnte.  In  allen  practisch- wichtigen  Fragen  ist  ihm  dies  nach 
Ansicht  des  Ree.  vollkommen  gelungen.  Bei  einigen  Nebenpunklen, 
/..  B.  über  die  Lehensqualität  Schleswigs  unter  den  Schauenburgern, 
die  Ansprüche  der  russischen  Liuic  auf  dies  Land  scheinen  die  Wün- 
sche des  Vcrfs.  auf  seine  Anschauungsweise  Einfluss  geäussert  zu 
haben.  Herr  S.  hat  sich  möglichst  bemüht,  sein  Buch  auch  gebil- 
deten Laien  verständlich  zu  inachen,  und  soweit  dies  bei  einem  wis- 
senschaftlichen Werke  ausführbar,  ist  ihm  auch  dies  wohl  gelungen. 
Zur  Erreichung  des  eben  angedeuteten  Zweckes  findet  sich  mehrfach 
eine  Voraussendung  allgemeiner  Ilechlsgrundsätze,  die  verschiedenen 
Systeme  der  Collateralfolge  sind  durch  Beispiele  erläutert  ü.  dergl. 
mehr.  Mehrere  harte  Urtheile  über  Aeusscrungen  von  Schriftstellern 
der  dänischen  Parthei  haben  den  Hec.  grade  in  dieser  Schrift  höchst 
unangenehm  berührt.  Allen,  die  sich  auf  eine  gründliche  Weise 
über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Herzoglbümer  Schleswig- 
Holstein,  und  namentlich  über  die  dortige  Staatserbfolge  belehren 
wollen,  ist  die  Arbeit  des  Hrn.  S.  bestens  zu  empfehlen,  in  Bezug 
auf  letzteren  Gegenstand  ist  sie  ein  unentbehrliches  Werk. 

Im  Juli  1847. 
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II.  Anzeigen. 

1.  Abdruck  der  Revisions-Doplik  für  den  Hrn.  Reichsgrafen 
Gustav  Adolph  Bentinck  u.  s.  w.  zu  Varel,  gegen  den  Hrn. 
Reichsgrafen  Wilh.  Friedr.  Christian  Bentinck  u.  s.  w.  im  Haag, 
betreffend  die  Successionsrechte  in  die  Reichsgräflich  Bentinckschen 
Herrschaften  u.  Güter,  u.  s.  w.  Leipzig,  B.  Tauchnitz  jun.  in  Komm., 
1846.   VI  n.  361  S.  gr.  8.    (Geh.  Gratis.) 

2.  Rechtsgutachten  Ober  den  rechtlichen  EinBuss  auf  die  Regie- 
rung  der  reichsgräflich  von  Bentinckschen  Herrschaft  Kniphausen 
und  auf  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Rechtsverhältnisse,  wel- 
cher dem  Beschlüsse  der  hohen  deutschen  Bundesversammlung  vom 
12.  Juui  1845.  §.218.  der  20.  Sitzung  gebührt,  ausgearbeitet  vom 
Geheimen  Justizrath  J>.  Martin,    [o.  0.]  1845.   28  JS.  4. 

3.  Einiges  über  die  Bedeutung  des  die  gräfliche  Familie  Ben- 
tinck betreffenden  Bundesbeschlusses  vom  12.  Juni  1845. 
von  Dr.jur.  S.  Benfey  in  Güttingen.  Göltingen,  Dieterich'sche 
Buchhandl.,  1846.   34  S.  8.    (Geh.  J  Thlr.) 

In  dem  Bentinckschen  Rechtsstreite  giebt  der  bekannte  Bundes- 
bescbluss  vom  12.  Juni  1845.»  durch  welchen  die  Bundesversamm- 
lung „erklärt,  dass  der  Gräflichen  Familie  Bentinck  nach  ihrem  Stan- 
desverhä/tnisse  zur  Zeit  des  deutschen  Reichs  die  Rechte  des  hohen 
Adels  und  der  Ebenbürtigkeit  im  Sinne  des  Art.  14.  der  deutschen 
Bundesacte  zustehen"*),  Anlass  zu  neuen  rechtlichen  Schwierig- 
keiten. Die  Existenz  dieses  Beschlusses  wird  jetzt  auch  nicht  ferner 
igoorirt  werden  dürfen,  da  derselbe  von  der  Oldenburgischen  Regie- 
rung im  Kniphauser  Amtsblatte  unterm  5.  Mai  d.  J.  publicirt  worden 
ist,  mit  welcher  Publication  gleichzeitig  der  Besitzer  von  Kniphausen 
gegen  eine  jede  ihm  nachtheilige  Einwirkung  des  Beschlusses  auf 
den  schwebenden  Process  protestirt  hat.  Die  in  dem  Processe  selbst 
seil  dem  Erlasse  des  Beschlusses  vorgekommene  Parteischrift  **)  unter 
Nr.  1.  beschäftigt  sich  mit  jenen  Schwierigkeiten  und  enthält  eine 
Widerlegung  der  in  der  vorhergegangenen  Replik  aufgestellten  Behaup- 
tung, dass  die  Frage  von  der  Zuständigkeit  des  hohen  Adels  der  rich- 
terlichen Cognition  völlig  entzogen  sei,  das  Gericht  vielmehr  den 


*)  Vgl.  Jahrb.  1845.  8. 211.  ff.  n.  1019.  ff. 
**)  Ueber  frühere  derartige  Schriften  vgl.  Jahrb.  1840.  8.  579.  ff.,  1842. 
S.  lOGO.ff.,  1845.  S.820.f. 
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Ausspruch  des  Bundes  schlechthin  zu  respectiren  und  anzuwenden 
habe.  Die  gegen  diese  Behauptung  gellend  gemachten  Gründe  sind 
aus  dem  Verhältnisse  zwischen  Recht  und  Politik,  der  Unabhängig- 
keil der  Gerichte,  und  aus  der  nach  dem  Berliner  Abkommen  anzu- 
nehmenden Compctenz  des  Oldenburger  überappcllationsgerichts  ent- 
nommen. Ein  gleiches  Hcsultat  findet  der  Verf.  der  Schrift  unter  2., 
indem  er  von  dem  Verbote  der  rückwirkenden  Krall  der  Gesetze  aus- 
geht, und  den  möglichen  Einwurf,  dass  der  Bundcsbcschluss  sich  aus- 
drücklich oder  seiner  nicht  zu  bezweifelnden  Absicht  nach  auch  auf 
die  Vergangenheit  beziehe,  zu  widerlegen  sucht.  Es  lasse  sich  nicht 
annehmen,  dass  die  Bundesversammlung  eine  den  Richter  bindende 
Vorschrift  habe  geben  wollen,  denn  llieils  sei  ihr  Beschlnss  blos  eine 
Erklärung  und  keine  Vorschrift,  theils  könne  eine  le.r  specialis  drillen 
Personen  nicht  nachtheilig  werden  und  theils  würde  eine  Beziehung 
auf  den  pendenten  Process  eineu  Act  der  Cabinclsjusliz  cnlhalleu. 
Für  deu  Fall  endlich,  dass  man  dennoch  annehme,  die  Bundesver- 
sammlung habe  mit  jenem  Beschlüsse  eine  allgemein  bindende  und 
rückwärts  wirkende  Vorschrift  geben  wollen,  sucht  der  Verf.  darzu- 
ihun,  dass  eine  (Kompetenz  derselben  hierzu  durch  die  Bundesgesetze 
nicht  begründet  werde.  —  Das  in  der  Schrift  unter  3.  gegebene 
Gutachten  beschäftigt  sich  mit  den  beiden  Fragen:  1)  welche  Folgen 
der  Bundesbeschluss  für  die  Herrschaft  Kniphausen  —  ganz  abgesehen 
von  dessen  möglichem  Einllusse  auf  den  pendenten  Process  —  an  und 
für  sich  begründen  wird,  und  2)  durch  welche  Maassregeln  von  Seilen 
der  nicht  im  Besitze  der  Ilerrschafl  Kniphausen  befindlichen  Reichs- 
grafen v.  Bentinck  diese  rechtlichen  Folgen  in  Anwendung  zu  bringen 
sind.  Der  Verf.  geht  rein  von  der  publicistischen  Seite  des  Verhält- 
nisses aus,  hält  den  Bundesbeschluss  für  ein  weilerer  rechtlicher  Prü- 
fung nicht  unterworfenes  Convenlionalgcselz,  welches  die  Eigenschaft 
der  Familie  Bentinck  als  einer  hochadelig-en  bestätigt  und  folgert 
hieraus,  dass  ,,dem  jetzigen  Inhaber  von  Kniphausen  die  Fähigkeit 
zur  ferneren  Ausübung  der  Landeshoheit  entzogen,  oder  richtiger 
gesagt,  dass  durch  den  Beschlnss  ausser  Zweifel  gesetzt  sei,  der 
bezeichnete  Inhaber  der  gedachten  Landeshoheit  habe  für  fähiff.  sol- 
che  Landeshoheit  als  ihm  zustehend  zu  betrachten  und  sie  vermöge 
eignen  Rechts  auszuüben,  nach  rechtlichen  Grundsätzen  niemals  ge- 
halten werden  können."  Dieser  Inhaber  sei  ferner  nicht  beVvigt, 
Namen  und  Wappen  der  Benlinck'schen  Familie  zu  führen,  die  von 
ihm  vorgenommenen  Anstellungen  von  Beamten  und  Behörden  seien 
ungültig,  die  Unterlhanen  von  Kniphausen  könnten  die  Ungültigkeit 
der  Amtshandlungen  dieser  Beamten  und  Behörden  auf  alle  \V<  i>e 
geltend  machen,  die  Benlinck'schen  Agnaten  hätten  das  Recht  und 
die  Pflicht,  sich  der  Landeshoheit  über  Kniphausen  zu  unterziehen, 
die  Oldenburgische  Regierung  habe  aber  die  Pflicht,  den  Bundes- 
beschluss (was  bereits  geschehen  ist)  zu  publiciren  und  die  eben  be- 
zeichneten Folgen  desselben  in  Vollzug  zu  setzen.  Der  schwebende 
Process  sei  in  dieser  Beziehung  kein  Ilinderniss,  indem  eine  Ver- 
schiedenheit der  Personen,  insofern  nämlich  jene  Regierung  bei  dem 
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Processe  nicht  raitbetheiligt  sei,  and  eine  Verschiedenheit  des  Gegen- 
standes vorliege,  insofern  der  Process  Privatrechte  betreffe,  es  sich 
hier  aber  um  Kegierungsmaassregeln  handle.  Mindestens  seien  s  dl  che 
Maassregeln  für  denjenigen  Theil  des  ganzen  Fideicommisses,  rück- 
sichtlich  dessen  Landeshoheit  zustehe,  also  rücksichtlich  der  Herr- 
schaft Kniphausen  begründet.  Die  von  Seiten  der  Bentinck'schen 
Agnaten  zu  nehmenden  Maassregeln  aber  wären  eine  Aufforderung 
der  Oldenburgischen  Regierung,  eventuell  Recurs  an  den  Bund,  und 
zugleich  warnende  Bekanntmachungen  an  die  Eingesessenen  von 
Kniphausen. 

Uns  scheint  die  Schwierigkeit  der  ganzen  Frage  in  der  bei  ihrem 
Gegenstande  statt  findenden  Vermischung  des  Privatrechtlichen  mit 
dem  OefFentÜchrechllichen  zu  liegen,  eine  Vermischung,  die  sich 
einmal  nicht  beseitigen  lässt,  und  eine  durchaus  unanfechtbare  Lö- 
sung der  Sache  so  gut  wie  unmöglich  macht.  Wählt  man  den  pri- 
vatrechtlichen Gesichtspunkt,  und  behandelt  also  die  Folge  in  das 
Bcntinck'sche  Fideicommiss  ganz  wie  ein  Privatrecht,  so  hat  der  ein- 
geschlagene Rechtsweg  kein  Bedenken  und  eben  so  wenig  wird  sich 
bei  der  Bestimmtheit  der  in  dieser  Hinsicht  vorhandenen  Rechtsnor- 
men an  die  Möglichkeit  glauben  lassen,  dass  das  erkennende  Gericht 
dem  Bundesbeschlusse  eine  Einwirkung  auf  den  Rechtsspruch  bei- 
legen, oder  gar  dessen  Inhalt  als  formelle,  in  decidendo  zum  Grunde 
zu  legende  Wahrheil  ansehen  könne.  Ob  dieser  Gesichtspunkt  der 
richtige  sei,  ist  in  der  Theorie  insofern  nicht  völlig  ausgemacht,  als 
in  neuerer  Zeit  nur  die  reactionären  Schriftsteller  das  private  oder 
patrimoniale  Princip  an  die  Spitze  stellen.  Eine  Bestätigung  hat  das- 
selbe freilich  dadurch  erhalten,  dass  man  in  Preussen  und  Ilanover 
bei  wichtigen  Verfassungsfragen  auch  die  Rechte  der  Agnaten  erwog: 
im  vorliegenden  Falle  aber  scheint  insbesondre  berücksichtigt  wer- 
den zu  müssen,  dass  —  wenn  gleich  für  grössere  Staaten  das  ge- 
dachte Princip  nicht  wohl  durchführbar  ist  —  dasselbe  doch  zur  Zeit 
des  Reichs  entschieden  in  Gellung  war,  und  dass  das  Bentinck'schc 
Fideicommiss  durch  das  Berliner  Abkommen  in  dem  Verhältnisse,  in 
welchem  es  sich  zur  Zeit  des  Reichs  befand,  conservirt  und  keines- 
wegs  in  die  Reihe  der  souveränen  Bundesstaaten  eingetreten  ist. 
Das  Bestehen  einer  Landeshoheit  über  Kniphausen  möchte  daher 
allein  noch  nicht  genügen,  jenen  privatrechllichen  Gesichtspunkt  aus- 
zuschließen, wodurch  überdiess  noch  eine  neue  Schwierigkeit  daraus 
entstehen  würde,  dass  die  Landeshoheit  der  übrigen  Stücke  des  Fidei- 
commisses keineswegs  ausgemacht  ist.  Nimmt  man  andrerseits  den 
publicistischen  Gesichtspunkt  an,  so  kann  dieses  nur  geschehen,  in- 
dem man  die  Herrschaft  Kniphausen  als  Staat,  im  Gegensatz  von  Be- 
sitztum, behandelt.  Dann  würde  der  Successionsstreit  eine  völker- 
rechtliche Frage,  und  nicht  blos  Privatrechte  einer  Familie  betreffen, 
und  das  entscheidende  Gericht  könnte  nicht,  wie  wohl  geäussert  ist, 
den  Buodesbeschluss  bei  seiner  Entscheidung  zum  Grunde  legen,  son- 
dern nur  die  Klage  abweisen,  und  dem  Kläger  die  Ergreifung  der 
für  solche  Fälle  nach  dem  Völkerrechte  möglichen  Schritte  überlassen. 
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Was  nun  diese  Schrille  betrifft,  so  bestehen  dieselben  in  diplomati- 
schen Verhandlungen  und  Kriegführung.  Für  deutsche  Bundesstaa- 
ten Ist  freilich  der  Krieg  ausgeschlossen,  indess  ist  doch  auch  in  der 

Bundesgesetzgebung;  ein  Weg  zur  rechtlichen  Erledigung  von  Strei- 
tigkeiten wegen  der  Thronfolge  nichl  angegeben,  so  dass  hier  aller- 
dings eine  Lücke  besteht.  Wollte  man  aber  annehmen,  dass  für 
einen  solchen  Fall  der  Bund  durch  Beschlüsse  —  die  nicht  blos  die 
Kraft  einer  völkerrechtlichen  Anerkennung,  sondern  die  einer  Ent- 
scheidung hatten  —  den  Streit  regeln  könne,  so  ist  doch  auch  ge- 
wiss, dass  der  hier  in  Trage  stehende  Bescbltiss  keine  Entscheidung 
des  Successionsstreits,  sondern  nur  eine  Erklärung,  ein  Ancrkennt- 
niss  der  Ebenbürtigkeit  —  welches  für  die  übrigen,  im  Bunde  nicht 
mitvertretenen  Mitglieder  des  hohen  Adels  schwerlich  bindend  sein 
dürfte  —  enthält,  und  dass  es  daher  sehr  zweifelhaft  sein  würde,  oh 
nach  Art.  10.  n.  31.  der  Wiener  Schlussaete  eine  V  ollziehung  jenes 
Beschlusses  im  Sinne  des  unter  3.  genannten  Gutachtens  zulässig 
wäre.  Zweierlei  aber  scheint  uns  viillig  ausgemacht  zu  sein.  Zu- 
nächst, dass  man  den  ganzen  Fall  nur  dadurch  unter  den  publicisti- 
schen  Gesichtspunkt  bringen  kann,  dass  man  den  streitigen  Gegen- 
stand als  einen  Staat  betrachtet,  über  welchen  man  nicht  processirt, 
wie  um  ein  Stück  Land.  Die  blosse  Zuständigkeit  des  hohen  Adels 
—  wenn  sie  nicht  etwa  eben  bei  der  Slaatsfolge  in  Frage  kommt  — 
ist  keine  Angelegenheit  des  öffentlichen  Rechtes,  sondern  nach  den 
eingetretenen  Mcdiatisirnngcn  nur  Angelegenheit  gewisser  Familien, 
und  deshalb  folgt  aus  dem  Beschlüsse  des  Bundes  noch  nicht,  dass 
die  ganze  vorliegende  Streitfrage  unter  den  publicistischen  Gesichts- 
punkt falle.  Dann  aber  scheint  es  ausgemacht,  dass,  mag  man  nun 
diesen  oder  jenen  Gesichtspunkt  für  den  entscheidenden  hallen,  der 
Bundesbeschluss  auf  den  schwebenden  Process  auf  keine  Weise  ein- 
wirken kann.  * 




Allgemeines  Kirchen-Lexikon  oder  alphabetisch  geordnete  Dar- 
stellung des  Wissenswürdigsten  aus  der  gesammten  Theologie  und 
ihren  Hülfswissenschaften.  Bearbeitet  von  einer  Anzahl  katholischer 
Gelehrten.  Herausgegeben  von  J»r.  Jos.  Aschbach,  ord.  Prof. 
der  Gesch.  zu  Bonn.  Bd.  I.  Frankfurt  a.M.,  Andreäische  Buchh., 
1846.  VIII  u.  952  S.  gr.  8.    (2  Thlr.) 

Eine  kurze  Anzeige  dieses  Werks  an  diesem  Orte  rechtfertigt 
sich  dadurch,  dass  ein  nicht  unbedeutender  Theil  auch  die  Rechts- 
wissenschaft berührt,  und  ein  eigner  Abschnitt  für:  das  Kirchen- 
recht und  die  damit  verwandten  Disciplinen  bestimmt  ist.  Nur 
hieraufhaben  wir  denn  auch  zunächst  unsern  Blick  zu  richten,  ob- 
wohl auch  aus  den  andern  Fächern,  wie  der  Liturgik,  Kirchenge- 
schichte u.  s.  w.  nicht  wenige  Artikel  ein  unmittelbar  oder  mittelbar 
juristisches  Interesse  darbieten.  Die  kirchenrechtlichen  Artikel  sind 
nach  dem  Vorwort  S.  VI.  im  Ganzen  von  Dr.  Walter  (Prof.  in  Bonn), 
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Geh.  Hofrath  Rosshirl  (Prof.  io  Heidelberg),  Baudri  (Domcapitufar 
und  Generalvicar  in  Cöln),  Duhelmano  (Repetent  in  Bonn)  aus- 
gearbeitet. In  dein  vullendelen  er»  ton  Ii  an  de  linden  sich  folgende: 
Abgaben  (klcrikalischc ) ,  Annaten,  Appellation.  Archipresbyter,  Ar- 
chidiacon,  Asylrecht,  Augsburger  Religionsfriede,  Besitz,  Bischof, 
Brevc,  Breve  Eligibilitatis,  Brocarda,  Bulla,  Bulla  Cruciatac,  (Camera 
Romana,  Canoncn- Sammlungen,  Canoncs  .Ipostolorum ,  Cautoren, 
Capilularien ,  Caplan,  Cardinäle  —  samtntlich  von  Walter.  Won 
Baudri  sind  bearbeitet:  Auni\ ersarieu,  Aposlasie,  Approbation  (eines 
Geistlichen,  einer  Schrift),  Auspfändung,  Aussegnung  der  Wöch- 
nerinnen, Bcgrühniss,  Beielilpfennig,  Brautführer,  Braulkcrzc,  Braut- 
kranz, Brautring,  Brautschat/,  Bi autschleier,  Bruderschaften,  Büchcr- 
censur  (bischöfliche),  Busstage,  Bussthaler,  Capelle.  Von  Dubel- 
mann  rühren  her:  Amortisation,  Beuedietioucn ,  Carthäuser,  auch 
wohl  Audientia  episcopalis  (unter  D  —  n),  Barmherzige  Brüder,  ßc- 
pharden,  Bethlemiten  (mit  der  Chi  der  —b—).  Bosshirl  scheint 
nur  den  Artikel:  Baulast  an  Kirchen  bearbeitet  zu  haben.  Hicr- 
nächst  kommen  vorzugsweise  in  Betracht  die  Millheilungcn  von  Dic- 
ringer  (Prof.  in  Bonn):  Abendmahl,  Ablass,  Absolution,  Anathema, 
Apostolat,  Armenpflege,  Beichte,  Bekenntnissschriften,  Blasphemie, 
Busssacramcnt;  von  Marlin  (Prof.  iu  Bonn):  Baplislerien ,  Bene- 
dictionen,  Bücher  (liturgische),  Cärimonien,  Casula:  von  Aschbach: 
die  Päpste  Alexander,  Benedict,  Bonifazius,  so  wie  über  Apostaten; 
von  Buse  (Lic.  und  Prof.  in  Cöln):  Beichte,  Beichtsicgel,  Bcicht- 
spicgel,  Beichtvater,  Bussdiciplin.  Ausserdem  wäre  noch  hervorzu- 
heben: Abbe  von  Fleury,  Abtsweihe,  Augustiner,  Basilianermönche 
von  A.,  Abbreviaturen  von  A.b.,  Barmherzige  Schwestern  von  Huks, 
Akoluthen,  Bettelmönche,  Bulla  in  coena  domini,  Canonissen  von  =  , 
Bibelverbot  von  und  Canonisation  und  Beatification  von  Frings 
(Repetent  in  Bonn),  Baseler  Concil  von  llefele  (Prof.  iu  Tübingen), 
Altar  von  Reichensperger  (  Landgcrichtsrath  in  Trier),  Canonicität 
von  Scholz  (Prof.  in  Bonn)  u.a.m. 

Die  einzelnen  Artikel  selbst  sind  von  sehr  verschiedenem  Um- 
fange, theils  nur  wenige  Zeilen,  thcils  sehr  ausführliche  Abbandlun- 
gen (z.  B.  Bekenntnisschriften  von  S.  5()7— G20  ,  Bischof  von  S.  749 
—  763.  u.  a.).  Der  Erklärung  des  Herausgebers  (Vorwort  S.  V.) 
entsprechend  ist  confessionelle  Polemik  im  Ganzen  ausgeschlossen; 
daraus  folgt  indessen  nicht,  dass  überall  der  confessionelle  Stand- 
punkt richtig  aufgefasst  und  festgehalten  ist,  wie  der  Artikel:  Abend- 
mahl, Abendmablsslreitigkeiten  u.  m.  a.  ergeben. 

Im  Allgemeinen  sind  die  einzelnen  Aufsätze  ihrem  Zwecke  ge- 
mäss wissenschaftlich  und  gründlich  ausgearbeitet.  Nur  selten  begeg- 
net man  wohl  einer  Aeusserung,  wie  der  von  Rosshirt  in  dem  un- 
genügenden Artikel:  kirchliche  Baulast  S.  537  —  539.: 

„Für  die  casuislische  Richtung  der  Baulast  ist  Folgendes  zu  bemerken,  wo- 
bei wir  uur  den  gemeinrechtlichen  Standpunkt  hervorheben,  weil  es  hier 
ganz  unmöglich  ist,  auf  die  Particulargesetze  der  neuesten  Zeil  einzugehen, 
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die  ja  sogar  aus  ihrer  praktischen  Anwendung  erst  klar  werden,  indem 
alle  weitere  Anführungen  Charlatanerie  ist.'4 

Der  Verfasser  sucht  dann  noch  auszuführen,  dass  nach  gemeinem 
Hecht  die  subsidiäre  juristische  Verbindlichkeit  der  Parochianen 
zur  Kirchen  bau  last  nicht  bestehe.    Er  sagt: 

,,Wenn  gar  kein  unmittelbares  oder  mittelbares  Vermögen  da  ist,  verfallen 
die  Parochiani  oder  Pfarrkinder  nur  christlich  oder  charitativ  dem 
Zwange,  d.  h.  sie  verlieren  den  Gebrauch  der  Kirche,  wenn  sie  nicht 
haften.  Man  hat  sich  zwar,  um  einen  juristischen  Zwang  zu  rechtfertigen, 
auf  das  Concilium  Tridenlinum  und  das  Wortchen  copant  bezogen,  allein 
der  Nachsatz  bezeugt  schon,  dass  nur  von  einem  charitativen  Zwange  — 
dem  kirchlichen  Zwange  die  Rede  ist,  weil  nur  der,  der  die  emnlumrnia 
hat,  auch  juristisch  zu  den  onerfbus  gezwungen  werden  kann,  aber  Nie- 
mand anders  in  der  Kirche,  wie  durch  Liebe.  Es  zeigt  sich  dieses  auch 
noch  darin,  dass,  wo  nicht  ein  besonderer  Vertrag  da  wäre,  ein  juristi- 
scher Maassslab  gar  nicht  zu  finden  sein  würde,  er  wäre  denn  durch  par- 
ticulare  Gesetze  des  Landes  subsidiarisch  festgesetzt,  z.  IL  in  Ocslreich, 
Baden  u.s.  w." 

Rosshirt  nennt  also  ein  Gesetz,  welches  indirect  zwingt,  kein  juri- 
stisches oder  den  indirecten  Zwang  keinen  juristischen,  sondern  einen 
kirchlichen,  Liebe.  Dies  gestehen  wir  ihm  nicht  zu.  Aber  abge- 
sehen davon  ist  der  vom  Verf.  in  Bezug  genommene  Nachsalz  im 
Coric.  Trid.  sess.  XXL  cap.  7.  de  reform,  nicht  so  unbedingt  und 
allgemein,  wie  es  nach  seiner  Behauptung  scheint.  Es  heisst,  der 
Bischof  solle:  Paroc/tia/ios  omnibus  remediis  opportunis .  . .  cogat% 
ob  auch  mit  einer  Klage?  Endlich  heisst  es:  Qi/od  si  irimia  egestate 
omnes  laborvttt,  nd  matrices  seu  viciniores  ecclesias  transferantur. 
Also  nur  im  Fall  allgemeiner  Armuth  soll  die  Entziehung  der  Kirche 
eintreten.  Ein  schlechter  Grund  ist  es,  dass  kein  juristischer  Maass- 
stab zu  linden  wäre.  Dieser  würde  nämlich  im  Allgemeinen  der 
sein,  der  bei  allgemeinen  Bedürfnissen  überhaupt,  hier  natürlich 
allein  auf  die  Confessionsverwandten  angewendet,  einzutreten  pflegt. 
Gegen  Rosshirl  spricht  aber  insbesondre  die  Geschichte  der  älteren 
Geselzgebung,  welche  in  dem  Tridentinischen  Concil  nur  prineip- 
müssig  festgehalten  worden  ist,  uud  die  Anwendung  der  Tridenlini- 
m  heu  Bestimmung  in  allen  Ländern,  obschon  in  Betreff  einzelner 
Punkte  mit  Modificalioncn,  jedoch  ohne  die  subsidiäre  Pflicht  der 
Parochianen  im  Allgemeinen  fallen  zu  lassen.  Wenn  der  Verf.  meint, 
dies  sei  nur  in  der  protestantischen  Kirche,  „welche  die  Corporation 
der  Pfarrkinder  mit  der  Kirche  verwechselt  hat44,  der  Fall,  so  ist  er 
im  Irrthum.  Statt  die  Berücksichtigung  des  Partikularen  für  Char- 
latanerie zu  erklären,  hülle  der  Verf.  nur  dem  Beispiele  Walter*! 
folgen  dürfen,  der,  wie  in  seinem  Lehrbuche  (in  dieser  Materie  §.272.), 
auch  im  Kirchenle.xikon  das  partikuläre  Recht  nicht  vernachlässigt. 

h  —  //. 


Ucbcr  Abschliessuiin  und  Auflösung  der  Elte  im  Allgemeinen, 

und  insbesondre  über  gemischte  Elten.  Nebst  einigen  Erwie- 
derungen auf  des  Herrn  Freiherrn  v.  Gagern  zweite  Ansprache  au 
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die  deutsche  Nation.    Von  JDr.  J.  T.  B.  v.  JLInde»  Gh.  Hess. 

Geh.  Staatsralhe,  Kanzler  d.  Univ.  Giessen  u.  s.  w.    Giessen,  Ferner, 

184G.    XVIII  u.  269  S.  gr.  8.    (Geb.  1  Thlr.) 

Der  Verfasser  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  auf  dem 
Titel  seiner  Schrift  bezeichnete  Frage  ohne  alle  confessioncllc  Befan- 
genheit zu  behandeln  und  sich  dabei  darauf  ZU  beschränken,  wie  weil 
die  Gesetzgebung  des  Staats  und  der  Kirche  dein  bestehenden  Hechte 
nach  einzugreifen  befugt  ist,  also  die  Frage  von  der  Zweckmässig- 
keit bei  Seite  zu  lassen.  Er  fasst  zunächst  das  Verhältniss  von  Staat 
und  Kirche  so  auf,  dass  beide  von  einander  vollkommen  unabhängig 
sind,  dass  man  menschliche  und  göttliche  Gesetze  zu  trennen  habe, 
und  dass  es  die  Aufgabe  der  weltlichen  Gesetzgebung  sei,  die  Auto- 
rität und  Wirksamkeit  der  göttlichen  oder  Heligionsgesetze  niemals 
durch  weltliche  Gesetze  zu  beschränken.  Für  das  Fherecht  folgt 
hieraus,  dass  die  evangelische  Kirche  fordern  kann,  dass  der  Staat 
sich  mit  der  Gesetzgebung  innerhalb  der  durch  die  Schrift  gezogenen 
Schranken  halle,  die  katholische  aber,  dass  die  Schranken  einge- 
halten werden,  welche  sie  als  verbindende  One I Ic  für  die  Lehre  an- 
zuerkennen genöthigt  ist.  In  der  \\  irklichkeit  haben  sich  drei  be- 
deutende Gesetzgebungen  über  die  Sache  völlig  verschieden  ausge- 
sprochen, die  Ocsterreichische,  die  Prcussische  und  die  Französische. 
Alle  drei  lassen  die  Verfügung  über  das  Khcrecht  allein  und  direct 
vom  Staate  ausgehen;  die  Ocsterreichische  bindet  sich  bei  ihren  Be- 
stimmungen durchgängig  an  das  canonische  Hecht,  die  Preussische 
verletzt  oft  die  Lehren  der  Kirche  und  enthält  dabei  die  Inconsequenz, 
die  Ehe  nicht  als  blos  bürgerliches  Vcrbältniss  aufzufassen,  sondern 
kirchliche  Trauung  zu  fordern,  und  die  Französische  endlich  behan- 
delt die  Ehe  rein  als  bürgerliche  Angelegenheit,  so  dass  ihre  Vor- 
schriften ohne  Rücksicht  auf  confessioncllc  Unterschiede  für  alle  ihr 
Unterworfenen  gleichmässig  gelten.  Der  Verf.  theill  eine  von  dem 
Freihcrrn  von  Wessenberg  im  Auftrage  des  Fürsten  Primas  an- 
gefertigte Denkschrift  über  die  Einführung  des  Französischen  Ehe- 
rechts in  Deutschland  mit.  Das  Resultat  derselben  ist,  dass  bei  die- 
ser Einführung  folgende  Modificationen  zu  machen  wären:  1.  Die 
Gültigkeit  der  Ehe  wird  für  die  Angehörigen  jeder  Rcligionsconfes- 
MOfl  von  dem  Staate  als  an  diejenigen  Bedingungen  gebunden  aner- 
kannt, die  aus  bestehenden  wesentlichen  Grundsätzen  dieser  Confes- 
ifai  oder  Kirche  hervorgehen.  2.  Ehen  zwischen  Personen  ver- 
scliiedencr  Confession  werden  vom  Staate  nur  dann  für  gültig  aner- 
kannt, wenn  die  nacb  der  Confession  beider  Contrahcnten  wesent- 
lichen Erfordernisse  erfüllt  sind.  3.  Der  Staat  erklärt  die  von  der 
Kirche  gemachten  Bestimmungen,  dass  zur  Gültigkeit  der  Ehe  die 
Schliessung  derselben  vor  dem  eignen  recht mässigen  Seelsorger  er- 
forderlich sei,  dass  die  Ehe  zwischen  Geschwisterkindern  ohne  er- 
folgte Dispensation  nicht  stattfinden  dürfe,  auch  als  Grundsatz  der 
(ii\ il^esetzgcbung.  4.  In  Hinsicht  der  Scheidung  gilt  der  allgemeine 
Grundsatz:  die  Scheidung  der  Ehe  in  Hinsicht  des  Bandes  kann  nur 
durch  ihre  Nichtigkeitserklärung  rechtlich  begründet  werden.  Die 
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Nichtigkeitserklärung  wird  aber  an  die  wesentlichen  Grundsatze  jeder 
Religionsconfession  Ober  die  Gültigkeit  und  Kraft  der  Ehe  gebunden 
5.  Sind  die  Eheleute  verschiedener  Confession,  so  kann  die  Nichtig' 
keitserklärung  nur  in  Ansehung  desjenigen  Thciles,  nach  dessen  Con- 
fession die  Nichtigkeitserklärung  zulässig  ist,  in  Beziehung  auf  das 
Lhehand  seihst  die  rechtliche  Wirkung  der  Zulassung  einer  andern 
Ehe  hervorbringen.    _    Der  Verf.  entscheidet  sich  dafür,   dass  mit 
dem  bestehenden  Rechte  in  Deutschland  kein  anderes  System  als  das 
in  diesem  von  Wessenherg'schen  Gutachten  vertheidigte  verein- 
bar sei,  und  dass  sich  dem  bestehenden  Recht  erst  dann,  wenn  dieses 
System  keine  Anerkennung  finde,  das  von  der  Französischen  Gesetz- 
gebung angenommene  am  meisten  anschliesse.    Nach  Erwähnung  der 
in  Belgien  und  Baden  gemachten  Vermitlelungsversuche  kommt  der 
Verf.  alsdann  auf  den  Grossherzoglieh  Hessischen  Entwurf  des  Civil- 
geselzbuchs,  nach  welchem  die  kirchliche  Trauung  die  Regel  bildet 
jedoch  in  subsidium  wenn  dieselbe  ohne  einen  auf  den  Bestimmungen 
des  biirgerl.chen  Rechtes  oder  der  Verwallung  beruhenden  Grund 
verweigert  ist,  auf  Automation  des  Einzelrichtcrs  die  bürgerliche 
1 rauung  durch  einen  weltlichen  Beamten  erfolgen  kann.     Nach  den 
Motiven  ist  d,e  ganze  Bestimmung  nur  gegen  die  katholische  Kirche 
gerichtet  und  gesagt,  dass  niemals  werde  geduldet  werden,  dass  ein 
protestantischer  Geistlicher  die  Einsegnung  einer  nach  den  Staats- 

dem  Vorwande  verweigere,  dieselbe 
stehe  mit  de»  Geboten  seiner  Kirche  im  Widerspruche.  Hierbei 
können  wir  dem  Verf.  darin  nicht  beistimmen,  dass  hierin  für  den 
protestantischen  Geistlichen  kein  Grund  zu  einer  Besorgnis*  liege 
und  jede  Weigerung   unter  dem  Vorwande  kirchlicher  Nöthigung 
schon  ,„  der  einfachen  Betrachtung,  dass  die  Nöthigung  von  dem 
obersten  Bischöfe  selbst  gutgeheissen,  ja,  in  einer  andern  Eigen- 
schaft nur,  von  demselben  angeordnet  sei,  ihre  Zurechtweisung  finde. 
Eine  solche  Zurechtweisung  liesse  sich  nur  nach  den  crassest™  Con- 
sequenzen  des  Ter, itor.a Systems,  nur  bei  einer  totalen  Vermischung 
der  Kirchengewalt  mit  der  Staatsgewalt  _  die,  wenn  gleich  dem- 
selben Subjccte,  doch  aus  verschiedenen  Gründet»,  in  verschiedener 
Weise  der  Lehung  zustehen  sollten  -  annehmen.     Leider  wird  oft 
genug  die  Kirche  viel  zu  sehr  behördenmässig  adminishirt    wie  ir- 
gend ein  anderer  Zweig  der  Staatsverwaltung :  diejenigen  Geistlichen 
aber,  aus  denen  der  BegtifT  von  ihrer  eignen  Stellung  noch  nicht 
hmausadministrirt  ist,  werden  sich  schwerlich  in  Ehesachen  wie  in 
andern  schlechtweg  damit  beruhigen,  dass  der  Landesherr  als  summus 
cpiscopns  die  Glaubenslehren  durch  Staatsgesetze  ändern  dürfe  Für 
die  katholische  Kirche  ist  dann  der  Entwurf  —   keineswegs  aber  ' 
weil  derselbe  den  protestantischen  Anforderungen  völlig  entspricht 
-  benachtheihgend,  indem  er  indirect  ein  Dogma  derselben  aufhebt. 
Wir  können  in  dieser  Hinsicht  dem  Verf.  —  der  sich  nach  öfTent- 
ichen  Nachrichten  in  der  ersten  Kammer  der  Hessischen  Stände 
letzthin  gegen  den  Entwurf  und  für  das  System  der  Civilehc  ausge- 
sprochen hat  -  „,,r  beipflichten.   -   Derselbe  erörtert  darauf  die 
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Grundsätze  der  Katholiken  und  der  Protestanten  Uber  die  Formen  der 
Schliessung  der  Ehe,  und  ßndet  namentlich  bei  gemischten  Ehen  das 
Resultat,  dass  hier  das  Unrecht  auf  Seilen  der  Protestanten  liege, 
welche  mit  der  Intoleranz  angefangen,  dass  die  wellliche  Gesetz- 
gebung aber  insoweit  die  eigentümlichen  Lehren  einer  jeden  Con- 
fession  respecliren  müsse,  dass  der  katholische  Pfarrer  zu  keiner 
Einsegnung,  sondern  nur  zu  einer  Beurkundung  im  Sinne  des  Tri- 
dentiner  Coneiles  verpflichtet  werde.  Hieran  schlichst  sich  dann 
eine  Kritik  der  Ansichten  von  Marheinecke  in  dessen  Schrift  über 
die  Reform  der  Kirche  durch  den  Staat.  In  Bezu#  auf  die  Auflösung 
der  Ehe  gelangt  der  Verf.  endlich  ebenfalls  zu  dein  Sal/.e,  dass  aus 
der  Gleichheit  der  Coufessionen  wesentlich  eine  Berücksichtigung  der 
katholischen  Lehre  von  der  Unauflöslichkeit  folge.  Diese  Gleichheit 
wird  nach  einer  kurzen  Schilderung  der  Grundsätze  des  Westfälischen 
Friedens  endlich  ans  dem  Art.  16-  der  Bundesacte  gefolgert. 

Dass  der  Verf.,  ungeachtet  er  von  seinem  Standpunkte  aus  mit 
Mässigung  und  nur  in  der  Voraussetzung  der  rechtlichen  Gleichheit  der 
Confcssionen  verfährt,  sowohl  vom  protestantischen  als  auch  vom  staat- 
lichen Standpunkte  aus  harte  Anfechtungen  zu  erfahren  haben  wird, 
scheint  uns  ausser  Zweifel.  Das  Für  und  Wider  ist  bei  diesen  kirchen- 
staalsrechtlichcn  Fragen  so  oft  erörtert,  dass  ein  näheres  Kingchen  in  die 
Einzelheiten  der  Polemik  minder  passend  scheint,  als  eine  Betrachtung 
jener  Standpunkte  überhaupt.  Was  zunächst  den  confcssionellen 
Standpunkt  betrifft,  so  mögen  sich,  wenn  es  auf  Toleranz  oder  In- 
toleranz ankommt,  beide  Thcilc  nicht  viel  vorzuwerfen  haben.  Man 
kanu  zugeben,  dass  die  Protestanten  in  Bezug  auf  gemischte  Ehen 
früher  sehr  intolerant  gewesen  sind,  dass  ferner  —  was  der  Verf. 
gar  nicht  einmal  geltend  macht  —  in  Territorien,  welche  früher  s.  g. 
reine  evangelische  waren,  ungeachtet  der  Bundesacte  und  neuerer 
Verfassungsbeslimmungen,  noch  unbillige  Beschränkungen  und  Benach- 
theiligungen der  Katholiken  aufrecht  erhalten  werden,  dass  nament- 
lich in  den  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  in  Folge  einer 
extravaganten  Doclrin  vom  landesherrlichen  Patronale  die  bischöf- 
lichen Collationsi echte  beeinträchtigt  sind,  und  dass  die  Kirche  durch 
die  Reformation  und  die  Secularisationen  um  ihr  weltliches  Besitz- 
thum  gekommen  ist.  Alles  dieses  ist  den  Protestanten  indess  in  katho- 
lischen Ländern  —  wo  sogar  das  im  Westfälischen  Frieden  sanclio- 
nirte  schmähliche  Recht  des  Zwangs  zur  Auswanderung  geübt  wurde  — 
reichlich  vergolten.  Man  thut  daher  heut  zu  Tage  am  Besten,  auf 
dergleichen  vergangene  Dinge  gar  nicht  mehr  zurückzukommen,  und 
die  katholische  Kirche,  wenn  sie  sich  über  die  Entziehung  ihrer  welt- 
lichen Güter  beklagt,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wie,  wenn  sie 
Güter  erwirbt,  sie  nach  und  nach,  indem  sie  nur  erwirbt  aber  nicht 
verliert,  eine  solche  Masse  anhäuft  und  dem  Verkehre  entzieht,  dass 
endlich  eine  Hinwegnahme  erfolgen  muss  und  in  den  Ländern  des 
sirengsten  Katholicismus  erfolgt  ist  und  in  Zukunft  wiederholt  wer- 
den wird,  wenn  die  Kirche  aufs  Neue  beginnt  zu  erwerben  und  an- 
zuhäufen.   Der  fernere  Vorwurf,  dass  die  Protestanten  mit  dem  Vor- 
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halten  des  Dogma's  der  alleinseligmachenden  Kirche  Unrecht  thätcn, 
indem  sie  selbst  dieses  Dogma  hüllen,  passt  nicht  recht.  Denn  ist 
letzteres  auch  historisch  wahr,  so  ist  es  doch  auch  wahr,  dass  der 
Protestantismus  seine  Lehren  verändert,  während  der  Katholicismns 

sie  unverändert  lässl,  und  heul  zu  Tage  ist  der  Protestantismus  weit 
davon  entfernt,  jene  Doelrin  von  der  alleinseligmachenden  Kirche, 
welche  aus  den  ilnu  mit  der  katholischen  Kirche  gemeinsamen  Sym- 
bolen folgt,  in  ihrer  Starrheit  geltend  zu  machen,  wahrend  dieses 
vom  Katholicismns  allerdings  —  wir  erinnern  nur  an  die  Bulle  in 
coena  domini  —  geschieht.  Dieses  Fortschreilen  des  Protestantismus 
neben  der  Veränderungslosigkeit  des  Katholieismus  führt  denn  für  den 
staatlichen  Standpunkt  zu  dem  Resultate,  dass  eine  völlige  Parität 
doch  keine  gerechte  Gleichheil  sein  würde,  denn  —  wie  Aristoteles 
m^t  •.ollem  Grunde  ausspricht:  die  Gleichheit  ist  gerecht,  aber  nur 
für  Gleiche,  und  die  Ungleichheit  ist  es  auch,  nher  nur  für  Ungleiche. 
Die  Staatsgeselze  werden,  auch  wo  sie  die  Gleichheit  aussprechen, 
doch  immer  Kaum  lassen  müssen,  die  Ungleichheit  in  dem  Gegen- 
stände zu  berücksichtigen.  Sehen  wir  zunächst  auf  diese  positiven 
Gesetze,  so  müssen  wir  das  Staatsrecht  des  Westfälischen  Friedens 
von  den  neueren  Ansichten  noch  viel  schärfer  trennen,  als  solches 
vom  Verf.  geschieht.  Jenes  Staatsrecht  leidet  an  dem  schweren 
Mangel,  dass  es  die  Rechte  der  Confessionen  selbst  und  die  Hechte 
der  Untcrthanen  schutzlos  lässt,  eine  Gleichstellung  hlos  für  evan- 
gelische und  katholische  Fürsten  kennt,  diesen  aber  das  jus  refor- 
mandi  giebt,  und  somit  eine  ganz  verschiedene  Behandlung  der  Con- 
fessioncn in  den  verschiedenen  Territorien,  die  nach  dem  Standpunkte 
im  Entschcidiingsjahrc  reine  oder  gemischte  waren,  zulässl.  Die 
Rnndesacte  hat  an  diesem  Hechte  keineswegs  soviel  geändert,  als  der 
Verf.  annimmt.  Kine  völlige  Gleichheit  der  Confessionen  hätte  eine 
Reorganisation  der  katholischen  Kirche  und  Abkommen  über  die 
Grenzen  zwischen  der  iu  der  Staatsgewalt  liegenden  Kircheiihohcit 
und  der  der  Hierarchie  zuständigen  Kirchcngewalt  vorausgesetzt. 
Diese  Vorbedingungen  fehlten  und  so  behielt  man  bekanntlich  eine 
gründliche  Ordnung  der  Verbältnisse  von  Bundeswegen  (die  bis  jetzt 
noch  nicht  erfolgt  ist)  vor,  beschränkte  sich  darauf,  die  bürger- 
liche und  politische  Gleichheil  der  Confessionen  auszusprechen, 
und  überlicss  die  weiter  nölhigeu  Bestimmungen  den  einzelnen  Re- 
gierungen. Der  Verf.  gehl  daher  zu  weit,  wenn  er  aus  der  Bundcs- 
ncle  eine  Anerkennung  der  freien  öffentlichen  Religionsübung  der 
Katholiken  in  einem  Sinne  folgert,  dass  diese  Anerkennung  auf  die 
Möglichkeit  einer  Restriction  der  canonischen  Consc<|uenzcn  der  ka- 
tholischen Lehre  vermöge  des  jus  circa  sacra  beschränkend  zurück- 
wirken könnte.    Noch  weniger  ist  aber  je  eine  Vereinbarung  über 


die  durch  dieses  jus  circa  sacra  der  katholischen  Kirchcngcv 
den  Sätzen  des  canonischen  Rechts  zu  ziehenden  Grenzen  zu  ! 
gekommen,  indem  der  einzige  Versuch  dazu  vom  Jahre  1818m  als 
die  Bevollmächtigten  der  Staaten,  welche  di< 

,  darauf  bezügliche  Vorschläge  vorlegt« 
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spruche  der  Curie  scheiterte.  Vom  Standpunkte  des  positiven  Rechts 
aus  fehlt  es  diso  durchaus  an  einer  gemeingültigen  Norm,  wie  weit 
das  jus  circa  sacra  sich  den  canonischen  Lehren  fügen,  wie  weit 

also  die  Civilgesetzgebung  dieselben  anerkennen  und  befolgen  müsse. 
Auch  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten,  die  Bichl  auf  Vereinbarun- 
gen mit  der  Curie  beruhen,  sondern  einseilig  erlassen  sind,  (das 
Raiersche  Edict  v.  1818.,  das  Sachten- Weimarscbe  Gesetz  v.  1823., 
die  in  den  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchendiöees  erlassene  s.  g. 
Pragmatik  von  1830.  u.  a.,  namentlich  aber  die  Rcslimmungcn  der 
neuen  Verfassungsurkunden,  welche  fast  sämmllich  weiter  gehen  als 
die  Rundesacle,  und  den  drei  Confessionen  freie  öffentliche  lleli- 
gionsübung  zugestehen)  geben  wohl  gewisse  gemeinsam  befolgte  Ge- 
sichtspunkte an  die  Hand,  sie  bestellen  als  annexum  der  öffentlichen 
Religionsübung  die  Unterwerfung  der  Katholiken  unter  ihre  eigne 
Hierarchie,  sie  behalten  das  pfacet,  die  Bestätigung  der  Ernennun- 
gen, den  recursus  ab  ahusu  vor,  u.s.  w.,  geben  aber  mit  Ausnahme 
des  Raierscbcn  Edicls,  welches  hier  mehr  in  das  Einzelne  gehl,  über 
die  Grenzen,  welche  das  jus  majeslaticum  circa  sacra  zu  respectiren 
bat,  keine  Vorschriften.  Es  ist  also  nicht  möglich  diese  Grenzen 
aus  positiven  Normen  herzuleiten.  Der  Verf.  leitet  daher  seine  Re- 
sultate auch  aus  allgemeinen  Gründen,  aus  der  Unabhängigkeit  von 
Kirche  und  Staat  und  aus  dem  Ansprüche  der  Confessionen  auf  eine 
gleiche  Behandlung  ab.  Folgen  wir  ihm  auf  dieses  Gebiet,  so  müssen 
wir  darauf  zurückkommen,  dass  die  Gleichheit  nur  für  Gleiche  ge- 
recht ist.  Gleich  sind  aber  die  Kirchen  nicht.  Zunächst  l.'isst  die 
protestantische  Kirche  Veränderung  zu,  während  der  Katholicismus 
Lehre  und  Einrichtung  unverändert  bewahrt.  Nun  sind  aber  Lehre 
und  Einrichtung  der  Kirche  nur  Formen,  um  das  Menschengeschlecht 
in  die  religiöse  Wahrheit  einzuweihen,  und  mit  dem  Fortschrille  er- 
geben sich  \ er.schiedeue  Stufen  und  Grade  dieser  Initiation.  Hall 
man  an  einer  bestimmten  Stufe  durch  alle  Zeiten  fest,  so  widerstrebt 
man  damit  der  Geschichte  und  kommt  in  einen  immer  offeneren  Wi- 
derspruch mit  allen  übrigen  Elementen  des  Menschenlebens.  Hier 
hält  nun  der  Katholicismus  nicht  nur  an  einer  bestimmten  Lehre, 
sondern  auch  an  einer  äussern  Organisation  und  einem  ganzen  weit- 
läufigen Rechlssysteme  als  Consequenzcn  dieser  Lehre  fest,  und  be- 
sitzt in  Folge  seiner  eignen  vom  Staate  gesonderten  Kirchengew  alt 
und  der  strengeren  und  sichereren  Einwirkung  auf  die  Gewissen, 
Mittel  zu  einem  tiefen  Eingreifen  in  die  mannigfaltigsten  Verhältnisse, 
während  im  Protestantismus  die  sichtbare  Kirche  aufgegeben,  Alles 
auf  die  unsichtbare  gestellt,  die  Kirchcngewalt  dem  Staate  Ubergeben 
und  jener  energischen  Einwirkung  auf  die  Gewissen  entsagt  ist.  Ii  nie  r 
solehen  Umständen  ist  die  katholischer  Seils  gemachte  Forderung  der 
l  nabhängigkett  von  Kirche  und  Staat  in  ihren  beiderseitigen  Gebieten 
und  einer  gleichen  Resrhränkung  des  jus  majeslaticum  circa  sacra 
in  Rezug  auf  die  Confessionen,  so  gerecht  und  billig  sie  auch  zu  sein 
scheint,  doch  keineswegs  völlig  harmlos.  Wir  dürfen  hier  nur  an 
die  Lnlerriehlsfrage  in  Frankreich  erinnern,  bei  welcher  von  Seiten 
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des  Klerus  Freiheit  und  Gleichheit  nur  mit  dem  Bewusstsein  gefor- 
dert wird,  dass  damit  unfehlbar  die  Bildung  der  Jugend  in  die  Hände 
der  Jesuiten  gerfllh.  Was  alsdann  noch  naher  die  Unabhängigkeit 
von  Kirche  und  Staat  betrifft,  so  leuchtet  grade  hier  die  Verschie- 
denheit der  (Konfessionen  und  die  Unmöglichkeit  einer  gleichen  Be- 
handlung am  deutlichsten  ein.  Das  Chai aetcristisehc  ist  hier,  dass 
der  Kalhnliei smtis  eine  bestimmte  über  die  Grenzen  der  Staaten  hin- 
ausgehende Institution  bildet,  deren  Mittelpunkt  nicht  in  den  einzelnen 
Staat  fallt.  Hiernach  konnte  Hegel  in  Folge  seines  Satzes,  dass 
Religion  und  Staat,  wenn  auch  dem  Inhalte  nach  verschieden,  doch 
in  der  Wurzel  eins  \v{lrcn,  es  schlechthin  aussprechen:  „dass  mit 
der  katholischen  Religion  keine  vernünftige  Verfassung  möglich  sei." 
Wir  gehen  nun  freilich  jenen  Satz  von  der  Einheit  von  Kirche  und 
Staat  keineswegs  zu  und  stimmen  also  auch  der  daraus  herflicssenden 
Folgerung  in  Bezug  auf  den  Katholicismus  nicht  bei:  gleichwohl  ist 
indess  die  Lösung  des  Verhältnisses  so  schwierig,  dass  wir  dieselbe 
hier  nicht  versuchen,  sondern  eben  nur  die  Schwierigkeiten  andeuten 
können.  Jede  universelle  Institution  muss  mit  den  einzelnen  Staaten 
und  Nationen  nothwendig  in  Widerspruch  gerathen :  vom  Katholicis- 
mus haben  sich  deshalb  ganze  Staaten  losgesagt  und  auch  im  Innern 
des  Katholicismus  hat  es  an  Heactioncn  gegen  diese  Universalit.lt  nie 
gefehlt.  Wir  brauchen  nur  an  die  Gallicanischc  Kirche  und  das  iu 
Deutschland  aufgekommene  Episcopalsystem  zu  erinnern.  Es  fehlt 
daher  auch  nicht  an  practischen  Inconvenienzen  und  theoretischen 
Streitigkeiten.  Stellen  wir  hier  die  Extreme  einander  gegenüber,  so 
behauptet  die  eine  Seite  eine  völlige  Unabhängigkeit  der  Kirche 
vom  Staate  und  freies  Wallen  im  kirchlichen  Gebiete.  Hieraus  folgt 
die  Unzulassigkeit  des  placct,  des  Aufsichtsrechts  über  Erziehung 
und  Schule,  und  des  recursus  ab  abusu.  Die  weitre  Consequenz  ist 
dann  aber  die  Nichtachtung  der  Nationalitäten  und  Besonderheiten 
jener  Universalität  der  Kirche  gegenüber  und  wir  hören  von  Seiten 
des  Ultramontanismus  ganz  olTen  die  Ansicht  aussprechen,  dass  ihm 
die  Nationalitäten  nichts  gelten,  dass  in  den  Franzosen  blos  Nor» 
mannen  und  Brabanter,  Briten  und  alte  Gallier,  Deutsche  Lothringer, 
Burgunder,  Elsasser,  Griechische  Provenc,alcn,  Basken  u.  s.  w.,  und 
eben  so  in  den  Italienern,  Engländern,  Spaniern,  Hussen  nur  Völker- 
stämme und  keine  Nationalitäten  zu  erkennen  seien,  dass  Nationalstolz 
und  Nationalehre  nur  das  Bcdütfniss  sei,  ,,sich  einer  Heerde  anzu- 
scbliesscn",  und  dass  nur  die  Juden  als  Nation  gelten  können.  Leider 
lässt  sich  zwar  nicht  leugnen,  dass  auch  hier  auf  der  andern  Seite 
ein  Verschulden  liegt,  und  dass  die  Nationalitäten  oft  auseinander- 
gerissen und  dynastisch  zu  Staaten  zusammengeballt  sind:  jenes  Zu- 
rückführen auf  die  allen,  jetzt  bedeutungslosen  Volksstärome  hat  aber 
für  den  Ultramontanismus  im  Grunde  nur  den  Sinn,  dass  damit  jede 
nationale  Individualität,  jedes  politische  Element,  welches  sich  der 
Allgemeinherrschaft  des  einen  religiösen  entgegenstemmen  könnte, 
negirt  werden  soll.     Das  andre  Extrem,  welches  oft  von  protestan- 
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ist,  negirt  dagegen  jene  Allgemeinheit  der  katholischen  Kirche,  be- 
streitet die  Unterwerfung  unter  den  Primat,  und  streht  dahin,  die 
katholische  Kirche  in  den  einzelnen  Ländern,  unter  Aufhebung  des 

Zusammenhangs  mit  Horn,  einer  Hof-,  Staats-  oder  Landeskirche,  also 
dem  Verhältni>se  anzunähern,  in  welchem  sieh  die  des  äussern  Zu- 
sammenhanges entbehrenden  protestantischen  Kirchen  befinden.  Das 
Wesen  kann  hier  in  keinem  der  beiden  Extreme,  sondern  nur  in 
einer  richtigen  Vermittlung  liegen,  in  welcher  sowol  dem  allgemeinen 
als  dem  besondern  Elemente  sein  Hecht  geschieht.  Viel  Verwirrung 
ist  hier  durch  die  moderne  Ansicht  erzeugt,  als  sei  der  Staat  über- 
haupt die  letzte  und  höchste  Institution  im  Menschenleben,  die  In- 
carnation  des  vernünftigen,  und  sittlichen  Geistes  und  nach  Hege  Ts 
Ausdrnck  mit  der  Religion  in  der  Wurzel  eins.  J)er  Staat  ist  nur 
die  Institution  für  das  Hecht.  Die  übrigen  Elemente  des  ganzen 
Menschheitslcbens,  Religion,  Kunst,  Wissenschaft  und  Industrie,  be- 
dürfen ebenfalls  bestimmter  Institutionen,  und  es  liegt  in  ihrem  We- 
sen, dass  sie,  nicht  wie  der  Staat  national  abgeschlossen  und  gleich- 
sam in  die  Landesfarben  gekleidet  werden,  sondern  selbst  in  ihren 
äussern  Einrichtungen  Uber  die  Grenzen  der  Staaten  hinausgreifen 
und  Gemeingut  der  .Menschheil  sind.  Wie  sehr  das  Bedürfniss,  diese 
Ansicht  verwirklicht  zu  sehen,  bereits  fühlbar  geworden  ist,  sehen 
wir  nicht  nur  in  dem  Verlangen  der  Universalität  der  römischen  Kirche, 
wir  sehen  es  in  Hinsicht  auf  Wissenschaft  in  den  neueren  Einrich- 
tungen zum  internationalen  Schulze  des  Verlagsrechtes,  wir  sehen 
es  in  Hinsieht  auf  Handel  und  Industrie  in  dem  Zollvereine,  welcher 
in  Deutschland  die  staatliche  Abgeschlossenheit  aufgehoben  hat,  und 
nach  und  nach  eine  ausserhalb  des  einzelnen  Staates  bestehende  Or- 
ganisation für  die  äussere  Leitung  der  hierauf  bezüglichen  Angelegen- 
heiten heranbildet,  und  in  weiterem  Umfange  in  dem  in  den  grossen 
Handelsstaaten  laut  gewordenen  PreihandelsbUndnissen.  Auch  in  der 
evangelischen  Kirche,  die  bisher  in  einzelne  abgeschlossene  Landes- 
kirchen zerfiel,  regt  sich  ein  solches  Redürfniss,  und  wir  künnen 
grade  hierin  die  liefere  Bedeutung  der  allgemeinen  Berliner  Synode 
finden.  Solcher  Richtung  der  Zeit  gegenüber  ist  es  aber  Aufgabe 
des  Kalholicismus,  nicht  an  dem  ersten  jener  beiden  Extreme,  nicht 
an  der  Universalität  in  einem  solchen  Grade  festzuhalten,  dass  die 
besondern  Nationalitäten  und  das  politische  Element  als  Repräsentant 
dieser  Besonderheiten  beeinträchtigt  werde.  Ein  Nachlassen  von 
seinen  Eigentümlichkeiten  aber  im  Sinne  jener  allgemeineren  Zeit- 
richtung wird  nicht  nur  die  Conilicle  heben,  die  jetzt  noch  sein  Zu- 
sammenpassen mit  den  Slaatseinrichtungen  stören,  sondern  stellt  ihm 
auch  die  Erreichung  seiner  eignen  wahren  Zwecke  in  weit  bestimm- 
tere Aussicht,  indem  bei  dem  augenscheinlichen  Bedürfnisse  einer 
allgemeinen  und  gemeinsamen,  über  den  Landeskirchen  stehenden  * 
Organisation,  für  die  evangelische  Kirche,  die  noch  bei  dem  West- 
fälischen Frieden  gehegte  HofTnung  einer  Wiedervereinigung  grade 
heule  nur  alsdann  eine  chimärische  genannt  werden  dürfte,  wenn 
von  beiden  Seiten  jenes  Redürfniss  verkannt  würde  und  es  an  dein 
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guten  Willen,  ihm  znm  Heile  der  Welt  Genüge  zu  thnn,  auf  einer 
von  beiden  Seiten  fehlen  sollte.  Dr.  Liebe. 


Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte  in  den  deut- 
schen Staaten.  Herausgegeben  von  J.  A.  Seuffert.  Erster 
Band.  Erstes  Heft.  München,  Literar.-artist.  Anstalt,  1847.  VIII 
u.  152  S.  gr.8.    (Geh.  fj.  Thlr.) 

Ein  Werk,  welches  besonders  den  Praktikern  sehr  willkommen 
sein  wird.  Der  in  der  gelehrten  Welt  schon  lange  bekannte  Heraus- 
geber dieser  Sammlung  beabsichtigt,  „die> Wechselwirkung  zwischen 
Theorie  und  Praxis"  zu  fördern.  Er  sagt  über  die  Tendenz  seines 
Unternehmens  in  dem  Vorworte: 

„Die  Zeitschrift  soll  Entscheidungen  aus  den  Gebieten  des  Civilrechts  und 
Civilprocesses  mittheilen,  weiche  bei  den  obersten  Gerichten  in  den  deut- 
schen Staaten  nach  gemeinem  Rechte  (deutschen  oder  fremden  Ursprungs) 
ergangen  sind.  Dazu  sind  aber  auch  Entscheidungen  gerechnet,  welche 
auf  Anwendung  particularrechllicher  Normen  (die  Gesetzgebungen  von 
Oesterreich,  Preussen  und  Baden  nicht  ausgeschlossen)  beruhen,  wenn 
die  angewandten  Normen  mit  gemeinrechtlichen  Vorschriften  oder  mit 
solchen  Rechtssälzcn  zusammentreffen,  welche  in  der  Wissenschaft  des 
gemeinen  (römischen  oder  deutschen)  Rechts  einen  festen  Boden  haben. — 
Besonderer  Bedacht  soll  auf  Mittheilungen  solcher  Entscheidungen  genom- 
men werden,  welche  die  neueren,  durch  die  grossarlige  Entwicklung  der 
Industrie  und  die  Bedürfnisse  des  Credits  hervorgerufenen  Erscheinungen 
des  Rechtslebens  betreffen,  oder  den  Uebergang  der  neuen  Forschungen, 
und  überhaupt  der  modernen  Wissenschaft  in  die  Praxis  zu  beurkunden 
geeignet  sind,  —  oder  in  welchen  sich  Vorschriften  neuerer  Particular- 
gesetzc  als  ein  Product  der  Natur  der  Sache ,  als  eine  Abhülfe  für  praktische 
Bedürfnisse,  und  in  dieser  Eigenschaft  als  Bestandteil  des  gemeinen 
Rechts  darstellen. ,f 

Das  Archiv  wird  in  Heften  erscheinen,  von  denen  jährlich  drei 
einen  Band  bilden,  an  welchen  ein  allgemeines  Register  sich  schliessen 
wird.  Das  vorliegende  erste  Heft  enthält  150  Entscheidungen  ver- 
schiedener oberster  Gerichtshöfe  in  Deutschland.  Diese  werden  (ohne 
Befolgung  einer  erkennbaren  systematischen  Reihenfolge),  mit  Tren- 
nung der  beiden  Hauptabtheilungen  „Ctvilrecbt"  und  „Civil- 
process",  unter  fortlaufenden  Nummern  mitgelhcilt.  Die  Auswahl 
der  rjälle  ist  gelungen,  und  die  Art  der  Darstellung  der  einzelnen 
Entscheidung  dem  Zwehke  im  Allgemeinen  entsprechend,  indem, 
unter  Weglassung  alles  unwesentlichen  processualischen  Materials, 
nur  die  Rechtsfrage  und  ihre  Entscheidung  angegeben  wird.  Dabei 
wird  jedes  Mal  das  erkennende  Gericht  und  die  Quelle,  woher  der 
Palt  entlehnt  ist,  angeführt.  Die  meisten  RcchtsfUlle  sind  bereits  ge- 
druckten Sammlungen  entnommen.  Der  Herausgeber  hofft,  in  Zu- 
*  kunft  auch  handschriftliche  Miltheilnngen  (besonders  durch  Mitglie- 
der der  obersten  Deutschen  Gerichte)  für  sein  Archiv  zu  erhalten, — 
eine  Hoffnung,  deren  Erfüllung  höchst  wänschenswerth  ist. 

Die  Idee,  Präjudicien  aller  obersten  Gerichtshöfe  in  Deutsch- 
land in  einer  Sammlung  zu  vereinigen,  scheint  dem  Ref.  eine  sehr 
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glückliche  zu  sein.  Die  zu  grossestem  Tbcile  von  den  Universitäten 
vertretene  Deutsche  Rechtswissenschaft  hat  neuerlich  (und  vielleicht 
Uberhaupt)  zu  wenig  berücksichtigt,  dass  die  Jurisprudenz  ihrem 
Zwecke  nach  eine  durchaus  praktische  Wissenschaft  ist,  welche  der 

Geschichte  und  Philosophie  nur  insoweit  bedarf,  nls  dadurch  ihr 
Werth  für  die  Anwendung  im  Reehtslebcn  gesteigert  wird,  und  wel- 
che dessen  sich  hewusst  bleiben  muss,  wenn  sie  nicht  Gefahr  laufen 
will,  ihren  Zweck  zu  verfehlen.  Hef.  wünscht  nicht  missverstanden 
zu  werden.  Er  ist  ein  warmer  Verehrer  gründlicher  Gelehrsamkeit 
und  Deutscher  Gelehrsamkeit.  Allem  er  wünscht  der  theoretischen 
Rechtswissenschaft  in  Deutschland  eine  engere  Verbindung  mit  der 
Praxis;  nicht  sowohl  um  den  Lebergang  zur  praktischen  Anwendung 
zu  erleichtern  (denn  dieser  kann  immer  gefunden  werden),  als  viel- 
mehr damit  die  erslere  aus  der  praktischen  Anwendung  die  Lücken, 
Zweifel  und  Unzweckmässigkeiten  genauer  in  Erfahrung  bringe,  wel- 
che dem  bestehenden  Kcchle  eigen  sind,  und  mit  Rücksicht  hierauf 
das  Reebt  lehre  und  fortbilde.  Die  Praxis  zeigt  unzweifelhaft,  wo 
das  vorhandene  Recht  einer  Nachhülfe  bedarf,  und  übernimmt  zu- 
gleich seihst  diese  Nachhülfe,  indem  sie  eine  an  das  schon  Vorhan- 
dene genau  sieh  anschliessende  neue  Norm  auffindet.  Sie  thut  es 
hierin  der  Gesetzgebung  zuvor.  Diese  steht  dem  Verkehr  des  Lebens 
zu  fern,  um  jede  aus  den  Mängeln  des  Reehtszustandcs  hervorgehende 
Verlegenheit  in  Erfahrung  zu  bringen,  um  jede  Stockung  im  Puls- 
schlage des  Rechtsichens  mitzufühlen.  Der  Schaden  muss  schon  sehr 
unleidlich  sein,  wenn  er  durch  Rerichte  der  Gerichtshöfe,  durch  An- 
träge in  der  ständischen  Landesvertretung,  oder  auf  andere  Weise 
dem  Gesetzgeber  zur  Kenntniss,  oder  auch  nur  in  Erinnerung  ge- 
bracht werden  soll.  Mau  wird  zwar  nicht  allen  Gerichten  das  Ver- 
trauen schenken  können,  Träger  der  Praxis  zu  sein.  Wohl  aber 
wird  es  den  obersten  Gerichten  in  den  Deutschen  Staaten  gebüh- 
ren, vor  welchen  die  Rechtsfrage  von  allen  Seiten  dargestellt  ist. 
Ohned  em  werden  die  meisten  Rcchlsconlroversen  so  beschalfen  sein, 
dass  für  jede  darüber  vernünftigerweise  aufgestellte  Ansicht  viel, 
(wenn  nicht  gleichviel)  sich  sagen  lässt;  so  dass  es  nur  darauf  an- 
kommt, die  eine  Ansicht  zu  adopliren,  um  damit  das  Schwanken  des 
Rechtsbodens  aufhören  zu  machen.  Der  Gesetzgebung  bleibe  dann 
vorbehalten,  eine  Praxis,  welche  aus  höhcrni  legislatorischen  Stand- 
punkte nicht  geduldet  werden  kann,  durch  ein  neues  Gesetz  zu  ent- 
kräften, und  im  Einzelnen  nachzuhelfen.  Die  bisherige  Weise,  die 
Entscheidungen  der  Gerichte  zur  Kenntniss  des  grössern  Publikums 
zu  bringen,  ist  für  den  eben  angedeuteten  Gesichtspunkt  völlig  un- 
genügend. Die  Praktiker  werden  dem  Ref.  bezeugen,  dass  in  vielen 
Fällen  sehr  daran  gelegen  ist,  die  Entscheidung  einer  Rechtsfrage 
durch  die  Praxis  nachweisen  zu  können;  dass  dieses  aber  oft  nicht 
möglich  ist,  um  so  weniger,  weil  die  hier  und  dort  in  Schriftstellern 
vorkommende  Behauptung,  dass  die  Praxis  für  eine  Ansicht  sich  aus- 
gesprochen habe,  ohne  den  Beweis  für  diese  Behauptung  zugleich 
zu  führen,  streng  genommen  noch  nicht  genügt,  um  diesen  Beweis 
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zu  ersetzen.  Aach  die  im  Druck  vorhandenen  Sammlungen  solcher 
gerichtlicher  Entscheidungen  sind  theils  ausser  den  Gränzen  der  be- 
treffenden Staaten  nicht  immer  zur  Hand,  theils  nicht  genügend  ver- 
einigt udJ  systematisch  geordnet,  theils  nicht  umfassend  genug,  um 
dem  Praktiker  grossen  Nutzen  bringen  zu  können.  Der  bei  weitem 
grosseste  Theil  der  Gerichtspiaxis  aher  ist  in  den  Akten  vergraben 
und  nicht  benutzt.  —  Möge  denn  das  vorliegende  Werk  dem  bis- 
herigen fühlbaren  Mangel  abhelfen,  und  die  erbetene  Unterstützung 
in  dem  Grade  linden,  wie  ein  so  dankenswertes  Unternehmen  es 
verdient.  Möge  es  bis  dahin,  dass  ein  gemeinsames  Kcchtsbuch  in 
Deutscher  Sprache,  den  Deutschen  Sitten  angepasst,  die  Stämme 
Deutschlands  vereinigt,  und  auf  seiner  Grundlage  eine  neue  Praxis 
ersteht,  dazu  beilragen,  durch  wechselseitige  Aushülfe  das  umschlin- 
gende Hand  enger  zu  befestigen. 

Zum  Schlüsse  erlaubt  sich  Ref.  einige  Wünsche  dem  Heraus- 
geber zur  Prüfung  mitzutheilen: 

1)  Da  eine  einzelne  Entscheidung  nicht  ausreicht,  um  eine  Praxis 
zu  begründen,  wird  es  nothwendig  sein,  über  dieselbe  Rechtsfrage 
mehre  Entscheidungen  verschiedener  obersler  Gerichte  zu  sammeln, 
und  zwar  auch  solche,  welche  nicht  mit  einander  übereinstimmen. 

2)  Oft  kann  es  von  Wichtigkeit  sein  zu  wissen,  au  welchem  Orte 
der  entschiedene  Rechtsfall  vorgekommen  ist.  Daher  möchte  auch 
dieser  Ort  angegeben  werden  müssen. 

3)  In  allen  Fällen,  worin  die  Entscheidung  aus  einer  Interpre- 
tation specieller  Gcsetzesstellcn  entnommen  wurde,  ist  dies  beson- 
ders auszudrücken. 

4)  Wenn  irgend  eine  particularrechtliche  Bestimmung  Einfluss 
auf  die  Entscheidung  gehabt  haben  sollte,  wird  dieses  immer  aus- 
drücklich hervorgehoben  werden  müssen. 

5)  Ausser  dem  versprochenen  allgemeinen  alphabetischen  Re- 
gister würde  zur  Erleichterung  der  Ucbersicht  von  Zeit  zu  Zeit  ein 
systematisches  Register  zu  liefern  sein. 

Stade.  Mührv. 


Bemerkungen  ans  der  Praxis  üb.  Grand-  n.  Hypotbekenbücher. 

Jena,  Frommann,  1846.    IV  u.  44  S.  gr.  8.   (Geh.  Thlr.) 

Dass  bei  wichtigen  organischen  Einrichtungen  im  Rechtsgebiete, 
und  zu  diesen  gehört  die  Regulirung  der  Grundeigenthums-  und  Hy- 
pothekenverhältnisse ganz  gewiss,  namentlich  auch  bewährte  Pracliker 
ihre  Stimme  erheben  und  das  Bedürfniss  der  Zeit  gegen  ein  allzu 
grosses  Streben  nach  Durchführung  theoretischer  Sätze  in  Schutz 
nehmen,  ist  jedenfalls  sehr  wünschenswertb  und  dem  Zwecke,  dem 
es  gilt,  förderlich.  Von  diesem  Beweggrunde  geleitet,  hat  der  Ver- 
fasser obiger  Schrift  die  darin  enthaltenen  Bemerkungen  über  die 
Grund-  und  Hypothekenbuchseinrichtung  veröffentlicht.  Er  glaubt, 
wie  er  im  Vorworte  sagt,  in  langjähriger  Praxis  wahrgenommen  zu 
haben,  dass  über  den  fraglichen  Gegenstand  dieselbe  erhebliche  Kluft 
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zwischen  Theorie  und  Praxis  bestehe,  die  man,  nicht  eben  zum  Vor- 
th eil  der  letztem,  auch  in  andern  Zweigen  erblicke.  Darum  hal  er 
sich  vorgenommen,  darauf  hinzuweisen,  wie  die  Sachen  im  Geschäfts- 

leben  sich  gestalten,  und  so  gewisser  Massen  die  Theorie  zur  Besin- 
nung über  das  practische  Bedürfniss  zu  bringen. 

Dass  der  Verf.  des  Schriftchens  —  jedenfalls  ein  Weiraaraner, 
wie  aus  der,  dem  VVeimarschen  Rcehte  eigentümlichen ,  Scheidung 
der  Hypolhekenbücher  in  Real-  und  Personalhypothekenbücher  her- 
vorgeht —  ein  geübter,  an  mannigfachen  Erfahrungen  reicher  Prac- 
tiker  ist,  zeigt  der  Inhalt  der  Schrift.  Wohl  hätte  man  ihm  daher 
die  Befähigung  zugestehen  mögen,  über  den  Gegenstand,  welchen  er 
behandelt,  der  Gesetzgebung  einige  nützliche  Winke  zu  erlheilen. 
Nur  hätte  diess  früher  und  unter  Berücksichtigung  dessen  geschehen 
sollen,  was  Andere  über  den  nämlichen  Gegenstand  bereits  gedacht 
und  geurtheilt  haben.  Der  Verf.  irrt,  wenn  er  glaubt,  dass  die 
neueren  Deutschen  Hypothekengcsetzgebungcn  aus  nnpractischen,  mit 
nicht  verarbeitetem  theoretischen  Wust  angefüllten  Köpfen  hervor- 
gegangen seien.  Im  Gcgcntheil  verdanken  sie  ihre  Bearbeitung  wohl 
durchgängig  sehr  bewährten  Geschäftsmännern,  so  die  Bayersche 
dem  als  Practiker  und  als  Theoretiker  gleich  berühmten  Gönner,  die 
Württembergische  dem  unlängst  verstorbenen,  vormaligen  Präsi- 
denten des  k.  Obertribunals  zu  Stuttgart  Bolley,  demselben,  der  be- 
reits 23  Jahre  vorher,  als  Amtsschreiber  zu  Waiblingen,  die  bekannte 
Lehre  von  öffentlichen  Unterpfandern  geschrieben*),  die  Säch- 
sische dem  Geh.  Justizrath  Hänel,  einem  ebenfalls  anerkannten 
Practiker,  u.  s.  w.  Daher  ist  es  denn  auch  nicht  zu  verwundern, 
dass  man  z.  B.  in  Gönner's  Vorträgen  über  Gesclzgebungsgegen- 
stände  an  die  zweite  Kammer  der  tslen  Ständeversammlung  im  Königr. 
Bayern  (München,  1820.)  und  in  dessen  Commentare  über  das  Hypo- 
thekengeselz für  das  Königr.  Bayern  (München,  1823.),  in  den  Ab- 
handlungen von  Mittcrmaicr  über  die  Forlschritte  der  Ilypotheken- 
gesetzgebung  im  Archiv  für  die  Civil.  Praxis  Bd.  18.  u.  10.,  in  den 
Motiven  der  K.  Sächs.  Staatsregicrnng  zu  dem  Sächs.  Gesetze,  die 
Grund-  und  Hypothekenbücher  und  das  Hypothekenwesen  betreffend 
vom  6.  Novbr.  1843-  u.  s.  w.  das  Meiste,  was  den  Gegenstand  der 
vorliegenden  Schrift  bildet,  schon  gründlich  durchgesprochen  und 
beurlheill  findet. 

Wenn  z.  B.  der  Verf.  §.  3.  S.  6.  f.  u.  §.  7.  ff.  S.  15.  ff.  auszu- 
führen sucht,  dass  nur  eine  auf  geometrische  Vermessung  gegründete 
Beschreibung  der  Grundbesitzthümer  einen  sichern  Anhaltepunct  für 
deren  körperliche  Auffindung  an  Ort  und  Stelle  darbiete,  dass  jede 
sonstige  Beschreibung  eines  Grundstücks  unzuverlässig  und  trügerisch 
sei,  dass  sonach,  wenn  Ordnung  in  die  Grundstücksverhältnisse  kom- 
men solle,  die  ganze  Gütermasse  des  Landes  vermessen,  hierauf  Flur- 
karten und  Flurbücher  hergestellt  und  auf  deren  Basis  Grundbücher 
errichtet  werden  müssen,  so  ist  diess  Alles  sehr  wahr  und  richtig. 


*)  Vergl.  Jahrbücher  1847.  S.  «62.  ff. 
Krit.  Jahrb.  f.  Deut.  RW.  Jahrg.XI.  H.VIII.  47 
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Allein,  nicht  genug,  dass  diess  bereits  vorlängst  Andere  (man  vergl. 
z.  B.  die  treffliche  Abhandlung  W.  H.  Puchta's  in  der  Zeitschrift  f. 
Givilrecht  u.  Prozess  Bd.  9.  S.  176.  ff.)  schon  erkannt  haben,  so  hat 

auch  bereits  im  Königreiche  Sachsen  die  Gesetzgebung  dieser  Ansicht 
vollständige  Geltung  verschafft.  Hier  sind  alle  Grundstücke  ohne  Aus- 
nahme geometrisch  vermessen  und  in  Flurkarten  nach  Lage,  Gestalt  und 
Flächeninhalt  unter  bestimmten  Nummern,  wie  solche  in  den  Flurbü- 
chern .sich  aufgezeichnet  befinden,  eingetragen.  Nach  diesen  Flurbuch- 
nummern und  zwar  lediglich  nach  diesen  und,  wo  Gebäude  in  Frage 
sind,  auch  nach  den  Nummern  des  Brandversicherungscatasters,  be- 
finden sich  nun  auch  die  Grundstücke  im  Grundbuche,  welches  in 
Sachsen  mit  dem  Ilypotliekcnbuche  vereinigt  ist,  eingeschrieben,  so 
dass  derjenige,  der  eine  Besitzung  erwirbt,  auch  alle  diejenigen  Par- 
zellen zu  beanspruchen  hat,  welche  sich  nach  den  im  Grund-  und 
Hypolhekenbuche  eingetragenen  Flurbuchsnummern  als  Bestandteile 
der  fraglichen  Besitzung  darstellen. 

Wenn  ferner  der  Verf.  §.  3.  unter  e.  S.  5.  f.  in  der  Verjährung 
ein  wesentliches  Hinderniss  jeder  geregelten  Grund-  und  Hypolhcken- 
einrichlung  findet,  so  wird  ihm  wohl  auch  diese  Behauptung  Niemand 
streitig  machen,  wenigstens  haben  viele  Hypothekengesetzgebungen: 
die  Preussische,  Bayersche,  Württembergsche,  Sächsische  u.a.  (vgl. 
Heyne,  Commentar  zum  Sächs.  nyp.-Gcs.  Bd.  1.  S.  169. ff.)  die  Ver- 
jährung verbannt. 

Was  nun  aber  den  Hauptpunct  anlangt,  mit  dem  es  die  Schrift 
zu  thun  hat,  nämlich  den  Beweis,  dass  es  unzweckmässig  sei,  das 
Grundbuch  mit  dem  Hypothekenbuche  zu  vereinigen  und  dass  das 
Hypolhekenkuch  nicht  nach  den  Grundstücken,  (Realhypolheken- 
buch),  sondern  nach  den  Besitzern  (Personalhypothekenbuch) 
anzulegen  sei,  so  dürfte  dieser  Beweis  als  nicht  gelungen  anzu- 
sehen sein. 

Man  denke  sich:  es  besitze  Jemand  eine  grössere  geschlossene 
Besitzung,  z.B.  ein  Bauergut,  und  ausserdem  noch  6  — 10  besondere 
(walzende)  Flurstücke,  wo  die  Hauplbesitzung  mit  Hypotheken  und 
jedes  der  Flurstücke  wieder  mit  anderen  Hypotheken  beschwert  ist; 
wie  soll  nun  ohne  Verwirrung  die  Fortführung  des  Grund-  und  Hypo- 
thekenbuchs  erfolgen,  wenn  nicht  für  jedes  Grundstück,  welches  ein 
selbstständiges  Hypothekenobject  bildet  und  mit  besonderen  Hypo- 
theken behaftet  ist,  ein  eigenes  Foliura  angelegt  wird,  sondern  alle 
Hypotheken  desselben  Schuldners,  mögen  sie  auch  auf  ganz  verschie- 
denen Grundslücken  haften,  auf  ein  Conto  unter  dem  Namen  des 
Schuldners  eingetragen  werden?  Es  müsste  dann  doch  wenigstens 
bei  jeder  Hypothek  angegeben  werden,  auf  welchem  Grundstücke  sie 
hafte,  was  schon  zu  Weiterungen  und  Undeutlichkeiten  führen  würde. 
Wie  nun  aber,  wenn  der  Schuldner  das  eine  oder  andere  Grundstück 
veräussert?  dann  müsste  für  den  andern  Besitzer  auch  ein  neues  Conto 
angelegt  und  diess  bei  jedem  Besilzerwechsel  wiederholt  werden. 
Auf  diese  Weise  würden  aber  offenbar  nach  und  nach  weit  mehr  Fo- 
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lien  entstehn,  als  wenn  sogleich  für  jedes  Grundstück  bleibend  ein 

folium  eröffnet  wird.  In  der  That  liegt  es  auch  schon  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  II  ypothekenbücher,  da  sie  die  Begründung  und  Be- 
wahrung dinglicher  Hechte,  also  solcher  Rechte,  wo  sich  der  Gläu- 
biger lediglich  an  die  Sache  halt  und  sich  im  Wesentlichen  um  den 
Besitzer  gar  nicht  zu  bekümmern  braucht,  nach  den  Objecten  und 
nicht  nach  den  stets  wechselnden  Besitzern  angelegt  werden,  wie 
diess  auch  in  Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Sachsen  u.  s.  w.  der 
Fall,  während  z.  B.  die  in  Frankreich  bestehende  Einrichtung,  wor- 
nach  in  verschiedene  Bücher  die  Besitzveränderungen  einer,  und  die 
Hypothekenbestellungen  anderer  Seits,  lediglich  in  chronologischer 
Ordnung  eingetragen  werden,  eben  die  grenzenlose  Verwirrung  her- 
vorgebracht hat,  welche  dort  im  Grund-  und  Hypothekenwesen  be- 
steht. Dabei  lasst  sich  übrigens,  wie  diess  das  Sächsische  Gesetz 
vom  6.  Novbr.  1843.  thut,  leicht  Vorkehrung  treffen,  dass,  wenn 
Jemand  eine  grössere  Anzahl  verschiedener,  für  sich  bestehender, 
Flurstücken  besitzt,  welche  entweder  gar  nicht  oder  für  dieselbe 
Schuld  verpfändet  sind,  dieselben  solange  auf  einem  folium  vereinigt 
bleiben,  bis  sie  entweder  in  die  Hand  verschiedener  Besitzer  kom- 
men, oder  wegen  verschiedener  Forderungen  verpfändet  werden,  wo 
dann  besondere  Folien  für  dieselben  anzulegen  sind. 

Der  Verf.  will  aber  seine  Personalhypothekenbücher  überhaupt 
gar  nicht  als  wirkliche  Hypothekenbücher,  bestimmt,  die  Hypothek 
selbst  entstehen  zu  machen,  sondern  er  will  sie  nur  als  Register,  um  in 
tabellarischer  Form  über  die  auf  einem  Grundstücke  bereits  haften- 
den Hypotheken  einen  Ueberblick  zu  geben,  betrachtet  sehen.  Die 
Entstehung  der  Hypothek  selbst  soll  in  den  betreifenden  Acten  kund 
gemacht  werden.  Auf  diese  Weise  können  allerdings  die  Notizen  in 
dergleichen  Hypothekenverzeichnissen  sehr  aphoristisch  gefasst  wer- 
den und  die  dickleibigen  Hypothekenbücher,  vor  denen  der  Verf. 
eine  ganz  besondere  Aversion  zu  haben  scheint,  verschwinden  dann. 
Allein  für  den  allgemeinen  Verkehr  ist  hiermit  auch  sehr  wenig  ge- 
wonnen, es  hat  ein  solches  Hypothekenbuch  blos  die  Eigenschaft 
eines  Privatverzeichnisses  für  den  Richter,  der  Betheiligte  wäre  im- 
mer wieder  auf  die  Acten  gewiesen  und  müsste,  wenn  er  z.  B.  auf 
ein  Grundstück  Geld  borgen  oder  sonst  sich  über  die  Realverhältnisse 
desselben  unterrichten  wollte,  geduldig  warten,  bis  der  Richter,  oder 
vielmehr  der  Archivar  die  betreffenden  Notizen  gesammelt  und  zu- 
sammengestellt hätte,  was  nach  bekannten  Erfahrungen  im  günstig- 
sten Falle  nicht  unter  3  —  4  Wochen  geschehen  möchte.  Diess  kann 
bei  wirklichen  Rcalhypolhckenbüchern  nimmermehr  vorkommen ;  denn 
mag  auch  das  Hypolhekenbuch  eines  grossen  Orts  50  Bände  umfas- 
sen, so  wird  das  Folium  des  betreffenden  Grundstücks,  sobald  dessen 
Nummer  genannt  ist,  demungeachtet  im  Moment  aufgeschlagen  wer- 
den und  der  Bctheiligte  über  dasjenige,  was  er  zu  wissen  nöthig 
hat,  sich  sofort  unterrichten  können,  vorausgesetzt,  dass,  wie  nament- 
lich in  Bayern  und  Sachsen,  der  Grundsatz  mit  Consequenz  durch- 
geführt ist,    dnss  der  Dritte  sich  unbedingt  nach  dem  Grund-  und 
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Hypothekeobuche  richten  kann  and  Alles  nur  so  gegen  sich  gellen 
zu  lassen  braucht,  wie  es  ihm  der  Inhalt  des  Buchs  angezeigt  hat. 

Dass  Übrigens  ein  wirkliches  Realhypothekenbuch  mit  dem  Grund- 
buche besser  verbunden,  als  von  demselben  getrennt  ist,  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  da  das  Material  beider  in  der  innigsten  Beziehung  zu 
einander  steht  und  durch  die  sich  sonst  nothwendig  machenden  Ver- 
weisungen aus  dem  einen  in  das  andere  nur  Weiterungen  herbeige- 
führt werden  würden. 

Dass  die  auf  dem  Grundstücke  bleibend  haftenden  Lasten  im 
Grundbuche  mit  verlautbart  werden,  welche  Frage  der  Verf.  §.14. 
berührt,  erscheint  jedenfalls  als  zweckmässig,  zumal  da  durch  sie  der 
Werth  des  Grundstücks  als  Hypothekenobject  nach  Befinden  bedeu- 
tend vermindert  werden  kann.  Dagegen  macht  es  anderer  Seils  die 
Rücksicht  auf  die  praclische  Handhabung  des  Grund-  und  Hypotheken- 
buchs nothwendig,  dass  solche  Grunds  tücksbescbwerungen,  welche 
auf  den  Werth  der  Grundstücke  im  Verkehre  wenig  oder  keinen  Ein- 
flnss  haben  und  die  Abgaben  des  Öffentlichen  Rechts  von  der  Eintra- 
gung ausgeschlossen  werden. 

Ganz  besonders  muss  aber  die  Behörde  darauf  sehen,  dass  sie 
die  Einträge  präcis  und  concinn  abfasst  und  darein  nur  das  Wesent- 
liche der  Sache,  ohne  alle  Details,  aufnimmt,  dann  ist,  wenn  nur 
sonst  die  Rubricirung  und  Abtheilung  der  Folien  eiofach  und  logisch 
geregelt  ist,  auch  eine  zu  baldige  Anfüllung  des  Buchs  nicht  zu 
besorgen. 

Im  Allgemeinen  kann  nur  wiederholt  werden,  dass  die  Schrift 
von  einer  grossen  practischen  Durchbildung  und  einem  gesunden  Ur- 
theile  des  Verfs.  zeugt,  weshalb  es  zu  bedauern  ist,  dass  derselbe 
diesem  Gegenstande  seine  Aufmerksamkeit  nicht  früher,  als  in  meh- 
reren Deutschen  Staaten  in  Bezug  auf  die  Grund-  und  Hypotheken- 
organisation noch  res  integra  war,  zugewendet  hat.  Gewiss  würde 
er  dann  manchen  nützlichen  Fingerzeig  haben  geben  können,  voraus- 
gesetzt, dass  er  sich  mit  der  Sache  überhaupt  und  namentlich  mit  den 
Ideen  Anderer,  die  auch  der  Practiker  nicht  ignoriren  darf,  zuvör- 
derst noch  näher  bekannt  gemacht  und,  wie  von  der  ihm  eigenen 
Geschäftserfahrung  zu  erwarten,  das  Ganze  noch  mehr  verarbeitet 
hätte.  D.  H. 


Ueber  Archivpraxis  der  Untergerichte  von  Theodor  Webe, 

Sekretair  b.  K.  Appellat.- Gericht  zu  Zwickau  [jetzt  Beisitzer  des 
Appellat.-Ger.  zu  Buddissio].  Dresden  u.  Leipzig,  Arnold'sche 
Buchhand!.,  1843.   55  S.  8.    (Geh.  £  Thlr.) 

Nachdem  der  Verf.  die  Nachtheile  unsystematisch  geordneter 
Acten-Archive  und  daneben  die  Vortheile  der  übersichtlich  eingerich- 
teten dargestellt  hat  (S.  3.  ff.)«  geht  er  auf  die  allgemeinen  und  be- 
sondern Regeln  einer  systematischen  Anordnung  der  beizulegenden 
Acten  über  (S.  12. f.).  Er  trennt  hier  die  Justiz-  von  den  Verwal- 
tungssachen.   F.Ür  die  erstem,  und  zwar  für  die  Acten  über  Cri- 
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niinal-  und  streitige  Civil-Sacben,  hält  er,  neben  der  Anlegung 
eines  chronologischen  Repertoriums,  die  Eintragung  der  Acten  nach 
den  Namen  der  Betheiligten,  (was  natürlich  in  alphabetischer  Reihen- 
folge geschehen  muss),  für  ausreichend.  Dasselbe  genügt  dem  Verf. 
auch  für  die  Acten,  welche  die  sogenannte  freiwillige  Gerichts- 
barkeit betreffen.  Dagegen  verwirft  der  Verf.  in  Verwaltungs- 
sachen, in  Administrativ-Justiz- Sachen  und  in  Sachen,  welche 
auf  die  innere  Verfassung  und  Geschäftseinrichtung  des  be- 
treffenden Gerichts  Bezug  haben,  die  bios  alphabetische  Anordnung, 
verlangt  vielmehr,  dass  neben  dem  Actenrepertorium  noch  besondere 
Sach-  und  Namen-Verzeichnisse  gehalten  werden  (S.  14.  f.  verb.  mit 
S.8.  f.).  Ueber  diese  Sach-  Und  Namen  -  Register  verbreitet  er  sich 
von  S.  49.  an  weiter,  nachdem  er  vorher  Rathschlägc  für  Anlegung 
und  Einrichtung  der  Acten  selbst  über  Civilprozesssachen  (S.  28- f-)» 
Criminalsachen  (S.31.f.),  Kaufs-  und  Hypothekensachen  (S.  32.  f.), 
Nachlass-  und  Vormundschaftsachen  (S.  43.  f.),  Testamentssachen 
(S.  45. f.),  Bürgschaftsvertriige  (S.  46-f.)j  über  das  Depositenwesen 
(S.  47.f.)>  die  andern  Angelegenheiten  der  Extrajudicialpraxis  (S.48.) 
und  über  Verwaltungssachen  (S.48.  f.)  gegeben  hat.  Die  Speeialität 
dieser  Rathschlage  gestattet  ihre  vollständige,  e\lractweise  Mitthei- 
lung in  gegenwärtiger  Anzeige,  bei  den  ihr  vorgeschriebenen  Gren- 
zen, nicht.  Es  muss  Jedem,  der  ein  Interesse  daran  zu  haben 
glaubt,  überlassen  bleiben,  die  Schrift  selbst  hierüber  nachzulesen. 
Doch  hält  Ref.  dafür,  dass  Derjenige,  welcher  dieses  Nachlesen  un- 
terlässt,  auch  Nichts  einbüssen  wird,  weil  Neues  und  besonders  Be- 
lehrendes sich  in  der  Schrift  nicht  findet,  —  was  der  Verf.  selbst 
S.  8.  in  der  Bemerkung  bekannt  hat:  dass  er  bei  seiner  Arbeit  „nur 
das  Verdienst  beanspruche,  bereits  bis  auf  die  letzte  Wurzel  bespro- 
chene Dinge  wieder  von  vorn  in  Anregung  zu  bringen." 

Was  nun  die  vorerwähnten  Sach-  und  Namenregister  anlangt, 
so  bezeichnet  der  Verf.  als  dpren  Zweck:  die  Auffinduug  aller  sach- 
lichen Gegenstände,  die  in  den  verschiedenen  Actenbänden  verban- 
delt worden,  sowie  aller,  mit  einer  urkundlichen  Handlung  in  wesent- 
licher Beziehung  stehenden  Personen  (S.  49.),  und  verlangt,  zu  Er- 
reichung dieses  Zweckes:  dass  „jedes  Factum,  welches  in  seiner  In- 
dividualität an  sich  von  besonderem  geschichtlichen  Interesse  ist,  jede 
Person,  welche  sich  hierbei  der  richterlichen  Thätigkeit  gegenüber 
betheiligt  hat,  in  diesem  Sach-  und  Namenregister  Erwähnung 
finde." 

Ref.  kann  sich  eines  Unheils  über  das  Scbriftcben  enthalten, 
weil  eben  „bereits  bis  auf  die  Wurzel  besprochene  —  (und  abgeur- 
teilte) —  Dinge "  nochmaliger  Beurtbeilung  nicht  bedürfen. 

-  dt  — 
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«»en  Z«a„ZigsrnC"T,  2«bJ  beirag,  £ ^  " - 

*»r.  Diese  2US.,  .!    C  V",a^iulns  Jes  c ., 'rsl  Cfkc"  sie  siel,  nicht 

d,es  'st  bis  je|2l  Un,Z,  r  ,  d'°  si,a'ern  Gesetze  „  .  '''1"e'  v°»  Zeil 
'"««oh  i„  Abd.actcn;  te'»w"„  1  r^U'ragCn-  Alle/. 

Landrechts  zu  Ta*e  „£  f  "     '"e  "''»eoicbTn«,.,  l*Di;e'che  flcsu|- 
San,,,,,  f!cf  Man  /)at      "   "    7,ße'"«'«"«nff  des 

'len  Materien  ccr.l  .  7  njiln  'bn  ibeil«  ■?  ,  e,lc  "  erke  milF/eis, 
<»d  ««.fangreieh  Kornern  auch  ,'e/eS  ''C  SC',°"  ^r 

de»  »«er  sch/icss7n™  "0"d«'%  rt^*'"  Kepcriorien 
^'»Punkl  ab:  da  nher  ,  ,'  Jede  S«««taB«  „i!  ?  C'"-  Au"er- 
,s'>  s»  >'sl  dicsl„  ,      'e  ,cSis'»'oriscbeTnf,i  i,    e'nem  bestimmte« 

«eb«.ert.     I7m  die  n"  •.  w'r'1  sie  crg«„2,     u       "  """ollständiV. 
"«*  der  laclf'L  B'a,'S  dM  ««»«enaolfe.       |G!''raucn  »»er  er-' 
«j-mlb«-,  zu  ICee    dm,e  e,i"es  n«'fsm  «eV  iehemc''e".  bedarf 
«der  Er;auleru n"'"ern'  da«  Oberbau,,,  eine  1^1  "Ve'bst  ^  ße 
den  Praktikern  bei  det        SC''  "i'd  i  I  Verordnung 

Landrechte  i«t  a     l  ,  ö,,n,ro.W  der  prwM  c  Kau,n  verlangt  werfiflri 

voo  dem  PubVu*  fe  2/'"Cncs  f«°rd..t  '  W0,i"  derS.„,r 

"erert  der  Vnrf    ..  ,  .u/,a^c  beweist      i     ,.    0e,t»  w'e  das  Pn 

20.  Til0(8  de?J  nä,e*Ü,«Ji  <«  U.Äf7r  i'R'C— erk» 
"•»^aphen  des  p  ,nei's  eine  Handhabe   ;„J        m"  Ansschluss  d^« 

''«cha,  Z»ee«m;uDs  ;cr'nw^'ao«.men.  Di"  (deg  :s,  1Gese'ze''.  der 
das  Interesse  de«  D  i  im  cr*ennen  darin  •  '  ""bestritten  eine 
verbinden.  ^  „„d  Ä^^Ä  Tac"? 

m,t  einander  zu 
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Der  Titel  bestimmt  das  Buch  für  Examinanden  und  Praktiker: 
unter  diesen  zwei  Klassen  der  Einwohner  des  Preussischen  Staate* 
versteht  der  Verf.  die  Auscullatoren  und  Referendarien,  welche  noch 
die  zweite  und  dritte  Staatsprüfung  zu  bestehen  haben,  sie  sind  die 

Examinanden:  die  Praktiker  dagegen  sind  die  „auf  den  Lorbeeren 
der  überstandenen  Prüfungen  ruhenden  Richter  und  Sachwalter." 
Der  Gegensatz  ist  in  dieser  Weise  neu  und  die  Terminologie  eigen- 
i  hü  ml  ich  :  wir  müssen  abwarten,  ob  sie  reeipirt  wird.  Gewidmet 
ist  das  Buch  dem  Chefpräsidenten  und  Vicepräsidenten  des  Obcr- 
landesgerichts  in  Königsberg,  „ unter  deren  Auspicien  eine  energisch 
gehandhablc,  getreue,  gerechte  und  unparteiische  Rechtspflege"  wal- 
tet, was  ,,bei  der  gegenwärtigen  Ungebundenheil  und  Populairsucht 
seine  eigenthümlichen  Schwierigkeiten  und  daher  um  so  höhern  Werth 
und  grössere  Bedeutung"  hat.  Der  Verf.  istMitglied  des  Collegii,  das  von 
diesen  Beispielen  und  Mustern  beseelt  ist  und  macht  diese  Zueignung 
zum  Ausdrucke  seiner  ungeheuchellen  ehrerbietigen  Gesinnung.  Wir 
sind  weit  entfernt,  die  Wahrheit  des  materiellen  Inhaltes  dieser  we- 
nigen Zeilen  zu  bezweifeln,  hätten  ihm  aber  eine  bessere  Form  ge- 
wünscht: der  einfachen  Rechtspflege  inuss  ganz  bange  werden,  wenn 
sie  sich  mit  so  vielem  Flitterstaate:  „energisch  gehandhabt,  getreu, 
gerecht,  unparteiisch"  behängen  siebt  und  wenn  sie  auch  die  gegen- 
wärtige Neu  schaft  der  Ungebundenheil  nicht  fürchtet,  so  muss  sie 
doch  als  deutsche  Landsmännin  vor  römischen  „Auspicien"  und  fraueo- 
germanischer  „Populairsucht"  einen  wahren  Abscheu  hegen. 

Um  die  Arbeit  selbst  zu  beurlheilen,  müssen  wir  die  Forderun- 
gen feststellen,  welche  an  ein  solches  Werk  zu  machen  sind:  Voll- 
ständigkeit in  den  Materien,  Gleichmäßigkeit  in  der  Behandlung, 
Kürze  und  Zuverlässigkeit  in  der  Darstellung  glauben  wir  als  die  An- 
forderungen an  ein  solches  Buch  hinstellen  zu  dürfen:  sehen  wir  zu, 
wie  ihnen  der  Verf.  genügt  hat. 

Dem  Erfordernisse  der  Vollständigkeit  war  nach  den  Vorarbeiten 
am  Leichtesten  zu  genügen;  sie  zu  beurlheilen  ist  gleichwohl  schwie- 
rig, weil  der  Verf.  seinen  nach  dem  Titel  allgemeinern  Plan  eines 
Handbuchs  beim  Studium  und  Gebrauche  des  Allgemeinen  Landrechls 
nach  der  Vorrede  dahin  beschränkt  hat,  dass  alles  ausgesondert  wor- 
den ist,  „was  den  Richter  gar  nicht  oder  doch  nur  in  äusserst  sel- 
tenen Fällen  intercssiren  kann."  So  fehlt  z.  B.  jede  Notiz  über  die 
Mass-  und  Gewichtsordnung:  nur  die  Justiz-Ministerial-Rescripte  sind 
berücksichtigt,  die  Erlasse  der  übrigen  Ministerien  fast  gar  nicht, 
obgleich  darin  sich  mancher  für  den  Richter  interessanter  Beitrag  zur 
Erläuterung  des  Landrechts  finden  möchte.  Die  Gleichmässigkeit  in 
der  Behandlung  vermissen  wir;  so  z.  B.  werden  in  dem  Zusätze  669. 
zu  Theil  I.  Titel  21.  §.  418.  lediglich  die  betreffenden  Gesetzstellen 
bemerkt,  in  welchen  Uber  den  Einfluss  der  Auseinandersetzungen  und 
Dienstablösungen  auf  Pachtverhältnisse  bestimmt  wird,  während  die 
über  die  Aufhebung  des  Abschosses  ergangenen  Verordnungen  sehr 
ausführlihb  abgedruckt  werden  (Zusätze  697 — 700.)-  Die  schwierigste 
Aufgabe  war  Kürze  verbunden  mit  Zuverlässigkeit:  hierdurch  nament- 
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lieh  hatte  der  Verf.  nachzuweisen,  dass  seine  Arbeit  über  der  eines 
vulgären  oder  populären  Coropilators,  welches  Amt  man  eifrigen 
Subalternen  überlassen  mag,  stehe:  das  war  ein  Ziel,  das  Arbeit 
erforderte.  Der  Verf.  hat  es  an  vielen  Stellen  nicht  erreicht;  man 
lese  z.B.  Zusatz  502.  zum  zweiten  Thcil: 

„Ein  durch  ein  rechtskrüftiges  Kriminalurtel  seines  Amtes  entsetzter  katho- 
lischer Geistlicher  hatte  auf  Ansuchen  des  betreffenden  Pfarrers  gepredigt, 
auch  die  Messe  gelesen  und  war  wegen  unbefugter  Ausübung  von  Amts- 
handlungen, fiskalisch  bestraft  worden ,  wobei  das  erkennende  Gericht  von 
dem  Grundsatze  ausgegangen  war,  dass  ein  entsetzter  katholischer  Geist- 
licher durchaus  keine  geistliche  Handlung  vornehmen  darf,  zu  deren  Ver- 
richtung er  durch  seine  Ordination  befähigt  wird.  Diese  Annahme  wurde 
jedoch  Allerhöchsten  Orts  iu  Bezug  auf  das  Lesen  einer  einfachen  oder  s.  g. 
stillen  Messe  für  unrichtig  erklärt,  da  der  katholische  Geistliche  die  Befug- 
niss  hiezu  nicht  erst  durch  die  Uebertragung  eines  bestimmten  kirchlichen 
oder  seelsorglicheu  Amtes,  sondern  bereits  durch  die  Priesterweihe  erhält 
und  der  durch  dieselbe  verliehene  geistliche  Character  auch  durch  die  rich- 
terlich erkannte  Amtsentsetzung  nach  §.  107.  h.  t.  nicht  verloren  geht.  Kesc. 
28.  April  1841.  J.  M.  Bi.  S.  159." 

Tin  die  Zuverlässigkeil  des  Verfs.  zu  prüfen,  haben  wir  einen  Un- 
gern Zusatz,  der  eine  eigne  Arbeit  enthüll,  durchgegangen,  den  Zu- 
satz 352.  zum  zweiten  Theile,  worin  die  erheblichsten  Abweichungen 
der  alten  von  der  revidirten  Städteordnung  zusammengestellt  sind. 
Einen  der  bedeutendsten  Unterschiede  haben  wir  darin  nicht  ange- 
geben gefunden,  die  sehr  abweichenden  Bestimmungen  über  die  Wähl- 
barkeit zu  städtischen  Acmtern.  Denn  während  dazu  nach  der  allen 
Slädteordnung  schon  das  blosse  Stimmrecht  qualihcirt  (§.  54.),  ver- 
langt die  revidirte  Slädteordnung  (§.  56.)  einen  höhern  Vermögens- 
betrag, als  zur  Erlangung  des  Stimmrechts  erforderlich  ist,  was  mit 
Hecht  als  ein  Vorschritt  zur  Herstellung  besserer  Ordnung  in  der 
städtischen  Verwaltung  hervorgehoben  worden  ist.  Wenn  es  unter 
8.  a.  a.  0.  heisst:  „Die  alte  Slädteordnung  §.  49.  schreibt  die  Er- 
richtung eines  Statuts  vor  und  bestimmt  eine  dreimonatliche  Frist, 
binnen  welcher  die  Einrichtung  erfolgen  soll;  dies  ist  aber  fast  nir- 
gends geschehen,  wahrscheinlich,  weil  die  Frist  zu  kurz  war",  so 
scheint  uns  dieser  ,,  wahrscheinliche 44  Grund  sehr  unwahrscheinlich, 
vielmehr  liegt  die  Ursache  der  allerdings  richtig  bemerkten  Thatsache 
in  der  Bcslimmun'g,  welche  das  Gesetz  selbst  dem  Statute  gibt.  Denn 
darnach  soll  es  Privilegien  und  Concessioncn,  welche  der  Stadtgemeine 
vom  Staate  ert heilt  sind,  so  wie  auch  die  unter  Genehmigung  des 
Staates  früher  bereits  abgefassten  Beschlüsse  derselben  und  sonstigen 
Verfassungen,  soweit  sie  der  Slädteordnung  nicht  entgegen- 
siehe n,  enthalten.  Diese  Beschränkung  hat  bei  der  Ausführlichkeil 
der  Städteorduung  die  Eutwerfung  besoliderer  Statuten  neben  deuj 
allgemeinen  Gesetze  nicht  nöthig  erscheinen  lassen. 

Trotz  dieser  Mängel  prophezeihen  wir  dem  Buche  einen  guten 
Absatz,  weil  es  einem  Bedürfnisse  entgegenkommt.  Möchte  darin 
der  Verf.  eine  Aufforderung  finden,  dem  Buche  bei  einer  neuen  Auf- 
lage in  erhöhtem  Masse  den  Stempel  gewissenhafter  und  wissenschaft- 
licher Pflege  aufzudrücken. 
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Schliesslich  können  wir  nicht  umhin,  onsern  nicht  geringen 
Horreur  auszusprechen,  welchen  wir  bei  der  Redaction  dieser  Rela- 
tion Uber  die  Passion  des  Autors,  barbarische  Floskeln  zu  gebrau- 
chen, empfunden  haben:  wir  befürchten,  das  Miasma  hat  beim  Per- 
lustriren  dieses  Opus  auch  unsern  Stilum  inlicirt.  Wir  sind  daher 
der  Opinion,  hier  das  Votum  aussprechen  zu  dürfen,  dass  es  dem 
Autor  conveniren  möge,  bei  einer  neuen  Edition  statt  der  Dedication 
eine  Admonitioo  an  die  Auskultatoren,  Referendarien  uud  Pracliker 
dahin  zu  concipiren,  dass  sie  ihre  Sentenzen  in  germanischer  Sprache 
exprimiren,  damit  die  Parteien  sie  capiren. 


Vorträge  über  das  französische  und  badische  Civilrecht,  ins- 
besondere über  dessen  Einleitung  (tilre  pre"  liminaire  )  von  J9r. 
Anton  Stauel,  Gherzogl.  Badischem  Hofrath  u.  o.  Prof.  d.  R.  in 
Freiburg.  Freiburg  im  Breisgau,  Enimerling,  1843.  VIII  u.  216  S. 
gr.  8.    (Geh.  $  Thlr.) 

Der  Verfasser  dieser  Schrift,  nunmehr  Vicekanzler  des  Ober- 
hofgerichts zu  Mannheim,  und  eine  der  ersten  Zierden  dieses  geach- 
teten Gerichtshofs,  hatte,  nachdem  er  seine  Laufbahn  als  Anwalt  und 
Mitglied  eines  Hofgerichts  begonnen,  einen  Ruf  an  die  Universität 
Freiburg  erhalten,  und  mehrere  Jahre  hindurch  mit  grossem  Beifall 
Vorlesuogen  über  das  französische  und  badische  Civilrecht  gehalten. 
Dem  Dicliren  voo  Collegienheften  abhold,  beschrankte  er  sich  im 
Allgemeinen  auf  mündliche  Vorträge,  hielt  jedoch  eine  schriftliche 
Mittheilung  bei  einigen  Materien,  „welche  tbeils  an  sich,  theils  we- 
gen der  vielfältigen  Modiflcationen  des  französischen  Rechts  durch 
einheimische,  sich  mannigfach  durchkreuzende  und  zerstreute  Gesetze 
für  das  Studium  und  für  die  Praxis  viele  Schwierigkeilen  darbieten," 
(s.  Vorwort  S.  III.)  für  nothwondig. 

Diese,  nun  dem  Druck  übergebe nen  Erörterungen  umfassen  nur 
den  titre  pre' liminaire  des  Code  Napole'on ,  welcher  im  Urtext  6,  im 
badischen  Landrecht  wegen  der  vielen  hier  eingeschalteten  Zusätze 
28  Artikel  enthält.  Man  würde  aber  irren,  wenn  man  desshalb  die 
Schrift  für  unmassig  weitläufig  halten  wollte,  da  gerade  diese  Präli- 
minar* Artikel  der  Sitz  wichtiger  Lehren  sind. 

Nach  dem  Zwecke  des  Unternehmens  darf  man  weder  einen  fort- 
laufenden Commentnr  der  einzetnen  Artikel,  noch  eine  systematische 
Darstellung  einzelner  Lehren  erwarten,  vielmehr  finden  wir  eine,  zu- 
nächst für  die  Zuhörer  des  Verfs.  berechnete,  weitere  Ausführung 
dessen,  was  über  die  behandelten  Materien  im  Collegium  wegen  der 
beschränkten  Zeit  nur  in  allgemeinen  Umrissen  vorgetragen  werden 
kann. 

Nach  einer  kurzen  Einleitung  (S.  1—21.)»  welche  einen  Ueber- 
blick  über  den  Stoff  des  Gesetzbuchs,  beziehungsweise  eine  encyklo- 
pädische  Erörterung  der  RechUbegriffe  giebt,  wie  sie  zum  Verstand- 

niss  der  Vorlesungen  bei  den  Zuhörern  vorausgesetzt  werden  muss, 
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aber  nicht  immer  angetroffen  wird,  ist  von  (Jen  Erfordernissen  der 
Gesetze  im  Allgemeinen  (S.  22 — 29.)«  und  von  den  civiirecbtlichen 
Gesetzen  in  Baden  insbesondere  (S. 29-44.)  in  den  beiden  ersten 
Abschnitten  geredel.  Hier  verdient  besonders  die  gute  Erörterung 
Uber  den  Begriff  des  Gesetzes  und  die  Frage,  wie  weit  die  Staatsan- 
gehörigen und  Gerichte  an  die  vom  Regenten  verkündeten  Gesetze 
gebunden  seien,  hervorgehoben  zu  werden. 

Der  dritte  und  vierte  Abschnitt  handeln  von  der  Einteilung 
der  Gesetze  nach  dem  Character  und  Umfang  ihres  Inhalts  (S.  44 — 
48.),  sowie  von  der  Verbindungskraft  derselben  (S.^8  —  81.).  Mit 
Scharfsinn  werden  namentlich  die  Grundsätze  über  Collision  von  Ge- 
setzen, insbesondere  über  das  s.  g.  internationale  Privatrecht  ent- 
wickelt. 

Der  fünfte,  der  Auslegung  der  Gesetze  gewidmete  Abschnitt 
(S.  81  — 137.)  hat  für  die  badische  Jurisprudenz  besondern  Werth,  . 
indem  hier  das  Verhältniss  des  badischen  Landrechts,  als  einer  Ueber- 
setzung  des  C.  iV.,  zu  dem  Urlext  und  den  mit  demselben  erschie- 
nenen, oder  neben  ihm  beibehaltenen  Gesetzen,  und  zu  dem  Com- 
mentar  des  Uebersetzers  ausführlich  erörtert  wird.  Der  Verf.  grün- 
det auf  den  Ausspruch  des  §.  I.  des  ersten  Eiofiihrungs-Edicts,  wo- 
nach das  Landrecht  „die  einzige  Uebersetzung  des  C.ßi,  sein  soll, 
welche  vor  den  Gerichten  des  Landes  und  in  den  Rechtsgeschäften 
desselben  Kraft  und  Anwendbarkeit  ansprechen  kann",  eine  Theorie, 
welche  mit  der  Praxis  der  Gerichte,  den  Urtext  überall  vorzuziehen, 
wo  nicht  eine  absichtliche  Aenderung  in  der  Uebersetzung  nachge- 
wiesen ist,  in  schroffem  Widerspruch  steht,  und,  wenn  sie  allgemein 
würde,  unsere  badische  Jurisprudenz,  welche  sich  seither  eng  an  die 
französische  anschloss,  nach  und  nach  von  derselben  entfernen  würde, 
ein  Ergebniss,  das  man  bedauern  mttsste. 

Der  sechste  und  grössle  Abschnitt  (S.  138—216.)  handelt 
unter  der  Ueberschrift  Widerspruch  der  Handlungen  mit  dem  Gesetz 
und  Rechts-Irrthum",  die  im  französischen  Recht  so  sehr  bestrittene 
Lehre  von  den  Nullitäten  ab.  Der  Verf.  entwickelt  seine  Theorie  nicht 
ohne  Scharfsinn  aus  dem  Text  des  Gesetzbuchs,  ohne  sich  auf  den 
Einfluss,  welchen  die  altfranzösischen  Romanisten  und  die  Redner  im 
Staatsrath  und  Tribunal  auf  die  Fassung  desselben  hatten,  näher  ein- 
zulassen. Mit  dem  Resultat  kann  man  vielfach  nicht  einverstanden 
sein.  Behauptungen,  wie  z.B.  dass  nur  bei  Umsatz- Verträgen  des 
minor  die  Läsion  Erfoderniss  der  Restitution  sei,  ferner  dass  die 
Restitution  ob  laesionem  überall  wegfalle,  wo  der  Vormund  für  den 
Mündel  gehandelt,  widersprechen  dem  Geist  der  Lehre,  und  können 
auch  nicht  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzbuchs  gerechtfertigt  werden. 

Endlich  der  siebente  Abschnitt  über  die  Dauer  und  Aufhebung 
der  Gesetze  (S.  216.)  besteht  nur  aus  wenigen  Zeilen,  welche  darauf 
aufmerksam  machen,  „dass  dieser  Punkt  schon  bei  den  bisherigen 
Vorträgen  berührt  worden  sei." 

Was  die  Behandlung  des  Stoffs  im  Allgemeinen  betrifft,  so  erinnert 
die  Darstellung  des  Verfs.  in  zwiefacher  Hinsicht  an  die  Methode  der 
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französischen  Schriftsteller,  indem  «las  Gesetz  mehr  ans  sich  selbst, 
d.  h.  ans  seinen  einzeloen  Bestimmungen,  als  aus  seiner  Entstehungs- 
geschichte erläutert,  und  die  Literatur  nur  sehr  spärlich  allegirt  wird. 

In  ersterer  Beziehung  halten  wir  den  eingeschlagenen  Weg 
im  Allgemeinen  für  den  richtigen,  weil  er  der  Jurisprudenz  möglich 
macht,  das  Gesetzbuch  nach  dem  Rcchlsbedürfniss  des  Volks  zu  er- 
läutern und  weiter  zu  bilden,  während  der  historische  Weg  —  wie 
der  Entwicklungsgang  des  römischen  Hechts  in  unserm  Vaterlande 
beweist  —  zu  dem  entgegengesetzten  Ergebnisse  führt.  Natürlich 
kann  diese  Methode  der  Rcchlslchrcr  von  dem  Studium  der  Kcehls- 
geschichte  nicht  entbinden,  aber  sie  emaueipirt  ihn  von  der  starren 
Herrschaft  derselben. 

In  letzterer  Ilinsicht  scheint  uns  dagegen  die  französische  Me- 
thode nicht  empfchlenswerth.  Der  deutschen  Gründlichkeit  wider- 
strebt es,  dem  Schriftsteller  —  und  wäre  es  auch  eine  anerkannte 
Autorität  —  aufsein  Wort  zu  glauben,  und  wir  verlangen  die  An- 
gabe der  Quelle  nicht  nur  da,  wo  sie  aus  dem  Gesetz,  sondern  auch 
da,  wo  sie  aus  den  Werken  der  Schriftsteller  entspringt.  Es  scheint 
uns  zu  weit  gegangen,  wenn  z.B.  S.  27.  ein  Ausspruch  der  Leipziger 
Juristenfacullät  erwähnt  wird,  ohne  dass  dabei  angegeben  ist,  wo  und 
wann  derselbe  erging,  oderS.  99.  bemerkt  wird,  dass  die  Abweichung 
der  badischen  Uebersetzung  des  A.  1240.  vom  Urtext  „vielfach  in 
Abhandlungen  gegen  die  französischen  Schriftsteller  bestritten  wor- 
den16, ohne  dass  diese  Abhandlungen  cilirt  sind.  Dahin  gehört  auch 
die  Art  und  Weise,  wie  z.  B.  die  wichtige  Streitfrage  über  die  Art 
des  Schutzes,  welchen  der  C.  N.  Minderjährigen  gegen  Läsionen  ge- 
währt, mit  den  Worten  (S.  158.)  „Einerseits  wird  behauptet"  und 
„Auf  der  andern  Seile  wird  gesagt "  abgefertigt  wird,  während  es 
Pflicht  des  Verfs.  gewesen  wäre,  die  gewichtigen  Autoritäten,  die 
auf  beiden  Seiten  stehen,  anzugeben.  Nur  soweit  können  wir  auch 
in  dieser  Beziehung  auf  die  Seite  des  Verfs.  treten,  als  wir  die  hie 
und  da  eingerissene  Uebung  gleichfalls  misbilligen,  für  jedes  Wort 
zehn  Autoritäten  zu  citiren  und  mit  einer  meist  nur  scheinbaren  Be- 
lesenheit zu  kokettiren.  W.  Brauer. 


ZurLelire  des  Code  Napoleon  von  der  Ungültigkeit  der  Rechts- 
geschäfte. Von  J9r.  Bernhard  Windscheid,  Privatdocentcn 
[jetzt  ausserord.  Prof.]  d.  R.  an  der  Rhein.  Friedrich-Wilhelms-Univ. 
Düsseldorf,  Bnddeus,  1847.  XI  u.  346  S.  gr.  8.  (Geh.  \{  Thlr.) 

„Die  Verfasser  des  Code  Napoleon  (s.  Vorrede  S.  X.)  ver- 
einigten ohne  Zweifel  in  sich  die  wissenschaftlichen  Kräfte  ihrer  Zeit 
und  ihres  Landes.  Aber  das  Maass  unserer  Kräfte  ist  grösser,  nicht 
durch  unser  Verdienst,  sondern  weil  uns  eine  Wissenschaft  ganz  an- 
deren Reichthums  und  ganz  anderer  Tiefe  erzogen  hat,  als  jene.  Der 
Errungenschaft  dieser  Wissenschaft,  einer  Frucht  deutschen  Geistes, 
haben  auch  die  neueren  Franzosen  sich  noch  nicht  vollständig  theilbaftig 
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gemacht,  und  ich  meine,  da«s  uns,  die  wir  die  deutschen  Gebiete 
bewohnen,  in  welchen  der  G.  N.  gilt,  die  schone  Aufgabe  zu  Theil 
geworden  ist,  die  Schätze  derselben  für  ihn  nutzbar  zu  machen. M 
Einen  Versuch  hierzu  will  der  Verf.  in  dieser  Schrift  unternehmen, 
welche  eine  der  schwierigsten  und  —  bei  der  Unklarheit  des  Gesetz- 
buchs in  dieser  Beziehung  —  eine  der  bestrittensten  Materien  des 
französischen  Rechts  behandelt. 

Das  Werk  besteht  aus  neun  grössern  Abhandlungen,  welche  in 
zwangloser  Anordnung  das  ganze  Gebiet  der  Lehre  umfassen. 

Die  erste  Abhandlung  (S.  1  —  28.)  handelt  von  der  Ungültig- 
keit der  Rechtsgeschäfte  im  Allgemeinen.  Hier  wird  der  Gegensatz 
zwichen  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit  hervorgehoben,  und  im  All- 
gemeinen erörtert.  Auch  wird  eine  vollständige  und  lesenswerthe 
Zusammenstellung  der  verschiedenen  Ausdrücke  gegeben,  mit  wel- 
chen der  C.  .V.  die  Ungültigkeit  von  Rechtsgeschäften  zu  bezeichnen 
pflegt.  Schon  bei  Aufstellung  seiner  allgemeinen  Grundsätze  ist  der 
Verf.  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen  (S.  24.)»  „dass  dieselben 
mit  der  herrschenden  Theorie  durchaus  nicht  Ubereinstimmen,  dass 
aber  dieselbe  schon  wegen  ihrer  der  Willkühr  des  Richters  alle 
Schranken  öfTnenden  Unbestimmtheit  einer  Revision  bedürfe." 

Die  zweite  Abhandlung  (S.  29  —  75.)  untersucht  die  Bedeutung 
der  Action  en  nullite  ou  en  rcscission  (A.  1304.),  und  gelangt 
nach  einer  ausführlichen  historisch  -  critischen  Deduction  zu  einer 
Theorie,  welche  der  von  Du  ran  Ion  aufgestellten  am  nächsten  kommt. 
Seiner  Ansicht  nach  bezieht  sich  diese  Klage  nicht  auf  absolut  nich- 
tige Rechtsgeschäfte  —  derartige  Nichtigkeiten  bedürfen  zu  ihrer 
Geltendmachung  der  Klage  nicht  —  dagegen  sowohl  auf  die  Fälle, 
in  welchen  von  einer  relativen  Nichtigkeit,  als  auf  diejenigen,  in 
welchen  man  von  bloscr  Anfechtbarkeit  reden  kann.  „Die  Gesetz- 
gebungssection  des  Staatsraths  hat  die  relative  Wichtigkeit  mit  der 
Anfechtbarkeit  zusammengeworfen,  jene  in  dieser  aufgehn  lassen" 
(S.  62.).  Desshalb  bezeichnet  „der  Ausdruck  action  en  nullite  ou 
en  rescission  ein  und  dieselbe,  nicht  verschiedene  Klagen,  das  ou  ist 
in  demselben  nicht  disjunetiv,  sondern  gleichstellend."  (S.  4H.). 

Der  Umfang  dieser  Klage  wird  in  der  dritten  Abhandlung 
(S.  76  —  142.)  nicht  auf  die  im  A.  1304.  genannten  Fälle  (Rechts- 
geschäfte, die  durch  Zwang,  Irrthum,  Betrug  erschlichen,  von  Min- 
derjährigen, Interdicirten  oder  nicht  autorisirten  Ehefrauen  einge- 
gangen wurden)  beschränkt,  sondern  auch  auf  die  Läsion  Grossjäh- 
riger in  Kaufverträgen,  Theilungen  und  Gesellschaftsverträgen,  die 
Rechtsgeschäfte  der  Halbentmündigten  und  Verschwender  (S.  87.), 
überlange  (A.  1429.)  Verpachtung  eheweiblichen  Guts  (S.  98.),  Vcr- 
äusserung  von  Dotalgütern  (S.  99.  f.),  onereuse  Rechtsgeschäfte  der 
ctablissemens  (TutiliU  publique  (S.  130. f.),  Verträge  zwischen  Mün- 
del und  Vormund  vor  abgelegter  Rechnung  (S.  131.  134.)  und  Ver- 
äusserungen  in  fraudem  creditorum  (S.  137.  f.)  bezogen. 

Wegen  der  Doppclnatur  unserer  Klage,  die  zwar  aus  einer 
Verschmelzung  der  action  tendant  ä  faire  declarcr  nul  an  con- 
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trat  and  der  aclion  en  restitution  des  Projecls  entstanden  ist,  aber 
gleichwohl  noch  die  Wirkungen  Beider  äussert,  wird  bei  solcher  — 
wie  in  der  vierten  Abhandlung  (Uber  die  Voraussetzungen  und  Wir- 
kungen dieser  Klage  S.  143  — 158  )  ausgeführt  ist  —  bald  eine  Lä- 
sion (wie  namentlich  bei  der  Restitution  Minderjähriger  uud  Gros- 
jähriger)  bald  keine  solche  (wie  bei  den  durch  Zwange  Betrug  oder 
Irrlhum  veranlassten  Rechtsgeschäften)  verlangt,  und  die  Klage  äussert, 
indem  sie  das  Rechtsgeschäft  ex  tunc  auflöst,  ihre  Wirkung  nicht  nur 
dem  andern  Contrahenten  gegenüber,  sondern  auch  gegen  den  dritten 
Besitzer,  ohne  dass  zuvor  die  Rcscission  des  Vertrags  gegen  den  an- 
dern Contrahenten  verfolgt  wurde. 

In  der  fünften  Abhandlung  (S.  159  —  188.)  wird  ausgeführt, 
dass  eine  Heilung  derartiger  Ungültigkeiten,  theiis  durch  Verjährung, 
theüs  durch  Bestätigung  möglich  sei,  und  in  ersterer  Hinsicht  nament- 
lich bewiesen,  dass  nach  Verjährung  der  Klage  das  Recht  auch  nicht 
durch  Einrede  geltend  gemacht  werden  könne,  der  Verletzte  mag  im 
Besitz  der  Sache  geblieben  oder  denselben  nach  vollendeter  Verjäh- 
rung wieder  erlangt  haben. 

Die  im  französischen  Recht  so  sehr  bestrittene  Frage,  in  wel- 
cher Weise  die  Ungültigkeit  der  Rechtsgeschäfte  Minderjähriger  gel- 
tend zu  raachen  sei,  bildet  den  Stoff  der  sechsten  Abhandlung 
(S.  189 — 244.)»  Nach  der  Theorie  des  Verfs.  ist  zu  unterscheiden, 
ob  das  Rechtsgeschäft  des  Minderjährigen  vom  Gesetze  an  gewisse 
Formen  gebunden  wurde,  oder  nicht.  Im  ersten  Fall  (die  einzelnen 
Rechtsgeschäfte  sind  S.  212.  f.  aufgezählt)  wirkt  die  Ausserachtlas- 
sung  dieser  Formen  eine  relative  Nichtigkeit,  die  ohne  den  Beweis 
einer  Läsion  geltend  gemacht  werden  kann.  Im  andern  Fall  ist  der 
Beweis  einer  Läsion  nölhig,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  der  Mün- 
del durch  seinen  Vormund  vertreten  war,  oder  allein  handelte,  ob 
derselbe  in/ans  war,  oder  infantiae  major.  Wurden  dagegen  bei 
formgebundenen  Rechtsgeschäften  die  gesetzlichen  Formen  beobach- 
tet, so  sind  dieselben  für  den  Minderjährigen  so  unanfechtbar,  wie 
für  einen  Grosjährigen. 

In  gleicher  Weise  wird  in  der  siebenten  Abhandlung  (S.  245 — 
269.)  von  der  durch  Zwang,  Betrug  oder  Irrthum  begründeten  Un- 
gültigkeit der  Rechtsgeschäfte  gehandelt,  und  dabei  besonders  darauf 
aufmerksam  gemacht  (S.  250.),  dass  aus  Zwang  und  Betrug  „neben 
der  action  en  nullite'  ou  en  rescission  eine  Delicts klage  auf  Er- 
satz des  durch  Zwang  oder  Betrug  verursachten  Schadens  gegen  den 
Zwingenden  und  Betrügenden'*  entspringe. 

Einen  Anhang  zu  dem  Ganzen  bilden  die  beiden  letzten  Abhand- 
lungen, von  denen  die  achte  (S.  270 — 322.)  die  dornenvolle  Lehre 
von  der  cause  des  obligations  —  einem  Begriffe,  den  sich  die  Re- 
dactoren  des  Gesetzbuchs  selbst  nicht  klar  machen  konnten  —  end- 
lich die  neunte  (S.  323  —  346.)  den  BegrifT  des  Vertrags  im  C.  N. 
erörtert. 

Wir  haben  schon  oben  mit  den  eigenen  Worten  des  Verfs.  nach- 
gewiesen, dass  derselbe  einen  wesentlich  andern  Standpunkt  einnimmt, 
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als  die  französischen  Schriftsteller.  Wahrend  diese,  ähnlich  den  alt- 
römischen  Juristen,  ihr  Gesetz  zunächst  aus  dem  Leben  und  für  das 
Leben  erläutern,  auch  mehr  auf  die  Aussprüche  ihrer  Gerichte,  na- 
mentlich des  Cassationshofs  achten,  als  auf  die  Entstehungsgeschichte 
des  Gesetzbuchs,  bewegt  sich  unser  Verf.  auf  dem  historischen  Boden. 
Dieser  Standpunkt  hat  in  zweifacher  Hinsicht  Bedenklichkeiten.  Ein- 
mal ist  es  misslich,  aus  dem  vorrevolutionären  Rechtszustand  Frank- 
reichs und  den  Discussionen  über  das  Gesetzbuch  sichere  Schlüsse  zu 
ziehn,  weil  diese  Betrachtungsweise  oft  die  entgegengesetztesten  Ar- 
gumente aufdeckt,  wie  denn  der  Verf.  selbst  (S.  241.)  oiTen  gesteht, 
„dass  solche  Dinge  es  auf  Augenblicke  wenigstens  zweifelhaft  machen 
können,  ob  es  überhaupt  möglich  ist,  für  den  C.  N.  sichere  Resultate 
zu  gewinnen.'4  Dann  aber  läuft  man  Gefahr,  um  der  historischen 
Wahrheit  willen  das  Gesetz  mit  dem  Leben  zu  entzweien.  Gerade 
in  dieser  praktischen  Klugheit  und  Fügsamkeit  erblicken  wir  einen 
grossen  Vorzug  der  französischen  Rechtsentwickelung  vor  der  deut- 
schen, obwohl  uns  der  Besitz  einer  gründlicheren  Rechtsbildung  nicht 
streitig  gemacht  werden  kann. 

Wenn  wir  nun  aber  die  Bedeutung  abwägen,  welche  der  mit 
eben  so  viel  Sachkcnntniss  als  juristischem  Scharfsinn  geschriebenen 
Arbeit  des  Verfs.  zukömmt,  so  glauben  wir  zwar  nicht,  dass  es  ihm 
gelungen  ist,  die  zahllosen,  in  das  Gebiet  seines  Thema's  eingreifen- 
den Gontroversen  zu  schlichten,  aber  das  Verdienst  kann  man  der- 
selben nicht  absprechen,  dass  die  Lehre  in  allen  ihren  Theilen  auf- 
gehellt und  einer  Verständigung  näher  gebracht  ist. 

Zum  Schlüsse  können  wir  eine  Bemerkung  nicht  unterdrücken, 
die  wir  indess  nicht  als  Tadel  gegen  den  verdienstvollen  Verf.  vor- 
bringen. Derselbe  hat  sich  in  seine  Aufgabe  so  sehr  vertieft,  dass 
er  sich  an  mehreren  Stellen,  wo  er  Vorschriften  des  Gesetzbuchs  an- 
führt, die  mit  seinem  Thema  nicht  unmittelbar  zusammenhängen,  auf- 
fallende Verstösse  gegen  klare  Bestimmungen  des  C,  iV.  zu  Schulden 
kommen  lassen.  So  ist  S.  13.  in  der  Note  13.  behauptet,  im  A.  1763. 
werde  vorgeschrieben,  dass  der  Pächter  eines  fruchttragenden 
Grundstücks  nicht  unterverpachten  könne,  während  diese  Stelle 
nur  vom  colon  partiaire  redet,  andere  Pächter  aber  nach  A.  1717. 
dies  Recht  zweifellos  haben.  Ebenso  wird  S.  111.  und  noch  bestimmter 
S.  232*  behauptet,  der  Vormund  dürfe  unter  Autorisation  des  Fami- 
lienraths Sachen  des  Minderjährigen  kaufen,  während  der  A.  450. 
die  Autorisation  nur  bei  der  Pachtung  des  Mündelguts  zulässt,  den 
Kauf  aber  schlechthin  untersagt. 

ifV'foi'x  Brauer. 
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III.  Berichte  über  Zeitschriften. 

Archiv  des  Criminalrcchts.  Neue  Folge.  Jahrg.  1846.  Heraus- 
gegeben von  den  Professoren  J.F.II.  Abcgg  in  Breslau,  JT.  Bf. 
F.  Birnbaum  in  Giessen,  A.  W.  Heffter  in  Berlin,  F.  €.  Th. 
Hepp  in  Tübingen,  €.  J.  A.  mittermaier  in  Heidelberg,  C. 
Cr.  v.  Wächter  in  Tübingen,  H.  A.  Zacharlä  in  Göttingen. 
Halle,  Schwetschke  u.  S.,  1846.  607  S.  8.  (In  vier  Stücken 
2  Thlr.)    [Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  841.  ff.] 

Die  Analogie  in  den  verschiedenen  Riehtungen  ihrer  Anwendbarkeit  auf 
dem  Gebiete  de»  Straf  rechts.  Von  Dr.  F.  K.  T.  Hepp.  1.  S.  100  — 132.  2. 
S.  161 — 205.  Nach  einleitenden  Bemerkungen  über  den  Begriff  der  Analogie 
und  ihrer  Arten  (vgl.  Jahrb.  1846.  S.  843.  f.)  handelt  der  Verf.  von  derselben  in 
Beziehung  1)  auf  den  Umfang  des  Strafgebiets,  2)  auf  den  Thalbestand,  3)  auf 
Straflosigkeit,  4)  auf  besondere  Milderungs-  und  Schärfungsgründe  der  Strafe, 
5)  auf  besondere  Zumessungsgründe  der  Strafe ,  6)  auf  den  Ausschluss  des  amt- 
lichen Verfahrens,  7)  auf  Ressortverhältnisse,  8)  auf  eine  ganze  Gesetzgebung. 
Der  Verf.  erläutert  seine  Sätze  durch  Beispiele  aus  Württemberg.  Gesetzen  und 
Verhältnissen. 

Bemerkungen  zum  Entwürfe  eine»  Strafgesetzbuch»  für  die  Preussischen 
Staaten.  Von  H.  A.  Zachariä.  4.  S.  560— 582.  In  dieser  Fortsetzung  der 
im  vorigen  Jahrgange  des  Archivs  (vgl.  Jahrb.  1846.  S.  846.)  angefangenen  Be- 
merkungen spricht  der  Verf.  über  folgende  Gegenstände:  VII.  Von  der  Vollen- 
dung und  vom  Versuche  der  Verbrechen.  —  VIII.  Von  den  Urhebern  eines  Ver- 
brechens und  den  Theilnehraern.  —  IX.  Von  den  Gründen,  welche  die  Straf- 
barkeit ausschliessen  oder  aufheben. 

Beitrag  zur  Lehre  von  der  Theilnahme  an  einem  Verbrechen.  Von  Hep p. 
3.  S.  313 — 359.  Nachdem  der  Verf.  auf  das  Rom.  Recht  einen  Blick  geworfen 
und  sodann  die  verschiedenen  Beziehungen,  in  welchen  in  der  Doctrin  und 
Praxis,  insbesondere  auch  in  den  Württemb.  Gesetzbüchern,  von  der  Theil- 
nahme und  den  Theilnehmern  an  einem  Verbrechen  gesprochen  wird ,  hervor- 
gehoben hat,  beleuchtet  er  die  Versuche,  einen  Gattungsbegriff  des  Urhebers 
aufzustellen.  Er  zeigt  deren  Erfolglosigkeit  und  dass  es  für  Doctrin  und  Praxis 
von  grösserem  Nutzen  seyn  werde,  wenn  die  Begriffe  der  einzelnen  Arten  der 
Urheber  bestimmt  werden.  Er  erörtert  demgemäss  die  Fragen:  Was  heisst 
(physischer)  culposer  Urheber  eines  Verbrechens?  (derjenige,  indessen 
fahrlässiger,  also  imputabler  Handlungsweise  die  zureichende  Ursache  des  ein- 
getretenen rechtswidrigen  Erfolgs ,  oder  überhaupt  der  Gesetzesübertretung 
liegt),  —  was  (physischer)  vorsätzlicher  Urheber  desselben  (Urheber 
im  eng.S.)  im  Gegensatze  der  physischen  Gehülfen  und  Begünstiger?  (der- 
jenige, welcher  das  Verbrechen  für  sich  beabsichtigt  und  ausführt,  während  der 
physische  Gehülfe  nur  Mittel  oder  Werkzeug  für  fremde  Zwecke,  blosses  Unter- 
stützungs-Werkzeug des  Urhebers  isO ,  —  wa*  Anstifter  im  Gegensatze  des 
intellectuellen  Gehülfen?  (wer  absichtlich,  sey  es  in  eigenem  oder  in  fremdem 
Interesse,  den  Willen  eines  Andern  zur  Begehung  eines  gewissen  Verbrechens 
bestimmt  bat ,  ohne  an  der  Ausführung  desselben  unmittelbar  Thefl  zu  nehmen); 
während  der  intellectuelle  Gehülfe  nur  den  schon  Entschlossenen  absichtlich  in 
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seinem  verbrecherischen  Vorhaben  bestärkt  oder  befestigt),  —  was  Thater 
(Angestifteter),  im  Gegensatze  des  physischen  Gehüifen,  namentlich  des  Haupt- 
gehülfen  bei  der  That?  (derjenige,  welcher  das  angestiftete  Verbrechen,  sey 
es  in  fremdem  oder  in  eignem  Interesse,  ohne  Mitwirkung  des  Anstifters  iu 

strafgesetzwidriger  Weise  ausführte). 

Die  Strafart  de»  Zuchthauses  im  K.  Säch».  Gesetzbuehe.  AI»  Fortsetzung 
de»  S.  53. ff.  Jahrg.  18  i5.  aufgenommenen  Aufsatzes.  Vom  Dr.  Fr.  Schwarze, 
A.-G. -Beisitzer  zu  Dresden  \  jetzt  Justiz-R.  zu  Leipzig].  1.  S.  79  —  99.  Die 
Zuchthausstrafe  ist  wohl  zu  häutig  unbedingt  angedroht  uud  daher  das  richter- 
liche Ermessen  zu  sehr  beschrankt.  Der  Verf.  führt  dies  in  Bezug  auf  einzelne 
Verbrechen  naher  aus.  Hieran  srhliessen  sich  Vorschlage  für  die  Gesetzgebung 
in  llczug  auf  eine  bessere  Gestaltung  des  Strafsystems. 

Fieber  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Gefängnisswesens  in  Europa  u.  Nord- 
amerika, über  das  Ergebniss  der  Erfahrungen  und  über  die  Forderungen ,  wel- 
che an  den  Gesetzgeber  in  Bezug  auf  die  Strafanstalten  gestellt  werden  können. 
Von  Mittermaier.  1.  S.  133  — 100.  3.  S.  435— 471. 

Beitrag  zur  Lehre  über  die  Wirkung  der  Verjährung  im  Straf  recht ,  nebst 
einem  Anhang  über  das  Verhältnis»  dieser  Lehre  zu  den  Bestimmungen  verschie- 
dener deutscher  Verfassungsurkunden  über  die  Wahlfähigkeit  eines  Angeschul- 
digten zum  Kammermitglied.  Vom  llofger.-Adc.  Krau»  in  Darmstadt.  4. 
S.  473  —  524.  I.  Wirkung  der  Verjährung  in  Materie  und  Form.  Die  Verjäh- 
rung befreit  von  der  Strafe ,  deshalb  muss  der  Richter  im  Fall  einer  Statt  gefun- 
denen Anschuldigung  eine  sententia  absolutoria  in  der  gesetzlichen  oder  her- 
kömmlichen Form  erlassen.  Dies  gilt  insbesondere  auch  dann,  wenn  eine 
blosse  absolutio  ab  instantia  vorausgegangen  ist.  —  II.  Anhang:  die  Fähig- 
keit zur  Wahl  als  Kammermilglied  betreffend.  Auch  derjenige  Angeschuldigte 
wird  zur  Wahl  fähig ,  bei  dessen  deGniliver  Freisprechung  ein  förmliches  Urtheil 
nicht  erlassen  worden  ist,  wenn  nur  sonst  aus  der  Verfügung  des  Gerichts  her- 
vorgeht, dass  er  nicht  mehr  vor  Gericht  steht.  —  III.  Zachariä's  Ansicht. 
Der  Verf.  zeigt,  dass  die  Ansicht  Z.'s  von  der  seinigen  zwar  rücksichtlich  des 
Strafprocesses  abweiche,  in  Rücksicht  der  materiellen  Wahlfähigkeit  aber  mit 
seinem  Resultate  vollständig  zusammenfalle.  —  IV.  Stand  der  Gesetzgebung. 

Zur  Begriffsbestimmung  de»  Verbrechens  der  Widersetzung  gegen  die  Obrig- 
keit. Von  A.  Kitz,  G  herzogt.  Oldenb.  Hofrathe  u.  Vi  tgl.  d.  Regier,  zu  Birken- 
feld. 3.  S.  412-434.  4.  S.  525—559.  Nach  einer  Einleitung  beschäftigt  sich 
der  Verf.  zuerst  mit  dem  Merkmale  der  Gewalt,  mit  welcher  die  Widersetzung 
auftreten  muss.  Ausserhalb  des  Stadiums  der  Exekution  genügt  es,  wenn  bei 
dem  Verbrechen  der  Widersetzung  die  Gewalt,  ohne  nähere  Bestimmung,  als 
die  Anstrengung  physischer  Kräfte  zur  Ueberwindung  eines  Widerstandes  auf- 
gefasst  wird.  Im  Stadium  der  Exekution  aber  lässt  sich  die  Grenze  zwischen 
dem  vom  Arme  der  Exekutivgewalt  zu  überwindenden  Ungehorsame  und  den« 
criminellen  Widerstande  nur  da  ziehen ,  wo  die  Gewalt  als  thätliche  Mishandlung 
auftritt  und  dadurch  zugleich  eine  qualitativ  verschiedene,  zerstörende  Wirk- 
samkeit mit  aufnimmt.  Sodann  verbreitet  sich  der  Verf.  über  das  Erforder- 
niss  der  Gesetzlichkeit  derjenigen  obrigkeitlichen  Anordnung,  die  den  Gegen- 
stand der  Widersetzung  abgeben  soll,  und  gelangt  zu  dem  Resultate,  dass  die 
Widersetzung  gegen  jede  gesetzwidrige  Maasregel  der  öffentlichen  Gewalt  zu- 
lässig sey,  welche  einen  dolus  oder  eine  criminelle  culpa  des  Beamten  zu  ihrer 
Quelle  habe ,  von  welcher  objectiven  Beschaffenheit  sie  auch  sonst  seyn  möge. 

Kritik  der  Bestimmungen  de»  württemb.  Strafgesetzbuchs  über  die  Beleidi- 
gung der  Amtsehre  und  die  Widersetzung.  Von  Otto  Schwab,  Rechtsconsu/. 
in  Stuttgart.  2.  S.  228— 270. 

Das  Verbrechen  der  Concussion  nach  preus».  Rechte.  Vom  Criminalrichlcr 
Burchardi  zu  Königsberg  in  Preutsen.  2.  S.  271— 312.  I.  Allgemeiner 
Ueberblick.  2.  Historische  Rückschau.  3.  Stellung  u.  Begriff.  4.  Thatbcstand. 
5.  Strafen. 

Ueber  Fälschung  und  Betrug.  Mit  Beispielen.  Vom  Dr.  r.  Jagemann, 
Justizministeriat-R. in  Karlsruhe.  2.  S.  2(16— 227.    Der  Verf.  verbreitet  sich 
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über  die  Grenzen  zwischen  F.  und  B.  und  spricht  sich  namentlich  dahin  aus  i 
, .Beide  Verbrechen  sollten  unter  Einem  Titel,  nämlich  unter  dem  der  Wahr- 
heitsfalschung  (  Falschheit)  vorgetragen  und  dabei  nur  folgende  Unterscheidun- 
gen gemacht  werden:  I.  Fälschung  von  Staats-  und  autorisirten  Creditpapieren, 
von  öffentlichen  Urkunden,  Zeugnissen,  Pässen  u.  s.  w.  II.  Fälschung  von 
Privaturkunden  in  einer  Form,  welche  der  rechtsbegründenden  ähnlich  ist. 
III.  Betrug  in  Vertragsverhältnissen  mit  der  eben  angedeuteten  Beschrankung 
und  mit  Beschädigung,  jedoch  ohne  Gebrauch  falscher  Urkunden  von  vorstehen- 
den Arten  I.  und  II." 

Beiträge  zur  I^ehre  ton  dem  Verbrechen  des  fncesles.  Von  Ahegg.  1. 
S.  I  —  54.  I.  ,,Wenn  auch  praclisch  sich  nichts  dagegen  erinnern  lässt,  die 
Eheverbote  als  Grundlage  für  die  Beantwortung  der  strafrechtlichen  Frage,  wann 
das  Verbrechen  des  Incestcs  vorhanden  sey ,  anzunehmen,  so  muss  doch  für  din 
richtige  Betrachtung  auf  den  Grund  des  Eheverbotes,  als  das  Ursprüngliche  und 
Gemeinsame,  zurückgegangen  werden,  um  so  mehr,  als  jene  Verbole,  die  ja 
selbst  nur  eine  nothwendige  Folge  sind,  welche  sich  unter  andern  auch  auf 
die  Ehe  bezieht,  sich  nicht  auf  dieselbe  bcsch'ränkcn  und  nicht  minder  der 
ausserehelichen  Verbindung  entgegenstehen. "  —  II.  „In  neuerer  Zeit  scheint 
man  hie  und  da  die  Verbindungen  innerhalb  der  Schwägerschaft  in  der  geraden 
Linie  gelinder,  als  billig,  beurtheilt  zu  haben,  worauf  u.  a.  ein  Misvcrständniss 
über  das  Verhältniss  des  incestus  juris  cir.  zu  dem  des  juris  gentium  Einfluss 
gehabt  haben  mag/'  —  III.  „Man  erklärt  in  der  Theorie  fast  allgemein,  dass 
der  in  Form  einer  Ehe  vorkommende  Incest  minder  strafbar  sey ,  als  der  ausser-  . 
eheliche/'  „Die  Ehe  kann  aber  hier  nicht  unter  allen  Umständen ,  sondern  nur 
da  entschuldigen,  wo  sie  irrthümlich,  sofern  dieses  in  Betracht  kommt,  und 
in  gutem  Glauben  eingegangen  war;  nicht  aber,  wo  das  Bewusstseyn  der 
Schändlichkeit  und  Unstatthafttgkeil  der  Verbindung  obwaltete,  da  hier  eiu 
neuer  Missbrauch  und  damit  ein  Grund  höherer  Strafwürdigkeit  eintritt." 

Zur  Lehre  vom  Judicien- Beweite.  Vom  Criminal-R.  r.  Wiek  inBützow. 
1.  S.  55  —  78.  f.  Damit  Verurtheilung  auf  Indicien  Statt  finden  könne,  muss 
der  Thatbestand  so  weit  hergestellt  seyn,  dass  an  der  Gewissheit  der  geschehenen 
That  nicht  zu  zweifeln  ist.    Der  Verf.  führt  diese  Regel  im  Einzelnen  weiter  aus. 

—  II.  Der  Umstand,  dass  man  sich  zu  dem  Angeschuldigten  der  That  versehen 
kann,  ist  die  Grundlage,  worauf  allein  sich  in  den  allermeisten  Fällen  der  In- 
dicien-Beweis  mit  Sicherheit  herstellen  lässt;  er  gibt  den  Indicien  oft  erst  Be- 
deutung.   Auch  dieser  Salz  wird  näher  bestimmt  und  entwickelt. 

Bemerkungen  über  Augenschein  und  Haussuchung.  Vom  Minist erinl-B. 
W.  Brauer  in  Carlsruhe.  A.  S.  583—  GU7.  I.  Begriff  u.  Natur.  Beide  Maas- 
regeln fallen  in  dem  Begriff  der  gerichtlichen  Nachforschungen  zusammen,  d.  h . 
der  von  dem  Richter  oder  seinem  Stellvertreter  vorgenommenen  Untersuchung 
von  Sachen  oder  Personen,  um  dadurch  Beweismittel  für  den  Thatbestand  eines 
Verbrechens  oder  gegen  den  Thäter  zu  erhalten  oder  um  den  Thätcr  zu  ergreifen. 

—  II.  Gegenstand  u.  Umfang.  —  III.  Zweck.  —  IV.  Wirkungen  auf  die  Per- 
sonen des  davon  Betroffenen.  —  V.  Voraussetzungen:  1.  eine  eingeleitete  Cri- 
minaluntersuchung;  2«  Wahrscheinlichkeit  eines  Erfolgs;  3.  eine  Rechtspflichl 
zur  Gestattung. 

Bestimmung  der  Wahrscheinlichkeit  der  Urlheile  überhaupt  und  der  in 
(  riininul-  und  Cicilprozesscn  insbesondere.  Von  Dr.  Schnuse  in  Aachen. 
3.  S.  360  — 411. 


Zeitschrift  Tür  deutsches  Recht  a.  deutsche  Rechtswissenschaft. 

In  Verbindung  mit  vielen  Gelehrten  herausgegeben  von  Beseler, 

Reyscheru.  Wilda.  Bd.  9.  10.  [Jeder  in  3  Heften].  Tubingen, 

Eues,  1845. 1846.   523  u.  544  S.  gr.  8.   (Geh.  jeder  Bd.  3  Thlr.) 

[Vgl.  Jahrb.  1845.  S.  465.  ff.] 

Mit  dem  neunten  Bande  dieser  trefflichen  Zeitschrift  ist  zu  den  bisherigen 
beiden  Herausgebern  derselben  Bcseler  hinzugekommen,  auch  hat  sich  gleich- 
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zeitig  der  Verleger  geändert.  Jenes  erstere  Ereigniss  ist  in  dem  Bericht,  wel- 
chen die  Jahrb.  a.a.O.  über  Bd.  3—8.  gebracht  haben,  nicht  ganz  richtig  auf- 
gefasst  worden,  indem  an  dasselbe  eine  Regeneration  der  Zeitschrift  geknüpft 
wurde.  Vielmehr  erklären  die  beiden  alteren  Herausgeber  in  einer  Anmerkung 
S.  I  ii.  des  9.  Bdes.,  dass  Beseler  ,,sich  dem  Geschäft  der  Herausgabe  bei- 
gesellt habe,  ohne  dass  deshalb  in  dem  Plane  oder  in  der  Richtung  der  letzten 
irgend  eine  Aenderung  eingetreten  wäre."  —  Ausser  dieser  Berichtigung  ist  in 
Bezng  auf  jenen  Bericht  noch  zu  bemerken,  dass  durch  ein  Versehen  in  dem- 
selben die  im  dritten  Hefte  von  Bd.  8.  enthaltenen  Aufsätze  unerwähnt  geblieben 
sind ,  weshalb  dieselben  hier  nachträglich  ebenfalls  angezeigt  werden  sollen. 

RegriJ)" des  gemeinen  deutschen  Rechts.     I  on  Rry  scher.   X.  1.  S.  153— 
180.    Die  verschiedenen  Auffassungen  des  gemeinen  Rechts  werden  unter  fol- 
gende Rategoriecn  gebracht:  I.  die  rationalistische  oder  philosophische  Rich- 
tung, welche  das  gem.  R.  als  Vcrnnnftrecht  begreift  und  der  Rechtsphilosophie 
die  Aufgabe  stellt,  dasselbe  zu  konstruiren  (Hegcl'schc  Schule;  eigentümliche 
Färbungen  bei  Kierulff,  S-tcin,  —  Herrmann);    II.  die  geschichtliche 
Ansicht,  nach  welcher  die  Entstehung  des  Rechts  auf  dem  Grundsätze  der  Na- 
tionalität beruht,  als  Rechtsquelleo  aber  nur  Gewohnheit,  Gesetzgebung  und 
Gerichtsgebrauch  anerkannt  werden,  zugleich  jedoch  mit  einer  überwiegenden 
Vorliebe  für  das  Römische  Recht  (v.  Savigny,  Puchta,  v.  d.  Pfordten); 
III.  die  formale  Ansicht,   nach  welcher  ein  gemeines  Recht  nur  denkbar  ist 
unter  den  Pro\inzcn  eines  und  desselben  Staats,  welche  durch  gemeinsame 
Gesetzgebung  unter  sich  \erbunden  sind,  und  auch  unter  diesen  nur  soweit,  als 
das  formelle  Recht  reicht  (v.  Wächter);  IV.  die  reale  Begründung  des  gem. R. 
auf  die  Natur  der  Sache  oder  die  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens.    Die  letz- 
tere ist  die  Auffassung  des  Verfs.  selbst,  welcher  das  gemeine  Recht  betrachtet 
als:     Inbegriff  der  Grundsätze,    welche  aus  der  Natur  der  Verhältnisse  in 
Deutschland  und  den  dortigen  allgemeinen  Gesetzen  und  Gewohnheiten  abge- 
leitet sind.4'    Nach  einer  längeren,  meistens  polemischen ,  hauptsächlich  gegen 
Wächter  gerichteten  Ausführung  verwahrt  sich  der  Verf.  schliesslich  noch 
gegen  den  elwanigen  Vorw  urf  einer  einseitig  deutschthümcludcu  Richtung:  „Die 
deutsche  Entwicklung  soll  und  kann  sich  nicht  lossagen  von  der  grossen  Gemein- 
schaft der  Bildung  und  des  Verkehrs  und  —  wir  dürfen  hinzusetzen  —  des  Ur- 
sprungs und  des  Rechts  mit  anderen  Völkern.    Also  Nationalität  aber  nicht  ohne 
Humanität,  geschichtliches  Recht  aber  nicht  ohne  Rechtsphilosophie  und  vor 
Allem  nicht  ohne  practisches  Verständoiss  der  Erscheinungen  des  gegenwärtigen 
Lebens  ist  unsere  Losung ! " 

Die  Einheil  des  gemeinen  deutschen  Rechts  und  dessen  Verhältnis*  zu  den 
fremden  Rechten.  Von  Reyscher.  IX.  3.  S.  337—410.  Unter  Beziehung 
auf  einen  früheren,  von  ihm  in  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  Aufsatz:  Ueber 
dasDaseyn  und  dieNatur  des  Deutschen  Rechts  [vgl.  diese  Jahrb.  1840.  S.  81 3.  f.], 
stellt  der  Verf.  im  §.  1.  seinen  Standpunct  fest  und  bezeichnet  als  Aufgabe  der 
gegenwärtigen  Abhandlung  die  Ausführung  des  Salzes,  dass  es  in  unserm  ge- 
meinen Rechte  nicht  zwei  einander  schismatisch  gegenüber  sleheude  gemeine 
Rechtslehren:  Römisches  und  Deutsches  Recht  gebe,  sondern  nur  ein  Recht, 
wobei  Römisches  nicht  als  solches,  sondern  nur  theils  als  allgemeines  Recht 
(jus  gentium) ,  theils  als  Deutsch  gewordenes,  also  Deutsches  Recht  in  Betracht 
komme.  Der  §.  2.  ist  der  Prüfung  der  bisherigen  Ansichten  gewidmet,  in  deren 
Gegensalze  der  Verf.  im  §.  3.  die  Notwendigkeit  der  Vereinigung  der  verschie- 
denartigen Quellen  unsers  gemeinen  Privatrechts  zu  Eiuem  Systeme  des  prac- 
tischen  Rechts  darzuthun  sucht.  Im  §.  4.  stellt  er  sodann  hoch  das  Verhältniss 
des  Deutschen  Rechts  zu  den  fremden  Rechten  dar.  Er  prüft  die  für  die  gesetz- 
liche Verbindlichkeit  des  Römischen  Rechts  angerührten  Gründe  und  kommt 
durch  eine  nähere  Betrachtung  der  einschlagenden  geschichtlichen  Vorgänge  zu 
dem  Resultate,  dass  das  Römische  Recht  weder  als  persönliches  Recht,  noch 
als  Landrecht,  noch  auch  als  Kaiserrecht  in  Deutschland  Gültigkeit  erhalten 
konnte,  sondern  nur  als  wissenschaftliches  Recht,  als  Jurisienrecht  (opinio 
doctorum),  d.  h.  als  juristische  Ueberzeugung  Derjenigen ,  welche  das  Studium 
und  die  Anw  endung  des  Rechts  zu  ihrem  Geschäfte  machen.  Eine  solche  Ueber- 
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zeugung  gelte  aber  nur,  wenn  sie  begründet  sey.  Nun  hatten  zwar  spatere 
Reichs-  uud  Landes-Gesetze  irrthiimlicher  Weise  dem  Rom.  Rechte,  als  einem 
kaiserlichen  Rechte,  subsidiäre  Verbindlichkeit  eingeräumt,  allein  auch  dies 
könne  uns  nicht  bestimmen,  dasselbe  im. Ganzen  (in  complcxu)  als  formell 
gemeines  oder  gesetzliches  Recht  für  Deutschland  zu  betrachten.  Dasselbe  gelte 
vom  Mosaischen ,  kanonischen  und  Longobardischen  Recht. 

Gegenwart  und  Zukunft  des  deutschen  Hechts.  Von  Regier.- Ass.  Ritzer 
in  Ulm.  IX.  3.  S.  497  —  503.  Die  Forderung  einer  Rechtseinheit  in  Deutsch- 
land kann  Bedeutung  und  Berechtigung  nur  haben,  wenn  sie  nicht  an  die  Gesetz- 
gebung, sondern  an  die  Wissenschaft,  darum  nicht  auf  die  Grüudung  eines 
erst  künftigen  Einen  deutschen  Rechts,  sondern  darauf  gerichtet  ist,  die  be- 
stehende Einheit  im  Deutschen  Rechte  zum  Bewusstseyn  zu  briugen  und  dieses 
Bcwusstseyn  zu  erhalten  in  der  Gründung  einer  Wissenschaft  des  Deutschen 
Rechts  als  der  Darstellung  des  gemeinsamen  Deutschen  Rechtsbewusstseyns ,  in 
der  Totalität  seiner  Ausbreitung  sowohl  durch  die  einzelnen  Rechlsdisciplinen, 
als  durch  das  Recht  der  einzelnen  Staaten. 

U eher  das  Aller  des  Sachsenspiegels.  Von  C.  R.  Sachsse,  Privatdozent 
[jetzt  Prof.]  d.  R.  zu  Heidelberg.  X.  1.  S.  62—88.  Der  Verf.  sucht  sehr  scharf- 
sinnig nachzuweisen ,  dass  das  Rechtsbuch  erst  im  J.  1220.  entstanden  sey. 

Das  Rechtsprincip  in  der  Lehre  von  der  Einkindschaft.  Von  Dr.  J.  Hille- 
hr and,  Privatdoc.  d.  R.  an  d.  U.  dessen.  X.  3.  S.  420  —  43(3.  Die  Einkind- 
schaft besteht  nach  dem  Verf.  in  der  Uebernahme  \ou  Kindern  einer  früheren 
Ehe  (Vorkindern)  mit  ihren  Rechten  aus  der  eommunio  bonorum  prorogata  oder 
einem  andern  derartigen  fortgesetzten  Gütervcrhältniss  in  die  durch  eine  weitere 
Ehe  ihres  Parens  entstehende  neue  Gütergemeinschaft.  Die  Vorkinder  werden 
in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  —  jedoch  nur  insoweit  diese  mit  der  Güter- 
gemeinschaft zusammenhängt  —  als  aus  der  späteren  Ehe  entsprossene  Kinder 
behandelt,  wogegen  sie  aber  auch  ihre  Ansprüche  aus  dem  früheren  Gülerver- 
hältnisse  zum  Besten  dieser  neuen  Communion  verlieren. 

Das  Wilt/ium  oder  Dotalilium  und  Vidualilium  in  ihrer  historischen  Ent- 
wicklung quellenmässig  dargestellt  von  Friedr.  IVilh.  Eckardt,  Regierungs- 
accessist in  Jena.  X.  3.  S.  437— 493.  Erster  Abschnitt.  Die  alldeutsche  dos. 
$.1.  Erste  Spuren  derselben.  §.2.  Die  dos  der  Volksrechte.  §.3.  Grund  und 
Zweck  der  dos.  §.  4.  Bestimmungen  der  Capilularien.  §.5.  Die  Formeln. — 
Zweiter  Abschnitt.  Das  Leibgeding,  die  Leibzucht  (dotalilium  ^  des  Sachsen- 
spiegels und  der  verwandten  und  glcichzeiligenRechtsquellen.  §.  0.  Einleitung. 

I.  Leibgeding  an  Allod.  §;  7.  Recht  desselben  während  der  Ehe.  §.8.  Recht 
des  Leibgedings  nach  der  Ehe.  §.  9.  Beendigungsarten  des  Leibgedings.  §.  10. 
Arten ,  auf  welche  Mobilien  die  Stelle  des  Leibgedings  vertreten  können.  §.11. 

II.  Leibgeding  an  Lehen.  §.  12.  Grund  uud  Zweck  des  Leibgedings  und  seiu 
Verschwinden  in  den  Städten.  —  Dritter  Abschuitt.  Die  Gestaltungen,  welche 
das  Witthum  vom  13.  bis  zum  lf>.  Jahrhundert  annahm.  §.  13.  A.  Schicksale 
des  alten  Leibgedings.  /?.  Die  Wiederlagc  oder  contrados.  §.  I  i.  Einleitung. 
Besonders  über  das  Eingebrachte  der  Frau.  §.  15.  Ursprung  der  contrados. 
§.  16.  Natur  und  Wesen  der  contrados.  Formen  ihrer  Bestellung.  §.17.  Rück- 
blick auf  das  Erbrecht.  §.  18.  C.  Noch  eine  neue  Gestaltung  des  Leibgedings. 
§.  19.  Gestaltungen  des  Leibgedings  im  Lehenrechte.  §.  20.  Zusammenstellung 
der  verschiedenen  Arten  desWitlhums  und  Uebergang  zum  Folgenden.  —  Vierter 
Abschnitt.  Das  practische  Recht.  Capitcl  I.  Dotalilium  des  neueren  Rechtes, 
oder  diejenigen  Versorgungen  hinterlassener  Galtinnen  aus  dem  Vermögen  des 
Mannes,  welche  im  Zusammenhange  stehen  mit  dem  Eingebrachten  oder  der 
dos.  I.  Verschiedene  Formen  desselben.  §.21.  A.  Contrados  oder  Wieder- 
lagc. §.  22.  B.  Vermehrung  des  Heiralhsgutes;  augmentum  dotis.  §.  23. 
C.  Dolo  IM  um,  welches  in  einem  nach  Massgabe  des  Heirathsguts  bestimmten 
Niessbrauche  an  Grundstücken  des  Ma  unes  besteht.  §.  24.  D.  Dotalilium, 
welches  in  Zinsen  des  zurückzuzahlenden  Heirathsguts  besieht.  E.  Dotalilium, 
welches  in  Zinsen  des  nicht  zurückzuzahlenden  Heiralhsgutes,  bezüglich  Ge- 
genvermächtnisses besteht,  oder  das  sächsische  dotalilium.  §.  25.  1)  Ursprung 
desselben.  §.  20.  2)  Hauptsächliche  Grundsätze  desselben.  §.  27.  Modi- 
ficationeu  des  sächsischen  Leibgedings.     II.  Uebcr  das  dotalitium  im  All- 
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gemeinen.  §.28.  Capitel  II.  Vidualitium ,  oder  diejenigen  Versorgungen  hin- 
lerlassener  Gattinnen  aus  dem  Vermögen  ihrer  Manner,  welche  nicht  im  Zu- 
sammenhange stehen  mit  dem  Eingebrachten,  der  dos.  $.29.  I.  Arten  des  vi- 
dualitii.  §.  30.  A.  Das  vidualitium  besteht  meist  im  Niessbrauche  gewisser 
Güter.  $.31.  B.  Vidualitium,  das  in  jährlichen  Prästationen  aus  dem  hinter- 
lassencn  Vermögen  des  Mannes  besteht.  II.  Ueber  das  vidualitium  im  All- 
gemeinen. $.  32. 

Die  Fortbildung  und  Gestaltung  des  fränkischen  ehelichen  Güterrechts  seit 
dem  Eindringen  des  rüm.  Rechts.  Von  Ludw.  Heinr.  Euler ,  Ado.  u.  Notar 
in  Frankfurt  a.  M.  X.  1.  8. 1—61.  Ungeachtet  der  Vielgestaltigkeit  der  ehe- 
lichen Güter-  und  Erbrechtsverhältnisse,  welche  seitdem  Eindringen  desRÖm. 
Rechts  in  den  Ländern  Fränkischen  Rechts  an  die  Stelle  der  bis  dahin  hier  vor- 
handen gewesenen  Rechtseinheit  trat,  findet  sich  doch  nicht  nur  noch  vielfach 
eine  Uebereinstimmung  der  Hauptsätze,  sondern  es  lässt  sich  auch  nachweisen, 
auf  welchen  einzelnen  Gründen  diese  Verschiedenheit  beruht  und  wie  unter  der 
Masse  der  hierher  gehörenden  Rechte  wegen  des  gleichen  Enlwickelongsganges 
wiederum  mehrere'Familien  gleichartiger  Rechte  entstanden  sind. 

Uebertragung  des  Eigenthums  der  Waare  durch  Aushändigung  des  Connos- 
sements  nach  Entscheidungsgriinden  des  O.-A.-G.  zu  Rostock  v.  27.  Jan.  1845. 
Mi tget heilt  von  R eseler.  IX.  3.  S.  487— 496.  Das  O.-A.-G.  führt  die  von 
ihm  anerkannte  Erwerbung  des  Eigenthums  durch  Empfang  des  Connossements 
auf  ein  constitutum  possessorium  zurück,  wogegen  B  eseler  in  den  einleitenden 
Bemerkungen  zu  dieser  Mittheilung  sich  erklärt. 

Das  deutsche  Ueberhangs-  und  Ueber  fallsrecht.  Von  Dr.  Jul.  Hille- 
brand,  Pricatdoc.  d.  R.  zu  dessen.  IX.  2.  S.  310  —  322.  Nach  Angabe  des 
Begriffs  und  der  Beschränkungen  des  Ueberhangs-  und  Ueberfallsrechts  unter- 
sucht der  Verf.,  auf  welcher  rechtlichen  Grundlage  dasselbe  beruhe  und  findet 
sie  in  dem  altdeutschen  Rechtsgrundsatze,  wonach  in  der  Gewere  von  Immo- 
bilien auch  diejenige  der  auf  diesen  befindlichen  Mobilien  enthalten  ist.  [Vgl. 
diese  Jahrb.  1846.  S.  788.  u.  1123.  f.] 

Die  Satzung  des  alteren  deutschen,  insbesondere  des  sächsischen  Land- 
rechts, und  ihre  Fortentwicklung.  Von  Dr.  C.  O.  v.  Madai,  ehemals  o.  Prof 
zu  Dorpat  [Jetzt  zu  Kiel].  Vill.  3.  S.  284 — 325.  Den  Miltelpunct  dieser  Unter- 
suchung bildet  der  Sachsenspiegel.  Das  Pfand  erscheint  in  demselben  nur  als 
gesetzliches  Zwangsmittel,  als  eigentliche  Pfändung.  Die  Satzung  dagegen  ist 
freiwillige  Entäusserung  einer  Sache  und  Uebertragung  des  Eigenlhuras  an  der- 
selben auf  einen  Andern,  als  Aequivalent  für  ein  empfangenes  Darlehn ,  jedoch 
mit  dem  Recht  dereinstiger  Wiedereinlösung.  Dieses  Recht  kann  jedoch  nur  so 
lange  geltend  gemacht  werden,  als  die  Sache  sich  noch  in  den  Händen  des 
Satzungsgläubigers  beGndet.  Hat  dieser  inzwischen  dieselbe  veräussert  oder 
sie  auf  schuldbare  Weise  zu  Grunde  gehen  lassen ,  so  ist  er,  da  er  durch  seinen 
Treubruch  dem  alten  Eigenthümer  die  Möglichkeit  der  Wiedereinlösung  ent- 
zogen hat,  demselben  zur  Schadloshaltung  verpflichtet;  nicht  aber,  wenn  Zu- 
fall die  Sache  vernichtet,  indem  es  dann  an  einem  Rechtsgrunde  zur  Schadlos- 
haltung, an  einer  Verletzung  der  gelobten  Treue,  fehlt.  —  Eine  Analogie  bietet 
das  Röm.  Recht  in  der  ßducia,  auch  rücksichllich  des  weitern  Entwickelungs- 
ganges,  indem  auch  die  Satzung  durch  das  Pfandrecht  theils  allmäblig  umge- 
bildet, theils  verdrängt  worden  ist;  nur  ist  dieselbe  in  ihrer  ursprünglichen  Ge- 
stalt insofern  erhalten  worden ,  als  man  sie  als  Mittel  zur  Erreichung  besonderer 
Zwecke  gebrauchte,  namentlich  zur  Umgehung  der  Zinsverbote  des  canon. 
Rechts,  zur  Vcräusserung  von  Landesterritorien. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Satzungs- Gläubigers,  nach  dem  Rechte  des 
Mittelalters.  Von  Dr.  F.  Förster  in  Breslau.  IX.  1.  S.  101  —  143.  Im 
Eingänge  erklärt  sich  der  Verf.  gegen  die  Ansicht  v.  Madai's,  dass  der  Gläu- 
biger durch  die  Satzung  wirkliches,  materielles  Eigenthum  erlange.  —  Dann 
entwickelt  er  die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  Verantwortlichkeit  aus  Ver- 
trägen. Nach  dem  Rechte  des  Mittelalters  giebt  der  Wille  des  Schuldners,  in 
seiner  bestimmten  Aeusserung,  das  Maas  seiner  Haftpflicht  an.  Haben  sich 
die  Parteien  nicht  darüber  vertragen,  wer  den  Zufall  tragen  soll,  so  kommt  es 
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darauf  an,  ob  der  Schuldner  sich  zur  Ucbemahme  der  Verbindlichkeit  von  freien 
Stücken  erboten  hat,  oder  ob  er  darum  gebeten  worden  ist.  Im  letztern  Falle 
haftete  er  gelinder.  Aber  dies  wird  nicht  immer  zu  ermitteln  seyn.  Dann  muss 
aus  der  Natur  des  Verhältnisses,  dem  man  sich  unterwirft,  der  Grad  der  über- 
nommenen Haftpflicht  vermulhet  werden.  Der  Vortheil ,  den  Jemand  aus  einem 
Rechtsgeschäft  erwartet,  begründet  die  Annahme,  einer  grossem  Verantwort- 
lichkeit sich  unterziehen  zu  wollen,  oder  mau  sieht,  wenn  der  Vortheil  beider 
seitig  ist,  darauf,  ob  der  Empfänger  einer  Sache  daraus  ein  Gewerbe  macht, 
oder  ob  er  in  solchen  Verträgen  seinen  Lebensunterhalt  sucht.  Dann  haftet  er 
ebenfalls  starker.  —  Nachdem  der  Verf.  Belege  für  diese  S.itze  beigebracht  hat, 
geht  er  auf  die  Satzung  naher  ein.  Er  zeigt  aus  den  Quellen  und  mit  Beziehung 
auf  die  einzelneu  möglichen  Falle,  dass  der  Pfandgläubiger  für  Verschulden 
hafte,  dass  derselbe  aber,  solange  er  das  Pfdtid  als  solches  in  seinem  Gewahr- 
sam habe,  also  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  er  wegen  nicht  gezahlter  Schuld 
dasselbe  als  ihm  verfallen  betrachten  und  deshalb  verkaufen  könne,  für  reinen 
Zufall  nicht  zu  stehen  habe;  nur  wenn  ersieh  eine  Sache  zum  Pfände  setzen 
lassen,  die  einem  zufälligen  Verderben  leichter  ausgesetzt  ist ,  werde  vermulhet, 
dass  er  sich  einer  grossem  Verantwortlichkeit  habe  unterziehen  wollen,  da  er 
sich  mit  freiem  Willen  in  diese  ungünstige  Lage  gebracht  habe. 

Das  Verhältnis  der  filtern  deutschen  Satzung  zum  ICigi //t/n/m,  insbeson- 
dere nach  dem  Systeme  des  Sachsenspiegels.  Von  Dr.  Joh.  Friedr.  Budde, 
Prof.  in  Bonn  [jetzt  in  Halle}.  IX.  3.  S.  411 — 439.  Gegen  den  Aufsat/ 
v.  Madai's  führt  der  Verf.  aus,  dass  dem  Gläubiger  nach  älterem  Deutsche» 
Pfandrecht  ein  widerrufliches  Eigenthum  nicht  zustehe.  Er  beleuchtet  zuvor 
derst  die  von  M.  aufgestellten  Interpretationen  mehrerer  Stellen  des  Sachsenspie- 
gels, prüft  dann  das  Gewicht  der  beiden  Argumente  desselben:  dass  der  zu- 
fällige Untergang  des  Pfandes  allein  den  Gläubiger  treffe  (welchen  Satz  er  gegen 
Förster  Tür  unbestreitbar  erklärt)  und  dass  der  Schuldner  dasselbe  von  dritten 
Besitzern  nicht  vindiciren  könne,  und  unternimmt  zuletzt  einen  directen  Gegen- 
beweis gegen  die  Behauptung  eines  Eigentumsrechts  des  Pfandgläubigers. 

Die  gerichtliche  Au/lassung  in  dem  mecklenburgischen  Hj/polhek-enrecht . 
Von  G.  Beseler.  X.  1.  S.  105  —  1 38.  In  dem  Mecklenburg.  Hypotheken- 
recht  lässt  sich  die  Einwirkung  des  Deutschen  Hechts  von  der  Auflassung  auf  die 
neuere  Gesetzgebung  bestimmt  nachweisen;  die  letztereist  sehr  selbstständig 
zu  Werke  gegangen  und  giebt  in  ihrer  allmäligen  Entwicklung  ein  Bild  von  der 
allgemeinen  auf  diesen  Punct  gerichteten  Bewegung.  Der  Verf.  thcilt  nun  eineu 
kurzen  Abriss  des  Mecklenburg.  Ilypothekcnrechb  mit  Beziehung  auf  das  In- 
stitut der  Auflassung  mit ,  indem  er  eine  historische  Entwicklung  dieses  Rechts 
vorausschickt  und  auf  diese  die  dogmatische  Darstellung  folgen  lässt.  Dabei  bei 
er  das  Hypolhekenrecht  der  städtischen,  der  rilterschafllichcn  und  der  bäuer- 
lichen Grundstücke  getrennt  behandelt. 

Die  Lehre  vom  Säherrechte ,  insbesondere  ron  der  Erblosnng  nach  ge- 
meinem Hechle.  Von  Dr.  Achill  Benaud,  Lehrer  d.  R.  zu  Bern.  VIII.  3. 
S.240  —  283.  Der  Verf.  bezweckt ,  einzelne  practisch  wichtige  Grundsätze  und 
Ansichten  zu  prüfen  ,  sow  ie  einige  noch  nicht  hinlänglich  erörterte  Puncle  einer 
neuen  Untersuchung  zu  unterwerfen.  Zu  diesem  Ende  betrachteter:  1.  deu  Ur- 
sprung, 2.  die  heutige  Geltung  und  Bedeutung,  3.  die  Natur  des  Näherrechts 
(es  ist  ein  dingliches  Recht),  4.  die  Entstehungsgründe  (Gewohnheit  oder  Ge- 
setz,  Vertrag  und  Testament) ,  5.  die  Ausübung  (diese  setzt  voraus:  dass  die 
zu  retrahirende  Liegenschaft  kaufsweisc  veräussert  worden  ist;  dass  der  Retra- 
hent  sein  Recht  durch  Erbringung  eines  Titels  erweise,  und  dass  er  gewisse 
Verbindlichkeiten  übernehme,  namentlich  dem  Erwerber  jeden  positiven  Scha- 
den aus  dem  Kaufgeschäft  ersetze),  6.  die  Erlöschungsgründe  (Ablauf  der  Frist, 
nach  gemeinem  Recht  von  Jahr  und  Tag,  und  Verzicht). 

Die  Gemeindenutzungen ,  insbesondere  die  Rcalgemeinderechte ,  in  ihrer 
geschichtlichen  Enlicicklnng  und  rechtlichen  Natur  betrachtet,  mit  vorzüglicher 
Berücksichtigung  der  schweizerischen  Verhältnisse.  Von  Dr.  Renaud  in 
Bern.  IX.  1.  S.  1 — 100.  Der  erste  Abschnitt  handelt  von  dem  Gemeindcnulzen 
in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  von  den  ältesten  Zeiten  an  bis  auf  den 
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heutigen  Tag.  Der  Verf.  fuhrt  ans  ,  ,,dass  es  schon  von  frühester  Zeit  an  un- 
gelheitte  Landereien  gab,  die  sich  in  einer  gewissen  rechtlichen  Beziehung  zu 
gewissen  Genossenschaften  (Markgenossenschaften  im  weitesten  Sinne  des 
Worts)  befanden ,  und  von  den  einzelnen  Genossen  benutzt  wurden.  Diese  Ge- 
nossenschaften fielen  aber  in  der  ältesten  Zeit  mit  den  Laudcsablheilungeu  der 
Gaue,  resp.  Centen  und  Dccnnien.  zusammen.  Bald  aber  entwickelten  sie  sich, 
frei  von  diesem  öffentlich -rechtlichen  Momente,  unter  einer  eigentümlichen 
Verfassung  als  Einigungen ,  welche  den  ausschliesslichen  Zweck  der  Benutzung 
der  gemeinen  Marken  verfolgten  (Markgenossenschaften  im  engem  und  eigent- 
lichen Sinne  des  Worts).  Spater  Helen  die  Markgenossenschaften  mit  den  Real- 
gemeindeu  zusammen,  welche  letztern  somit  ein  zweifaches  Moment,  ein  öffent- 
liches und  ein  privatives ,  in  sich  unifassten,  bis  sie,  nach  der  Entstehung  und 
respect.  Emancipation  der  Ortsffiirger-Gemeinden  ihren  Character  als  Gemein- 
den auf  diese  übertragend,  nunmehr  allein  die  rein  privative  Eigenschaft  von 
Markeinigungen  behielten.  Die  in  den  Healgcmeinden  vorkommenden  sog.  Real- 
gemeinderechte  bilden  hiernach  den  Kernpuncl  der  heutigen  Gemeindenutzungs- 
Verhaltnissc."  —  Im  zweiten  Abschnitt  \urd  das  rechtliche  Verhällniss  der 
Real-  und  resp.  Nutziingsgemcinden  zu  den  Allmenden  erörtert  und  die  recht- 
liche Natur  der  sog.  Rcal-Gcmeinderechle  festgestellt.  Das  Resultat  der  letztern 
Ausführung  ist :  ,,1)  Die  sog.  Realgemeindcrcchle  sind  Rechte  an  einer  fremden 
Sache,  Rechte  der  Genossen  an  dem  Eigenthum  der  Genossenschaft.  2)  Es 
sind  genossenschaftliche  Rechte ,  d.  h.  die  Persönlichkeit  des  Genossen  als  sol- 
chen, die  in  der  Genossenschaft  fortbesteht,  verwirklicht  sich  darin,  dass  er 
zu  seinem  Theile  die  nutzbare  Seite  des  genossenschaftlichen  Eigenthums  ab- 
sorbirt.  3)  Es  sind  diese  Rechte  Privatrechle,  wofür  nicht  bloss  die  regel- 
mässig freie  Vciäusserlichkeit  derselben,  sondern  auch  die  rein  privatrechtliche 
Natur  der  Genossenschaft  als  solcher,  so  wie  endlich  die  privative  Bestimmung 
des  genossenschaftlichen  Eigenthums  sprechen." 

Die  rechtliche  Xatrtr  der  Kirchenbaulast.  Von  Dr.  Huck,  Oberjusliz- 
Ass.  in  Tübingen.  VIII.  3.  S.  3'Jfi— 345.  Die  Kirchenbauvcrpllichtung  hat  keinen 
allgemeinen  Character  als  Rcallast  einer-  oder  persönliche  ßäupdicht  anderer- 
seits. Die  Entstehung  und  bisherige  Behandlung  derselben  muss  ihre  recht- 
liche Natur  im  einzelnen  Falle  bestimmen.  Erfahrungsmassig  wird  sie  aber 
meistens  Reallast  seyn.  Auch  die  auf  den  kirchlichen  Einkünften  ruhende  ge- 
setzliche Baulast  hat,  ungeachtet  des  Uebergangs  auf  jeden  Besitzer,  darum 
doch  nicht  die  Natur  der  Reallast.  Die  Frage:  ob  eine  kirchliche  Baulast  eine 
Reallast  sey  oder  welchen  anderen  Character  sie  habe,  ist  bei  allen  Eutstehungs- 
arten  eine  Beweisfrage.  —  Kann  der  Beweis  der  rechtlichen  Natur  der  Rcallast 
nicht  erbracht  werden,  so  giebt  es  keine  gemeinrechtlichen  Grundsalze  und 
Rechtsmittel  für  die  Baulast,  als  die,  welche  das  Gesetz  aufstellt,  und  die  sich 
mittelbar  daraus  ableiten  lassen.  Im  Uebrigen  müssen  Landesgesetze,  Her- 
kommen und  unvordenklicher  Zustand  die  Entscheidungsnormen  an  die  Hand 
geben.  Ein  besonderer  Erlöschungsgrund  ist  bei  der  gesetzlichen  Baulast  die 
vollkommene  Veriiusserung  der  kirchlichen  Einkünfte  von  der  Kirche,  und, 
was  dieser  gleich  steht,  der  mangelnde  Beweis,  dass  die  fraglichen  Einkünfte 
noch  zu  der  Kirche  gehören.  —  Stellt  sich  die  kirchliche  Baulast  erweislich  als 
Reallast  heraus  ,  so  erscheint  als  verpflichtetes  Subject  der  Zehnte  und  die  son- 
stigen kirchlichen  Einkünfte  selbst,  und  deren  jeweiliger  Besitzer.  Alle  von 
den  Reallasten  als  dinglichen  Lasten  geltenden  allgemeinen  Grundsätze  und 
Rechtsmittel  sind  sofort  darauf  anwendbar.  Namentlich  also  auch  Bcsitzklagen, 
und  die  Grundsätze  über  den  Ucbergang  und  die  Erlöschung  der  Realiasten. 
Dagegen  können  die  besonderen  Grundsätze  eines  bestimmten  Instituts  von 
Realiasten  oder  sonstigen  dinglichen  Verpflichtungen  nicht  durchgreifend  ana- 
logisch angewendet  werden. 

Zur  Lehre  von  der  Kirchenbaulast.  Von  Dr.  Mayer ,  o.  Prof.  d.  R.  in 
Tübingen.  X.  1.  S.  89 — 104.  Es  werden  in  diesem  ersten  Artikel  die  Kirchen- 
thürme,  Glocken,  Orgeln  uud  Uhren  besprochen.  Der  Umfang  der  Baupflicht 
und  namentlich  die  Erstreckung  derselben  auf  Kirchenthurm,  Glocken ,  Uhr  und 
Orgel  hängt  hauptsächlich  davon  ab,  ob  eine  fragliche. Einrichtung  der  Kirche 
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lür  den  Gottesdienst  wesentlich  ist  oder  nicht.  Wesentlich  für  den  Gottesdienst 
ist  aber  nicht  blos  Das ,  ohne  welches  ein  solcher  gar  nicht  bestehen  kanu ,  sou- 
dern  auch,  was  mit  Rücksicht  auf  die  Localitäteu  der  öffentlichen  Stellung  einer 
Religionspartei,  der  Sitte  der  Zeit  und  dem  Anstand  entspricht.  Darnach  er- 
streckt sich  die  Kirchenbaulast  auch  auf  Kirchenthürme,  Glocken,  Orgeln 
und  I  Inen. 

Die  preussische  allgemeine  Gewerbe  -  Ordnung  und  das  damit  verbundene 
Entschädigungsgesetz  v.  17 Januar  1845.  Angezeigt  von  Hey  scher.  IX.  2. 
S.  323  —  329. 

lieber  die  rechtliche  Wirkung  des  Raths  und  der  Empfehlung.  Ein  Rechts- 
fall mitgetheilt  von  Dr.  Euler,  Adv.  u.  Not.  in  Frankfurt  a.  M.  \ebst  Remcr- 
kungen  der  Redaction.  X.  1.  S.  139 — 152.  Die  Entscheidung  in  zweiler  In- 
stanz nahm  an ,  dass  die  Empfehlung  dann  subsidiär  verpflichte,  wenn  der,  an 
welchen  sie  geschehen,  das  fragliche  Geschäft  mit  dem  Empfohlenen  ausserdem 
nicht  eingegangen  seyn  würde.  Hiergegen  erklärt  sich  sowohl  der  Einsender 
als  die  Redaction. 

Die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Wittwrncassen  übersichtlich  dargestellt 
von  O.-A.-G.-R.  Dr.  Pfeiffer  in  Cassel.  IX.  3.  S.  440— 486.  Es  werden 
von  der  Erörterung  des  Verfs.  diejenigen  W.-K.  ausgeschieden,  welche  unmit- 
telbar vom  Staate  im  Interesse  des  Staatsdienstes  angeordnet  werden ,  sowie  die- 
jenigen, welche  ein  Unternehmer  im  Ilandclsintcresse  so  gründet,  dass  den  ein- 
zelnen beitretenden  Personen  keine  Theilnahme  am  Institute  selbst  zusteht,  die- 
selben vielmehr  Jenem  als  Milkontrahenten  in  der  Weise  gegenüber  stehen ,  dass 
zwischen  beiden  Betheiligten,  als  getrennten  Rechtssubjecten,  ein  oneroser 
Vertrag  besteht.  Demnach  wird  die  Untersuchung  auf  diejenigen  Anstalteu 
beschränkt,  welche  durch  einen  Verein  vun  Theilnchmern  zu  dem  Zwecke  be- 
gründet worden  sind,  dass  mittels  der  von  ihnen  zu  leistenden  Beiträge  ihren 
künftigen  Wittwen  eine  verhältnissmässige  Unterstützung  für  die  Dauer  ihres 
Wittwcnstandes  oder  bis  an  ihr  Lebensende  gesichert  werde.  Als  wesentliche 
Grundlage  des  rechtlichen  Verhältnisses  einer  solchen  W.-K.  werden  folgende 
drei  Sätze  aufgestellt:  1)  der  allgemeinste  Charactcr  ist  der  einer  Korporation ; 
2)  der  Rechtsgrund  der  wechselseitigen  Berechtigung  und  Verpflichtung  der  Ge- 
sammtheit  der  Mitglieder  als  Rechtssubjects  und  jedes  einzelnen  Mitglieds  als 
Individuums  ist  in  dem  Versicherungsvertrage  zu  suchen;  die  einzelnen  Theil- 
nehmer  stehen  als  Individuen  unter  sich  in  keinem  Verhältnisse ;  3)  mit  dem 
Ableben  eines  jeden  Theilnehmers  erlöscht  dessen  Eigenschaft  als  Mitglied;  an 
die  Stelle  dieses  Verhältnisses  tritt  nunmehr  ein  in  sich  fest  abgeschlossenes 
Verhältniss  von  Rechten  und  Verbindlichkeiten,  welche  erst  durch  jenes  Ereig- 
niss  für  die  Wittwe,  beziehungsweise  für  die  Erben  begründet  werden,  —  das 
ganz  einfache  Verhältniss  von  Gläubigern  und  Schuldnern. 

lieber  das  Wesen  der  Intestaterbfolge ,  als  Reitrag  zur  Reurtheilung  des 
Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Gherzogth.  Hessen  (Thl.  3. 
von  der  Erbfolge,  Abth.  1.  u.  2.  u.  Abth.6.-  Abschn.  2.J.  Vom  Hofger. -Advokaten 
Dr.  Emil  Hoff  mann  zu  Darmstadt.  X.  3.  S.  353  — 419.  Der  Verf.  han- 
delt nach  einer  Einleitung  von  dem  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  an  dem 
gemeinsamen  Vermögen ,  sodann  von  dem  Rechte  der  Nachkommen  und  zuletzt 
von  dem  Rechte  der  übrigen  Verwandten  an  dem  Nachlasse  eines  Verstorbenen. 
Er  prüft  hier  die  verschiedenen  Systeme  der  Erbfolge  der  Verwandten  und  ent- 
scheidet sich  für  das  Repräsentationssystem  mit  dem  Vorzuge  des  jüngeren  Ge- 
schlechts vor  dem  ällcrn. 

Von  den  Testamentsvollziehern.  Von  R eseler.  IX.  1.2.3.  S.  144-228. 
522.  f.  Die  geschichtliche  Einleitung,  welche  diese  Abhandlung  eröffnet ,  han- 
delt zuerst  von  den  Testamentsexckutoren  bis  zur  Aufnahme  des  Rom.  Rechts  in 
Deutschland  und  kommt  hier  zu  dem  Resultate,  dass  die  Lehre  von  denselben 
nur  in  der  Sphäre  der  älteren  Stadtrechle  eine  sclbstständige,  auf  deulschrechl- 
lichen  Principicn  beruhende  Ausbildung  erlangt  habe  und  dass  hier  einer  solchen 
Mittelsperson,  weil  der  testamentarische  Erbe  fehlte,  die  formelle  Vertretung 
des  Testators  hinsichtlich  seiner  Vermögensverhällnissc  und  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Vollstreckung  seiner  letztwilligen  Verfügungen  zugekommen 
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sey;  sodnnn  wird  in  Bezug  auf  die  Gestaltung,  welche  jene  Lehre  nach  der  Auf- 
nahme des  R.  K.  angenommen  hat,  auf  dem  Wege  der  dogmengeschichtlichen 
Intersuchung  die  Auffassung  nachgewiesen,  welche  derselben  in  der  Jurispru- 
denz zu  Theil  ward.  —  In  dein  zweiten  Kapitel ,  dem  geltenden  Recht  gewidmet, 
wird  zuvörderst  das  Princip  der  Lehre  festgestellt.  Die  verschiedenen  Verhält- 
nisse, unter  welche  man  bisher  die  Lehre  zu  bringen  suchte,  Mandat,  oder  Vor- 
mundschaft, oder  Arbitrium  boni  viri,  können  allerdings  nicht  wohl  entbehrt  wer- 
den, um  das  Rechtsverhallniss  der  Teslamentsexekutorcn  im  Einzelnen  zu  ein- 
wickeln und  festzustellen,  keius  derselben  vermag  aber  ein  allgemeines  Princip 
für  das  Institut  herzugeben.  Ein  solches  lindet  vielmehr  der  Verf.  in  dem  Satze: 
,,Die  teslamenti  /actio  des  röm.  Rechts  ist  ihrem  Inhalte  nach  für  den  Testator 
erweitert  worden,  und  die  demExecutor  übertragene  Gewalt  lindet  daher  ihren 
Ursprung  und  ihre  Rechtfertigung  in  der  besonders  modiueirtcu  Testirfreiheil 
des  heutigen  Rechts."  Dieses  Princip  wird  in  der  hierauf  folgenden  Enlwicke- 
lung  der  Lehre  im  Einzelnen  naher  bestimmt  und  ergänzt.  —  An  diese  Dar- 
stellung der  Lehre  narh  dem  heuligen  gemeinen  Recht  schliessen  sich  Betrach- 
tungen an  über  die  Aufgabe  der  (iesetzgebuug  und  über  die  Vollstreckung  der 
Erbeinsetzungsvertrage.  —  S.  522.  f.  steht  noch  eine  nachträgliche  Beleuchtung 
der  Ansichten  Mü  hlenbruch's. 

Beiträge  zum  Hamburgischeu  Rechte  der  Erbgüter.  Eine  Abhandlung  an» 
dem  Hamburg.  Erbrechte  t  on  Lebrecht  Dreves  ;  auch  unter  dem  Titel:  Abhand- 
lungen a.  d.  Hamb.  Erbrechte.  Erster  Bd.:  Das  Recht  der  Erbgüter.  (Hamb., 
1844.)  Besprochen  von  Dr.  Pauli,  O.-A.-G.-R.  zu  Lübeck.  X.  2.  S. 325— 349. 

Ein  Wegweiser  durch  die  Geschichte  der  englischen  Jury.  Von  F.  C.  Dahl- 
mann. X.  2.  S.  185  —  204.  Wie  die  Englische  Staatsverfassung  unter  vicl- 
hundertjährigen  Kämpfen  und  Zerstörungen  langsam  gedieh,  so  auch  die  Jury; 
beide  haben  neben  und  für  einander  gekämpft  und  endlich  gesiegt;  aber  ohne 
parlamentarische  Hülfe,  ohne  den  Beistand  einer  im  volksfreien  Sinne  geord- 
neten Gesetzgebung  w  ären  die  Geschwornen  in  England  wie  bei  anderen  Völkern 
zu  Grunde  gegangen.  Die  Gehurtsstätte  der  Britischen  Geschwornen  ist  im 
Skandinavischen  Norden  zu  suchen.  Die  Normannen  brachten  die  Jury,  welche 
zur  Zeit  ihrer  Herrschaft  über  England  entstand,  aus  ihrer  Normandie  mit  und 
diese  empling  sie  aus  Norwegen.  In  England  allein  gedieh  aber  die  Pflanze, 
welche  im  Norden  uuler  politischen  Bedrängnissen  verkümmerte  und  endlich 
zertreten  ward. 

Das  Recht  zur  Beiceis/ührung  nach  dem  älteren  deutschen,  besonders  säch- 
sischen Ver/ahren.  Von  Pro/.  Dr.  J.  W.  Planck  zu  Grei/swald.  X.  2. 
S.  2U5 — 324.  Der  Verf.  entwickelt  diesen  Gegenstand  des  älteren  Deutsrhen 
Beweisverfahrens  aus  den  Quellen  des  Sächsischen  Rechts  und  zwar  bis  auf  den 
Sachsenspiegel  hinauf  und  geht  bis  auf  den  Zeitpunct  herab,  wo  die  Receplion 
Romanischer  Rechtsansichten  die  Anschauungsweise  der  neueren  Zeit  vorbereitet 
hat.  Bei  dem  reichhaltigen  Stoffe,  welchen  diese  vortreffliche ,  für  das  richtige 
Verständniss  heutiger  Processinstitutionen  höchst  wichtige  Abhandlung  dar- 
bietet, lässt  sich  hier  ein  Auszug  des  Inhalts  nicht  geben.  Wir  müssen  uns 
vielmehr  mit  folgender  Uebersicht  des  letztern  begnügen.  §.  1.  Einleitung. 
§.  2.  Die  Beweismittel  des  altsächsischen  Processes.  Der  allsächsischc  Process 
kennt  im  Wesentlichen  nur  ein  Beweismittel:  den  Eid.  Die  Bedeutung  des- 
selben ist  aber  nicht  die  eines  materiellen  Beweisgrundes ,  sondern  die  Ausübung 
eines  Rechts  des  freien  unbescholtenen  Mannes.  §.  3.  Fortsetzung.  Die  Ge- 
zeugen.  Nicht  in  allen  Fällen  genügt  die  eidliche  Versicherung  der  Partei  allein, 
das  Gewicht  ihrer  Persönlichkeit  muss  dadurch  verstärkt  werden ,  dass  eine  An- 
zahl von  Genossen  ihr  Wort  bekräftigt.  §.  4.  Fortsetzung.  Unterschied  zwi- 
schen dem  alleinigen  Eid ,  dem  Eid  selbdritt  und  selbsiebent.  §.  5.  Fortsetzung. 
Gerichtszeugniss.  DieEide  der  Parteien  werden  ausgeschlossen  durch  das  eigene 
Wissen  des  Gerichts.  Jene  schwören  nicht  über  Das ,  was  jetzt  leiblich  bewiesen 
werden  kann,  und  Das,  was  früher  vor  Gericht  geschehen  ist.  §.6.7.  I.  Die 
alle  Ansicht  über  die  Reihenfolge  der  Beweise.  Der  Angegriffene  ist  zunächst 
zum  Eide  zuzulassen  (näher  zum  Eide);  derselbe  ist  aber  nicht  immer  der  Be- 
klagte.   Derjenige,  welcher  behalten  will,  ist  näher  gegen  den,  der  ihm  ab- 
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gewinnen  will.  $.8.  Anwendung  der  Regel.  1)  Bürgerliche  Klage  um  Schuld. 
§.  9  —  13.  2)  Klagen  um  Gut.  a)  Fahrende  Habe.  §.  14  — 18.  b)  Klagen  um 
unbewegliches  Gut.  §.  19.  3)  Peinliche  Klagen.  §.  20.  Die  Ausnahme  von 
der  Regel.  §.  21.  22.  II.  Vorbereitung  einer  neuen  Recbtsansicht.  §.  23. 
Schlussbetrachtung. 

Zweikampf  und  Ehrengerichte.  Von  II.  K.  Hof mann ,  Advokat  in  Darm- 
siadt.  IX.  2.  S.  229  —  2.">7.  Nach  geschichtlichen  Vorbemerkungen  wirft  der 
Verf.  die  Frage  auf :  Was  bedeutet  der  Zweikampf?  Nicht  Muth  zu  beweisen,  i^i 
der  Zweck  des  Zweikampfes.  Der  Herausforderer  will  zunächst  nicht  dies,  er 
will  zeigen  ,  dass  ihm  seine  Ehre  heilig  und  der  Schutz  ,  welchen  ihr  das  Gesetz 
verleiht,  nicht  genügend  ist.  Dasselbe  ist  bei  dem  Geforderten  der  Fall ;  denn 
wenn  er  dem  Herausforderer  wirklich  Unrecht  getan  halte,  so  kann  er  ohne 
Nachlhcil  für  seine  Ehre  durch  Abbitte  und  Ehrenerklärung  den  Zweikampf  ver- 
meiden; verweigert  er  aber  den  Zweikampf  ohne  friedliche  Genugtuung  und 
zwingt  er  dadurch  den  Beleidigten  ,  seine  Ehre  dem  Schutze  des  Richters  anzu- 
vertrauen, so  trifft  ihn  allerdings  der  Verruf,  aber  nur  deswegen,  weil  er  den 
Selbstschutz  der  Ehre  nicht  für  Recht  erkennt.  Die  Aufgabe  der  Gesetzgebung, 
zu  welcher  sich  der  Verf.  ferner  wendet,  besteht  nach  ihm  darin,  dem  Zwei- 
kampfe mit  allem  Nachdrucke  entgegenzutreten,  theils  weil  die  germanischen 
Begriffe  von  Ehre ,  auf  welchen  er  beruht,  nicht  die  richtigen,  wenigstens  nicht 
in  Uebereinstimmung  sind  mit  der  christlichen  Sittenlehre  und  der  Gesittung 
unserer  Zeit,  theils  weil  ein  geordneter  Staat  keine  Selbsthülfe  dulden  darf.  Auf 
der  andern  Seite  muss  aber  die  Gesetzgebung  ehren  und  schützen,  was  der  Zwei- 
kampf, im  Vergleiche  mit  der  Selbstrache  durch  L'eberfall  oder  Meuchelmord, 
Edles  und  Schönes  hat.  Demgemiiss  muss  Derjenige,  welcher  durch  einen  die 
Zurechenbarkeit  anschliessenden  sittlichen  Zwang  zum  Zweikampfe  genötigt 
worden  ist,  straflos  seyn,  vorausgesetzt,  dass  er  den  Zweikampf  nicht  vermei- 
den konnte,  dass  der  Kampf  als  ein  mögliches  Mittel  der  Selbsthülfc  erscheint 
und  dass  die  Beleidigung  zu  dem  Mnasse  der  beabsichtigten  Selbsthülfe  im  Vcr- 
hältniss  steht.  Dagegen  muss  bestraft  werden,  wer  den  Andern  widerrechtlich 
in  die  sittliche  Notwendigkeit  zur  Selbsthülfe  durch  Zweikampf  versetzt  oder  die 
Regeln  eines  ehrlichen  Kampfes  verletzt.  In  diesen  Beziehungen  sind  Ehren- 
gerichte nothwendig,  welche  nach  vollzogenem  oder  versuchtem  Zweikampfe 
über  die  Frage :  ob  das  Duell  für  den  Herausforderer  und  den  Geforderten  noth- 
wendig, ob  die  Art  des  Zweikampfs  den  Verhältnissen  angemesen  gewesen  u. 
dergl.  m.  entscheiden.  Diese  Ehrengerichte  dürfen  aber  nicht  Standesgerichte 
seyn.  Inzweckmässig  sind  die  bisher  oft  versuchten  Ehrengerichte  zur  Ent- 
scheidung der  Frage:  ob  ein  beabsichtigter  Zweikampf  zu  erlauben  sey. 

Der  gelohte  Friede  und  denen  Verletzung ,  nach  schweizerischen  Rechts- 
quellen de»  späteren  Mittelalters.  Von  Jos.  Jakob  Blumer,  Mitglied  des 
Cicil-Gerichtes  in  Glarus.  IX.  2.  S.  297—309.  War  zwischen  zwei  Personen 
wegen  irgend  einer  Verletzung,  für  die  sich  der  Beleidigte  selbst  Genugtuung 
verschaffen  wollte,  ein  Streit  entstanden,  so  mussten  sie  auf  die  Aufforderung 
eines  unbeteiligten  Dritten  einander  Frieden  geloben.  Durch  dieses  Gelöbnis 
erhielt  jede  nachherige ,  demselben  zuwiderlaufende  Beleidigung  einen  höhern 
Grad  von  Strafbarkeit,  als  sie  sonst  gehabt  hätte,  wenn  sie  sich  nur  als  ein 
Bruch  des  gemeinen ,  nicht  dieses  besondern  Friedens  dargestellt  halte.  Viele 
von  den  Schweizerischen  Gesetzen  über  den  gelobten  Frieden  und  dessen  Ver- 
letzung finden  sich  in  den  Rcchtssammlungcn  der  demokratischen  Kantone  und 
bieten  hier  noch  immer  einigen  Ersatz  für  den  Mangel  an  genügender  Polizei. 

Innige  Bemerkungen  zu  dem  Aufsätze  Jacob  Grimm's  über  die  Sothnunft  in 
</.  Zeitsch.  f.  deut.  B.   Bd.  V.  //.  1.     Von  XV.  /..  r.  Anzenbach  in  St.  Gallun. 

IX.  2.  S.  330  — 336.  Der  Verf.  weist  hauptsachlich  Falle  der  wirklichen  An- 
wendung der  Strafe  des  Pfablens  von  Nothzüchteru  nach  und  verbreitet  sich  auch 
sonst  über  deren  Bestrafung.   Vgl.  Jahrb.  1845.  S.  465. 

Die  körperliche  Thronfolgefähigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaat  //. 
Von  Dr.  K.  A.  Tabor  aus  Frankfurt  a.M.  IX.  2.  S.  258— 290.  Zur  Zeit 
des  Deutschen  Reiches  war  die  Thronfolgefahigkcit ,  insofern  sie  auf  dem  Lon- 
gobardischeu  Lehnrcchl  beruhte,  nur  durch  angeborene  Gebrechen,  insofern 
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sie  sich  auf  Deutsches  Lehnrecht  gründete,  nur  durch  angeborene  Gebrechen 
und  den  Aussatz  und  insofern  als  das  altdeutsche  Allodialrecht  Entscheidungs- 
quelle  geblieben  war,  mit  Ausnahme  des  Aussalzes,  durch  keinerlei  Gebrechen 
gehindert.  Die  neueren  Verbaltnisse  geben  keine  Veranlassung  in  Beziehung 
auf  die  körperliche  Thronfolgefähigkcit  strenger  zu  seyn,  vielmehr  begünstigen 
sie  eine  mildere  Ansicht. 

Vier  Bundesbeschlüsse  r.  12.  «.  19.  Juni  1815.  in  Betreff  des  Verbots  eine» 
ganzen  Verlags ,  des  hohen  Adelslandes  der  gräfl.  Familie  Benlinck,  der  Be- 
strafung des  Negerhandels  und  des  Schutzes  wider  den  Nachdruck.  X.  2. 
S.  350—352. 

Einladung  an  die  Germanisten  zu  einer  Gelehrten-Versammlung  in  Frank- 
furt a.M.  X.  1.  S.  181-184. 

Bericht  über  die  Germanisten-Versammlung  zu  Frankfurt  a.  M.  vom  24 — 
26.  S*pr.  18i6.    Von  Reuscher.  X.  3.  S.  494  —  527. 

Erinnerung  an  Dr.  Griesinger.    Von  Rey scher.  IX.  3.  S.  506— 521. 

Bucherschau  von  den  Jahren  1842.  und  1843.  Von  Rey  scher.  VIII.  3. 
S.  346 — 416.  I.  Allgemeine  Schriften.  II.  Quellen  des  Deutschen  Rechts 
und  dessen  Geschichte.    III.  Privatrecht.   IV.  Oeffenlliches  Recht. 

Bucherschau  von  den  Jahren  1844  — 1846.  X.  3.  S.  528 — 544.  I.  Ueber- 
sichtliche  Werke.  II.  Zeitschriften.  III.  Streitschriften  über  gemeines  Recht 
und  dessen  Verbesserung.  IV.  Quellen-Ausgaben.  V.  Staats-  und  Rechts- 
geschiente.  VI.  Mittheilungen  aus  der  Praiis.  VII.  Privatrecht.  VIII.  Oeffent- 
liches  Recht. 


IV.  Misccllen. 


Nachtrag  zn  den  Mitteilungen  aus  Russland 

in  dem  Jahrgange  1846.  dieser  Jahrbücher  S.  11 15.  ff. 

Am  Schlüsse  des  über  das  neue  russische  Strafgesetzbuch  Mitgetheilfen  war 
geäussert  worden,  da3S  eine  deutsche Uebersetzung  der  Erlaulerungsschrift 
zu  dem  Entwürfe  des  Gesetzbuches  über  peinliche  und  corrce- 
tionelle  Strafen  wünschenswerlh  sei.  Zur  Vervollständigung  unsrer  An- 
gaben sei  hiermit  bemerkt,  dass  diese  Schrift  sowohl  in  russischer  Sprache ,  als 
auch  in  deutscher  Uebersetzung,  jedoch  unter  dem  Titel:  ,, Kurze  Ueber- 
sicht  der  Vorarbeiten  und  Entwürfe  behufs  [der]  Abfassung  des 
neuen  Strafgesetzbuches,  Petersburg  1846."  in  der  Thal  veröffentlicht 
worden  ist.  Diese  ebenso  lehrreiche,  als  interessante  Schrift,  welche  auch 
bereits  im  Octoberheft  der  kritischen  Jahrbücher  für  deutsche  Rechtswissenschaft 
vom  Jahre  1846.  eine*  Stelle  in  dem  bibliographischen  Berichte  einnahm,  ist  nach 
angestellter  genauer  Vergleichung  ein  wörtlicher  Wiederabdruck  der  von  Unter- 
zeichnetem erwähnten  Erlaulerungsschrift  des  Grafen  Bludow,  bei  welchem 
nur  alles  Subjeclive  und  Persönliche,  so  die  Einleitungs-  und  Schluss- Worte 
mit  Unterschrift  des  Verfassers,  ferner  die  Namen  der  Manner,  welche  ihre 
Meinungen  und  Gutachten  über  diesen  oder  jenen  Punkt  (namentlich  über  Ein- 
führung oder  Nichteinführung  der  Todesstrafe  bei  Privalverbrechen)  abgegeben 
haben,  weggelassen  sind,  dagegen  am  Schluss  das  Resultat  der  durch  die 
Allerhöchst  angeordnete  Prüfungscommission  vorgenommenen  Prüfung  des 
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Slrafgesetzentwurfes  beigefügt,  überhaupt  aber  in  Darstellung  und  Redeform 
Alles  von  dem  Tum-  des  blossen  Entwurfes  auf  das  Sunc  der  bereits  promulgirten 
Strafgesetzgebung  übergetragen,  zugleich  auch  manche  erläuternde  Anmerkung 
unter  dem  Texte  und  am  Schlüsse  das  Publiealionsmanifest  nebst  den  dazu  ge- 
hörenden Verordnungen  beigefügt  ist,  wogegen  die  Tabelle  über  die  Strafarteu 
und  das  Strafmaass  nicht  beigegeben  ward.  Es  ist  also  ututatis  muiandis  die- 
selbe Schrift,  eine  Schrift,  welche  Niemand  ungelesen  lassen  darf,  der  ein  Ur- 
lheil über  das  Gesetzbuch  selbst  sich  erlauben  will. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  es  vergönnt,  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  die  Richtung  auf  \ergleichende  Rechtsstudien  hier  immer  vorherrschender 
wird,  was  sich  nicht  b|ps  in  gestellten  juristischen  Aufgaben  und  gelieferten 
Probeschriften,  sondern  auch  in  selbständigen  literarischen  Erscheinungen 
(wie  in  der  neulich  hier  erschienenen  vergleichenden  Zusammenstellung  der 
wichtigsten  Strafprocessgesetzgcbungeu"  von  Dcgay,  einem  als  Schriftsteller 
über  das  russische  Recht  geschätzten  höhereu  Staatsbeamten)  und  selbst  in 
Journal- und  Zeitungs-Arlikcln  (wie  in  der  Abhandlung  von  Thornau:  , Straf- 
verfahren In  Frankreich  und  England"  in  der  St.  Petersburger  russischen  acade- 
mischen  Zeitung  Num.  7.  8.  33.  und  3i.  vom  Jahre  1847.)  deutlich  zu  erkennen 
giebt.  Andrerseils  wird  die  historische  Erforschung  des  allen,  besonders  rus- 
sischen und  überhaupt  einheimischen  Rechts  mit  sichtbarem  Eifer  gepflegt ,  wo- 
von die  fortgesetzte  Sammlung  der  juristischen  Acten  und  Documcnte,  so  wie 
der  völkerrechtlichen  Tractaten ,  welche  die  a rch ä ogra ph i sehe  Commis- 
sion  besorgt  und  jahrlich  durch  neue  Bünde  vervollständiget,  so  wie  die  Mehr- 
zahl der  acadcmischcn  Schriften  Zeugniss  giebt.  So  eben  gelangt  wieder  eine 
solche  Schrift  eines  vorzüglichen  Schülers  des  Unterzeichneten,  des  ord.  Pro- 
fessors Lcschkow  zu  Moskwa:  „  über  die  alte  russische  Diplomatie11  Moskwa, 
1847.  4.,  in  unsere  Hände.  Die  auf  eine  Quellensammlung  im  Grossen  ange- 
legte, ungemein  tleissig  gearbeitete  Ausgabe  des  alten  liv-  und  esthlän- 
dischen  Ritter-,  Lehn-  und  Baucrn-Rechlcs  (Reval,  1846.)  von  Dr. 
Paucker,  die  viel  noch  ungedrucktes  und  bisher  unbekanntes  germanisches 
Recht  enthält,  gehört  ebenfalls  hierher.  —  Wie  gross  und  energisch  das  Be- 
streben der  Regierung  ist,  allen  den  verschiedensten  Völkerstämmen ,  die  das 
ungeheure  Reichsgebiet  umschliesst,  ein  geordnetes  und  legislativ  gesichertes 
Recht  zu  verleihen ,  sieht  man  aus  der  gegenwärtig  im  Werke  begriffenen  Veran- 
staltung eines  gleichmässigen  Gesetzbuches  für  sämmtlichc  Muha- 
medaner  im  russischen  Reiche,  zu  dem  bereits  Entwürfe  vorliegen,  die 
so  eben  der  Revision  einer  eigens  dazu  niedergesetzten  Commission  unterworfen 
werden,  in  welcher  sich  die  namhaftesten  Orientalisten  befinden.  Da  dieses 
Gesetzbuch  aus  den  ächten  Quellen  des  osmanischen  Rechts  geschöpft  wird;  so 
ist  durch  die  Vermittclung  Russlands  ein  Werk  über  das  Recht  der  Üsmanen  zu 
erwarten,  das  manche  neue  Aufschlüsse  über  dieses  keinesweges  so  unausge- 
bildete  Recht,  als  man  gewöhnlich  zu  glauben  geneigt  ist,  geben  wird.  —  Des 
hochverdienten  v.  Bunge  ,,liv-  und  eslhländisches  Privatrecht "  ist  mit  dem 
ersten  Theile  (Reval,  1847.  XX  u.  555  S.  in  8.) ,  welcher  die  Einleitung,  das 
Personen-,  Sacheu-  und  Forderungs-Recht  enthält,  in  neuer  Bearbeitung  er- 
schienen. Der  Nutzen  dieses  wissenschaftlichen  Werkes  wird  auch  nach  der 
demnächst  zu  erwartenden  Coditlcation  dieser  Rechte  ungeschmälert  bleiben. 
Ueber  einige  gute  Probeschriften  von  den  in  Dorpal  gebildeten  Herren  Meykow 
f„de  duplae  stipiifalioniM  cumputalione ,  quae  e  libro  Vit.  quaentinnum  Af-tn. 
I'itpiniani  in  fr.  Iii.  Digestorum  de  evictionibu*  e.rutat",  Dorp.  1817.)  und 
Fedor  Witte  (,,die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  inRussland",  ebend., 
1847.)  werden  die  kritischen  Jahrbücher  wohl  sclbsl  unter  dem  Abschnitte  über 
acaderaische  Schriften  Bericht  erstatten. 

St.  Petersburg  im  Juli  1847. 

Dr.  Heinrich  Roberl  Slocekhardt. 
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Personal-Notizen. 

Beförderungen  und  Ehrenbezeigungen.  Die  ausseror- 
dentlichen Professoren  Dr.  Otto  Mejer  zu  Güttingen  und  Dr.  Joseph  Pözl 
zu  Würzburg  sind  als  ordentliche  Professoren ,  erslercr  an  die  Univ.  Königsberg, 
letzterer  an  die  Univ.  München  berufen  worden.  Die  Privatdocenlen  Dr.  H.  G. 
Gengier  zu  Erlangen,  Dr.  Karl  Hildenbrand  zu  München  und  Dr.  Bernh. 
Windscheid  zu  Bonn  sind  zu  ausserordentlichen  Professoren  und  zwar  der 
erste  an  der  Univ.  Erlangen,  der  zweite  an  der  Univ.  Würzburg,  der  drille  an 
der  Univ.  Bonn  ernannt,  auch  ist  dein  Dr.  Fried  r.  Kunstmafln  eine  ausserord. 
Professur  an  der  Univ.  München  verliehen  worden.  —  In  Preussen  sind  der  O.- 
L.-G.-R.  A.  K.  Weiler  zu  Münsler  zum  Director  des  O.-L.-G.  zu  Halberstadt, 
der  O.-L.-G.-R.  v.  zur  Mühlen  zum  Geh.  Regier.-  u.  Vortrag.  Rath  im  Mini- 
sterium der  geistl.,  Unterrichts-  u.  Medicinal-Angelegenhciten,  der  Kammer- 
G.-R.  Ballhorn  zum  Geh.  Ober-Tribuual-R.  und  der  L.-  u.  St.-G.-Director, 
Kreis-Justiz-R.  Luther  zu  Ohlau,  sowie  der  St.-G.-R.  Siecke  zu  Potsdam 
zu  Rathen  am  O.-A.-G.  zu  Posen  befördert  worden.  —  In  Sachsen  ist  der  bis- 
herige Rath  bei  der  Kommission  für  Einrichtung  der  Grund-  und  Hypotheken- 
Bücher  Dr.  Robert  Theod.  Heyne  zum  Rath  beim  A.-G.  zu  Dresden  er- 
nannt worden.  —  In  Hannover  sind  der  Kanzlei-Director  Graf  v.  Wedel  zum 
Director  des  Ministcrial  Departements  der  Lehnsachen,  sowie  der  geistl.,  Un- 
terrichts- und  Klosler-Angclegenheitcn,  mit  Ausschluss  der  Universitätssachen, 
und  der  Ober-Justiz-R.  v.  Werlhof  zu  Hannover  zum  Director  der  dasigen 
Justiz-Kanzlei  ernannt,  auch  ist  dem  Geh.  Kabinets-R.  Freih.  v.  Scheie  die 
Leitung  des  Ministcrial-Deparlements  der  Justizsachen,  unter  Beibehaltung 
seines  dermaligen  Titels  und  seiner  Stelle  im  Kabinet,  vermöge  besondern  Auf- 
trags als  Director  übertragen  und  ist  der  Justiz-R.  G.  Fr.  A.  A.  Meyer  zum 
Ober-Justiz-R.  u.  Gcneral-Sccretair  des  zulelzt  erwähnten  Ministerial-Departe- 
ments  befördert  worden.  Ferner  hat  der  Bibliotheks- Sccretairs  Dr.  Fried r. 
Wilh.  Unger  die  Stelle  eines  dritten  Secrctair  an  der  Univ. -Bibliothek  zu 
Göltingen  erhalten.  —  Im  Gherzogthum  Hessen  ist  der  Legations-R.  Dr.  Ph. 
Friedr.  Wilh.  Freih.  y.  Leonhardi  zum  Minister-Residenten  beim  Senat 
der  fr.  Stadt  Hamburg  ernannt  worden.  —  Der  ord.Prof.  in  der  philosophischen 
Fakultät  u.  Univ.-Bibliothekar  Dr.  Henn.  Ratjen  zu  Kiel  hat  den  Titel  eines 
K.  Dän.  Elatsraths  erhalten. 

Den  K.  Preuss.  Rothen  Adler-Orden  haben  erhalten  und  zwar  1.  Classc  m. 
Eichenlaub  der  wirkl.  Geh.  R.  u.  Director  im  Justiz-Ministerium  Dr.  R  u  p p e n - 
thal  zu  Berlin,  den  Stern  zur  %.  Classe  der  O.-L.-G. -Chef- Präsident  Dr. 
Nettler  zu  Naumburg,  3.  Cl.  m.  d.  Schleife  der  Geh.  Justiz-  u.  O.-A.-G.-R. 
Dr.  Hevelke  zu  Posen  und  4.  Cl.  der  Geh.  Justiz-  u.  O.-A.-G.-R.  v.  Kur- 
cewski  zu  Posen  und  der  O.-L.-G.-R.  Scherres  zu  Marienwerder. —  Den  K. 
Sächs.  Civil-Verdienst-Orden  haben  erhalten  und  zwar  das  Komthurkrcuz  der 
Staatsminister  des  Innern  Dr.  Joh.  Paul  v.  Falkenstein  und  derPräsideut 
des  A.-G.  zuZwickau  Karl  Georg  Jul.  v.  Mangoldt,  das  Ritterkreuz  der 
Geh.  Justiz-R.  Dr.  Moritz  Christian  Hänel,  der  O.-A.-R.  Dr.  Christian 
Gotthelf  Kupfer  und  der  Präsident  des  A.-G.  zu  Budissin  Dr.  Christian 
Ernst  Weiss.  —  Der  K.  Dän.  Danebrogs-Orden  ist  und  zwar  das  Grosskreuz 
dem  Director  der  Holstein.  Oberdikasterien  v.|Schirach,  das  Ritterkreuz  dem 
ordcntl.  Professor  Dr.  P.  D.  Christ.  Paulsen  zu  Kiel  verliehen  worden. 

Versetzungen  im  Dienste.  Der  O.-A.-G.-R.  Meyer  zu  Posen 
ist  als  Rath  an  das  Kammer-G.  zu  Berlin,  der  A.-R.  Freih.  v.  Egloffstein  zu 
Aschaffeuhurg  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Bamberg  und  der  Ober-Justiz-R. 
Löffler  zu  Ulm  als  Rath  an  den  Gerichtshof  zu  Ellwangen  versetzt  worden. 

Versetzung  in  den  Ruhestand.  Der  A.-G.  Jos.  Scheppich 
zu  Bamberg  ist  in  den  Ruhesland  versetzt  worden. 

Todesfälle.  Am  2.  Juni  starb  zu  Berlin  der  Geh.  Justiz-R.  u.  Staats- 
anwalt Ludolf  Heinr.  v.  Lüderitz,  45  Jahre  alt.  —  Im  Juni  der  O.-A.-G.- 
Präsident  Friedr.  Geiger  zu  Zerbst.  —  Am  3.  Juli  zu  Dresden  der  frühere 
Professor  der  theoret.  Philosophie  am  Gymnasium  zu  Hamburg  Dr. p/a'lus.  Joh. 
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Christian  Aug.  Grohmann,  geb.  zu  Grosscorbetha  bei  Weissenfcls  nm 
7  .  Aug.  1770.,  1792—1810.  Docent,  seit  1803.  ordentl.  Professor  der  Logik  u. 
Metaphysik  zu  Wittenberg,  dann  zu  Hamburg,  Verfasser  der  Schriften:  ücb. 
d.  Princip  d.  Strafrechts  (Karlsruhe,  1832.);  Mittheilungen  z.  Aufklärung  d. 
Criminal-Psychologie  u.  d.  Strafrechts  (Heidelb.,  1833.);  Christenthum  u.  Ver- 
nunft f.  d.  Abschaffung  d.  Todesstrafe  (Merlin,  1835.);  Sendschreiben  an  d. 
landst. Kammer  d. K.Sachsen  1836.  leb.  d.  Aufklärung  d.  Strafgesetze  (Altenb., 
1836.);  Beantwortung  d.  Sendschreibens  an  d.  Hrn.  Obcrsteuerproc.  Eisen- 
stuck —  üb.  Zulässigk.  u.  Anwendbark.  d.  Todesstrafe  (Ebendas.,  1837.).  — 
Am  22.  Juli  zu  Leipzig  der  ehemal.  ordentl.  Professor  zu  Marburg  Dr.  Theod. 
Max.  Zachariä  im  65.  Lebensjahre,  früher  Docent  an  d.  Univ.  Wittenberg, 
dann  ord.  Prof.  zu  Breslau,  Verfasser  der  Schriften :  Unicersalia  quaedam  de 
possessione  principia,  e  jure  mm.  collecta  (Leipzig,  1805.);  De  rebus  mancipi 
et  nec  mancipi  conjecturae  (P.\.  II.  Leipzig,  1*07.) :  I  nstitutinrtum  bist,  juris 
vom.  Uneamenta  ( P.  I.  Wittenb.,  1808.);  Tabellar.  Lcbersicht  der  zu  e.  vollst, 
jurist.  Cursus  gehör.  Disciplinen  (Ebendas.,  1810.);  Lehrb.  e.  civilist.  Cursus 
(Tbl.  1.  Leipzig,  1810.);  Ueb.  d.  Wissenschaften  e.  innern  Geschichte  d.  röm. 
Privatrechts  (Breslau,  1812.);  Versuch  e.  Geschichte  d.  röm.  Bechts  (Leipzig, 
1814.);  Die  Lehre  d.  röm.  B.  v.  Besitz  u.  v.  d.  Verjährung  (Breslau,  1810.^; 
Geschichte  d.  Testamente  u.  d.  Lehre  v.  d.  Enterbung  n.  röm.  Bechte  (Ebcnd., 
1816.);  Institutionen  d.  röm.  B.  (Ebendas.,  lSlö.) ;  Kurzer  Abriss  d.  Wechscl- 
rechts  (Breslau,  1819.);  Philosophische  Bechtslehre  (Ebendas.,  1820.;  2.  Aull. 
1825.);  Allgera.  Abriss  d.  Pandekten-Systeras  (Marburg,  1822.);  Neue  Bevi- 
sion  d.  Theorie  d.  röm.  B.  v.  Besitze  (Leipzig,  1824.);  Sendschreiben  an  Sr. 
Exc.  d.  Hrn.  Staalsminister  v.  Könncritz  gerichtet.  Das  öff.  Verfahren  vor  dem 
Staatsgerichtshofe  d.  K.  Sachsen  betr.  (Ebendas.,  1S37.).  —  Eude  Juli  zu 
Aachen  der  Geh.  Justiz-B.  Gerhard  Com m er'. 


V.   Juristische  llihlio^raplüe. 


Neu  erschienene  Schriften. 

140.  Alker,  A.,  K.  Justiz-R.,  —  Die  Gebührentaxe  der  Justizkommissarien 
u.Notare.    Lissa,  Günther.    32  S.  gr.  8.    (Geh.  \  Thlr.) 

141.  —  Die  Gebührentaxen  der  Gerichte  für  streitige  und  nicht  streitige  Ge- 
richtspflege und  für  Strafsachen,  sowie  der  Justizkommissarien  u.Notare, 
geordnet  u.  mit  den  ergänz,  u.  erläuternd.  Bestimmungen  verbunden.  Ebd. 
V  u.  136  S.  gr.  8.    (Geh.  f  Thlr.) 

142.  —  "Handbuch  zurVorbereitung  u.  zum  prakt.  Gebrauch  f.  preuss.  Juristen 
u.  Justiz-Subaltern-fieamte  u.  s.  w.  16.  Heft.  2.  Bd.  Will  u.  S.  641— 
698.  Ebd.  gr.  8.  (Subscr.-Pr.  n.  {Thlr.  —  1  Bd.  Ladenpr.  5}  Thlr.) 

143.  Archiv  für  sächsische  Juristen  unter  Mitwirkung  mehrer  Bechtsgelehrten 
herausgeg.  von  M.  A.  Sehr  hoff  v.  Holterberg.  2.  Bd.  4  Ufte.  Leipzig, 
Arnold.  (1.  Heft.  96  S.  gr.  8.)    (n.  2  Thlr.  4  Ngr.) 

144.  —  neues,  für  Preuss.  Becht  u.  Verfahren,  sowie  für  Deutsches  Privat- 
recht.  Herausgeg.  von  Justizr.  Dr.  J.  F.  J.  Sommer  u.  Juslizr.  Fr.  Th. 
Boele.  13. Jahrg.  1. Heft.  Arnsberg,  Bitter.  V.  u.  170S.  gr.8.  (n.  f  Thlr.) 

115.  —  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten. 
Herausgeg.  von  J.  A.  Seuffer t.  l.Bd.  1.  Heft.  München,  liter.-artist. 
Anstalt.  VIII  u.  1 52  S.  gr.  8.    (n.  22  Ngr-  —  Für  Südd.  1  Fl.  12  Kr.  rh.) 
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146.  Archiv  der  Forst-  und  Jagd -Gesetzgebung  der  deutschen  Bundesstaaten. 
Ucrausgeg.  von  St.  Rekten,  K.  Bayer.  For timeitler.  Neue  Folge    ()  Bd 
I.Heft.  (Schlussheft.)   Frankfurt  a.  M. ,  Sauerländer.    62  S.  u.  12  Tab 
gr.  8.    (n.  f  Thlr.  -  F.  Südd.  1  Fl.  12Kr.  rh.)  * 

147.  Beiträge,  Wetzlarscbe,  für  Geschichte  u.  Rechtsalterthümer,  herausge<* 
(n°  fThlr1)'*""*  IU' Bd*  1-Heft-    Wetzlar,  Rathgeber.  134S.gr.§; 

148.  Blätter  für  Rechtsanwendung  zunächst  in  Bayern.  1847.  Ergänzungs- 
blälter.  6  Nu  mm.  (B.)   Erlangen,  Palm  u.  Enke.  gr.  8.   (n.  ^Thlr.) 

149.  Blume ,  Dr.  Fr.,  Geh.  Jnttizr.u.  Prof.,  —  Encyclopädie  der  in  Deutsch- 
land geltenden  Rechte.  1.  Abiheil.  Aeussere  Encyclopädie.  A.  u.  d.  T. : 
üebersicht  der  in  Deutschland  gelt.  Rechtsquellen.  Mit  e.  encyclopäd.  Ein- 
leitung. Bonn,  Marcus.  148  S.  gr.  8.  (Geh.  I  Thlr.  —  F.  Südd.  1  Fl. 
21  Kr.  rhein.)  4 

150.  Bunge,  Dr.  Fr.  Geo.  von,  K.  R.  Staatsrat h  u.  t.  w.,  —  Das  Jiv-  u.  esth- 
ländische  Privatrecht  wissenschaftlich  dargestellt.  2te  sehr  verm.  u.  verb. 
Aufl.  l.Thl.,  die  Einleitung,  das  Personen-,  Sachen- u.  Forderuuirsrecht 
enthaltend.    (Geh.  n.  2  Thlr.) 

151.  Doppelmayr't,  F.  IV.,  —  Sammlung  der  Erläuterungen  u.  Rcscripte 
zum  Strafgesetzbuch  für  das  Königr.  Bayern.  4te  wesenll.  vervollständ.  Aull. 
Nördlingen,  Beck.    VIII  u.  375  S.  gr.  8.    (n.  1  Thlr.) 

152.  Feuerbach,  Dr.  Ante/m,  Ritter  v.,  k.b.  Staatsr.  u.  Präsident,  —  Lehr- 
buch des  gemeinen  in  Deutschland  gültigen  peinl.  Rechts.  Mit  vielen  An- 
merkungen u.  Zusatzparagraphen  herausgeg.  vom  Geh.  Rath  «.  Prof.  Dr. 
C.  J.  A.  Mi ttermaier.  14.  Orig.-Ausg.  3.  Lief.  Bog.  9— 14.  Giessen, 
Heyer's  Verlag,  gr.  8.    {pro  Bog.  1—50.  3  Thlr.) 

153.  Forststrafgesetz  für  das  Königreich  Hannover.  Mit  Genehmigung  des  K. 
Ministerii  des  Innern  veranstalt.  Druck.  Hannover,  Helwing.  32  S.  gr.  8. 
(Geh.  n.  |Thlr.) 

154.  Friedländer,  Dr.  Alex.,  —  Juristische  Encyclopädie  oder  System  der 
Rechtswissenschaft.  Heidelberg,  Groos.  X  u.  144  S.  gr.  8.  (Geh.  n. 
$Thlr.  -  Für  Südd.  n.  1  Fl.  30  Kr.  rh.) 

155.  Friizsche,  Ado.  Louis,  —  Rechtskunde  f.  Forst-  u.  Landwirthe  des 
K.Sachsen.    Leipzig,  Arnold.    VIII  u.  365  S.  gr.  8.    (Geh.  \\  Thlr.) 

156.  Goettmann,  Landger. -R.  jot.,  —  Die  Lehre  von  der  allgem.  ehelichen 
Gütergemeinschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  in  dem  Fuldaischen 
Partikularrechte  darüber  vorkomm.  Bestimmungen  systemat.  dargestellt. 
Fulda,  (Müller.)    XV  u.  322  S.  gr.8.    (Geh.  n.  l^Thlr.) 

157.  Hammerttein,  Eugen  Freih.v., —  Das  Schwert  der  Gerechtigkeit,  oder 
kurzer  Beilrag  zu  dem  Criminal-Verfahren  im  K.  Hannover  in  d.  J.  d.  Gnade 
18(7.,  nach  authenl.  Mittheilungen,  nebst  einigen  Bemerkungen  gegen  die 
Anwendung  d.  Todesstrafe.  Braunschweig,  Oehme  u.  Müller.  52  S.  er.  8. 
(Geh.  JThlr.) 

158.  Kamptz,  C.A.v.,  —  Staatsrechtliche  Bemerkungen  über  den  K.  Däni- 
schen offenen  Brief  vom  8.  Juli  1844.,  die  Erbfolge  in  den  Herzoglhümern 
betreff.   Berlin ,  Schröders  Verlag.   XII  u.  400  S.  gr.  8.   (Geh.  1  \  Thlr.) 

159.  Koch,  Dr.  C.F.,  —  Beurlheilung  der  ersten  10  Bände  Entscheidungen 
des  K.  Geh.  Ober-Tribunals.  Bog.  22—28.  (Schluss.)  Berlin,  Traut- 
weinsche Buchb.  gr.8.    (n.  IfThlr.  —  cpl.  3 Thlr.  IGNgr.) 

160.  —  Das  Preuss.  Civil-Prozess-Recht.  l.Thl.  Handbuch  des  Preuss.  Civil- 
Prozesses.  1.  Lief.  Berlin,  Trautweinsche  Buchh.  S.  1 — 160.  gr.  8. 
(Geh.  n.  fThlr.) 

161.  Krug,  Ober appellationtr.  Dr.  Aug.  Otto,  —  Wie  Iässt  sich  Mündlichkeit 
des  Criminalprocesses  mitürkundlichkeit,  Entscheidungsgründen  u.  zweiter 
Instanz  über  die  Thatfrage  vereinigen?  Leipzig,  Vogel.  IV  u.  58  8.  gr.  8. 
(Geh.  9Ngr.) 

162.  Marezoll,  Dr.  Th.,  —  Das  gemeine  Deutsche  Criminalrecht  als  Grund- 
lage der  neuern  Deutschen  Strafgcsctzgebungen.  2.  ganz  umgearb.  u.  verm. 
Aufl.   Leipzig,  Barth.  XVI u.  631  S.  gr.8.  (21'fhlr.) 
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1G3.  Mancher,  Justizr.  Ignaz,  —  Das  österreichische  Strafgesetzbuch  über 
"Verbrechen  sammt  den  auf  dasselbe  sich  beziehenden  Gesetzen  u.  Verord- 
nungen, systematisch  bearbeitet  als  Ilülfsbuch  beim  Studium  desselben. 
W  ien,  Braumüller  u.  Seidel.  XIV  u.  6098.  Lc\.s.   (Geh,  3  Thlr.  19  Ngr.) 

lf>i.  Merkel,  Ad.Jul., —  Uebcr  Quinquagesima  u.  Lehnwaare  nach  Juslinians 
u.  Kurf.  Augusts  Constitutionen  u.  üb.  Lehnwaarcnablösung  nach  K.Sachs. 
Ablösung-  Gesetzen.  Vermehrter  Wiederabdruck  aus  d.  Zeitschrift  für 
Rechtspflege  u.s.w.  Leipzig,  Bernh.  Tam-hnitz  jum  Xu.  110  S.  gr.  8. 
(Geb.  18  Ngr.) 

165.  Misch,  K.  R.,  —  Die  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen.  Ein  Votum  mit 
Bezug  auf  d.  Prcuss.  Recht  u.  Toleranzedict.  Leipzig,  O.  Wigand.  Iii  S. 
gr.  8.    (Geh.  n.  4  Ngr.) 

106.  Mühlenbruch,  Dr.O.F.,  weil.  Geh.  Jusiizr.,  —  Lehrbuch  der  Institu- 
tionen des  röm.  Rechts,  2.  verb.  u.  venu.  Aufl. ,  hcrausgeg.  von  Prof.  Dr. 
Ed.  Wippermann.  Halle,  Schwelschke  u.  Sohn.  XVIII  u.  309  S.  gr.8. 
((ich.  n.  J2  Thlr.) 

107.  Sippel,  Franz  Xav.,  Appcllaiionsrath, —  Erläuterung  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  v.  1.  Mai  178!.,  nebst  e.  Anhange,  die  Erörterung  der  Ab- 
weichungen der  wcstgalizischen  Gerichtsordnung  enthaltend.  Auf  Grund- 
lage des  begonnenen  Commentars  des  Hofr.  Frz.  Geo.  Edl.  v.  Rees.  2.  Bd. 
Wien,  Braumüller  u.  Seidel.  XIIu.772  S.  Lex. -8.    (Geh.  2  Thlr.  12  Ngr.) 

1 08.  Polizeistrafgesetz  für  das  Königreich  Hannover.  Mit  Genehmigung  des  K . 
Ministerii  des  Innern  veranstalt.  Druck.  Hannover,  Uelwing.  03  S.  gr.  8. 
(Geh.  J  Thlr.) 

100.  Rcchtsfälle  mit  Entscheidungen  der  franzos.  u.  belgischen  Gerichtshöfe. 
Zur  Erläuterung  des  frauz.  Civilrechts.  Mit  Rücksicht  auf  das  badischc 
Landrecht,  hcrausgeg.  von  Oberhofger.- R.  Lud.  Land  hard l  u.  General- 
Auditor  Joz.  Sommer.  0.  Bd.  oder  neue  Folge  3.  Bd.  3  Hefte.  Mann- 
heim, Schwan  u.  Götz,  circa  3ll  Bog.  gr.  8.    (Geh.  Subscr.-Pr.  n.  2 Thlr. 

—  FürSüdd.  3  Fl.  30  Kr.  rh.) 

170.  —  aus  der  Praxis  des  K.  Geh.  Ober-Tribunals  neuern  Verfahrens.  Aus 
amtl.  Mittheilungen.  (In  10  Lief.)  Berlin,  Jonas  Verlagsbuchh.  1.  Lief. 
04  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  J  Thlr.) 

171.  Reichstag,  Preussens  erster.  Eine  Zusammenstellung  der  ständischen 
Gesetze,  derMitglieder  des  ersten  vereinigten  Landtages,  nebst  e.  geschichll. 
Umriss  seiner  Verhältnisse.  Hcrausgeg.  von  Dr.  Aug.  Theod.  W  oeniger. 
Mit  Portrait*  u.  !  Kunstbeilage.  1—4.  Heft.  Berlin,  Stuhr.  1.  Tbl.  X 
u.  S.  1—250.  Mit  9  Lith.  gr.  8.    (Geh.  n.  ä  {  Thlr.) 

172.  Sammlung  der. Erkenntnisse  u.  Entscheidungsgründe  des  Ober-Appellat.- 
Gerichls  zu  Lübeck,  in  Hamburgischen  Rechtssachen,  nebst  den  Erkennt- 
nissen der  früheren  Instanzen.  1.  Bd.  3.  Hfl.  Jan.  —  Dec.  1845.  Ham- 
burg, (Perthes -Besser  u.  M.)  S.  383-552.  gr.  8.   (Geh.  (ä)  n.  1  Thlr.) 

173.  —  der  Württemberg.  Gesetze.  Hcrausgeg.  von  Dr.  A.  L.  Rey  sc  her. 
Anhang:  Samml.  der  württemb.  Gesetze  in  Betreu"  des  Post-  u.  Landboten- 
Wesens  von  Oberamtm.  F.  F.  Mayer.  Tübingen,  Fues.  XXI  u.  125  S. 
gr.  8.    (Geh.  n.  2  Thlr.  4  Ngr.) 

174.  —  säramtlicher  Plenar- Beschlüsse  des  Oberappellationsgerichts  des  K. 
Bayern  in  bürgerl.  Rechtsstreiligkeiten.  Resonderer  Anhang  u.  Beilagen- 
Rand  zu  Dr.  11.  A.  Moritz  Novellen  zur  bayer.  Gerichtsordnung.  3.  Heft. 
(Nr.  34—40.  incl.)    München,  Franz.  S.  175—228.  gr.  8.    (Geh.  ±  Thlr. 

—  1—3.  IThlr.) 

175.  Samoje,  F.  A.,  —  Der  Geist  des  mosaischen  Gesetzes.  Eine  unbefan- 
gene Ansicht  in  Beziehung  zur  Principienfrage  der  Reform  im  Judenthume 
ausgesprochen  u. s.w.    Berlin,  Springer.  39  S.  gr.  8.    (Geh.  £  Thlr.) 

170.  Schopf,  Güterinspektor,  F.J.,  —  Die  Rechte  auch  Pflichten  der  Grund- 
herren und  der  Wirkungskreis  der  grundobrigkcill.  Wirlhschaftsämter  im 
Lande  Rohmen.  Aus  den  gesetzt.  Vorschriften  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Landesverfassung,  auch  l  ebung  prakt.  dargestellt.  1.  Bd.  l.Thl.:  Der 
grundobrigkeitl.  u.  s.  w.  Rcsitzstand.  2.  Thl. :  Der  Unterthäm'gkeits-  und 
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Grundbarkeitsverband,  1.  u.  2.  Uoterabthl. :  Das  persöol.  Unterthänigkeils- 
verbältDiss.  Prag,  Haase  Söhne  Verlags -Expedit.  VII  u.  224  S.  gr.  8. 
(Geh.  lJThlr.) 

177.  Schutelka,  Frz.,  —  Die  Losung  der  preussischcn  Verfassung* frage. 
Hamburg,  Niemeter.  330  S.  8:    (Geh.  l^Tblr.) 

178.  Strafgesetzbuch  des  russischen  Reichs,  promulgirt  im  J.  1845.  Nach  der 
russischen  Original- Ausg.  deutsch  bearb.  von  CS.  Baden,  Man.  VIII 
U.439S.  Lex.-8.    (Geh.  3  Thlr.) 

179.  Struve.,  Gu$t.  r.,  —  Kritische  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts 
in  ihren  Hauptträgern  dargestellt.  Mannheim,  Bensheimer.  355  S.  gr.  8. 
(Geb.  IThlr.  6  Ngr.) 

180.  Thünen,  FHedr.  v.,  —  Geschichtliche  und  rechtliche  Begründung  der 
deichrechtlicben  Zustände  in  der  Herrschaft  Jever  von  der  ältesten  Friesi- 
schen Verfassung  bis  jetzt.  Eine  Darlegung  der  zuletzt  stattgehabten  Ver- 
handlungen wegen  Zuziehung  der  Freien  u.s.w.  Oldenburg,  Schulze.  X 
u.  227  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  $  Thlr.) 

181.  Weinholtz,  Karl,  —  Die  Begründung  des  Rechts ,  und  die  Aufhebung 
der  Sittenlehre  durch  die  Rechtslehre  als  notwendiges  Erforderniss  vorge- 
stellt.   Rostock,  Leopold.  07  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  £Thlr.) 

182.  Wollheim,  Jul.  C,  Kammer-Ger.- Att.,  —  Tabellarische  Berechnung 
bei  Fristen  zur  Anmeldung  u.  Rechtfertig,  d.  Rechtsmittel  in  Civilprozessen, 
zum  Handgebrauche  für  Beamte  und  Geschäftsmänner.  Stettin,  Nagel. 
24  S.  8.    (Geh.  JThlr.) 

183.  Zeitschrift  für  Civilrecht  u.  Prozess.  Herausgeg.  von  Geh.  Staaltr.  Dr.  J. 
T.  B.  v.Linde,  Hofrath  Dr.  Th.  G.  L.  Marezoll,  O.-A.-G.-R.  Dr.  A. 
W.  v.  Schröter.  Neue  Folge.  4.  Bd.  3  Hefte.  Glessen,  Ferbersche  B. 
gr.  8.    (Geh.  2  Thlr.  —  FürSüdd.  3  Fl.  36  Kr.  rh.) 

184.  —  für  das  Recht  u.  die  Politik  der  Kirche.  Herausgeg.  von  Prof.  Dr. 
Heinr.  FHedr.  Jacobton  u.  Prof.  Dr.  Aemil.  Ludw.  Richter.  1.  Heft. 
Leipzig,  B.  Tauchnitz  jun.  126S.gr.  8.    (Geh.  n.  24  Ngr.) 

185.  —  für  Rechtspflege  u.  Verwaltung  zunächst  für  das  Königreich  Sachsen. 
Herausgeg.  von  Dr.  Th.  Tauchnitz  u.  Regier. -Ref er.  C.  J.  Sperber. 
N.  F.  6.  Bd.  2.  3.  Heft.  Leipzig,  B.  Tauchnitz  jun.  S.  97— 304.  gr.  8. 
(Geh.  ä  n.  |Thlr.) 

186.  Zumpt,  Car.  Timoth.,  —  De  legibut  judiciisgue  repetundarum  in  re- 
pubtica  Romana.  Commentalio  III.  lecta  in  consessu  academiae  litt,  reg. 
Berolinensi».  Berlin,  Dümmler's  Buchh.  41S.gr. 4.  (Geh.  n.  18  Ngr. 
—  1—3.  n.  IThlr.  8 Ngr.) 
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I.  Hecensionen. 

i 

Der  Primat  der  Römischen  Päpste.  Aus  den  Quellen  darge- 
stellt von  J.  Ellendorf.  Zweiler  Band.  Fünftes  Jahrhundert. 
Darmstadt,  Leske,  1846.  VIII  u.  191  S.  8.  (Geh.  £  Thlr.)  [Vgl. 
Jahrb.  1844.  S.  481.  ff.] 

Recensirt 
von 

Herrn  Professor  J»r.  Jacobson  zu  Königsberg. 

Der  bereits  im  Jahre  1843.  angekündigte  zweite  Band  von  Et- 
tendorfs Geschichte  des  Primats  ist  erst  drei  Jahre  später  nach 
des  Verfs.  Tode  von  dem  Hofprediger  K.  Zimmermann  zu  Darm- 
stadt herausgegeben.  Es  ist  die  letzte  Arbeit  des  J)r.  Ellen dorf, 
die  vor  uns  liegt,  von  dem  verewigten  Verf.  selbst  aber  druckfertig 
vollendet.  Der  Herausgeber  widmet  demselben  im  Vorworte  noch 
einen  Nachruf  und  spricht  dann  den  Wunsch  aus:  „Möchte  das  Werk 
nicht  unvollendet  bleiben,  möchte  es  von  einem  Geistesverwandten 
des  Seligen,  der  mit  gleicher  Wahrheitsliebe  gleiche  Kenntniss  des 
Gebietes  verbände,  worüber  es  Licht  zu  verbreiten  sucht,  fortgesetzt 
werden!  Denn  wenn  irgend  wann,  so  ist  ja  gerade  jetzt  die  Zeit 
gekommen ,  in  welcher  die  tüchtige  Fortsetzung  des  unterbrochenen 
Werkes  von  hoher  Bedeutung  ist.  Die  Verlagshandlung  wird  mit 
Freuden  die  Hand  zur  Fortsetzung  bieten/4 

Wir  finden  diesen  Wunsch  des  Herrn  Zimmermann  natürlich 
und  an  sich  nicht  verwerflich,  erwarten  aber  kaum,  dass  ein  auf 
diesem  Gebiete  gründlich  bewanderter  Gelehrter  demselben  entspre- 
chen werde,  wenigstens  nicht  insofern,  als  er  den  Plan  des  Dr.  El- 
len dorf  streng  zu  befolgen  hüttc.  Bei  der  Beurtheilung  des  ersten 
Bandes  dieser  Geschichte  des  Primats  in  den  kritischen  Jahrbüchern 
1844.  S.  488.  ff.  ist  nämlich  nachgewiesen,  dass  eine  solche  Darstel- 
lung des  Primats  weder  dem  Verlangen,  noch  dem  Bedürfnisse  ent* 
sprechen  könne.  Auch  jetzt,  da  die  Bewegung  der  Deutsch- Kai  ho- 
Krit.  Jahrb. f.D.RW.  Jahrg.  XI.  H.  IX.  49 
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tischen  seitdem  so  einflussreich  geworden,  wird  die  früher  aufge- 
stellte Behauptung  kaum  zurückgenommen  werden  dürfen.  Für  die 
grosse  Menge  ist  Eilend or Ts  Schrift  viel  zu  wissenschaftlich  und 
für  Kundige  bietet  sie  nichts  Neues,  weder  dem  Stoffe,  noch  der 
Ausführung  nach. 

Der  Charakter  des  vorliegenden  zweiten  Bandes  weicht  im  All- 
gemeinen von  dem  Anfange  der  Arbeit  nicht  ab,  doch  möchten  wir 
als  Vorzug  der  Fortsetzung  anerkennen ,  dass  die  Objektivität  der 
Darstellung  mehr  hervor  getreten  und  weniger  Spuren  von  persön- 
licher Gereiztheit  gegen  Rothensee  und  andere  römisch-katholische 
Schriftsteller  vorhanden  sind.  Die  Deductionen  des  Verfs.  leiden 
aber,  wie  früher,  im  Ganzen  an  dem  Fehler,  dass  er  mit  einer  ge- 
wissen Befangenheit  bemüht  ist  nachzuweisen,  wie  die  spätere  mit- 
telalterliche Ansicht  über  den  Primat  des  Bischofs  von  Rom  im  vier- 
ten und  fünften  Jahrhunderl  noch  nicht  anerkannt  worden  sei.  Die 
reine  geschichtliche  Aulfassong  und  Entwickelung  des  Primats  muss 
darunter  leiden,  dass  ein  falscher  Maassstab  bei  der  Beurlheilung  der 
Thatsachen  angelegt  wird. 

Der  Verfasser  bezeichnet  als  Gegenstand  des  uns  vorliegenden 
Bandes  den  Primat  bis  zum  Tode  Leo's  1.  (+  461.),  welcher  in  vier 
Bücher  zerfällt.  Das  erste  geht  bis  zum  Concil  von  Ephesus;  das 
zweite  umfassl  besonders  die  Synode  von  Ephesus  selbst;  das  dritte 
den  Pontificat  Leo's  I.  und  die  Synode  von  Chalcedon;  das  vierte 
soll  die  Zeugnisse  ans  den  einzelnen  Vätern  des  Occidents  und  des 
Orients  zusammenstellen  (S.  6.).  Dieser  Stoff  würde  nach  der  In- 
tention Ellendorf's  also  nur  den  ersten  Theil  des  zweiten  Bandes 
gefüllt  haben,  was  wohl  auf  dem  Titel  vom  Herausgeber  hätte  be- 
zeichnet werden  müssen.  Die  abgedruckte  Darstellung  reicht  aber 
selbst  nicht  einmal  so  weit,  sondern  enthält  nur  vollständig  die  zwei 
ersten  Bücher  und  vom  dritten  Buche  nur  zwei  Abschnitte,  nämlich 
das  Verhällniss  LeVs  und  des  römischen  Stuhles  zur  occidentaltschen 
und  orientalischen  Kirche. 

Es  würde  uns  zu  weit  führen,  auch  dem  Zweck  dieser  Jahr- 
bücher nicht  entsprechen,  wenn  eino  vollständigere  Ucbersicht  des 
reichen  Materials  mitgetheilt  werden  sollte:  denn  der  Hauptinhalt 
bezieht  sich  auf  die  Kirchengeschichte  der  Zeit  überhaupt  und  die 
dogmatischen  Streitigkeiten  insbesondere.  Es  wird  daher  genügen, 
auf  die  Momente  aufmerksam  zu  machen,  welche  eine  bestimmtere 
kirchenrechtliche  Beziehung  haben,  welche  als  die  eigentlichen  Car- 
dinalpunkte  in  der  Ausbildung  des  Primats  während  der  ersten  Hälfte 
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des  fünften  Jahrhunderts  anzusehen  sind.  Es  ist  nSmlich  unverkenn- 
bar, dass  wie  die  Entwicketung  des  gesammten  kirchlichen  Lebens 
einen  durch  die  äusseren  Verhältnisse  mit  bestimmlen  Gang  in  den 

einzelnen  Objekten  durchmacht,  so  auch  die  Hierarchie  sich  nach 
einem  organischen  Gesetze  ausgebildet  habe.  Die  Aufgabe  des 
Historikers  ist  es  vor  allem,  dieses  Gesetz  aus  den  Thatsachen  zu 
ermitteln  und  dem  Leser  darzulegen.  Unser  Verf.  berührt  natürlich 
die  einzelnen  Hauptpunkte,  doch  gehen  diese  in  der  Masse  der  Facta 
fast  unter.  Ungeachtet  des  grossen  Details,  dessen  es  nicht  einmal 
in  solchem  Umfange  bedurfte,  erhalt  man  doch  keine  klare  Anschau- 
ung von  der  Bedeutung  und  dem  historischen  Verlaufe  des  Primats. 
Das  eigentliche  Verdienst  der  EllendorPschcn  Arbeit  bleibt  hier- 
nach die  Sammlung  der  Materialien  und  eine  gewisse  nüchterne  Kri- 
tik. Eine  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Wissenschaft  ent- 
sprechende Geschichte  des  Primats  ist  noch  zu  erwarten. 

Die  Autorität  des  römischen  Stuhls  erweiterte  sich  seit  dem 
Ende  des  vierten  Jahrhunderts  extensiv  und  intensiv.  In  jener  Hin- 
sicht kommt  für  den  Occident  das  Institut  der  Vicare  in  Betracht. 
Der  Verf.  bemerkt  richtig:  Wohl  merkend ,  dass  weder  die  Decrete 
von  Sardica,  noch  das  Rescript  Kaiser  Gratians  ihm  den  Primat  im 
Occidente  sichern  können,  versucht  Rom  es  mit  dem  glücklichsten 
Erfolge,  seine  Gewalt  durch  Vicare  zu  gründen;  die  Hisclidfe  von 
Thessalonich  und  Arles,  begierig,  ihr  Ansehn  in  Illyricn  Und  Gallien 
zu  mehren,  nehmen  die  Würde  Römischer  Vicaricn  an  und  üben  nun 
ihre  Gewalt  im  Namen  des  apostolischen  Stuhles.  Ausführlich  han- 
delt hierüber  Buch  I.  Capitel  2.  u.  3.  verb.  Buch  III.  Abschn.  I.  Cap. 
i.  u.  2.  Die  Darstellung  ist  im  Ganzen  richtig,  doch  vermissen  wir 
hier,  wie  sonst  in  der  Schrift,  die  erforderliche  Rücksicht  auf  die 
frühere  Literatur  über  die  eiuzelnen  Institute  (m.  s.  z.  B.  wegen  der 
Vicare  Petrus  de  Marca  de  concordia  sacerdotii  et  imperii  Hb.  V* 
cap.  19.  seq.  30.  seq.  und  dazu  Baluzius,  J.  H.  Boehmer  n.  a.). 
Als  die  aus  dem  Vicariat  dem  römischen  Bischöfe  nach  und  nach 
eingeräumten  Befugnisse  der  Oberaufsicht  bezeichnet  der  Verf.  S.  17. 
a)  dass  alle  eausae  majores,  wenn  über  solche  ein  Zweifel  waltete, 
zur  Entscheidung  nach  Rom  gezogen  werden  konnten;  b)  dass  jeden- 
falls Ober  sie  dahin  berichtet  wurde;  c)  dais  die  Bischöfe  ihre  Pri- 
vatgewalt nomine  et  auetoritate  des  römischen  Bischofs  übten  und 
diesem  rechenschaftspflichtig  waren ;  d)  dass  die  Decrelalen  Rechts- 
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konnte;  g)  fall  Synoden  ohne  Erlaubniss  des  römischen  Stuhles  nicht 
gehalten  werden  durften  und  sie  dessen  Bestätigung  einholen  musslen. 
—  Ellendorf  bemerkt  hierbei,  dass  diese  Rechte  sich  nicht  gleich, 
sondern  nur  nllmählig  hervorstelllen,  dass  man  aber  auch  von  römi- 
scher Seile  bald  anfing,  sie  nicht  als  Hechle,  die  aus  der  Stellung 
zum  Vicariatc,  sondern  als  solche,  die  aus  dem  goltgesetzten  Primate 
sich  ergeben,  anzusehen.    Die  Bemerkung  ist  richtig.    Es  liegt  aber 
hierin  ein  llauptmomcnt  für  die  Entwickejung  des  gesammten  Pri- 
mats und  schon   die  ältesten   falschen  Urkunden,   dann  besonders 
Pseudo-lsidor  sind  mit  darauf  gerichtet,  die  ganze  Kirche  um  des 
Primats  willen  in  die  Stellung  des  Vicarials  zum  römischen  Stuhle 
zu  bringen.    Es  ist  die  Ausdehnung  des  Grundsatzes,  den  besonders 
Innocenz  I.  im  Jahre  417.  (episl.  XXX.  ad  Milcvitanum  concilium) 
und  unter  deu  Späteren  vornämlich  Leo  1.  im  Jahre  446.  (episi.XW. 
ad  Anastasium  Thessalonic.)  aussprach,  dass  die  solUcitttdo  omni  um 
ecclesiarum  Horn  anvertraut  sei,  dieses  aber  dieselbe  weiter  über- 
tragen habe.     Indem  Ellendorf  diese  Zeugnisse  nicht  unbeachtet 
lässt  (s.  S.  49.  f.  146.  f.),  versäumt  er  es  jedoch,  wie  früher,  darauf 
hinzuweisen,  dass  dieselben  auch  in  dem  Decrct  Gratian's  eine  Stelle 
gefunden  haben  (m.  s.  z.  B.  c.  8.  Can.  III.  qu.  VI.). 

Ausser  dem  Vicarialc  ist  besonders  die  Jurisdiction  und  die 
legislative  Gewalt  des  römischen  Bischofs,  deren  genetische  Ent- 
wickelung  für  die  Geschiebte  des  Primats  die  höchste  Bedeutung  hat. 
Was  die  erstere,  die  Gerichtsbarkeit,  betrifft,  hat  der  Verf.  die  ein- 
zelnen wichtigen  Fälle  vollständig  erläutert,  dabei  auch  auf  die  Sy- 
nodalverhandlungen und  insbesondere  das  bekannte  Edict  Valcnti- 
nian's  III.  vom  Jahre  445.  die  gebührende  Rücksicht  genommen. 
Dieses  Edicl  hätte  indessen  eine  gründlichere  Erörterung  verdient, 
wozu  ausser  den  Andeutungen  in  den  üblichen  Compendien  (vcrgl. 
z.B.  Lang's  Institutionen  §.  58.  Anm.  z.  Richters  Lehrbuch  §.20. 
u.a.)  besonders  Ritter  im  Commentar  (s.  die  Golhofred-Ritter'- 
sche  Ausgabe  des  Theodosianischcn  Codex  Tom.  VI.  Pars  11.  Appen- 
dix. Fol.  G7.seq.)  Material  dargeboten  haben  würde.  Indem  Ellen- 
dorf sagt  (S.  162.):  „Das Edict  war  an  den  in  Gallien  befehligenden 
Fcldherrn  Aetius  erlassen.  Man  sieht,  was  die  Macht  des  Römischen 
Stuhls  aus  sich  nicht  vermocht  halte,  suchte  sie  durch  die  Gewalt 
des  Kaisers  zu  erreichen,  dessen  Edict  den  Römischen  Stuhl  als  die 
gesetzgebende  und  oberste  richterliche  Gewalt  aller  occidentalischen 
Kirchen  erklärte:1'  macht  er  die  Bemerkung:  ,, Eichhorn  irrt  sehr, 
wenn  er  wähnt,  dass  das  Edict  nur  die  Sardicensischen  Decrcte  ein- 
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geschärft  habe."  Zwar  fasst  Eichhorn  den  Sinn  des  Edicts,  wel- 
ches er  mit  Unrecht  für  ein  einfaches  Rescript  halt,  zu  beschrankt, 
doch  ist  allerdings  an  eine  Einschärfang  der  Schlösse  von  Sardica 
vom  Kaiser  wohl  vorzugsweise  gedacht  worden.   E Nendorf  äussert 

über  die  Worte  des  Edicts:  Cum  igitur  sedis  apostoiieae  prima t um 
S.  Petri  meritum,  <jui  prineeps  est  episcopa/is  coronac,  et  Romanae 
dignitas  civitatis,  sacrae  et  tum  sifnodi  firmavit  auetoritas,  ne  quid 
praeter  auetoritatem  sedis  istiits  in/icitum  praesumtio  attentare  ni- 
tatur:  „Der  Kaiser  giebt  also  drei  Gründe  für  den  Komischen  Primat 
an:  das  Verdienst  Petri,  die  Würde  der  Stadt  und  das  Ansehen  der 
Svnode.  Unter  letzterer  mag  man  wohl  schwerlich  die  Svnodc  von 
Constantinopel  c,  3.  zu  verstehen  haben,  von  welcher  der  Occident, 
namentlich  der  Komische  Stuhl,  nicht  die  mindeste  Notiz  nahm.  Der 
Kaiser  konnte  also  wohl  nichts  anderes  im  Sinne  haben,  als  Concil. 
JSicaen.  c.  G.  mit  dem  in  Korn  erfundenen  und  dem  Texte  cigescho- 
benen  Eingange  :  Eccfesia  llomana  semper  habint  primatum:"  —  Rit- 
ter a.  a.  0.  pag.  70.  not.  d.  versteht  unter  der  s.  synodus  sowohl 
das  Concil  von  Constantinopel,  als  das  von  Nicüa.  Wenn  Ellendorf 
die  Bezugnahme  auf  das  erstcre  zui ückweist,  weil  der  Occident,  na- 
mentlich der  römische  Stuhl,  von  ihm  keine  Notiz  genommen,  so 
behauptet  er  zu  viel.  Allerdings  hat  Koni  erst  spater  dem  Concil  von 
Constantinopel  einige  Bedeutung  beigelegt  (s.  (iregorii  M.  epist. 
VII,  34:  llomana  ecclesia  eosdem  canoncs  vel g  esta  synodi  illius  (Con- 
stanlinopolitanae)  hactenus  non  habet,  nec  aeeepit:  in  hoc  aittem 
candem  synodum  accepil,  quod  est  per  cum  contra  Macedonium  </e- 
ßniltim),  indessen  Rom  war  hierin  damals  überhaupt  noch  nicht  maass- 
gebend  und  überdies  musstc  die  Bestätigung  der  Synode  durch  den 
Kaiser  Thcodosius  auch  für  Vnlentiuian  von  Bedeutung  sein.  In- 
dessen abgesehen  davon  scheint  die  Veranlassung  des  Edicts  und  die 
Entscheidung  selbst  es  wohl  vollkommen  zu  rechtfertigen,  dass  zu- 
nächst hier  mit  an  die  Synode  von  Sardica  gedacht  worden,  und 
darin  dürfte  Eichhorn,  dem  auch  Richter  (a.  a.  0.  §.  20.  Anni.  12.) 
folgt,  vollkommen  im  Rechte  sein. 

Was  dio  Gesetzgebung  des  römischen  Stuhls  betrifft,  so  hat  der 
Verf.  keine  anderen  Resultate  gewonnen  als  die,  welche  er  in  seiner 
1841.  erschienenen  Dissertation  bereits  dargelegt  hat  (s.  diese  Jahr- 
bücher 1844.  S.  486.  folg.).  Das  ursprüngliche  Wesen  der  römischen 
Decretalcn  ist  von  Ellendorf  nicht  richtig  erkannt  worden;  er  wusste 
nicht,  dass  dieselben  Anfangs  wirkliche  Synodal-  oder  Presbyterial- 

len  Kirche  waren,  späterhin  Erlasse 
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sehen  Bischofs  im  Namen  der  Synode,  endlich  aber  selbständige 
Entscheidungen  des  Bischofs  geworden  sind.  Da  so  von  dem  Verf. 
der  Entwickeluogsgang  des  papstlichen  Gesetzgebungsrechts  nicht  be- 
griffen war,  ergiebt  sich,  wie  er  das  Verhältniss  der  Decretalen  zu 
den  Kanones  unrichtig  gedeutet  und  die  Ältesten  Decretalen  selbst 
falsch  interpretirt  hat.  Hiernach  ist  die  Darstellung  S.  8.  folg.  JO.  folg. 
49.  folg.  u. s.  w.  vielfach  zu  berichtigen.  Aeusscrungcn  wie  die:  „man 
mag  nicht  mit  Unrecht  folgern,  dass  Siricius  das  Ansehn  einer  Par- 
ticular-Synode  höher  achtele,  als  sein  eigenes:'1  (S.  1 2.)  u.  a.  m.  haben 
daher  auch  im  Munde  des  Verfassers  eine  ganz  andere  Bedeutung, 
als  der  eigentliche  Sinn  solcher  Aussprüche  der  römischen  Bischöfe, 
aus  denen  der  Verf.  seine  Folgerungen  zieht.  Wir  wollen  indessen 
hierbei  nicht  länger  verweilen  und  nehmen  auf  die  in  der  früheren 
Recension  bereits  gemachten  Bemerkungen  einfach  Bezug. 

Auch  die  Anschauungen,  welche  die  römischen  Bischöfe  selbst 
von  ihrem  Primat  besessen,  werden  von  Ellendorf  nicht  unbefangen 
und  richtig  charaetcrisirt.  Die  S.  8.  gethane  Acusserung:  Man  kann 
es  nachweisen  bis  zur  Evidenz,  dass  Innoccnz  an  seinen  Primat 
noch  nicht  glaubte:  wird  durch  die  Entwickcluug  S.  10.  48.  folg. 
84.  u.  s.  w.  keineswegs  unterstützt. 

Die  historische  Ausführung  über  das  Verhältniss  Roms  zu  den 
einzelnen  Kirchen  des  Occidenls  und  zum  Oriente  ist  im  Allgemeinen 
mit  Unbefangenheit  und  Gründlichkeit  erfolgt.  Man  darf  z.  B.  nur 
das,  was  über  das  Verhältniss  zur  afrikanischen  Kirche  S.  35.  folg. 
auseinandergesetzt  ist,  mit  dem  vergleichen,  was  hierüber  Rosshirt 
(Geschichte  des  Rechts  im  Mittelalter,  Th.  1.  S.  375.  folg.)  erörtert, 
um  sich  davon  zu  überzeugen,  auf  welcher  Seite  eher  die  Geschichte 
in  ihrer  Wahrheit  erkannt  werden  könne  und  wirklich  erkannt  wor- 
den sei. 

Der  Herausgeber  hat  im  Ganzen  für  einen  correcten  Abdruck 
der  Schrift  gesorgt;  doch  sind  uns  einige,  zum  Tbeil  stets  wieder- 
kehrende Fehler  aufgefallen.  Statt  Constant  heisst  es  fortwährend 
S.  10.  11.  15.  u.  s.  w.  Constant;  statt  Jccacius  — Je  actus  u.  s.  w, 
S.  16.  Anm.  2.  ist  statt  praecessorum  —  praedecessorum  zu  lesen. 

Im  April  1847. 
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♦ 

Hccensirt 
von 

Herrn  Landralh  von  Rohrscneidt  zu  Lieben  werda. 
Erster  Artikel. 

1.  Uebcr  Königthum  und  Landstände  in  Preussen  von  nr. 

Carl  Wilhelm  v.  Lanefoolle,  ord.  Professor  d.  R.  an  der 
Univ.  Berlin.  Berlin,  Düinmler,  1846.  XVI  u.  585  S.  gr.  8. 
(Geb.  2  Thlr.) 

2.  Abbandinngen  ans  dem  Deutschen  und  Preussischen  Staats* 

recht  vom  Staats-Minisler  v.  Kampfs«  1.  Band.  Landstände, 
Allgemeine  Stände,  Preussische  Constitution.  Berlin,  Reimer,  1846« 
XXII  u.  592  S.  gr.8.   (Geh.  2£  Thlr.) 

Nachdem  der  Preussischen  Verfassungsfrage  bereits  zahlreiche 
Flugschriften  und  Aufsätze  in  den  Tagesblättern  gewidmet  worden 
sind,  erscheinen  fast  gleichzeitig  die  vorliegenden  umfangreicheren 
Schriften,  schon  bedeutsam  durch  die  Namen,  welche  sie  auf  dem 
Titelblatte  zeigen.  Und  während  sie  kaum  Verbreitung  gefunden 
haben  mögen  in  dem  Kreise  derer,  welche  zur  Erlangung  politischer 
Bildung  auch  ernstere  Studien  nicht  scheuen,  tönt  der  Königliche 
Ruf  vom  3.  Februar  d.  J.  durch  die  Grenzen  des  Vaterlandes.  Ist 
nun  auch  hierdurch  die  Preussische  Verfassungsfrage  in  ein  Vielen 
uoerwartet  eingetretenes  Stadium  gekommen,  so  glauben  wir  doch 
die  beiden  vor  dem  Eintritte  dieser  Wendung  geschriebenen  Werke, 
gleichsam  die  Schlusssteine  einer  Periode  in  der  Preussischen  poli- 
tischen Litleratur,  in  dieser  Zeitschrift  nicht  unerwähnt  lassen  zu 
dürfen,  da  sie  mehr  oder  weniger  auch  fiir  die  Zukunft  Beachtens- 
wertes bieten,  jedenfalls  aber  die  Beurtheilung  der  Gegenwart  er- 
leichtern. 

Beide  Schriftsteller  gehen  von  einer  Grundlage  aus,  der  histo- 
rischen, welche  in  dem  v.  Kamptz'schen  Werke  breiter  angelegt 
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ist,  als  in  dein  andern;  seine  Richtung  ist  vorzugsweise  polemisch, 
kämpfend  für  das  Bestehende,  während  Herr  v.  Lancizolle  das 
Besiehende  anerkennend  zn  dessen  weiterer  Ausbildung  Rath  an  die 
Hand  gibt. 

Da  nach  dem  Schlüsse  der  Vorrede  des  Herrn  v.  Kamptz  das 
La neizo  11  e'sche  Buch  das  zuerst  erschienene  ist,  so  wollen  wir,  an 
das  Anciennelätsprincip  gewöhnt,  fUr  dieses  zuerst  die  Aufmerksam- 
keit der  Leser  in  Anspruch  nehmen. 

Die  seit  Jahr  und  Tag  so  vielfach  gehegten  und  öffentlich  ver- 
handelten Erwartungen,  dass  in  nicht  zu  ferner  Zukunft  unsere  stän- 
dische Verfassung  einer  wichtigen  neuen  Entwickclung  entgegengeht, 
haben  den  Verf.  veranlasst,  auch  seine  Stimme  über  den  Gegenstand 
abzugeben,  weil  er  namentlich  einen  Gesichtspunkt  bei  den  zeither 
gepflogenen  Verhandlungen  ganz  vernachlässigt  oder  gar  abgewiesen 
oder  nur  sehr  beiläufig  beachtet  findet,  jenen  Gesichtspunkt  nämlich, 
welchen  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1823.  mit  den  Worten  bezeichnet: 
„[Wir  haben  beschlossen]  Provinzialstände  im  Geiste  der  äl- 
tern  deutschen  Verfassungen  eintreten  zu  lassen,  wie  solche 
die  Eigenthümlicbkeit  des  Staats  und  das  wahre  Bedürfniss  der  Zeit 
erfordern":  von  dem  Standpunkte  der  ältern  deutschen  Verfassungen 
aus  soll  die  Entstehung  unsrer  ständischen  Verfassung  berichtet,  ihre 
Gegenwart  gewürdigt,  ihre  Zukunft  besprochen  werden.  Die  vor- 
handene Lilteratur  hat  der  Verf.  bei  seiner  Arbeit  nicht  berücksich- 
tigt, worüber  ihm  Niemand  einen  Vorwurf  machen  wird:  dagegen 
wird  im  Buche  selbst  mehrfach  auf  eine  geschichtliche  und  politische 
Betrachtung  der  Natur  des  Preussiscben  Königthums  Bezug  genom- 
men, indessen  ist  der  Abdruck  dieser  Abhandlung  unterblieben,  um 
die  Bogenzahl  nicht  zu  vermehren  und  die  Ausgabe  des  Buches  nicht 
aufzuhalten. 

Das  Buch  ist  in  sieben  Abschnitte  getheilt,  wovon  der  erste  über 
die  absolute  monarchische  Gewalt  in  Preussen  nach  ihrer  Entstehung, 
Gestaltung  und  Wirksamkeit  bis  zur  Begründung  der  gegenwärtigen 
Formation  der  landständischen  Verfassung  handelt. 

Bis  anf  den  grossen  Kurfürsten  baben  sich  die  Stände  der  ver- 
schiedenen Laodestheile,  we  che  damals  den  Preussischen  Staat  bil- 
deten, trotz  einzelner  Gegenbestrebungen  der  Kurfürsten  ihre  mäch- 
tige und  einflussreiche  Stellung  erhalten:  ,, Bewilligung  aller  Steuern, 
der  sogenannten  directen  wie  der  indirecten  unter  den  reichsgesetz- 
lichen Massgaben,  bald  mit  ausschliesslicher,  bald  mit  theilweiser 
ständischer  Verwaltung,  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung,  an  der 
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Bestallung  der  Landesgerichte,  Einwilligung  io  Kriege  und  Bündnisse, 
Einwilligungen  in  Veräusserungcn ;  ferner  die  gewöhnlichen  Garan- 
tieen  der  verschiedenen  Gerechtsame  durch  Einigungen,  durch  das 
Indigcnat  gewisser  Beamten,  durch  Huldigungs-Mevcrsalicn  und  andre 
urkundliclic  Festsetzungen,  durch  die  Bcfugniss  mit  den  Steuern  inue 
zu  halten,  finden  sich  auch  hier  in  vollem  Masse.'4  Erst  des  grossen 
Kurfürsten  gewaltsamer  Consequenz  gelang  es,  ihre  Bedeutsamkeit 
zu  vernichten,  ein  Verfahren,  was  sich  nach  der  Meinung  des  Vcrfs. 
rechtlich  gewiss  nicht,  sittlich  schwerlich  rechtfertigen  lässt. 
Indem  wir  darauf  aufmerksam  machen,  dass  hei  der  Vcrgrösserung 
Preussens,  hei  seiner  Bildung  zu  einer  Europaischen  Macht  durch 
den  grossen  Kurfürsten  die  zeilherigen  Landstände  zu  Provinzial- 
sl'tnden  herahsinken  und  dadurch  nolhwcndig  an  Bedeutung  ver- 
lieren  mussten,  wollen  wir  in  dieser  historischen  Thatsachc  den Con- 
flict  zwischen  Politik,  Recht  und  Moral  nicht  zu  lösen  suchen:  unsre 
Ueberzeugung  ist  es,  dass  die  Tmstände  zuweilen  einen  Dictator  er- 
fordern und  dass  dem  Volke  Glück  zu  wünschen  ist,  dem  ein  solcher 
zur  rechten  Stunde  gehören  wird.  Gewiss  war  zur  Entwicklung  des 
Prcussischcn  Staates  des  grossen  Dictators  gewaltiges  Begimcnt  von 
grüsserm  Segen  als  der  Fortbestand  der  ständischen  Verhältnisse, 
die  in  der  Entartung  begriffen  waren. 

Die  von  Friedrich  Wilhelm  eingeschlagene  Bahn  zur  Begrün- 
dung der  landesherrlichen  Machtvollkommenheit  wurde  von  seinen 
Nachfolgern  weiter  verfolgt:  wir  erinnern  an  König  Friedrich 
Wilhelms  I.  bekannten  Ausspruch:  Ich  slabilire  die  Souverainete 
wie  einen  Rocher  von  Bronce. 

Der  Verf.  bemüht  sich  einen  Namen  für  die  von  der  gedach- 
ten Herrscherreihe  erstrebte  und  geübte  landesherrliche  Gewalt  zu 
finden,  um  ihren  Inhalt,  ihre  Natur  zu  verdeutlichen:  Ausdrücke, 
wie  Staatshoheit,  unbeschränkte  Monarchie,  monarchisches  Prin- 
eip  u.s.w.  verwirft  er  als  unklar,  ,, schwebend  in  den  Nebelgewölken 
allgemeiner  Abstraclionen und  glaubt  allein  mit  der  in  der  Cen- 
surinstruclion  vom  31.  Januar  1843.  vorkommenden  Bezeichnung: 
,,das  monarchische  Princip  des  Prcussischcn  Staates"  die  Sache  beim 
rechten  Namen  zu  nennen.  Wir  wollen  dem  Verf.  seinen  Fund  nicht 
streitig  machen,  versichern  aber  ehrlich,  dass  wir  uns  von  dessen 
Erheblichkeit  nicht  überzeugen  und  namentlich  darin  einen  wesent- 
lichen Forlschritt  der  staatsrechtlichen  Terminologie  nicht  finden 
können.  Der  Verf.  nimmt  Staat  und  Regent  identisch  und  nennt  das 
nach  dem  Staate,  was  dem  Regenten  zukommt.     Weiter  unten  ver- 
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tauscht  er  inconsequenter  Weise  den  Ausdruck  mit  Preussischcr 
Absolutismus",  den  er  hier  noch  nicht  kennt.  Dieses  monarchische 
Princip  des  Preussischen  Staates  wird  dahin  erklärt:  „es  ist  nichts 

anders  ats  die  ohjectiv  nur  durch  die  Nausverfassung  und  durch  die 
in  einer  gewissen  Ausdehnung  gellende  Selbstständigkeit  der  terri- 
torialen Rechtspflege,  suhjectiv  durch  christliche  Priucipien  und  durch 
die  Macht  dcutscherNationalil.lt  bedingte,  übrigens  unbedingte  Macht- 
vollkommenheit! zur  Förderung  der  gemeinen  Wohlfahrt  naeh  eige- 
nem Wissen  und  Gewissen  über  Land  und  Leute  mit  Gebot  und  Ver- 
bot zu  schallen  und  zu  wallen.1'  Wir  hallen  diese  Definition  nicht 
für  gelungen:  vage  ist  die  Floskel  „die  in  einer  gewissen  Ausdeh- 
nung gellende  Selbstständigkeit  der  territorialen  Rechtspflege";  un- 
vollkommen, unwahr  und  unbestimmt  wird  die  unbedingte  Machtvoll- 
kommenheit durch  die  beschränkenden  Worte:  „zur  Förderung  der 
gemeinen  Wohlfahrt"  und  pleonastisch  wird  der  Verf.,  wo  er  in  die 
Allilteralionen  und  Assouanzen  geräth.  Nach  mehrfachen  Verglei- 
chungen  mit  andern,  namentlich  ältern  Staatsverfassungen  t heilt  der 
Verf.  das  dänische  Köuigsgcsclz  mit,  indem  sich  dasselbe  unbe- 
denklich zu  einem  formellen  Ausdrucke  für  das  monarchische  Prin- 
cip des  Preussischen  Staates  eigne.  Diese  Vergleichung  isl  insofern 
inconsequent,  als  einerseits  der  Verf.  ja  schon  die  Wesenheit  des 
Gegenstandes  ausführlich  zu  entwickeln  bemüht  gewesen,  andrerseits 
dadurch  die  beanspruchte  Individualität  des  Princips  auch  wieder 
aufgegeben  wird:  falsch  ist  der  Vergleich,  weil  gerade  in  einem 
höchst  wichtigen  Punkte  das  dänische  Künigsgeselz  dem  Könige 
Zwang  auferlegt,  in  Glaubenssachen :  ,, darum  befehlen  wir  vor  allen 
Dingen,  dass  unsere  Nachkommen  den  einzigen  wahren  Gott  auf  die 
Art  und  Weise  verehren  und  ihm  dienen,  die  Gott  in  seinem  heiligen 
und  wahrhaften  Worte  offenbaret  und  unser  christliches  Glaubcns- 
bekenntniss  deutlich  angezeiget  nach  der  Form  und  Weise,  auf  wel- 
che es  rein  und  unverfälscht  in  der  Augsburgischen  Confession  ist 
vorgetragen  und  ge lehret  worden  im  Jahre  1530."  Hierin  steht  ein 
Preussischcr  Unterlhan  unabhängiger  da,  als  der  freie,  höchst  mäch- 
tige und  souveraine  Erbkönig  von  Dänemark.  * 

Als  Lob  des  monarchischen  Princips  des  Preussischen  Staates 
hebt  der  Verf.  hervor  die  persönliche  Uneigennützigkeil  und  Mässi- 
gung  der  Regenten  und,  was  damit  eng  verknüpft  ist,  den  conserva- 
tiven  Charactcr  und  zweitens  die  positive  Produclivität  des  Preussi- 
schen Absolutismus,  welche  letztere  namentlich  die  Armee  und  den 
Bcamlcnsland  geschaffen  und  ausgebildet  hat.    Gerügt  wird,  duss  im 
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Allgemeinen  dio  Regierung  ihre  Fähigkeit  zu  beglücken  überschätzt 
habe,  im  Besondern  wird  die  Verengung  des  Wirkungskreises  der 
Justiz  getadelt. 

Das  Resultat  der  schon  von  Friedrich  II.  angeordneten  Revi- 
sion der  Gesetze  war  das  allgemeine  Landrecht,  welches  unterm 
5.  Februar  1794.  publicirt  wurde  und  vom  I.Juni  1794.  an  Gesetzes- 
kraft erhielt.  Dasselbe  enthalt  namentlich  im  13.  Titel  des  H.Thcils 
„Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Staats  überhaupt"  einen  Ver- 
such in  18  Paragraphen  die  Rechte  und  Pflichten  des  Staatsober- 
hauptes, in  dem  sich  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Staates  gegen 
seine  Bürger  und  Schutzverwandten  vereinigen,  darzustellen.  Wir 
geben  gern  zu,  dass  dieser  Thcil  des  Gesetzbuches  nicht  seine  stärkste 
Seite:  es  herrschen  hier  einerseits  sehr  allgemeine  Aeusscrungcn, 
andrerseits  tritt  das  Specialisiren,  wie  im  privatrcchllichen  Theilc, 
auch  hier  hervor.  Trotzdem  halten  wir  die  aus  diesen  Mängeln  ge- 
zogenen Folgerungen  des  VeiTs.  für  unbegründete  Ueberlreibungen 
und  wollen  dies  an  einigen  Beispielen  nachweisen. 

Der  oben  angeführte  Titel  des  Landrechts  enthält  im  Wesent- 
lichen eine  Aufzählung  derjenigen  Rechte,  welche  dem  Könige  gleich 
andern  Souverainen  von  jeher  als  Majeslätsrechle  zugestanden  haben, 
freilich  sind  diese  Rechte  nicht  beim  schulgcrechten  Namen  genannt, 
sie  werden  vielmehr  geschildert;  so  z.  B.  §.  15.  das  Besteuerungs- 
recht: „Das  Recht,  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse  das  Pri- 
valvermögen,  die  Personen,  ihre  Gewerbe,  Producte  oder  Consumtion 
mit  Abgaben  zu  belegen,  ist  ein  Majestätsrecht. "  Aus  diesem  Pa- 
ragraphen blickeu  die  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Landrechts  Üblichen 
Steuern  —  Vermögenssteuer,  Grundsteuer,  Kopfsteuer,  Accise  — 
hindurch,  nach  welchen  Spccialien  die  Redactoren  den  Salz  des  Land- 
rechts bildeten:  sie  generalisirlen  die  specielle  Erscheinung  des 
Rechts,  statt  dieses  selbst  auszusprechen.  -Als  Majestätsrechte  wer- 
den ferner  besehrieben:  die  Gesetzgebung,  die  oberste  Polizeigewalt, 
*  die  Beamtenernennung,  die  Standeserhühung,  das  Recht  der  Begna- 
digung, das  Kriegs-  und  Friedensrecht.  Diese  Rechte  sieben  dem 
Könige  zu,  eben  weil  er  der  König,  das  Oberhaupt  des  Staates  ist. 
Liegt  darin  vorzugsweise  für  Preussens  König  eine  unabsehbar  weite  , 
Ausdehnung  seiner  Rechte  und  Pflichten?  Diese  Rechte  und  Pflichten 
bestehen  in  der  Thal;  wen  will  der  Verf.  zu  ihrem  Inhaber  machen? 
Besondern  Anstoss  nimmt  derselbe  noch  andern  Stellen 
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Dem  Staate  kommt  es  zu,  für  die  Ernährung  und  Verpflegung  derjenigen 
Bürger  zu  sorgen ,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  den- 
selben auch  von  andern  Privatpersonen ,  welche  nach  besondern  Gesetzen 
dazu  verpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können.  Denjenigen,  welchen  es 
nur  an  Mitteln  und  Gelegenheit  fehlt ,  ihren  und  der  Ihrigen  Unterhalt  selbst 
zu  verdienen,  sollen  Arbeilen ,  die  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  gemäss 
siud,  angewiesen  werden.  Der  Staat  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  An- 
stalten zu  treffen  ,  wodurch  der  IVahrlosigkeit  seiner  Bürger  vorgebeugt  und 
der  Verschwendung  gesteuert  werde.*4 

Auch  diese  Beslimniungen  spiegeln,  wie  jener  §.  über  das  Besteuc- 
rungsrecht,  bestehende  Verwallungsmassregeln  ab,  aber  enthalten 
sie  in  der  Thal  so  Unausführbares,  so  Ueberschwengliehes?  Hat  man 
je  vom  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  aus  daran  Anstoss  genommen, 
dass  der  König  durch  die  von  ihm  ernannten  Behörden  die  Gründung 
von  Landarmenh<1usern  angeordnet,  die  Gemeinden  zur  Verpflegung 
ihrer  Armen  angehallen,  dass  er  Luxussteuern  ausgeschrieben,  dass 
er  Ackerbau  und  Industrie  befördert  und  geschützt  hat?  Und  liegt 
im  §.  73.  der  Einleitung  des  Allgemeinen  Landrechts:  „Ein  jedes 
Mitglied  des  Staats  ist  das  Wohl  und  die  Sicherheit  des  gemeinen 
Wesens  nach  dem  Verhältn iss  seines  Standes  und  Vermögens  zu 
unterstützen  verpflichtet"  wirklich  eine  ganz  überschwengliche  Er- 
mächtigung und  Verpflichtung?  Ist  der  verhältnissmässige  Beitrag 
eines  Genossen  zu  dem  allgemeinen  Beslen  clwas  so  Widernatür- 
liches, so  Abnormes?  Aehnliche  Bestimmungen  für  einen  engern  po- 
litischen Kreis  enthalt  die  revidirtc  Städleordnung: 

,,Die  Stadtgemeinde  ist  zu  allen  Leistungen  verpflichtet ,  welche  das  städti- 
sche Bcdürfniss  erfordert.  Insofern  zu  diesen  Leistungen  das  Kämmerei- 
vermögen nicht  hinreicht,  sind  alle  einzelne  Mitglieder  der  Gemeinde  gleich- 
massig  verpflichtet,  nach  Verhältniss  ihres  Vermögens  Geldbeiträge  und 
persönliche  Dienste  zu  leisten.  Kunst-  und  handwerksmässige  Arbeitcu 
können  jedoch  als  solche  Dienste  nicht  verlangt  werden.1' 

Dass  mit  dieser  Verpflichtung  Missbrauch  getrieben  werden  könne, 
bleibt  unbestritten:  welches  Recht  könnte  nicht,  insbesondere  von  dem 
Mächtigern,  gemissbraucht  werden?  Aber  jener  allgcmeiu  ausgespro- 
chenen Verpflichtung  entspricht  nicht  allein  auf  der  andern  Seile  das 
Besleucrungsrecht,  sondern  es  originiren  daher  auch  speciclle  Fälle, 
die  noch  Niemand  angefochten  bat,  z.  B.  die  Verpflichtung  zur  Ueber- 
nahme  einer  Vormundschaft,  zur  Annahme  des  Amtes  eines  Schieds- 
mannes, zur  Hülfe  bei  Feuersgefahr  u.  s.  w. 

Diese  Lehren  des  Allgemeinen  Landrechls,  bemerkt  der  Verf., 
haben  auf  die  Gesetzgebung  des  Preussischen  Staatswesens  einen  un- 


Digitized  by  Google 


Ree.  von  Hrn.  Landrath  v.  Rohrgcheidt  zu  Lieben werda.  781 


mittelbar  practisch  fühlbaren  Einduss  nicht  ausgeübt,  dagegen  aber 
zu  einer  kümmerlichen  politischen  Bildung  der  Juristen  geführt.  Diese 
klage  in  noch  weiterm  Umfange  ist  wohl  auch  schon  anderwärts  ver- 
nommen worden:    dass  das  Landrecht  zu  einer  einseitigen  Ausbil- 
dung in  der  Rechtswissenschaft  überhaupt  geführt  habe.    Damit  kann 
den  Preussischcn  Juristen  selbst  kein  V  orwurf  gemacht  werden :  ihre 
Aufgabe  musstc  es  zunächst  sein,  sich  die  Rcnntniss  des  Landrechls 
und  der  Gerichtsordnung  anzueignen,  welche  die  E.vaminationscom- 
mission  von  ihnen  verlangte;  die  Form,  in  der  sie  überliefert  wurde, 
war  keine  wissenschaftliche,  und  war  das  Examen  überstanden,  so 
nahm  die  Praxis  die  Beamten   meist  ausschliesslich  in  Anspruch. 
Besser  ist  es  unzweifelhaft  geworden,  seit  die  wissenschaftliche Thä- 
ligkeit  auch  dem  Landrechte  sich  zugewandt  hat  und  die  Forderungen 
an  die  Examinanden  in  Betreff  der  nichtlandrechtiichcn  Disciplinen 
sich  erweitert  haben.    Für  eine  arge  Verdächtigung  der  Civilbeamlen 
sehen  wir  es  an,  wenn  der  Verf.  sagt:  ,,Speciell  hat  das  Landrecht 
ferner  wohl  sehr  dazu  beigetragen,  den  Civilbeamten  die  persönliche 
Beziehung  ihres  Dienstverhältnisses  zum  Landesherrn  aus  den  Augen 
zu  rücken  und  derselben  die  zu  dem  mystischen  Gedankenwesen  Staat 
zu  substiluiren,  eine  Vorslellungsweise,  von  welcher,  Gott  sei's  ge- 
dankt, der  Soldatcnstand,  der  freilich  mit  dem  Landrechte  wenig  in 
Berührung  kam,  frei  geblieben  ist."    Ich  erwiedere  dem  Verf.  mit: 
Gott  sei's  gedankt,  dass  dies  eine  Unwahrheit  ist.    Bat  der  Herr  Pro- 
fessor von  Lancizolle  in  Berlin,  der  ja  auch,  soviel  uns  bekannt 
ist,  zur  Zeit  zu  den  Civilbeamten  gehört,  an  sich  die  Erfahrung  ge- 
macht, dass  er  über  dem  Studium  des  Allgemeinen  Landrechts  sein 
Gelübde:  „ich  schwüre  bei  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden 
Sr.  Königlichen  Majestät  von  Prcussen,  meinem  allcrgnädigsten  Herrn, 
treu  und  gehorsam  zu  sein"  —  vergessen  hat,  wie  kommt  er  dazu 
mit  seiner  trübseligen  Erfahrung  den  gesammten  Stand  der  Civil- 
beamten zu  verunglimpfen?    Wahrhaftig,  jetzt  wird  der  einfältigste 
Tropf  begreifen,  dass  die  Censur  nicht  streng  genug  sein  kann,  da 
das  vaterländische  Gesetzbuch  selbst  dazu  dient,  gelehrte  Leute  das 
Vergessen  ihres  Eidschwures  zu  lehren.     Doch  wir  selbst  haben  die 
Ehre,  uns  zu  den  Preussischcn  Civilbeamten  rechnen  zu  dürfen:  sind 
wir  nicht  ein  verdächtiger  Zeuge  in  eigener  Sache?   Nun  wohlan, 
wir  wollen  ein  Factum  behaupten;  widerlegt  uns  dieses  der  Verf.,  so 
wollen  wir  beschämt  unsern  Irrthum  eingestehen:  neun  Zchntheilo 
der  Preussischen  Civilbeamten  kennen  jene  gefährlichen  Lehren  des 
Landrechts  gar  nicht! 
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Mit  den  Gesetzen  aus  der  Stein  -  Ha rdenberg'schen  Verwal- 
tungsperiode ist  der  Verf.  in  materieller  und  formeller  Beziehung 
nicht  zufrieden.     Wir  wollen  hier  weder  den  Lobredner  noch  den 

Tadler  einer  Gesetzgebung  machen,  welche  nicht  vorwärts  geschrit- 
ten, sondern  gesprungen  ist;  nur  dem  Verf.  gegenüber  wollen  wir 
bemerken,  dnss  nicht  bloss  bei  den  Gesetzen  dieser  Periode,  sondern 
auch  bei  viel  jüngern  Aeusserungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  schon 
nach  wenigen  Jahren  Aendening,  ja  Aufhebung  eingetreten  ist, 
wie  denselben  die  Einsicht  der  Gesetzsammlung  überzeugen  wird. 
Auch  Bündigkeit,  Deutlichkeit  und  Conscqucnz  in  der  Sprache  wird 
man,  so  man  unparteiisch  ist,  nicht  allein  bei  jenen  frühern  Gesetzen 
vermissen:  sie  zu  erreichen,  mag  überhaupt  eine  leichte  Sache  nicht 
sein,  wozu  das  vorliegende  Buch  selbst  als  Beleg  dienen  kann. 

Der  zweite  Abschnitt  enthalt  eine  Uebersicht  der  in  dem 
heutigen  Umfange  Preusscns  vor  der  Einwirkung  der  französischen 
Revolution  vorhanden  gewesenen  ständischen  Verbünde  und  ihrer 
Schicksale  bis  zum  Jahre  1813.:  nach  den  Quellen,  die  eben  dem 
Verf.  vorlagen,  sind  die  einzelnen  ständischen  Verbände  in  den  bei- 
den ersten  Capiteln  mehr  oder  weniger  ausführlich  berücksichtigt. 
Diese  sehr  ungleichmäßige  Bearbeitung  gereicht  dem  Buche  zum' 
Vorwurfe:  kaum  drei  Zeilen  sprechen  von  den  sieben  Kreisen  der 
Sächsischen  Kur-  und  Erblande,  während  dreizehn  Seiten  von  den 
beiden  Lausitzen  handeln;  über  manche  Landcslheile,  z.B.  das  Eiehs- 
fe!d  ist  dem  Verf.  gar  nichts  bekannt  geworden.  Sollte  hier  einmal 
eine  historische  Uebersicht  gegeben  werden,  so  musste  auch  jeder 
Landcsthcil  Berücksichtigung  finden  und  es  lag  dann  in  der  Aufgabe 
des  Verfs.,  das  Material  dazu  zusammenzutragen:  wir  bekennen, 
dass  dieser  Theil  der  Arbeit  auf  uns  vorzugsweise  den  Eindruck  der 
Eile  gemacht  hat. 

Das  dritte  Gapitel  dieses  Abschnittes  erzaiilt  die  Schicksale  der 
Landstände  in  Preusscn  nach  dem  Tilsiter  Frieden  bis  zum  J.  1813.: 
eine  gedeihliche  Bildung  der  Stände  kam  bekanntlich  nicht  zu  Stande. 

Nachdem  der  Kttnig  Friedrich  Wilhelm  III«  gesegneten  An- 
denkens in  einzelnen  Verordnungen,  namentlich  in  den  wegen  Besitz- 
ergreifung der  neu  oder  wiedererworbenen  Landeslheile  erlassenen 
Patenten  die  Erhaltung  oder  Erneuerung  der  ständischen  Verfassung 
im  Allgemeinen  verheissen  hatte,  erschien  die  Verordnung  Ober  die 
zu  bildende  Repräsentation  des  Volkes  vom  22.  Mai  1815.,  ausge- 
geben zu  Berlin  den  8.  Juli  1815.  Der  Verf.  lüsst  sie  im  dritten  Ab- 
schnitte „Zur  allgemeinen  Geschichte  der  gegenwärtig  bestehenden 
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Landständc"  nochmals  abdrucken,  was  keinen  Tadel  verdient;  denn 
wir  können  ans  thatsUchlicher  Erfahrung  versichern,  dass  ihr  Inhalt 

hei  Weilern  nicht  so  bekannt,  als  ihr  Rubrum  besprochen  worden  ist. 
Mit  Hecht  wiid  hervorgehoben,  dass  die  darin  gebrauchten  Worte 
„Repräsentation  des  Volkes"  nicht  eine  Repräsentativ- Verfassung  im 
abstracten  Sinne  der  Neuzeit  bedeuten,  wie  der  ganze  Zusammen- 
hang ergibt.    Denn  rücksichtlich  der  Bildung  der  Repräsentation  be- 
stimmt die  Verordnung,    dass  die  Provinzi alstände  hergestellt, 
beziehungsweise  neu  eingerichtet,  aus  ihnen  aber  die  Versammlung 
der  Landesrepriisctitanten  hervorgehen  sollen;  in  materieller  Bezie- 
hung aber  wird  die  Wirksamkeit  der  Landesrepräsentanten  auf  die 
Bcrathung  über  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  die 
persönlichen  und  Eigentumsrechte  der  Staatsbürger  mit  Einsehluss 
der  Besteuerung  betreffen,  beschränkt.    Beiläufig  sei  die  Frage,  die 
hier  und  da  aufgeworfen  worden  ist,  berührt,  ob  nämlich  die  Verord- 
nung vom  22.  Mai  1815.  noch  formelle  Gültigkeit  habe:  man  hat 
diese  Frage  auf  Grund  des  den  Preussischen  Ständen  unterm  9.  Sept. 
1840.  erlhcillen  Königlichen  Bescheides  verneint.    Abgesehen  da- 
von, dass  die  Aufhebung  der  gedachten  Verordnung  darin  nicht  aus- 
gesprochen ist,  so  kann  diese  auch  nur  durch  ein  Gesetz  erfolgen. 
Denn  wenn  auch  unbedingt  wahr  ist,  dass  des  Königs  Wille  das  Ge- 
setz ist,  so  bedarf  doch  dieser  Wille  einer  bestimmten  erkennbaren 
Form,  die  eben  in  der  Publication  durch  die  Gesotzsammlung  besteht. 
So  lange  daher  nicht  durch  dieses  Organ  die  mehrgedachle  Verord- 
nung aufgehoben  ist,  muss  sie  auch  als  noch  gültig  angesehen  werden. 
In  derEinleilung  derselben  wird  auch  einer  schriftlichen  Verfassungs- 
urkunde gedacht:    „damit  der  Nachkommenschaft  die  Grundsätze, 
nach  welchen  Unsere  Vorfahren  und  Wir  Selbst  die  Regierung  Un- 
seres Reichs  mit  ernstlicher  Vorsorge  für  das  Glück  Unserer  Unter- 
thanen  geführt  haben,  treu  überliefert  und  vermittelst  einer  schrift- 
lichen Urkunde  als  Verfassung  des  Prcussischcn  Reichs  bewahrt 

werden,  haben  Wir  Nachstehendes  beschlossen 41  .     Und  der 

§.  0.  beauftragt  ausdrücklich  die  behufs  Ausführung  der  Verordnung 
niederzusetzende  Commission  sub  c)  mit  der  Ausarbeitung  einer 
Verfassungsurkunde  nach  den  aufgestellten  Grundsätzen. 
Es  lüssl  sich  nicht  läugnen,  dass  nach  diesen  Daten  eine  Verfassungs- 
urkunde auszuarbeiten  sehr  schwierig  sein  würde,  es  sei  denn,  dass 
man  den  Eingang  der  Verordnung  nicht  berücksichtigend,  den  Inhalt 
der  beabsichtigten  Verfassungsurkunde  lediglich  auf  die  Bildung  der 
ständischen  Institution  beschränkt,  eine  Ansicht,  welche  näher  aus- 
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zuführen  namentlich  Herr  v.  Kamptz  versucht  hat.  Unsererseits 
halten  wir  die  Ausarbeitung  einer  besondern  Verfassungsurkunde, 
wie  solche  in  der  Neuzeit  für  einzelne  Staaten  mit  einem  Male  auf 

dem  Papiere  erschienen  sind,  für  nachtheilig  für  die  Ausbildung  des 
Preussischeo  innern  Staatsrechts.  Die  st/indische  Verfassung  hat 
durch  die  ergangenen  Verordnungen  eine  Grundlage  gewonnen:  ihre 
Fortbildung  —  wer  wollte  sie  für  abgeschlossen  erachten?  —  würde 
aber  durch  eine  allgemeine  Urkunde  mehr  behindert  als  gefordert 
werden.  Die  Erfahrung  der  Praxis  wird  die  Regierung  wie  die  Re- 
gierten am  Besten  belehren,  wie  und  wo  ein  Wcilerbau  erforderlich 
ist:  dies  scheint  uns  die  Bedingung  ciuer  organischen  Entwickelung 
zu  sein. 

Zur  Erledigung  der  Verordnung  vom  22.  Mai  1815.  ward  im 
Jahre  1817.  eine  Commission  niedergesetzt:  drei  ihrer  Mitglieder, 
die  Staatsminister  von  Altenstein ,  *von  Beyma  und  von  Klewitz 
bereisten  die  Provinzen,  um  die  nötliigen  Materialien  zu  sammeln. 
Die  Arbeiten  der  Commission  fanden  indessen  den  Beifall  des  Königs 
nicht:  sie  ward  unter  dem  Vorsitze  des  damaligen  Kronprinzen,  des 
jetzt  regierenden  Königs  Majestät  neu  gebildet  und  die  Resultate 
ihrer  Thätigkeit  waren  das  allgemeine  Gesetz  wegen  Anordnung  der 
Provinzialstände  v.  5.  Juni  1823.  (ausgegeben  zu  Berlin  den  3.  August 
1823.)  nnd  die  daran  sich  schliessenden  Gesetze  für  die  einzelnen 
Provinzialverbände. 

Nach  einigen  Mittheilungen  zur  Geschichte  der  älteren  stän- 
dischen Verbünde  seit  1813.  bis  1823.  hebt  der  Verf.  die  Punkte 
der  ständischen  Thätigkeit  hervor,  welche  für  das  innere  Staatsrecht 
besonderes  Interesse  haben :  wir  wollen  daraus  zwei  Ansichten  des 
Verfs.,  deren  Richtigkeit  wir  in  Frage  stellen,  erwähnen.  Der  Verf. 
sagt: 

„Die  Allmähiigkeit  der  ja  auch  jetzt  noch  keineswegs  abgeschlossenen 
Entfaltung  und  Erweiterung  der  neuen  ständischen  Verhältnisse  erscheint 
recht  eigentlich  im  Geist  der  älteren  deutschen  Verfassungen ,  deren 
keine  (so  wenig  wie  Irgend  ein  andrer  Hauptbestandteil  unserer  ein- 
heimischen Rechtszustände)  durch  einen  Alles  bis  ins  Kleinste  genau  fest- 
stellenden Buchstaben  mit  einem  Schlage  vollkommen  fertig  ins  Leben 
getreten  ist." 

Noch  Niemand  hat  je  behauptet,  dass  die  altern  deutseben  Verfas- 
sungen eines  schönen  Tages  fix  und  fertig  dagestanden  haben:  sie 
sind  Resultate  einer  historischen  Entwickelung,  die  sieb  durch  Jahr- 
hunderle hindurch  verfolgen  lässt.  Das  ist  es  aber,  was  sie  mit 
jedem  nationalen  Atome  gemeinsam  haben  und  unrichtig  ist  es, 

I 
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die  Allmähligkeit  gerade  dem  Geigte  der  ältern  deutschen  Verfas- 
sungen als  etwas  Besonderes  zu  vindiciren:  mit  gleichem  Rechte  hätte 
der  Verf.  die  Allmähligkeit  aus  dem  Geiste  des  römischen  Rechts  ent- 
nehmen können. 

Für  die  Praxis  interessanter  ist  die  Frage,  ob  den  Ständen  eine 
administrative  Thätigkeit  zu  überweisen  sei.  Der  Verf.  erklärt  sich 
dafür : 

„Zu  den  eigentümlichen  Vorzügen  unsrer  ständischen  Verfassungen  rechne 
ich  besonders  die  vielseitige,  zum  Theil  an  ältere  Verhältnisse ,  nament- 
lich der  Mark,  sich  anknüpfende  administrative  Thätigkeit  der  Stände. 
Dergleichen  ist  unschätzbar  für  Verminderung  der  Arbeitslast  und  Verant- 
wortlichkeit, ja  auch  der  Zahl  der  landesherrlichen  oder  Staatsbeamten; 
für  practische ,  zur  richtigen  Auffassung  der  wahren  Interessen  des  Landes 
und  zu  dem  gemässer  Berathung  des  Landesherrn  befähigende  Erfahrung 
der  Stände  selbst;  für  Abwehr  endlich  leidiger  Centralisation  u.s.  w." 

Weiter  unten  werden  auch  bestimmte  Geschäftszweige  den  Ständen 
überwiesen,  was  wir  an  seiner  Stelle  berühren  werden:  hier  handelt 
es  sich  nur  um  die  allgemeine  Frage.  Wird  sie  bejaht,  so  wird  sich 
unter  Verwechselung  der  Rollen  das  wiederholen,  was  frühere  Jahr- 
hunderte gesehen:  ehedem  nämlich  verdrängte  die  Ausbildung  des 
Beamtenstandes  die  ständische  verwaltende  Thätigkeit,  nunmehr  wird 
die  um  sich  greifende  ständische  Verwaltung  die  Beamten  überflüssig 
machen.  Wir  halten  dies  indessen  keineswegs  für  erwünscht:  nicht 
die  Verwaltung  selbst,  wohl  aber  die  Gontrole  der  Verwaltung  ist 
die  Sphäre,  welche  der  ständischen  Thätigkeit  zu  überweisen  ist. 
Der  dem  Vcnf.  bekannte  Herr  v.  Wedell  sagt  in  seiner  geschicht- 
lichen Darstellung  der  Einrichtung  der  Landes-Repräsenlation  im  Her- 
zoglhume  Magdeburg:  „Die  Landstände  müssen  nur  reprä- 
sentiren  und  controliren,  nie  administriren"  und  dieser 
Ansicht  schliessen  wir  uns  aus  wohlbegründeter  Ueberzeugung  an. 

Einen  vermittelnden  Uebergang  zu  dem  5.  und  6.  Abschnitte, 
welche  von  den  Formen  der  ständischen  Verbände  und  den  Berech- 
tigungen und  den  Geschäften  der  Landstände  handeln,  bildet  der 
vierte  Abschnitt  über  die  verschiedenen  Klassen  der  heutigen  Land- 
stände, vorzugsweise  über  die  Ritterschaft,  die  Städte  und  die  Land- 
gemeinden sprechend.  Die  Stellung  der  Rittergutsbesitzer  zu  de« 
Landgemeinden  ist  durch  die  neuere  Gesetzgebung  und  ihre  Folgen 
erheblich  geändert  worden:  die  frühere  enge  Verbindung  zwischen 
Gutsherrschaft  und  Hintersassen  hat  sich  vielfach  gelöst;  die  Auf- 
hebung der  Gutsunterthänigkeit  und  vieler  Reallasten,  die  Ablösung 
von  Diensten  und  Zinsen,  die  theilweis  erfolgte  Uebernahme  der 
Krit.  Jahrb.  f.  D.RW.  Jahrg.  XL  H.  IX.  50 
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Jurisdiction  uod  der  Polizeigerichtsbarkeit  seitens  des  Staates  haben 
hierzu  wesentlich  beigetragen.  Ebenfalls  hierauf  wie  auf  die  allge- 
meine Stellung  der  Gutsbesitzer  haben  die  Freiheit  des  Gtttererwer- 

bes,  die  Mobilisation  des  Grundbesitzes  und  die  grössere  Beweglich- 
keit der  Bevölkerung  eingewirkt.  Gleichwohl  lagen  noch  Momente 
genug  vor,  um  bei  einer  ständischen  Verfassung  im  Geiste  der  ältern 
deutschen  Verfassungen  die  Rittergutsbesitzer  vorzugsweise  zu  be- 
rücksichtigen: sie  sind  von  dem  Verf.  S.  32G.  treffend  hervorgeho- 
ben worden.  Eben  so  beachtenswert!!  ist  das,  was  über  die  Befä- 
higung der  Städte  zur  Landstandschaft  beigebracht  wird.  Zur  Ver- 
vollständigung bemerken  wir,  dass  ausser  den  vier  Arien  der  stüdli- 
schen  Verfassung,  welche  S.  357.  aufgeführt  werden,  noch  eine 
füofte  anzunehmen  ist,  die  s.  g.  modilicirte  Städteordnung,  d.  h.  die 
revidirte  Stüdteordnung  mit  den  durch  die  Kabinetsordre  v.  31.  Juli 
1840.  für  kleine  Städte  der  Provinz  Sachsen  nachgelassenen  Modi- 
fikationen (Ministerialblatt  ftlr  die  innere  Verwaltung  1840.  S.  277.) 

Die  Schwierigkeiten  einer  angemessenen  Gestaltung  der  Land« 
slandschafl  der  Landgemeinden  liegen  hauptsächlich  einmal  in  der 
Verschiedenheit  des  Bildungsgrades  der  Bauern  den  Städtern  und  der 
Ritterschaft  gegenüber,  sodann  darin,  dass  die  Wahlen  bei  der  grossen 
Ausdehnung  der  Wahlbezirke  dem  unmittelbaren  Gesichtskreise  der 
Wühlenden  entzogen  sind,  ein  Uebelstand  der  bei  den  collectiv  wäh- 
.  lenden  Städten,  sowie  in  gewisser  Weise  selbst  bei  der  Ritterschaft 
hervortritt  und  der  weiter  unten  besprochen  werden  soll. 

Der  fünfte  Abschnitt  „über  die  Formen  der  ständischen  Ver- 
bände und  die  darauf  bezüglichen  ständischen  Gerechtsame  "  und  der 
sechste  Abschnitt  „über  die  Berechtigungen  und  Geschäfte  der  Land- 
stände  mit  Ausschluss  der  auf  ihre  eigne  Zusammensetzung  und  die 
Form  ihrer  Thätigkeit  Bezug  habenden 44  sind  vorzugsweise  positiven 
Inhalts  und  genüge  es  hier,  die  Ueberschriften  angeführt  zu  haben, 
da  wir  ohnedem  befürchten,  die  Grenzen  der  Berichterstattung  zu 
überschreiten,  indem  wir  noch  für  die  Besprechung  des  siebenten 
Abschnittes  die  Tbeilnahme  der  Leser  in  Anspruch  nehmen  wollen. 

Es  handelt  dieser  über  die  Zukunft  unserer  ständischen  Verfassung. 
%  ° 

Zwei  Hauptklassen  der  Stände  zu  unterscheiden,  hält  der  Verl. 
für  ausreichend:  sie  entsprechen  den  beiden  Hanplformen  der  gesell- 
schaftlichen Verbindung,  wie  sie  in  der  deutseben  Geschichte  her- 
vortreten, der  Form  der  Ueber-  und  Unterordnung  oder  des  Ifcrr- 
schaClsverhältnisses  und  der  Form  der  Genossenschaft:  Grundherrn 
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und  Gemeinden.  Dieser  historischen  Betrachtung  mag  aber  hinzu- 
gefügt werden,  dass  die  ihr  zu  Grunde  liegenden  Objecto  ihre  frü- 
here Stellung  geändert  haben.  Denn  während  früher  der  Form  der 
Ueber-  und  Unterordnung  die  Grundherrn  und  die  Landgemeinden 

angehörten,  sind  dagegen  jetzt  die  lelztern  zu  den  Genossenschaften 
zu  rechnen,  seitdem  das  Hcrrschaflsverhällniss  so  sehr  in  den  Hin- 
tergrund getreten  ist  und  die  Dorfgemeinde  ihren  früher  mehr  privat- 
rechtlichen  Character  in  einen  politischen  umgewandelt  hat. 

Für  die  Grundherrn  wird  zunächst  die  Aufrcchthaltung  der  an- 
noch  bestehenden  obrigkeitlichen  Hechte,  namentlich  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit gewünscht.  Durch  die  Erhaltung  dieser  obrigkeit- 
lichen Stellung  der  Gutsherrn  hofft  der  Verf.  die  Qualilication  der 
letztern  im  Geiste  des  ttllern  deutschen  Rechts  zu  kraftigen. 
Wir  erkennen  mit  dem  Verf.  den  angedeuteten  Gegensatz,  den 
Geist  des  neuern  deutschen  Rechts  an  und  finden  dessen  haupt- 
sächliche Aeusserung  bei  dem  vorliegenden  Falle  gerade  darin,  dass 
die  alte  politische  Herrschaft  des  Gutsherrn  über  die  Hintersassen 
aufgehört  und  der  s.  g.  dritte  Stand  ein  freier  politischer  Stand  ge- 
worden ist.  Soll  nun  diesem  Geiste  des  neuern  deutschen  Rechts 
planmässig  entgegengearbeitet  werden  oder  darf  auch  er  auf  einige 
Anerkennung  Anspruch  machen?  —  Uebrigens  halten  wir  gerade  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit  für  ein  Hecht,  dessen  Aufgeben  die  Stel- 
lung der  Rittergutsbesitzer  eher  kraftigen  als  schwächen  wird.  Worin 
besteht  dabei  zur  Zeil  das  wesentliche  Recht  des  Grundherrn?  ledig- 
lich in  der  Berufung  des  Jusliliarius,  der  die  Stelle  gleich  einem 
Staatsbeamten  unwiderruflich  erhält.  Entspricht  sein  Character,  sein 
Amtseifer  den  gehegten  Erwartungen  nicht,  so  trifft  den  Gutsherrn 
der  Vorwurf,  dass  er  nicht  besser  gewählt  habe.  Und  ist  der  Mann 
auch  tüchtig  und  tadellos,  so  behält  der  Bauer  gleichwohl  das  Miss- 
trauen, dass  der  Justitiar  doch  eher  das  Interesse  der  Gutsherrschaft 
als  das  der  Gemeindemitglieder  wahrnehme:  es  bleibt  ein  gewisses 
Misstraucn  gegen  die  Unparteilichkeit  der  Gerechtigkeitspllegc.  In 
der  Gegenwart  glauben  wir  in  Betreff  der  Stellung  der  Ritterschaft 
zu  dem  platten  Lande  weniger  das  frühere  Herrschaftsverhältniss  als 
die  Basis  ansehen  zu  dürfen,  als  vielmehr  den  grössern  Grundbesitz 
und  die  grössere  Bildung.  Hierauf  wird  die  Ritterschaft  ihren  Ein- 
fluss  auf  die  kleinem  Grundbesitzer  basiren  müssen  und  er  wird  ihr 
dann  nie  fehlen. 

Zu  dem  Erwerbe  der  Rittergüter,  mit  deren  Besitze  die  Stand- 
schaft verknüpft  ist,  sind  alle  diejenigen  berechtigt,  welche  über- 
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haupl  Grundeigenthum  erwerben  dürfen:  im  Falle  der  Beschollenheit 
ruhen  die  ständischen  Rechte  und  die  Ehrenrechte  oder  sie  werden 
von  den  Staatsbehörden  ausgeübt  (Patronat,  Gerichtsbarkeit).  Der 
Verf.  verlangt,  dass  derjeuige,  welcher  diese  Rechte  nicht  ausüben 
darf,  überhaupt  zum  Erwerbe  und  Besitze  eines  Ritterguts  nicht  be- 
fugt sein  solle.  Die  Ausführung  dieses  Vorschlags  wird  gewiss  zur 
Kräftigung  des  Standes  der  Ritterschaft  beitragen  und  dürfte  diese 
Erinnerung  an  das  Lehnrecht,  welches  Unbescholtenheit  von  dem 
Lehnsbesitzer  verlangt,  selbst  bei  den  eifrigsten  Liberalen  keinen  An- 
stoss  erregen:  da,  wo  die  Lehnseigenschaft  der  Rittergüter  sich  er- 
halten hat,  wäre  nur  eine  Erneuerung  des  alten  Rechtes  nothwendig. 
Freilich  werden  sich  die  der  Verkehrsfreiheit  zugelhanen  National- 
ökonomen dagegen  erklaren  :  indessen  finden  wir  seihst  in  der  neue- 
sten Gewerbegeselzgcbung,  worin  bekanntlich  das  Princip  der  Ge- 
werbefreiheit eine  weite  Geltung  erlangt  hat,  eine  Analogie,  indem 
die  §§.  21.,  103.  u.  127.  der  Gewerbeordnung  bestimmen,  dass  die 
wegen  eines  von  ehrloser  Gesinnung  zeugenden  Verbrechens  Bestraf- 
ten der  besondern  polizeilichen  Erlaubniss  zu  dem  Beginne  eines 
selbstständigcn  Gewerbebetriebes  nöthig  haben,  von  der  Theilnahme 
an  den  Innungen  ausgeschlossen  sind  und  keine  Lehrlinge  halten 
dürfen.  Auch  der  Landwirth  kann  zur  Klasse  der  Gewerbetreiben- 
den im  Allgemeinen  gerechnet  werden,  obenein  aber  —  und  das  ist 
die  Hauptsache  —  ist  in  der  Regel  mit  einem  grössern  Grundbesitze 
auch  ein  herrschaftliches  Verhältniss,  ein  Einfluss  auf  Ilintersassen 
und  Gesinde  verknüpft,  welcher  von  grösserer  Bedeutung  ist  als  der 
eines  Handwerksmeisters  und  kann  die  schlechte  Moralität  eines 
Grundherrn  viel  verderblicher  auf  seine  Umgebung  wirken  als  die 
eines  Gewerbetreibenden.' 

Den  weitem  Vorschlägen,  welche  der  Verf.  über  die  Normirung 
der  Besitzfähigkeit  macht,  dürfte  nicht  so  unbedingt  beizupflichten 
sein:  er  stellt  einzelne  Kategorien  auf  und  erachtet  für  allgemein 
befähigt:  Hauplleutc  oder  Rittmeister,  Regierungs-  und  Oberlandes- 
gerichtsrUlhe  und  diesen  gleichstehende  Beamte,  vielleicht  auch  Söhne 
von  unbescholtenen  Rittergutsbesitzern;  Juden  sollen  allgemein  un- 
fähig sein.  Ausserdem  könnte  eine  Reception  durch  irgend  eine 
ständische  Behörde  organisirt,  auch  durch  königliche  Begnadigung 
die  Erwerbsfähigkeit  crtheilt  werden.  Offenbar  geht  unsrer  Ansicht 
nach  der  Verf.  hier  zu  weit  und  käme  man  bei  dem  Eingehen  auf 
diese  Vorschläge  dahin,  die  Besitzfälligkeit  überhaupt  von  einem 
Examen  abhängig  zu  machen.    Wir  verlangen  allein  die  moralische 


Digitized  by  Google 


Kec.  von  Hrn.  Landralli  v.  Rohrscheidt  zu  Licbenwerda.  789 

Qualißcalion  von  denjenigen,  welche  durch  Erwerb  oder  Besitz  eines 
Rittergutes  der  Ritterschaft- angehörig  werden. 

Hierbei  mag  ein  damit  verwandter  Punkt  berührt  werden,  den 
der  Verf.  unbeachtet  gelassen  hat;  er  betrifft  die  Ausübung  der  po- 
litischen Rechte  seitens  der  Ausländer.  Durch  die  Kabinetsordre  vom 
28.  März  1809>  befahl  der  König,  dass  das  Inkolat  nicht  nur  in  den- 
jenigen Provinzen,  wo  es  eingeführt  sei,  rücksichllich  der  Auslän- 
der, welche  im  Preussischen  Güter  erwerben,  ferner  bestehen  bleiben 
sollte,  sondern  auch  in  den  Provinzen,  wo  solches  bisher  nicht  üblich 
war,  ohne  Special- Concession  des  Ministeriums  des  Innern  keinem 
Ausländer  die  Erwerbung  eines  adligen  Gutes  oder  Domainen- Vor- 
werkes gestattet  werde.  Das  für  die  älteren  Provinzen  geforderte 
Inkolat  ist  keineswegs  gleichbedeutend  mit  Staatsangehörigkeit:  es 
besieht  in  der  Leistung  des  ffomagii,  welches  nach  den  provinziellen 
Verfassungen  verschiedenen  Umfang  hat  und  selbst  von  Inländern  ge- 
leistet werden  muss,  weshalb  auch  jene  Kabinetsordre  durch  den  Ar- 
tikel 18.  der  deutschen  Bundesacte  ihre  Gültigkeit  nicht  verlorcu  hat. 
Bei  denjenigen  Rittergütern  in  den  neu  oder  wieder  erworbenen  Pro- 
vinzen, welche  noch  die  Lehnsqualität  haben,  findet  der  Lehnseid 
Statt,  wogegen  bei  den  Allodial  -  Rittergütern  gleichwie  bei  allem 
übrigen  Grundbesitze  ein  freier  Erwerb  eintritt.  Da  nun  aber  auch 
das  I/o  mag/ um ,  ebensowenig  wie  der  Lehnseid  die  Staatsangehörig- 
keit cilheilt  —  (Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
Eigenschaft  als  Preussischer  Untcrthan,  sowie  über  den  Eintritt  in 
fremde  Staatsdienste  vom  31.Decbr.  1842.,  Gesetz-Sammlung  1843. 
S.  15.),  so  kommt  es,  dass  viele  Rittergutsbesitzer  Mitglieder  der 
Preussischen  Ritterschaft  sind,  ohne  Prcussische  Staatsangehörige  zu 
sein.  Die  Gesetze  über  die  ständischen  Rechte  machen  deren  Aus- 
übung nicht  von  der  vorhandenen  Staatsangehörigkeit  abhängig;  nur 
rücksichllich  der  standischen  Abgeordneten  in  der  Provinz  Posen  ist 
den  vier  allgemeinen  Bedingungen  der  Wählbarkeit  als  fünfte  hinzu- 
gefügl:  ,,dass  der  zu  Wählende  nach  dem  Staatsvertrage  vom  3.  Mai 
1815.  für  einen  Preussischen  l  uteri  hauen  zu  hallen  sei."  (Ges.-Samml. 
1824.  S.  142.).  So  kann  es  geschehen,  dass  auf  einem  Kreistage, 
Provinziallandtage  ein  sehr  erheblicher  Theil  der  Ritterschaft  aus 
Ausländern  besteht,  Ausländer  also  die  berufeneu  Träger  der  politi- 
schen Rechte  sind!.  Das  Missliebige  eines  solchen  Zustandes  braucht 
wohl  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden  und  wir  hoffen,  dass  ein 
Antrag  des  vereinigten  Landtages,  dass  jeder,  der  die  ständischen 
Rechte  in  Preussen  ausüben  wolle,  auch  ein  Preusse  sein  müsse,  in 
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nicht  allzu  weiter  Ferne  liege.  Nur  rücksichtlich  der  Standesherrn 
im  Sinne  der  deutschen  Bundesacte  wird  hierin  eine  Modifikation  ein« 
treten  können  und  müssen,  deren  Abweichendes  aber  mehr  in  der 
Form  als  im  Principe  bestehen  wird.  Wir  kehren  zu  dem  Vortrage 
des  Verfs.  zurück. 

Nach  den  ständischen  Gesetzen  aller  Provinzen  rohen  Wahlrecht 
und  Wählbarkeit  für  jeden,  über  dessen  Vermögen  Concurs  eröffnet 
ist:  dieser  Bestimmung,  welche  wir  mit  dem  Verf.  für  durchaas  an- 
gemessen erachten,  wünschten  wir  eine  erweiterte  Anwendung.  Die 
ministerielle  Doctrin  hat  nämlich  der  Ansicht  in  der  Praxis  Geltung 
verschafft,  dass  nur  da,  wo  der  formelle  Concurs  eröffnet  und  das 
Gut  der  Masse  anheimgefallen  ist«  der  Gemeinscbnldner  die  ständi- 
schen Rechte  nicht  mehr  ausüben  dürfe;  wo  dagegen  nur  eine  Be- 
schlagnahme des  Gutes  bebufs  der  Sequestration  erfolge,  bleibe  der 
Schuldner  immer  Eigentümer  des  Gutes,  wenn  auch  vorübergehend 
aus  dem  Besitze  des  Nutzungsrechtes  gesetzt,  und  könne  ihm  die  Aus- 
übung der  ständischen  Rechte  nicht  streitig  gemacht  werden.  Hier- 
nach bleibt  also  z.  B.  ein  Mitglied  des  ersten  Standes  mit  Virilstimme 
stimmberechtigtes  Mitglied  desselben,  obgleich  Schulden  halber  das 
Majorat  gerichtlich  sequestrirt  wird,  er  von  der  Gnade  der  Gläubiger 
lebt  und  der  künftige  Majoratserbe  in  irgend  einem  subalternen  Aemt- 
chen  sein  tägliches  Brot  zu  erwerben  strebt.  Wir  sind  wahrlich 
weit  entfernt,  Armuth  Jemandem  zum  Vorwurfe  zu  machen,  aber 
einen  solchen  Grundbesitzer  können  wir  im  Sinne  des  Gesetzes  für 
qualißeirt  zur  Ausübung  der  ständischen  Rechte  nicht  anerkennen 
und  sind  wir  der  Ansicht,  dass  für  Leute,  welche  allein  der  Grund- 
besitz zur  Ausübung  ständischer  Rechte  qualificirt,  wegen  dessen  Se- 
questration auch  die  Suspension  der  ständischen  Rechte  zu  verhängen 
ist.  Für  diese  Ansicht  hoffen  wir  die  Zustimmung  des  Verfs.  zu  er- 
halten,  indem  dieser  die  allgemeine,  noch  weiter  gehende  Frage  auf- 
stellt: Ob  nicht,  auch  ohne  Ausbruch  des  Concurses,  die  ein  gewisses 
Mass  übersteigende  Verschuldung,  dergleichen  ja  sehr  oft  tbatsäcb- 
lich  den  Gutsbesitzer  zu  einem  blossen  Verwalter  seiner  Gläubiger 
herabgestellt  hat,  eine  gleiche  Wirkung  haben  sollte?  Wegen  der 
schwierigen  Ausführbarkeit  möchten  wir  diese  Frage  verneinen:  wir 
wollen  einen  Fall  anführen,  wie  er  wirklich  vorgekommen  ist.  Es 
kaufte  Jemand  1830*  ein  Rittergut  für  24,000  Thlr.,  wobei  er 
20,000  Thlr.  schuldig  blieb :  ausserdem  erborgte  er  noch  5000  Thlr. 
zur  Vornahme  von  Meliorationen.  Wahrscheinlich  würde  der  Verf. 
hier  die  Ueberscbuldung  annehmen  und  wäre  dadurch  dem  Eigen- 
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thümer  Unrecht  geschehen.  Denn  er  verkaufte  binnen  neun  Jahren 
für  18,000  Thlr.  Holz  und  dann  das  Gut  fiir  63,000  Thlr.,  ohne  dass 
der  neue  Käufer  ein  schlechtes  Geschäft  abschloss. 

Nicht  juristisch,  aber  thatsächlich  hängt  nach  der  Ansieht  des 
Verfs.  die  Ritterschaft  in  sehr  reeller  Weise  mit  dem  Adel  zusam- 
men: wahrscheinlich -ist  damit  der  Umstand  gemeint,  dass  noch  viele 
Rittergüter  in  den  Händen  adliger  Besitzer  sind.  Für  den  Adel 
wünscht  der  Verf.  eine  Reform  durch  die  Anwendung  der  Grundsätze 
des  ältern  deutschen  Rechts  über  den  Verlust  desselben,  sowie  durch 
die  Bildung  von  Gerichten  aus  Standesgenossen,  die  über  Verlust  und 
Suspension  des  Adels  zu  erkennen  haben.  Da  indessen  der  Adel 
nach  Lage  unserer  Gesetzgebung  und  Verfassung  als  ein  politischer 
Stand  nicht  anzusehen  ist,  so  halten  wir  hier  eine  weitere  Erörterung 
dieses  Thema'*  für  überflüssig. 

Endlich  wünscht  der  Verf.  die  Beschränkung  der  Beweglichkeit 
des  Grundbesitzes  und  eine  Aenderung  in  der  üblichen  Bewirthschaf- 
tungsart  grosserer  Güter,  indem  er  die  englische  Verpachtungsme- 
thode  angewandt  wissen  will:  es  genüge,  dieser  Vorschläge  gedacht 
zu  haben. 

Mit  mehreren  Fragen  werden  schliesslich  die  Domcapitel  in 
Brandenburg  und  Sachsen  bedacht,  welche  im  ersten  Stande  ihre 
Vertreter  haben:  „ist  es  möglich,  den  kirchlichen  Schein,  welchen 
sie  an  sich  tragen,  wieder  in  eine  kirchliche  Realität  zu  verwandeln?*« 
Wer  vermag  hierauf  mit  Bestimmtheit  zu  antworten?  Dürfen  wir  hier 
prophezeihen,  so  bejahen  wir  die  Möglichkeit  der  Ausführung,  ver- 
neinen aber,  dass  letztere  je  erfolgen  werde. 

In  den  städtischen  Gemeinden  verlangt  der  Verf.  mit  Recht  die 
Kräftigung  des  Gemeindelebens,  wozu  er  mehrere  Mittel  und  Wege 
vorschlägt  (S.  487.),  namentlich  eine  längere  Dauer  der  Magistra- 
turen. Für  die  ländlichen  Gemeinden  wird  gewünscht,  überall  die 
Erbfolge  in  einer  den  Bestand  der  kleinern  Landwirthe  sichernden 
Weise  zu  gestalten,  dagegen  aber  eine  generalisirende  Codification 
der  ländlichen  Gcmcindevcrhältnisse  zu  unterlassen.  >fi 

Das  über  die  wünschenswerthen  Veränderungen  in  der  Zusam- 
mensetzung der  Kreisstände  Gesagte  können  wir  hier  als  minder  er- 
heblich übergehen;  dagegen  verdient  das  Verlangen  nach  einer  Be- 
seitigung unorganischer  Wahlversammlungen  volle  Beachtung.  Wer 
will  die  jetzigen  Wahlversammlungen  der  Ritterschaft  im  Allgemeinen 
organische  Wahlkörper,  nennen?  Nach  Reminiscenzen  ehedem  be- 
standener Landeseintbeilung  sind  zumeist  die  Wahlbezirke  bestimmt: 
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zwanzig,  dreissig  Meilen  weit  wohnen  die  Bctheiliglcn  von  einander 
entfernt,  kennen  oft  einander  nicht  dem  Namen  nach  und  sehen  sich 
vielleicht  bei  der  sechsjährigen  Wahl  zum  ersten  und  letzten  Male. 
Wir  selbst  wissen  von  einer  solchen  Wahlversammlung,  wo  einer  der 
früher  gewählten  Deputirlcn  in  anzuerkennender  Offenheit  erklärte, 
dass,  da  der  bei  Weitem  kleinere  Theil  seines  Grundbesitzes  im  dies- 
seitigen Gebiete  liege  und  er  selbst  im  Auslände  wohne,  er  auch  nur 
untergeordnetes  Interesse  für  die  diesseitigen  Staatsangelegenheiten 
hege,  eigentlich  eine  richtige  Conscquenz  aus  dem  Principe,  dass  der 
Grundbesitz  allein  zur  Standschaft  befähige.  Und  gleichwohl  wurde 
der  Deputirle  wiederum  gewählt,  da  er  allein  dem  grössern  Thcile 
der  Versammlung  bekannt  war.  Dazu  kommt,  dass  der  Besuch  der 
Wahltermine  den  entfernt  wohnenden  Stimmberechtigten  weite  Reisen 
verursacht,  wodurch  bei  der  Unbekanntschaft  mit  den  übrigen  Mit- 
gliedern der  Ritterschaft  mancher  abgehalten  wird,  zur  Wahl  sich 
einzufinden,  so  dass  die  in  der  Nähe  des  Wahlorts  wohnenden  Rit- 
tergutsbesitzer in  der  Regel  die  Majorität  bilden.  Mit  Recht  verlangt 
der  Verf.  die  Zugrundelegung  der  Kreisverbände  bei  den  ständischen 
Wahlen.  Unsere  ständische  Verfassung  hat  durch  den  vereinigten 
Landtag  eine  Krone  erhalten,  der  natürliche  Stamm  wird  durch  die 
Provinziallandtage,  die  Wurzel  durch  die  Kreisstände  gebildet:  so 
haben  wir  ein  wohlgegliedertes  Ganzes.  Soll  aber  der  Baum  gesund 
und  kräftig  gedeihen,  so  muss  eine  organische  Verbindung  seiner 
Theile  Statt  finden,  die  jetzt  noch  fehlt.  Auch  ist  die  Ausführung 
eioer  solchen  Wahlreform  gar  nicht  so  schwierig,  weil  die  Ritter- 
schaft zur  Zeit  231  Vertreter  und  das  platte  Land  326  Kreise  hat, 
von  denen  viele  wegen  der  geringen  Anzahl  der  Rittergüter  mit  ein- 
ander vereinigt  werden  können. 

Noch  stellt  der  Verf.  zur  Erwägung,  ob  nicht  bei  Berechnung 
des  zehnjährigen  Besitzes  eines  Rittergutes  dem  Besitze  in  irgend 
einem  andern  Theile  der  Monarchie,  welcher  durchweg  angerechnet 
wird,  zu  viel  Gewicht  beigelegt  worden  sei,  und  ob  nicht  jederzeit 
doch  eine  etwa  mindestens  fünfjährige  Ansässigkeit  in  dem  Wahlbe- 
zirke (oder  doch  wenigstens  in  der  Provinz)  gefordert  werden  sollte, 
da  es  bei  wahrhaft  deutschen  Ständen  jedenfalls  auf  eine  Bekannt- 
schaft und  einen  Zusammenhang  gerade  mit  den  besonderen  Zustän- 
den und  Interessen  des  betreffenden  Landestheils  wesentlich  ankomme. 
Für  Provinzialstände  hat  diese  Ansicht  viel  für  sich;  im  Aligemeinen 
meinen  wir,  dass  die  Bedingung  der  zehnjährigen  Besitzzeit  füglich 
auf  eine  fünfjährige  eingeschränkt  werden  könne    Das  ist  Zeit  genug. 
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um  in  einem  räumlich  nicht  zu  sehr  ausgedehnten  Wahlkreise  die 
Wahlberechtigten  unter  einander  bekannt  zu  machen,  so  wie  der 
Regierung  Gelegenheit  zu  geben,  über  die  Candidaten  Notizen  ein- 
zuziehen; auch  würde  diese  Besitzzeit  genügen,  um  eigentliche  Gü- 
termäkler von  der  Wahlftihigkeit  auszuschliessen,  da  diese  in  der 
Regel  nicht  so  lange  Zeit  besitzen,  wenn  überhaupt  nicht  anzuneh- 
men ist,  dass  auf  solche  Leute  die  Wahl  an  sich  nicht  fallen  werde. 

Wie  bei  der  Ritterschaft,  so  auch  bei  den  Stadt-  und  Land- 
gemeinden verlangt  der  Verf.  die  Basirung  der  ProviozialstUnde  auf 
die  Kreisstände  und  bemerkt  mit  Recht,  dass  für  die  städtischen  Ver- 
treter der  zehnjährige  Besitz  nicht  nöthig  erscheine,  vielmehr  schon 
ein  zehnjähriger  Aufenthalt  genügen  könne. 

Für  die  ständische  Thäligkeit  bei  der  Gesetzgebung  wird  1)  eine 
genauere  Bestimmung  ihres  Wirkungskreises  verlangt;  ferner  soll 
2)  der  ständische  Beirath  über  Veränderungen  in  der  ständischen 
Verfassung  sich  zu  einer  dazu  nothwendigen  Zustimmung  erheben, 
ebenso  wird  3)  zu  neuen  Steuern  die  Zustimmung  der  Stände  bean- 
sprucht. 

Der  zweite  Punkt  ist  sehr  wichtig;  denn  er  betrifft,  abgesehen 
von  der  Persönlichkeit  des  Regenten,  die  einzige  Garantie  der  stän- 
dischen Rechte.  Der  Verf.  geht  nach  zwei  Seiten  hin  noch  weiter: 
er  verlangt  die  Zustimmung  der  Stände  bei  Erlheilung  der  Standschaft 
für  einzelne  Besitzungen  und  die  Ausstellung  von  Huldigungsrever- 
salien. Wir  wollen  das  Uralte"  der  letztern  nicht  bestreiten, 
halten  sie  aber  für  überflüssig,  sobald  die  darin  auszusprechenden 
Verheissungcn  sich  nicht  mehr  auf  Privilegien  beziehen,  sondern  ihr 
Inhalt  selbst  sich  zur  Landesverfassung  erhoben  hat. 

In  Absicht  auf  Administration  werden  folgende  Erweiterungen 
der  ständischen  Rechte  in  Vorschlag  gebracht:  das  Repräsentations- 
recht zu  einer  Anzahl  Stellen  bei  den  Obergerichten  der  Provinz,  in 
Ermangelung  dessen  aber  soll  die  Bedingung  eines  Provinzial-Indi- 
genats  bei  gewissen  Stellen  eintreten ;  eine  vielseitigere  Beiheilung 
bei  Erhebung  der  Steuern,  insbesondere  der  directen,  sowie  bei  den 
Unternehmungen  zur  allgemeinen  Wohlfahrt;  gewisse  von  den  Justiz- 
behörden zeilher  verwaltete  Geschäftszweige  sollen  den  Ständen  über- 
wiesen werden,  namentlich  das  Hypotheken-  und  Vormundschafts- 
wesen. Die  Behörden  werden  solche  Erleichterungen  mit  grossem 
Danke  erkennen:  ob  aber  die  Verwalteten  selbst  ein  Verlangen  haben 
stall  der  königlichen  Beamten  ständische  zu  haben,  für  die  sie  aufkom- 
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raen  müssen,  lassen  wir  dahin  gestellt  and  beziehen  uns  auf  das  bereits 
oben  Ober  die  ständische  Verwaltung  überhaupt  Gesagte.  Nur  auf 
einen  Punkt  mochten  wir  hier  noch  aufmerksam  machen:  ein  nicht 
unerheblicher  Theil  der  Verwallungsbeamtcn  geht  bereits  aus  der 
Wahl  der  Verwalteten  hervor,  die  städtischen  Gemeindebeamten  und 
die  Landrflthe.  Je  mehr  aber  auf  der  einen  Seite  das  Gouvernement 
den  Ständen  auf  die  Principien  der  Verwaltung  einen  Einfluss  gestat- 
tet, um  so  nothwendiger  erscheint  es  der  Regierung  die  Kraft  zur 
Ausführung  nicht  allein  nicht  zu  schmälern,  sondern  vielmehr  zu 
verstärken. 

Obgleich  der  von  dem  Verf.  gemachte  Vorschlag  einen  General- 
Landtag  mit  102  Stimmen  zu  bilden,  nicht  realisirt  worden  ist,  über- 
haupt die  ständische  Verfassung  seit  dem  Erscheinen  des  Buches  in 
eine  andre  Lage  gekommen  ist;  so  glauben  wir  doch  Einiges  aus  den 
„Gedanken  über  eine  in  Zukunft  mögliche  Vereinigung  der  Provin- 
zialstände"  hier  mittheilcn  zu  müssen. 

Das  Zweikammersystem  verwirft  der  Verf.,  weil  es  Preussen  an 
irgend  gesunden  Elementen  zu  einer  Pairskammer  fehle.  Denn  die 
meisten  Fürsten,  Grafen  und  Herrn,  die  unter  den  Provinzialständen 
sich  finden,  waren  bis  1806.  Reichsslände:  sie  sind  wider  ihren  Willen 
in  das  Unterlhanenverhältniss  getreten  und  in  einem  festen  innern 
Zusammenhange  mit  Haupt,  und  Gliedern  der  Monarchie  stehen  nur 
wenige:  das  Fernhalten  aus  dem  königlichen  Dienste,  insbesondere 
dem  Civildienste,  die  kurze  Dauer  ihres  gegenwärtigen  Besitzes,  die 
eigene  Souverainetäl,  ein  festbegründetes  Verhältniss  zum  Auslände 
hindern  daran.  Auch  sind  ihre  obrigkeitlichen  Rechte  grösslenlheils 
nicht  höherer  Natur  als  die  der  gewöhnlichen  Rittergutsbesitzer. 
Eine  Ergänzung  der  ersten  Kammer  aus  den  Universitäten  und  Prä- 
laten weist  der  Verf.  zurück:  die  erstere  würde  auf  dem  völlig  in 
der  Luft  schwebenden  Principe  einer  besondern  Repräsentation  der 
Intelligenz  oder  der  Wissenschaft  ruhen,  die  andre  würde  nur  die 
verderbliche  Verweltlichung  des  kirchlichen  Staates  noch  mehr  stei- 
gern. Diesen  Gründen  möchten  wir  nnr  noch  den  ersten  Grundsatz 
der  Preussischen  ständischen  Verfassung  beifügen:  Grundbesitz  ist 
die  Bedingung  der  Standschaft;  so  lange  diese  gleichmässige 
Grundlage  bleibt,  dürfte  für  ein  Zweikammersystem  eine  Notwen- 
digkeit nicht  vorliegen. 

Ueber  die  Abstimmung  der  etwa  vereinigten  Provioziallandtage 
bemerkt  der  Verf.: 
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„Lässt  man  die  verciniglen  Stände  aller  Provinzen  als  eine  ungegliederte 
Versammlung  nach  der  Kopfzahl  abstimmen,  so  läuft  man  grosse  Gefahr, 
der  Fiction  von  einer  einigen  preussischen  Nation  und  der  alsdann  nahe  tre- 
tenden fernem  Fiction  von  einer  preussischen  Nationalversammlung  Nah- 
rung zu  gewähren.  Das  wäre  aber  ein  Unglück,  weil  es  nicht  in  Wahrheit 
beruhte  und  unvermeidlich  gefährliche  Consequenzen  mit  sich  brächte.'4 
Wir  sind  mit  dem  Verf.  ganz  einverstanden,  dass  die  wahre  Einheit 
Prcussens  ursprünglich  und  wesentlich  darin  beruht,  dass  ein  König 
der  Herr,  ein  Haus  das  regierende  ist.  Aber  nicht  können  wir  die 
Gefahr  zugeben,  die  darin  liegen  soll,  dass  diesem  Bande  ein  zweites 
hinzutritt:  die  Vereinigung  aller  Provinzen  durch  eine  gemeinsame 
Verfassung  zu  einem  Ganzen,  dessen  politische  Rechte  von  einer 
Versammlung  ausgeübt  werden,  wo  jedes  Mitglied,  obgleich  aus 
einem  bestimmten  Stande  hervorgegangen,  nicht  durch  diesen  Stand, 
nicht  durch  den  engen  Kreis,  den  seine  Ileimntli  bildet,  behindert 
ist,  seinen  Blick  zu  werfen  auf  das  gesammte  Land  und  dessen  In- 
teressen die  localen  des  Wahlbezirks  unterzuordnen.  Wir  haben 
einen  König;  gibt  es  neben  und  mit  ihm  verschiedene  Vaterlande? 
Von  dem,  was  die  Regierung  gethan  hat,  um  das  Getrennte  zu  einem 
bewussten  Ganzen  zu  vereinigen,  wollen  wir  neben  dem  Heerwesen 
nur  noch  an  zweierlei  erinnern,  das,  wenn  auch  von  der  Tagespresse 
wenig  beachtet,  doch  einen  tiefeingreifeuden  Einlluss  auf  die  Bildung 
eines  „ Preiisscnlhums 44  gehabt  bat  und  noch  hat.  Das  eine  möchten 
wir  als  eine  sachliche,  das  andre  als  eine  persönliche  Massregel  be- 
zeichnen: Erstere  besteht  in  der  Aufhebung  der  Binnenzölle,  der 
Besteuerung  des  Verkehrs  im  Innern,  zwischen  den  einzelnen  Lan- 
destbeilen sind  die  Barrieren  gefallen;  Letztere  ist  die  Freizügig- 
keit: jeder  Preusse  kann  innerhalb  der  Preussischen  Staaten  da  seinen 
Aufenthalt  nehmen,  wo  er  ein  Unterkommen  findet,  sofern  er  nur 
sich  und  die  Seinigen  zu  ernähren  im  Stande  ist. 

Obgleich  das  Buch  noch  genug  des  StolTes  zur  Besprechung  ent- 
hält, so  müssen  wir  doch  an  den  Schluss  denken,  um  unserm  Berichte 
nicht  eine  ungebührliche  Länge  zu  geben.  Die  Leser  der  verschie- 
densten Ansicht  werden  darin  mit  uns  einverstanden  sein,  dass  das 
Buch  des  Belehrenden  und  Anregenden  viel  enthält  und  eine  dankens- 
werte Gabe  ist.  Um  so  unangenehmer  ist  die  Befürchtung,  dass  es 
nicht  die  Verbreitung  finden  wird,  die  es  verdient,  indem  der  grössere 
Theil  des  Publikums  sich  daran  gewöhnt  hat,  Gegenstände  der  Politik 
nur  aus  Tagesblättern  und  Broschüren  kennen  zu  lernen,  so  dass 
grössere  Werke  schon  ihres  äussern  Uiufanges  wegen  allgemein 
weniger  beachtet  werden. 
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Das  Buch  des  Herrn  Staatsministers  v.  Kamptz  hat,  wie  schon 
erwähnt,  breitere  historische  Grundlagen  als  das  des  Herrn  v.  Lan- 
ci zolle:  die  darin  enthaltene  Polemik  ist  gegen  die  Irrthümer  ge- 
richtet, welche  der  Verf.  namentlich  rücksichtlich  der  Preussischen 
Verhaltnisse  in  den  Schriften  mehrerer  neuern  Publicisten  (  Welcker, 
Jacoby,  Simon  u.  s.  w.)  gefunden  hat.  Wir  begnügen  uns  hier 
Thema  und  Resultate  der  Forschung  in  aller  Kürze  anzugeben. 

Die  Schrift  besteht  aus  fünf  Abhandlungen ,  deren  erste  von  der 
landslündisehen  Verfassung  in  Deutschland  handelt  (S.  1 — 192').  Mit 
Recht  wird  vor  Allein  die  Terminologie  erörtert,  da  nicht  zu  ver- 
kennen ist,  dass  durch  das  Schwankende  in  den  Ausdrücken  Unklar- 
heit und  Verwirrung  in  die  Begriffe  und  in  die  publicistische  Dis- 
cussion  gekommen  ist.  Die  Vertreter  der  Regierten  beim  Regenten 
können  entweder  aus  Stünden  oder  aher  aus  der  Bevölkerung  über- 
haupt hervorgehen:  die  erstere  Vertretung  ist  eine  standische  und 
die  in  Deutschland  herkömmliche,  die  andre  eine  repräsentative  im 
engern  Sinne.  Repräsentative  Verfassung  im  weitern  Sinne  ist  da, 
wo  die  Repriisentanten  einen  Anthcil  an  den  Rechten  der  Staatsge- 
walt haben.  Constitutione!!  dagegen  kann  eben  so  gut  von  ständi- 
scher wie  repräsentativer  Verfassung  gesagt  werden;  es  wird  damit 
lediglich  das  Verfassungsmässige  bezeichnet.  Bei  dieser  Erklärung 
ist  der  allgemein  übliche  Sprachgebrauch  nicht  berücksichtigt;  denn 
hiernach  setzt  Constitutionen  eine  Constitution,  eine  geschriebene 
Verfassungsurkundc  voraus,  nach  welcher  den  Ständen  ein  Anlheil 
an  der  Staatsgewalt  gewährt  wird.  Eine  nach  beiden  Seiten  hin  — 
nach  Bildung  und  nach  Berechtigung  der  Stände  —  rein  repräsen- 
tative Verfassung  besieht  in  Europa  nicht;  denn  auch  nach  der  fran- 
zösischen Verfassung,  welche  das  Model!  der  neuern  Constitutionen 
geworden  ist,  werden  die  Mitglieder  der  Pairskammer  vom  Könige 
ernannt,  diese  aber  hat  auch  Theil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt. 
Die  Standschaft  während  des  deutschen  Reichs  beruhte  nach  des 
Verfs.  Ansicht  auf  dem  Landeigenthumc;  richtiger  scheint  uns 
die  Meinung  derer,  welche  der  Landslandschaft  ein  herrschaftliches, 
obrigkeitliches  Verhällniss  zu  Grunde  legen.  Dieses  Princip  'verlies* 
die  von  Napoleon  geschaffene  Westphälische  Constitution  und  die 
ihr  nachgebildeten;  ebensowenig  aber  giengen  hier  die  Stände  aus 
der  Wahl  des  Volkes  hervor.  Dre  Bundesgesetzgebung  kennt  allein 
eine  landständische  Verfassung  in  Deutschland  und  der  Verf.  weist 
schlagend  nach,  dass  in  den  deutschen  Verfassungen  die  Repräsen- 
tation des  Volkes  als  eine  Folge  der 
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sehen  sei,  nicht  aber  könne  darunter  die  Repräsentativ- Verfassung 
im  engern  Sinne  verstanden  werden.  Der  Modus  der  Ausübung  der 
Landstandschaft  und  die  Befugnisse  der  Landstände  werden  ausführ- 
lich dargestellt. 

Die  zweite  Abhandlung  —  die  landständische  Verfassung  in  den 
Preussiscben  Staaten  (S.  195 — 264.)  —  enthält  eine  Anwendung  der 
Resultate  der  ersten  Untersuchung  auf  Preussen,  wo  eine  Repräsen- 
tativ-Verfassung  nie  bestanden  hat  noch  je  beabsichtigt  worden  ist. 
Die  Deutung  der  Verordnung  vom  22.  Mai  1815.  in  diesem  Sinne  ist 
falsch:  diese  ist  überhaupt  kein  Gesetz,  sondern  nur  ein  Erlass  an 
den  Staatskanzler,  eine  Verwaltungsanweisung  und  bat  keine  andre 
Wirkung,  als  dass  sie  der  niedergesetzten  Commission  die  Pflicht  auf- 
erlegt, den  ihr  aufgetragenen  Arbeiten  sich  zu  unterziehen. 

Die  dritte  Abhandlung  spricht  von  allgemeinen  Ständen  (S.  268 
—  271.).  In  Deutschland  ist  die  Erweiterung  der  Fürstenhäuser  über 
ihre  ersten  Bestandteile  hinaus  durch  die  Fürsten  als  solche  mittelst 
persönlicher  Titel  erfolgt  und  die  Vereinigung  der  so  von  einem 
Hause  erworbenen  Länder  beruhte  in  einer  unio  personalis,  wobei 
jeder  Landeslheil  auch  fernerhin  ein  für  sich  bestehendes  Ganzes 
bildete.  Der  Inbegriff  dieser  Länder  bildete  den  Gesammlstaat  des 
regierenden  Hauses:  für  diesen  selbst  gab  es  keine  Stände,  diese 
bestanden  nur  für  die  einzelnen  Landestheile.  Sie  waren  so  fest  mit 
der  territorialen  Grundlage  verwachsen,  dass  selbst  da,  wo  das  Ter- 
ritorium in  Folge  von  Theilung  mehrere  regierende  Häuser  erhielt, 
oft  eine  Gemeinschaft  der  zeitherigen  Stände  beibehalten  wurde. 
Sämmtliche  Landstände  eines  Gesammtstaates  zu  einer  Versammlung 
zu  vereinigen,  hat  man  erst  in  diesem  Jahrhundert  versucht  und  ist 
da,  wo  sie  erfolgt  ist,  die  Verfassung  gleichwohl  eine  ständische  ge- 
blieben. Die  Grenzen  der  Befugnisse  auch  der  allgemeinen  Stände 
sind  durch  die  Bundesgesetzgebung  bestimmt. 

Die  vierte  Abhandlung  bespricht  die  allgemeinen  Stände  in  der 
Preussiscben  Monarchie  (S.  330  —  532.).  Provinzialstände  haben  in 
den  Preussischen  Staaten  fortdauernd  bestanden,  wenn  auch  der  Um- 
fang ihrer  ursprünglichen  Rechte  sich  im  Laufe  der  Zeiten  sehr  ge- 
mindert hatte.  Allgemeine  Stände  haben  in  Preussen  nie  existirl: 
auch  durch  die  Verordnung  vom  22.  Mai  1815.  ist  nur  die  Reprä- 
sentation des  Volkes  durch  Provinzialstände  vorgeschrieben  worden 
und  ist  dieselbe  durch  das  Gesetz  von  1823.  zur  vollständigen  Aus- 
führung gekommen.  Wie  die  darin  niedergelegten  Principicn  der 
landsländischen  Verfassung  unter  König  Friedrich  Wilhelm  IV. 
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bestätigt  and  weiter  ausgebildet  worden  seien,  wird  ausführlich  nach- 
gewiesen und  kommt  der  Verf.  zu  dem  Resultate,  dass  der  Bau  der 
ständischen  Verfassung  in  Preussen  durch  die  Bildung  der  Ausschüsse 
seinen  Schlussstein  erhalten  habe. 

Die  fünfte  Abhandlung  (S.  435 — 592.)  sucht  nachzuweisen,  dass 
die  durch  die  Verordnung  von  1815.  befohlne  Ausarbeitung  einer 
Verfassungsurkunde  in  dem  Gesetze  von  1823.  gegeben  sei,  indem 
nur  die  Aufstellung  einer  Urkunde  über  die  landständiscbe  Ver- 
fassung mit  jenen  Worten  habe  gemeint  sein  können. 

Auch  aus  diesem  dürftigen  Referate  wird  man  entnehmen,  dass 
wir  das  vorliegende  gründliche  Buch  der  Beachtung  aller  derer,  wel- 
che sich  sowohl  über  das  deutsche  Ständewesen  Uberhaupt  wie  über 
die  Preussische  Verfassung  insbesondere  unterrichten  wollen,  empfeh- 
len können,  wenn  wir  auch  nicht  alle  Ansichten  des  Herrn  Vcrfs. 
theilen  und  die  jüngste  Gesetzgebung  und  der  sich  eben  versammelnde 
vereinigte  Landtag  seine  publicistische  Meinung  nicht  überall  zur 
politischen  Thatsacbe  erhoben  bat. 

Beide  Bücher  sind  übrigens  sauber  gedruckt  und  die  Preise 
mässig. 

Der  jüngsten  politischen  Gesetzgebung  Preussens  eine  nähere 
Betrachtung  zu  widmen,  behalten  wir  der  Besprechung  der  darüber 
erschienenen  Schriften  vor. 

Im  April  1847. 
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Entwarf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Grossher- 

ZOgthum  Hessen.  Zweite  Abtheilung,  enthaltend  die  Titel  von 
den  Vermögensgegenständen  und  deren  Eintheilung,  von  dem  Be- 
sitze, von  dem  Eigenthume,  von  den  Dienstbarkeiten,  von  der 
Verjährung  and  Ersitzung.  Erster  Theil:  Gesetzentwürfe;  zweiter 
Theil:  Motive.   Darmstadt,  [Jonghaus,]  1845.   80  u.  230  S.  gr.  8. 

[Vgl.  Jahrb.  1846.  S.  128.  ff.  o.  215.  ff] 

« 

Recensirt 
von 

Herrn  Professor  J»r.  £udwlg  Arndts  zu  Mönchen. 

Nach  der  im  vorigen  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  beurtheilten 
ersten  Abtheilung  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  Grossherzogthum  Hessen,  die  nun  bereits  die  Penerprobe  stän- 
discher Berathung  bestanden  hat,  sind  alsbald  zwei  andre  Abiheilun- 
gen der  Oeffentlichkeit  übergeben,  welche  das  Sachenrecht  und  das 
Erbrecht  enthalten.  Gern  suche  ich  andern  Arbeiten  einige  Stunden 
der  Müsse  abzugewinnen,  um  auch  diese,  und  zwar  zunächst  in  die- 
sem Artikel  die  zweite  Abtheilung,  einer  Beurtheilung  zu  unterziehen, 
um  so  lieber,  als  ein  solcher  Versuch  wohl  nicht  ohne  Nutzen  für 
einen  andern  weit  schwerern  Versuch  sein  möchte.  Vorerst  muss 
ich  hier  rücksichtlich  des  Systems  hervorheben,  dass  die  in  der  frü- 
hern Recension  S.  139.  erwähnte  Andeutung  sich  nicht  bestätigt  hat« 
Nach  den  jetzt  vorliegenden  Entwürfen  folgt  das  Erbrecht  nicht  un- 
mittelbar auf  das  Familienrecht,  sondern  bildet  erst  die  dritte  Ab- 
theilung, nach  dem  Sachenrecht.  Demnach  weicht  dieser  Entwurf 
in  der  Reihenfolge  der  Rechtslehren  nicht  viel  ab  von  dem  franzo- 
sischen Gesetzbuche,  in  welchem  ebenfalls  die  Bestimmungen  über 
Erbfolge  zunächst  an  die  Uber  Eigenthum  und  Dienstbarkeiten  sich 
anschliessen.  Dennoch  ist  systematisch  ein  erheblicher  Unterschied 
nicht  zu  verkennen.  Denn  im  französischen  Gesetzbuche  bildet  das 
Erbrecht  nebst  der  Lehre  von  Vermächtnissen  und  Schenkungen  nur 
den  ersten  und  zweiten  Titel  des  dritten  und  letzten  Buches:  „von 
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den  verschiedenen  Arten  der  Erwerbung  von  Gütern  im  hessischen 
Entwurf  erscheint  das  Erbrecht  als  eigene  selbstständige  Abtheilung, 
wie  im  baierischen  Landrecht,  welcher  dann  vermutlich  als  vierte 
Hauptabteilung  das  Scbuldrecht  folgen  wird.    Gegen  jenes  System 

des  Code  Napoleon  kann  man  freilich  gegründete  Einwendungen  er- 
heben, insofern  das  Wesen  sowohl  der  Erbfolge  als  der  Schuldver- 
bültnisse  nicht  dadurch  erschöpft  wird,  dass  man  sie  als  Erwerbungs- 
arten der  im  zweiten  Buche  besprochenen  Güter  auffasst.  In  der 
Anordnung  des  hessischen  Entwurfs  aber  vcrniisst  man  jeden  syste- 
matischen Gedanken.  Wenigstens  kann  ich  überall  keinen  systemati- 
schen Grund  dafür  ausfinden,  warum  das  Erbrecht,  das  sich  auf  alle 
Vermögensverhüllnisse  gleichmassig  bezieht,  zwischen  die  beiden 
Hauplartcu  derselben,  das  Sachenrecht  und  das  Schuldrecht,  mitten 
hinein  geschoben  wird. 

Auch  die  zweite  Abtheilung  für  sich  enthält  einen  auflallenden 
Verstoss  gegen  das  System.    Der  fünfte  Titel  derselben  handelt  „von 
der  Verjährung  und  Ersitzung."    Nun  wäre  zwar  dagegen  nicht  viel 
einzuwenden,  dass  man  die  Vorschriften  über  Ersitzung  gemeinschaft- 
lich für  Eigenthum  und  Dienstbarkeiten  in  einem  Titel  zusammen- 
stelle.   Aber  wie  kommt  die  Verjährung  der  Klagen  an  diesen  Ort? 
Beim  Eigcnlhum  und  bei  den  Dienstbarkeiten  kann  sie  kaum  in  Be- 
tracht kommen  (Tit.V.  Art.  2.  Tit.  IV.  Art.  81.);  von  den  Schuldfor- 
derungen aber,  auf  welche  sie  vorzugsweise  sich  bezieht,  ist  bis  da- 
hin im  Gesclzbuchc  noch  gar  keine  Kede  gewesen.     Glaubte  man, 
einer  alten  aber  vermehrten  Idee  zu  gefallen,  das  Institut  der  Ver- 
jährung im  weitern  Sinn  (Verjährung  der  Klagen  und  Ersitzung)  in 
einem  Titel  zusammenstellen  zu  müssen,  so  musste  man  diesem  Titel 
auch,  wie  der  Code,  einen  andern  Platz  anweisen.     Der  Unistand, 
dass  einige  Bestimmungen  der  Verjährung  und  Ersitzung  gemein- 
schaftlich sind  (Tit.  V.  Art.  32.  50.  55  —  58.),   rechtfertigt  diese 
systemwidrige  Einschaltung  der  Klagenverjährung  in   das  Sachen- 
recht nicht.    Indessen  ist  nach  einer  Andeutung  in  den  Mot.  S.  157. 
zu  vermuthen,   dass  die  systematische  Anordnung  aller  Theile  des 
Givilgesetzbuchs  überhaupt  erst  später  definitiv  festgesetzt  werden 
soll  und  daher  auch  die  Aufeinanderfolge  der  bereits  vorliegenden 
Abtheilungen  und  Titel  noch  manche  Abänderung  erfahren  könne. 
Ich  wende  mich  zur  Betrachtung  des  Einzelnen.   Die  zweite  Abihei- 
lung zerfällt  in  folgende  fünf  Titel: 

Vermögensgegenständen  und  deren  Einteilung,  - 


V  t 
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1)  Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  1  —  3.).  Der  ersle  Artikel 
macht  die  Unterscheidung  zwischen  Staats-  und  Privatgut;  der  drille 
spricht  aus,  dass  auf  beide  regelmässig  die  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzbuchs gleiche  Anwendung  finden;  der  zweite  sagt:  „Sachen  und 
Rechte  können  Gegenstand  des  Vermögens  sein."  Dieser  abstrakte 
Satz  wäre  in  dem  Gesetzbuche  jedenfalls  entbehrlich.  Er  ist  aber 
nicht  einmal  richtig.  Es  scheint  ihm  eine  Erinnerung  an  die  römi- 
sche Einthcilung  der  Sachen  in  körperliche  und  unkörperlichc  zum 
Grunde  zu  liegen,  von  welcher  schon  Rreiltmayr  bemerkte,  dass 
sie  sich  eigentlich  in  Nichts  auflöse,  offen  gestehend,  dass  er  sie  nur 
„dem  hergebrachten  Schlendrian  der  Doktrin "  zu  gefallen  in  sein 
Hechtsbuch  noch  aufgenommen  habe.  Was  heisst  es:  „Sachen  können 
Gegenstand  des  Vermögens  sein?"  Nichts  andres  als:  sie  können 
Gegenstand  von  Hechten  sein,  die  zum  Vermögen  gehören  oder  den 
Inhalt  des  Vermögens  bilden.  Sollen  nun  die  Hechte,  natürlich  nur 
Vermögensrechte,  selbst  auch  wieder  Gegenstand  des  Vermögens 
sein?  Das  Eigenthum  ist  ohne  Zweifel  ein  Recht,  ein  Vermögens- 
recht: ist  uun  dieses  Hecht  Gegenstand  des  Vermögens,  wie  soll  dann 
zugleich  die  Sache,  die  dem  Eigcnlhum  unterworfen  ist,  Gegenstand 
des  Vermögens  sein?  ist  aber  die  Sache  unmittelbar  Gegenstand  des 
Vermögens,  wo  bleibt  dann  das  Hecht  des  Eigenlhums?  Offenbar  ist 
hier  dieselbe  Lücke  im  Gedanken,  wie  in  der  Bemerkung  des  römi- 
schen Juristen,  welcher  sagt:  nec  ad  rem  pertinet,  quod  in  obfiga- 
tione  res  corporalis  est;  nam  ipsum  ius  obligationis  incorporale 
est,  ohne  zu  bedenken,  dass  man  eben  so  gut  sagen  könnte:  nec  ad 
rem  pertinet,  quod  in  dominio  res  corporalis  est;  nam  ipsum  ius 
dominii  incorporale  est,  wornach  sich  von  selbst  nur  unkörperliche 
Sachen,  d.  i.  Rechte,  als  eigentlicher  Vcrmögcnsinhalt  ergchen.  — 
Obiger  Fehler  zieht  sich  auch  durch  die  Bestimmungen  hindurch, 
welche  in  der  nächstfolgenden  Abtheilung 

2)  von  den  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  und  Rechte* 
sprechen  (Art.  4 — 8.).  ,,Alle  Sachen  sind  beweglich  oder  unbeweg- 
lich'4, sagt  der  vierte  Artikel,  und  nach  näherer  Bestimmung  dieses 
Unterschiedes  heisst  es  dann  in  Art.  7.  ,,Alle  Vermögensrechte  sind 
beweglich,  mit  Ausnahme  solcher,  die  das  Gesetz  als  unbeweglich 
erklärt.  Unbeweglich  sind  die  Grunddienstbarkeiten,  die  persön- 
lichen Dienstbarkeiten  und  Pfandrechte  an  unbeweglichen  Sachen." 
Aus  diesem  Artikel  könnte  man  logischrichtig  die  absurde  Folgerung 
ableiten,  dass  das  Eigenlhum  an  Grundstücken  zu  den  beweglichen 
Rechten  gehöre;  denn  unlängbar  ist  es  ein  Vermögensrecht,  und  das 
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Gesetz  nennt  es  nicht  unter  den  als  beweglich  erklärten  Rechten. 
Nach  Erwägung  des  ganzen  Zusammenhangs  findet  man  freilich,  dass 
das  letzte  nur  deshalb  nicht  geschehen  ist,  weil  der  Verfasser  des 
Entwurfes  das  Eigenthum  nach  Weise  der  römischen  Juristen  mit 

seinem  Gegenstände  idcnlilicirlc,  wie  sich  namentlich  aus  Art.  8.  er- 
gibt, wornach  unter  beweglichem  Vermögen  Alles  zu  verstehen  ist, 
„was  nach  vorstehenden  Artikeln  zu  beweglichen  Sachen  und  Rechten 
gehört.'4  —  In  diesem  Salz  möchte  übrigens  nebliger  sein  zusagen: 
„Sachen  oder  Hechten. 14  Auch  ist  noch  ein  andres  Bedenken  da- 
gegen zu  erheben.  Soll  denn  auch  das  Pfandrecht  an  einer  unbe- 
weglichen Sache  zu  dem  unbeweglichen  Vermögen  gehören?  So 
könnte  man  nach  Art.  7.  behaupten.  Ahcr  die  Fordrung,  zu  deren 
Sicherheit  es  dient,  gehört  nach  Art.  7.  zum  beweglichen  Vermögen: 
wie  kann  nun  das  Pfandrecht,  ein  blosses  Accessorium  derselben,  zum 
unbeweglichen  gerechnet  werden?  Dieses  Bedenken  wird  auch  durch 
die  Motive  S.  4.  u.  8.  nicht  genügend  beseitigt.  —  Auch  die  Degliff- 
beslimmung  über  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen  befriedigt  nicht. 
Zwar  ist  es  zu  billigen,  wenn  als  unbewegliche  Sachen  schlechtweg 
Grundstücke  angegeben  werden;  es  würde  sich  in  einem  Gesetzbuch 
sonderbar  ausnehmen,  wenn  es  dieselben  etwa  dcliniren  wollte  als 
diejenigen  Sachen,  die  in  einem  unverrückbaren  Verhältnis  zum  Mit- 
telpunkt der  Erde  stehen.  Aber  die  Begrilfbestimmung  beweglicher 
Sachen  („alle  Sachen,  welche  sich  ohne  Aufhebung  ihrer  Substanz 
von  einem  Orte  zum  andern  bringen  lassen,  sei  es  durch  eigene  Kraft 
wie  die  Thierc,  oder  durch  fremde  Kraft  wie  die  leblosen  Dinge") 
scheint  mir  für  ein  Gesetzbuch  auch  noch  zu  lehrcrisch.  Sie  ist  zu- 
dem nicht  genau;  denn  eine  Kohl-  oder  Salalpllanze ,  eine  Staude  u. 
dgl.  lasst  sich  ohne  Aufhebung,  ja  ohne  Verletzung  der  Substanz  an 
einen  andern  Ort  bringen,  und  ist  dennoch  nach  Art.  5.  eine  unbe- 
wegliche Sache,  so  lange  sie  im  Boden  wurzelt.  Meines  Erachtens 
(genügt  es,  nachdem  bestimmt  ist,  welche  Sachen  unbewegliche  seien, 
„alle  andern u  für  bewegliche  zu  erklären.  Das  erste  aber  kann  da- 
durch geschehen,  dass  man,  wie  Art.  5.  es  versucht,  angibt,  wel- 
chen Sachen  als  Bestandteilen  eines  Grundstücks  gleich  diesem  das 
Merkmal  der  Lubcwcglichkeil  zukommt.  Jedoch  scheint  mir  der  all- 
gemeine Zusatz  in  Art. 4.:  „alles  was  mit  denselben  (mit  Grundstücken) 
durch  Natur  oder  Kunst  verbunden  ist",  nicht  unbedenklich.  Man- 
ches kann  durch  Kunst  mit  dem  Boden  verbunden  sein,  ohne  deshalb 
zu  den  unbeweglichen  Sachen  zu  gehören,  z.  B.  ein  Zeit,  das  man 
heim  Aufschlagen  möglichst  im  Boden  zu  befestigen  sucht,  eine  Schill- 
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mühle,  die  durch  Anker  im  Hoden  oder  Ketten  an  den  Ufern  des 
Flusses  festgehalten  wird.  Dagegen  ist  es  angemessen,  von  einigen 
Sachen,  in  Ansehung  derer  man  im  Leben  Zweifel  haben  könnte, 
besonders  auszusprechen,  zu  welcher  Klasse  von  Sachen  sie  gehören 

(Art.  5.  6.).  Auch  ist  es  zu  loben,  dass  der  Entwurf  nicht  nach  dem 
Beispiel  des  Code  die  Bestimmungen  Uber  Zubehör  mit  den  vorlie- 
genden BegrilFbestimmungcn  vermischt.    Er  spricht  vielmehr  zuvor 

3)  ,,von  den  schätzbaren,  verbrauch-  und  vertretbaren  Sachen 
und  von  den  Gcsammtsachen",  Art.  9 — 12.,  worin  namentlich  die 
Unterscheidung  zwischen  Verbrauchbarkeit  und  Vertrelbarkcit  als 
beachtenswert!]  hervorzuheben  ist,  und  dann  erst 

4)  „von  den  Hauptsachen  und  Zubehörungcn.u  Art.  13 — 25. 
Die  letzten  betreffend  wird  nur  angegeben,  was  Zubehörung  von  Ge- 
bäuden und  von  Grundstücken  sei  und  der  richterlichen  Bcurthcilung 
überlassen,  ,,nach  Maasgabe"  dieser  Bestimmungen  zu*  entscheiden, 
ob  eine  bewegliche  Sache  Zubehör  einer  andern  beweglichen  Sache 
sei.  Darin  aber  wird  tretend  auf  die  Bestimmung  und  bereits  ge- 
schehene, wenn  auch  vorübergehend  unterbrochene  Verwendung  zum 
ausschliesslichen  und  beständigen  Gebrauche  für  die  Hauptsache  das 
entscheidende  Gewicht  gelegt.  Man  könnte  jedoch  Anstoss  nehmen 
an  dem  Ausdrucke  (,,alle  bewegliche  Sachen,  welche...  für  dasselbe 
bestimmt  und  mit  ihm  verbunden  sind"  Art.  15.  1(5-),  wenn  man 
ihn  mit  Art.  4.  vergleicht,  wornach  alles  was  mit  Grundstücken  durch 
Natur  oder  Kunst  verbunden  ist,  unbewegliche  Sache  sein  soll. 
Bei  Gebäuden  insbesondre  werden  noch  unterschieden  bewegliche 
Sachen,  welche  zur  Vollendung  derselben  gehören,  z.  B.  Fenster, 
Thüren,  Lüden,  oder  nicht,  z.  B.  Wandmalereien,  Wandspiegel,  ein- 
gemauerte Bchülter  u.  dgl.  Bei  den  letzten  soll,  wie  überall,  im 
Zwcifelsfallc  die  Vcrmuthung  gelten,  ,,dass  eine  Sache  keine  Zube- 
hörung sei1*,  während  auf  jene  diese  Bestimmung  keine  Anwendung 
leidet  (Art.  20.).  Dieser  Unterschied  ist  aber  nicht  genügend  be- 
stimmt. Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  Läden  oder  in  besonders 
hcrgerichleten  Nischen  aufgestellte  Bildsäulen  mehr  zur  Vollendung 
des  Gebäudes  gehören  sollen,  als  ein  Wandspiegel,  ein  Heerd  oder 
Wasserbehälter,  wofür  Wände  und  31auern  besonders  eingerichtet 
sind.  Auch  ist  es  unpassend,  eine  Vermulhung  gegen  die  Pertincnz- 
qualität  aufzustellen;  es  genügt  die  Vermulhung  für  dieselbe  abzu- 
weisen. Zwischen  Art.  15.  u.  20.  könnte  man  sogar  einen  Wider- 
spruch linden;  denn  jener  begründet  bei  gewissen  Sachen  die  Ver- 
muthung  für  die  Pcrlincnzqualilät,  nach  diesem  soll  im  Zweifelsfal! 
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das  Gegentheil  vermulhet  werden,  wovon  nur  die  in  Art.  14.  bezeich- 
neten Zubehörungen  ausdrücklich  ausgenommen  werden,  so  dass  ar- 
gumento  a  contrario  die  in  Art.  15.  genannten  nicht  davon  ausge- 
nommen wären.    Freilich  hat  die  Vermuthung  dieses  Art.  15.  auch 

ihre  bedenkliche  Seite.  Es  muss  doch  darauf  ankommen,  wer  die 
Verwendung  vorgeuommen  hat.  Der  Mielher  z.  B.  hat  gewiss  nicht 
die  hier  erforderliehe  Absicht  (Mol.  S.  11.),  wenn  er  eine  solche 
Verbindung  vornimmt,  oder  wenn  er  z.  B.  in  einer  dazn  eingerich- 
teten Nische  eine  ihm  gehörende  Antike  aufstellt.  —  Wünschens- 
werth  möchte  noch  ein  gesetzlicher  Ausspruch  über  Ocfcn  sein,  da 
man  gerade  darüber  in  verschiednen  Gegenden  oft  abweichende  Mei- 
nungen findet.  — -  Die  Frage,  ob  ein  Gutsinventar  für  Zubehör  zu 
halten  sei,  beantwortet  der  Entwurf  stillschweigend  verneinend,  gegen 
den  Code,  aber  aus  wohl  erwogenen  Gründen  (Mot.  S.  11.  12.).  Eben 
so  setzt  er  stillschweigend  voraus,  dass  nur  bewegliche  Sachen  Zu- 
behör einer  unbeweglichen  sein  können.  (Mot.  S.  13.).  Indessen 
kann  sich  wohl  auch  eine  unbewegliche  Sache  mit  vollkommener  Ge- 
wissheit als  Zubehör  einer  andern  darstellen,  und  die  Verkennung 
dieses  natürlichen  Verhältnisses  könnte  leicht  bewirken,  dass  der  Ver- 
trauende durch  den  pliffigen  Geselzwisser  unredlich  getäuscht  werde. 
—  Die  Art.  21 —25.  enthalten  endlich  noch  einige  Worterklärungcn, 
ahnlich  den  Art.  533—536.  des  Code  civil.  Bei  der  Erklärung  von 
„Hausgcrälhe"  und  „ein  Haus  mit  allem,  was  sich  darin  befiudet" 
wird  hier  unbedingt  nur  auf  den  Umstand,  ob  sich  die  Sachen  im 
Hause  befinden,  Rücksicht  genommen,  obgleich  es  doch  gewiss  auch 
darauf  ankommen  muss,  ob  sie  dem  Urheber  einer  in  Frage  stehen- 
den Verfügung,  z.  B.  eines  Vermächtnisses  oder  einer  Schenkung, 
gehören  und  ob  sie  mit  dessen  Wisscu  und  Willen  im  Hause  sich  be- 
finden, blos  geliehene  Sachen  z.  B.  gewiss  nicht  von  der  Verfügung 
betroffen  werden.  Nur  bei  entgeltlichen  Verträgen  könnte  etwa  der 
in  gerechter  Voraussetzung  Getäuschte  ihretwegen  auf  Ersatz  An- 
spruch machen.    Nachdem  hierauf  auch  die  Art.  26.  27. 

5)  von  Sachen,  die  dem  Verkehre  entzogen  sind,  und  von  herrn- 
losen Sachen  sprechen,  beginnt  ein  neuer  Titel 

II.  „Von  dem  Besitze."  Dieser  handelt  in  zwei  Abtheilungen 
1)  vom  Besitze  der  Sachen,  Art.  1—27.,  2)  vom  Besitz  der  Rechte, 
Art.  28  — 37.,  und  enthält  ausser  allgemeinen  Begriffbeslimmungen 
die  Regeln  über  Erwerb  und  Verlust  des  Besitzes  und  über  den  recht- 
liehen  Schulz  desselben.  Vielleicht  wäre  es  angemessener,  die  erste 
iung  dem  Titel  vom  Eigcnlhum,  die  zweite  dem  von  den  Dienst- 
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barkeiten  unterzuordnen;  denn  der  Besitz  ist  doch  nach  dem  Entwürfe 
wesentlich  nichts  andres  als  factische  Ausübung  des  Eigenthums,  be- 
ziehungsweise der  Dienstbarkeiten  (Art.  29.)»  und  die  Bestimmungen 
über  den  Besitz  der  letzten  können  nicht  einmal  verstanden  werden, 
ohne  die  erst  im  vierten  Titel  vorkommenden  Grundsätze  über  Dieost- 
barkeiten  vorauszusetzen.  Ein  andres  wäre  es,  wenn  der  Entwurf 
einen  Besitz  von  Beeilten  in  weiterm  Umfange  anerkannte,  huldigend 
dem  durch  die  neuere  Rcchlscntwiekelung  ausgebildeten  allgemeinen 
Grundsatze,  dass  jedes  factisch  bestehende  Verhältnis  rechtlichen  In- 
halts als  solches  auch  rechtlich  zu  schützen  sei,  so  lange  es  nicht 
als  rechtlich  unbegründet  erkannt  ist,  einem  Grundsatz,  der  seine 
Wirksamkeit  auch  auf  solche  Hechtsverhältnisse  erstreckt,  die  an  sich 
nicht  privatrcchllicher  Natur  sind,  z.  B.  standesherrliche  oder  gerichts- 
herrliche Gerechtsame,  Patronat  u.  dgl.,  die  aber  in  so  weit  einem 
civilrechtlichcn  Gesichtspunkte  unterliegen.  Aber  der  Art.  29.  sag 
ausdrücklich:  „Nur  Dienstbarkeiten  sind  (ausser  den  Sachen)  Gegen 
stand  des  Besitzes."  Die  Motive  (S.  21.)  rechtfertigen  diesen  Satz 
durch  die  Bemerkung,  dass  in  Ansehung  von  Fordrungsrechten  kein 
Besitz  anzunehmen  sei,  was  allerdings  richtig  ist,  für  Zehnt-  Grund- 
zins- Frohn-  und  Bannrechte  aber,  die  nur  als  allmälig  absterbende 
Institute  betrachtet  werden,  besondre  Bestimmungen  vorbehalten  blei- 
ben, wodurch  denn  auch  für  diese,  so  lange  sie  noch  vorkommen, 
dem  praclischen  Bedürfnisse  Genüge  geleistet  wäre.  Doch  möchte 
sich  der  Art.  29.  mit  seinem  ausdrücklichen  Nur  nicht  gut  ausneh- 
men, wenn  doch  vielleicht  noch  geraume  Zeit  hindurch  andre  wich- 
tige Rechtsverhältnisse  fortbestehen,  in  Ansehung  derer  man  Bcsilzcs- 
schulz  als  nothwendig  anerkennt.  Man  hätte  diesen  eigentlich  blos 
negativen  Satz,  der  zu  bedenklichen  Folgerungen  Anlass  geben  könnte, 
leicht  vermieden,  wenn  man  sich  darauf  beschränkt  hätte,  erst  in 
dem  Titel  von  den  Dienstbarkeiten  über  den  Besitz  derselben  und 
dessen  Schutz  das  Erforderliche  positiv  festzusetzen. 

Uebrigens  verdient  der  Titel  vom  Besitz  im  Ganzen  wegen  der 
Kürze,  Klarheit  und  Bestimmtheit  seines  Inhalts  alle  Anerkennung 
und  insbesondre  gebührt  ihm  in  Vergleichung  mit  den  entsprechenden 
Theilen  der  französischen  Gesetzgebung  unbedenklich  der  Vorzug. 
Bekanntlich  ist  nach  dieser  letzten  die  Lehre  vom  Besitz  nichts  weniger 
als  klar  und  unbestritten.  Es  war  schon  ein  Fehler,  im  bürgerlichen 
Geselzbuche  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Verjährung  vom 
sprechen,  und  die  wichtige  Frage  über  den 
einige  Artikel  in  dem  Gesel 
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verfahren  abzufertigen.  Diese  haben  aber  zudem  eine  wesenlliche 
Lücke  gelassen,  welche  dann  die  Praxis  durch  künstliche  Combi- 
nationen  auszufüllen  suchen  musstc.  Der  vorliegende  Entwurf  hat 
diese  Fehler  vermieden.  Das  Einzelne  betreffend  erlaube  ich  mir 
jedoch  folgende  Bemerkungen: 

1)  über  den  Besitz  von  Sachen.  —  In  Art.  4.  scheint  mir  der 
Ausdruck:  „möge  nun  u.  s.  w."  nicht  genau.  Nach  den  Motiven 
S.  30.  beabsichtigte  man  nur  eine  „gesetzliche  beispielweise  Er- 
wähnung wenigstens  der  Hauptarlcn  der  ßesitzüberkommung";  nach 
jenen  Worten  aber  könnte  der  Leser  in  dem  Folgenden  eine  er- 
schöpfende Angabe  finden  und  dadurch  zu  einer  unpractischen  Be- 
schränkung des  Begriffs  der  Apprehcnsion  verleitet  werden.  —  In 
Art.  6.  sind  die  Worte  ,,in  Besitz  zu  nehmen"  in  doppelter  Be- 
ziehung ungenau.  Wer  durch  einen  Stellvertreter  Besitz  erwerben 
will,  braucht  nicht  nothwendig  zur  Besitznahme  im  eigentlichen  Sinn 
Auftrag  zu  gehen;  der  Stellvertreter  braucht  nicht  zu  wissen,  ob 
der  Auftragende  die  Sache  besitzen  oder  blos  innehaben  will; 
dagegen  ist  erforderlich  der  Auftrag,  die  Sache  für  den  Auftra- 
genden zu  ergreifen,  da  man  Jemanden  auch  beauftragen  kann  eine 
Sache  für  sich  seihst  oder  für  einen  Dritten  in  Besitz  zu  nehmen.  — 
In  Art.  10-  11.  wird  erklärt,  wer  rechtmässiger  und  wer  redlicher 
Besitzer  sei,  beides  mit  Bezugnahme  auf  eine  abgeleitete  Erwerbart; 
aber  kann  nicht  auch  der  Bcsitznehmer  einer  herrnlosen  Sache  recht- 
mässiger und  redlicher  Besitzer  sein? 

Die  Bestimmungen  über  den  Schutz  des  Besitzes  finden  sich  in 
Art.  14  —  23.  Diese  gewähren  eine  Klage  wegen  Besitzstörung 
( =.interdiclum  retinendae  possessionis)  und  wegen  Besitzentziehung 
(=:int.  recuperandac  poss.).  Aber  nur  dem  ruhigen  Besitz  wird 
dieser  Schutz  gewährt,  wie  die  Motive  S.  37.  besonders  hervorheben. 
Ich  halte  dafür,  dass  dieses  Beiwort  zu  streichen  sei.  Wenn  gesagt 
wird:  niemand  sei  befugt,  den  ruhigen  Besitz  eines  Andern  eigen- 
mächtig zu  stören  oder  zu  entziehen,  so  könnte  man  argumento  a 
confrario  daraus  folgern:  den  unruhigen  Besitz  eines  Andern  zu 
stören  sei  jedermann  befugt.  Und  was  ist  ein  ruhiger  oder  un- 
ruhiger Besitz?  Ist  der  Besitz,  der  eben  erst  gegen  gewalttätigen 
Angriff  verlheidigt  oder  nach  gewalttätiger  Entziehung  wieder  ge- 
wonnen wurde,  ein  ruhiger?  oder  will  das  Gesetz  einen  solchen 
Besitz  jeder  willkürlichen  Störung  preisgeben?  Das  Beiwort  sollte, 
nach  den  Motiven,  wohl  nichts  andres  ausdrücken,  als  dass  derjenige, 
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welcher  einen  andern  aus  dem  Besitze  verdrängt  hat,  von  diesem 
aber  sofort  wieder  verdrängt  worden  ist,  deshalb  nicht  klagen  könne. 
Dies  brancht  aber  nicht  auf  jene  Weise  angedeutet  zu  werden,  weil 
es  der. Art.  14.  noch  ausdrücklich  ausspricht,  und  weil  dieses  ge- 
schieht, könnte  man  glauben,  das  Erfordernis  ruhigen  Besitzes 
müsse  noch  eine  andre  allgemeinere  Bedeutung  haben. 

Was  nun  die  Klage  wegen  Bcsilzslörun  g  belrilft,  so  ist  es 
bekanntlich  noch  gemeinem  Hecht  sireilig,  ob  das  interdietum  re- 
linendae  possessionis  eine  solche  Störung  voraussetze,  wobei  die  Ab- 
sicht, sich  selbst  den  Besitz  anzumassen,  zum  Grunde  liegt.  Ich 
kann  der  bejahenden  Meinung  (vgl.  Va nger ow  Pand.  I.  S.  005.)  nicht 
beistimmen,  obgleich  ich  noch  weniger  mil Th i bau t  annehmen  möchte, 
dass  auch  gegen  den  Spectaculanten,  der  nächtlich  ins  Haus  dringt, 
darin  herumschreit  u.  s.  w.  das  lnterdict  Anwendung  finde.  Das  rö- 
mische Recht  schützt  den  Besitzer  gegen  jede  Störung,  durch  welche 
er  qualitcv  vclit  suo  uti  prohihetur  (  L.  8.  §.  ;*>.  1).  8.  5J,  welche 
libt'vam  possessionem  non  relinquit  ( L.  1  1.  I).  43.  IG.  vgl.  L.  52.  §.  1. 
/>.  41.  2.  L.  1.  pr.  Ü.  43.  17.  uti .  .  .  possidetis,  quomi/ms  ita  pos- 
sidcatis  viw  ßeri  velo),  und  dieses  entspricht  auch  dem  praclischen 
Bedürfnis,  z.B.  wenn  jemand  den  Besitzer  hindern  will,  zu  pflügen, 
zu  süen,  zu  ärndten  ( L.  11.  cif.Jn  nicht  bestreitend,  dass  derselbe 
zur  Zeit  im  Besitze  sei,  aber  behauptend,  dass  er  kein  Hecht  dazu 
habe.  Andre  Klagen  reichen  da  nicht  immer  aus,  weil  sie  den  Be- 
sitzer leicht  in  die  Notwendigkeit,  sein  Hecht  zu  beweisen,  versetzen 
könnten.  Der  Entw.  Art.  15.  selzl  aber  die  Absicht  „sich  selbst  den 
Besitz  anzueignen"  voraus.  Soll  dieses  heissen :  den  Besitz,  den 
man  noch  nicht  hat,  zu  gewinnen,  indem  mau  hotl't,  dass  der  Gegner 
weichen  werde?  oder:  den  Besitz  jetzl  schon  sich  beizulegen,  indem 
mau  behauptet,  der  Gegner  besitze  nicht?  Nach  Art.  Ii),  scheint 
jenes  gemeint  zu  sein  (arg.  „wenn  beide.  ..  Besitzer  zu  sein  be- 
haupten"). Dann  wäre  die  Bestimmung  von  unsrer  Ansicht  nicht 
wesentlich  abweichend.  Die  Motive  S.  38.  aber  sprechen  von  „An- 
massungen  des  Besitzes'4,  von  „Besitzbceintrüehligung",  und  sagen, 
ein  Bcsitzprozess  lasse  sich  vernünftiger  Weise  nicht  denken  ,,ohne 
dass  ein  Theil  dem  andern  den  Besitz  einer  Sache  ganz  oder  teil- 
weise streitig  macht",  so  weuig  „als  ein  Eigcuthumsprozess  mög- 
lich ist,  ohne  dass  jeder  der  streitenden  Theile  das  Eigenthum  an 

für  sich  in  Anspruch  nimmt."    Das  leiste  ist 
der  Beklagte  nur  das  Eigentum  des  Klagers 
zu  verneinen  braucht.  —  Unrichtig  sieht  übrigens  in  Art.  15.  der  uu- 
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bestimmte  Artikel:  „über  eine  Sache";  es  muss  allemal  die  Sache 
sein,  deren  Besitz  in  Frage  sieht. 

Eine  erheblichere  Abweichung  vom  gemeinen  Rechte  finden  wir 
in  Betreif  der  Klage  wegen  Besitzentziehung.  Ich  rechne  nicht  da- 
hin, dass  diese  für  bewegliche  wie  für  unbewegliche  Sachen  statt- 
findet; denn  bekanntlich  wird  auch  schon  nach  neuerem  römischen 
Recht  die  Anwendbarkeit  des  int.  de  vi  auf  bewegliche  Sachen  be- 
hauptet (Savigny  Besitz  S.  522 — 535.).  Auch  das  will  ich  nicht 
dahin  rechnen,  dass  die  Klage  jedem  gegeben  wird,  welcher  „durch 
Gewalt  oder  Drohung,  heimlich,  oder  durch  Mishrauch  einer  Ver- 
günstigung aus  seinem  Besitze  verdrängt  worden4«,  obwohl  das  eigne 
interdictum  de  clandestina  possessione  im  neuern  römischen  Recht 
für  veraltet  gilt  (Savigny  S.  552  -555.).  Aber  es  wird  bei  jeder 
Klage  wegen  Besitzentziehung  wie  wegen  Besitzstörung  die  exceptio 
quod  vi  ciam  aut precario  zugelassen,  ausgenommen,  wenn  sich  der 
Beklagte  den  ihm  vom  Kläger  entzogenen  Besitz  durch  Gewalt  oder 
Drohung  wieder  verschafft  hat  (Art.  17. 18.).  Nach  römischem  Recht 
ist  von  dieser  Einrede  bei  dem  interdictum  de  precario  keine  Rede, 
und  sie  ist  hier  auch  der  Natur  der  Sache  nach  unpassend.  Auch  bei 
der  clandestina  possessio  kommt  sie  dort  eben  so  wenig  wie  bei  ge- 
waltsamem Besitze  vor,  und  auch  hier  spricht  die  Natur  der  Sache 
dagegen.  Die  Motive  S.  40.  f.  rechtfertigen  den  Art.  18.  durch  die 
Bemerkung:  das  Gesetz  müsse  nicht  minder  gegen  die  YViederer- 
neuerung  wie  gegen  das  Beginnen  von  Gewaltthätigkeiten  zu  wirken 
streben  und  dem  Beklagten,  der,  statt  den  gesetzlichen  Weg  zu  be- 
treten, durch  Gewalt  oder  Drohung  den  Besitz  sich  wieder  verschafft 
hat,  zur  Strafe  die  Einrede  des  vitiosen  Besitzes  versagen,  deren 
Zulassung  in  diesem  Falle  eine  bedingte  Gestattung  der  Gewaltthat 
enthalten  würde.     Aber  soll  denn  das  Gesetz  unredliche  List  und 

♦ 

Heimlichkeil  als  Mittel,  sich  den  entzogenen  Besitz  wieder  zu  ver- 
schaffen, begünstigen?  bedingt  gestatten?  Schützt  es  so  nicht  auch 
denjenigen,  welcher  —  nicht  den  Rechtsweg  betritt,  sondern  eigen- 
mächtig  entweder  durch  Verletzung  des  Vertrauens  oder  durch  Heim- 
lichkeit den  Besitz  sich  wieder  verschafft? 

Auch  ein  quasi- summ ariissimum  kennt  der  Entw.  (Art.  19.);  falls 
nehmlich  keinTheil  seinen  Besitz  vollständig  erweisen  kann,  soll  das 
Gericht  die  Sache  einstweilen  in  Beschlag  nehmen  oder  einer  Par- 
thei,  für  welche  überwiegende  Gründe  sprechen,  überlassen,  worauf 
dann  nur  noch  das  petilorium  stattfindet.  Dies  scheint  mir  zweck- 
mässig; nur  möchte  es  angemessen  sein,  anzudeuten,  dass  einen  über- 
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wiegenden  Grund  vor  allem  die  grossere  Wahrscheinlichkeit  des  gegen- 
wärtigen Besitzes  abgebe.  —  Beifallswürdig  ist  es  ferner,  dass  gegen 
die  Bcsitzklage  keine  auf  das  Recht  an  der  Sache  gegründete  Ein- 
rede oder  Widerklage,  dass  auch  keine  Verbindung  der  Rechts-  und 
ßesitzklage  gestattet  und  die  letzte  selbst  demjenigen,  der  einmal  zu 
der  ersten  gegriffen  hat,  versagt  wird  (Art.  20- 21.)»  obwohl  das  rö- 
mische Recht  (L.  12.  §.  1.  D.  41.  2.)  anders  entscheidet.  Vgl.  Mot. 
S.  43. 

Zu  Bedenken  geben  dagegen  wieder  die  Art.  22.  23.,  über  Ver- 
erbung und  Verjährung  der  Besitzklagen,  Anlass.  Sie  stellen  als 
Regel  auf,  dass  die  Besitzklage  zwar  acliv  auf  die  Erben  übergehe, 
passiv  gegen  die  Erben  aber  nur,  wenn  diese  selbst  die  Besitzstörung 
fortsetzen  oder  den  Besitz  vorenthalten,  dass  sie  ferner  durch  Ab- 
lauf eines  Jahres  erlösche.  Hier  ist  nun  vorerst  der  Anfangslag 
dieser  Verjährungszeil  ungenügend  bestimmt.  Es  soll  der  Tag  sein, 
an  welchem  die  Störung  oder  Entziehung  des  Besitzes  stattgefunden, 
oder,  im  Falle  gewaltsamer  Besitzentziehung,  die  Gewalt  aufgehört 
hat.  Dabei  fragt  sich:  soll  das  letzte  auch  von  der  Besitzentziehung 
durch  Drohung  gehen,  obwohl  die  Art.  16  — 18.  Gewalt  und  Dro- 
hung unterscheiden?  Man  kann  aber  auch  einwenden,  es  könne  hier 
wesentlich  nur  auf  die  Vollendung  der  Besitzentziehung  ankommen 
und  nach  dieser  die  Forldauer  der  Gewallübung  nur  etwa  in  so  fern 
in  Betracht  kommen,  als  dadurch  dem  Entsetzten  die  Anstellung  der 
Besitzklage  unmöglich  gemacht  werde;  dagegen  könne  bei  heimlicher 
Besitzentziehung  der  Tag  ihrer  Vollendung  nicht  wohl  der  entschei- 
dende sein,  sondern  es  müsse  erst  die  Kunde  des  verdrängten  Be- 
sitzers hinzukommen.  Diese  Bestimmung  ist  also  weniger  befriedi- 
gend als  das  römische:  intra  annum,  quo  primutn  experiundi potestas 
erit.  Sodann  möchte  diese  kurze  Verjährung  für  den  Fall  der  Besitz- 
entziehung „durch  Misbrauch  einer  Vergünstigung "  kaum  passend 
gefunden  werden;  das  interdictum  de  precario  des  römischen  Rechts 
ist  keiner  besondern  Verjährung  unterworfen  (L.  8.  §.  7.  D.  43. 26.)« 
Sollte  nicht  vielleicht  diese  Besitzklage  besser  ganz  aufgegeben 
werden,  da  ja  doch  die  actio  commodati  für  denselben  Zweck  aus- 
reicht? —  Noch  mehr  Zweifel  erregt  der  Schlusssatz  des  Art.  23., 
welcher  dem  „gewaltsamer  Weise'*  gestörten  oder  verdrängten  Be- 
sitzer gestattet,  auch  nach  Ablauf  des  Jahrs  der  Besitzklage  und  gegen 
die  Erben  „auf  Ersatz  des  durch  die  Gewaltanwendung  verursach- 
ten Schadens"  zu  klagen?  Soll  man  hierunter  etwa  nur  den  Scha- 
den verstehen,  welcher  durch  Beschädigung  der  Person  oder  der 
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Sache  mittelst  der  Gewaltanwendung  dem  Besitzer  zugefügt  ist?  Dann 
würde  freilich  nur  die  gewöhnliche  Schadensklage  ( legis  aqui/iae 
actio),  ganz  verschieden  von  der  Besitzklage,  in  Betracht  kommen? 
Oder  ist  der  Schaden  gemeint,  welcher  durch  den  gewaltsamen  „Ein- 
griff" oder  durch  die  gewaltsame  „Besitzentziehung'4  (Art.  15.  IG.) 
zugefügt  worden  ist?  Die  Motive  (S.  44.  45.)  spreeheu  für  diese 
Erklärung,  indem  sie  allgemein  von  Verantwortlichkeit  der  Erben  für 
den  vom  Erblasser  zugefügten  Schaden  reden  und  auf  die  Geltend- 
machung des  Srhadensersatzanspruches  die  kurze  Verjährung  nicht 
beziehen.  Dann  aber  fragt  sieh  wieder,  ob  nicht  auch  bei  der  Be- 
sitzentziehung durch  Drohung  dasselbe  gelten  solle,  obwohl  sonst 
Gewalt  und  Drohung  unterschieden  wird?  und  ob  nicht  auch  bei  der 
heimlichen  Besitzentziehung  dasselbe  gelten  müsse?  Ist  ja  doch  auch 
in  diesen  Fallen  ., Gewalt  und  Eigeumncht  verübt"  (Mot.  S. 45.),  wenn 
man  den  Begriff  nicht  zu  enge  nimmt,  und  nach  römischem  Becht 
fielen  sie  auch  unter  das  interdictum  de  vi,  so  fern  sie  überhaupt 
ein  Interdict  begründeten.  (Savigny  S.  405  —  409.  519—522. 
553.).  Und  ferner,  konnte  man  einwenden,  wenn  nach  Ablauf  des 
Jahres  noch  Ersatz  des  durch  die  Besitzentziehung  zugefügten  Scha- 
dens gefordert  werden  kann,  wobei  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  der 
Gegner  noch  einen  Vortheil  davon  hat,  wie  ist  es  dann  zu  rechtfer- 
tigen, dass  derselbe  den  widerrechtlich  entzogenen  Besitz,  den  er 
noch  hat,  jetzt  vorenthalten  könne?  Nach  römischem  Hecht  findet 
das  interdictum  de  vi  pasl  an  man  überhaupt  nur  statt  in  id  quod  ad 
deiieientem  pervenit,  so  dass  dieser  also  den  Besitz,  wenn  er  ihn 
noch  hat,  auch  jetzt  noch  zurückerstatten  muss,  nicht  aber  allen 
Schaden  mehr  zu  ersetzen  braucht;  und  mit  derselben  Beschränkung 
findet  es  auch  gegen  die  Erben  Anwendung,  was  aber  bekanntlich 
durch  das  canonische  Becht  und  die  Praxis  abgeändert  ist.  Was  da- 
gegen die  Klage  wegen  Besitzstörung  betrilft,  interdictum  retinendae 
possessionis,  so  unterliegt  dieses  nach  römischem  Becht  an  sich  keiner 
Verjährung;  nur  die  damit  verbundne  Ersatzklagc  verjährt  in  einem 
Jahr.  Der  Entwurf  aber  scheint  die  Sache  gerade  umzukehren,  in- 
dem auch  hier  die  Besitzklage  in  einem  Jahre  erlöschen,  die  Scha- 


ensklage  . 


länger  dauern  soll.     Und  doch  ist  es  nicht  möglich,  die 
Besitzklage  auszuschliessen,  wenn  die  Störung,  die  den  Besitz  nicht 
aufhebt,  noch  fortdauert;   wenn  sie  aber  nicht  mehr  fortdauert,  so 
incr  Verjährung  der  Besitzklage  nicht,  weil  diese  alsdann 
Anlass  mehr  hat.    So  erscheint  mir  I 
d,  während  das  gemei 
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iligend  ist.  Vielleicht  geht  indessen  die  Absicht  des  Entw.,  entspre- 
chend den  Grundsätzen  des  französischen  Rechts,  dahin,  dass  durch 
Ablauf  eines  Jahres  jede  Klage,  sofern  sie  sich  blos  auf  den  Besitz 
und  dessen  Verletzung  gründet,  sowohl  die  Klage  auf  Schadensersatz 

wegen  Besitzverlctzung  als  die  auf  Wiedererstattung  des  Besitzes, 
verjähren  und  die  Schadenersatzklage  nur  in  sofern,  als  sie  sich  auf 
Verletzung  eines  wirklichen  Hechts  des  Besitzers  gründet,  länger 
dauern  solle,  so  dass  also  bei  der  spater  angestellten  Schadcnsklagc 
auch  das  Dasein  des  angeblich  verletzten  Hechts  zu  erweisen  wäre. 
Dagegen  würde  ich,  vom  legislativen  Standpunkte,  nichts  einzuwen- 
den haben,  aber  es  müsste  dieses  klarer,  als  im  Entw.  geschieht, 
ausgedrückt  werden,  und  es  dürfte  dann  vollends  dieser  Vorbehalt 
nicht  auf  die  Schadensklage  im  Fall  gewaltsamer  Besitz-Störung 
oder  Entziehung  beschränkt  werden.  Warum  aber  gegen  die  Erben 
nicht  jedenfalls  in  demselben  Masse  wie  gegen  den  Erblasser  (nach 
Art.  15.  16.)  die  Klage  stattfinden  solle,  dafür  kann  ich  keinen  ge- 
nügenden Grund  finden,  wenn  man  nicht  überhaupt  den  römischen 
Grundsatz  über  beschränkte  Haftbarkeit  der  Erben  für  die  unerlaub- 
ten Handlungen  des  Erblassers  aufnimmt.  Dass  eine  Klage  auf  Un- 
terlassung der  Störung  oder  Wiedererstattung  des  Besitzes  gegen 
sie  nicht  mehr  statthabe,  wenn  sie  jener  von  selbst  sich  enthalten 
oder  diese  freiwillig  gewähren,  versteht  sich  freilich  von  selbst;  es 
würde  beim  Erblasser  nicht  anders  sein. 

Die  Art.  24.  bis  27.  endlich  sprechen  vom  Verlust  des  Besitzes, 
kurz  und  gut.  Nur  das  ist  mir  bedenklich,  ob  es  practisch  angemes- 
sen sei,  den  römischen  Satz:  fundi  possessionem  solo  animo  retineri 
mit  seinen  Consequenzen  völlig  aufzugeben,  wie  es  hier  stillschwei- 
gend geschieht.  —  Beim  Besitz  durch  Stellvertreter  nimmt  der  Entw. 
Verlust  an,  wenn  der  Stellvertreter  die  Sache  einem  Dritten  einhän- 
digt, gegen  Savigny's  Ansicht,  aber  wie  ich  glaube  mit  Hecht.  Eine 
eigene  Unterscheidung  aber  macht  er  für  den  Fall,  wenn  der  Stell- 
vertreter den  Besitzgegenstand  nur  verlässt  oder  den  Entschluss  fasst, 
solchen  für  einen  Dritten  innezuhaben.  Hier  soll  der  Besitz  verloren 
gehen,  wenn  der  Stellvertreter  ein  gesetzlicher  ist,  nicht  aber  wenn 
er  ein  freiwilliger  ist.  Der  Grund  dieser  Unterscheidung  liegt  darin, 
dass  der  erste  denjenigen,  für  welchen  er  besitzt,  wegen  Mangels 
natürlicher  W.llcnsfühigkcit  desselben  auch  in  Ansehung  des  aninms 
postidendi  vertritt  und  daher  für  ihn  diesen  animus  auch  aufgeben 
kann,  während  der  andre  seinen  Vollmachtgeber  nur  in  Ansehung  der 
Innchabung,  nicht  in  Ansehung  des  Bcsitzwillcns  vertritt.  (Mol.  S. 
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Der  notwendige  Stellvertreter  einer  willensunfähigen  Person  rauss  ja 
Tür  diese  auch  veräussern  kOnnen.  Allein  das  blosse  Verlassen  des 
Besitzgcgenslandes  scheint  mir  hier  nicht  bezeichnend  genug ;  es 
muss  auch  der  Wille  den  Besitz .  für  den  Vertretenen  aufzugeben 
vorhanden  sein;  ohne  diesen  animus  non  possidendi  ist  kein  Grund, 
in  diesem  Falle  dem  Aufgeben  der  Detention  eine  andre  Wirkung  bei- 
zulegen, als  wenn  ein  freiwilliger  Stellvertreter  diese  aufgibt.  Und 
dann  scheint  mir  auch  der  blosse  Entschluss,  die  Sache  fortan  für 
einen  Dritten  innezuhaben,  nicht  genügend,  so  wenig  wie  der  Ent- 
schluss, fortan  für  sich  zu  besitzen,  wenn  er  sich  nicht  durch  Süssere 
Handlung  kund  gibt. 

2)  Ueber  den  Besitz  von  Rechten.  Der  Entwurf  gibt  hierüber 
ausser  dem  Begriff  nur  Bestimmungen  über  Erwerb  und  Verlust,  im 
Ganzen  befriedigend.  Bei  affirmativen  Grunddienstbarkeiten  fordert 
er  zum  Erwerbe,  dass  die  Errichtung  der  erforderlichen  Anstalt  bei 
ständigen,  wie  die  Vornahme  der  Ausübungs- Handlung  bei  unstän- 
digen Dienstbarkeiten  „mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch  des  Be- 
sitzers des  dienenden  Gutes"  geschehen  sei.  Die  Motive  S.  50.  er- 
kennen an,  dass  es  für  den  Begriff  an  sich  hierauf  nicht  aukomme, 
aber  sie  halten  dieses  Erfordernis  für  zweckmässig,  um  frivolen  Be- 
sitzanmassungen  besser  zu  begegnen.  Aber  es  ist  nicht  consequent, 
wenn  man  den  Besitz  einer  Sache  auch  durch  Gewalt  und  Heimlich- 
keit erwerben  lässt.  Es  ist  auch  zum  Schulz  des  widersprechenden 
Eigentümers  nicht  nöthig,  wenn  man  diesem  bei  der  negatorischen 
Klage  nicht  den  Beweis  der  Freiheit  des  Eigenthums  aufbürdet  und 
gegen  die  Besitzklage  in  Ansehung  der  Servitut  ebenfalls  die  ex- 
ceptio quod  vi  clatn  precario  zulässt.  Es  ist  endlich  nicht  practisch ; 
denn  wenn  nun  ungeachtet  des  Widerspruchs  die  Anstalt  vollendet 
wird  und  bestehen  bleibt,  soll  daraus  niemals  Besitz  des  Rechts  her- 
vorgehen? auch  nicht  gegenüber  einem  andern  Besitzer  des  dienenden 
Grundstücks,  der  nicht  einmal  sein  Recht  von  dem  Widersprechenden 
ableitet?  und  wenn  kein  Besitz  des  Rechts  daraus  entsteht,  soll  denn 
das  faclisch  einmal  Bestehende  jeden  Schutzes  gegen  Eigenmacht  ent- 
behren? Jedenfalls  aber  ist  der  Art.  31*  in  seiner  Fassung  zu  enge; 
denn  es  kann  ja  auch  erst  nach  Vollendung  der  Anstalt  der  früher 
unkundige  oder  widersprechende  Besitzer  nicht  blos  stillschweigend 
sich  beruhigen,  sondern  selbst  ausdrücklich  einwilligen,  und  auch  in 
diesem  Falle  den  Besitzerwerb  auszuschliessen,  das  kann  nicht  die 
Absicht  des  Entw.  sein.  —  In  Art.  32.  sind  die  Beiwörter  ständig 
und  verborgen  Überflüssig,  da  sie  sich  bei  den  blos  in  einem  Unter- 
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sagungsrechle  bestehenden  Grunddienstbarkeilen  von  selbst  verstehen. 
—  In  Art.  34.  möchte  der  Ausdruck:  „sobald  die  Ausübung  unmög- 
lich geworden  ist"  wohl  zu  strenge  sein.  Auch  ist  zu  bemerken, 
dass  der  Besitz  persönlicher  Servituten  nicht  immer  durch  den  Ver- 
lust der  Innehabung  verloren  geht,  z.B.  dann  nicht,  wenn  der  Nutz- 
niesser  die' Sache  miethweise  einem  andern  überlässt.  —  Uebrigens 
sollen  nach  Art.  37.  die  Hegeln  über  den  Besitz  der  Sachen  auch  auf 
den  Besitz  der  Rechte  Anwendung  finden,  so  weit  es  nach  deren  Natur 
möglich  ist.  Demnach  sind  also  in  so  weit  auch  die  Besitzklagen  auf 
diese  anwendbar. 

III.  „Von  dem  Eigenthume."  Dieser  Titel  enthält 
1)  allgemeine  Bestimmungen.  Wir  finden  hier  in  Art.  1.  das 
Eigenthum  ganz  kurz  als  das  Recht  zur  vollkommenen  Herrschaft  über 
eine  Sache  bezeichnet.  Die  Begriffe  von  Gesammteigentbum,  Ober- 
und  Nutzeigentbum  werden  mit  Stillschweigen  übergangen,  wie  die 
Motive  S.  57.  f.  rechtfertigen.  Ich  bekenne  mich  ebenfalls  zu  der 
hier  angedeuteten  Ansicht,  dass  sich  ein  Begriff  des  Gesammteigen- 
thums  nicht  construiren  lässt,  ohne  eine  ideelle  Person  als  Subject 
desselben  sich  zu  denken,  wo  es  denn  eben  nichts  anders  ist  als 
Eigenthum  dieser  fingirten  Person,  welches  aber  eigentümliche 
Nutzungsbefugnisse  bestimmter  natürlicher  Personen  nicht  ausschliesst. 
Nicht  minder  pflichte  ich  der  Ansicht  bei,  dass  die  römische  Super- 
ficies und  Emphyteusis  nur  als  dingliche  Rechte  an  einer  fremden 
Sache,  nicht  als  sog.  Nutzeigenthum,  zu  bebandeln,  und  spreche 
noch  entschiedner  als  die  Motive  die  Meinung  aus,  dass  auch  das 
Recht  des  Vasalien  am  Lehengute  und  das  deutschrechtlicbe  Erb- 
pachtrecht unter  denselben  Gesichtspunkt  falle.  Wenn  nun  aber  der 
Entw.  theils  die  bereits  begründeten  Erbbestandsverhältnisse  als  wohl- 
erworbene Rechte  nicht  kränken  will,  theils  sich  vorbehält,  im  Obli- 
gationenrechte auch  für  die  Zukunft  die  Begründung  dinglicher  Pacht- 
rechte, wenn  gleich  abweichend  von  den  bisherigen  Rechtsinstituten 
dieser  Art,  möglich  zu  machen,  so  veranlasst  mich  dieses,  wieder- 
holt den  Art.  29.  des  Tit.  II.  „Nur  Dienslbarkeilen  sind  Gegenstand 
des  Besitzes"  als  unpassend  anzufechten.  Denn  gewiss  wird  der  Entw. 
die  Möglichkeit  des  Besitzes  dieser  Rechte  nicht  ausschliessen  wollen; 
er  kann  aber  in  dieser  Beziehung  auch  nur  Besitz  eines  Rechts  an- 
nehmen, wenn  er  einerseits  zum  Besitz  der  Sache  wahren  animus 
domini  als  wesentlich  erfordert  und  andrerseits  jene  Rechte  nicht  als 
eine  Art  von  Eigenthum  ansieht.  (Vgl.  meine  Abb.  über  den  Besitz 
der  Empbyteuse  in  der  Giessener  Zeitschr»  n.  F.  Bd.  III.). 
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Die  folgenden  Artikel  enthalten  zunächst  kurze  aber  genügende 
Bestimmungen  über  Miteigentum  (Art.  2.,  worin  nur  der  Ausdruck: 
„über  den  ganzen  Gegenstand"  ungenau  ist,  weil  auch  über  den 
kleinsten  körperlichen  Theil  nicht  ohne  Einwilligung  aller  Miteigen- 
tümer verfügt  werden  kann),  über  den  Umfang  des  Grundeigenthums 
(Art.  3.)i  "her  die  Vcrmulhung  für  die  Freiheit  des  Eigcnlhums 
(Art.  4.)  und  die  negatoria  aelio  (Art.  5.),  woran  sich  denn  zufetzt 
die  Bestimmungen  über  die  Eigcnlhumsklage  anknüpfen  (Art.  0 — 23.). 

Iiier  ist  nun  vor  allem  wichtig  die  Beschränkung  der  Eigenthums- 
klage  in  Ansehung  beweglicher  Sachen.  In  dieser  Beziehung  räume 
ich  gern  den  deutschrechtlichen  Ansichten  einen  gewissen  Einfluss 
ein  und  lasse  mir  einige  Beschränkung  der  unbedingten  Wirksamkeit 
der  römischen  rei  vindicatio  wohl  gefallen.  Es  fragt  sich  nur,  wie 
weit  man  darin  gehen  solle?  Der  Code  Napoleon  stellt  bekanntlich 
die  Hegel  auf:  En  fait  des  mcubles  la  possession  vaut  litre  (tf/7.2279.), 
welche  in  der  französischen  Rechtswissenschaft,  wenn  gleich  nicht 
ohne  Widerspruch  (vgl.  insbesondre  Toullier  XIV.  114.11.),  doch 
von  den  meisten,  und  wie  ich  glaube  mit  Recht,  so  verstanden  wird, 
dass  der  Besitzer  einer  beweglichen  Sache  sofort  als  Eigentümer 
gelte,  daher  denn  auch  eine  Ersitzung  derselben  nicht  staltlinde. 
Jedoch  soll  derjenige,  welchem  eine  Sache  verloren  gegangen  oder 
gestohlen  ist,  noch  binnen  drei  Jahren  nach  dem  Verlust  oder  der 
Entwendung  gegen  jeden  Inhaber  dieselbe  vindiciren  können  (reven- 
di</uer),  aber  nur  gegen  Erstattung  des  Kaufpreises,  wenn  dieser  sie 
auf  einer  Messe  oder  einem  Markte,  in  öffentlicher  V  ersteigerung 
oder  von  einem  dergleichen  Gegenstände  feilhabenden  Kaufmanne 
gekauft  hat.  ( art.  2279.  80.).  So  huldigt  das  französische  Recht 
strenge  dem  deutschrechllichen  Grundsätze:  Hand  muss  Hand  wahren. 
Der  vorliegende  Entw.  aber  hat  diesen  nur  mit  bedeutender  Milde- 
rung aufgenommen,  indem  er  als  Regel  aufstellt,  dass  nur  gegen 
denjenigen  Besitzer  einer  beweglichen  Sache,  welcher  dieselbe  recht- 
mässig und  in  gutem  Glauben  au  sich  gebracht  hat,  die  Eigenthums- 
klage nicht  stattfinde  (Art.  7.),  ausgenommen,  wenn  die  Sache  ver- 
loren, entwedet  oder  geraubt  worden  ist,  aber  auch  dann  in  den  im 
Code  art.  2280.  bezeichneten  Fällen  nnr  gegen  Erstattung  des  dafür 
gezahlten  Preises  (Art.  8.).  Demnach  ergeben  sich  freilich  sehr  er- 
hebliche Verschiedenheiten.  Dcnu  während  der  Code  der  Regel  nach 
jeden  Besitzer  als  solchen  vollkommen  schützt,  ohne  nach  der  Er- 
werbart zu  fragen,  sehliesst  der  Entw.  nur  gegen  den  redlichen  Be- 
sitzer die  Eigcnlhumsklage  aus.     Er  sagt  nicht,   dass  dieser  Eigen- 
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thümcr  sei;  dann  könnte  er  nicht  mehr  von  dem  gegen  ihn  klagen- 
den Eigentümer  reden,  er  liisst  vielmehr  noch  die  Ersitzung  offen 
(Tit.  V.  Art.  43.)?  man  könnte  daraus  folgern,  dass  gegen  einen 
spätem  unredlichen  Erwerber  immer  wieder  der  ursprüngliche  wahre 
Eigenthümer  die  Eigenlhumsklage  habe,  was  jedoch  vielleicht  nicht 
die  Absicht  des  Entw.  ist.  Nach  dem  Code  ferner  kann  verlorne 
und  geslohlne  Sachen  derjenige,  dem  sie  verloren  oder  gestohlen 
sind,  nur  innerhalb  einer  Klagfrisl  von  drei  .lahrcn  vindiciren,  nach 
dem  Entw.  kann  sie  der  Eigenthümer  vindiciren,  so  lange  er  nicht 
durch  Ersitzung  von  Seilen  des  andern  ausgeschlossen  ist,  und  nach 
jenem  muss  jedem,  nach  diesem  nur  dem  redlichen  Erwerber  der  Preis 
der  Sache  erstattet  werden,  wenn  er  sie  auf  einer  Messe  u.  s.  w.  an- 
gekauft hat.  —  Fragt  man  nun,  welches  System  den  Vorzug  ver- 
diene, so  wird  man  sich  leicht  dafür  entscheiden,  dass  der  Grundsatz 
des  französischen  Rechts  nicht  aufzunehmen  sei.  Es  ist  kein  Grund 
einzusehen,  warum  man  'dem  Eigenthümer  die  Verfolgung  seiner  Sache 
gegen  denjenigen  nicht  gestatten  sollte,  welcher  dieselbe  entweder 
in  bösem  Glauben  oder  gar  auf  widerrechtliche  Weise  an  sich  gebracht 
hat,  nachdem  sie  von  jenem  einem  andern  anvertraut  war.  Dass  der 
Eigenthümer  ohnebin  durch  seinen  persönlichen  Anspruch  gegen  den 
letzten  gedeckt  sei,  kann  man  nicht  für  alle  Fälle  behaupten,  und 
jedenfalls  kann  ihm  vor  allem  daran  gelegen  sein,  seine  Sache  an 
sich  ziehen  zu  können,  wo  er  sie  findet ;  der  unredliche  Erwerber 
aber  kann  keine  Schonung  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Wie  sollte 
der  Schonung  verdienen,  welcher  wissend  von  dem  treulosen  Depo- 
sitar oder  Commodatar  die  fremde  Sache  gekauft  oder  gar  zum  Ge- 
schenke erhalten  hat?  Daher  haben  auch  deutsche  Particularrechle 
die  Einrede  „Hand  muss  Hand  wahren"  auf  die  redlichen  Erwerber 
beschränkt;  daher  suchen  auch  französische  Uechisgelehrlc  die  praeti- 
schen  Folgen  des  Grundsatzes  künstlich  zu  beschränken,  indem  sie 
vermöge  willkürlicher  Ausdehnung  des  ort,  1141.  gegen  den  unred- 
lichen Besitzer  die  actio  doli  geben,  oder  indem  sie  die  vom  Depo- 
sitar veräusserte  oder  durch  Gaunerei  dem  Eigenthümer  entzogene 
Sache  für  gestohlen  erklären,  worüber  es  denn  an  Streit  nicht  fehlt. 

Aber  selbst  gegen  den  redlichen  Erwerber  braucht  man  die 
Eigenlhumsklagc  nicht  völlig  auszuschliesscn,  wie  der  Entw.  als  Re- 
gel annimmt.  Es  ist  bekannt,  dass  der  deutschrechtlichc 
jchland  fast  überall  durch  das  römische  Recht 
ih  glaube,  dass  er  auch  im  Rcchtsbewusstsein  des  Volks  wirk- 
lich ausgelöscht  ist.   Ohne  entscheidende  Gründe  aber  sollte  dm 
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gegen  nicht  angehen.  Nun  ist  allerdings  nicht  zn  verkennen,  dass 
die  Unhedingtheit  der  römischen  rei  vindicatio  gegen  den  redlichen 
Erwerber  zu  unbilliger  Härle  führen  könne  und  ein  lähmendes  Mis- 

trauen  im  Uiglichen  Verkehr  zu  erregen  geeignet  sei.  Es  ist  in  tau- 
send  Füllen  fast  unmöglich,  sich  vollkommene  Gewissheit  über  das 
Verfügungsreeht  desjenigen,  von  dem  man  eine  bewegliche  Sache 
überkommt,  zu  verschallen.  Aber  die  Gefahr,  die  daraus  für  den 
Mi  werber  hervorgeht,  besteht  doch  nur  darin,  dass  er  zu  Schaden 
komme,  indem  er  dem  Eigenthümer  ohne  Entschädigung  die  Sache 
wieder  herausgeben  muss.  Gegen  diese  Gefahr  eines  Verlustes  aber 
ist  er  sicher  gestellt ,  wenn  der  Hechtsatz  besteht,  dass  er  nur  gegen 
BrtaU  desjenigen,  was  er  für  den  Erwerb  der  Sache  gegeben  hat, 
dem  klagenden  Eigculhümer  dieselbe  herauszugehen  schuldig  sei. 
Mehr  als  dieses  ihm  zu  gewahren,  dazu  sehe  ich  keinen  genügenden 
Grund.  Ich  sehe  nicht  ein,  warum  nicht  vielmehr  der  Eigenthümer 
die  Sache,  die  vielleicht  einen  hohen  Werlh  besondrer  Zuneigung 
für  ihn  hat,  erhalten  soll,  als  der  Kaufer,  wenn  dieser  schadlos  ge- 
halten wird;  nicht,  warum  derjenige,  dem  ein  treuloser  Inhaber  un- 
entgeltlich die  Sache  überlassen  hat,  auf  kosten  des  Eigentümers 
einen  Gewinn  machen  soll.  Niemand  wird  das  letzte  besonders  red- 
lich linden,  wenn  es  auch  das  Recht  gestattet;  auch  der  redlichste 
Erwerber  kann  sich  nicht  beschweren,  wenn  er  nur  keinen  Schaden 
erleidet.  Dem  Eigenthümer  aber  darf  man  billig  jenen  Ersatz  zu- 
muthen,  wenn  er  selbst  die  Sache  aus  der  Hand  gegeben  hatte,  in- 
dem er  sich  alsdann  an  denjenigen  halten  mag,  dem  er  vertraute. 
Der  Entw.  scheint  mir  also  in  der  Beschränkung  der  Vindicatio!)  zu 
weit  zu  gehen.  Er  geht  darin  auch  weiter,  wie  die  Gesetzgebungen 
der  beiden  grösslen  deutschen  Staaten.  Das  österreichische  Gesetz- 
buch (§.  367.  68.)  spricht  zwar  dem  redlichen  Erwerber  das  Eigen- 
thum zu,  aber  doch  nur,  wenn  er  die  Sache  in  einer  Versteigerung 
oder  von  einem  zu  diesem  Verkehr  befugten  Gewerbmann  oder  gegen 
Eutgeld  von  jemanden,  dem  sie  der  Klüger  selbst  anvertrauet  hatte, 
an  sich  gebracht  hat;  es  verpflichtet  zudem  jeden  Besitzer  zu  unent- 
geltlicher Herausgabe  der  Sache,  wenn  nur  gewisse  Umstünde  bewie- 
sen werden,  aus  denen  derselbe  gegen  die  Redlichkeit  seines  Autors 
halle  Verdacht  schöpfen  können.  Das  preussische  Landrecht  aber 
(1.  15.  §.  24.  ff.  vgl.  §.42.  ff.)  verpflichtet  den  unentgeltlich  Erwer- 
benden ebenfalls  unbedingt  zur  Herausgabe  der  Sache,  und  gibt  an- 
dern redlichen  Besitzern  regelmässig  nur  dann,  wenn  sie  von  einer 
unverdächtigen  Person  erworben  haben,    Anspruch   auf  Erstattung 
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dessen,  was  sie  dafür  gegeben  haben.  In  gewissen  Fällen  übrigens 
isl  es  allerdings  angemessen,  die  Vindication  völlig  auszuschliessen, 
und  dahin  gehört  namentlich  der  Fall,  den  der  Entw.  in  Art.  9.  be- 
rücksichtigt, wenn  jemand  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldurkunden 

(eben  so  auch  Geld)  redlich  erworben  hat,  obwohl  auch  hier  gegen 
den  unentgeltlich  Besitzenden  wenigstens  in  subsidium  die  Rückford- 
rung  billig  gestattet  werden  könnte  (preuss.  Ldrt.  I.  15.  §.  45.  IT.). 
Auch  in  Ansehung  der  auf  Messen  und  Märkten  oder  in  öffentlicher 
Vcrslcigrung  redlich  cm  kauften  Sachen  möchte  die  Ausschliessung  der 
Vindication  wohl  zu  billigen  sein. 

Was  nun  ferner  den  Eigenthumsstrcil  selbst  betrifft,  so  sind  zu- 
nächst die  Vorschriften  über  den  Beweis  des  Klägers,  dabei  über  die 
Vubliciana  actio,  die  jedoch  nicht  etwa  unter  diesem  Namen  vor- 
kommt, sodann  über  den  Besitz  des  Beklagten,  zwar  sehr  kurz  aber 
untadelbaft.  Nur  in  Art.  16.  scheinen  mir  die  Worte:  ..behauptet 
...  zu  besitzen'1  keine  passende  Bezeichnung  für  das  „titi  se  offerre, 
quasi  possideret  sc.  leueret"  zu  sein.  Den  andern  Fall  der  soge- 
nannten ßcia  possessio,  nehmlich  si  dolo  malo  fecit,  quominus  possi- 
deret, hcltt  der  Eulwurf  nicht  besonders  hervor,  schliesst  ihn  aber 
doch  nicht  völlig  aus.  Zwar  soll  die  Veräusserung  des  Streitgegen- 
standes nach  Art.  18.  nur,  wenn  sie  nach  Mitlheilung  der  Klage  ge- 
schieht, gegen  den  Beklagten  eine  Fordrung  auf  Ersatz  des  höchsten 
Werlhes  begründen;  aber  aus  Art.  19.  ergibt  sich,  dass  der  unred- 
liche Besitzer  auch  für  den  vor  Mitlheilung  der  Klage  durch  seine 
Schuld  bewirkten  Untergang  der  Sache  haften  soll,  da  er  nach  mit- 
geteilter Klage  sogar  für  den  Zufall  einsieht,  und  darin  ist  denn 
auch  ein  Fall,  wo  er  dolo  malo  fecit  quominus  possideret,  milbe- 
griffen,  in  welchem  also,  obgleich  er  nicht  mehr  besitzl,  doch  die 
Eigenthumsklagc  noch  mit  Erfolg  gegen  ihn  statlliudet.  Ich  sehe 
indessen  keinen  genügenden  Grund  zu  einer  solchen  Beschränkung  des 
römischrcchtlichcn  Grundsatzes,  der  aus  dem  sog.  Sc,  luven  dun  um 
hervorgegangen  ist,  am  wenigsten  in  einer  Gesetzgebung,  welche  die 
Eigenthumsklage  gegen  den  redlichen  Besitzer  nur  unter  Beschrän- 
kung zulässl  und  daher  gegen  den  unredlichen  um  so  mehr  den  An- 
griff freilassen  sollte.  —  Für  den  Zufall  soll  übrigens  nach  Art.  19- 
der  unredliche  Besitzer  nur  haften,  wenn  er  nicht  erweisen  kann,  dass 
solcher  den  Streitgegenstand  auch  im  Besitze  des  Eigenthümers 
betroffen  haben  würde.  Meines  Erachtens  wäre  diese  Beschränkung 
ganz  zu  streichen  oder  wenigstens  anders  zu  fassen.  Es  kann  nur 
darauf  ankommen ,  ob  der  Schaden  durch  zufälligen  Untergang  oder 
Krit.  Jahrb.  f.D.RW.  Jahrg.  XI.  H.IX.  52 
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Verschlechlrung  der  Sache  den  Klüger  auch  dann  betroffen  haben 
würde,  wenn  ihm  dieselbe  sofort  nach  Miltheilung  der  Klage  unwei- 
gerlich herausgegeben  wäre;  dieses  aber  wird  kaum  jemals  zu  er- 
weisen sein,  da  immer  die  Möglichkeit,  dass  der  Klüger  inzwischen 
die  Sache  veräussert  haben  würde,  in  Betracht  zu  ziehen  ist;  den 
unredlichen  Besitzer  schlechthin  schon  dann  von  der  Ersatzpflicht 
freizusprechen,  wenn  er  nur  erweiset,  dass  die  Sache  auch  zu  Grunde 
gegangen  sein  würde,  wenn  der  Kläger  selbst  sie  besessen  hätte, 
würde  ungerecht  sein.  Auch  sollte  klarer  ausgesprochen  sein,  ob 
beim  Dieb  und  gewaltsamen  Besitzer  diese  Beschränkung  ebenfalls 
gelle  oder  nicht.  —  Ausserdem  sind  die  Bestimmungen  über  die  Lei- 
stungen des  Beklagten  (Art.  17 — 21.)  befriedigend  und  namentlich 
zu  loben,  dass  der  redliche  Besitzer  auch  nach  Miltheilung  der  Klage 
nicht  als  unredlicher  behandelt  wird.  Abweichend  vom  römischen 
Recht,  aber  übereinstimmend  mil  dem  französischen  ist  es,  dass  der- 
selbe die  vor  Miltheilung  der  Klage  gezogenen  I  i  Uchte  gar  nicht 
herauszugeben  braucht;  duch  könnte  dieses  klarer  ausgedrückt  wer- 
den, als  durch  die  Worte:  er  hafte  nicht  dafür,  die  man  nament- 
lich in  dem  Zusammenhange  des  Art.  21.  etwa  auch  so  versieben 
könnte,  dass  er  keinen  Ersatz  dafür  zu  leisten  I» rauche,  wenn  er  sie 
nicht  mehr  habe  (fruetus  consumlos  suos  faecre).  Auch  vermissl 
man  eine  Vorschrift  für  den  Fall,  wenn  die  Sache  weder  unterge- 
gangen noch  veräussert,  aher  doch  durch  Schuld  des  Beklagten  aus 
dessen  Besitze  gekommen  ist.  —  Betreffend  die  Gegenansprüche  des 
Beklagten  wegen  Verwendungen  wüsste  ich  gegen  den  Enlw.  nichts 
einzuwenden,  ausgenommen  dass  mir  die  Verbindung  der  Sätze  in 
Art.  22.  ,, dagegen  ist  er  u.  s.  w."  nicht  ganz  passend  scheint. 

2)  Von  der  Erwerbung  des  Eigeuthums  Art.  24 — 65.  und  zwar 

ö)  von  der  Erwerbung  des  Eigenthums  durch  Zueignung  Art.  24 — 
31.  Hier  finden  wir  nur  den  allgemeinen  Satz  über  Besitznahme  einer 
herrnlosen  Sache,  und  nähere  Bestimmungen  über  Erwerb  eines 
Schatzes  (Art.  25  —  29.);  >«  andren  Beziehungen  wird  auf  besondre 
Gesetze  verwiesen.  Den  Schatz  betreffend  kommt  es  nach  der  All- 
gemeinheit des  Ausdrucks  in  Art.  25.  vgl.  Tit.  I.  Art.  27.  nicht  darauf 
an,  ob  er  in  einer  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sache  gefunden 
wird.  Der  Finder  wird  als  der  eigentliche  Erwerber  angesehen,  der 
nur  verpflichtet  ist,  den  Schatz  zur  Hälfte,  oder,  wenn  er  dar- 
nach gesucht  hat,  ganz  dem  Eigeulhümer  der  Sache  herauszugehen. 

b)  von  der  Erwerbung  des  Eigenlhums  durch  Au-  uud  Zuwachs 
Art.  32 — 52.  —  Der  Zuwachs  durch  Flussbelt  und  Insel  findet  nur 

Digitized  by  Google 


Ree.  von  Hrn.  Professor  Dr.  Arndts  zu  München.  819 

bei  Privatflüssen  und  nur  in  so  weit  statt,  als  nicht  ein  andrer  nach- 
weist, dass  ihm  ursprünglich  der  Boden  gehört  habe;  das  verlassene 
Bett  öffentlicher  Flüsse  wird  den  Eigentümern  der  durch  den  neuen 
Lauf  des  Flusses  überschwemmten  Grundstücke  zur  Entschädigung 
überlassen.  —  Das  avulsum  kann  nur  binnen  Jahresfrist  zurückgefor- 
dert werden,  auf  das  coalescere  kommt  es  nicht  an;  Entschädigung 
braucht  dafür  nicht  geleistet  zu  werden.  —  Betreifend  die  inaedifi- 
catio  und  implantatio  stellt  der  Entw.  die  Hegel  auf,  dass  der  Eigen- 
tümer der  Materialien  niemals  deren  Ilinwcgnahmc,  sondern  nur  ein- 
fachen Ersatz  dafür  fordern  könne,  und  verweist  übrigens  auf  die 
Grundsätze  über  Verwendungen.  Es  kann  aber,  wenn  ein  unred- 
licher Besitzer,  oder  der  redliche  nach  Mittheilung  der  Klage,  ge- 
baut hat,  der  Fall  auch  so  beschaffen  sein,  dass  er  das  Gebäude  auf 
seine  Kosten  wegzuräumen  und  das  Grundstück  in  seinem  frühern 
Zustande  wiederherzustellen  schuldig  ist.  —  Hat  ein  andrer  als 
der  Grundeigentümer  mit  fremden  Materialien  gebaut,  so  soll  deren 
Eigentümer  nur  von  dem  Bauführer  Ersatz  fordern;  (eben  so  bei 
Pflanzungen  und  Sämereien);  während  der  letzte  nach  den  Grund- 
sätzen von  Verwendungen  gegen  den  ersten  Ersatzansprüche  hat; 
aber  in  diesem  Fall  ist  es  billig,  dass  der  Eigentümer  der  Materia- 
lien sich  auch  unmittelbar  an  den  Grundeigentümer  hallen  könne, 
soweit  dieser  dem  Bauenden  Ersatz  zu  leisten  hat.  —  Was  Pflan- 
zungen betrifft,  so  scheint  es  mir  nicht  angemessen,  in  Ansehung 
derselben  die  Klage  auf  Herausgabe  ganz  auszuschliesscn ;  ich  würde, 
jedoch  mit  Beschränkung  auf  etwa  ein  Jahr,  eine  actio  ad  exhibendum 
gestatten,  sofern  die  Vindication  derselben  als  beweglicher  Sachen 
noch  zulässig  wäre.  Warum  sollte  mir  das  Gesetz  die  Möglichkeit 
abschneiden,  den  Baum,  den  ich  mit  Sorgfalt  gepflegt,  den  Blumen- 
stock,  der  mir  ein  teures  Andenken  ist,  wiederzuerlangen,  wenn  er 
mir  entwendet  und  in  fremden  Boden  verpflanzt  worden  ist?  —  Sorg- 
fältige Bestimmungen  finden  wir  in  Art.  46—52.  über  den  Erwerb 
durch  Vermengung,  Vermischung,  Verbindung  und  Verarbeitung. 
Der  Entw.  weicht  darin,  wie  andere  Gesetzgebungen ,  vom  römischen 
Hechte  bedeutend  ab.  In  den  drei  ersten  Fällen  gibt  er,  wenn  die 
Absondrung  unmöglich  oder  mit  unverhältnismässig  grossem  Schaden 
oder  Kostenaufwande  verbunden  ist,  zunächst  dem  Eigenthümer  der 
werthvollsten  Sache  das  Hecht  auf  das  vereinigte  Ganze,  gegen  Ent- 
schädigung der  übrigen,  und  gestattet,  wenn  jener  davon  keinen  Ge- 
brauch machen  will  oder  die  verschiednen  Sachen  gleichen  Werth 
haben,  jedem  Eigenthümer  auf  Versteigerung  des  Ganzen  anzutra- 
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gen;  wenn  aber  einer  der  Eigenlhümcr  in  bösem  Gl.iuben  die  Ver- 
einigung bewirkt  hat,  so  soll  der  andre  die  Wahl  haben,  das  Ganze 
EU  behalten  oder  jenem  zu  überlassen,  gegen  Leistung  oder  Empfang 
entsprechender  Vergütung.    Nach  gleichem  Gesichtspunkte  wird  denn 

auch  der  Fall  der  Verarbeitung  (specißcatiu)  beurtheill,  indem  die 
Arbeil  einer  mit  dem  verarbeiteten  Stolle  vereinigten  Sache  gleich- 
machtet wird;  jedoch  mit  der  Abweichung,  dass  sie  nur  dann  als 
Hauptsache  gilt  und  daher  dem  Bearbeiter  das  Recht  gewährt,  die 
Sache  zu  behalten,  wenn  sie  den  Werth  des  Stoffes  bedeutend 
übersteigt,  und  dass  jedenfalls  der  Eigcnlhiimer  des  Stoffes,  statt  die 
Sache  zu  behalten,  Ersatz  für  den  Stoff  verlangen,  kann.  Sind  Stoffe 
verschiedener  Eigenlhümcr  verarbeitet,  so  hat  wieder  der  Eigentü- 
mer des  wcrlhvollsten  den  Vorzug,  und  hat  der  Bearbeiter  sell>>t 
eigenen  Stoff  dazu  gegeben,  so  kann  er  die  Sache  behalten,  falls 
der  Werth  der  Arbeit  und  des  eigenen  Stoffes  zusammen  genommen 
den  Werth  des  fremden  Stoffes  bedeutend  übersteigt,  während,  wenn 
«lies  nicht  der  Fall,  aber  wenigstens  Werthgleichheit  vorhanden  ist, 
die  Sache  gemeinschaftlich  werden  soll.  Wenn  jedoch  der  Bearbeiter 
in  bösem  Glauben  war,  so  soll  allemal  der  Eigenthiimcr  der  verar- 
beiteten Sache  die  Wahl  haben,  gegen  Vergütung  den  ganzen  Gegen- 
stand zu  behalten  oder  dem  Bearbeiter  zu  überlassen.  —  Endlich 
sollen  diese  Vorschriften  über  die  Berücksichtigung  des  Werths  der 
Arbeit  auch  zur  Anwendung  kommen,  wenn  durch  Vermischung  oder 
andre  Verbindung  eine  Sache  andrer  Art  hervorgebracht  worden  ist. — 
Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  auf  diese  Weise  eine  ansprechende  Ver- 
einfachung des  Prinzips  gewonnen  ist.  Gleichwohl  habe  ich  gegen  die 
practische  Angemessenheit  obiger  Bestimmungen  einiges  Bedenken. 
Vorerst  kann  man,  wie  mir  scheint,  mit  der  Natur  der  Sache  leicht 
in  Widerstreit  gerathen,  wenn  es  schlechthin  von  dem  Werlhver- 
hältnis  der  verbundnen  Sachen  abhängig  gemacht  wird,  welche  als 
die  Hauptsache,  welche  als  Nebensache  anzusehen  sei.  Es  kann 
leicht  ein  an  sich  kostbarerer  Stoff  augenscheinlich  nur  zur  Ausbesse- 
rung, Verzierung  oder  Ergänzung  einer  andern  Sache  verwendet  sein. 
Daher  macht  auch  für  den  Fall  blosser  Ausbesserung  einer  Sache 
durch  die  andre,  das  österr.  Gesetzbuch ,  welches  sonst  im  Prinzip  am 
meisten  mit  dem  Entw.  übereinstimmt ,  eine  Ausnahme  von  seiner 
Hegel;  noch  angemessener  aber  scheint  es  mir,  wie  der  Code  fl/7.  567. 
569.,  überhaupt  nur  in  subsidium,  wenn  keine  der  verbundnen  Sachen 
mit  Sicherheit  als  Hauptsache  erkannt  wird,  das  Werthverhältnis  ent- 
scheiden zu  lassen. —  Was  sodann  die  Vermengung  oder  Vermischung 
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betrifft,  so  wird  das  dadurch  entstandne  Ganze  meistens  eine  Quan- 
tität sein,  die  sich  ohne  Schwierigkeit  reell  theilen  lässt,  und  da  ist 
kein  Grund  vorhanden,  sofern  nicht  eine  Specificalion  vorliegt,  einem 
der  Eigentümer  gegen  Entschädigung  der  übrigen  ein  ausschliessen- 
des  Recht  auf  das  Ganze  zu  geben;  näher  liegt  es,  wie  nach  römi- 
schem Recht,  das  Ganze  für  gemeinschaftliches  Gut  aller  zu  erklären, 
deren  Anthcile  sich  nach  dem  Wcrtbvcrhälluis  der  vermischten  Sachen 
bestimmen.  —  Bei  andrer  Verbindung  dagegen,  welche  die  Absond- 
rung  nicht  mehr  zulitsst  (sog.  adiunetto),  desgleichen  bei  der  Ver- 
arbeitung (speeißcatio)  sollte  m.  E.  auf  den  guten  oder  bösen  Glau- 
ben desjenigen,  der  sie  vorgenommen,  nicht  so  viel  Gewicht  gelegt 
werden.  Zwar  geschieht  dies  auch  in  andern  neuem  Gesetzgebungen; 
allein  ich  halte  dafür,  dass  das  Prinzip  des  römischen  Rechts,  wor- 
nach  die  vereinigte  oder  verarbeitete  Sache  als  vernichtet  angesehen 
wird,  und  wornach  denn  consequenl,  obwohl  es  bei  der  Specilication 
streitig  ist,  auf  den  guten  oder  bösen  Glauben  nichts  ankommen  kann, 
practisch  befriedigender  sei,  und  billige  es  daher,  wenn  der  Code 
von  diesem  Umstände  stillschweigend  abslrahirt,  ausgenommen  sofern 
er  auf  die  Bestimmung  der  Entschädignngspllicht  von  Einlluss  ist. 
Die  Theorie  des  Entw.  kann  zu  wahrhaft  absurden  Resultaten  führen. 
Wenn  jemand  wissentlich  ein  fremdes  Blatt  Papier  nimmt  und  zu 
einem  Schuldschein  oder  zu  einem  vertraulichen  Briefe  verwendet, 
oder  wenn  ein  Mahlcr  ciu  fremdes  Stück  Leinwand  zu  einem  Gemaide 
benutzt,  so  kann  der  Eigentümer  des  Papiers  oder  der  Leinwand 
das  beschriebene  Blatt  oder  das  Gemälde  als  sein  Eigenthum  in  An- 
spruch nehmen;  wenn  Raphael  in  Eile  den  Deckel  eines  Fasses  er- 
griff, um  eine  schöne  Gruppe  darauf  festzuhalten,  so  konnte  der 
Eigentümer  des  Fasses  das  Werk  seiner  Hand  an  sich  ziehen  und 
wir  hätten  vielleicht  nicht  die  berühmte  Madonna  dclla  Sedia;  oder 
wenn  ein  Phidias  aus  rohem  Marino! block  ein  Meisterwerk  gemei- 
selt,  aus  Lehm  ein  herrliches  Modell  verfertigt  hätte,  so  könnte  der 
Eigentümer  des  rohen  Marmors  oder  Lehmklumpen  das  künstlerische 
Producl  sich  zueignen;  und  wenn  ich  wissentlich  zu  dieser  Recen- 
sion  ein  nicht  mir  gehörendes  Buch  Papier  verwendete,  ich  wäre 
dessen  nicht  sicher,  dass  sie  das  Licht  der  Öffentlichkeit  erblicken 
werde.  Die  Sache,  die  mit  einer  andern  Hauptsache  unlösbar  ver- 
einigt oder  zu  einer  andern  Sache  verarbeitet  ist,  existirt  als  das- 
jenige, was  sie  früher  war,  nicht  mehr.  Die  Farbe  in  dem  gefärbten 
Tuche  ist  so  wenig  der  verwendete  Farbstoff,  die  Slatue  so  wenig 
ior!>lock«  woraus  sie  ccbildcl  ist.  wie  die  Asche  das  ver- 
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braonte  IIolz  ist.  Wer  die  Verwandlang  bewirkt  bat,  moss  dem  beein- 
trächtigten Eigentümer  dafür  Ersatz  leisten,  kann  selbst  als  Dieb  straf- 
bar sein;  aber  die  verwandelte  Sache  ist  sein  Eigenthun) ;  die  früher 

bestandne  Sache  ist  für  deren  Eigenlhümer  verloren  gegangen,  wie  das 
Brod,  das  der  Dich  verzehrt  hat.  In  den  meisten  Füllen  handeil  es  sich 
ja  hier  auch  nur  von  vertretbaren  Sachen,  die  in  gleicher  Gattung, 
Menge  und  Güte  erstattet  werden  können;  warum  sollte  man  da  dem 
Eigcnthuiu  an  der  bestimmten  Sache  dieser  Gattung  eine  solche  Kraft 
beilegen,  dass  es  den  wichtigsten  Zuwachs  nach  sich  ziehe,  während 
man  den  vollkommensten  Ersatz  in  gleicher  Galtung  gewähren  könnte? 
Uebrigcns  muss  die  römische  Beschränkung  des  Erwerbes  durch  Spe- 
eification,  woruach  dieser  nur  dann  stattfindet,  wenn  die  Sache  nicht 
auf  ihre  frühere  Gestalt  zurückgeführt  werden  kann ,  wenigstens  in 
sofern  aufgegeben  werden,  dass  er  'dann  jedenfalls  eintrete,  wenn 
der  Sache  durch  die  Verarbeitung  ein  eigentümlicher  höherer  Werlh 
verliehen  worden  ist;  denn  es  ist  unerträglich,  dass  bei  einer  in 
Metall  gegossenen  oder  in  Lc*hm  modellirten  Statue  ein  anderes  gel- 
ten soll,  als  bei  einer  aus  Stein  gehauenen.  Eben  so  unerträglich 
ist  die  schon  oft  gerügte  lnconse<juenz  des  römischen  Rechts,  dass 
es  zwar  das  Gemälde  im  Vergleich  zur  Tafel  oder  Leinwand  als 
Hauptsache,  die  Schrift  aber  in  Vergleich  zum  Papier  als  Neben- 
sache bebandelt. 

c)  von  der  Erwerbung  des  Eigenthums  durch  Uebertragung,  Art. 
53 — 65.  In  dieser  Beziehung  weicht  der  Entw.  sowohl  einerseits 
vom  römischen  oder  bisherigen  gemeinen  Rechte,  als  andrerseits  vom 
französischen  Rechte  bedeutend  ab,  indem  er  der  deutschrechtlichen 
Institution  der  Ingrossation  erheblichen  Einfluss  einräumt  und  insbe- 
sondre dem  Osterr.  Gesetzbuch  in  wesentlichen  Bestimmungen  sich 
anschliesst.  Nach  französischem  Rechte  wird  bekanntlich  die  Ueber- 
tragung  des  Eigenthums  schon  durch  den  blossen  Vertrag  vollendet, 
nach  gemeinem  Recht  dagegen  ist  dazu  die  Uebergabe  erforderlich, 
aber  auch  bei  allen  Sachen  genügend.  Der  Entw.  nun  verwirft,  und 
mit  gutem  Hechte,  den  französischen  Grundsatz,  unterscheidet  aber 
zwischen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  und  erfordert  zur 
Eigenthumsübertragung  ausser  dem  Erwerbtilel  bei  den  ersten  die 
Uebergabe,  bei  den  letzten  die  Eintragung  in  das  dazu  bestimmte 
öffentliche  Buch.  Für  unbewegliche  Sachen  ist  hiernach  die  Ueber- 
gabe allein  nichl  genügend;  für  bewegliche  Sachen  aber  ist  sie 
auch  da  erforderlich,  wo  sie  nach  römischem  Recht  nicht  nöthig  ist, 
ijchmlich  wenn  der  Erwerbtilel  in  einem  richterlichen  Urlheile  oder 
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in  einem  Vermächtnis  besteht.  In  dem  letzten  Punkte  stimmt  auch 
sowohl  das  preussische  wie  das  öslerr.  Recht  mit  dem  Entwürfe 
überein,  und  es  lässt  sich  diese  Abweichung  vom  römischen  Recht 
allenfalls  durch  die  darin  liegende  Vereinfachung  des  Prinzips  wohl 

rechtfertigen,  obgleich  bei  Adjtidication  und  Vci  inüchlnis  keineswegs 
gleich  starke  Gründe  für  das  Erfordernis  der  Tradition  sprechen, 
wie  beim  Vertrage.      In  der  ersten  Beziehung  dagegen  gehl  das 
preussische  Hecht  nicht  so  weit,    wie  das  österr.  und  der  vorlie- 
gende Entwurf,  ohne  doch  den  Zweck,  den  diese  erreichen  wollen, 
zu  verfehlen.     Es  lässl  auch  bei  unbeweglichen  Sachen  die  Eigen- 
thumsübertragung durch  Lebergabe  als  möglich  zu,  macht  aber  die 
vollständige  Wirkung  dieses  Ucberganges  des  Eigentbums  im  Ver- 
hältnis zu  dritten  Personen  von  der  Eintragung  in  das  Ilypolheken- 
buch  abhängig,  während  nach  jenen  ohne  die  Eintragung  in  das  öffent- 
liche Buch  der  Eigenthumsübergang  gar  nicht  stattfindet.  Diese  letzte 
Bestimmung  aber  geht  über  ihren  Zweck  hinaus;  es  würde  genügen, 
den  Grundsatz  aufzustellen,  dass  rücksichllich  der  Rechte  an  unbe- 
weglichen Sachen  das  in  dem  betreffenden  öffentlichen  Buche  Ein- 
getragene für  richtig  gelle,  dass  daher  jeder  im  Vertrauen  darauf 
mit  vollkommener  Sicherheit  Rechtsgeschäfte  eingehen,  und  demzu- 
folge derjenige,  welchem  von  dem  wahren  aber  nicht  eingetragenen 
Eigenthümer  das  Eigcntlium  übertragen  ist,  diesen  Erwerb  nicht  gel- 
tend machen  könne  gegen  denjenigen,  welcher  von  der  als  Eigcn- 
thümer  eingetragenen  Person  seinen  Erwerb  ableitet,  und  eben  so 
wenig  der  nicht  eingetragene  Erwerber  gegen  denjenigen,  welcher 
von  dem  eingetragenen  Eigenthümer  zwar  erst  später  erworben,  aber 
die  Eintragung  dieses  Erwerbes  bewirkt  hat.     Es  ist  dagegen  kein 
Grund  vorhanden,    dem  nicht  eingetragenen  Erwerber,   selbst  dem 
rechtmässigen  Erben  (Mot.  S.  64.),  gegen  Dritte  unrechtmässige  Be- 
sitzer oder  überhaupt  gegen  solche,  die  nicht  von  einem  eingetra- 
genen Eigenthümer  ihr  Recht  ableiten  oder  deren  Erwerb  ebenfalls 
nicht  eingetragen  ist,  die  Eigenthumsklage  zu  vertagen  und  auch  iu 
Beziehung  auf  sie  dem  Eigenthumserwerb  keine  Wirkung  zuzuge- 
stehen.   Es  scheint  mir  daher  in  diesem  Punkte  das  preussische  Recht 
den  Vorzug  zu  verdienen,  welches  auch  so     eine  feste  und  zuver- 
lässige Basis  für  das  ganze  Ilypolhekenrecht"  (Mot.  S.  61.)  gewonnen 
hat.    Das  aber  ist  HSJ«  eifclhaft,  dass  Rheinhessen  nach  den  im  Entw. 
angenommenen  Grundsätzen  ein  solideres   Ilypollickeni  echt  zu  er- 
warten habe,  als  es  bisher  besass,    nachdem  die  in  dem  Gesetz  vom 
11.  brumaire  des  Jahres  Vil.  enthaltene  und  auch  von  den  Rcdacloren 
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des  Entwurfs  zum  Code  civil  vorgeschlagene  Vorschrift  der  Trans- 
scription des  Eigenthumserwerbes  in  das  Gesetzbuch  nicht  aufgenom- 
men worden  ist.  Zwar  ist  in  neuester  Zeit  die  Beseitigung  des  Hy- 
pothekenwesens als  eine  Fordrung  der  Rechtsphilosophie  bezeichnet 
worden  (Röder  S.  267.).  Gewiss  aber  werden  die  Landbesitzer  am 
wenigsten  geneigt  sein,  den  Vortheil  erhöhten  Credits,  der  ihnen 
durch  ein  wohlgeordnetes  Hypolbekenwesen  gewährt  ist,  wieder  auf- 
zugeben, und  es  nicht  als  eine  Art  von  Leibeigenschaft  drückend 
finden,  dass  ihnen  kraft  desselben  mehr  als  sonst  und  zu  geringem 
Zinsen  credilirt  wird. 

Um  noch  einzelnes  zu  berühren  in  diesem  Abschnitt,  frage  ich: 
warum  heisst  es  in  Art.  53.  54.  „im  Gefolge  eines  rechtmässigen 
Erwerb  tilels?"  Hat  man  doch  längst  bemerkt,  dass  es  nicht  ganz 
genau  sei,  eine  iusta  causa  praecedens  zu  erfordern.  Und  warum 
„Erwerbtitel?"  Ein  schlechtgebildetes  Wort,  da  der  Römer  wohl 
von  titulus  possessionis,  aber  nicht  von  titulus  acquirendi  spricht. 
Warum  nicht  lieber:  Erwerbgrand,  kraft"  oder  „vermöge  eines 
rechtmässigen  Erwerbgrondes"?  In  Art.  54.  wird  nun  gar  dasselbe 
Wort  „Erwerbtitel"  einmal  in  der  allgemeinen  Bedeutung  von  iusta 
causa  acquirendi  und  einmal  in  der  Bedeutung  einer  Urkunde  über 
den  Erwerb  gebraucht.  Wenn  übrigeos  die  mit  der  Einhändigung 
des  Erwerbtitels  (in  diesem  Sinn)  verbundne  Erklärung,  dass  die 
Sache  zur  Verfügung  des  Erwerbers  stehe,  die  Wirkung  der  Ueb er- 
tragung haben  soll,  so  muss  doch,  und  das  sollte  der  Art.  deutlicher 
aussprechen,  diese  Erklärung  der  thatsachlicben  Wahrheit  entspre- 
chen, wie  auch  die  Mot.  S.  103.  vacuam  possessionem  erfordern. — 
In  Art.  53.  58«  ist  von  einem  richterlichen  Urtbeil  als  Erwerbtitel 
die  Rede.  Darunter  ist  nach  den  Mot.  S.  60.  die  richterliche  Zuer- 
kennung (Adjudication)  einer  Sache  zu  verstehen,  welche  auch  allein 
einen  wahren  Erwerbgrnnd  bildet,  nicht  das  Unheil  über  streitiges 
Eigenthum,  durch  welches  nur  schon  erworbenes  Eigenthum  aner- 
kannt wird.  Jene  Bedeutung  ist  also  auch  in  Art.  60.  vorauszu- 
setzen, worin  von  einer  Vormerkung  wegen  noch  nicht  rechtskräf- 
tigen Urtheils  die. Rede  ist.  Eine  solche  Vormerkung  kann  aber  auch 
wegen  eines  noch  nicht  rechtskräftig  gewordnen  Urlheils  im  Eigen- 
thumsstreite nolhweodig  werden,  und  selbst  schon  vor  dem  Urtheil, 
nach  Beginn  des  Rechtstreites,  wenn  nehmlich  gegen  denjenigen,  der 
im  öffentlichen  Buche  als  Eigenlhümer  eingetragen  ist,  das  Eigen- 
thum in  Anspruch  genommen  wird,  also  die  durch  die  Eintragung 
begründete  praesumtio  pro  dominio  beseitigt  werden  soll  (Art.  11.). 
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Es  scheint  daher  wünschenswert,  dass  darQherbeiArt.il.  oder  18. 
etwas  bestimmt  werde  (vgl.  Tit.  V.  Art.  53.).  —  In  Art.  64.  scheint 
inir  der  Aasdruck  „mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  Dritte"  nicht 
ganz  passend,  da  man  bei  diesem  Worte  zunächst  an  andre  Personen 

ausser  dem  Erwerber  und  dem  Ucbertragcndcn  zu  denken  veranlasst 
ist,  während  doch  andre  Personen  ausser  dem  bisherigen  Eigentümer 
der  belasteten  Sache  und  demjenigen,  welchem  das  der  Last  ent- 
sprechende Recht  zusteht,  gemeint  sind;  es  möchte  besser  heissen: 
„mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  jeden  Besitzer",  wenn  man  den 
Ausdruck  ,,mit  dinglicher  Wirkung"  vermeiden  zu  müssen  glaubt. — 
Art.  65.  ist  ungenau  gefasst,  in  so  fern  man  daraus  schliessen  könnte, 
dass  auch  die  Ersitzung  zu  den  Füllen  der  Ueberlragung  gerechnet 
werde,  während  sie  doch  nicht  zu  den  abgeleiteten  Erwerbarien 
gehört. 

Nach  den  Bestimmungen  Über  Erwerb  des  Eigenthums  kommt 
endlich  in  diesem  Titel  noch  eine  Abiheilung 

3)  von  den  Rechten  nnd  Pflichten  der  Eigentümer  benachbarter 
Liegenschaften,  Art.  66  —  101.  Hier  finden  wir  sehr  ausführliche 
Bestimmungen  über  die  sogenannten  gesetzlichen  Grunddienstbar- 
keiten, die  servitudes,  qui  derivent  de  la  Situation  des  lieux,  und  die 
servitudes  itablies  par  la  loi  ( Code  Nap.  art.  640  —  685.)»  grossen- 
theils  Ubereinstimmend  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuchs, 
aber  in  veränderter  Ordnung  und  an  andern»  passendem  Orte.  Diese 
Vorschriften  sind  practisch  von  grosser  Wichtigkeit  und  daher  mit 
Recht  sorgfältig  ausgeführt;  für  die  Charakteristik  des  Rechtssystems 
aber  sind  sie  weniger  bedeutend;  daher  enthalte  ich  mich  einer  nä- 
hern Beleuchtung  des  Einzelnen,  um  noch  für  Wichtigeres  Raum  zu 
behalten,  und  wende  mich  zum  Titel 

IV.  von  den  Dienstbarkeiten.   Dieser  enthält 

1)  allgemeine  Bestimmungen  (Art.  1  —  7.),  worin  der  rein  rö- 
mische Begriff  der  Servituten  (persönlicher  oder  Grund -Dienstbar- 
keiten) angedeutet  und  einiges  Allgemeine  über  Umfang  und  Ausübung 
derselben  festgesetzt  wird.  Die  Geltendmachung  persönlicher  Dienst- 
barkeiten an  beweglichen  Sachen  unterliegt  consequent  denselben 
Beschränkungen,  wie  die  Vindication  derselben. 

2)  Von  der  persönlichen  Dienstbarkeit  desNiessbrauches  Art.8— 
60.  Der  Entw.  stellt  den  Niessbrauch  als  einzige  persönliche  Dienst-» 
barkeit  auf.  Gebrauch  und  Wohnungsrecht  sind  ihm  nur  andre  Aus- 
drücke für  dasselbe  Recht;  jedoch  wird  tbeils  im  Allgemeinen  aner- 
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kannt ,  dass  der  Umfang  der  Befugnisse  des  Nicssbrauchers  (der  Entw. 
schreibt  immer  ,, Niessbräuchcr")  durch  den  Erwerblitei  mehr  oder 
weniger  eingeschränkt  werden  könne  (Art.  7.),  tbcils  noch  besonders 
bestimmt,  wie  die  ausdrückliche  Beschränkung  „auf  das  Bedürfnis 

des  Berechtigten"  im  Zweifel  zu  verstehen  sei  (Art.  30.).  Diese  Ab- 
weichung vom  gemeinen  wie  vom  französischen  Hechte  wird  gerecht- 
fertigt (Mot.  S.  125.)  durch  die  Erwägung,  dass  im  Sprachgebrauch 
unseres  Rechtsverkehrs  bestimmte  Unterschiede  zwischen  Niessbraucli 
(Nutzniessuug,  Fruehtgenuss,  Nutzung,  Abnutzen),  Gebrauch  und 
Wohnungsrecht  (Einsitz,  Sitz  im  Hause  u.  dgl.)  sich  nicht  behaupten 
lassen,  wie  denn  auch  im  römischen  Recht  die  Grenze  zwischen  jenen 
Rechten  sehr  schwankend  ist.  Doch  möchte  es  nicht  unangemessen 
sein,  das  ,, Wohnungsrecht'4  im  Zweifel  als  ein  rein  persönliches 
(für  sich  und  seine  Angehörigen)  anzusehen,  dessen  Ausübung  einem 
andern  nicht  überlassen  werden  könne  ( Code  art.  634.),  obwohl  ge- 
rade bei  der  habilalio  das  römische  Recht  die  localio  zuliissl.  Was 
den  Gebrauch  betrifft,  so  hat  schon  Savigny  bemerkt,  dass  es  nicht 
natürlich  sei,  darunter  ein  auf  das  Bedürfnis  beschränktes  Nutzungf- 
recht  zu  verstehen,  und  dass  jenes  Wort  auch  nicht  mit  entsprechen- 
der Bestimmtheit  dasjenige  bezeichne,  was  die  Römer  unter  ihrer 
servitus  usus  verslanden.  Dagegen  vertheidigt  Pacht*  die  heutige 
Anwendbarkeit  des  römischen  Usus,  welchen  er  gerade  als  die  wahre 
ursprüngliche  Personalservitut  betrachtet,  deren  Wesen  eben  in  dem 
Recht  des  Gebrauchs  nach  Bedürfnis  einer  Person  bestelle.  Allein 
gegen  diese  Theorie  sind  schon  vom  Standpunkt  des  römischen  Rechts 
aus  erhebliche  Einwendungen  gemacht  worden  (Scheurl  de  usus  et 
J'ructus  discrt'mine.  Erlang.  184G0>  und  vom  Standpunkt  des  prac- 
tischen  Lebens  aus  betrachtet  kann  sie  noch  weniger  auf  Beifall  An- 
spruch machen.  Wenn  jemanden  der  Gebrauch,  vielleicht  ausdrück- 
lich der  freie  oder  volle  Gebrauch,  eines  Fruchtfeldes  eingeräumt  ist, 
beisst  das  nicht  so  viel  als:  es  solle  ihm  gestattet  sein,  das  Feld  zum 
Fruchtbau  zu  gebrauchen?  Wenn  er  nun  Kartoffeln  darauf  baut, 
mehr  als  er  selbst  für  sich  und  die  Sciuigcn  braucht,  soll  er  den 
Uebcrlluss  nicht  verkaufen  oder  vertauschen  dürfen,  um  sich  dafür 
seinen  Bedarf  an  Brodfrucht  zu  verschallen?  oder  wenn  ihm  der  Ge- 
hrauch einer  Wiese  eingeräumt  ist,  soll  er  genöthigt  sein,  so  viel 
Vieh  zu  halten,  dass  es  den  ganzen  Heuerlrag  verzehrt,  während  es 
ihm  am  Stroh  zur  Streu  fehlt?  Und  wenn  er  an  allem  Nahrungsbe- 
darf mehr  als  genug  hat,  warum  soll  er  den  überflüssigen  Ertrag  des 
Feldes  nicht  gebrauchen,  um  sich  die  nöthigen  Kleider,  um  seinen 
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Dienstboten  den  Lohn  zn  verschaffen?  Wo  hat  das  Bedürfnis  der 
Person  seine  Gränze?  Ist  eine  Sache  den  Bedürfnissen  einer  Person 
zu  dienen  bestimmt,  so  ist  es  eine  keineswegs  natürliche  Beschrän- 
kung, dies  so  auszulegen,  dass  nur  der  unmittelbare  Genuss  der  Sache 

und  ihres  Ertrags  gestattet ,  die  mittelbare  Benutzung  des  letzten  zur 
Befriedigung  andrer  Bedürfnisse  mittelst  des  Tauschverkchrs  versagt 
sein  solle.  Ich  glaube  daher,  dass  das  umfassendere  Benutzungs- 
recht, mit  vollständigem  Genuss  der  natürlichen  Früchte,  zuerst  an- 
erkannt war  und  der  Gegensatz  des  beschränktem  Usus  erst  einer 
spätem  Abstraction  seine  Entstehung  verdankt,  wobei  mir  jedoch 
wahrscheinlich  ist,  dass  die  Befugnis  des  Nulzniessers,  auch  die 
Ausübung  seines  Rechts  im  Ganzen  mitsammt  der  Detention  der  Sache 
entgeltlich  oder  unentgeltlich  einem  Andern  zu  überlassen,  und  auf 
solche  Weise  sogenannte  bürgerliche  Früchte  von  derselben  zu  ziehen, 
auch  erst  später  vermöge  einer  Folgerung  aus  dem  ausgebildeten  Be- 
griffe des  Usus-fructus,  im  Gegensatze  des  blossen  Usus,  zugegeben 
worden  sei.  Practisch  ist  es  nun  aber  gewiss  das  Angemessenste,  von 
dem  umfassendem,  vollständigem  und  gewöhnlichem  Hechte  desNiess- 
brauches  auszugehen,  und  nur,  ohne  dem  Sprachgebrauch  des  Lebens 
Gewalt  anzuthun,  beliebigen  Beschränkungen  dieses  Rechts  durch 
besondre  Willensvcrfügungeu  Raum  zu  lassen;  daher  ich  dem  System 
desEutw.  gern  beistimme.  Einen  Fehler  aber  begeht  derselbe  darin, 
dass  er  in  Art.  8.  eine  Begriffbeslimmung  des  Niesshrauches  aufstellt, 
nach  welcher  ein  beschränkter  Niessbrauch  gar  keiner  mehr  ist,  in- 
dem jener  als  das  Hecht,  die  Sache  vollständig  zu  gebrauchen  und 
alle  Früchte  von  derselben  zuziehen,  bezeichnet  wird.  Dieser  Umfang 
des  Benutzungsrechts  musste  vielmehr  nur  als  der  regelmässig  anzuneh- 
mende, nicht  als  den  Begriff  bestimmend  bezeichnet  werden,  wie  denn 
auch  in  Art.  11.  dieselbe  Bestimmung  eigentlich  noch  einmal  wiederkehrt. 

Mit  seiner  an  die  Spitze  gestellten  Begriffbestimmung  kommt  der 
Entw.  auch  noch  in  andrer  Beziehung  in  Widerspruch.  Der  Niess- 
brauch ist  ihm  nehmlich  das  Recht,  eine  fremde  Sache  unbeschadet 
ihrer  Substanz  zu  gebrauchen.  Nichts  desto  weniger  wird  in  Art.  19. 
ein  Niesshrauch  an  verbrauchbaren  Sachen  mit  dem  Hechte  der  Con- 
sumtion  anerkannt,  und  in  Art.  22.  ein  Niessbrauch  an  Fordrungen 
mit  dem  Rechte,  diese  selbst  einzuziehen.  Es  wäre  nach  Aufstellung 
jener  Definilion  conseqnenter  gewesen,  diese  Fälle  des  Quasiusus- 
fruclus  auch  im  Gesetze  als  blosse  Analoga  hervortreten  zu  lassen. 
Uebrigens  sind  die  Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Niessbraucheri  (Art.  11 — 50),  mit  Rücksichtnahme  auf  versehiedne 
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Arten  von  Sachen,  befriedigend.  —  Was  die  Entstehung  und  Er- 
löschung des  Niessbrauches  angeht,  so  ist  zu  jener  ausser  dem  Er- 
werblitel  die  Uebergabe  der  Sache  beziehungsweise  die  Eintragung 
erforderlich,  wie  zur  Ueberlragung  des  Eigenthums;  die  Erlöscbungs« 

gründe  aber  sind  fasl  ganz  übereinstimmend  mit  dem  Code  art.  617 — 
624-,  also  auch  grösstenteils  mit  dem  römischen  Hechte  angegeben; 
die  einzige,  auch  zu  billigende,  Ahweicliung  von  jenem  ist  die,  dass 
die  Dauer  des  einer  juristischen  Person  eingeräumten  Niessbrauches 
durch  besondre  Bestimmung  auf  das  Doppelte  (auf  60  Jahre)  erstreckt 
werden  kann,  und  dass  eine  völlige  Aufhebung  der  Rechte  des  Niess- 
brauchers  wegen  Misbrauchs  nicht  stattfinden  soll,  weshalb  die  darauf 
bezüglichen  Bestimmungen  passender  bei  der  Bestimmung  der  Pflich- 
ten des  Niessbrauchers  eingeschoben  sind.  Nicht  einverstanden  bin 
ich  mit  der  Aufnahme  der  Bestimmung,  dass  der  Nicssbraucher  eines 
Gebäudes  nach  dessen  Zerstörung  kein  Recht  mehr  an  dem  Bauplätze 
oder  dem  wiederhergestellten  Gebäude  haben  soll,  obwohl  damit  das 
römische  wie  das  französische  Recht  übereinstimmt.  Kreittmayr 
bemerkt  darüber  schon,  der  Grund  des  diesfallsigen  Unterschiedes 
zwischen  servitutibus  realibus  et  personatibus,  so  klar  ihn  der  Buch- 
stabe des  Gesetzes  enthalte,  sei  nicht  recht  begreiflich;  und  ich  ge- 
stehe, dass  ich  ebenfalls  keinen  genügenden  Grund  einsehe,  warum 
sich  hier  das  Recht  des  Nutzniessers  nicht  auf  den  blossen  Grund  uud 
Boden  erstrecken  soll,  da  doch  dieser  sonst  als  das  principalc  gi/t, 
cui  cedit  superficies.  Es  ist  nicht  selten  der  Fall,  dass  ein  Bauplatz 
an  sich  seiner  vortheilhaften  Lage  wegen  mehr  wciili  ist,  als  das 
darauf  stehende  Gebäude,  und  es  kann  leicht  vorkommen,  dass  der 
Nutznicsser  im  Vertrauen  auf  mögliche  längere  Dauer  seines  Rechts 
bereit  ist,  das  zerstörte  Gebäude  sogar  auf  eigene  Kosten  wieder- 
herzustellen, um  ferner  den  Genuss  davon  zu  haben:  warum  soll  ihm 
dies  nicht  gestattet  sein?  warum  nicht  eben  sowohl  die  Wiederher- 
stellung des  zufällig  zerstörten  Gebäudes  ihm  freistehen,  als  die  eines 
zum  Zwecke  des  Neubaus  abgebrochenen  (Art.  41.)?  Mir  scheinen 
hier  die  Bestimmungen  des  preussischen  Landrechts  (l.  21.  §•  55 — 
60.)  der  Natur  der  Sache  angemessener  zu  sein.  (Vgl.  auch  das 
österr.  Gesetzb.  §.  515.  516.  525.).  Uebrigens  erkennen  es  die 
Motive  S.  163.  als  billig  an,  dass  der  Niessbrauch  an  einem  Hause 
1  g  d  c  r  a  u  H c  1) g  )  w c n  n  es  <  uis  Brandentschädignngsgeldern  wieder  auf- 
gebaut worden  ist,  und  hallen  nur  für  zweckmässig,  eine  darauf  be- 
zügliche Vorschrift  dem  Brandassecuratioosgesetze  einzuverleiben. 
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lassen,  wenn  mit  dem  eignen  Gelde  des  Berechtigten  das  Gebäude 
wieder  hergestellt  ist? 

3)  Von  den  Grunddienstbarkeilen  Art.  61  — 87.  liier  beschränkt 
sich  der  Entwurf  auf  die  Festsetzung  der  allgemeinen  Grundsätze, 
ohne  über  einzelne  Arten  von  Grunddienstbarkeiten,  die  nur  gelegent- 
lich beispielweise  angeführt  werden,  etwas  Besonderes  zu  bestimmen. 
Auch  übergeht  er  ganz  die  Unterscheidung  von  Gebäude-  und  Fcld- 
Dienslbarkeilen,  und,  wie  mir  scheint,  vollkommen  mit  Hecht  (Mot. 
S.  127.)-    Bekanntlich  ist  das  Wesen  dieses  Gegensatzes  nach  rö- 
mischem Recht  noch  immer  streitig,  und  man  gelangt  auch  zu  keinem 
ganz  befriedigenden  Resultat ,  mag  man  nun  den  Unterschied  nach 
der  Beschaffenheit  des  herrschenden  oder  dienenden  Grundstücks  be- 
stimmen; daher  denn  neuere  Rechtslebrer  schon  den  Versuch  gemacht 
haben,  den  Unterschied  blos  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  zu  bestim- 
men, (Vangerow  LS.  631. f.),  wornach  aber  die  Bezeichnung  eigent- 
lich unpassend  ist.  Der  Code  ort.  687.  hat  zwar  den  Gegensalz  noch, 
aber  ohne  irgend  eine  practische  Folge  daran  zu  knüpfen.  Dagegen 
hat  der  Entw.  nach  dem  Beispiel  des  Code  (art.  688;  689.)  die  Un- 
terscheidung von  stiindigen  und  unständigen,  offenen  (wofür  ich  lieber 
sagen  würde:   „augenfälligen44)   und  verborgenen  Grunddienstbar- 
keiten aufgenommen  (Art.  64.  65.),  ohne  jedoch  die  gleichen  prac- 
tischen  Folgen  damit  zu  verbinden,  indem  die  Verborgenheit  sonst 
nur  an  eiuer  Stelle,  bei  dem  Besitz  von  Untersagungsrechten,  zur 
Sprache  kommt. 

Was  sonst  über  die  Natur  und  Ausübung  der  Grunddienstbar- 
keiten bestimmt  wird,  ist  kurz  und  gut.  Nur  das  kann  ich  nicht  bil- 
ligen, dass  nach  Art.  74.  75.  bei  Anweisung  der  Stelle  zur  Ausübung 
der  Dienstbarkeit  schlechterdings  nur  darauf  gesehen  werden  soll, 
wie  das  dienende  Gut  am  wenigsten  belästigt  werde;  es  ist  doch  auch 
zu  berücksichtigen,  dass  die  Ausübung  der  Dienstbarkeit  nicht  gegen 
die  Absicht  des  Consliluenten  ungebührlich  erschwert  oder  geschmä- 
lert werde.  Auch  wundert  es  mich,  dass  sowohl  hier  wie  beim  Niess- 
brauch  gar  keine  Bestimmung  über  die  confessoria  actio  und  deren 
Erfolg  sich  findet,  ausser  dem  kurzen  allgemeinen  Art.. 3.  —  Zum 
Erwerb  der  Grunddienstbarkeiten  wird,  eben  so  wie  zum  Erwerb  des 
Niessbrauches  an  unbeweglichen  Sachen,  nach  Art.  68.  ausser  dem 
Erwerbtitel  (Verlrag,  Vermächtnis,  richterliches  Urlheil)  allgemeiu 
die  Eintragung  in  das  öffentliche  Buch  erfordert.  Dies  ist  nach  den 
für  die  EjgeDlhumsüberlniguiig  aufgestellten  Bestimmungen  consequent, 
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hier  dafür  stimmen  würde,  dass  nur  die  anbedingte  Wirksamkeit 
gegen  Dritte  von  der  Eintragung  abhängig  gemacht  werde,  und  selbst 
in  dieser  Beziehung  möchte  sich  in  Ansehung  augenfälliger  Servi- 
tuten wohl  noch  eine  Ausnahme  rechtfertigen  lassen.  (Vgl.  preuss. 
Ldrt.  I.  22.  §.  13.  IT.).  —  Was  endlich  die  Erlöschung  der  Grund- 
dienstbarkeiten betrifft,  so  bestimmt  der  Entw.,  dass  auch  sie,  wie 
der  Nießbrauch,  durch  Nichtgebrauch  während  dreissig  Jahren  er- 
löschen, wie  nach  dem  Code  art.  706.  Ungenügend  scheint  mir  die 
Bestimmung  des  Art.  81.  über  den  Anfang  der  Verjährungszeit,  nach- 
gebildet dem  Code  art.  707.  Sie  sagt,  bei  einer  ständigen  Grund- 
dienstbarkeit  solle  die  Verjährung  von  dem  Tage  anfangen,  „wo  der 
Inhaber  des  herrschenden  oder  dienenden  Gutes  eine  dieser  Gerecht- 
same widersprechende  Handlung  vorgenommen  hat."  Aber  wenn  der 
Inhaber  des  herrschenden  Gutes  den  Balken  aus  des  Nachbars  Mauer 
herausgenommen  oder  den  darauf  ruhenden  Aufbau  abgebrochen  hat, 
in  der  Absicht  der  Wiederherstellung,  so  kann  man  nicht  sagen,  dass 
dies  eine  seiner  Gerechtsame  widersprechende  Haudlung  sei ;  dennoch, 
wenn  die  Wiederherstellung  des  frühern  Zustandes  unterbleibt,  muss 
ohne  Zweifel  die  Verjährung  eintreten.  Strenge  genommen  gibt  es 
sogar  überall  keine  dem  eigenen  Hechte  widersprechende  Handlung, 
da  es  dem  Rechte  nicht  widerspricht,  wenn  man  keinen  Gebrauch 
davon  macht.  Zudem  aber  ist  eine  vollständige  Nichtausübung  einer 
ständigen  Dienstbarkeit  auch  ohne  irgend  eine  Handlung  eines  In- 
habers des  einen  oder  andern  Grundstücks  denkbar;  sie  kann  auch 
durch  blossen  Zufall  oder  durch  Handlung  eines  Dritten  herbeigeführt 
sein,  z.  B.  wenn  die  Mauer,  worauf  die  Last  ruhte,  eingestürzt,  die 
metallene  Wasserrinne  gestohlen,  der  an  der  Gränze  stehende  Baum 
vom  Blitz  zerschlagen  ist,  u.  dgl.  m.  Der  Ausdruck  des  Entw.  ist 
auch  enger  als  der  des  Code:  3,oü  il  a  eti  fait  un  acte  contraire 
ä  la  servitude."  —  Mit  Recht  wird  übrigens  die  Wirksamkeit  der 
Erlöschung  einer  Grunddienstbarkeit  gegen  dritte  Personen  wiederum 
von  der  Eintragung  in  das  öffentliche  Buch  abhängig  gemacht  (Art.85 — 
87.),  in  welchem  die  Dienstbarkeit  als  erworben  eingetragen  war. 

Es  bleibt  uns  nun  von  der  vorliegenden  Abiheilung  noch  übrig 
der  Titel 

V.  von  der  Verjährung  und  Ersitzung,  welcher  nehmlich 

1)  von  der  Verjährung  der  Klagen  (Art.  1  —  29.)  und  2)  von 
der  Ersitzung  (Art.  30 — 58.)  handelt.  Ich  will  zunächst  den  letzten 
Abschnitt  etwas  näher  betrachten,  weil  nur  dieser  mit  den  voran« 
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gebenden  Titeln  sachlich  zusammenhängt,  während  der  erste,  wie 
gleich  zu  Anfang  bemerkt  wurde,  gar  nicht  hie  her  gehört.  Die  Er- 
sitzung kommt  nur  vor  als  eine  Erwerbart  des  Eigenthums  und  der 

Dienstbarkeiten,  „der  Sachen  und  Rechte,  welche  Gegenstand  des 
Besitzes  siud"  (Art.  31.).  Die  Grundsätze  sind  gemeinschaftlich  für 
die  Ersitzung  von  Sachen  und  Rechten.  Beide  können,  unter  wesent- 
lich gleichen  Voraussetzungen,  durch  ordentliche  oder  ausserordent- 
liche Ersitzung  erworben  werden.  Zu  der  letzten  ist  nichts  erfor- 
derlich als  ein  offener,  ruhiger,  ununterbrochener  Besitz  der  Sache 
oder  des  Rechts  während  dreissig  Jahren,  wogegen  auch  die  Ein- 
rede unredlichen  Glaubens  nicht  zulässig  ist;  zu  der  ersteu  bei  be- 
weglichen Gegenständen  ein  dreijähriger,  bei  unbeweglichen  ein  zehn- 
oder  zwanzigjähriger  Besitz  von  gleicher  BeschalTeuheit,  welcher  zu- 
dem im  Gefolge  eines  rechtmässigen  Erwerb  titelt,  in  redlichem  Glau- 
ben (der  jedoch  vermulhet  wird),  erlangt  worden  sein  muss.  Hierin 
liegen,  in  Ansehung  der  Ersitzung  von  Dieuslbarkeiten,  bedeutende 
Abweichungen  sowohl  vom  römischen  wie  vom  französischen  Rechte, 
indem  das  erste  nach  der  richtigen  Ansicht  zu  dieser  Ersitzung  nichts 
als  zehn-  oder  zwanzigjährige  fehlerlose  Ausübung,  ohne  Erwerb- 
grund, erfordert,  das  letzte  aber  nur  eine  dreissigjährige  Ersitzung, 
und  auch  diese  nur  bei  ständigen  und  zugleich  augenfälligen  Grund- 
dienstbarkeiten, zulässt.  Ich  billige  aber  jene  gleichmässige  Behand- 
lung der  Ersitzung  des  Eigenthums  und  der  Dienstbarkeiteu ;  sie  em- 
pfiehlt sich  durch  die  Einfachheit  des  Prinzips  und  würde  wohl  auch 
im  römischen  Rechte  stattgefunden  haben,  wenn  dasselbe  eine  civil- 
rechtliche  usucapio  servilutum  anerkannt  hätte.  Die  grosse  Be- 
schränkung der  Ersitzung  der  Dienslbarkeiten  im  Code  IVapolcon 
scheint  mir  practisch  nicht  angemessen.  —  Der  redliche  Glaube  wird, 
übereinstimmend  mit  dem  römischen  und  französischen  Recht,  nur 
zur  Zeil  der  Besitzerwerbung  erfordert,  und  auch  diese  Abweichung 
vom  heutigen  gemeinen  Rechte  scheint  mir  genügend  gerechtfertigt 
(Mot.  S.  208  —  213.).  —  Eben  so  ist  es  gewiss  zu  billigeu,  wenn 
nach  Art.  43.  die  kürzere  oder  längere  Dauer  der  Ersitzungszeit  für 
Immobilien,  wie  nach  dem  Code  art.  2265.,  davon  abhängig  gemacht 
wird,  ob  derjenige,  gegen  welchen  die  Ersitzung  gerichtet  ist,  in 
derselben  Provinz,  worin  das  Immobile  liegt,  seinen  Wohnsitz  hat, 
während  das  römische  Recht  ungeeigneter  Weise  auf  den  Wohnsitz 
des  Ersitzenden  Rücksicht  nimmt.  Auch  die  nähern  Bestimmungen 
in  Art.  44.  sind  zweckmässig.  Es  könnte  sich  nur  fragen,  ob  es 
nicht  angemessener  sei,  diese  Unterscheidung  für  das  Grossherzog- 
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thum  Hessen  ganz  fallen  zu  lassen?  Da«  baierische  Landrecht  „halt 
hieriufalls  nur  jenen  für  abwesend,  der  sich  auswärts  an  einem  der 
GhurfUrstlichen  Landshoheit  nicht  unterworfenen  Ort  die  ganze  Zeit 
über  aufhält.*1  Dagegen  halte  ich  nicht  für  angemessen,  die  Er- 
sitzungszeit, falls  der  Erwerbgrund  im  öffentlichen  Buche  eingetragen 
ist,  noch  unter  zehn  Jahre  herabzusetzen.  Derjenige,  welcher  von 
einem  im  Öffentlichen  Buche  als  Eigenlhümcr  eingetragenen  Besitzer 
rechtmässig  erworbeu  hat,  ist  ohnehin  gesichert  durch  die  praesumtiu 
dominii,  die  für  jenen  spricht.  Ausserdem  aber  dem  eingetragenen 
Erwerber  eine  kürzere  Ersitzungszeit  zu  gewähren,  dazu  ist  kein 
genügender  Grund  vorhanden.  Zur  Beförderung  des  Vertrauens  auf 
die  öffentlichen  Grundbücher  ist  es  nicht  uothwendig;  dem  wahren 
Kigenlhümer  aber  gibt  die  ihm  vielleicht  unbekannte  Eintragung 
keinen  släikcrn  Anlass,  sein  Recht  zeitig  gellend  zu  machen,  als 
der  offenkundige  Besitz  des  Gegners.  Das  österr.  Gesetzbuch  frei- 
lich verlangt  hier  sogar  nur  dreijährigen  Besitz. 

Ucbrigcns  hat  selbst  die  vollendete  Ersitzung  einer  unbeweg- 
lichen Sache  uder  eines  Hechts  an  derselben  noch  nicht  sufort  die 
volle  Wirkung  eines  dinglichen  Hechtserwerbes.  Das  erworbene 
Hecht  kann  nicht  zum  Naehtheil  desjenigen  geltend  gemacht  wer- 
den, welcher  von  dem  bisher  eingetragenen  Eigenlhüuier  die  Lie- 
genschaft oder  ein  Hecht  an  derselben  erwirbt,  bevor  der  Erwerb 
des  Ersitzenden  in  dem  öffentlichen  Buche  eingetragen  oder  wenig- 
stens vorgemerkt  ist  (Art.  54.,  wo  es  heissen  muss:  „vom  bisher  ein- 
getragenen—  ¥  statt  „vom  bisherigen  —  Eigenlhümer").  Der  Er- 
hitzende kann  daher  die  Zuschreibung  des  ersessenen  Grundstücks 
oder  Hechtes  auf  seinen  Namen  verlangen,  oder  da  diese  nur  auf 
den  Grund  einer  die  Ersitzung  beweisenden  gerichtlichen  Urkunde 
zu  bewirken  ist,  einstweilen  durch  eine  Vormerkung  seinen  Erwerb 
sichern,  wenn  er  nur  eine  gerichtliche  Urkunde  darüber  vorlegt, 
dass  er  wider  den  bisherigen  (bisher  eingetragenen ?J  Eigenlhümer 
eine  Klage  auf  Anerkennung  des  ersessenen  Eigenlhums  oder  Rechts 
erhoben  habe.  (Art.  51  —  53.)*  Hier  finden  wir  also  eine  solche 
Vormerkung  zur  Sicherung  streitigen  Eigenthums,  wie  wir  sie  oben 
bei  Titel  III.  Art.  60.  als  wüuschenswcrlh  bezeichnet  haben,  aus- 
nahmeweise (vgl.  Mot.  S. 214.)  zugelassen.  Die  Art  aber,  wie  hier 
auf  jene  Bestimmungen  beim  Eigenthum  zurückverwiesen  wird,  kann 
Zweifel  darüber  erregen,  ob  es  richtig  sei,  wenn  wir  dort  unter  dem 
das  Eigenthum  zuerkennenden  Urlheil,  mit  Rücksicht  auf  die  Paren- 
these in  deu  Mot.  S.  60.,  nur  eine  aUiudicatio  im  gemeinrechtlichen 
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Sinne  verstanden;  ob  nicht  vielmehr  auch  einUrtheil,  wodurch  strei- 
tiges Eigenlhum  zuerkannt  wird,  darunter  zu  verstehen  sei.  Denn 
der  Ersitzende  will  ja  nur  die  Anerkennung  des  durch  die  Ersitzung 

bereits  erworbenen  Eigenthums  erwirken,  und  es  kann  auch  an  sich 
keine  Frage  sein,  dass  man  auf  den  Grund  eines  obsieglichen  rechts- 
kräftigen Urlheils  im  Eigenthumsstreite  gegen  den  bisher  eingetra- 
geneu unterliegenden  Gegner  allemal  die  Zuschreibung  im  öffentlichen 
Buche  verlangen  könne.    Allein  das  Urlheil  muss  in  solchem  Falle 
doch  immer  auf  einen  ausser  ihm  liegenden  Erwerbgrund  sich  stützen, 
kraft  dessen  dem  Klüger  das  Eigenlhum  zuerkannt  wird;  es  selbst  ist 
nicht  sowohl  der  Erwerbgrund,  als  es  vielmehr  nur  den  Erwerbgrund  im 
Verhältnis  zu  dem  unterliegenden  Gegner  entscheidend  beweist.  — 
In  der  That  übrigens  wäre  nach  dem  System  des  Entw.  die  Ersitzung 
unbeweglicher  Sachen  und  Hechte,   sofern  sie  sich  nicht  auf  einen 
eingetragenen  Erwerbgrund  stützt,    consequenter  Weise  nicht  als 
vollendete  Erwerbung,  sondern  nur  als  ein  Erwerbgrund  anzusehen, 
durch  dessen  Eintragung  erst  die  Erwerbung  des  Eigenthums  oder 
des  Rechts  vollendet  würde.    Und  so  sagen  auch  die  Motive  S.  214., 
durch  das  die  Ersitzung  anerkennende  Urthcil  erlange  der  Ersitzende 
vorerst  nur  einen  beweiskräftigen  Titel,  um  daraufhin  gegen  den  bis- 
herigen wahren  (eingetragenen?)  Eigenthiimer  die  Ingrossation  zu 
erwirken.    So  wie  durch  die  Uebergabc  in  Folge  eines  Vcräussrungs- 
geschäfts  von  Seiten  des  wahren  Eigentümers  die  Uebcrtragung  noch 
nicht  vollendet  ist,  bis  die  Eintragung  in  das  öffentliche  Buch  hinzu- 
kommt, so  auch  wäre  die  Ersitzung,  so  lange  diese  fehlt,  noch  keine 
wahre  Eigenlhumserwerbung.     Die  Fassung  des  Entw.  entspricht  je- 
doch dieser  Consequenz  nicht  ganz;  der  Art.  54.  spricht  vielmehr  in 
Beziehung  auf  die  Ersitzung  nur  den  Gedanken  aus,  welchen  ich  oben 
zu  Tit.  III.  Art.  53.  ff.  in  Beziehung  auf  die  Uebcrtragung  von  Liegen- 
schaften Uberhaupt  befürwortete;  und  die  Ausführung  in  den  Motiven 
S.  213.  f.  beweist  selbst,  dass  auch  auf  diese  Weise  der  Zweck,  den 
man  erreichen  will,  schon  genügend  erreicht  werde.     Nach  einer 
Bemerkung  der  Mot.  S.  214.  a.  E.  hatte  man  auch  in  Erwägung  ge- 
zogen, ob  nicht  die  Ersitzung  gegen  ingrossirte  Rechte  ganz  auszu- 
schliessen  sei;  man  hat  sich  jedoch,  und  ich  glaube  mit  Recht,  dafür 
entschieden,  dieselbe  in  der  angegebnen  Art,  ohne  den  Zweck  der 
öffentlichen  Bücher  zu  gefährden,  zuzulassen.     Indessen  wird  der 
Eulwurf  des  Hypothekenrechts  nochAnlass  geben,  auf  diese  und  ver- 
wandte Fragen  näher  einzugehen.   Vgl.  Gönner  Commentar  über  das 
baier.  Hypolhekengesclz  I.  S.  331.  ff. 
Krit.  Jahrb.  f.  Deut.  RW.  Jahrg.  XI.  H.  IX.  53 
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Um  endlich  auch  noch  über  die  Verjährung  der  Klagen  Einiges 
zu  sagen,  so  enthalten  die  betreffenden  Artikel  (1  —  29.)  auch  wie- 
der mehrere  meines  Erachtens  zweckmässige  Abweichungen  vom  ge- 
meinen Rechte.    Dahin  rechne  ich  vor  allem  die  Festsetzung  einer 

kürzern  Verjährungsfrist  für  eine  ganze  Reihe  von  Fallen  (Art.  9  — 
16.,  vgl.  Code  Piap.  art.  2271  —78.)-  Wenn  auch  ein  geistreicher 
Schriftsteller  „mit  den  neuerdings  so  belichten  legislativen  unmässigen 
Abkürzungen  der  Präscriptionsfrist"  nicht  überall  zufrieden  ist,  viel- 
mehr darin,  insbesondre  auch  in  einigen  baierischen  finanziellen  Ge- 
setzen, oft  wahre  Proscriptionen  des  Rechts  findet  und  sie  einem 
gegen  gewisse  Privatrechte  unternommenen  Kesseltrieb  vergleicht 
(Künssberg,  das  Recht  der  Deutschen  S.  235.),  so  ist  doch  im  All- 
gemeinen nicht  zu  Iäugnen,  dass  in  unsrer  Zeit,  die  so  schnell  lebt, 
der  Zeitraum  von  dreissig  Jahren  für  die  Verjährung  einer  grossen 
Reihe  von  Fordrungen  viel  zu  weit  ausgedehnt  ist;  der  vorliegende 
Entw.  aber  hat  im  Vergleich  mit  dem  Code  die  kurzen  Verjährungs- 
fristen für  viele  Fälle  noch  etwas  erweitert. —  Zweckmässig  sind  ferner 
die  Restimmungen  über  Unterbrechung  der  Verjährung  (Art.  18 — 26.), 
die  zugleich  für  die  Ersitzung  bedeutend  sind.  —  Auch  das  scheint 
zweckmässig,  was  Art.  5.  in  Ansehung  der  Klagen  minderjähriger 
oder  cntmüudigter  oder  geisteskranker  Personen  verordnet;  nur  so 
lange  diese  keinen  gesetzmässigen  Vertreter  haben,  kann  die  Ver- 
jährung ihrer  Klagen  nicht  beginnen;  die  einmal  begonnene  erleidet 
keinen  Stillstand,  wird  aber  nicht  vor  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach 
Reendigung  jenes  persönlichen  Zustandcs  vollendet.  —  Endlich  gebe 
ich  auch  der  Entscheidung  der  gemeinrechtlichen  Streitfragen  über 
das  Erfordernis  des  guten  Glaubens  bei  der  'Klagenverjährung  und 
über  den  Einfluss  derselben  auf  das  der  Klage  zum  Grunde  liegende 
Recht,  meinen  Reifall.  Die  Einrede  des  bösen  Glaubens  soll  regel- 
mässig gar  nicht  zulässig  sein,  das  Recht  nach  vollendeter  Verjäh- 
rung für  erloschen  gelten.  Reides  entspricht  dem  Zwecke  der  Ver- 
jährung. Dcgegen  kann  ich  nicht  billigen  die  Restimmung  des  Art.  4., 
wornach  die  Verjährung  einer  auf  Kündigung  zahlbaren  Fordrung  erst 
von  der  geschehenen  Kündigung  an  laufen  soll.  Kraft  dieser  Regel 
werden  die  meisten  Darlchnsfordrungen  gar  keiner  Verjährung  unter- 
liegen oder  noch  nach  sechzig  und  hundert  Jahren  eingeklagt  wer- 
den können,  weil  die  Kündigung  nicht  dargethan  ist.  So  viel  sich 
auch  theoretisch  einwenden  lässt  gegen  den  von  vielen  Rechtsgelehrten 
angenommenen  Satz:  toties  praescribi  actioni  nondum  natae,  quoties 
nalivilas  sit  in  potestate  creditoris,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 
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dass  er  practisch  angemessen  ist.  Ich  würde  daher  vorschlagen  zu 
verordnen,  dass  in  dem  fraglichen  Falle  die  Verjährung  mit  dem  Tage 
beginne,  an  welchem  zuerst  gekündigt  werden  konnte,  nur  mit  Zu- 
rechnung der  nach  der  Kündigung  dem  Schuldner  noch  zustehenden 
Zahlungsfrist. 

Blicken  wir  nun  zum  Schlüsse  noch  einmal  zurück  auf  das  ganze 
hier  besprochene  Werk,  so  haben  wir  zwar  über  manches  Einzelne 
Tadel  ausgesprochen,  über  Anderes  abweichende  Ansichten  vorge- 
gebracht,  im  Ganzen  aber  müssen  wir  auch  hier  wieder,  wie  bei  der 
ersten  Abtheilung  des  Entw.,  anerkennen,  dass  uns  in  demselben  eine 
sehr  achtungswerthe  gesetzgeberische  Arbeit  geboten  sei,  die  eben 
sowohl  von  der  gründlichen  Rechtskunde  ihrer  Urheber  Zeugnis  gibt, 
als  sie  sich  durch  Sorgfalt  und  Gcwandthert  in  der  Redaction  em- 
pfiehlt. Vielleicht  wird  es  dieser  Abtheilung  auch  auf  ihrer  weitern 
Laufbahn  leichter  ergehen,  als  der  ersten,  weil  sie  es  nicht  mit  In- 
stitutionen zu  thun  hat,  die  Gegenstand  besonderer  Vorliebe  oder 
eines  Prinzipien-Kampfes  sind.  Die  Rheinhessen  freilich  werden,  wie 
es  scheint,  dem  ganzen  Unternehmen  immer  abhold  bleiben,  und 
können  für  diese  Abneigung  auch  einen  allerdings  gewichtigen  Grund 
anführen,  den  nehmlich,  dass  ihnen  die  Rechtsgemeinschaft  mit  dem 
ganzen  Gebiete  des  französischen  Civilrechts  von  grösserer  Bedeu- 
tung sei,  als  die  Erzielung  einer  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  des 
ganzen  Grossherzogthuras.  Könnte  man  sagen:  des  ganzen  Deutsch- 
landes, so  würden  sie  wohl  freudiger  mit  Hand  ans  Werk  legen. 

München  den  7.  März  1847. 
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II.  Anzeigen. 

Rechtsvcrhältniss  des  Privat -Gottesdienstes  und  des  öffent- 
lichen Gottesdienstes,  nachgewiesen  an  der  Geschichte  der 
Schlosskapelle  des  Capuziner-  und  Dominikaner-Hospizes  zu  Freyen- 
fels  von  Freyherrn  II  uns  v.  u.  z.  Aufsess,  Dr.  b.  R.,  k.  bayer. 
Kammerherrn,  Ritter  u.  s.  w.  Mit  einem  Anhange  über  Privatschul- 
wesen.  Erlangen,  Bliising,  1845.  VIII  u.  294  S.  gr.8.  (Geh.  1  £Thlr.) 

Die  vorliegende  Schrift  gewahrt  sowohl  durch  die  thatsächlichen 
Verhältnisse,  welche  zu  ihr  Veranlassung  gegeben  haben,  als  auch 
durch  die  rechtliche  Ausführung  desVerfs.  vielfaches  Interesse.  Zu- 
nächst mögen  jene  Verhältnisse  in  einem  kurzen  Abrisse  milgetheilt 
werden. 

Seit  1506.  bestand  auf  dem  Schlosse  Freyenfels,  einem  allen 
Besitzthume  der  Familie  Aufsess,  (ungefähr  4  Meilen  von  Bamberg 
gelegen),  ein  Burggotlesdicnst,  welcher  zwar  von  den  gutslierrliclien 
Unterlhanen  zu  Freyenfels  benutzt  wurde,  zu  welchem  diese  jedoch 
in  einem  Parochialverhältnisse  nicht  standen.  Dies  blieb  auch  un- 
verändert, als  der  Gutsherr  und  die  meisten  seiner  Unterthanen  zur 
Zeit  der  Reformation  zur  evangelisch-lutherischen  Kirche  übergetre- 
ten waren,  und  als  später  F.  wieder  in  den  Besitz  katholischer  Glie- 
der der  Aufsess'schen  Familie  gekommen  war.  Immer  war  nur  ein  - 
Schlossgottesdienst  vorhanden,  nicht  aber  eine  ständige  Parochie. 
Die  Geistlichen  wurden  von  dem  Gutsherrn  erhalten  und  zu  der  Zeit, 
als  diese  katholisch  waren,  wurde  von  ihnen  zur  Verrichtung  des 
Gottesdienstes  auf  ihre  Kosten  ein  Hospiz,  anfänglich  für  Kapuziner, 
dann  für  Dominikaner  gegründet.  Dieses  hörte  nach  Aufhebung  der 
Klöster  in  Franken  mit  dem  Absterben  des  letzten  Dominikaners  im 
J.  180(5.  auf.  Nunmehr  wurde  wieder  ein  Schlossgeistlicher  ange- 
stellt; diese  Anstellung  ging  aber  lediglich  aus  dem  Privalwillen  des 
Gutsherrn  hervor,  wie  denn  auch  dieser  durch  einen  mit  dem  von 
ihm  berufenen  Geistlichen  geschlossenen  Dienstvertrag  den  Gehalt 
desselben  nach  seiner  Willkür  bestimmte  und  aus  seinen  Gutsein- 
künften zu  zahlen  versprach,  sich  aber  jede  Aenderung,  namentlich 
auch  die  Entlassung  des  Geistlichen  und  die  Einziehung  des  Gehalts 
vorbehielt.  Im  J.  1825.  machte  der  Gutsherr  nach  dem  Tode  des 
Geistlichen  von  diesem  Vorbehalte  Gebrauch.  Allein  die  Regierung 
des  Obermainkreises  hielt  denselben  nicht  für  berechtigt,  den  Gottes- 
dienst einzustellen,  erklärte  vielmehr  durch  eine  provisorische  Ver- 
fügung unter  dem  Anführen,  dass  hier  eine  Stiftung  vorliege,  den 
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Gutsherrn  für  schuldig,  eine  bestimmte  Summe  jährlich  zur  Besoldung 
des  Geistlichen  herzugeben,  das  bisherige  Ilospitium  demselben  zur 
Wohnung  zu  überlassen,  die  Kirche  dem  Gottesdienste  der  Parochianen 
auch  ferner  einzuräumen,  u.  s.  w.  Auf  einen  vom  Gutsherrn  einge- 
wendeten Rekurs  wurde  derselbe  an  den  ordentlichen  Richter  ver- 
wiesen. Seitdem  haben  sich  Streitigkeiten  in  dieser  Angelegenheil 
zwischen  Gutsherrn  und  Gemeinde  entwickelt  und  fortgesetzt. 

Der  Verf.,  Mitbesitzer  von  Frcyenfcls,  sucht  in  dieser  Schrif' 
durch  Darlegung  der  Thalsachen  und  durch  Erörterung  der  auf  sei 
bige  anzuwendenden  Hechtsgrundsülze  auszuführen,  dass  jene  pro 
visorische  Verfügung  unbegründet  sey.  Es  ist  dies  mit  solcher  Gründ- 
lichkeit und  Einsicht,  mit  einer  solchen  Vollständigkeit  des  historischen 
und  juristischen  Materials  geschehen,  dass  die  Schrift,  ganz  abge- 
sehen von  ihrem  Resultate,  eine  über  ihre  lokale  V  eranlassung  hinaus- 
gehende Bedeutung  erhalten  hat  und  als  eine  tüchtige  Monographie 
über  ihren  Gegenstand  bezeichnet  werden  kann.  Aber  auch  das  Er- 
gebniss  der  Abhandlung  befriedigt  die  Ansprüche  der  Kritik  und  Ref. 
trügt  kein  Bedenken,  demselben  allenthalben  beizustimmen. 

Um  von  der  Reichhaltigkeit  der  Abhandlung  Zcugniss  zu  geben 
wollen  wir  noch  eine  Uebersicht  ihres  Inhalts  mittheilen.  Sie  zer- 
fallt in  zwei  Theile:  Geschichte  und  Rechtsverhältnisse.  Die 
Geschichte  (S.  1 — 92-)  besteht  theils  in  einer  Geschichte  der  äusseren, 
theils  in  einer  der  inneren  Verhältnisse  und  wird  in  jedem  dieser  zwei 
Abschnitte  in  drei  Kapiteln  vorgetragen.  Es  spiegeln  sich  in  dieser 
Darstellung  der  Verhältnisse  des  Gottesdienstes  auf  einer  Burg  wäh- 
rend einer  mehr  als  dreihundertjährigen  Periode  die  Eigentümlich- 
keiten der  Zeiten,  ihrer  politischen  und  religiösen  Tendenzen  auf 
eine  sehr  interessante  Weise  ab.  Der  den  Rechtsverhältnissen  ge- 
widmete Theil  (S.  93  —  251.)  zerfällt  in  drei  Abschnitte :  Darstellung 
—  Prüfung  der  Rechtsverhältnisse  —  Resultate  der  Rechlsprüfung. 
Die  Prüfung  wird  nach  drei  Gesichtspuncten  vollzogen.  Zuerst  nach 
kirchcnrcchtlichen ,  dann  nach  privatrechllichcn,  zuletzt  nach  admini- 
strativen und  staatsrechtlichen  Grundsätzen.  In  allen  diesen  Bezie- 
hungen ist  die  Darstellung  des  Verls,  im  Allgemeinen  richtig  und  sehr 
\  ollständig,  fast  möchten  wir  sagen,  zu  vollständig.  Der  Verf.  Ii a t 
nämlich,  wie  Diejenigen  zu  thun  pflegen,  welche  eine  ihnen  beson- 
ders am  Herzen  liegende,  namentlich  ihre  eigene  Sache  rechtlich 
deduciren,  alle  nur  möglichen  Gründe  für  seine  Ansicht  vorgebracht 
und  alle  nur  denkbaren  Gegengründc  widerlegt.  Dadurch  verliert 
der  Eindruck  des  Ganzen  und  ist  Manches  herbeigezogen  worden, 
was  streng  genommen  nicht  zur  Sache  gehört.  Im  Einzelnen  finden 
sich  auch  Behauptungen,  bei  deren  Aufstellung  der  Verf.  im  Eifer  für 
seine  Sache  zu  weit  gegangen  ist,  so  z.  B.  führt  der  Verf.  S.  148. 
an,  eine  Schenkung,  deren  Betrag  die  Summe  von  500  Ducaten  über- 
steige, sey,  wenn  sie  nicht  in  eine  Urkunde  gebracht  worden,  un- 
gültig. Abgesehen  davon,  dass  die  in  einem  solchen  Falle  gesetzlich 
vorgeschriebene  Form  nicht  sowohl  in  der  Abfassung  eiuer  Urkunde 
über  die  Schenkung,  als  vielmehr  iu  der  gerichtlichen  Insinuation 
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derselben,  d.  h.  in  einer  Erklärung  zu  Protokoll  besteht,  ist  auch  die 
Folge  der  Unterlassung  dieser  Form  bekanntlich  nicht  Ungültigkeit 
der  ganzen  Schenkung,  sondern  nur  Wirkungslosigkeit  derselben  in- 
soweit, als  sie  jenen  Betrag  Ubersteigt.  Solche  Unrichtigkeilen  haben 
aber,  wo  sie  in  der  Darstellung  des  Verfs.  vorkommen,  auf  das  Re- 
sultat seiner  Ausrührung  im  Wesentlichen  keinen  nachtbeiligen  Ein- 
fluss  gehabt. 

Ausser  dem  auf  dem  Titel  erwähnten  Anbang  über  Privatschul- 
wesen  (S.  252— 277.)  findet  sich  noch  ein  zweiter  (S.  281— 294.), 
in  welchem  u.  A.  einige  interessante  Urkunden  abgedruckt  sind. 


Rechtsansicht,  betreffend  die  Znlässigkeit  der  Einräumung 

Yon  Kirchen  zum  Miteeb rauche  fiir  den  christkatholischen 

(deutschkatholischen)  Gottesdienst.  Durch  Urtel  des  K.  Ob.- 
Censur-Gerichts  zum  Druck  genehmigt.  Breslau,  Trewendt,  1845. 
36  S.  8.    (Geh.  ±  Thlr.) 

Der  Versuch,  das  Verbot  der  Einräumung  von  Kirchen  für  den 
Gottesdienst  der  katholischen  Dissidenten  aus  dem  Allg.  Landrecht  zu 
rechtfertigen,  wie  ihn  die  an  die  K.  Konsistorien  gerichtete  Verfü- 
gung des  Ministeriums  der  geistl.,  Unterrichts-  u.  Med.-Angelegen- 
heiten  v.  17.  Mai  1845.  gemacht  hat,  wird  immerhin  seine  grosse 
Bedenklichkeiten  haben  und  sein  Ergebniss  wird  in  jedem  Falle  nicht 
unerheblichen  Einwendungen  unterliegen.  Der  Grund  hiervon  ist  in 
der  gerade  in  seinen  einschlagenden  Satzungen  sehr  hervortretenden 
Unklarheit  und  Unbestimmtheit  des  Allgem.  Landrechts,  besonders  in 
dessen  Schwanken  und  Inkonsequenz  beim  Gebrauche  technischer  Aus- 
drücke zu  suchen.  Wie  unsicher,  ja  man  möchte  sagen,  unüberlegt 
ist  z.  B.  der  Gebrauch,  welchen  dasA.  L.-R.  im  elften  Titel  des  zweiten 
Theiles  von  dem  Worte:  „Kirchengesellschaft«'  macht I  Diese  Schat- 
tenseite des  Gesetzbuches  hat  der  Verf.  durch  seine  Kritik  der  ge- 
dachten, auf  die  Ausspruche  des  Landrechts  sich  stützenden  Verfü- 
gung auf  das  Evidenteste  herausgestellt  und  Ref.  kann  in  dieser  Be- 
ziehung jene  Kritik  nicht  anders  als  sehr  treffend  bezeichnen.  Bedenk- 
licher ist  dagegen  die  Ansicht  des  Verfs.,  nach  welcher  das  Verbot 
der  Einräumung  von  Kirchen  für  den  chrislkatholischen  Gottesdienst 
gänzlich  aufgehoben  werden  soll,  sobald  man  dieses  Verbot  nicht  aus 
dem  Gesichlspunct  der  landrechtlichen  Bestimmungen  über  Kirchen- 
gesellschaften und  Kirchenvermtigen,  sondern  aus  dem  Standpuncte 
der  Kirchenhoheit  des  Staats  beurtheilt.  Von  hieraus  erscheint  nach 
des  Ref.  Ansicht  .der  Staat  gegenüber  einer  noch  nicht  einmal  gedul- 
deten Religionsgesellschaft  in  seinem  vollen  Rechte,  wenn  er  deren 
gottesdienstliche  Uebungen  nicht  in  Kirchen  angestellt  wissen  will. 
Er  verbietet  dann  den  Mitgebrauch  der  Kirchen  von  Seiten  der  Deutsch- 
katholischen nicht  sowohl  wegen  der  Eigenschaft  der  Kirchen  und  wegen 
einer  angeblichen  Beschränktheit  der  Kirchengesellschaften  in  der 
Disposition  über  dieselben,  als  vielmehr  wegen  der  Eigenschaft  jener 
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Dissidenten,  in  Folge  welcher  sie  als  nicht  einmal  geduldete  Religions- 
gemeinschaft Kirchen  für  ihren  Gottesdienst,  selbst  wenn  ihnen  die 
Kirchengemeinden  den  Gebrauch  derselben  gestatten  wollten  und  zu 
gestatten  berechtigt  waren,  nicht  benutzen  dürfen. 

Warum  dem  Druck  dieser  Abhandlung  solche  Hemmnisse  ent- 
gegengestellt worden  sind,  dass  erst  ein  Urthel  des  Ober-Censur- 
Kollegiums  denselben  freizugeben  hatte,  ist  nicht  abzusehen.  Die 
Polemik  des  Verfs.  ist,  wenn  auch  scharf,  doch  durchaus  anständig. 

Im  Anhange  der  Schrift  sind  die  bei  der  Frage  einschlagenden 
gesetzlichen  und  ministeriellen  Bestimmungen  abgedruckt. 


Die  Akten  des  ersten  schriftlichen  Processes  in  Deutschland 

nach  Römisch -Canonischen  Formen.  Ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte des  gerichtlichen  Verfahrens,  von  A.  F.  H.  Sclinu- 
mann,  Dr.,  Prof.  d.  Geschichte  in  Jena.  Jena,  Frommann,  1847. 
VI  u.  45  S.  gr.  8.    (Geh.  -J  Thlr.) 

Wenn  man  mit  dem  Titel  dieser  Schrift  die  Anfangsworte  der- 
selben vergleicht,  —  sie  lauten  so: 

, ,Ob  die  Akten ,  welche  in  dem  Nachfolgenden  mitgetheilt  werden,  die  des 
ersten  schriftlichen  Processes  sind,  der  überhaupt  in  Deutschland  ge- 
führt ist,  kann  wohl  nicht  ausgemacht  werden,  und  mirdesshaib  ein  Sol- 
ches zu  behaupten,  auch  nicht  einfallen.  Aber  bekannt  sind,  soviel  ich 
weiss,  noch  keine  Processaktenstücke  geworden,  die  einer  früheren  Zeit 
angehörten,  und  schwerlich  werden  in  Deutschland  auch  dergleichen  sich 
auffinden  lassen." 

—  so  sieht  man  wohl,  dass  der  Verf.  selbst  nicht  gemeint  bat,  der 
Process,  dessen  Acten  er  initlheilt,  sey  der  absolut  erste  schriftliche 
Process  gewesen,  welcher  nach  Anleitung  der  fremden  Rechte  in 
Deutschland  geführt  worden  ist.  Um  so  mehr  müssen  wir  ihm  die 
Wahl  des  Titels  zum  Vorwurf  machen,  welcher  offenbar  die  entgegen- 
gesetzte Meinung  bei  dem  Leser  zu  erregen  geeignet  ist.  Wir  müs- 
sen dies  um  so  mehr,  als  der  Verf.  mit  Leichtigkeit,  z.B.  durch  Hin- 
zofügung  des  Wortes  „bekannten"  nach  dem  Worte  „ersten"  auf 
dem  Titel,  den  Schein  einer  Behauptung  hatte  vermeiden  können, 
welche  er  selbst  als  eine  geschichtliche  Wahrheit  zu  vertreten  nicht 
im  Stande  ist. 

Die  Mittheilung  selbst,  welche  der  Verf.  bringt,  ist  sehr  in- 
teressant und  lehrreich.  Aus  der  Sammlung  des  diplomatischen  Ap- 
parates in  Güttingen  veröffentlicht  er  zwar  nicht  die  vollständigen 
Acten,  —  wie  wiederum  der  Titel  erwarten  lässt,  —  wohl  aber  die 
meisten  Actenslücke  —  es  fehlen  in  der  Urkunde  Jeider  namentlich 
der  Klaglibell  und  das  Urtheil  —  eines  Processes,  welcher  vor  dem 
Scholastikus  der  Kirche  zu  Halbersladt  als  judex  delegalus  zwischen 
dem  dortigen  Kapitel  des  h.  Paulus,  als  Klägern,  und  dem  Bürger 
Johann  von  Veckenstedt  ebendaselbst,  als  Beklagtem,  über  das  Eigen- 
thum einer  vor  den  Thoren  von  Halberstadt  gelegenen  Badstube  (stupa) 
vom  Ende  des  Jahres  1311.  an  geführt  worden  ist.  Der  urkundliche 
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Stoff,  welchen  der  Verf.  aus  diesem  Processe  veröffentlicht,  besteht 
in  folgenden  in  Lateinischer  Sprache  verfassten  Stückeu:  1.  der  am 
8.  Dcc.  1311*  erlassenen  Ladung  der  Parteien  zu  einem  Termin  auf 

den  15.  desselben  Monats  zum  Behufc  der  Klagbeantwortung  und  der 
Bestellung  eines  Prokuralors  für  das  verklagte  Kapitel;  —  2.  einer 
am  Tage  dieses  Termins  ausgefertigten  Verfügung,   durch  welche, 
nachdem  der  Beklagte  den  Inhalt  der  Klage  geleugnet  halte,  ein 
derweitcr  Termin,  zur  Leistung  des  juramentum  calumniae  von 
Theilen,  anberaumt,  auch  zugleich  der  klagenden  Partei  die 
last  auferlegt  wurde:  —  3.  den  Positioncs  des  Klägers  mit  der  Ant- 
wort des  Beklagten,  welcher  sieb  darauf,  dass  er  selbst  gegenwärtig 
im  Besitz  des  Klagobjects  sey,  mit  ,, credit",  darauf  aber,  dass  un- 
mittelbar vor  ihm  das  klagende  Kapitel  dasselbe  gehabt  und  besessen 
habe,  mit  „?ion  credit"  erklärte;   —   4.  den  Intentionen  oder  Ar- 
tikeln, d.  Ii.  der  Zusammenstellung  der  Punctc,  welche  Kläger  zur 
Erbringung  des  behaupteten  Anspruchs  auf  die  Badslubc  darzuthun 
unternehmen  will  (mit  den  Anfangsworlen :  „lnlend.it  probare  pro- 
curator  ca/iont'corurn"  etc.)-,  —  5.  dem  Requisitionssehreiben,  durch 
welches  die  plebani  der  Kirchen  S.  Johannis  und  S.  Martini  zu  Hal- 
berstadl und  der  viceplebanus  zu  Krmslebcn  zur  Stellung  von  je  einem 
ihrer  Unterthancn  als  Zeugen  vor  das  Proccssgericht  aufgefordert 
wurden;  —  6.  einer  Verfügung,  durch  welche  drei  andere  Zeugen, 
die  in  dem  anfänglich  zu  ihrer  Abhörung  anberaumten  Termine  darum 
gebeten  halleu,  dass  ihnen  erst  noch  einige  Zeil  zur  Lcberlcgung  der 
Sache  gegeben  werden  möchte,  mit  Zustimmung  beider  Parteien  auf 
einen  andern  Termin  bestellt  wurden;  —  7.  einem  Requisitionsschrci- 
ben  an  den  praepositus  sanclimonialium  in  stolerlingeborg  zur  eigenen 
Abhörung  eines  demselben  untergebenen  Zeugen  („cum  propter  dis- 
crimina  viarum  ipsi  sit  periculosum  ad  nostram  halbersladt  accederc 
presenciam")  und  zur  Ueberscndung  des  über  die  Aussagen  dieses 
Zeugen  aufzunehmenden  Protokolls;  —  8.  eine  Verfügung,  durch 
welche,  nachdem  die  Zeugenaussagen  erülFnct  und  den  Parteien  ab- 
schriftlich mitgclbeilt  worden  waren,  mit  Zustimmung  der  letztern  ein 
Termin  auf  den  22.  Marz  1312.  zur  Vorbringung  von  Einreden  gegen 
die  Personen  und  Aussagen  der  Zeugen,  sowie  zur  Fortstellung  der 
Sache  den  Rechten  gemäss,  festgesetzt  wurde;  —  9.  dem  Zeugen- 
rotul;  —  10.  einer  von  jenem  Terminstage  datirten  Ladung  der  Par- 
teien zur  Publikation  des  Urlheils  auf  die  Mittwoche  vor  Johannis; 
im  Eingange  wird  referirt,  dass  der  Beklagte  im  Termin  am  22.  März 
nicht  erschienen  sey,    und  er  wird  in  Folge  dessen  zugleich  von 
allen  Einreden  gegen  die  Personen  und  Aussagen  der  Zeugen  aus- 
geschlossen. % 

Dieses  hier  nur  in  seinen  allgemeinsten  Umrissen  bezeichnete 
Material  bietet  manche  Puncte  zur  Anknüpfung  von  Erörterungen, 
welche  für  die  Geschichte  unsers  Civilprocesses  fruchtbringend  wer- 
den könnten.  Der  Verf.  hat  die  Anstellung  solcher  Erörterungen 
S.  27.  ausdrücklich  abgelehnt,  dagegen  aber  den  einzelnen  Acten- 
stücken  Bemerkungen  zur  Erläuterung  beigefügt,  welche  ihrem  Zweck 
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im  Allgemeinen  -entsprechen.  —  Wenn  Her  Verf.  S.  32.  bemerkt: 
„Ein  ganz  besonderes  Dekret  darüber,  wem  die  Reweislast  in  diesem 
Fall  oblag,  ist  nicht  erlassen,  alleTheile,  den  Richter  eingeschlossen, 
nehmen  von  selbst  an,  dass  der  Kl.'iger  sich  dazu  bequemen  müsse'1, 
so  hat  er  übersehen,  dass  die  Ladung  unter  Nr.  2.,  wie  auch  oben 
angeführt  wurde,  dem  Klüger,  nach  vorausgegangener  negativer  Li- 
liskontestalion  (  „jam  dictus  johannes  animo  conteslandi  /item  re- 
spondil  petitioni  seit  libello  ex  parte  dictorum  canonicorum  sibi 
oblato.  dicens  narrata  nori  esse  vera  et  petita  Jieri  non  debere  eo 
facto"),  den  Beweis  ausdrücklich  aufgab  („termiiium  assignimus 
dir n's  partibus.  prefatis  quoque  canonicis  ad  probandum 
su  um  inten  tum.  primo  ante  omnia  cciam  a  sepefatis  partibus 
prestahitur  valumpnie  iuramentum" ).  Dies  ist  auch  im  Processc 
des  Mittelalters,  wennschon  nicht  gewöhnlich,  doch  nicht  ohne  Bei- 
spiel. Der  Kürze  wegen  verweist  lief,  auf  Eichhorn,  Deutsche 
Staats-  u.  Rechlsgeschichte,  Tbl.  3.  §.  400.  Anm.  k).  —  Beim  Zeu- 
genrotul  hat  der  Verf.  nicht  berücksichtigt,  dass  die  Aussagen  der 
Zeugen  sich  ganz  genau  an  die  Artikel  anschlicssen,  in  welche  die 
klagende  Partei  ihre  Intention  zerlegt  hatte.  Es  scheint  nach  dein 
Inhalt  des  Hotuls  nicht  eine  besondere  Aufstellung  von  Fragepunctcn 
nach  Maasgabe  des  Libells  und  der  Positionen  von  Seiten  des  Rieh* 
ters  zum  Behufe  des  Zeugenverhörs  Statt  gefunden  zu  haben,  wie 
der  Verf.  S.  37.  annimmt,  sondern  die  Zeugen  .wurden  allem  Anscheine 
nach  ohne  Weiteres  über  die  vom  Klüger  selbst  entworfenen  Artikel 
(Nr.  4.)  befragt. 

Der  Werth,  welchen  Mittheilungen  der  Art,  wie  die  vorliegende, 
für  die  Geschichte  des  Processes  haben,  liegt  auf  der  Hand  und  ist 
auch  schon  in  diesen  Jahrbüchern  wiederholt  anerkannt  worden.  Vgl. 
Jahrg.  1843.  S.  1024.  f.  u.  1844.  S.  570.  f.,  an  welcher  letzlern  Stelle 
über  eine  ähnliche  Millheilung  Michelscn's,  an  welche  auch  der  Verf. 
erinnert  hat,  Bericht  erstattet  worden  ist.  Möchte  noch  mehr  solch 
trciriiches  Material  zu  einer  Geschichte  jener  Disciplin  aus  den  Ar- 
chiven hervorgebracht  werden,  damit  das  Unternehmen  einer  Arbeit 
erleichtert  und  gefördert  werde,  deren  bisheriger  Mangel  als  eine 
wesentliche  Lücke  in  unserer  juristischen  Literatur  erscheint! 

Der  Verf.  hat  seiner  Mittheilung  eine  längere  Einleitung  (S.  2 — 
25.)  vorausgeschickt.  Zuerst  berührt  er  die  Frage:  worin  die  Na- 
tionalitat beim  Recht  bestehe  und  wodurch  dieselbe  hauptsächlich  be- 
dingt werde,  ob  „durch  den  Inhalt  der  Rechtssprüche,  die  bei  einer 
Nation  geschehen  —  das  innere  Recht,  —  oder  mehr  durch  die  äussere 
Form,  unter  der  man  Rechte  verfolgt  und  sie  bis  zum  Spruch  bringt?" 
Der  Verf.  entscheidet  sich  für  das  Letztere.  Ref.* kann  ihm  bierin 
nicht  beistimmen,  er  ist  der  Ansicht,  dass  die  Nationalität  des  Rechts 
sich  an  den  gesammten  rechtlichen  Erscheinungen  bei  einem  Volke, 
au  den  Grundsätzen  des  materiellen  sowohl  als  denen  des  formellen 
Rechts  glcichmässig  erkennen  lasse  und  dass  es  rein  zufällig  sey,  wenn 
be  i  einem  Volke  das  ihm  Eigenthümliche  sich  nach  jener  oder  dieser 
Seite  stärker  ausgeprägt  habe.  Wenn  der  Verf.  als  Argument  für  seine 
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Ansicht  anführt,  dass  es  für  das  innere  Recht  nur  eise  einzige  letzte 
Quelle,  das  Rechtsgefühl,  gebe,  der  Gang  der  Rechtsverfolgung  da- 
gegen von  den  bürgerlichen  Einrichtungen  der  Völker,  die  allent- 
halben, schon  der  geographischen  Verteilung  derselben  wegen,  ver- 
schieden seyn  müsstcn,  abhängig  sey,  so  hal  er  nicht  beachtet,  dass 
die  letzte  Quelle  auch  der  proccssualischen  Einrichtungen  das  Rcchts- 
bewusstseyn  ist  und  dass  gerade  bei  dem  von  ihm  sogenannten  innern 
Rechte  die  weitere  Ausbildung  Dessen,  was  aus  dem  Rechtsgefübl 
als  Norm  hervorgeht,  durch  die  bürgerlichen  Einrichtungen  eines 
jeden  Volks  bedingt  ist,  wie  er  dies  selbst  S.  13.  rücksichtlich  der 
Rechtsverhältnisse  der  Familie  anerkennt,  wie  es  aber  in  ähnlicher 
Weise  auch  beim  Sachen-,  Obligationen-  und  Erbrecht  der  Fall  ist. 
Wie  wesentlich  nalionell  verschieden  sind  die  allrömischcn  und  alt- 
deutschen Ansichten  vom  Eigentum,  von  der  Erbfolge  der  Ver- 
wandten! Allerdings  linden  sich  die  rechtlichen  Ilauptgrundziige  der 
im  Verkehr  der  Menschen  unter  einander  vorkommenden  Verhältnisse 
in  einer  gewissen  Gleichheit  so  ziem  lieh  in  der  ganzen  Welt  wieder, 
aber  dasselbe  ist  auch  mit  den  Hauplgrundzügen  des  Processes  der 
Fall.  Wie  dort  so  ist  auch  hier  nur  die  weitere  Enlwickelung  jener 
Hauptgrundzügc  und  die  Form,  in  welcher  dieselben  hervortreten, 
bei  den  verschiedenen  Völkern  verschieden.  —  Kann  sonach  Ref. 
dem  Verf.  in  dem  Princip,  von  welchem  er  ausgeht,  nicht  beistim- 
men, so  vermag  er  auch  den  aus  selbigem  abgeleiteten  Satz:  allein 
durch  die  Aufnahme  einer  fremden  Rechtspraxis 'und  eines  fremden 
und  nicht  nationalen  Processgangcs  hat  Deutsehland  alle  seine  Nach- 
theile in  Reziehung  auf  V  erminderung  des  innern  Wohlbefindens,  auf 
die  dadurch  hervorgerufene  Unzufriedenheit  und  auf  die  zum  Theil 
so  ungleiche  Stellung  seiner  Stände  zu  einander  erlitten",  —  einst- 
weilen vorausgesetzt,  dass  solche  Nachtheile  wirklich  durch  das  fremde 
Recht  verschuldet  worden  seven,  ■ —  nur  insoweit  als  richtig  anzuer- 
kennen,  als  das  Römische  sog.  innere  Recht,  als  es  in  Deutschland 
reeipirt  wurde,  bereits  das  eigentlich  Nationale  fast  ganz  abgestreift 
und  sich  mehr  und  mehr  zu  einem  Wellrccht  ausgebildet  hatte.  Die 
Aufnahme  desselben  brachte  sonach  nicht  darum,  weil  es  inneres 
Recht  und  in  Folge  dessen  durch  die  Nationalität  weniger  bestimmt 
war,  geringere  Nachtheile,  als  die  Rcception  des  fremden  Processes, 
sondern  deshalb,  weil  es  sich  seiner  nationalen  Färbung  ziemlich  ent- 
ledigt und  ein  eigentümlich  Römisches  Recht  zu  seyn  aufgehört 
halte.  —  Ausser  der  Resprcchung  dieses  Gegenstandes  giebt  die  Ein- 
leitung noch  Rcmerkungcn  über  die  Gerichtsverfassung,  namentlich 
über  das  Verhältniss  der  geistlichen  Gerichte  Deutschlands  im  Mittel- 
alter.   Sie  sind  zum  Verständnis  der  dann  folgenden  Mitteilung  des 
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Ueber  die  Abstimmung  inRichtercollegien  von  c.  de  Fontenay, 

Rath  im  Schleswig.  Obergericht.  Schleswig,  Bruhn  io  Komraiss., 
1847.  37  S.  gr.  8.    (Geh.  J  Thlr.) 

Durch  lokale  Verhältnisse  veranlasst  unterwirft  der  Verf.  die 

Frage:  welche  Weise  der  Abstimmung  in  Kichlerkollegien  die  der 

Gerechtigkeit  entsprechendste  sey,  einer  ausführlichen ,   nicht  blos 

auf  das  Partikularrecht  seines  Landes  beschränkten  Untersuchung. 

Er  fasst  die  Resultate  seiner  Ausführungen  am  Schlüsse  derselben  in 

folgende  Sätze  zusammen: 

„1)  Wenn  in  einem  Richtercollegio  in  Beziehung  auf  einen  zur  Entscheidung 
vorliegenden  Rechtsfall  von  einander  abweichende  Ansichten  der  Mitglie- 
der Statt  linden ,  so  ist  nicht  nach  den  Schlussrcsultalen,  zu  welchen  die 
einzelnen  Votanten  gelangen,  abzustimmen,  sondern  es  ist  jede  Frage, 
deren  Beantwortung  einen  Einfluss  auf  die  Entscheidung  ausübt,  für 
sich  zur  Abstimmung  zu  stellen,  oder  mit  anderen  Worten:  es  ist  nicht 
nach  den  Endvotis,  sondern  nach  Gründen  abzustimmen ,  und  zwar  ver- 
dient nicht  nur  die  letzte  Art  der  Abstimmung  vor  der  ersten  den  Vorzug, 
wenn  es  sich  de  lege  ferenda  handelt ,  weil  nur  sie  dem  Zwecke ,  welcher 
durch  die  Anordnung  von  Richtercollegien  erreicht  werden  soll,  ent- 
spricht, sondern  es  ist  aucfi  nach  Vorschriften  in  unseren  Landesgesetzen 
als  unzweifelhaft  anzunehmen,  dass  die  Abstimmung  nach  Gründen  in 
der  Absicht  des  Gesetzes  liegt ; 

2)  bei  der  Leitung  der  Abstimmung  sind  die  bestrittenen  thatsarhlichen  Fra- 
gen von  den  bestrittenen  Rechtsfragen  zu  sondern,  in  beiden  Beziehungen 
sind  aber  die  wahren  Diffcrenzpuncle  sorgfältig  zu  ermitteln  und  scharf 
hervorzuheben  und  die  über  letztere  zu  stellenden  Fragen  bestimmt  zu 
fassen.    Endlich  sind 

3)  sämmtliche  Mitglieder  eines  Richtercollegii  verpflichtet,  auf  jede  einzelne 
zur  Abstimmung  gestellte  Frage  zu  antworten." 

Ref.  ist  nicht  blos  mit  diesen  Ergebnissen  der  Untersuchung  des 
Verfs.,  sondern  er  ist  auch  mit  der  letztem  selbst  einverstanden,  in- 
dem er  anerkennt,  dass  der  Verf.  seine  Frage  auf  eine  einsichtsvolle 
Weise  aufgefnsst  und  erörtert  und  seine  Ansicht  überzeugend  begrün- 
det hat.  Daher  empfiehlt  Ref.  diese  Abhandlung  der  Beachtung  um 
so  mehr,  als  im  practischen  Leben  über  die  Fragstellung  bei  Abstim- 
mungen und  über  den  Einfluss  des  Ergebnisses  der  Abstimmung  über 
den  einen  Punct  auf  die  Stellung  der  Votanten  zu  den  übrigen  noch 
zu  entscheidenden  Puncten  sehr  verschiedene,  zum  Theil  ganz  un- 
richtige Ansichten  herrschen, 

 ■  

Ein  Recbtsgutacllten  zur  Sache  des  Leopold  Henlschel,  Kaufmannes 
zu  Crossen,  Verklagten,  Appellaten,  jetzt  Revidenten,  wider  Julius 
Profc,  Kaufmann  zu  Frankfurt  a.  d.  0.,  Kläger,  Appellanten,  jetzt 
Revisen,  verfasst  von  Leopold  Volkmar.  Advokat- Anwalt  am 
Revisions-  u.  Cassalions-Hofc.  Berlin,  Krause,  1847.  28  S.  gr.  8. 
(Geh.  £  Thlr.) 

P.  war  dem  B.  120  Thlr.  schuldig.  Er  wünschte,  dass  H.  dieses 
Guthaben  auf  ihn  anweisen  möchte.  In  Folge  dessen  schrieb  H.  am 
26.  Sept.  an  P.  und  bat  denselben,  ihm  eine  Serie  zu  einem  Prämien- 
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scheine  der  Seehandlung  anzukaufen  und  nebst  Berechnung  za  über- 
senden, jedoch  mit  dem  Ankaufe  nicht  zu  zügern,  weil  die  Serien  in 

der  ersten  Hälfte  des  Octobcr  zur  Ziehung  kämen.  P.  antwortete 
nicht.  Dahei  schrieb  II.  am  12.  Oelober  wieder  an  ihn  und  knüpfte 
an  die  im  Eingänge  des  Briefs  enthaltene  Erwähnung  des  Aussenblei- 
bens  sowohl  einer  Antwort  auf  den  Brief  vom  20.  Sept.,  als  des  ge- 
wünschten Präinienscheins  die  Bemerkung:  , ,  Ich  will  daraus  entneh- 
men, dass  Sie  sieh  mit  Anschaffung  dieses  Effects  nicht  befassen  wollen, 
und  habe  ich,  weil  die  Ziehung  dieses  Papiers  bereits  den  15.  d.  31. 
beginnt,  für  anderweitige  Anschaffung  eines  Apoints  gleicher  Art  ge- 
sorgt. Gleichzeitig  erlaube  ich  mir  Sic  bicdiirch  zu  ersuchen,  mein 
Guthaben  von  120Thlr.  baldgefälligst  durch  die  Post  mir  übersenden 
zu  wollen."  Hierauf  antwortete  P.  am  13.  Oct.,  dass  er  den  Schein 
in  Frankfurt  nicht  habe  erhalten  können  und  auf  einer  Heise  in  Berlin 
habe  kaufen  wollen,  und  lugte  hinzu:  „versichere  Ihnen  zugleich, 
dass  erwähntes  Papier  dieser  Tage,  Morgen  dort  eintreffen  wird.'4 
Am  15.  Oct.  erhielt  II.  auch  wirklich  von  P.  einen  recommandirten 
Brief  v.  14.  Oct.  nebst  einem  Prämienschein  und  einer  Berechnung 
Über  denselben;  in  dem  Briefe  bat  P.,  dass  II.  ihm  für  den  Schein 
114  Thlr.  gutschreiben  möchte,  und  kündigte  seinen  Besuch  für  die 
nächste  Zeit  an.  11.  stellte  den  Hecommandalionsschein,  nachdem  er 
ihn  unterschrieben,  dem  Briefträger  zurück,  verabredete  in  dessen 
Gegenwart  mit  einem  andern  Anwesenden,  den  Präraienschein  auf 
gemeinschaftliche  Rechnung  zu  spielen,  schrieb  dem  P.  die  114 Thlr. 
in  seinen  Büchern  sofort  gut,  antwortete  aber  demselben  nicht.  — 
Als  hierauf  bekannt  geworden  war,  dass  auf  den  eingesandten  Prä- 
mieuschein  am  15.  Oct.  ein  Gewinn  von  70,000  Thlr.  gefallen  scy, 
erhob  P.  Klage  gegen  II.  auf  Rückgabe  des  Scheins.  Der  Richter 
erster  Instanz  hielt  den  Anspruch  nicht  für  begründet,  wohl  aber  der 
zweiter  Instanz.    Das  obige  Gutachten  stimmt  der  erstem  Ansicht  bei. 

Dass  der  Process  von  P.  nicht  würde  angefangen  worden  seyn, 
wenn  jener  Gewinn  nicht  erfolgt  wäre,  —  das  stellt  sich  allerdings 
als  eben  nicht  zweifelhaft  dar.  Aber  gesetzt  auch,  dass  dies  ganz 
gewiss  wäre,  blos  wegen  dieses  .Motivs  dürfte  ihm  sein  Recht,  wenn 
anders  ihm  ein  solches  bei  dieser  Angelegenheit  zusteht,  nicht  ent- 
zogen werden.  Allein  hat  er  denn  das  behauptete  Recht  gegen  II.? 
Das  natürliche  Rechtsgefühl  wird  es  ihm  absprechen,  aber  lassen  wir 
uns  durch  dasselbe  nicht  täuschen,  sondern  prüfen  wir  an  der  Hand 
der  Gesetze. 

Von  Anfang  an  bestand  unzweifelhaft  ein  Mandat  zwischen  H. 
als  Mandanten  und  P.  als  Mandatar.  Durch  den  Brief  v.  12.  Oct.  hat 
aber  II.  den  Auftrag  widerrufen.  Nun  hat  zwar  P.  diesen  Brief  nicht 
als  einen  Widerruf  angesehen,  vielmehr,  gleich  als  wäre  ein  solcher 
nicht  erfolgt,  den  Auftrag  ausgeführt.  Allein  dadurch  allein  hat  II. 
das  durch  den  von  ihm  erklärten  Widerruf  und  die  in  Folge  dessen 
eingetretene  Erlöschung  des  Mandats  bereits  aufgehobene  Hecht,  die 
Erfüllung  des  Vertrags  zu  verlangen,  nicht  wiedererlangt.  Er  kann 
sich  zur  Rechtfertigung  seiner  Weigerung,  den  Prämienschein  beraus- 
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zugeben,  nicht  auf  einen  Verlrag  berufen,  welchen  er  selbst  durch 
eine  nach  den  Gesetzen  hierzu  ausreichende  einseitige  Erklärung 
(A.  L.-R.  I.  13.  159.  170.  185.)  aufgehoben  hat.  Wollte  er  nach 
der  von  ihm  vorgenommenen  Auflösung  des  Mandatsverbaltnisses 
einen  Anspruch  auf  den  Prämienschein  erlangen,  so  musste  eine 
neue  zur  Begründung  eines  solchen  Anspruchs  geeignete  Thatsache 
eintreten. 

Und  sie  ist  eingetreten.  Denn  P.  Ubernahm  nach  dem  Empfange 
des  Briefes  v.  12.  October  die  Geschäfte  de»  H.  in  der  fraglichen 
Beziehung  ohne  dessen  Auftrag  ( negotiorum  gestio  gegen  Verbot, 
A.  L.-R.  I.  13.  §.  249.IT.)  und  H.  hat  in  Folge  dessen  ein  Recht,  den 
Gegenstand  dieser  Geschäftsführung  zu  verlangen  oder,  da  er  ihn 
schon  hat,  zu  behalten.  Man  vergleiche  mit  den  obigen  Thatsachen 
folgende  Stellen  des  A.  L.-R. : 

1. 13. §. 249.:  „Wer  die  Geschäfte  des  Andern  gegen  dessen 
ausdrückliches  Verbot  übernommen  hat,  der  kränkt  die  Rechte 
des  Andern;  und  muss  allen  auch  nur  zufälligen  Schaden,  in  so  fern  der- 
selbe, ohne  seine  Einmischung,  nicht  entstanden  seyn  würde,  vergüten." 

Ebendas.  §.  251. :  „Will  aber  der  Eigenthümer  den  Vortheil, 
welcher  aus  dem  gegen  sein  Verbot  besorgten  Geschäfte  ent- 
standen ist,  sich  zueignen:  so  findet  auch  in  diesem  Falle  die  Vor- 
schrift §.  241.  Anwendung." 

Ebendas.  §.  241.:  „Hat  er  sich"  [der,  dessen  Geschäft  besorgt 
worden]  „den"  [ans  der  Besorgung  entstandenen]  „Vortheil  einmal 
zugeeignet;  ungeachtet  er  weiss,  dass  derselbe  aus  der  ohne 
seinen  Auftrag  geschehenen  Besorgung  entstanden  sey:  so 
muss  er  dem  Besorger,  jedoch  nur  so  weit,  als  der  Vortheil  hinreicht, 
wegen  Schadens  und  Kosten  gerecht  werden." 

Die  Gesetze  stellen  es  also  bei  einer  Geschäftsführung  wider  Verbot 
in  die  Willkür  des  Geschäftsherrn,  ob  er  den  erlangten  Vortheil  an- 
nehmen wolle  oder  nicht.  Will  er  es  —  und  diesen  Willen  kann  er 
durch  Handlungen  ebensogut  wie  durch  Worte  erklären,  —  so  kann 
der  Geschäftsführer  ihn  daran  nicht  verhindern.  In  dem  vorliegen- 
den Falle  nun  liegt  in  den  oben  erwähnten  Thatumständen,  ja  schon 
in  der  Weigerung  des  H.,  den  Prämienschein  herauszugeben,  die 
deutlichste  Erklärung  seines  Willens,  den  durch  die  Geschäftsfüh- 
rung erlangten  Vortheil  zu  behalten.  Die  Realisirung  dieses  Wil- 
lens kann  natürlich  der  Geschäftsführer  dadurch  nicht  verhindern, 
dass  er  den  Schein  zurückfordert.  —  Was  in  den  Entscheidungs- 
grüoden  zweiter  Instanz,  soweit  der  Verf.  sie  mitgetheilt  hat,  gegen 
den  Gesichtspunct  der  negotiorum  gestio  gesagt  ist,  wird  theils  durch 
die  in  der  obigen  Schrift  enthaltenen  Bemerkungen,  theils  durch  die 
Erwägung  beseitigt,  dass  es  zur  Begründung  der  Verbindlichkeiten 
aus  der  negotiorum  gestio,  welche  kein  Vertrag  ist,  auch  nicht  des 
Vorhandenseyns  der  Erfordernisse  der  Verträge  bedarf,  also  nament- 
lich die  Grundsätze  des  A.  L.-R.  über  die  Annahme  von  Offerten  (ins- 
besondere §.  103.  I.  5.)  hier  unanwendbar  sind.  Die  Obligation  ist 
begründet,  sobald  der  Eine  die  Geschäfte  des  Andern  besorgt  hat, 
in  der  Absicht  dies  zu  thun.  Jene  Grundsätze  würden  aber  allerdings 
zur  Anwendung  zu  bringen  seyn,  wenn  man  das  Recht  des  H.  aus 
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einem  unter  Abwesenden  geschlossenen  Vertrage  desselben  mit  P. 
Ober  die  Tilgung  der  Schuld  des  letzlern  durch  den  Prämienschein 
ableiten  wollte.  Dann  w  ürden  allerdings  die  §§.  96.ff.  I.  5.  in  Frage 
kommen  und  nach  diesen  würde  es  mit  11. 's  Ansprüche  auf  den  Schein 
sehr  bedenklich  stehen. 

Ref.  ist  nach  dem  Obigen  mit  dem  Verf.  darin  einverstanden, 
dass  das  Recht  in  dieser  Sache  auf  der  Seite  H/s  sey.  Dagegen  kann 
Ref.  sich  mit  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Verf.  sein  Gutachten 
über  die  Sache  abgegeben  hat,  nicht  einverstanden  erklären.  Da  ist 
nicht  eine  ruhige  und  unbefangene  Erwägung  der  vorliegenden  That- 
sachen  und  einschlagenden  Rechtsgrundsätze  nach  beiden  Seilen  zu 
finden,  sondern  eine  lebendige,  ja  aufgeregte  Vertheidigung  des  Be- 
klagten, auf  dessen  Seite  der  Verf.  sich  von  Anfang  gestellt  hat  und 
bis  zu  Ende  stehen  geblieben  ist.  Er  hat  nicht  ein  Gutachten,  son- 
dern eine  Parteischrift  geliefert. 


Die  Polizei  -  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreiches 

Sachsen ,  mit  Inbegriff  der  organischen  und  formellen  Bestimmungen. 
Systematisch  chronologisch  zusammengestellt  und  erläutert  und  er- 
gänzt durch  Ilinzufügung  der  ergangenen  Anweisungen  und  befolg- 
ten Grundsätze,  sowie  durch  Nachrichten  über  bestehende  Einrich- 
tungen. Von  JDr.  Gottloli  Iiefoerecht Funke,  K.  Säcfas.  Geh. 
Regierungsrathc.  2.  Bd.  Die  Polizeigesetze  u.  Verordnungen,  in- 
soweit sie  weder  auf  die  Medicinal-  noch  auf  die  Gewerbepolizei 
Bezug  haben  (einschliessl.  der  die  Staats-  u.  Heimathsangehörig- 
keit  angehenden  Bestimmungen  u.  Grundsätze).  Leipzig,  Hahr/sehe 
Verlagsbuchhandl.,  1847.   XXX  u.  10H4  S.  gr.  8.    (4f  Thlr.) 

Dem  vom  Ree.  in  diesen  Jahrb.  1846.  S.  1021.  ff.  angezeigten 
ersten  Bande  dieser  ausgezeichneten  Quellensammlung  ist  schnell  der 
zweite  Band  nachgefolgt.  Indem  Ref.  sich  wegen  seines  Urlheils  über 
das  Werk  auf  jene  Anzeige  zurückbezieht,  giebt  er  im  Folgenden  den 
speciellen  Inhalt  des  vorliegenden  Bandes  an. 

Es  zerfällt  der  Inhalt  dieses,  in  zwei  Abiheilungen  zerlegten 
Bandes  in  achtzehn  Abschnitte.  Voraus  geht  eine  kurze  einleitende 
Vorbemerkung,  die  Grundlage  der  polizeilichen  Wirksamkeit  über- 
haupt betreffend.  Dann  werden  im  ersten  Abschnitte  die  Maasregeln 
zur  Verhütung  und  Entdeckung  von  Verbrechen  zusammengestellt. 
Das  1.  Kapitel  bezieht  sich  auf  Staatsverbrechen,  Kap.  II.  auf  Mord, 
Todtschlag  und  Körperverletzung,  Kap.  III.  auf  Raub  und  Diebstahl, 
Kap.  IV.  auf  Betrug,  Kap.  V.  auf  Täuschungen.  —  Es  folgen  im 
zweiten  Abschnitte  die  Maasregeln  zu  Auffindung,  Ergreifung  und 
Verwahrung  von  Verbrechern.  —  Der  dritte  Abschnitt  umfasst  die 
Maasregeln  zur  Controle  und  Aufsicbtsführung  über  gewisse  Katego- 
rien von  Personen  und  zwar  Kap.  I. :  Controle  über  Reisende  und 
Fremde  (Pass-  und  Legitimationswesen,  Aufenthalt),  Kap.  IL  Auf- 
sicht überMilitairpflichtige,  Deserteurs  und  Militairpcrsonen,  Kap.  III. 
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Aufsicht  aof  das  Gesinde,  Kap.  IV.  Aufsicht  auf  Tag-  und  Wochen- 
nrbeitcr.       Der  vierte  Abschnitt  bezieht  sich  auf  die  Verbindlichkeit 

zur  Aufnahme  ausgewiesener  Staatsangehöriger  und  das  Recht,  Aus- 
länder auszuweisen.  —  Im  fünften  Abschnitte  werden  die  Bestim- 
mungen über  Heimalhsangehörigkeit,  Verbindlichkeit  zur  Aufnahme 
von  Ileimathsangchörigcn  und  Recht  zu  deren  Ausweisung  gegeben. — 
Im  sechsten  Abschnitt  folgen  die  Maasregeln  in  Betreff  des  Vaga- 
bunden-, Bettel-,  Corrections-  und  Armenwesens.  —  Der  siebente 
Abschnitt  betrifft  das  Schubtransporlwescn.  —  Im  achten  Abschnitt 
linden  sich  die  Maasregeln  zur  Verhütung  von  Notstand  und  Belästi- 
gung der  Gemeinden  durch  Verarmung  und  zwar  im  Kap.  I.  ist  von 
allgemeinen  Instituten  zu  diesem  Zweck,  im  Kap.  II.  von  Maasregeln 
zur  Verhütung  von  Verarmung  in  Folge  der  Verehelichung,  im  Kap.  III. 
von  Beschränkungen  in  Ansehung  der  Niederlassung  von  Ausländern, 
welche  Gewerbe  und  Handarbeit  treiben  wollen  und  im  Kap.  IV.  von 
Beschränkungen  in  Ansehung  der  Auswanderung  die  Rede.  —  Der 
neunte  Abschnitt  enthält  die  Maasregcln  zur  Sicherung  des  allge- 
meinen Nahrungsstandes  und  zur  Abwendung  von  Mangel  an  den  nö- 
tigsten Lebensbedürfnissen,  nämlich  im  Kap.  I.  die  Maasregeln  gegen 
die  Zerstückelung  des  Grund  und  Bodens  und  gegen  zu  kleine  Nah- 
rungen, im  Kap.  II.  die  gegen,  den  Nahrungsstand  gefährdende  un- 
pflegliche  und  unwirtschaftliche  Gebahrungen,  im  Kap.  III.  die  gegen 
den  Mangel  an  den  nölhigsten  Lebensbedürfnissen.  —  Im  zehnten 
Abschnitt  werden  zusammengefasst :  die  Maasregcln  gegen  Gefährdung 
des  Staats,  so  wie  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Staatsbürger 
und  die  Retlungsprämien.  —  Der  elfte  Abschnitt  giebt  die  Maas- 
regeln gegen  Gefährdung  des  Eigenthums  (u.A.  die  zum  Schulze  des 
literarischen  und  artistischen  Eigentums). —  Deu  Inhalt  des  zwölf- 
ten Abschnitts  bilden  die  Maasregeln  gegen  Gefährdungen  durch  Brand- 
unglück, nebst  den  sonst  auf  das  Bauwesen  bezüglichen  Bestimmungen 
und  einem  Anhang,  das  Brandversicherungswesen  betreff.,  den  des 
dreizehnten  die  gegen  Gefährdungen  durch  fliessende  Wässer  und 
den  des  vierzehnten  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  und  zur 
Abwendung  diesfallsiger  Gefährdungen.  —   Der  fünfzehnte  Ab- 
schnitt betrifft  die  Sorge  für  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Staats- 
bürger,   der  sechszehnte  die  Kirchen-  und  Rcligionspolizci.  — 
Hieran  schliessen  sich  im  siebenzehnten  Abschnitte  die  Maasrcgeln 
gegen  polizeiliche  Excesse,  Unziemlichkeiten  und  Unsittlichkeiten  und 
gegen  Gefährdung  der  Sittlichkeit,  der  guten  Sitten  und  des  Wohl- 
standes (u.  a.  durch  Glücksspiele).  —  Im  achtzehnten  Abschnitte 
endlich  sind  die  Maasregeln  zur  Verhütung  von  Pressvergehen  mit- 
geteilt. 

Auch  diesem  Bande  sind  sehr  zweckmässig  angelegte  Register 
beigegeben  worden. 


* 
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von  #>/•.  Carl  Friedrich  Curtlus,  K.  Sachs.  Appellationsralhe 
in  Dresden.   Zweiter  Theil.   Erste  Abtheilung.   Vierte  vermehrte 

und  nach  den  neuesten  gesetzlichen  Bestimmungen  ergänzte  Aus- 
gabe.  Leipzig,  Schwickert,  1847.   VI  u.  331  S.  gr.  8.  (l^Thlr.) 

Was  Hef.  in  diesen  Jahrb.  1847.  S.  363.  IT.  bei  Gelegenheit  der 
Anzeige  des  ersten  Theiles  über  dieses  Werk  und  dessen  von  Hinsel 
veranstaltete  neuste  Ausgabe  im  Allgemeinen  geurlheilt  bat,  muss  er 
auch  auf  die  vorliegende  Ablhcilung  des  zweiten  Theiles  beziehen. 
Der  Heraus«;,  hat  zwar  fleissig  nachgetragen,  was  die  Gesetzgebung 
und  die  Literatur  besonders  die  des  Sächsischen  Rechts  seit  der  vo- 
rigen Ausgabe  Neues  gebracht  haben,  —  aber  es  ist  auch  hier  eine 
gründliche  Revision  des  Werkes  zu  vermissen.  Zum  Belege  werden 
einige  wenige  Bemerkungen  über  Einzelnes  dienen.  In  der  Anmerk. 
a)  zu  §.  432.  hat  der  Hcrausg.  den  Satz  stehen  lassen:  „Die  Erb- 
schaft, deren  Besitz  man  bereits  erworben  hat,  ist  im  Eigenthum 
befindlich.11  Freilich  harmunirt  damit  die  ganz  vage  Definition  vom 
Eigenlhum,  welche  der  §.  494.  in  einer  für  die  dort  behandelte  Lehre 
völlig  unpassenden  Weise  aufstellt.  Aber  auch  diese  hülle  der  tlcrausg. 
nicht  stehen  lassen,  sondern  statt  derselben  die  richtige,  am  Ende  der 
Anmerk.  a)  zu  dem  letztem  §.  stehende  in  den  Text  aufnehmen  sollen. 
—  Die  unrichtige  Bemerkung  in  der  Anmerk.  d)  zu  §.457.,  nach  wel- 
cher das  constitutum  possessorium  in  Ansehung  beweglicher  Sachen 
durch  die  E.  P.  0.  zu  Tit.  44.  §.  2.  gänzlich  aufgehoben  worden  sey, 
ist  beibehalten;  das  Gesetz  handelt  nur  vomFaustpfande.  —  Die  irrige 
Ansicht,  dass  das  possessorium  summarium  an  die  Stelle  der  Römi- 
schen interdicta  relinendae  possessionis  getreten  und  das  possessorium 
ordinarium  recuperandae  possessionis  sey,  bildet  noch  immer  die 
Grundlage  der  Darstellung  dieser  Lehren,  obgleich  der  Herausg.  sie 
nicht  zu  billigen  scheint  (s.  Anmerk.  a)  zu  §.487.).  —  Doch  genug; 
die  Zahl  solcher  Ausstellungen  könnte  mit  Leichtigkeit  vermehrt  werden. 

Anserlescne  Civil-Rechtssprüche  der  höheren  Gcrichtsstcllen 

in  Württemberg.  Herausgegeben  von  Christian  Fricdr. 
Aug.  Tafel.  Dr.  d.  R.  u.  d.  Philos.,  Rechtsconsulent  in  Ochringen. 
1.  Bdes.  3.  Heft.  Heilbronn,  Drechslcr'sche  Buchhandl.,  184G.  VII 
u.  227  —  364  S.  8.    (Geh.  £  Thlr.) 

Ueber  den  Anfang  dieser  Sammlung  ist  in  diesen  Jahrbüchern 
1843.  S.  1005.  ff.  berichtet  worden.  Das  vorliegende  Heft  enthält 
wieder  wie  das  erste  wenigstens  vollständige  Abdrücke  der  Entschei- 
dungsgründe über  die  betreffenden  Rechlsfälle,  aber  in  vielen  Fällen 
ohne  alle  oder  doch  ohne  genügende  Darstellung  der  zu  Grund  lie- 
genden faclischen  und  processualischen  Verhältnisse,  während  die  in 
den  Entscheidungsgründen  selbst  berührten  das  Nülhige  oft  nur  sehr 
unsicher  erraihen  lassen.  Vgl.  besonders  S.  227.  230.  232.  241 .  249- 
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252.  254.  339.  Wie  sehr  durch  diesen  Mangel  der  Werth  dieser 
Mittheilungen  verkümmert  wird,  bedarf  kaum  der  Bemerkung. 

Allein  noch  in  einer  weiteren  Beziehung  wird  der  Mangel  an 

gehöriger  Selbsttätigkeit  des  Herausgebers  fühlbar;  es  sind  fast  nir- 
gends vollständig  bezeichnende  —  ja  nicht  einmal  immer  richtige  Auf- 
schriften gegeben.  Derartige  Sammlungen  von  Rechlsfällen  sind  in 
der  Regel  wie  vom  Winde  zusammengewellt;  d.  h.  sie  werden  gege- 
ben, wie  sie  eben  der  Zufall  dem  Sammler  zugeführt  hat,  ohne  be- 
stimmten Plan  und  Ordnung  der  Materien  und  oft  auch  ohne  eine 
gehörig  berechnete  Auswahl.  Diess  liegt  in  der  Nalur  der  £ache 
und  kann  keinen  eigentlichen  Vorwurf  begründen,  da  sie  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  für  ein  eigentliches  Studium  bestimmt  sind,  son- 
dern nur  Fundgruben  bilden  sollen,  aus  welchen  geschöpft  wird,  wann 
und  wie  es  das  Bcdürfniss  mit  sich  bringt.  Mit  desto  mehr  Recht 
kann  von  dem  Herausgeber  einer  solchen  Sammlung  gefordert  wer- 
den, dass  er  sie  für  den  praclischen  Gebrauch  adaptire.  Wir  haben 
bekanntlich  ein  musterhaftes  Vorbild  hiefür  iu  der  vortrelTlichen 
Pfeifferschen  Sammlung  von  Rechtfällen.  Wenn  es  auch  zu  weit 
gienge,  das  Gleiche  überall  zu  verlangen,  so  ist  doch  so  viel  gewiss, 
dass  die  meisten  Sammlungen  —  und  diess  gilt  besonders  auch  von 
den  in  Württemberg  in  neuerer  Zeil  ziemlich  zahlreich  gewordenen  — 
(unter  welchen  man  sogar  einen  Abdruck  von  Entscheidungsgründen, 
welchen  der  Abschreiber  derselben  veranstaltete,  findet  —  vergl. 
Wächter  Handbuch  Bd.  1.  S.  1143.)  in  der  fraglichen  Beziehung 
gar  zu  viel  zu  wünschen  übrig  lassen. 

Es  könnte  besonders  dadurch  eine  den  Herausgeber  nicht  zu 
sehr  in  Anspruch  nehmende  Erleichterung  des  Gebrauchs  solcher 
Sammlungen  erzielt  werden,  wenn  die  Hauptsätze,  welche  das  Re- 
sultat solcher  Ausführungen  bilden,  kurz  rubricirt  würden,  wodurch 
eine  Verbesserung  der  in  der  Regel  höchst  mangelhaften  Inhalls- 
Register  herbeigeführt  werden  würde. 

Die  in  dem  vorliegenden  Heft  mitgetheiltcn  Fülle  sind  im  Uebri- 
gen  mehr  in  Beziehung  auf  besondere  Fragen  des  würtlemb.  Particular- 
Kcchts,  als  in  Beziehung  auf  gemeines  Recht  von  Interesse.  Zu  letz- 
teren können  —  wenigstens  dem  Gegenstand  nach  —  folgende  ge- 
rechnet werden : 

LXVIII.  Ueber  die  na ftungsp flicht  der  Frach tfuhrleute. 
Es  wird  hier  lediglich  unter  Anführung  der  Autoritäten  von  Leuchs 
(System  des  Handels),  Mittcrmaier  und  Reyscher  der  Satz  durch- 
geführt, dass  der  Frachlfuhrmann  für  jeden  Verlust  und  Schaden  haf- 
ten müsse,  sofern  er  nicht  beweise,  dass  derselbe  durch  unabwend- 
baren Zufall,  durch  Schuld  des  Aufgebers  oder  einen  cigeutbümlichen 
Fehler  der  Waaren  oder  nach  der  Beschairenheit  derselben  überhaupt 
veranlasst  sey  und  dass  die  ohne  Vorbehalt  geschehene  Ucbernahme 
der  Waare  nur  die  Folge  habe,  dass  nunmehr  der  Beweis  einer  dem 
Fuhrmann  zur  Last  fallenden  Beschädigung  auf  den  Empfänger  falle. 

LXXI.   Ist  die  Klage  auf  Bezahlung  eines  sogenannten 
K  u pp elgcl des  zulässig?    Der  betreffende  Gerichtshof  nahm  mit 
Krit.Jahrb.f.D.RW.  Jahrg. XI.  H.IX.  54 
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Thibaut  §.  421.  an,  dass  das  proxenelicum  der  Freywerber  an  sich 
klagbar  scy.  Er  gehl  hiebey  davon  aus,  dass  die  Stiftung  einer  Ehe 
an  sich  nichts  Unsittliches  enthalte ,  sondern  der  Kuppelvertrag  nur 
sofern  durch  das  Geschenk  eine  unerlaubte  Einwirkung  des  bezalten 
Kupplers  auf  den  freien  Willen  bezweckt  worden  sey,  als  unsittlich 
betrachtet  werden  könne,  führt  die  positive  Gesetzlichkeit  eines  sol- 
chen Vertrags  nach  /.  18.  D.  de  sponsal.  (23.  1.)  u.  /.  1.  3.  D,  de 
proxcnel.  (50.  14.)  aus  und  beseitigt  /.  6.  Cod.  de  sponsal.  (5.  1.) 
als  nicht  glossirt. 

LXXVI.  Ob  Gesellschafter  solidarisch  für  Gesellschafts- 
schulden haften?  Den  kurz  berührten  Zweifeln  über  Beantwortung 
dieser  Frage  nach  römischem  Recht  wird  entgegengehalten,  dass  nach 
heutigem  Handelsrecht  bei  einer  offenen  Handelsgesellschaft  im  Zwei- 
fel jedes  Mitglied  das  Hecht  habe,  die  Firma  zu  gebrauchen  und  hie- 
durch  alle  übrigen  Theilnehmer  solidarisch  verpflichtet  werden  (unter 
Beziehung  auf  M i tterma ier,  Martens,  Bender  u.  A.). 

LXXVUl.  üeber  die  Frage,  ob  ein  Meineidiger  eides- 
fähig sey.  Die  Frage  wurde  von  einem  Gerichtshöfe  hinsichtlich 
eines  notwendigen  Eids  verneinend,  hinsichtlich  eines  angetragenen 
Eids  im  J.  1824.  bejahend,  im  Jahr  1842.  verneinend  entschieden; 
letzteres  auf  den  Grund  can.  5.  causa  22.  qu.  5.  u.  can.  14.  c.  22.  qu. 
5.,  während  (Tie  bejahende  Entscheidung  die  Unanwendbarkeil  dieser 
Gesetze  auf  einen  von  dem  Dcferenten  als  Beweismittel  einmal  ge- 
wählten Eid  ausführt  und  deshalb  auf  /.  26.  pr.  D.  de  jurej.  (12.2.) 
zurückgreift. 

LXXXVIU.  Iu  wie  weit  hat  der  in  Gant  geralhene  Schuld- 
ner in  Beziehung  auf  das  späte rerworbene  Vermögen  gegen- 
über von  seinen  Gläubigern  die  Wohlthat  der  Corapetenz 
zu  genicssen.  Die  hier  milgetheille  Entscheidung  eines  Gerichts- 
hofs führt  —  jedoch  grösstenteils  nur  auf  den  Grund  von  bekannten 
Autoritäten  —  aus,  dass  die  fragliche  Rechtswohllhat  dem  Schuldner 
auch  gegenüber  von  seinen  neueren  Gläubigern  zustehe,  ohne  dass 
es  darauf  ankomme,  ob  die  bonorum  cessio  eine  freiwillige  oder  ge- 
zwungene gewesen  sey  und  ohne  Unterschied  zwischen  dem  durch 
Fleiss  und  dem  durch  blossen  Glücksfall  erworbenen  Vermögen,  auch 
ohne  dass  sich  darauf  berufen  werden  könne,  dass  der  Cridar  sich 
und  seine  Familie  selbst  fortbringen  könne. 

XC.  In  wie  fern  kommt  die  Wiedereinsetzung  eines 
Minderjährigen  in  den  vorigen  Stand  gegen  ein  ihm  nacb- 
theiliges  Rechtsgeschäft  dritten  Personen  zu  Statten?  Der 
bekannte  Satz,  dass  solches  nur  dann  der  Fall  sey,  wenn  ein  unheil- 
bares Interesse  staltfinde,  wird  nach  der  Seite  näher  ausgeführt,  dass 
ein  unlheilbarcs  Interesse  nicht  bei  physisch  untheilbaren,  sondern 
nur  bei  physisch  und  juristisch  untheilbaren  Sachen  anzunehmen  sey, 
indem,  wenn  auch  nicht  eine  reelle  Tbeilung  der  Sache  eintreten, 
doch  eine  Theilung  des  Interesse  nach  den  bei  Tbeilangsklagen  gel- 
tenden Normen  bewerkstelligt  werden  könne  und  /.  4.  §.4.  D.  (8.5*) 
/.  10.  D.  (8.  6.)  /.  17.  D.  (8.  1.)  /.  72.  D.  (45.  1.)  nur  von  physisch 
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und  juristisch  untheilbaren  Sachen  sprechen,  wahrend  /.  47.  §.  1.  D. 
(4.4.)»  welche  die  Restitution  des  Minderjährigen  dem  milbelheiligten 
Vormund  nicht  zu  statten  kommen  lasse,  nicht  unterscheide,  ob  die 

praedia  commutna  physisch  thcilbar  seycn  oder  nicht.  Auf  den  Grund 
dieser  Grundsätze  wird  sodann  der  Fall  nach  seinen  concreten  Ver- 
hältnissen untersucht.    Die  weiter  angehängte  Ausführung  über  die 


Interesse. 

Alle  übrigen  in  der  vorliegenden  Sammlung  enthaltenen  Fälle 
haben  thcils  lediglich  ein  particularrcchlliches  Interesse,  theils  be- 
schäftigen sie  sich  nur  mit  Anwendung  bekannter  Grundsätze  auf  die 
concreten  Verhältnisse  der  betreffenden  Streitsachen. 

Das  diesem  Hefte  angehängte  alphabetische  Sachregister  über 
den  ersten  Band  scheint  ganz  auf  den  Grund  der  den  einzelnen  Fällen 
vorangestellten  Rubriken  gefertigt  zu  seyn  und  theilt  daher  die  schon 
oben  angeführten  Mängel  der  Rubrikenbezeichnung,  ist  aber  nicht 
einmal  in  dieser  Beziehung  ganz  vollständig;  so  z.  B.  findet  man  die 
Rubrik  Injurienklage  nicht  indi.cirt,  während  zwei  Fälle  bievon 
vorkommen  (S.  97.  321.),  eben  so  wenig  die  Rubrik  Gant,  Con- 
curs,  während  mehrere  Rcchtsfälle  vorkommen,  deren  Anzeige  zu- 
nächst unter  diesen  Worten  gesucht  werden  wird,  dessgleichen  nicht 
die  Rubrik  Zinsen,  welche  den  Ilauntgegenstand  der  Fälle  S.  193. 


19G.  210.  bilden  u.  dgl.  m. 
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III.   Berichte  iiher  akademische 

Schriften. 

Dissertatio  inauguralis  de  natura  et  indole  merca- 

turae  procuratoriae  quam  ill.  ictorum  ordinis  auctorilate 
in  Academia  Marburgcnsi  ad  summos  in  u.j\  capessendos  honores 
d.  XXI.  Dec.  MDCCCXL1F.  publice  defendet  Frider.  Xisen- 
herg,  Hofgeismuriensis.   Casselis,  typ.  f/otopii.  48  S.  gr.  8. 

Die  Tendenz  der  vorliegenden  Abhandlung  geht  dahin,  die  gewöhnlichen 
Ansichten  über  die  Natur  des  Kommissionsgeschäfts  zu  widerlegen,  und  da- 
gegen den  Satz  durchzuführen,  dass  dasselbe  keinem  Vertrage  des  Rom.  Rechts 
ganz  entspreche,  deshalb  als  ein  eigentümlicher  Verlrag  aufzufassen,  jedoch 
vorzugsweise  nach  den  Grundsätzen  der  tocietas  zu  beurtheilen  sey.  Dabei  hat 
der  Verf.  sich  hauptsächlich  gegen  den  neusten  Schriftsteller  über  den  Kommis- 
sionshandel, Treitschke,  gewendet,  dessen  Behauptungen  er  einer  durch  die 
ganze  Abhandlung  sich  hindurchziehenden  Kritik  unterwirft  und  niemals,  wo 
er  sie  erwähnt,  billigt.  Dagegen  hat  er  auf  Andere,  welche  den  Gegenstand 
besonders  behandelt  haben ,  z.B.  auf  Michaeli»,  De  mereatura  procuratoria 
(Tübingen,  1829.)  keine  Rücksicht  genommen. 

Ref.  kann  dem  Verf.  in  seinen  Ausstellungen  gegen  die  Anwendung  der 
Grundsätze  vom  Mandat  auf  das  Kommissionsgeschäft  ebensowenig  Unrecht 
geben,  als  in  der  Ansicht,  dass  überhaupt  ein  bestimmter  Römischer  Kontract 
hier  nicht  vorliege.  Es  wird  dies  vom  Verf.  in  den  §§.  3— 10./».  8 — 28.  recht  gut 
ausgeführt.  Ebenso  findet  Ref.  die  Analogie  der  tocietat  insofern  ganz  ange- 
messen, als  eine  auf  Gemeinschaft  des  Gewinns  gerichtete  Verabredung  des 
Kommittenten  und  Kommissionairs  vorliegt;  es  soll  nämlich  der  durch  ein  Han- 
delsgeschäft zu  erzielende  Gewinn  zwischen  beiden  so  getheilt  werden ,  dass  der 
letztere  die  als  Provision  festgesetzten  Procente  erhält ,  der  erstere  den  aus  dem 
Geschäft  sich  ergebenden  übrigen  Gewinn,  soweit  er  die  Höhe  desselben  nicht 
selbst  durch  ein  Limito  beschränkt  hat. 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  der  Verf.  gezwungen  gewesen  ist,  seine  Ideen  in 
Lateinischer  Sprache  vorzutragen.  Denn  gründliche  Kenntniss  derselben  gehört 
nicht  zu  seinen  Eigenschaften.  Ansser  den  Sprachfehlern,  welche  hier  und  da 
untergelaufen  sind,  wimmelt  die  Dissertation  aber  auch  noch  von  unzähligen 
Druckfehlern. 
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IT.  Berichte  über  Zeitschriften. 


Monatschrift  für  die  Justiz -Pflege  in  Württemberg.  Heraus- 
gegeben von  A.  Sarwey,  Ober-Tribunal- R.  Bd.  XII.  Ludwigs- 
burg, Nast'sche  Buchhaudl.,  1847.  lVu.508S.8.  (geh.  i£ThIr.) 
[Vgl.  Jahrb.  184«.  S.  1040.  ff.] 

• 

lieber  die  anthropologischen  Momente  der  Zurechnungtfähigkeit.  (Von 
Dr,  Ellinger ,  /Issistenz-Arzt  hei  der  Irrenheil-Anstalt  in  Winnenthal  [nun- 
mehr Vorsteher  der  neu  errichteten  irrenheil-  Anstalt  in  Pfaffen,  Schweizer  - 
Cantons  St.  Gallen].  [Fortsetzung  und  Schluss.]  (S.  1  — 104.).  Es  ist  diess 
der  zweite  Abschnitt  der  Abhandlung,  welche  aus  der  Monatschrift  besonders 
abgedruckt  und  über  welche  in  diesen  Jahrbüchern  1846.  S.  1057.  ff.  vollstän- 
diger Bericht  erstattet  wurde. 

lieber  die  Amtssuspension  öffentlicher  Diener  nach  Württembergisch  ein 
Recht.  (S.  105  —  126.)  Eine  sehr  interessante  und  gründliche  Erörterung, 
veranlasst  durch  einen  vor  2 — 3  Jahren  von  der  Württembergschen  Tagspresse 
sehr  lebhaft  verhandelten  und  sofort  auch  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  zur 
Sprache  gekommenen  Vorgang ,  welcher  seiner  Zeit  auch  ausserhalb  Württem- 
bergs Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen  hat.  Der  auf  der  Universität  Tübingen 
längere  Zeil  als  Privatdocent  funetionirende,  später  aber  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Aesthetik  ernannte  Dr.  Vi  sc  her  hatte  zum  Theil  schon  durch  sein 
Auftreten  als  Lehrer,  sodann  aber  und  besonders  durch  die  aus  Anlass  seiner 
Ernennung  gehaltene  Inaugural-Rede  Anstösse  erregt,  welche  ihm  den  Vorwurf 
einer  bis  zur  Frivolität  getriebenen  Verneinung  zuzogen  und  das  vorgesetzte 
Ministerium  zu  einem  Einschreiten  veranlassten,  dessen  Resultat  war:  dass 
ihm  das  Halten  von  Vorlesungen  auf  die  Dauer  von  2  Jahren  niedergelegt,  dabei 
aber  die  fernere  Theilnahme  an  den  Funktionen  des  akademischen  Senats  und 
der  betreffenden  Fakultät  gestattet  und  sein  ganzer  Gehalt  belassen  wurde.  Als 
Grund  dieser  Massregel  wurde  bei  der  in  der  Kammer  der  Abgeordnelen  darüber 
stattgefundenen  Verhandlung  angeführt :  dass  jener  Lehrer  in  der  Geltend- 
machung seiner  besonderen  philosophischen  Ansichten  nicht  das  rechte  Maass 
und  die  rechte  Haltung  beobachtet,  auch  sonst  als  Schriftsteller  und  Docent  in 
seinem  Auftreten  Anstoss  gegeben  habe,  daher  man  dieser  Verletzung  der  Öffent- 
lichen Moral  eine  öffentliche  Sühne  schuldig  gewesen  sey.  Für  die  rechtliche 
Begründung  jener  Massregel  wurde  aber  im  Wesentlichen  geltend  gemacht :  dass 
der  Regierung  die  Befugniss  zukomme,  auf  die  Dienstleistung  eines  öffentliche!) 
Dieners,  wenn  sie  solche  für  schädlich  oder  unnützlich  halte,  zu  verzichten, 
und  dass  derselbe  dabei  in  seinem  Rechte  nicht  verletzt  werde,  wenn  ihm  nur 
sein  Gehalt  fortgereicht  werde;  die  Regierung  sey,  in  Ermanglung  eines  beson- 
deren Verbots,  zu  einer  solchen  allgemeinen  Dienstmassregel  unzweifelhaft  be- 
rechtigt. In  dem  vorliegenden  Aufsatz  wird  nun,  —  übrigens  ohne  Erörterung 
des  angeführten  Specialfalls  und  der  materiellen  Begründung  der  in  solchem  aus- 
gesprochenen Verfügung  —  die  Lehre  von  der  Suspension  öffentlicher  Diener 
vom  rein  wissenschaftlichen  Standpunkt  aus  einer  Untersuchung  unterworfen. 
Es  werden  hier  unter  kurzer  Hinweisung  auf  die  Unanwendbarkeit  der  römisch- 
rechtlichen  Bestimmungen  (D.tä.  19./r.9.48.22./r.7.  §.20.  Aop.123.  capAO.) 
von  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Bedeutung  der  Suspension  ausgegangen 
und  hieran  die  Erörterung  der  Bestimmungen  des  Württembergischen  Recht> 
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und  der  Württembergischen  Praxis  angeknüpft.  Die  Hanpt- Ergebnisse  der- 
selben sind,  dass  in  SVürttemberg  die  Amts-Suspension  nie  als  Strafe  erkannt 

werden,  sondern  mir  als  \orlaulige  Massregel  wahrend  einer  gerichtlichen  oder 
Administrativ- Untersuchung  eintreten,  als  dicnslpolizeilichc  Massregel  aber 
nur  auf  dem  Weg  de«,  dnreh  §.  »7.  der  Verfassungt-Urimodc  vorgeschriebenen 
an  bestimmte  Formen  gebundenen  Verfahrens  verfügt  werden  könne,  eine  Su- 
spension ohne  Einhaltung  dieses  Verfahrens,  im  Weg  der  blossen  Ministerial- 
Verfügung  unzulässig  sey,  und  auch  nicht,  wie  versucht  worden ,  mit  der  Dar- 
stellung gerechtfertigt  werden  könne,  dass  eine  Suspension  ohne  Gehalts-Verlust 
als  dienstliche  Massregel  verfügt  werden  könne,  weil  der  Diener  kein  Recht 
auf. die  Funktionen  seines  Amtes  habe,  sondern  die  Regierung  solche  blos  als 
Gegenleistung  für  den  Gchall  fordern,  auf  diese  Gegenleistung  aber  verzichten 
könne.  Der  Verf.  sucht  »las  System  einer  gesicherten  Existenz  der  Staatsdiener 
auch  >on  der  politischen  Seile  zu  rechtfertigen  ,  indem  hiedurch  die  Berufs-  und 
Verfassungs-Treuc  der  Reamtcn  mehr  befördert  werde,  als  durch  eine  so  ab- 
solute Abhängigkeit  derselben  \on  dem  jeweiligen  Ministerium,  wie  wir  sie  in 
einigen  fremden  Staaten  eingeführt  sehen  und  schliesst  mit  dem  Salz:  ,,Wenn 
hier  Gesinnungslosigkeit,  Scnilismus,  Bestechlichkeit,  Ausbeutung  der  ephe- 
meren Amtsgewalt  zu  Befriedigung  des  eigenen  Interesses  als  eine  gewöhnliche 
Folge  jenes  unglücklichen  Systems  der  absoluten  Bureaukratie  erscheint,  so 
darf  dagegen  unser  Württemberg  auf  die  Berufstreue,  den  ehrenhaften  Sinn, 
die  Unbestechlichkeit  und  die  Hingebung  an  das  öffentliche  Wohl ,  wodurch  sich 
unsere  Beamten  im  Allgemeinen  auszeichnen,  mit  gerechtem  Stolz  hinblicken." 

Die  HiNtitr-tin ic/tts- Verfassung  in  Württemberg,  fort  Auditor  Lebret. 
(S.  161—250.  537— 375.)«  Württemberg  besitzt  unter  dem  Titel  ,, Mili- 
tärische Stra f-Gesctze  für  die  Königlich  Württembergischen 
Truppen"  einen  im  Jahr  IHIK.  promulgirten  kleinen  Codex,  welcher  auch  die 
Grundbestimmungen  über  den  Organismus  und  das  Verfahren  der  Militär- 
Gerichte  enthalt.  Sowie  aber  schon  vor  dem  Erscheinen  der  neuen  allgemeinen 
Straf-Prozcss-Ordnung  vom  %%  Juni  1843.  die  Grundsatze  des  Verfahrens  der 
ordentlichen  Strafgerichte  —  damals  grossentheils  auf  gemeinem  Prozess  und 
Praxis  beruhend  —  auch  bei  den  Militär-Gerichten  subsidiäre  und  analoge  An- 
wendung fanden ,  so  ist  das  Gleiche  auch  hinsichtlich  der  neuen  allgemeinen 
Straf-Prozcss-Ordnung  angenommen,  ohne  dass  jedoch  irgend  Bestimmungen 
vorlagen ,  in  w  ie  weit  solches  stall  zu  linden  habe ,  obgleich  die  allgemeine  Straf- 
Prozess-Ordnung  viele  lief  eingreifende  Normen  enthält,  deren  Anwendung  auf 
das  militärgerichtliche  Verfahren  durch  die  Eigentümlichkeiten  der  fortbeste- 
henden Organisation  der  Mililar-Gcrichte  und  der  für  dieselben  durch  die  mili- 
tärischen Gesetze  und  Instruktionen  vorgezeichnelen  Regeln  unmöglich  erscheint. 
Die  Militär-Persunen  haben  ihren  militärischen  Gerichtsstand  mit  wenigen  Aus- 
nahmen nicht  nur  hinsichtlich  der  militärischen,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
gemeinen  Verbrechen  und  Vergehen.  Dabei  aber  sieht  das  Unlersuchungs- 
Verfahren  gegen  beurlaubte  Soldaten  und  Unlerofliciere  den  Givilbehörden  zu 
und  es  erfolgt  die  Lebergabe  der  Sache  nach  Beendigung  der  Untersuchung  an 
die  M iliiär-Gerichlc  zum  weitem  Verfahren  —  d.  h.  zur  Aburlhcilung  und  auch 
je  nach  Umständen  Ergänzung  der  Untersuchung.  Diese  vielfach  collidirendc 
Conrurrenz  von  verschiedenen  Geselzes-Bestinimungen  und  Verfahrens-Arten 
eröfTnele  dem  Verf.  ein  weites  Feld  für  den  Versuch,  in  einer  zunächst  für  den 
practischen  Gebrauch  berechneten  Erörterung  die  heterogenen  Elemente  dar- 
zuslellcu  und  in  einen  Guss  zu  bringen.  Die  Arbeil  ist  nicht  blos  als  Beitrag  zur 
Feststellung  zweifelhafter  und  noch  nicht  behandelter  Fragen ,  sondern  auch  als 
Hülfsmittel,  einesteils  für  die  mit  den  Formen  und  Grundsätzen  des  Militär- 
Verfahrens  nicht  vertrauten  und  doch  so  oft  diessfalls  in  Anspruch  genommenen 
bürgerlichen  Justizbeamten ,  auderntheils  für  die  Oiiicicre,  durch  welche  die 
1'niers.uehungs-  und  Spruch-Gerichte  besetzt  sind,  (für  welche  daher  auch  ein 
besonderer  Ahdruck  der  Abhandlung  veranstaltet  wurde)  eine  sehr  verdienst- 
liche. Es  weiden  hier  zunächst  unter  der  Rubrik  ,, Gerichtsstand"  nicht 
blos  die  ziemlich  verwickelten  Grundsätze  über  die  Grenzen  der  Competenz  zwi- 
schen den  bürgerlichen  und  militärischen  Behörden,  sundern  auch  die  organi- 
schen Eiurichluugcu  der  >erschiedeucu  Militär- Gerichtsbehörden  dargestellt, 
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sofort  unter  den  weitern  Rubriken:  Voruntersuchung  und  Einstellung 
der  Untersuchung  —  Versetzung  in  Anschuldigu  ngsstand  und 
Hauptuntersuchung  —  Zwangsmittel  —  Verhaftung  —  Schluss- 
verfahren und  Verteidigung  —  Beweis  —  Urlheil  und  dessen 
Eröffnung  —  Revision  und  Rekurs  —  Wiederaufnahme  der  Un- 
tersuchung —  Einfache  Beschwerde  —  Prozesskosten  —  die  Uaupt- 
Rerührungspunktc  und  Verschiedenheiten  des  militärischen  uud  bürgerlichen 
Verfahrens  abgehandelt.  Die  Abhandlung  beweist,  wie  dringend  uothw endig 
es  ist,  dass  die  Gesetzgebung  an  diesen  Gegenstand  Hand  anlege.  Der  Verf. 
bemerkt  hierüber  in  der  Einleitung  seiner  Abhandlung  folgendes:  ..Bei  <l<  n 
landstandischen  Verhandlungen  des  vorigen  Jahres  wurde  vonseiten  derKaminei 
der  Abgeordneten  der  Wunsch  ausgesprochen,  es  mochte  die  Slaatsregierung 
dem  Militär-Justiz-Weseu  eiue  den  Fortschritten  der  gemeinen  Slraf-Gesclz- 
gebung  entsprechende  Revision  angedeihen  lassen.  Wiewohl  hierauf  von  dem 
Minister-Tisch  die  Erklärung  erfolgte,  dass  eine  solche  Revision  gegenwärtig 
vorbereitet  und  ein  gemeinschaftliches  Militar-Straf-Gcsctz  im  Einverständnis* 
der  das  achte  deutsche  Armee-Korps  bildenden  Staaten  verfasst  werde,  so  ist 
doch  zu  vermuthen  ,  dass  eiue  solche  Straf-Geselzgeboag  sich  nur  theils  auf  Her 
Stellung  gleichförmiger  Grundsätze  in  Ret  reif  der  m  i  I  i  t  ä  r  isc  he  n  V  erbrechen 
und  deren  Rcslrafung,  theils  auf  eine  gleichförmige  Behandlung  des  militärischen 
Gerichtsverfahrens  desshalb  in  diesen  Staaten  erstrecken  solle.  Diese  Aufgabe 
ist  unlaugbar  eine  nicht  unwichtige,  wie  jedes  Streben  erfreulich  ist,  die  (>r 
selzgcbungen  der  deutschen  Staaten  zu  einigen;  indessen  dürfte  es  gleich  wiin- 
schenswerth  seyn,  dass  bei  Gelegenheit  der  in  Balde  bevorstehenden  Rc\ision 
der  bürgerlichen  Straf-Prozess-Ordnung  in  Retreil' der  Behandlung,  insbeson- 
dere auch  der  gemeinen  Vergehen  «lern  Württembergischen  gemeinen 
Prozess-Rech  t  (wie  es  besteht  oder  wie  es  uach  späterer  Revision  bestehen 
wird)  sich  genauer  anpassende  Bestimmungen  gegeben  würden.  Während  die 
Rchaudlung  vuu  rein  militärischen  Verbrechen  von  den  bürgerlichen  Pro- 
zessgeset/en  eine  abweichende  seyn  kann  und  öfters  seyn  muss,  wenn  auch  nicht 
sowohl  hinsichtlich  der  Untersuchung,  so  doch  hinsichtlich  ihrer  Aburlheilung. 
so  ist  dieses  hinsichtlich  der  gemeinen  Verbrechen  and  Vergehen  nicht  der- 
selbe Fall.  Diese  sollten  eine  möglichst  gleiche  Rchaudlung  mit  der  Vcrfah- 
rungsweise  wegen  Verbrechen  eines  jeden  anderen  Rurgers  erfahren,  da  Bit 
auf  militärische  Verhältnisse  durchaus  keinen  Bezug  haben.  Die 
gemeinen  Vergehen  sind  aber,  wenn  man  von  den  unbedeutenderen  Disciplin  u 
Vergehen  absieht,  die  am  hantigsten  \orkommcnden  Stralfalle,  nämlich  nicht 
von  der  präsenten  Mannschaft  verübt,  wohl  aber  von  dem  beurlaubten  Stand. 
Ilicrwegen  wäre  daher  vordersamst  nicht  sowohl  eine  Vereinbarung  mit  anderen 
Staaten,  als  mit  der  Württemhergi*ehen  bürgerlichen  Slrafgesel/gcbung  ge 
boten."  Dieser  besonders  den  Zeiten  tiefen  Friedens  und  den  dem  Landwehr- 
systeme sich  mehr  oder  weniger  nähernden  Einrichtungen  des  Militär- Wesen- 
ganz  entsprechenden  Idee  der  möglichsten  Gleichstellung  des  beiderseitigen  Vcr- 
fahrens  hat  der  Verf.  auch  bei  seinen  Ausführungen  über  das  jetzt  Bestehend* 
überall  Geltung  zu  verschaffen  gesucht. 

Hei  trag  zu  der  bevorstehenden  Revision  des  Strafgesetzbuchs.    Von  Rec/t'.s 
consutent  Schwab.  (S.  251 — '20b.)    Der  Verf.  bemerkt  im  Eingang  seines  Auf- 
salzes: Sieben  Jahre  seyen  jetzt  seit  Kmanirung  des  Straf-Geselzbuches  ver- 
flossen, und  der  Zeilpunkt,  in  welchem  die  Kammer  der  Abgeordneten  von 
J.  1838;,  die  diesem  Gesetzgebungswerke  ihre  verfassungsmässige  Zustimmung 
gab,  eine  Revision  desselben  für  nöthig  erachtete,  sey  nahe  herangerückt. 
Eine  solche  durchgreifende  Revision  sey  auf  dem  Landtage  desJ.  1 845.  als  drin- 
gendes Redürfniss  geschildert,  und  auch  von  dem  Chef  des  Justiz-Departements 
die  Vornahme  derselben  auf  dem  nächsten  Landtage  in  Aussicht  gestellt  worden. 
Hiezu  sind  nun  auch  die  nöthigen  Vorbereitungen  so  weit  getroffen,  dass  die 
Sache  dem  Vernehmen  nach  bereits  zur  verfassungsmässigen  Begutachtung  des 
Geheimen  Raths  vorliegt,   liegen  das  Straf-Gesetzbuch  sind  in  den  lettten  Jahren 
von  der  Presse  und  besonders  in  der  Kammer  der  Abgeordnelen  bc  schwere  Vor- 
würfe erhoben  worden,  dass  man  in  der  Thal  denken  sollte ,  entweder  es  seyen 
die  Gesetzgebungs-Factorcn  und  ihre  Hauptorgane  bei  der  gewiss  nichts  wenigei 
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als  übereilten  Prüfung  und  Annahme  desselben  mit  wahrer  Blindheit  geschlagen 
gewesen  oder  die  Well  sey  in  dem  kurzen  Zeitverlauf  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzbuches  eine  ganz  andere  geworden.  Besonders  ist  es  die  Harte  der  Stra- 
fen, welche  zur  Zielscheibe  der  Angriffe  gemacht  wurde.  Allein  vergebeas 
sieht  man  sich  nach  irgend  näherer  Begründung  der  so  laut  und  streng  ausge- 
sprochenen Vorwürfe  um.  Es  mag  immerhin  seyn  und  ist  im  Ganzen  auch  von 
der  Gegenseite  anerkannt,  dass  das  Straf-Gcsctzhuch  in  einzelnen  Beziehungen 

—  zum  Theil  wohl  in  Folge  einer  zu  weit  getriebenen  Consequenz  —  das  richtige 
Maass  verfehlt  hatte.  Allein  um  demselben  so  allgemein  den  Vorwurf  dra- 
konischer Strenge  zu  machen,  hatte  man  von  den  Angreifern  erwarten  dürfen, 
dass  sie  vor  Allem  sich  wenigstens  die  .Mühe  gegeben  hatten,  die  Strafsatze  der 
vor  dem  Erscheinen  des  neuen  Gesetzbuchs  bestandenen  Gcrichts-Praiis,  so- 
wie der  neueren  Strafgesetzbücher  anderer  Staaten  mit  denen  des  angegriffenen 
württembergischen  Strafgesetzbuchs  zusammen  zu  stellen,  was  jedoch  noch 
Keinem  eingefallen  ist.  Einen  llanptgegenstand  der  fraglichen  Vorwürfe  bildet 
gewöhnlich  die  Harte  der  Diebstahlsstrafen,  besonders  bei  Rückfällen ;  hiebei 
wird  aber  von  Seiten  der  Angreifer  völlig  ignorirt,  dass  schon  seit  Jahrzehuten 
vor  dem  Erscheinen  des  neuen  Strafgesetzbuchs  die  Milde  der  diessfallsigen 
Strafen ,  zu  welcher  eine  ohne  alle  Anhalts-  und  Einigungspunkte  sich  bewegende 
Gerichts-Praxis  nach  und  nach  herabgesunken  war,  von  allen  Seiten  unter  lauter 
Zustimmung  der  Gerichte  selbst  zu  einem  wahren  Landes-Gravamen  und  sogar 
in  der  Vo!ks-Abgcordnclen-Kammer  zum  Gegenstand  dringender  Antrage  ge- 
worden war,  so  dass  die  Regierung  sich  schon  damals  veranlasst  gesehen  halte, 
einen  diesen  Antragen  entsprechenden  (jedoch  nicht  ins  Leben  getretenen)  Ent- 
wurf eines  Diebstahls-Gesetzes  in  die  Kammer  einzubringen.  —  Der  vorliegende 
Aufsatz  hat  gleichfalls  das  Thema  einer  zu  grossen  Strenge  des  Strafgesetzbuchs 
zum  Gegenstand,  jedoch  nur  in  der  beschränkten  Richtung  auf  das  Strafen- 
System  im  Allgemeinen.  Der  Verf.  ist  offenbar  nicht  ausserhalb  des  Einflusses 
der  geschilderten  Misslimmung  geblieben,  hat  jedoch  seine  Angriffe  sehr  ge- 
mässigt gehalten  und  anerkannt,  dass  seit  dem  Eintritt  der  Wirksamkeit  des 
Strafgesetzbuchs  gerade  bei  den  schwersten  Strafen  —  der  Todesstrafe  und 
lebenslänglichen  Zuchthausstrafe  —  sich  eine  practisch  zu  Tag  tretende  Härte 
noch  nicht  ergeben  habe  und  auch  nicht  ergeben  werde,  indem  die  kritischen 
Falle  überhaupt  nur  höchst  selten  >orkommen  können.  Zu  bedauern  ist  nur, 
dass  seine  Prüfung  im  Ganzen  viel  zu  allgemein  gehalten  und  zu  wenig  mit  spe- 
ciellen  Belegen  versehen  ist,  so  dass  mau  mehr  individuelle  Ansichten  und  Ur- 
theile  als  Beweise  erhält.  Seine  Resultate  sind  kurzgefasst  —  dass  die  Todes- 
strafe zu  häufig  angedroht  sey,  (wo  sie  wegzubleiben  hätte,  ist  nicht  gesagt)  — 
für  die  Zuchthausstrafe  auch  eine  Surrogalstrafe  bestehen  —  die  Arbeitshaus- 
strafc  ihren  entehrenden  Charakter  verlieren  sollte,  (was  nach  einer  Aeusserung 
des  Jusliz-Departcments-Chcfs  in  der  Abgeordneten  Kammer  in  Aussicht  steht) 

—  dass  das  elective  Surrogat  für  Bezirks-  und  Kreis-Gefängnissstrafe  eine  Er- 
weiterung erhalten  —  das  Minimum  der  Surrogalstrafe  für  den  Verlust  der  Ehren- 
und  Dienstrechtc,  so  wie  der  Dienst-Entlassung  herabgesetzt  werden  —  endlich 
die  Geldstrafen  im  besondern  Thetle  des  Gesetzbuchs  häufiger  Anwendung  fin- 
den möchten. 

lieber  die  Auslegung  des  Art.  63.  des  Polizei  -  Straf  -  Gesetzbuchs.  Vom 
Gerichts- Actuar  Sc  uff  er.  (S.  262 — 265.)  Untersuchung  der  Frage,  ob 
der,  welcher  von  dem  Dieb  die  gestohlene  Sache  geschenkt  erhält,  unter  Um- 
ständen, welche  bei  dem  Beschenkten  dringenden  Verdacht  erwecken  mussten, 
unter  den  Art.  63.  des  Polizei- Strafgesetzbuchs,  welcher  blos  sagt:  an  sich 
bringt,  zu  stellen  sey ,  welche  Frage  bejaht  wird. 

Ueber  Bestrafung  ftabituirter  Holzfrevler  durch  die  Gerichte.  Von  Revier- 
förster Dürr.  (S.  265— 268.)  Ein  Competcnz- Conflict  zwischen  Forslbe- 
hftrden  und  Gerichten  giebt  dem  Verf.  Anlass  zur  Ausführung,  dass  die  Boll- 
Eicessc  nicht  der  kürzern  im  Polizey-Strafgesetzbuch  bestimmten  Verjährungs- 
zeit für  Polizcy- Vergehen  unterliegen. 

Ueber  die  Folgen  der  Unterlassung  eines Schluss-Verfahrens  in  Straffällcn, 
welche  nicht  unter  die  Kategorie  der  schweren  fallen.  Ion  Hr.  Müller  in  Stutt- 
gart. (S.  375  —  378.)   Die  Straf- Prozess- Ordnung  eulhält  die  Bestimmung, 
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dass  ein  freysprechendes  Erkennfniss  in  den  zu  einem  öffentlichen  Schluss- Ver- 
fahren geeigneten  schweren"  Fallen  auch  vor  erfolgtem  Schluss-Verfahreu 
statt  linden  könne.  Nicht  das  Gleiche  geschah  hinsichtlich  der  sonstigen,  gleich- 
falls ein  (nicht  öffentliches)  Schluss- Verfahren  erfordernden  „  höheren  "  und 
geringfügigen  "  Straffallc;  das  Gesetz  scheint  vielmehr  ein  solches  bei 
den  höheren  Strafsachen  absolut  zu  gebieten.  In  dem  vorliegenden  Aufsalz 
wird  zu  zeigen  gesucht ,  dass  auch  in  diesen  Fallen  die  Zweckmässigkeit  gebiete, 
ein  freysprechendes  Erkennluiss  ohne  vorgängiges  Schluss-Vcrfahren  zuzulassen 
und  eine  Unterlassung  desselben  auch  wirklich  keine  Nichtigkeit  begründen 
könne. 

Entwicklung  derjenigen  Veränderungen ,  welche  die  Paragraphen  81.  bis 
101.  des  IV.  Organisation* -Edicls  vom  Jahre  1818.  durch  die  Sovelle  vom 
15.  September  1822.  erfahren  haben,  und  daran  sich  anreihende  Vorschläge. 
Fortsetzung  und  Schluss.  Von  dem  Vreiherm  Hof  er  p.  Lobenstein.  (S.  126 — 
145.  2G9— 286.)  Ucber  Gegenstand  und  Richtung  dieser  im  XI.  Hand  der  Monat- 
schrift begonnenen  Abhandlung  w  urde  schon  in  diesen  Jahrb.  1846.  S.  1045.  das 
Nolhige  bemerkt.  Der  Verf.  hat  seine  Aufgabe  mit  Gründlichkeit  und  Scharf- 
sinn durchgeführt  und  sagt  am  Schluss  der  Abhandlung  eine  besondere  Redaction 
der  von  ihm  gemachten  Vorschläge  nebst  weiteren  Bemerkungen  über  diejenigen 
Bestimmungen  des  Prozess-Gesetzes  von  1818.,  welche  das  mündliche  Verhan- 
deln milden  Parlhicen,  das  Beweis-  und  das  Ungchor>ams- Verfahren  betreffen, 
zu.  Wenn  es  noch  irgend  eines  Beweises  bedurft  hätte,  wie  dringend  not- 
wendig es  ist,  auf  die  Reform  der  Prozess-Gesetzgebung  in  Württemberg  end- 
lich ernstlichen  Bedacht  zu  nehmen,  so  wäre  derselbe  in  der  vorliegenden  Ab- 
handlung gelegen.  Wirklich  hat  die  Regierung,  wie  aus  öffentlichen  Blättern 
bekannt  ist,  hiezu  vor  einigen  Monaten  neue  Schritte  gethan,  indem  sie  auf  die 
Grundlage  der  Badischen  Prozess-Ordnung  einen  Gesetz-Entwurf  ausarbeiten 
licss,  welcher  bereits  zum  Gutachteu  der  Obcrgerichle  gegeben  seyn  und  bei  der 
nächst  bevorstehenden  Stände- Versammlung  eingebracht  werden  soll,  und  es  ist 
nur  zu  wünschen ,  dass  die  Sache  hier  nicht  an  dem  vielfach  bestehenden  Beden- 
ken ,  dass  die  Einführung  einer  auf  Mündlichkeit  und  Oeffentlichkeit  beruhenden 
Civil-Prozess-Ordnung  nicht  möglich  sey,  so  lange  wir  eines  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs entbehren,  scheitern  möge,  was  um  so  bedauerlicher  wäre,  als  zwar 
nach  öffentlichen  Nachrichten  bereits  auch  zu  Abfassung  eines  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs Einleitung  getroffen  ist,  diese  (in  die  Hände  des  Kanzlers  Wächter 
gelegte)  Aufgabe  aber  jedenfalls  eine  Reihe  von  Jahren  erfordern  wird. 

Ueber  die  Entwürfe  und  /Inträge  zu  einer  umfassenden  Civil-Gerichti-  und 
Prozess-Ordnung  für  das  Königreich  Württemberg ,  vom  Präsidenten  v.  Ii  o  Hey. 
Erster  Artikel.  Von  Direktor  v.  Huf  nage l.  (S.  393— 435.)  An  den  in  diesen 
Jahrbüchern  1845.  S.  986.  ff.  erstatteten  Haupibericht  über  die  Bolley'schcn 
Entwürfe  reiht  Hufnagel  hier  die  hauptsächlich  für  den  engeren  Kreis  von 
Württemberg  bestimmten  Bemerkungen  oder  —  wie  er  sagt  —  Bedenken  über 
einzelne  Bestimmungen  derselben.  Diese  Entwürfe  sind  —  als  legislative  Arbeit 
betrachtet  —  leider  als  ein  lodtgebornes ,  man  möchte  sagen,  wegen  Ueberreifc 
lebensunfähiges  Kind  zur  Welt  gekommen,  welches  durch  die  so  eben  ange- 
führten Schritte  zur  Adoption  des  Badischen  Prozess-Gesetzes  als  förmlich  zur 
F!rde  bestaltet  anzusehen  ist;  als  wissenschaftliche  Arbeit  dagegen ,  als  colle- 
gium  theoretico  - pi  aeticum  für  legislative  Arbeiten  werden  sie  ihren  Werlh  be- 
halten und  eben  deshalb  ist  auch  die  vorliegende  Erörterung  noch  keineswegs 
eine  müssige  geworden,  vielmehr  zu  wünschen,  dass  auch  die  in  Aussicht  ge- 
stellte Fortsetzung  folge,  um  so  mehr  als  ohnediess  Manches,  was  den  Kreis 
einer  eigentlichen  Prozess-Ordnung  überschreitet ,  hiedurch  berührt  wird.  Am 
Si  lilusse  dieses  Artikels  hat  der  Verf.  unter  Beziehung  auf  die  Schrift  von  Dr. 
Götze:  Das  neueste  Preussische  Civil- Prozess-Gesetz  vom  2 1  .Juli  1846.  u.s.w. 
seine  früher  geäusserte  Ansicht,  ,,dass  wir  in  Württemberg  für  den  Augen- 
blick eiuer  umfassenden  neuen  Civil-Gerichts-  und  Prozess-Ordnung  nicht  be- 
dürfen ,  dass  es  vielmehr  an  einer  Revision  der  Grundzüge  des  civilgerichtlichen 
Verfahrens  in  allen  Instanzen,  welche  Grundzüge  in  dem  IV.  Edictvom  J.  1818. 
und  in  der  provisorischen  Verordnung  vom  Jahre  1819.  bestehen ,  an  einer  Ver- 
besserung und  Ergänzung  dieser  Gesetze  für  die  Gegenwart  genüge",  sowie 
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dass  zur  Verhandlungs-Maxime  zurückzukehren  sey,  weiter  belegt.  Kaum  zu 
bezweifeln  ist  wohl,  dass  von  der  zweiten  Kammer  kein  anderes  Civil -Prozess- 
Gesetz  angenommen  werden  wird,  als  ein  auf  den  Grundsatz  der  Mündlichkeit 
und  Öffentlichkeit  gebautes,  und  damit  ist  auch  die  Unausführbarkeit  einer 
blossen  Revision  unserer  fragmentaren  Prozess-Gesetze  von  1818.,  1819.  und 
1822.  gegeben.  Dass  aber  mit  diesem  Gesetzeszustand  nicht  mehr  lange  aus- 
zureichen ist,  darüber  ist  Alles  einig  und  wird  daher  auch  dem  Verf.  nichts  An- 
deres übrig  bleiben,  als  sein  Bedenken,  dass  ein  mündliches  und  öffentliches 
Verfahren  ohne  das  Bestehen  eines  deutschen  Gesetzbuchs  unlhunlich  sey,  zu 
beseitigen. 

Ueber  die  Ableistung  von  Eiden,  auf  welche  durch  ein  Privat- Schieds- 
Gericht  erkannt  worden  ist.  Von  Obertribunal -Rath  v.  PI  essen.  (S.  287  — 
293.)  In  dem  XI.  Band  dieser  Monatschrift  wurde  in  einem  Aufsatz  von  Dr. 
Paul  Pfizer,  der  in  Beziehung  auf  die  Abnahme  von  Eiden,  welche  sich  bei 
dem  Verfahren  der  Handelsscbieds-Gerichtc  als  nöthig  ergeben,  erhobene  An- 
stand, dass  solche  von  den  Landes- Gerichten  nach  einer  Justiz -Ministerial- 
Verfügung  nicht  abgenommen  werden  sollen ,  durch  die  Deduction  zu  beseitigen 
gesucht,  dass  zwar  allerdings  eine  Requisition  der  Sch  ieds-Gerichte  um 
Abnahme  solcher  Eide  nicht  statthaft,  dagegen  der  Fall  ein  ganz  anderer  sey, 
wenn  die  Parteien  die  betreffende  Gerichtsstelle  um  die  Eidcs-Abnahme  an- 
gehen, indem  es  sich  dann  von  einem  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
handle,  welchen  das  Justiz-Ministerium  ohne  Zweifel  nicht  habe  untersagen 
wollen  und  nicht  untersagen  könne,  ohne  dass  in  die  verfassungsmässige  Selbst- 
ständigkeit der  Gerichte  eingegriffen  und  es  den  betheiligten  Privaten  unmöglich 
gemacht  würde,  eines  ihnen  zustehenden  Rechtes  mit  voller  Rechtswirkungsich 
zu  bedienen.  Der  vorliegende  Aufsatz  ist  gegen  diese  Ausführung  gerichtet,  in- 
dem zu  zeigen  gesucht  wird ,  dass  hiedurch  am  Ende  ein  willkührlich  gemischtes 
Verfahren  vor  den  Schieds-  und  vor  den  ordentlichen  Gerichten  in  derselben 
Sache  entstehen  und  Verwirrung  aller  Art  herbeigeführt  werden  müsste  und  eine 
Parthie,  welche  einmal  den  Weg  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  betreten 
hat,  im  Falle  eines  Erkenntnisses  auf  Eid  mit  einer  minder  feierlichen  und  für 
die  Wahrhaftigkeit  des  Schwörenden  eine  geringere  Garantie  darbietenden  Ver- 
sicherung sich  begnügen  müsse. 

Können  Enkel  von  Geschwistern  auf  ein  zu  Gunsten  der  Geschwister 
oder  ihrer  Kinder  gestiftetes  Fideicomtniss ,  und  zwar  coneurrirend  mit  den 
Letztem,  Anspruch  machen?  Von  dem  Präsidenten  v.  Bolley.  (S.  294 — 308.) 
In  seiner  Abhandlung  über  correspective  Testamente  (vgl.  Jahrb.  1847.  S.  80. ff.) 
batte  Bolley  die  Satze  aufgestellt,  dass  wenn  bis  zum  Anfall  eines  Fideicom- 
misses  rücksichllich  der  Fideicommissarien  unerwartete  Veränderungen  einträ- 
ten, der  Richter  nicht  berechtigt  seyn  könne,  die  Verfügung  der  Testatoren  zu 
ergänzen,  selbst  wenn  es  noch  so  wahrscheinlich  wäre,  dass  dieselben,  wenn 
sie  alle  künftigen  Ereignisse  durchschaut  hätten ,  für  solche  Fälle  auch  Vorsehung 
getroffen  haben  würden  und  dass  unter  deu  Kindern  von  Geschwistern,  na- 
mentlich bei  der  Erbfolge,  (wenigstens  der  Regel  nach)  nicht  auch  deren  Enkel 
begriffen  seyen.  Der  vorliegende  Aufsatz  enthält  eine  Ausführung  zu  Begrün- 
dung jener  Sälze,  angeknüpft  an  einen  in  der  Familie  des  Verfs.  selbst  vorge- 
kommenen Fall.  Es  wird  hiebei  von  dem  Grundsatz  ausgegangen,  dass  die 
erste  Erklärungsregel,  besonders  bei  Testamenten  sey,  die  Worte  in  ihrer 
gewöhnlichen  eigentlichen  Bedeutung  zu  nehmen,  und  sofort  ausgeführt,  dass 
auch  bei  Ascendenlen  die  Regel,  dass  unter  Kindern  auch  Enkel  begriffen  seyen, 
keine  unbedingte  sey,  sondern  nur  durch  Interpretation  angewendet  werden 
könne  (l.  201 .  /.  220.  §.  1 .  D.  de  V.  S.j ,  diese  Regel  aber  in  keinem  Fall  auf  das 
ganz  verschiedene  Verhällniss  von  Seitenverwandten  herübergezogen  werden 
könne,  zumal  nach  dem  (in  l.  220.  §.  3.  de  V.  S.J  für  das  Verhällniss  der  Des- 
cendenz  angeführten  Grund.  Sodann  wird  gezeigt,  dass  auch  dasWürtlem- 
bergischc  Landrecht  hierin  nichts  ändern  und  dass  eine  Befugniss  des  Richters, 
eine  solche  mangelhafte  Verordnung  zu  ergänzen,  besonders  nach  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Notwendigkeit  der  bestimmten  Bezeichnung  der 
Fideicommissarien  (I.A.  D.  de  rtb.  dub.  (34. 5.)  /.  46.  D.  de  hered.  instil.  (28. 5.)  ) 
nicht  gerechtfertigt  werden  könne,  wobei  besonders  eine  Digression  darauf  ge- 
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macht  wird,  dass  von  den  Rechtsgelehrten  der  sehr  wesentliche  Unterschied 
zwischen  Berichtigung  eioes  mangelhaften  Ausdrucks  und  Ergänzung 
eines  mangelharten  Willens  nicht  immer  gehörig  beachtet  werde.  In  einer 
angehängten  Aeusserung  des  Kanzlers  Wächter  erklärt  sich  dieser  mit  der  Aus- 
führung dahin  einverstanden ,  dass  ein  solches  Fideicommiss  nur  dann  auf  die 
Geschwisterkindskinder  bezogen  werden  könne,  wenn  diess  als  Absicht  des 
Erblassers  ganz  unzweifelhaft  aus  dem  Testament  selbst  hervorgehen 
würde. 

Ueber  den  Zeitpunkt  des  Eintritt»  der  Folgen  der  Todes-Erklärung  von 
Verschollenen.  (S.  309 — 311.)  Nach  der  allgemeinen  Praxis  in  Württemberg 
können  die  einem  Verschollenen  während  seiner  Abwesenheit  angefallenen  Erb- 
schaften durch  einen  Curator  angetreten  und  für  jenen  erworben  werden;  mit 
dem  Ablaufe  des  vollendeten  70sten  Lebensjahrs  aber  hört  nicht  nur  die  Erbs- 
Erwerbsfähigkeit  auf,  sondern  es  werden  auch  die  zu  dieser  Zeit  erweislich  vor- 
handenen Testaments-  oder  Inlestat-Erbcn  des  Verschollenen  nach  dessen  er- 
folgler Todes-Erklärung  zu  seiner  Beerbung  zugelassen ,  wenn  auch  die  aller- 
dings immer  nölhige  Todes- Erklärung  selbst  in  nächster  oder  späterer  Zeit 
erst  erfolgt.  Es  stellt  nun  Reyscher  in  seinem  Privatrecht  Bd.  I.  §.99.  8. 151. 
152.  den  Satz  auf,  dass  der  Zeitpunkt,  womit  die  Wirkungen  der  Todes-Erklä- 
rung eintreten,  der  Moment  der  rechtskräftig  gewordenen  gerichtlichen  Todes- 
Erklärung,  nicht  der  Moment  des  vollendeten  /Osten  Jahrs  scy,  indem  hierin 
blos  eine  Vermulhung,  die  als  Beweisgrund  für  den  Tod  diene,  liege.  In  dem 
vorliegenden  Aufsatz  wird  gezeigt,  dass  dieser  Grundsatz  zu  unangemessenen 
Folgen  führe  und  deshalb  angerathen,  dass  die  Gerichte  in  ihrer  Todes-Erklä- 
rung das  Präjudiz  dahin  bestimmen:  dass  der  Verschollene  mit  Vollendung 
des  70.  Jahrs  als  todt  angenommen  werde. 

Ueber  die  Frage:  welches  Gesetz  hinsichtlich  der  Güterverhältnisse  und 
der  Intestat-Erbfolge  bei  Ehegatten ,  welche  ihre  Ehe  im  Auslande  ohne  beson- 
dern Vertrag  geschlossen,  und  später  ihren  Wohnort  in  Württemberg  genommen 
haben,  zur  Anwendung  komme?  (9.  311 — 316.)  Es  werden  hier  die  über  diese 
Streitfrage  aufgestellten  Meinungen  unter  Beziehung  auf  die  Aufsätze  im  Archiv 
f.  d.  Civ.  Praxis  Bd.  21.  S.  368.  ff.  u.  Bd.  22.  S.  99. ff.,  Mi  Herrn ai er  d.  Privat- 
recht  5.  Aufl.  §.  400.  und  eine  Reihe  Württembergischer  Schriftsteller,  zusam- 
mengestellt und  referirt,  dass  auch  einer  der  Württembergischen  Gerichtshöfe 
der  von  Reyscher  Württemb. Privat-Recht  §.  75.  u.  79.  S.  129.  und  Wächter 
Handbuch  Bd.  II.  Abtb.  1 .  S.  92. 100.,  Ablh.  2.  S.  792.  ff.  aufgestellten  Ansicht, 
dass  die  Norm  des  Orts  der  geschlossenen  Ehe  entscheide,  wofür  auch  die  Ana- 
logie eines  Württembergischen  Gesetzes  (12.  September  1814.)  spricht,  bei- 
getreten sey. 

Ueber  die  Fragen:  1)  sind  gegen  die  actio  communi  dividundo  persönliche 
Ansprüche  des  tieklagten  aus  dem  Gesellschafts-  Vertrag  in  demselben  Verfahren 
zulässig?  2)  über  die  Bedeutung  der  Anerkennung  des  Saldo  bei  Gesellschafts- 
Rechnungen.  3)  Kann  der  höhere  Richter,  ohne  Zurückweisung  der  Sache  an 
den  Unterrichter ,  definitiv  und  unbedingt  erkennen ,  nachdem  der  Unterrichter, 
bestimmt  durch  —  wiettohl  vom  Beklagten  verworfene  —  Vergleichs-  Vorschläge 
des  Klägers,  seinem  Erkenntniss  ein  ganz  anderes  Verhältnisse  als  das  unter 
den  Parteien  wirklich  bestandene ,  untergestellt  und  dabei  die  auf  das  Letztere 
sich  beziehenden  Einreden  des  Beklagten  demselben  für  ein  besonderes  Verfahren 
vorbehalten  hatte?  Von  dem  Präsidenten  v.  Bolley.  (S.  379  —  392.)  In 
diesem  wenige  Wochen  vor  dem  Tode  des  Verfs.  zum  Druck  gegebenen  Aufsatz 
behandelt  derselbe  die  angeführten  Fragen  an  der  Hand  eines  zur  Entscheidung 
des  Obertribnnals  gekommenen  Falls.  Die  Ausführungen  beziehen  sich  grossen- 
thcils  auf  die  bei  solchem  vorgelegenen  concreten  Verhältnisse  und  es  mag  nur 
das  von  dem  Resultat  ausgehoben  werden,  dass  ad  I)  vorzüglich  auf  den  Grund 
der  Gesetze  §.  20. 1.  de  act.  (4. 6.)  /.  6.  §.  4.  5.  /.  3.  /.  4. §.  3.  /.  6.  §.  2.  /.  8.  §.  2.  /.  1 1 . 
V.  comm.div.  (10.  3.)  und  unter  Beziehung  auf  verschiedene  Autoritäten  ange- 
nommen wird,  dass  die  act.  comut.  div.  sich  zwar  zunächst  auf  Theilung  der  ge- 
meinschaftlichen Sache  beziehe,  dass  dieselbe  aber  auch  auf  alle  persönlichen 
Forderungen  an  den  Mit-Eigcnthümcr  oder  Gesellschafter,  scy  es  wegen  Nutzun- 
gen, oder  wegen  Schadens-Ersalzes ,  oder  wegen  Leistungen  und  Aufwands  auf 
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die  gemeinschaftliche  Sache  sich  erstrecke;  ad  2)  dein  ohne  allen  Vorbehalt  er- 
lösten Anerkenntniss  des  taldo  schon  an  sich  rechtsverbindende  Wirkung  bei- 
gelegt wird,  sofern  hierin  die  Erklärung  gelegen  sey,  dass  die  beiden  Gesell- 
scharter bei  der  Auseinandersetzung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  solches 
gegen  sich  gelten  lassen  müssen  und  in  einem  solchen  Acte  nicht  blos  das  Aner- 
kenntniss, dass  der  Aufwand  geleistet,  sondern  auch,  dass  der  Andere  zu 
dessen  Leistung  berechtigt  gewesen  sey  —  liege,  auch  in  dem  vorliegenden  Fall 
nicht  behauptet  werde,  dass  erst  nach  dem  Anerkenntniss  Umstände  entdeckt 
worden  seyen,  wodurch  dessen  Wirkung  geschwächt  werden  könnte. 


V.  Mi scellen. 

■ 

■ 

Beschreibung  der  spanischen  Jurisprudentia  Änte- 

Justinianea. 

Wenn  ich  nicht  irre,  so  giebt  es  bis  jetzt  keine  Beschreibung  dieses  in 
Deutschland  seltenen  Buches.  Es  dürfte  daher  erlaubt  seyn,  diese  Lücke  der 
Literatur  auszufüllen,  wenn  gleich  das  Buch  kritischen  Werthes  durchaus  er- 
mangelt und  fast  das  Ansehen  eines  nur  zum  Behuf  von  Vorlesungen  gedruckten 
Werkes  hat.  Indessen  sind  auch  negative  Resultate  in  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen nicht  zu  verschmähen,  ja  meistens  macht  ihre  Berichtigung,  wenn 
ich  meinen  Erfahrungen  trauen  darf,  mehr  Mühe,  als  die  der  entgegengesetzten 
Resultate.  Das  Format  ist  Duodez  —  die  Signaluren  und  Custoden  sind  vor- 
handen. Die  letzte  Signatur  ist  Ff  6.,  worauf  noch  vier  Biälter  folgen.  Die 
gebrauchten  Lettern  sind  abgenutzt.  Das  Papier  ist  weniger  als  gut,  die  Zahl 
der  Zeilen,  jenachdem  mehr  oder  weniger  Noten  da  sind,  zwischen  25  —  31. 
Der  Inhalt  besteht  /*)aus  12  unpaginirten  Blättern;  2)  aus  662  numerirten  Sei- 
ten; 3)  aus  15  unpaginirten  Blättern,  die  den  Schluss  bilden.  Inhalt:  A)  der 
ersten  12  unpaginirten  Blätter.  1)  Auf  der  ersten  Seite  des  ersten  Blattes  steht 
folgender  Titel:  jurisprudentia  vbtus|  ANTE-JUSTINIANEAj  complrctens 
fragmknta ]  Legum  Regiarum ,  et  Decemviralium |  Romanorum, |  Itemque| 
vetrrum  jurisconsultordm, |  et  Codicum  Gregoriani,  atque|  Hermo- 
geniani  j  undequaqub  diligrntissimb  |  collcta.  |  adiectae  sunt  pbtri 
FABRij  Jurisconsulti,  et  in  Senalu  Tolosano|  Praesidis  notac  ad  Ulpiani  titulos 
xxix. |  nondum  antea  editae.|  Quorum  omnium  cataloJ  gum  versa  pagella  in- 
dicabit.|  cum  licbntia.|  ( Folgt  eine  Zeile  Flcurons)  cervariab:  TypisAca- 
demicis,  ex|cudebat  kmmanüel  ibarra,|  Anno  m.dcc.xliv.  2)  Auf  der 
Kehrseite  INDEX  FRAGMENTORUM ,  |  quab  in  hoc  opere  continentlr.J 
3)  Blatt  2.  bis  Zeile  13.  der  Kehrseite:  censura  d.  d.  raymundi|  GuauyJ.Cti 
et  Digest»  lreteris  Cathe\drae  Cercarien.  Moderator**  dignissimi-CerV&Tl&e, 
die  20.  Octobris,  anno  1743. |  D.  Raymundus  Guau.\  4)  Z.  14— 16.  der  Kehr- 
seite desselben  Blattes:  Cervariaey die  21.  Octobris  1743.|  imprimatur|  Dr. 
Antonius  Jofrey  ex  eommis.  V.  G.  Coels\  5)  Z.  17.  ders.  Seite  bis  Z.  13.  der 
ersten  Seite  des  4.BI.:  censura  d.  d.  mariam  dr{  Sabater  et  de  Prior,  SS. 
Canonunt]  in  Alma  Cervariensi  Academia  Ves\perlini Anteeessoris  dignissimi  etc.\ 
—  Mantuae  in  Carpeta|nis,  pridie  Nonas  Januarias  1744.  |  D.  Marianus  de  Sa- 
bater  et  de  Prior.  6)  Zeile  14.  u.  15.  ders.  Seite  v.  4.  Bl. :  Hac  Censura  prac- 
missa  suam  praesti|lit  aucloritate  Regius  Castellae  Scnatus.|  7)  Z.  16  —  23.: 
Liber,  cui  tilulus  est:  Jurisprudentia  |  l'etus  Ante- Jus  tinianea ,  suo  fidelilcr 
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reslpondet  Exemplari.  Datum  Matriti  duo-jdecimo  Kalendas  Junii,  anni  1744. | 
Dum  Corrector  abest  Generalis'  Licenciat.  D.  Ferdinandus  de  Acunay  et  Fi- 
gueroa.\  8)  Z.  24— 30.  ders.  Seite:  Tassaron  los  Senores  del  Real  Con|sejo  de 
Castilla  este  Libro,  intitulado :  {  Jurisprudentia  Fetus  Ante-Justinianea\  h  seis 
maravedis  cada  pliego:  el  qual,  parece  tiene'iti.  y  medio  sin  principios,|  ni  tablas. 
Madrid  23.  deMayo  1744.1  D.Juan  de  Penuelas.\  9)  Kehrseite  d.  4.  Blatts  bis  zu 
Ende  des  6.  Blatts:  ELEGANTIORIS  |  jurisprudentiae  cultori,  s.  |  und 
enthält  die  Vorrede  des  Finestrcs,  der  zwar  nicht  genannt  ist,  dessen  Name  sich 
aber  in  Savigny's  Exemplare  beigeschrieben  befindet.  10)  Bl.  7.  bis  /.  6.  der 
Kehrseite  dess.  Bl. :  de  legibus  regiis.  Einleitung  aus  Jacobi  Gothofredi 
Manuale  Juris.  Genf  1672.  8.  S.  42.  11)  Z.  7.  ders.  S.  bis  Z.  13.  der  ersten 
Seite  des  8.  Bl.:  de  legibus  xii  tabularum.  S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  43. f. 
12)  Z.  14.  ders.  S.  bis  Z.  25.  der  Kehrseite  dess.  Bl. :  de  g aii  institutiombus. 
S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  49. f.  13)  Z.  26.  ders.  Seite  bis  Z.  3.  der  ersten  Seite 
des  10.  Bl. :  de  palli  sentekt.  recept.|  Übrig.  S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  52. f. 
14)  Z.  4.  bis  Ende  ders.  S. :  de  ulpiani  titulisxxix.  S.  Gothofr.  a.a.O. 
S.  51.  15)  Kehrseite  von  Bl.  10.  Z.  1 — 15.:  de  codicibus  gregoriano,  et| 
llermogeniano.  S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  03.  Jf»)  Z.  16.  ders.  S.  bis  Z.  2.  der 
Kehrseite  von  Bl.  11.:  de  collatione  mosaicarum)  et  Romanarum  Legum. 
S.  Gothofr.  a.a.O.  S.  57.  17)  Z.  3  — 10.  ders.  S. :  de  modestisi  frag- 
mento |  Regularum  Hb.  III.  S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  55.  18)  Z.  II  —  Ende 
ders.  S.:  De  FRAGMENTO  regularum|  ex  veteri  Jurisconsulto.\  S.  Gothofr. 
a.  a.  O.  S.  52.  19)  Bl.  12.  bis  Z.21 .  der  ersten  S. :  dr  consultatione  ve.teris| 
cuiusdam  Jurisconsulti.\  S.  Gothofr.  a.  a.  O.  S.  55.  20)  Z.  22.  ders.  S.  bis  zu 
Ende  der  Kehrseite  dess.  Bl.:  de  papiani  responsorum|  libro.  S.  Gothofr.  a. 
a.  O.  S.  59.  B)  Der  numerirten  Blatter  S.  1—6.  LEGES  REGIAE  ]  ROMA- 
NORUM |  JÜSTI  lipsii  opera|  STUDIOSE  COLLECTAE.j.  2)  S.  7  — 36.  FRAG- 
MENTAj  xu.  tabularum |  UNDECUNQUE  COLjlecta,  eaque  suis  tabulls 
restituta:.  una  cum  paraphrasi  ä  Jacobo  j  Gothofrcdo,  J.  C.|*)  3)  S.  37  —  92. 
Caii  Institutionen  Liber  Primus  et  Secundus  aus  Schütting.  4)  S.  93 — 267. 
Julii Pauli  Sententiarum  Receptarum  ad  Filium  Lib.  etc.  aus  Schütting,  aber 
ohne  Interpretation.  5)  S.  268.  Jul.  Paulus  Instit.  Lib.  II.  Tit.  de  Dotrbus  aus 
Schulting.  6)  S.  269'— 468.  tituli|  excorporr|  ULPIANI |  xxix.|  cum 
notis  cl.  v.  petri  fabri  j.  c.  |  in  Scnatu  Tolosano  Praesidis,  |  nondum  antea 
editis.  accedu nt  et  ipsius  oBSERVA|tiones  pariter  aneedotae  in  notas  Jacobi 
Cuiacii  ad  eosdem  Ulpiani|  titulos.  (s.  Meermani  Thes.  T.  VII.  S.739 — 773., 
jedoch  fehlen  hier  natürlich  Meerman's  Noten  und  Zusätze ,  unter  a.  gleich  die 
erste  §.  bciMeerman.)  7)  S.  469 — 516.  codicis]  gregoriani)  et|  codicis| 
hekmogeniani)  fragmenta,|  quab|  invima|  hactenus  fuere,|  omnia,  aus 
Schulting,  aber  ohne  Interpretation.  Der  Hermogcnianischc  Codex  beginnt 
S.  504.  8)  S.  517  —  583.  mosaicarum,  |  et  romanarum  legum |  collatio| 
ex  integris  papiniani,|  Pauli ,  Ulpiani,  Gaii,  Modcsti-|ni,  aliorumque 
veterum  iuris  [  auetorum  libris  ante  tempora  |  Jusliniani  Imperatoris|  dcsumpta.| 
aus  Schütting.  9)  S.  584.  MODESTINL*S|  regulari m,|  libro  tertio.|  de 
bon is  Li  ber]  forum  el  de  testamentis  aus  Schütting.    10)  S.  585 — 589.  frag- 

MENTUM|   REGULAKIM,     K\  VETERI  |  JURISCONSULTO.|  aUS  Schulting.  10) 

S.  590.  Fragmentum  Papiniani  aus  Schulting.  11)  S.59I — 619. consultatio| 
veteris  cuiusdam|  j u risconsulti  aus S c h u  1 1 i  n g.  12)S.620 — 662.  PAPIANI| 
liber|  responsorum  I  d.h.  die  Lex  Romana  Burgundionum  aus  Schulting. 
In  allen  Stücken,  welche  aus  Schulting  entlehnt  sind,  sind  die  Vorreden  und 
Anmerkungen  der  Schulting'schen  Ausgabe  weggelassen  worden.  6')  Der 
letzten  1 5  unpaginirten  Blätter :  1)  Blatt  1 .  bis  Ende  der  ersten  Seile  von  Blatt  9. 
INDEX  |  TITULORUM,|  qui  in  universo  hoc|  Opere  inveniuntur,  sccun-|dum 
ordinem  librorumj  descriptus.|  2)  Bl.  9.  Kehrseite  bis  Bl.  15.  1NDEXJ  eorun- 
dem|  titulorum  generalis,)  SECUNDUM  LITERA-|rum  Seriem.  |.  Die  er- 
wähnten Censurae  des  Raimundus  Guau  und  Marianus  de  Sabater  ent- 
halten Empfehlungen  der  Sammlung,  doch  spricht  Marianus  de  Sabater 


*)  Von  hier  an  habe  ich  einige  Male  die  penanen  Anpaben  ilnr  Fluchstaben  der  Ru- 
briken und  das  Abbrechen  der  Zeilen  da,  wo  nichts  darauf  ankommt,  weggelassen. 
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noch  spezioll  vom  Breviar  und  dessen  Entstehung  und  zwar  ziemlich  richtig.  Die 
Vorrede  des  Finestres  verbreitet  sich  über  den  Nutzen,  der,  besonders  in 
Folge  der  Commentare  der  neuern  Juristen,  aus  diesen  Bruchstücken  der  rö- 
mischen Jurisprudenz  für  das  römische  Hecht,  namentlich  für  die  Justiniani- 
schen Rechlsbücher  gezogen  werde.  Kr  habe  daher  diese  Bruchstücke  mehr  als 
je  bereichert  zusammengestellt,  indem  er  (mit  Ausnahme  der  aus  Go  thofred  us 
entlehnten  königlichen  Gesetze  und  XII  Tafeln)  Schütting  benutzt  habe,  je- 
doch mit  Weglassung  der  Varianten  und  des  Commcntars.  Dagegen  habe  er  d;ie 
Noten  hinzugefügt,  welche  Peter  Faber  seinem  Exemplare  der  Cuiazischen 
Ausgabe  des  Ulpian  beigeschrieben  habe.  Zwar  habe  sie  Fabrot  cum  multis 
»Iiis,  die  F'aber  ad  Jus  Civile  et  Cuiacii  Opera  bemerkt  habe,  herausgeben 
wollen,  indessen  sei  diess,  bis  auf  Weniges  von  ihm  nicht  geschehen.  Die 
Noten  verdanke  er  der  Bibliothek  des  leider  schon  verstorbenen  Michael 
Gonsir*),  Cervariensis  AcademiaeGymnasiarchae.  In  dieser  Bibliothek  befände 
sich  ein  Exemplar  von  Jacobi  Cuiacii  opera  cum  variis  IV tri  Fabri  annotationibus. 
Jeder  Anmerkung  Fabc  r's  sei  dessen  Name  darum  beigesetzt,  um  sie  von  Noten 
Anderer,  z.B.  des  Vinccntius  Cabotius  zu  unterscheiden.  Das  Exemplar 
komme  von  Toulouse.  Er  gebe  die  Noten  Fa  b  e  r's  sowohl  zu  Ulpian  als  zu  Cuias 
in  genauer  Abschrift,  nur  habe  er  in  Ermangelung  griechischer  Typen  das  Grie- 
chische Lateinisch  wiedergeben  müssen.  Die  übrigen  nicht  von  Faber  her- 
rührenden Nuten ,  sowie  Faber's  Noten  zu  Paulus  habe  er  weggelassen,  damit 
nicht  das  Buch  über  die  Gebühr  anschwelle.  Dennoch  halle  er  es  für  gut, 
Golhofred's  geschichtliche  Einleitungen  aus  dem  Manuale  aufzunehmen.  Fragt 
man,  welche  Ausgabe  der  Schulting'schen  Jurisprudentia  Ante-Justinianea 
benutzt  worden  sei ,  so  dient  zur  Lösung  der  Frage  Folgendes.  In  der  erwähnten 
Vorrede  ist  gesagt  quam  veneranda  liaec  veteris  J urisprttdentiac  Anti (tic) -Juxti- 
7i>a neue  Hpsana  sludiosis  afferunt.  Doch  will  ich  auf  das  mir  undeutliche 
lipsana  nichts  geben.  Dagegen  fehlt  am  Ende  der  c.  1.  C.  Greg.  Si  minor  (I.,  3.) 
in  der  spanischen  Ausgabe,  wie  in  der  leipziger  das  Wort  est  nach  notio,  das 
die  hollandische  Ausgabe  hat.  Ferner  ist  die  c.  2.  C.  Greg.  Si  amissis  (IV.,  2.) 
in  der  spanischen  Ausgabe  gerade  so  interpungirt,  wie  in  der  leipziger,  nicht 
aber  wie  in  der  hollandischen  u.  s.  w. ;  offenbar  ist  also  die  leipziger  Ausgabe 
abgedruckt  worden.  Sonst  wimmelt  diess  spanische  Product  von  Druckfehlern. 
Dagegen  sind  manche  Stellen  emendirt  worden,  z.  B.  in  der  c.  un.  C.  Greg,  de 
Maleficis  (XIX.,  4.)  incestas  (aus  Pithou,  wo  Schütting  noch  istebas  hat) 
—  et  veluti  —  Si  quis  sane  —  amputari  radix  (aus  Pithou)  haec  und  c.  1.  C. 
Herrn.  De  Deposito  (tit.  XII.)  veritaie  statt  varietatc  u.  s.  w.  Eigentümlich 
ist  übrigens  dieser  Ausgabe,  dass  im  Gregorianischen  und  Hermogenianischen 
Codex  den  aus  andern  Quellen ,  als  aus  dem  Breviar  entlehnten  Stellen,  die 
Quelle  am  Schlüsse  beibemerkt  worden  ist. 


*)  So  lebe  ich,  denn  das  SIR  ist  in  meinem  Exemplare  undeutlich  ausgedrückt. 


Hänel. 


863 


VI.  Juristische  Bibliographie. 


Neu  erschienene  Schriften. 

187.  Archiv  Tür  Geschichte,  Statistik,  Kunde  der  Verwaltung  und  Landesrechte 
der  Herzogth.  Schleswig,  Holstein  u.  Lauenburg.  Herausgeg.  v.  Etattrath 
u.Prof.  Dr.  S.  Faid.  Des  Staatsbürger!.  Magazins  3.  Folge.  5.  Jahrg. 
1847.    4  Hefte,  (  h  circa  8  B.)   Kiel ,  Schröder  u.  Comp.   (n.  3^Thlr.) 

188.  Baumeister, H., —  Bemerkungen  zur  Strafgesetzgebung.  l.Hft.  Leipzig, 
Breilkopfu.  Härtel.  131S.gr.  8.    (4  Thlr.) 

189.  Bayrhoffer,  Karl  Theod.,  —  Kritik  desErkenntnisses  des  Ob. -Appell. - 
Gerichts  zu  Kassel  vom  24.  April  1847.,  hinsichtlich  des  §.  30.  der  Kurhess. 
Verfassungs-Urkunde.  Marburg,  Bayrhoffer.  36  8.  gr.  8.    (Geb.  6Ngr.) 

190.  Cl aussen,  H.  R.,  Ob.-  u.  Landgerichtsadv.,  —  2.  Vertheidungsschrifl 
für  den  Dr.  d.  Phil.  Carl  Lorentzen  in  Kiel,  hauptsachlich  wegen  Anschul- 
digung von  Majestätabeleidigung  u.  offentl.  Injurie,  jetzt  um  Aufhebung  der 
vom  holslein.  Ob.-Crim.-Ger.  d.  4.  März  1847.  erkannten  einjähr.  Festungs- 
strafe. Eingereicht  an  d.  königl.  scbleswig-holst.-lauenb.  0.- App. -Gericht 
.d.  14.  Juni  1847.  Kiel ,  Schröder  u.  Comp.  38S.gr.  8.    ( Geh.  n.  \  Thlr.) 

191.  Curtius,  Dr.  Carl  Fr.,  Appellationsrath ,  —  Handbuch  des  im  Königr. 
Sachsen  geltenden  Civilrechts.  2.  Thl.  1.  Abth.  4.  verm.  u.  nach  den  neue- 
sten gesetzt.  Bestimmungen  ergänzte  Ausgabe.  Leipzig,  Schlickert.  VI 
u.  331  S.  gr.8.    (n.  l£Thlr.  —  I.II.  1.  2|Thlr.) 

192.  Entwurf  einer  Wechsel-Ordnung  für  die  Preuss.  Staaten  nach  den  Be- 
schlüssen der  Kommission  des  Königl.  Staatsraths.  (Nebst  den  Motiven.) 
Berlin ,  Besser's  Verlagsbdi.  in  Comm.    109  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  \  Thlr.) 

193.  Gadern,  Heinr.v.,  —  Rechtliche  Erörterung  über  den  Inhalt  u.  Bestand 
der  der  Provinz  Rheinhessen  landesherrl.  verliehenen  Garantie  ihrer  Rechts- 
Verfassung  bei  Verwirklichung  des  Art.  103.  der  Staats- Verfass.  Worms, 
Steinkühl  u.  Smith.  336  S.  8.  (Geh.  n.  21  Ngr.  —  Für  Sudd.  1  Fl. 
12  Kr.  rhein.) 

194.  Gräff,  Landger. -Rath  J.E.,  —  Chronologische  Sammlung  der  Rhein- 
preussischen  Rechlsquellen  mit  Ausschluss  der  5  Gesetzbücher.  Nebst  einer 
Uebersicht  der  Territorial- Veränderungen  u.  Sachregister.  2.  Heft.  Trier, 
Lintz.  S.  16!  — 352.  gr.8.    (ä  n.  f  Thlr.) 

195.  Jahrbücher  der  Gefängnisskunde  u.  Besserungsanstalten,  herausgeg.  von 
Dr.  Nile.  Heinr.  Julius,  Dr.  Fr.  Noellner,  Dr.  Geo.  Varrentrapp. 
Neue  Folge.  2.  u.  3.  Bd.  ä  3  Hefte.  (Der  alten  Folge  10.  u.  11.  Bd.)  Frank- 
furt a.  M.,  Kessler.  (2.  Bd.  1 .  Heft  168  S.)  gr.  8.  (n.  4  Thlr.  —  F.  Südd. 
7  Fl.  12  Kr.  rhein.) 

196.  Kaltenborn  v.  Stockau,  Baron,  Docent  Dr.  Carl,  —  Kritik  des 
Völkerrechts  nach  d.  jetzigen  Standpunkte  der  Wissenschaft.  Leipzig,  G. 
Mayer.   VIII  u.  316  S.  gr.  8.   (Geh.  1£  Thlr.) 

197.  Kappler,  Fr.,  —  Handbuch  der  Literatur  des  Badischen  Rechts.  l.Lief. 
Heidelberg,  J.  C.  B.  Mohr.  Vu.  S.  1—168.  gr.  8.  (Subsc.-Pr.  n.  f  Thlr.) 

198.  Müller  -  Jochmus,  Maur.,  —  Oeffentl.  Prozess  gegen  das  fürstbischöfl. 
General- Vicariat-Amt  In  Breslau.  Aclenmüss.  Darstellung  u.  Anklage. 
Leipzig,  Keil u.  Comp.  332  S.  8.    (Geh.  n.  l,Thlr.) 


Digitized  by  Google 


864 


Juristische  Bibliographie 


199.  Recht,  das  ständische,  der  Herzogin.  Schleswig  u.  Holstein.  Abdruck 
der  ständischen  Gesetze.  Kiel,  Schröder  u.  Comp.  IV  u.  58  S.  gr.  8. 
(Geh.  o.  OJNgr.) 

200.  Schwarze,  Dr.  Fr.  0.,  K.  Justizrath  im  Spruchcollegio  zu  Leipzig,— 
Ueber  Einführung  des  mündlichen  Strafverfahrens ,  insbesondre  üb.  Ein- 
richtung der  zweiten  Instanz  u.  der  Motivirung  der  Erkenntnisse  in  Betreff 
der  Thatfrage.  Dresden  u.  Leipzig,  Arnold.  6Bog.gr.  8.    (Geh.:|  Thlr.) 

201.  Stein,  Prof,  L.,  —  Einleitung  in  das  ständische  Recht  der  Herzogtb. 
Schleswig  u.  Holstein.  Kiel,  Schröder  u.  Comp.  XVI  u.  243  S.  gr.  8. 
(Geh.  n.  1|  Thlr.) 

202.  Urtheile,  zwei,  zürcherischer  Gerichte  u.  Rechtsgutachten  der  Juristen" 
fakultat  Halle- Wittenberg.  Zürich,  Höhr.  73  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  ±  Thlr.) 

203.  Vogt,  M.  F.,  k.  Polizei- Commist.  u.  Regier.-Rrf.,  —  Ueber  die  gegen- 
seitigen Rechte  u.  Verbindlichkeiten  der  Meister,  Gesellen  u.  Lehrlinge,  u. 
die  Competenz  der  Communal-  u.  Polizei-Behörden  in  Bezug  auf  die  Beur- 
theilung  der  zwischen  denselben  vorfallenden  Streitigkeiten  nach  Preuss. 
Rechte,  namentlich  den  Vorschriften  der  allgem.  Gewerbe-Ordn.  v.  17.  Jan. 
1845.  Ein  unentbehrl.  Handbuch  für  Handwerks-Meister  u.  s.  w.  2.  Aufl. 
Breslau,  Fr.  Aderholz.  IV  u.  32  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  {  Thlr.) 

204.  Vorschriften,  gesetzliche,  bezüglich  auf  die  polizeiliche  Wirksamkeit  in 
Untersuchungssachen,  mit  Hinweisung  auf  die  Ressort- Verhältnisse  zwi- 
schen der  Polizei-  u.  den  Justiz-Behörden.  Herausgeg.  v.  Hofrath  W.  G. 
v.d.Heyde.  Magdeburg,  Baensch.  Xu.  144  S.  8.    (Geh.  n.  |Thlr.) 

205.  Zeitschrift  für  die  Landeskultur-Gesetzgebung  d.  Preuss.  Staaten.  Herausg. 
von  dem  Königl.  Revisions-Kollegium  für  Landeskultur-Sachen.  2.  Bd. 
3  Hefle.  Berlin,  Jonas'  Verlagsbuchh.  (I.  Bd.  l.Heft.  160  S.)  gr.  8. 
(Geh.  n.  2 Thlr.) 

206.  —  für  Deutsches  Strafverfahren,  einschliesslich,  des  Gefängnisswesens. 
Herausg.  V.  Dr.L.  v.  J agetnann ,  Dr.  Fr.  Noeltner  u.  J.  D.  //.  Temme. 
Neue  Folge.  4.  Bd.  1.  Heft.  Frankfurt  a.  M.,  Sauerländer's  Verlag.  VII 
u.  175  S.  gr.  8.   (n.  1  Thlr.  —  Für  Südd.  1  Fl.  48  Kr.) 

207.  Zeitung,  juristische,  für  das  Königr.  Hannover.  Alphabet.  Sachregister 
über  XIX.  XX.  u.  XXI.  Jahrg.  Lüneburg,  Herold  u.  Wahlstab.  40  S.  gr.8. 
(Geh.  4  Thlr.) 


(Hierzu  lnleltigcnzblatl  Nr.  5.) 


8G5 


I.  Becensionen. 

lieber  bedingte  Traditionen,  zugleich  als  Revision  der  Lehre  von 
den  Wirkungen  der  Bedingungen  bei  Verträgen  im  Allgemeinen. 
Eine  civilistische  Erörterung  von  JDr»  Wilhelm  Seil»  ordentl. 
Professor  der  ßechtswiss.  in  Zürich.  Zürich,  Meyer  u.  Zeller, 
1839.  XXIII  u.  290  S.  gr.  8.  (Geh.  J  Thlr.) 

Recensirt 
von 

Herrn  Professor  Jtor.  Jhering  zu  Rostock. 

Die  Kritik  hat  mitunter  einen  etwas  langsamen  Gang,  aber  sel- 
ten mag  sie  sich  so  sehr  verspätet  haben,  als  im  gegenwärtigen  Fall, 
wo  seit  dem  Erscheinen  des  zu  beurtheilenden  Werkes  bereits  acht 
Jahre  verflossen  sind.  Wenn  es  zur  Sache  gehörte,  wollte  Ref.  den 
Antheil  der  Schuld,  den  auch  er  an  dieser  Verspätung  trägt,  gern 
auf  sich  nehmen,*)  allein  dem  Publikum  wird  die  Vorgeschichte  ei- 
ner Recension  ziemlich  gleichgültig  sein.  Es  frägt  sich  nun,  ob 
nicht  am  Ende  der  richtige  Zeitpunkt  zur  Beurtheilung  der  vorliegen- 
den Schrift  bereits  vorüber  ist  Allein  da  die  bedingten  Traditionen 
nicht  in  die  Zeit  eingreifen,  vielmehr  zu  dem  Kreise  der  Fragen 
gehören,  die  in  ihrer  civilistischen  Würde  und  esoterischen  Unzu- 
gänglichkeit sowohl  gegen  die  zudringlichen  Federn  der  Literaten 
als  erschütternden  Reden  ständischer  Deputirten  hinlänglich  geschützt 
sind,  so  kömmt  es  bei  ihnco  auf  ein  paar  Jahr  mehr  oder  weniger 
nicht  an.    Auch  der  im  vergangenen  Jahre  erfolgte  Tod  des  Verfs. 


*)  Dieser  Antheil  würde  jeden  Falls  ein  sehr  geringer  seyn.  Der  hauptsäch- 
liche Grund  der  allerdings  auffallenden  Verspät!  gung  liegt  vielmehr  darin,  dass 
frühere,  von  anderer  Seite  geleistete  Zusicherungen  nicht  erfüllt  worden  sind. 
Es  ist  in  der  That  ein  schwerer  Stand  für  ein  Kritisches  Institut,  wenn  es  an 
der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  häufig  dadurch  gehindert  wird ,  dass  ihm 
gegenüber  Andere  in  einem  gegebenen  Wort  keinen  Verpflichtungsgrund  finden. 

Die  Redaclion. 

Krit. Jahrb.  f.D. KW.  Jahrg. XI.  H.X.  55 
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ist  für  die  Kritik,  die  sich  ja  nicht  gegen  ihn,  sondern  an  das  Publi- 
kum richten  soll,  gleichgültig. 

Der  Verf.  ist  in  unserer  Literatur  als  ein  gewissenhafter  For- 
scher bekannt;  noch  vor  mehren  Dccennien  würde  man  ihm  sein 
ileissigcs  Quellenstudium  zum  grossen  Ruhme  angerechnet  haben,  in 
der  Gegenwart  aber  ist  dasselbe  so  allgemein  geworden,  dass  man 
zweifeln  könnte,  ob  man  bei  einem  Theoretiker  noch  die  eigne  Quel- 
lenforschung lobend  hervorheben  dürfte.  Man  legt  jetzt  mit  Recht 
das  Hauptgewicht  auf  die  Ergiebigkeit  an  Resultaten,  und  Ree.  will 
es  bedünken,  als  wenn  bei  dem  Verf.  seine  Emsigkeit  und  ange- 
strebte Gründlichkeit  nicht  immer  im  richtigen  Verhältniss  zu  den 
Resultaten  gestanden  habe.  Diesen  Charakter  verläugnet  auch  das 
vorliegende  Buch  nicht.  Es  ist  so  gründlich  gearbeitet,  dass  es  noch 
einmal  so  voluminös  ist,  als  es  billigerweise  sein  sollte,  und  dass  das 
Interesse  des  Lesers  auf  keine  geringe  Probe  gestellt  wird.  Wenn 
man  taglich  einige  Seiten  davon  läse,  würde  man  es  vielleicht  ohne 
Unlust  bezwingen,  die  vielen  Wiederholungen  eines  und  desselben 
Grundsatzes  würden  weniger  ermüden,  allein  in  grösseren  Dosen  ge- 
nommen wird  es  sicherlich  in  dem  urteilsfähigen  Leser  einen  unbe- 
haglichen Zustand  hervorrufen.  Diese  gutmüthige  Sorgfalt  des  Vcrfs., 
dem  Leser  den  Weg  zu  ebnen,  die  aber  in  der  That  denselben  nur 
ebenso  lang  als  breit  macht,  diese  Unverdrossenhcit,  zu  beweisen, 
was  kein  Mensch  bezweifelt,  dieser  steife  Gang  in  logischen  Schnür- 
stiefeln, die  den  Verf.  zwingen,  bei  jedem  kleinen  Sleinchcn  einen 
gefährlichen  Ansatz  zu  nehmen,  sie  haben  etwas  eben  so  ärgerliches, 
als  zugleich  rührendes  und  mit  dem  Verf.  versöhnendes.  Wer  könnte 
einem  Krankenwärter  zürnen,  der  im  irrigen  Wahn,  einen  Verrückten 
vor  sich  zu  haben,  und  in  der  besten  Absicht  ihm  zu  helfen,  einen 
ganz  vernünftigen  Menschen  aufs  Bett  bringt,  ihm  die  Hände  zu- 
sammenbindet, dass  er  sich  nicht  rühren  kann,  und  ihm  jetzt  nichts 
als  Wassersuppen  vorsetzt  und  geistige  Speise  von  ähnlicher  Beschaf- 
fenheit? Man  könnte  ihm  nicht  böse  sein,  und  so  geht  es  dem  Ree. 
mit  dem  Verf.;  letzterer  hat  es  offenbar  gut  gemeint,  und  wenn  er 
uns  den  spirilus,  den  er  uns  zum  Besten  geben  will,  auch  noch  so 
sehr  verdünnt,  er  that  es  in  guter  Absicht,  um  uns  nicht  aufzuregen, 
uns  nicht  die  Kopfschmerzen  zu  machen,  die  der  Spiritus  Pauli  oder 
Papiniani  allerdings  bewirken  kann.  Die  Manen  des  Verstorbenen 
mögen  uns  diesen  Scherz  über  eine  an  sich  löbliche  und  nur  in  ihrer 
Uebertreibung  lästige  Eigenschaft  verzeihen ;  den  Vorwurf  selbst  wird 
die  folgende  Darstellung  begründen.    Wir  werden  boi  derselben  zu- 
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nächst  den  Plan  und  die  Anordnung  der  Schrift  im  allgemeinen  ios 
Auge  fassen  und  dann  eine  Kritik  der  einzelnen  in  ihr  aufgestellten 
Ansichten  folgen  lassen. 

Wenn  man  einen  flüchtigen  Blick  auf  die  19  enggedruckte  Sei- 
ten lange  Inhaltsangabe  wirft,  so  möchte  einem  das  Herz  im  Leibe 
lachen  wegen  der  regelrechten  logischen  Structur  des  Ganzen.  Da 
reiht  sich  eine  Hauptabteilung  an  die  andere,  dann  kommen  die  Un- 
terabiheilungen mit  ihren  Bannern  und  Fähnchen,  I,  II,  .7,  //.  <z,  h. 
1,  2  u.  s.  w.;  und  wenn  man  den  ganzen  Bau  mit  einem  Blicke  über- 
schaut, dann  müchte  man  glauben,  dass  die  „bedingten  Traditionen" 
sich  zu  einem  civilistischen  Dome  von  edelster  Architektonik  gestaltet 
hätten.  Aber  wenn  man  in  ihn  hincinlritt,  dann  fühlt  man  sich  in 
seinem  logischen  Entzücken  bitterlich  getäuscht,  man  fiodet  wegen 
der  Strenge  des  Bauslyls  manches  Fenster  angebracht,  durch  das 
kein  Licht  eindringt,  manche  Säulen,  die  nichts  tragen  und  eher 
verunstalten,  als  zieren,  ja  man  müchte  glauben,  statt  in  einen  Dom 
in  cino  Apotheke  versetzt  zu  sein,  wo  die  Etiketten  an  den  Büchsen 
und  Schränken  bleiben,  auch  wenn  gegenwärtig  nichts  in  oder  hinter 
ihnen  ist,  m.  a.  \V.  die  Systematik  des  Vcrfs.  besieht  im  blossen 
Schematismus,  sie  ist  die  Ordnung  eines  complicirten  Formulars,  das 
erst  ausgefüllt  werden  muss,  und  wobei  man  unter  die  einzelnen  Ru- 
briken oft  nichts  setzen  kann,  als  ein  ,,Isl  nicht  vorhanden".  Der 
Leser  müge  sich  selbst  überzeugen.  Mach  einer  Einleitung,  die  für 
ihren  Zweck,  wie  wir  später  zeigen  werden,  viel  zu  kurz  ist  (S.  1  — 
15.),  kommt  die  erste  Abtheilung:  Wirkungen  der  Suspensivbedin- 
gungen bei  Traditionen  (S.  Hj — 180.)  und  dann  die  zweite:  Wir- 
kungen der  Resolutivbedingungen.  Beide  zerfallen  nun  zunächst  in 
3  Hauptunlerabtheilungen:  I.  Zeit  der  Pendenz,  II.  Eintritt  der  Be- 
dingungen, HI.  Deficienz  derselben.  Jede  dieser  C  Abteilungen  hat 
dann  wieder  2  andere,  A.  Wirkungen  zum  Vortheil  des  Empfängers 
und  zum  Nachtheil  des  Tradenten:  Ii.  Wirkungen  zum  Nachtheil  des 
Empfängers  und  zum  Vortheil  des  Tradenten.  Hiermit  sind  nun  die 
12  Säulen  gesetzt,  und  man  sollte  sagen,  jetzt  wäre  der  vermeint- 
lichen Logik  ein  Genüge  gelhan.  Allein  vergebens,  es  stellt  sieb 
jetzt,  da  der  Bau  vollendet,  das  zum  Tcmpcldienst  bestimmte  Personal 
ein,  die  Ober-  und  Suballern-Begrifle ,  die  Hauptsache  mit  derMTeben 
sachc,  letzlere  wieder  in  a)  Früchte,  ß)  die  übrigen  Nebensachen 
zerfallend,  der  dolus  mit  der  culpa,  das  periculum  a)  inlerititSy  ß)  de- 
terioralionis,  die  Gegenleistungen,  der  Besitz  u.  s.  w.,  kurz  ein  statt- 
licher Haufen,  in  den  sich  auch  noch  einige  unberechtigte  einge- 
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schlichen  haben,  z.  B.  die  unmöglichen  Bedingungen  nnd  Erwide- 
rungen auf  frühere  Angriffe.     Diese  Schaar  marschirt  nun  im  gra- 
vitätischen Schritt  durch  den  ganzen  Tempel;  bei  jeder  der  12  Säulen 
wird  Halt  gemacht,  und  jede  Person  des  Zuges  aufgerufen,  worauf 
sie  hervortritt  und  in  der  Regel  erklärt,  dass  sie  nichts  vorzutragen 
habe  oder  dasselbe,  was  sie  schon  bei  I.,  IL,  A.t  B.t  C,  D.  u.  s.  w. 
niitgetheilt,  oder  dass  sie  sich  in  allein  dem  Vortrage  des  verehrten 
Vorredners  anschliesse,  wie  es  z.  B.  die  Nebensache  gewöhnlich  hin- 
sichtlich der  Hauptsache  macht.    Aber  aufgerufen  wird  trotzdem  ein 
jedes  Mitglied,  und  keinem  wird  die  Erklärung,  dass  es  bei  diesem 
Punkte  nichts  besonderes  vorzutragen  habe,  erlassen.  Erklärlich, 
dass  ein  solcher  Umzug  nicht  unter  290  Seiten  zu  bewerkstelligen 
war,  während  vielleicht  die  Hälfte  genügt  haben  würde,  wenn  der 
Verf.  nur  die  Erklärungen  protokollirt  hätte,  die  wirklich  etwas 
eigenlhümliches  enthielten. 

Dorch  diesen  vermeintlich  gründlichen  und  gewissenhaften  Götzen- 
dienst der  logischen  Ordnung  und  das  ewige  Abbeten  derselben  Li- 
tanei wird  nun  freilich  die  Geduld  des  Lesers  und  sein  Interesse  für 
die  Schrift  auf  die  Probe  gestellt,  aber,  wird  man  sagen,  der  Verf., 
der  es  so  genau  nimmt,  hat  sich  dafür  sicherlich  auch  keinen  Ver- 
stoss gegen  die  Logik  zu  Schulden  kommen  lassen.  Seltsam!  uns 
will  bedünken,  als  wenn  sich  in  die  streng  geschlossenen  Reihen  zwei 
Gestalten  eingedrängt  hätten,  die  gar  nicht  hineingehören  nnd  der 
Feierlichkeit  sowohl  als  dem  Ordnungssinn  des  Verfs.  spotten. 

Eiomal  fragen  wir:  gehört  es  sich  in  einer  Schrift  „über  be- 
dingte Traditionen"  die  obligatorischen  Wirkungen  des  der  Tradition 
unterliegenden  contraetlichen  Verhältnisses  zu  erörtern?  Könnte  man 
dann  nicht  mit  demselben  Fug  und  Recht  das  Obligationen-Recht  in 
die  Lehre  von  der  Tradition  hineinziehen  ?  Letztere ,  sollte  ich 
sagen,  soll  mir  nur  Auskunft  über  die  Frage  geben:  was  ist  die 
Tradition  und  durch  welches  Rechtsverhältniss  wird  sie  begrün- 
det, also  bei  bedingten  Traditionen  will  ich  wissen,  wie  die  allge- 
meine Wirkung  der  Tradition  alterirt  wird  durch  Hinzufügung  einer 
Bedingung.  Die  coneurrirenden  Wirkungen  des  unterliegenden  Ver- 
trages sind  aber  der  Tradition  als  solcher  fremd,  wie* ja  auch  daraus 
hervorgeht,  dass  dieselben  nach  Verschiedenheit  dieses  Vertrages 
verschieden  sind.  Der  Verf.  hätte  diese  Punkte  höchstens  kurz  be- 
rühren dürfen,  und  auch  ao  wäre  es  am  vortheilhaftesten  gewesen, 
wenn  er,  anstatt  dies  bei  jeder  seiner  12  Nummern  zu  thun,  in  einem 
eigenen  Abschnitt  die  Frage,  die  sich  allerdings  einer  Beantwortung 
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verlohnte,  untersucht  hätte:  in  wiefern  werden  die  allgemeinen  Grund- 
sätze Ober  dolus,  culpa,  pericuhtm%  Gegenleistung  u.  s.  w.,  wie  sie 
bei  bedingten  Obligationsverhältnissen  gelten,  modificirt 
durch  den  Umstand,  dass  noch  eine  bedingte  Tradition  hinzugekom- 
men ist.  Diese  Arbeit  wäre  lohnend  gewesen  und  hätte  statt  zwölf 
spezieller  im  ganzen  Buch  zerstreuter  Berührungen  eines  und  dessel- 
ben Punktes  ein  Prinzip  oder  wenigstens  ein  zusammenhängendes 
Ganze  dem  Leser  vor  die  Augen  geführt.  Bei  der  jetzigen  Einrich- 
tung des  Werkes  wird  der  Leser,  der  nicht  mit  spezieller  Rücksicht 
auf  diese  Frage  die  Leetüre  begonnen  und  alle  einzelnen  Splitter- 
chen sich  gesammelt  hat,  nach  Beendigung  der  Lectöre  schwerlich 
sich  die  Frage  beantworten  können:  ob  die  bedingte  Tradition  hin- 
sichtlich der  obligatorischen  Wirkungen  ein  plus  begründet,  das 
nicht  schon  in  dem  bedingten  obligatorischen  Verbällniss  an  sich  ent- 
halten wäre. 

Zweitens  fragen  wir:  entspricht  es  einer  vernünftigen  Systema- 
tik, dass  die  Darstellung  bedingtet*  Traditiooen  sogar  zu  einer  „Re- 
vision der  Lehre  von  den  Wirkungen  der  Bedingungen  bei  Verträgen 
im  Allgemeinen"  benutzt  wird,  und  zwar  nicht  etwa  in  der  Weise, 
dass  beide  Aufgaben  getrennt  wären,  so  dass  wir  also  m.  a.  W.  zwei 
selbstständige  Abhandlungen  hätten,  sondern  so,  dass  den  bedingten 
Traditionen,  wo  sich  die  Gelegenheit  findet,  blinde  Passagiere  auf- 
gepackt werden,  die  sie  nicht  berechtigt  sind  mit  sich  zu  führen? 
Wenn  die  bedingten  Traditionen  sich  auf  den  Weg  machen,  so  müs- 
sen sie,  um  nur  eins  anzuführen,  von  den  unmöglichen  Bedingungen 
bereits  Abschied  genommen  haben,  und  wenn  ihnen  dies  gar  zu  schwer 
wird,  so  mögen  sie  etwa  in  der  Einleitung  noch  vor  den  Augen  des 
Lesers  die  Abschicdsscene  feiern  und  sich  die  Versicherung  geben, 
dass  sie  fortan  nichts  weiter  mit  einander  zu  thun  haben.  Denn  sie 
sind  ja  in  der  That  geschiedene  Leute;  eine  Tradition  unter  einer 
unmöglichen  Bedingung  ist  keine  bedingte  Tradition,  sie  hat  nnr  die 
Alternative  entweder  eine  unbedingte  oder  gar  keine  Tradition  zu 
sein.  Wie  macht  es  aber  der  Verf.?  Um  in  unserm  Bilde  zu  bleiben, 
so  haben  sich  die  bedingten  Traditionen  in  der  Einleitung  ein  Herz 
gefasst  und  haben  sich,  wie  sie  es  mussten,  ohne  Abschiedsscene  von 
den  unmöglichen  Bedingungen  getrennt.  Allein  schon  in  §.  9.  be- 
kommen sie  das  Heimweh,  sie  müssen  zurück  und  siehe  da  mit  einem 
Satze  sind  sie  bei  den  unmöglichen  Bedingungen.  Haben  sie  sich 
etwas  zu  sagen?  Es  handelt  sich  um  die  Wirkungen  der  schwe- 
benden Suspensivbedingung  zu  Gunsten  des  Empfängers.   Kann  eine 
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unmögliche  Bedingung  schweben?    Nein,  die  ganze  Dreilheilung 
des  Verfs.  (cond.  pendens,  cxislens,  dcficiens)  verstaltet  ihr  gar 
keinen  Zutritt,  denn  alle  drei  Möglichkeiten  passen  durchaus  nur  für 
w  irkliche  Bedingungen.  Doch  der  Verf.  drückt  ein  Auge  zu.  Lohnt 
es  sich  nun  der  Mühe,  den  Eindringling  durchzulassen,  bringt  er  uns 
etwas  neues?   Nein,  sondern  das  ganze  Resultat  der  Confercnz  be- 
steht in  der  Kikenntniss  ihrer  Nutzlosigkeit;   die  bedingten  Tradi- 
tionen und  unmöglichen  Bedingungen  erklären  sich,  sie  hätten  sich 
zwar  nichts  zu  bringen  und  nichts  zu  sagen,  allein  sie  hätten  sich 
doch  einmal  wieder  sehen  müssen.    Erklärlich!  denn  nicht  die  be- 
dingten Traditionen,  sondern  der  Verf.  hat  die  unmöglichen  Bedin- 
gungen einmal  wieder  vor  den  Augen  des  Publikums  sprechen  wollen, 
und  erstcre  müssen  die  Gelegenheit  nicht  sowohl  geben,  als  erst 
machen.    Man  sieht  es  ihnen  aber  an,   wie  schwer  es  ihnen  wird. 
Und  doch  müssen  sie  es  noch  einmal  thun.    Denn  nachdem  sie  den 
Weg  von  §.  9  —  29.  ohne  merkliche  Spuren  von  Ueimweh  zurück- 
gelegt haben,  sind  sie  in  §.30.  plötzlich  wieder  einen  ganzen  §.  hin- 
durch bei  den  unmöglichen  Bedingungen.    Betrachten  wir  die  Con- 
stellation  dieser  Zusammenkunft.   Die  Tradition  befindet  sich  unter  dem 
Ilimmelszeichen  II.  I.  B.  d.  h.  bei  der  zweiten  Ablheilung  (Wirkun- 
gen der  Resolulhbcdingungen),  daselbst  im  ersten  Thei!  (Pendenz 
derselben)  und  bei  dessen  zweiter  Hälfte  (Wirkungen  der  schweben- 
den Resolutivbedingungen    zum    Nachtheil    des  Empfängers). 
Unter  diesen  Himmelszeichen  tritt  nun  auf  einmal  die  unmögliche  Be- 
dingung auf;    um  es  zu  können,    müsste  sie  also  jedem  derselben 
entsprechen,  und  darum  wollen  wir  sie  jetzt  fragen.     Also  zuerst 
No.  II.,  oder  gehört  eine  unmögliche  Bedingung  zu  den  Bedingungen? 
Nein.  No.  I.  Kann  sie  schweben?  Nein.  No.  B.  Kann  sie  Wirkungen 
äussern  zum  Nachtheil  des  Empfängers?   Selbst  wenn  wir  die  Frage 
so  moderiren  wollten:  kann  die  Hinzufügung  einer  unmöglichen  Be- 
dingung [der  wir  die  unter  No.  II.  u.  I.  bestrittene  Qualifikation  zu- 
gestehen wollen]  zum  Nachtheil  des  Empfängers  gereichen,  so  lautet 
die  Antwort  verneinend,  denn  da  die  unmögliche  Bedingung  nicht 
eintreten  kann,  so  kann  das  dem  Empfänger  übertragene  Recht  nicht 
resolvirt  werden,  mithin  ist  die  Hinzufügung  der  Bedingung  eher  zu 
seinem  Vorlheil  als  Nachtheil,   hätte  also,  wenn  überall,  so  nicht 
unter  No.  B.,  sondern  unter  No.  A.  (Wirkungen  zum  Vortheil  des 
Empfängers)  ihr  Unterkommen  suchen  müssen. 

Dies  möge  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  der  Schein  streng  lo- 
gischer Anordnung  in  unserm  Werke  nichts  als  Schein  ist.  Von  einer 
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wahren  systematischen  Anordnung  ist  der  oben  gerügte  Schematismus 
ebenso  weit  entfernt,  als  die  eben  hervorgehobenen  Ungehörigkeilen, 
lind  so  kann  ich  denn  nichts  anders  als  den  ganzen  Plan  und  die 

Ordnung  der  Abhandlung  für  verfehlt  erklären. 

Entschädigt  uns  nun  der  Inhalt  für  diesen  Mangel?  Diese  Frage 
ist  es,  der  ich  mich  jetzt  zuwende.  Ks  wird  zu  dein  Zwecke  nölhig 
^ein,  dem  Verf.  Schritt  für  Schritt  zu  folgen,  dabei  bemerke  ich  aber, 
dass  ich  auf  die  Schritte,  die  er  zur  Seile  aus  macht,  auf  die  tjewalt- 
samen  Digrcssionen  über  unmögliche  Bedingungen  u.s.  w.  keine  Rück- 
sicht nehmen  werde. 

Die  Einleitung  (S.  1  —15.)  trägt  die  UebcKchrift:  „Allgemeine 
Grundsätze  über  die  Wirkungen  der  Bedingungen  bei  Verträgen  und 
über  die  Verbindung  der  Bedingungen  mit  der  traditio."    Der  Verf. 


c 
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röllnet  sie  mit  der  Bemerkung,  dass  da  die  folgende  Darstellung  d 
beiden  Institute  der  Bedingungen  und  der  Tradition  in  ihrer  Verbin- 
dung miteinander  behandle,  einige  allgemeine  Grundsätze  über  die 
Natur  jener  beiden  Institute  an  die  Spitze  gestellt  werden  müsslen. 
Kr  beginnt  dann  mit  dem  durch  die  Bedingung  veranlassten  Zustande 
der  Ungcwisshcit  und  der  Möglichkeit  der  legislativen  Behandlung 
desselben.  Während  einige  neuere  Gesetzgebungen  diesen  Zustand 
gleich  von  vornherein  regulirten,  also  nicht  erst  rückwärts  von  dem 
Eintritt  der  Bedingung  an,  habe  das  römische  Recht  den  entgegen- 
gesetzten Weg  eingeschlagen.  Bei  bedingten  Verträgen  inter  vivos 
habe  der  Eintritt  der  Bedingung  rückwirkende.  Kraft,  und  dasselbe 
gelte  auch  für  bedingte  Traditionen. 

Die  Tradition  als  Uebcrtragungsart  des  Eigenthums  enthält  zwei 
verschiedene  Bestandteile :  die  justa  causa  praccedens  und  die 
darauf  folgende  Thatsache  der  teberlicferung  der  Sache.  „Die 
erslere  bildet  die  obligatorische  Grundlage,  die  zweite  begrün- 
det und  vermittelt  den  dinglichen  Charakter  des  Rechtsverhält- 
nisses oder  das  Vcrhältniss  zur  Sache  selbst.  —  Die  justa  causa 
allein  würde  nur  ein  Forderungsrecht  gegen  die  bestimmte  Person 
zur  Folge  haben."  Es  ist  unhegrcillich ,  wie  der  Verf.,  der  in  der 
Note  selbsL  die  Abh.  von  Warnkönig  im  Archiv  f.  civ.  Prax.  Bd.  VI. 
No.  IV.,  in  der  die  richtige  Ansicht  über  die  justa  causa  so  klar  und 
überzeugend  entwickelt  ist,  anführt,  dennoch  eine  so  verkehrte  De- 
iinition  aufstellen  kann.  Wie  soll  mau  sich  es  aber  zusammenreimen, 
dass  er  gleich  darauf  in  folgender  Weise  fortfährt:  „Die/ 
leiht  dem  Factum  der  Übergabe  erst  seine  \ 
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Willen  des  tradireoden  EigenthUmers,  wie  die  Digesten  und 
Institutionen  völlig  übereinstimmend  anerkennen.  Dieser  Wille  drückt 
sich  aber  eben  in  der  J,  c.  praecedens  ans;  darum  muss  denn  ancb 
die  Beschaffenheit  dieser  Absicht  im  einzelnen  Fall  den  Zweck  und 

die  Wirkung  der  Uebergabe  bestimmen,  z.  B.  ob  dieselbe  ein  bloss 
persönliches  Gebrauchs-  oder  Benutzungsrecht  an  dieser  Sache  ver- 
leihen soll  (welcher  römische  Jurist  bat  dabei  je  von  einer  jusla  causa 
gesprochen?)  oder  ^in  jus  in  rc  aliena,  wie  bei  der  Ueberlieferung 
einer  Sache  zum  Zweck  des  ususfruetus  oder  eines  pignus^  oder  end- 
lich oh  das  Eigciilbuni  an  der  übergebenen  Sache  selbst  entstehen 
soll."   Wenn  der  Wflle  des  Eigeutbüiucrs  das  entscheidende  ist,  wie 
dies  allerdings  der  Fall,  so  ist  ja  damit  eine  vorausgehende  „obliga- 
torische Grundlage*',  die  „ein  Forderungsrecht  begründet'1,  für  über- 
ilüssig  erklärt.     „Nach  diesen  allgemeinen  Grundsätzen,  fahrt  der 
Verf.  fort,  muss  auch  die  Beschaffenheit  der  justa  causa  die  recht- 
lichen Wirkungen  der  Lebergabe  einer  Sache  zum  Eigenlhum  nach 
dem  Willen  des  Tradcnlen  beschränken,  insbesondere  die  Vollen- 
dung oder  Auflösung  des  Rechtsverhältnisses,  den  anfänglichen  oder 
den  Hückerwerb  bestimmen,  oder  von  einer  ungewissen  künfligenThat- 
sache  abhängig  machen  können,  oder,  wie  es  sich  auch  ausdrücken 
lässt:  wenn  der  justa  causa  praecedens  eine  Bedingung  beigefügt 
ist  (d.  h.,  fügt  der  Verf.  in  der  Note  hinzu,  sogleich  bei  Conslitui- 
rung  der  obligatio  ),  so  hängt  die  rechtliche  Wirkung  der  traditio 
allein  von  der  conditio  und  deren  Erfolg  ab;    weil  die  letzlere  die 
Wirkung  der/,  c.  bestimmt,  von  welcher  dann  wiederum  die  Bedeu- 
tung der  Uebergabe  der  Sache  abhängig  ist.    Die  Aufgabe  der  fol- 
genden Untersuchung  wird  nun  sein,  die  Anwendung  der  bisher  ent- 
wickelten allgemeinen  Grundsätze  auf  einzelne  Fälle  zu  zeigen."  Wenn 
man  den  letzten  Satz  allein  liest,  sollte  man  meinen,  der  Verf.  habe 
Wunder  welche  Prinzipien  im  bisherigen  entwickelt,  und  es  lasse 
sich  mit  denselben  sehr  viel  ausrichten,  während  doch  die  Sache  ganz 
auf  flacher  Hand  liegt.    Der  Eigentümer  kann,  ohne  weder  vorher 
dazu  verpflichtet  zu  sein,  noch  durch  den  Traditionsakt  selbst  die 
geringste  Obligation  auf  sich  zu  nehmen,  das  Eigenthum  seiner  Sache 
auf  einen  andern  übertragen,  das  einzig  wesentliche  ist  also  sein 
Wille,  dass  die  Tradition  diesen  Effekt  haben  soll;  letzterer  entschei- 
det mithin  auch  über  den  Umfang  und  die  Wirksamkeit  der  Tradition; 
Überträgt  er  also  die  Sache  unter  einer  Bedingung,  so  soll  der  Em- 
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liegt  so  sehr  zn  Tage,  dass  man  nor  durch  die  unglückliche  justa 
causa  praecedens  auf  falsche  Fährte  gerathen  kann.  Wie  will  der 
Verf.  sich  mit  seiner  unterliegenden  obligatio  im  Fall  einer  ohne 
vorausgehende  Verpflichtung  vorgenommenen  Tradition  geriren?  Man 

nehme  den  Fall  einer  Schenkung  oder  des  conditionis  implendae  causa 
da  tum.    Soll  hier  etwa  eine  vorausgehende  Obligation  hinein  fiogirt 
werden?   soll  man  dem  römischen  Recht  den  Satz  andichten,  der 
Kigcnlhümer  könne  sein  Eigenthum  nur  gegen  eine  wenigstens  als 
im  Moment  der  Tradition  entstehend  und  sofort  wieder  untergehend 
zu  denkende  Obligation  auf  einen  andern  übertragen?    Ist  den  Rö- 
mern ein  solches  leeres  Spiel  denn  bei  den  übrigen  Erwerbungs- 
arten des  Eigentums  in  den  Sinn  gekommeu,  und  was  sollten  sie  bei 
der  Tradition  denn  mit  einer  solchen  lodlgeborneo  Obligation,  die 
noch  dazu  leicht  zu  dem  gefährlichen  Irrthum  führen  konnte,  als  be- 
gründe jede  Tradition  die  Verpflichtung  zur  Evictionsleislung?  Doch 
die  richtige  Ansicht  über  den  Sinn  der  justa  causa  bedarf  heutzu- 
tage und  wenigstens  hier  keiner  Begründung.  Dem  Verf.  hat  aber  sein 
Schwanken  den  Streich  gespielt,  dass  er  von  den  zwei  Hauplklassen 
der  bedingten  Traditionen  —  solchen ,  bei  denen  die  vorausgehende 
obligatio  bedingt  ist,  sie  selbst  also  nur  mittelbar  bedingt  sind, 
und  solchen,  bei  denen  sie  dies  unmittelbar  sind,  weil  nämlich 
keine  Obligation  auf  Tradition  existirte  —  dass  er  von  diesen  die 
zweite  Art  gar  nicht  berücksichtigt,  ja  nicht  einmal  erwähnt.  Und 
doch  scheint  uns,  dass  sie  gerade  ein  bevorzugtes  Recht  auf  Beach- 
tung gehabt  hätte,  denn  sie  ist  eine  Tradition  auf  eignen  Füssen  und 
aus  eigner  Machtvollkommenheit,  —  sie  ist  nichts  als  eine  bedingte 
Tradition,  während  ihre  Schwester  sich  nur  mit  dem  Abglanz  frem- 
der Herrlichkeit  brüstet,  mit  der  ihr  unterliegenden  Obligation  steht 
und  fällt.   Sie  würde  sich  aber  trotzdem  bescheiden,  wenn  der  Verf. 
sie  nur  erwähnt  und  nur  angegeben  hätte,  in  welchem  Verhältniss 
sie  zu  der  Schwester  stehe,  und  ob  alles,  was  von  letzterer  gelte, 
auch  auf  sie  anzuwenden  sei.   Ist  das  nicht  eine  Frage,  die  sich  der 
Beantwortung  lohnt,  und  wo  wird  man  sich  Raths  holen  wollen,  als 
bei  dem  Verf.?  Allein  die  verwünschte  justa  causa  hat  bewirkt,  dass 
die  zweitgeborne  Schwester  das  älterliche  Haus  allein  hat  usur- 
piren  können  und  von  dem  übermässigen  Raum,  der  ihr  zur  Dispo- 
sition gestellt  ist,  der  älteren  Schwester  auch  nicht  das 
Plätzchen,  nur  um  ihr  Haupt  hinzulegen,  eingeräumt  hat. 
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hier  dass  der  Fall,  den  er  forlan  allein  im  Auge  haben  werde,  von 
dem  verschieden  sei,  „wenn  die  justa  causa  z.  B.  der  Kauf  un- 
bedingt abgeschlossen,  also  perfekt  geworden,  die  darauffol- 
gende Uebergabe  der  Sache  aber  an  eine  Bedingung  geknüpft  sei,  z.B. 
bei  einem  dem  Kauf  beigefügten  pactum  reservati  doininii"  u.  s.  w. 

Doch  wir  folgen  dem  Verf.  in  seiner  Darstellung.  Nach  der 
ficwinnnng  seiner  „allgemeinen  Grundsätze 44  bemerkt  er  (S.II. f.), 
dass  „die  bedingte  traditio  dem  bloss  bedingt  gegebenen  auf  Eigcn- 
thumsübertrngung  gerichteten  Versprechen  hinsichtlich  der  reclitlicheu 
Wirkungen  im  Allgemeinen  gleichstehe,  dass  demnach  auch  die  von 
bloss  bedingten  Versprechungen  handelnden  Cieselzcsslellen  auf  be- 
dingte Traditionen  angewendet  werden  könnten,  und  desswegen  führe 
sein  Werk  auch  den  Doppcllitcl ;  denn  im  Verlauf  der  Untersuchung 
würden  sich  alle  wesentlichen  Puncle  aus  der  Lehre  von  den  Wir- 
kungen bedingter  Vertrüge  zur  Prüfung  und  genaueren  Erörterung 
darbieten.  Nur  ein  Unterschied  ergehe  sich  hier,  dass  nämlich  bei 
den  bedingten  Traditionen  noch  die  Thalsache  der  Ueberliefcrung  der 
Sache  hinzutrete  und  insofern  müsse  man  behaupten,  dass  sie  im  Ver- 
hältnis zu  den  sub  conditionc  geschehenen  Versprechungen  ein  plus 
enthielten."  Allein  die  bedingten  Traditionen  stehen  den  bedingten 
Versprechen  nicht  im  allgemeinen  gleich,  enthalten  nicht  ein  blosses 
plus,  sondern  sie  haben  gar  nichts  mit  ihnen  gemein  und  enthalten 
nichts  als  dieses  plus.  Der  Verf.  spricht  also  nicht  sowohl  von  be- 
dingten Traditionen,  als  von  bedingten  auf  Eigenlhumsübcr- 
tragung  gerichteten  Obligationen  und  den  Wirkungen  der 
in  Bezug  auf  sie  vorgenommenen  Traditionen.  Hatte  er  doch 
nur  beides  getrennt,  man  könnte  dann  das  plus  der  Tradition  kennen 
lernen,  allein  nach  seiner  Einrichtung  läuft  beides  durch  einander, 
und  man  muss  es  erst  an  den  zwölf  Stationen  des  Vcrfs.  aus  einander  - 
suchen. 

Schliesslich  berührt  er  die  Frage,  „ob  bei  der  traditio  Bedin- 
gungen ebenso  beigefügt  werden  könnten,  wie  bei  einem  auf  Ueber- 
tragung  des  Eigenlhums  gerichteten  Versprechen."  Was  soll  diese 
Frage  eigentlich?  Denkt  der  Verf.  dabei  an  eine  anf  keine  coneur- 
rirende  Obligation  sich  stutzende  Tradition?  Vermöge  seiner  Ansicht 
von  der  justa  causa  kann  er  dies  ja  nicht.  In  der  Thal  bat  er  es 
schwer  gemacht,  seinen  Sinn  hier  zu  treffen*  Der  Leser  entscheide 
selbst.  Der  Verf.  bejaht  jene  Frage  wegen  fr.  7.  de  reb.  cred.  (12. 
1.):  Omnia,  quae  inseri  stipulationibus  possunt,  cadem  possunt  etiam 
numerationi  pecuniae  et  ideo  et  condiliones,  und  fährt  dann  fori: 
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„Die  Beifügung  einer  Bedingung  kann  hier  (wo?)  nach  R.R.  in  einer 
doppelten  Weise  geschehen:  entweder  dadurch,  dass  bei  Uebcrgabe 
des  Gegenstandes  die  Bedingung  in  die  Form  einer  stipulatio  einge- 
kleidet oder  in  der  Art,  dass  bei  negotiis  bonae  ßdei  die  Hingabe 
einer  Sache  in  continenti  mit  einem  die  conditio  enthaltenden  pactum 
adjectum  verbunden  wird.  Hier  gewinnt  es  nun  (namentlich  in  dem 
Fall,  wenn  die  Bedingung  in  Form  einer  stipulatio  gefasst  ist)  den 
Anschein,  dass  die  Grundsätze  eines  doppelten  Vertrages  mit  einan- 
der coneurriren:  nämlich  die  des  Realvertrages,  welcher  durch  die 
Hingabe  der  Sache,  die  Leistung,  resy  begründet  wird;  und  die  des 
Verbalcontractes  der  stipulatio.  Darum  entsteht  die  Frage,  welche 
Grundsätze  in  unserm  Fall  überwiegen:  die  des  contractus  realis 
oder  verba/is?"  Die  Antwort  auf  diese  vage  Frage  lautet:  „Da  die 
justa  causa  die  wahre  juristische  Grundlage  für  die  traditio  bildet, 
die  justa  causa  aber  wieder  durch  die  beigefügte  Bedingung  genauer 
bestimmt  wird,  so  muss  das  ganze  rechtliche  Verhältniss  hinsichtlich 
seiner  Wirkungen  nach  der  Natur  der  beigefügten  Bedingung  sich 
richten,  und  insofern  werden  die  Grundsätze  der  bedingten  stipulatio 
oder  des  bedingten  pactum  adjectum  die  gewöhnlichen  Wirkungen  der 
reellen  Prästation,  der  Uebergabe,  modificiren  oder  beschränken." 
Jetzt  wird  man  es  wissen ! 

Dies  ist  nun  ein  getreues  Bild  der  Einleitung,  ja  fast  die  Ein- 
leitung selbst.  Ree.  hat  sie  nur  desshalb  so  ausführlich  mitgctheilt, 
um  den  Leser  in  Stand  zu  setzen,  ihn  zu  controlircn,  wenn  er  be- 
hauptet, dass  dieser  Unterbau  des  Werkes  ein  sehr  schwacher  ist, 
dass  letzteres  auf  thönernen  Füssen  steht.  Wenn  man  bedenkt,  dass 
gleich  nach  dieser  Einleitung  die  oben  geschilderte  Casuistik  der 
12  Fälle  beginnt,  dass  wir  jetzt  gleich  zu  den  „Wirkungen  der 
Suspensivbedingungen  bei  Traditionen  pendente  condilione"  geführt 
werden,  so  wird  man  gestehen,  dass  dies  zu  früh  ist,  dass  vorher 
noch  eine  festere  Basis  in  der  Einleitung  hätte  gelegt  werden  müssen. 
Wir  durften  verlangen,  dass  der  Verf.  hier  zunächst  den  Sinn  des 
Thema's  und  den  Umfang  desselben  genau  feststellte,  die  beiden  Ilaupt- 
fällc  bedingter  Traditionen  vorführte  und  die  einseitige  Hervorhebung 
der  mittelbar  bedingten  Traditionen  rechtfertigte,  vor  allem  aber  die 
nun  folgende  Systematik  begründete.  Ueber  letztere  sagt  er  kein 
Wort  weiter,  als  dass  er  seinen  Stoff  nach  den  und  den  Rubriken 
verlhcile,  und  es  scheint  ihm  hierbei  kaum  eingefallen  zu  sein,  dass 
•  ine  andere  und  lohnendere  Art  der  Betrachtung  möglich  war,  als 
seine  unglückliche  Casuistik.   Die  Einleitung  ist  in  der  That  um  eben 
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30  viel  so  kurz  und  ungenau,  als  die  Hauptabhandlung  zu  lang  und 
pedantisch  genau  ist.  Wenn  der  Verf.  sich  dort  der  Fragen  bewusst 
geworden  wfire,  wir  würden  hier  die  Antworten  finden,  die  wir  jetzt 
vermissen  oder  wenigstens  bei  ihrer  casuistischen  Dismembration  so  gut 

wie  vermissen.  An  keiner  Stelle  findet  man  z.  B.  die  Fragen  erschö- 
pfend beantwortet:  worin  besteht  das  oben  vom  Verf.  angedeutete /r/u« 
der  Tradition,  wodurch  unterscheidet  sich  hinsichtlich  der  rückwir- 
kenden Kraft  der  Eintritt  der  Suspensiv-  von  der  der  Resolutiv- 
Bedingung,  welche  Wirkungen  äussert  die  llinzufügung  einer  Bedin- 
gung überhaupt  auf  das  obligatorische  Verbiiltniss  der  Contrahentcn 
(wenn  der  Verf.  nämlich  diese  Seite,  wie  er  es  ja  thut,  einer  Be- 
trachtung unterwerfen  wollte),  welche  auf  das  dingliche  Verhältniss, 
und  ist  etwa  hier  der  allgemeine  Mechanismus  der  Zurückbezichung, 
wie  er  z.  B.  noch  bei  dem  postliminium  und  der fictio  legis  Corneliae 
Statt  findet,  verlassen.  Dieser  Mechanismus  ist  wenigstens  für  die 
dingliche  Seite  der  bedingten  Traditionen  das  wesentliche,  er  lässt 
sich  leicht  zusammenhangend  darstellen,  und  auf  Grundlage  eines 
reichen  Quellenmatcrials,  von  dem  wir  namentlich  den  Titel  de  cap- 
liuis  und  die  in  unsern  Quellen  an  andern  Stellen  zerstreut  vorkom- 
menden Anwendungen  des  postliminium  und  der  fictio  legis  Corneliae 
hervorheben.  Der  Verf.  hat  aber  nicht  bloss  diesen  letzten  Fundort 
nicht  benutzt,  was  wir  ihm  nicht  zum  Vorwurf  anrechnen  wollen,  son- 
dern, wie  überall  im  Buche,  die  einzelnen  Anwendungen  des  Prinzips 
zerstückelt,  und  bei  jeder  einzelnen  wiederholt  sich  dann  das  Prinzip. 
Es  wird  erst  noch  aus  einander  gesetzt  und  bewiesen,  was  sich  von 
selbst  versteht,  wenn  man  nur  die  einfache  Grundanschauung  der 
rückwirkenden  Kraft  sich  angeeignet  hat.  Es  ist  gewiss  ein  löbliches 
Werk,  aus  den  uns  im  römischen  Recht  gegebenen  Prinzipien  die 
noch  restirenden  Consequenzen  zu  ziehen  und  die  Prinzipien  so  nach 
allen  Seiten  hin  zu  verarbeiten,  allein  es  kömmt  doch  darauf  an,  ob 
sich  diese  Anwendung  nicht  am  Ende  von  selbst  versteht.  Für  solche 
An wendungsfälle,  in  denen  das  Prinzip  ohne  alle  Schwierigkeit,  ich 
möchte  sagen,  durch  blosse  Schablonenarbeit  sich  übertragen  lässt, 
braucht  doch  in  der  That  die  Theorie  nicht  erst  selbst  die  Anwen- 
dung zu  machen.  Diesen  MissgrifT  hat  aber  der  Verf.  sich  im  hohen 
Grade  zu  Schulden  kommen  lassen;  er  weicht  dem  Leser  nicht  von 
der  Seite  und  greift  ihm  stets  unter  die  Arme,  gleich 
sich  hätte,  das  noch  nicht  allein  laufen 

uns  jetzt  der  eigentlichen  Abhandlung  s, 
üuoen,  da  wir  die  Schwächen,  die  sie  im  allgemeinen  an  steh  tra*( 
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bereits  im  bisherigen  cbarakterisirt  haben,  uns  um  so  eher  nnr  auf 
eine  Kritik  einzelner  Ansichten  beschränken. 

Erste  Abtheilung.  Wirkungen  der  Suspensivbedingungen 
bei  Traditionen. 

I.  So  lange  die  Bedingung  noch  schwebt.  §.  1.  (im  allgemeinen). 
Dies  provisorische  VerhUltniss  habe  schon  gewisse  rechtliche  Folgen. 

„Die  bedingte  justa  causa  enthält  ein  gewisses  obligatorisches  Ver- 
hUltniss, vermöge  dessen  der  Wille  des  bedingt  Verpflichteten  bereits 
rechtsgültig  gebunden  ist,  so,  dass  er  vor  Entscheidung  über  Existenz 
oder  Nichtexistcnz  der  conditio  nicht  einseitig  zurücktreten  darf. 
Denn  schon  bei  bloss  bedingten  Versprechungen  erscheint  der  bedingt 
Berechtigte  bereits  als  wirklicher  creditor,  wie  sich  aus  /.  54.  deV,S. 
ergibt,  die  gegenüberstehende  Verbindlichkeit  besteht  darin,  dass 
der  Verpflichtete  dem  Gläubiger  den  Zustand  der  Hoffnung  nicht  ein- 
seitig stören,  die  künftige  Erfüllung  der  Bedingung  nicht  unmöglich 
machen  oder  erschweren  darf."  In  der  Note  fügt  der  Verf.  noch 
hinzu,  in  der  /.  54.  cit.i  Conditionales  creditores  dicuntur  //?,  qui~ 
bus  nondum  competit  actio ,  est  autem  competitura,  vel  qui  spem 
habent,  ut  competa /,  erkläre  Ulpian  den  bedingt  Berechtigten 
,,für  einen  creditor,  nicht  in  Beziehung  auf  den  Gegenstand  des 
noch  nicht  vollendeten  Obligationsvcrhältnisses,  sondern  nur  in  Be- 
ziehung auf  die  Hoffnung,  dass  jenes  Verhältniss  später  ein- 
treten werde,  er  habe  ein  Recht  auf  diese  Hoffnung,  oder 
darauf,  dass  deren  Realisirung  nicht  gestört  oder  vereitelt 
werde. u  Ree.  muss  gestehen,  dass  ihm  ein  solches  Recht  auf  eine 
flofTnung  sehr  problematisch  erscheint.  Das  Motiv  zur  Aufstellung 
eines  solchen  Rechts  ist  wohl  weniger  die  /.  54.  eil.  gewesen  —  denn 
sie  spricht  zwar  von  einer  Hoffnung,  allein  mit  keinem  Wort  von 
einem  Recht  auf  Hoffnung  —  als  das  Bestreben,  die  einzelnen  Wir- 
kungen solcher  bedingten  Forderungen  zu  erklären.  Der  Verf.  zählt 
dieselben  auf,  nämlich  das  Recht,  unter  Umständen  Caution  und  missio 
in  possessionem  zu  verlangen  und  ein  Pfandrecht  für  die  Forderung 
zu  bestellen,  so  wie  den  Rechtssalz:  Quotiens  per  cum,  cujus  interest 
conditionem  non  impleri  etc.  (i.  161.  de  R.J.).  Allein  bedarf  es  zu 
diesem  Zwecke  der  Annahme  einer  eignen  Obligation?  Es  gibt  manche 
andere  Rechtsverhältnisse,  wo  Jemand  einen  provisorischen  Schntz 
erhält,  ohne  dass  ihm  wirklich  das  zur  Ausübung  gebrachte  Recht 
zustände;  man  denke  an  das  interdictum  de  cloacis,  das  Rechtsmittel 
ex  lege  u/t.  Cod.  de  Edicto  D.  Ifadr.  toll.  Eine  Sichcrstellung  zu- 
künftiger Rcdite  kann  durch  die  Umstände  geboten  werden,  und  der- 
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jenige,  welcher  in  der  Lage  ist,  eine  solche  verlangen  zu  können, 
lieber!  damit  ein  zukünftiges  Recht,  aber  nicht  ein  gegenwär- 
tiges Hecht  auf  Hoffnung.  Dem  nasciturus  wird  sein  demnäch- 
stigcs  Erbrecht  gesichert,  es  werden  mit  Rücksicht  auf  seine  physi- 
sche Entwicklung  die  gegen  die  Mutter  verhängten  Leibesstrafen 
suspendirt,  allein  wer  möchte  dies  technisch  dadurch  erklären,  dass 
der  nasciturus  ein  Recht  auf  die  Hoffnung,  geboren  zu  werden, 
habe.  Auch  die  bedingte  Forderung  ist  eine  nusvitura,  welche  in 
einigen  Beziehungen  pro  jam  natu  habetur,  und  es  ist  dies  möglich, 
ohne  dass  man  darum  dieser  Forderung  selbst  eine  andere,  schwächere 
subslituircn  müsslc.  Und  betr  achten  wir  das  Objekt  dieser  Forderung. 
Es  soll  die  Hoffnung  sein ;  der  bedingt  Verpflichtete  soll  nichts  gegen 
das  Leben  des  Embryo  vornehmen,  sonst  soll  es  perinde  haberi,  ac 
it  conditio  impieta  fuisset.  Allein  müssen  wir,  um  letzteren  EiTekt 
zu  erklären,  eine  Obligation  auf  Unterlassung  aller  störenden  Ein- 
wirkungen annehmen?  Ich  sehe  keinen  zwingenden  Grund  dafür. 
Mir  scheint  dahei  ein  wichtiger  Unterschied  übersehen  zu  sein,  den 
man  überhaupt  nicht  selten  ausser  Acht  gelassen  hat.  Eine  Leistung 
der  einen  Person  an  die  andere  —  bestehe  sie  in  einem  positiven 
Thun  oder  Unterlassen  —  lässt  sich,  wie  durch  Privatconvention,  so 
auch  durch  gesetzliche  Vorschrift  auf  doppeltem  Wege  erreichen, 
nämlich  zunächst  auf  direktem,  durch  Begründung  einer  Obligation. 
Dann  aber  auch  auf  indirektem,  nämlich  dadurch,  dass  die  Vornahme 
jener  Leistung  gewisse  Vortheile,  die  Unterlassung  derselben  gewisse 
Nachtheile  nach  sich  zieht.  Bei  Privatconventionen  wird  man  diese 
indirekte  Sicherung  so  leicht  nicht  mit  der  direkten  verwechseln,  es 
wird  keinem  einfallen,  gegen  einen  Erben,  der  unter  der  Bedingung, 
dem  A.  100  zu  zahlen,  zum  Erben  eingesetzt  ist,  dem  J.  eine  Klage 
zu  geben,  oder  bei  dem  blossen  Versprechen  einer  Convcnlionalpön 
eine  Klage  auf  Vornahme  der  dadurch  indirekt  erzwungenen  Leistung. 
Allein  bei  den  Fällen  eines  gesetzlichen  indirekten  Zwanges  liegt 
die  Gefahr  zur  Verwechslung  viel  näher,  und  es  Hessen  sich  manche 
Beispiele  dafür  aus  unserer  Literatur  aufführen.  So  ist  z.  B.  das  Recht 
des  Besitzers  im  Vindikationsprozess,  den  Ersatz  der  Impensen  zu 
verlangen,  keine  persönliche  Forderung;  es  ist  nicht  in  ob/igatione, 
sed  in  retentione  tantum,  d.  Ii.  die  Zahlung  der  Impensen  ist  die 
Voraussetzung  des  klägerischen  Sieges.  Wie  nun  in  diesem  Bei- 
spiel der  Gesetzgeber  eine  Leistung  des  einen  an  den  andern  indirekt 
dadurch  erzwingt,  dass  er  einen  Vortheil  von  derselben  abhängig 
macht,  so  thut  er  dies  bei  den  bedingten  Forderungen  ähnlich,  da- 
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durch  nämlich,  dass  er  dem  fieri,  quominus  conditio  impleatur  von 
Seiten  des  bedingt  Verpflichteten  den  Nachlhcil  droht:  perinde  /iaberi1 
ac  si  conditio  implcla  esset.  Der  bedingt  Verpflichtete  ist  jetzt  da- 
bei interessirt,  die  Handlung  nicht  vorzunehmen,  allein  sollen  wir, 

da  die  römischen  Juristen  vernünftigerweise  diesen  bloss  indirekten 
oder  moralischen  Antrieb  nirgends  als  juristische  Zwangspflicht  be- 
zeichnen, hier  letztere  hineintragen?  Dann  ist  dasselbe  in  allen  an- 
dern Fällen  des  indirekten  Zwanges  erlaubt,  und  davor  wird  wohl  ein 
jeder  zurückschrecken.  Wir  sind  also  nicht  gezwungen,  mit  dem 
Verf.  das  seltsame  Hecht  auf  Hoffnung  und  die  Verpflichtung,  „die 
Realisirung  der  Hoffnung  nicht  zu  stören",  anzunehmen.  Ob  nun  der 
Inhalt  der  fraglichen  Obligation  etwa  darin  bestehen  kann,  dass  „der 
bedingt  Verpflichtete  nicht  einseilig*  vor  Eintritt  der  Bedingung  zu- 
rücktreten darf",  erledigt  sich  mit  einem  Wort:  er  kann  nicht. 
Die  juristische  Unmöglichkeit,  etwas  gegen  einen  andern  vorzuneh- 
men, begründet  ja  noch  keine  Obligation,  sonst  könnte  man  auch 
sagen:  eine  zur  Anfechtung  des  Testaments  nicht  berechtigte  Person 
darf  dies  nicht  thun;  sie  kann  es  vielmehr  nicht. 

Wir  haben  jetzt  noch  eine  Wirkung  zu  betrachten,  die  der  Verf. 
den  bedingten  Traditionen  beilegt  und  als  einen  Ausfluss  seiner 
Hoffnungsobligation  betrachtet,  nümlich  die,  „dass  der  Empfänger 
die  übergebene  Sache  so  lange  ungestört  behalten  darf,  bis  die  Ent- 
scheidung über  den  Erfolg  der  Bedingung  eingetreten  ist."  Wir 
haben  es  hier  also  nicht  mehr  mit  den  bedingten  Obligationen,  son- 
dern den  bedingten  Traditionen  zu  thun.  Jener  Satz  selbst  ist  nun 
unstreitig  richtig  und  vom  Verf.  mit  Recht  gegen  eine  abweichende 
Ansicht  von  Meyerfcld,  der  hier  nur  eine  precaria  possessio  sta- 
tuirt,  in  Schutz  genommen.  Wenn  aber  der  Verf.  selbst  hier  als 
„Ausnahme"  den  Fall  hervorhebt,  „wenn  die  unter  einer  Suspensiv- 
bedingung tradirto  Sache  ausdrücklich  oder  stillschweigend  nur  auf 
Widerruf  übergeben  worden  ist*',  wie  z.  B.  bei  der  mortis  causa  do' 
natio,  so  hätte  ihn  der  dieser  vermeintlichen  „Ausnahme"  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  schon  von  selbst  auf  den  richtigen  Gesichtspunkt  leiten 
können,  nämlich  auf  den,  dass  wir  es  hier  mit  einer  reinen  quaestio 
facti  zu  thun  haben.  Der  Wille  der  Parlhcien  ist  hier  das  entschei- 
dende Prinzip  ;  der  Ausnahmsfall  des  Verfs.  entspricht  also  der  Regel. 
W  enn  nun  aber  die  Absicht  der  Partheien  in  concreto  zweifelhaft 
ist,  und  wir  keinen  Anhaltspunkt  weiter  habeu,  als  die  blosse  Tra- 
dition, wie  dann?  Es  kömmt  auf  eine  Interpretation  dieses  Aktes  an, 
und  mit  Hecht  haben  die  röm.  Juristen  in  demselben  den  Willen  der 
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Pariheien  ausgedrückt  gefunden,  dass  der  Trade nt  auf  den  ihm  pe?i- 
denle  conditione  zustehenden  Besitz  zn  Gunsten  des  Empfängers 
verzichte,   denselben  also  auch  nicht  einseitig  widerrufen  könne. 
Auf  Grund  dieses  Willens  nun  würde  der  Empfänger,  wenn  der  Tra- 
de nt  dennoch  vor  ausgemachter  Sache  vindiciren  wollte,  eine  ex- 
ceptio  doli  fundiren  können,  allein  dadurch  wird  das  bedingte  eon- 
traktliche  Verhältniss  zwischen  beiden  Thcilen  nicht  altcrirt,  es  bleibt, 
was  es  ist,  und  das  einzige  plus  dieses  Falles  vor  bloss  bedingten 
Forderungen  besieht  darin,  dass  der  Besitz  als  solcher  in  Gemäss- 
heit  des  beiderseitigen  Willens  dem  gelassen  werden  soll,  dem  er 
überlassen  ist;  dass  der  andere  Theil  bis  zur  Entscheidung  der  Sache 
die  rei  vindicatio  nicht  anstellen  darf,  eben  weil  er  darauf  verzichtet 
hat.    Jenen  Schulz  des  Besitzes*  leitet  der  Empfanger  also  nicht  so- 
wohl von  seiner  ursprünglichen  bedingten  Forderung  ab,  sondern  von 
der  davon  unabhängigen  Einräumung  des  Besitzes;    auch  ohne  ein 
coneurrirendes  obligatorisches  Verhältniss  würden  wir  hier  eine  exc, 
doli  gegen  den  vor  der  Zeit  vindicirenden  Eigenthümer  geben.  Das 
Resultat  ist  also :  bei  einer  bedingten  Forderung  findet  pendente  con- 
ditione noch  kein  obligatorisches  Verhältniss  Statt;  wird  aber  schon 
vorher  tradirt,  so  wird,  weil  hier  ohne  Bedingung  der  Besitz  über- 
tragen wird,  diese  Besitzübertragung  gegen  eine  indirekte  Anfech- 
tung oder  Entkräftung  derselben  vermittelst  der  rei  vindicatio  gegen 
den  Eigenthümer  aufrecht  erhalten. 

Der  Verf.  stellt  am  Schluss  des  §.  1.  dasselbe  Prinzip,  das  er 
in  Beziehung  auf  den  Empfänger  begründet  zu  haben  glaubt,  begreif- 
licherweise auch  für  den  Traden ten  auf.  Da  „der  nämliche  Charakter 
der  Ungewissheit  oder  des  Provisorischen  sich  über  das  ganze  Rechts- 
verhällniss  verbreitet,  so  darf  er  auch  keine  Dispositionen  über  die 
Sache  treffen,  wodurch  die  Rechte  des  Empfängers  beeinträchtigt 
werden  konnten,  sowie  aber  auch  die  Lasten  noch  nicht  definitiv 
ihm  auferlegt  sind,  sondern  Alles  erst  durch  den  künftigen  Erfolg 
der  Suspensivbedingung  seine  dauernde  Gestaltung  gewinnt. "  Er 
darf  es  nichl?  Welches  Mittel  hat  denn  sein  Gegner,  um  dieses 
Nicht- Dürfen  praktisch  zu  realisiren?  Gar  keins,  und  das  ist  auch 
ganz  in  der  Ordnung.  Der  Eigenthümer  darf  und  kann  Verfügungen 
treffen,  welche  er  Lust  hat,  und  sie  haben  dinglichen  EfTekt,  eben 
weil  er  noch  Eigenthümer  ist  und  keinem  Menschen  verpflichtet.  Tritt 
die  Bedingung  ein,  so  zeigt  sich  jetzt,  dass  er,  wenn  er  bereits  be- 
dingt tradirt  hatte,  keine  dinglich  wirksamen  Verfügungen  t reden 
konnte,  und  hatte  er  noch  nichl  tradirt,  dass  er  sie  nicht  Ireffen 
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durfte.  Allein  gegenwärtig  ist  er  noch  zu  nichts  verpflichtet,  wenn 
er  gleich  wohl  daran  thut,  sich  mit  Rücksicht  auf  den  möglichen 
Eintritt  der  Bedingung  die  Hände  nicht  zu  hinden.  In  der  That  liegt 
hier  die  Sache  so  sehr  auf  llacher  Hand,  dass  mau  kaum  hcgrcifl, 
wie  der  Verf.  seiner  Idee  von  einer  bereits  pendentc.  condilione 
existirenden  Obligation  zu  Liebe  sie  hat  verkennen  können. 

Er  wendet  sich  nun  in  den  folgenden  §§.  (2  -10.)  zu  der  Durch- 
führung seiner  Idee  im  einzelnen.  Nachdem  wir  letzlere,  wie  wir 
glauben,  widerlegt  haben,  bedarf  es  nur  der  näheren  Betrachtung 
der  einzelnen  Punkte,  die  nicht  mit  jener  Grundidee  stehen  und 
fallen.  No.  A.  führt  uns  die  Wirkungen  zu  Gunsten  des  Empfängers 
der  tradirten  Sache  vor,  und  zwar  unter  dein  Gesichtspunkt,  dass 
letzlerer,  „so  lange  die  Suspensivbedingung  ohschweht,  von  der 
übergebenen  Sache  weder  Vorlheile  noch  Nachlheile  habe.'4  A.  Keine 
Vorlheile  [1.  hinsichtlich  der  Hauptsache  (§.2-),  2-  hinsichtlich  der 
Nebensache  (§.3.)].  Der  §.  2.  bietet  uns  wieder  Slolf  zu  neuen  Be- 
denken. Dass  der  Empfänger  während  der  Pendenz  nicht  das  Eigen- 
thum erhält  («),  wird  gewiss  ein  jeder  eben  so  bereitwillig  zugeben, 
wie  sich  wundern,  dass  der  Empfänger,  wenn  die  Sache  eine  fremde 
ist,  sie  aus  dem  Grunde  nicht  soll  usueapiren  können  (b),  „weil  die 
Ersitzung,  als  eine  Erwerbsart  des  Eigeuthums,  ein  bestimmtes  Rechts* 
vcrhaltniss  zur  Sache,  ein  di  ngli  ches  (!  )  voraussetzt.4'  Die  Lsu- 
capion  findet  vielmehr  nicht  Statt,  weil  auch,  wenn  die  tradirle  Sache 
dem  Tradenlen  gehört  hätte,  kein  Eigeuthum  übertragen  werden 
sollte  oder,  mit  dem  Kunstausdruck  bezeichnet,  weil  es  am  titulus 
fehlte.  Will  der  Verf.  dies  unter  dem  Ausdruck  ,, dinglich 44  ver- 
stehen,  so  ist  dies  doch,  mildest  gesagt,  eine  Engehörigkeit.  Viel- 
leicht hat  er  mit  jenem  Ausdruck  den  Besitz,  [der  nach  seiner  gleich 
zu  erörternden  Ansieht  hier  nicht  übergehen  soll],  gemeint;  ob  mit 
mehr  Recht,  wird  der  Leser  sieh  selbst  sagen.  So  zweifellos  nun 
der  vom  Verf.  aufgestellte  Satz  in  unsern  Quellen  anerkannt  ist,  so 
lässl  letzterer  sich  doch  durch  einige  Stellen  zur  Statuirung  einer 
Ausnahme  verleiten,  die  in  der  Thal  gar  nicht  vorhanden  ist.  Es 
sind  dies  die  /.  67.  de  jur.  dot.  (23.  3.)  (Procains),  L  1.  §.  2.  pro 
dote  (41.  9.)  (Uiptan.)  und  Fragm.  Vat.  §.  III.  (Paulus).  In  der 
ersten  Stelle  wird  ausgeführt,  dass  eine  usucapio  pro  dote  da,  wo 
wegen  der  Unfreiheit  der  Frau  keine  Ehe  vorhanden  sei,  nicht  Statt 
finde;  in  den  beiden  andern  Stellen,  dass  sie  auch  bei  einer  gültigen 
vor  Eingehung  derselben  beginne.    Allein  in  allen  Stell 
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suo  zugelassen.  Der  Verf.  lässt  sich  nun  durch  diese  Stellen  zu 
der  seltsamen  Frage  verleiten:  „ob  die  usucapio  pro  suo,  welche 
bei  Dotalsachen  vor  Eintritt  der  Suspensivbedingung  ( der  Ein- 
gehung der  Ehe)  gestattet  wird,  auch  bei  den  übrigen  Ersitzungs- 
titeln  angenommen  werden  kann,  oder  ob  die  angeführten  Bestim- 
mungen der  Quellen  nur  als  eine  Ausnahme  in  favorem  dolis  zu  be- 
trachten sind.1'  Er  nimmt  hier  also  eine  Usucapion  vor  Eintritt  der 
Suspensivbedingung  an,  was  für  ihn  eine  um  so  grössere  Abnormität 
sein  muss,  als  er  unter  ///.  c.  den  Salz  aufstellt,  dass  vor  Eintritt 
der  Bedingung  nicht  Besitz,  sondern  bloss  Delenlion  übergehe.  Er 
hat  in  der  Thal  diu  Stellen  merkwürdig  missvcrslanden ,  wie  sich 
leicht  zeigen  lässt.  Gesetzt  ich  sebliesse  mit  dem./,  folgenden  Con- 
trakt:  dem  . /.  soll  hiermit  meine  Sache  für  100  Thlr.  verkauft  sein 
und  sie  soll  sofort  tradirl  werden;  würde  aber  der  A\  vor  ihm  ster- 
ben, so  soll  sie  ihm  geschenkt  sein.  Hier  haben  wir  zwei  Verträge, 
einen  Kaufcontrakt  unlcr  einer  Rcsolutiv-  und  einen  Schenkungsver- 
trag unter  einer  Suspensivbedingung.  Tradire  ich  nun  die  Sache  vor 
Eintritt  der  Bedingung,  so  geht  das  Eigcnlhum  über;  war  die  Sache 
eine  fremde,  so  us  u  cap  i  r t  A* pro  emlore,  denn  aus  einem  unter  einer 
Resolutivbedingung  geschlossenen  Vertrage  beginnt  die  Usucapion 
gleich  mit  der  Tradition.  Um  hier  nun  im  Sinne  des  Verfs.  zu  irren, 
könnte  man,  wenn  man  den  Kaufcontrakt  übersähe  und  bloss  an  den 
Schenkungsvcrlrag  dächte,  sich  wundern,  wie  hier  „vor  Eintritt  der 
Suspensivbedingung  eine  Usucapion  gestattet  würde."  So  macht 
er  es  nämlich  mit  der  Entscheidung  jener  Stellen.  Der  Fall  ist 
der.  Eine  Braut  übergibt  vor  Eingehung  der  Ehe  ihrem  Bräutigam 
eine  Sache  in  dolem  und  zwar  will  sie  sofort  Eigenthum  übertragen. 
Hat  sie  letzteres,  so  bekommt  es  der  Mann  sofort,  aber  die  dos  ent- 
steht erst  mit  Eingehung  der  Ehe,  d.  b.  w  ir  haben  hier  1)  eine  Eigen- 
thumsüberlragung  unter  der  Resolutivbedingung:  si  nuptiae  non  sc- 
quantur.  2)  unter  der  entgegengesetzten  Suspensivbedingung:  si 
nupliae  sequantur  soll  die  Sache  zur  dos  werden.  Wenn  nun  die 
Frau  nicht  Eigcnihümerin  war,  so  kann  der  Mann  vor  der  Ehe  na- 
türlich nicht  pro  dote  (No.  2.)  usucapiren,  wohl  abcr/?ro  suo  (No.  1.). 
Das  und  nicht  mehr  wollen  jene  Stellen,  und  ich  glaube,  wir  w  ürden 
auch  ohne  sie  zu  demselben  Resultat  gelangen. 

Die  auffallendste  Ansicht,  die  der  Verf.  in  diesem  §.  aufstellt, 
bringt  uns  lit.  c:  „Der  Empfänger  erhält  auch  keinen  juristi- 
schen oder  Interdiktsbesitz  an  derselben."  So  wenig  wir  dieser 
Ansicht  das  Prädikat  der  Neuheit  versagen  können,  so  wenig  möch- 
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ten  wir  den  Verf.  doch  am  diese  civilistische  Entdeckung  beneiden, 
ja  statt  dessen  lieber  fragen,  wie  ein  Mann  von  seiner  juristischen 
Bildung  eine  solche  Behauptung  wagen  konnte,  die  doch  einer  ver- 
nünftigen Betrachtung  des  Sachverhältnisses  ebenso  sehr  zuwider- 
läuft, als  dem  römischen  Recht.    Wenn  wir  das  Sachverhältniss  un- 
befangen betrachten,  werden  wir  gestehen  müssen,  dass  wenn  Je- 
mand, der  unter  einer  Bedingung  zur  Eigentliunisübcrlragung  ver- 
pflichtet ist,  sich  bereitwillig  finden  Iässt,  die  Sache  vor  dem  Eintritt 
derselben  zu  tradiren,  es  gaffz  von  seinem  Willen  abhängt,  ob  er 
die  blosse  Detention  oder  den  juristischen  Besitz  übertragen  will. 
Wir  haben  es  hier  also  zunächst  mit  einer  quaestio  facti  zu  thun. 
Allein  da  die  Absicht  des  Tradenlen  in  concreto  zweifelhaft  sein 
kann,  so  ist  es  zweckmässig,  gesetzlich  eine  Präsumtion  aufzustellen, 
die  natürlich  im  einzelnen  Fall  durch  den  Beweis  der  entgegenge- 
setzten Absicht  entkräftet  werden  kann.   Man  wird  kaum  zweifelhaft 
sein,  ob  man  sich  für  den  Besitz  oder  die  Detention  entscheiden  soll, 
wenn  man  nämlich  bedenkt,  dass  erstens  bei  jeder  andern  Tradition, 
bei  der  ein  solcher  Zweifel  entstehen  könnte,  der  Bcsilzübcrgang 
eine  überwiegende  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat,  indem  er  der 
natürlichen  Erscheinung  des  Akts  mehr  entspricht,  ja  man  darf  sa- 
gen der  natürlichere,  reguläre  ist,  die  Reduction  desselben  aber  auf 
blosse  Detention  nur  da  eintritt,  wo  das  unterliegende  Obligations- 
verhältniss  den  s.  g.  animus  domini  ausschliesst,  zweitens,  dass  wenn 
sich  diese  allgemeine  Präsumtion  für  den  Besitz  auch  nicht  aufstel- 
len  lässt,  sie  doch   da  gewiss  zuzulassen   ist.  wo  das  unterlie- 
gende  (wenn  auch  noch  bedingte)  Obligalionsverhältniss  auf  Prästi- 
rung  des  rem  habere  Heere,  also  auf  Ueberlragung  des  juristischen 
Besitzes  gerichtet  ist.    Man  wende  nicht  dagegen  ein,  dass  wir  bei 
einer  solchen  Argumentation  ebenso  gut  den  durch  die  Tradition  be- 
zweckten Eigenthumsübergang  präsumiren  könnten.    Denn  abgesehen 
davon,  dass  man  den  Eigenthumsübergang  gegenüber  dem  blossen 
Akte  der  Tradition  als  ein  an  sich  in  demselben  nicht  liegendes 
plus  bezeichnen  könnte,  wie  den  Ucbergang  der  blossen  Delention 
als  ein  minus,  welches  dem  natürlichen  Gehalt  der  Tradition  nicht 
congruent  ist,  mithin  die  Präsumtion  ebenso  sehr  gegen  beide,  als 
für  den  üebergang  des  Besitzes,  als  die  congruenten  Wirkungen 
der  Tradition  streiten  würde,  so  wird  man  den  entscheidenden  Ein- 
fluss  der  Erwägung  nicht  verkennen,  dass  der  Besitz  unbeschadet 
des  obligatorischen  Verhältnisses  beider  Theile  übergehen  kann,  dem* 
selben  gegenüber  ein  reines  adiaphoron  ist,  nicht  aber  so  das  Eigen- 
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thuni;  denn,  um  den  Uebergang  des  letzteren  zu  prUsumiren,  müsste  man 
sich  zu  der  aus  der  Luft  gegriirenen  Annahme  verstehen:  die  Pariheien 
hätten  durch  eine  Aenderung  in  dem  faktischen  Verhältnis*  zur  Sa- 
che den  juristischen  Gehalt  ihres  obligatorischen  Verhältnis- 
ses ändern,  das  bedingte  Geschäft  zu  einem  unbedingten  machen  wollen. 

Diese  Ansicht  nun,  dass,  wenn  in  concreto  kein  entgegenste- 
hender Wille  nachweisbar  ist,  bei  einer  Tradition  von  Seiten  dessen, 
der  unter  einer  Suspensivbedingung  zur  Eigcnthumsüberlraguog  ver- 
pflichtet ist,  der  Uebergang  des  juristischen  Besitzes  angenommen 
werden  muss,  ist  auch,  wie  sich  nicht  anders  erwarten  lässt, 
die  des  römischen  Rechts.  Auch  wenn  keine  Stelle  sie  aus- 
drücklich ausspräche,  die  Natur  des  Verhältnisses  sie  nicht  unter- 
stützte, würden  uns  doch  manche  Spuren  auf  den  richtigen  Weg  lei- 
ten. So  z.  B.  der  Grund,  aus  dem  die  röm.  Juristen  die  Usucapion 
pendente  conditione  ausschliessen.  Was  hätte  näher  gelegen,  als 
zu  sagen:  usu  non  capit,  quia  non  possidet?  Dies  thun  sie  aber 
nirgends,  vielmehr  heisst  es:  quia  nulla  dos  est  u.  s.  w.,  d.  h.  sie  > 
rekurriren  auf  den  Mangel  des  Justus  titulus.  Wie  verkehrt,  sich 
zu  dem  sekundären,  oder  ich  möchte  sagen,  zweitgeborenen  Requisit 
der  Usucapion  zu  flüchten,  wenn  nicht  einmal  das  erste,  gröbste^  Re- 
quisit des  Besitzes  vorhanden  ist.  Das  hiesse  durch  die  zweite  Etage 
in  ein  Haus  steigen  oder  ein  Haus  anstatt  vom  Fundament  vom  Dach 
zu  bauen  anfangen.  Ein  anderer  Grund  !  Wenn  der  Empfänger 
nur  die  Detenlion  bekömmt,  der  Tradent  den  juristischen  Besitz  be- 
hält, so  würde  letzterer,  wenn  nach  dem  Ausfall  der  Bedingung  der 
Empfänger  die  Rückgabe  der  Sache  verweigert,  dieselbe  nicht  durch 
die  rei  vindicatio  zu  bewirken  haben,  sondern  entweder  als  Besitzer 
sie  ohne  Klage  zu  erzwingen  haben  oder,  wenn  dieser  Versuch  vom 
Gegner  mit  Gewalt  zurückgeschlagen  wäre,  zu  den  possessorischen 
Interdikten  greifen  können.  Allein  was  thun  die  römischen  Juri- 
sten? Sie  geben  nur  die  rei  vindicatio  und  der  Verf.  Iheilt  dies  in 
§.  21.  mit,  ohne  daran  Ansloss  zu  nehmen,  ohne  sich  der  Conse- 
quenzen  seiner  eignen  Ansicht  bewusst  zu  werden. 

Zu  den  bisherigen  Gründen*)  kommen  nun  noch  klare,  direkte  Acus- 
serungen  römischer  Juristen,  von  denen  wir  die  von  Paulus  herrüh- 
rende und  vom  Verf.  selbst  wenige  Seilen  zuvor  zu  einem  andern 
Zweck  wenigstens  theilweise  benutzte  in  Fat.  fragm.  §.  Iii.  hervor- 
heben, in  der  der  Schlusssatz  lautet:  cum  vero  aestimatae  dantur, 
quoniam  ex  empto   in eipiunt  possideri  ante  nuptias  sicut 

*)  Ein  anderer  ganz  schlagender  folgt  unten  bei  der  Kritik  des  §.  12. 
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pendenle   venditione,    non   prius   usus    capto    sequi  potest, 
quam  nupliis  secutis;  dann  die  /.  38.  §.  1.  de  aeq.  poss.  (41.  2.), 
die  seltsamer  Weise  vom  Verfasser  für  seine  Ansicht  benutzt  wird. 
Wie  dies  möglich,   ist  uns  freilich  ein  Problem;  wir  wollen  die 
ganze  Deduclion  dem  Leser  wörtlich  vor  Augen  führen,  möge  er 
entscheiden,  ob  sie  noch  einer  Widerlegung  bedarf.    „Wenn  der 
Tradent,  sagt  der  Verf.  S.  36.,  bei  Überlieferung  der  Sache  den 
Uebergang  des  Eigenthums  an  die  Existenz  der  Bedingung  ge- 
knöpft bat,  so  ist  damit  bestimmt  genug  sein  Wille  dahin  ausgespro- 
chen, dass  er  sich  nur  dann  der  possessio  (!!)  zu  cnlUusscrn  beab- 
sichtigt, wenn  die  conditio  eingetreten  ist,  und  dass  er  den  juri- 
stischen Besitz  nur  conditione  existente  auf  den  Empfän- 
ger zu  übertragen  gesonnen  ist,  wodurch  eben  für  den  Letzteren 
alsdann  das  Eigenlhum  an  der  Sache  entsteht.«    In  der  Thal  ein 
Musterstück  einer  schlüssigen  Argumentation  !     Zur  Unterstützung 
derselben  müssen  sich  noch  der  arme  Ulpian  und  Julian  gebrauchen 
lassen.    „Darum,  heisst  es  unmittelbar  darauf,  kann  hier  wohl  theil- 
weise  eine  Stelle  von  Ulpianus  zur  Anwendung  gebracht  werden,  ob 
gl  eich  dieselbe  eigentlich  von  einem  andern  Falle  handelt  (!): 
/.  34.  pr.  i.  /.  de  acq.  poss.  (41.  2.)  verb:  Sed  non  puto  erran- 
tem  acquirere:  ergo  nec  amittet  possessionem,  qui  quodammodo  sub 
conditione  recessit  de  possessione ;  nur  mit  dem  Unterschied, 
dass  man  in  unserm  Fall  von  dem  Tradenten  ganz  bestimmt  sagen 
muss:  sub  conditione  recessit  de  possessione." 

Machen  wir  hier  zunächst  wieder  einen  Halt,  um  uns  von  dem 
überwältigenden  Eindruck  dieses  Satzes  zu  erholen.    Ulpian  spricht 
in  jener  Stelle  nicht  von  der  Uebertragung  des  Eigenthums,  sondern  von 
der  des  Besitzes.    Wenn  der,  den  ich  beauftragt  habe,  von  dem  bis 
jetzt  in  meinem  Besitz  befindlichen  Grundstück  persönlich  Besitz  zu 
ergreifen,  dieses  Grundstück  mit  einem  andern  verwechselt,  so  er- 
wirbt er  nicht  den  Besitz  daran,  selbst  wenn  er  dasselbe  betreten 
sollte,  quia  non  puto  errantem  acquirere;  ich  verliere  also  meinen 
Besitz  nicht,  weil  ich  ihn  ja  nicht  sofort  aufgeben  wollte,  sondern 
nur,  wenn  er  ihn  erwürbe. 

Das  ist  unsere  Stelle.  Für  den  Verf.  lässt  sie  sich  vortrefflich 
benutzen,  man  muss  die  Interpretation  nur  mit  milderem  Heizen  und 
menschenfreundlicherer  Gesinnung  ansehen,  als  wir  Bomanisten  sonst 
wohl  zu  thun  pflegen.  Die  Worte:  nec  amittet  possessionem,  qiu 
(quodammodo  ist  ein  elendes  Wort,  das  herausgeworfen  wird,;  sub 
conditione  recessit  de  possessione  sind  ganz  schlagend,  und  es  wäre 
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eine  Engherzigkeit,  diese  glückliche  Eintracht  zwischen  dem  Herrn 
Verf.  und  Ulpian  durch  die  Bemerkung  stören  zu  wollen,  dass  letz- 
terer von  einem  ganz,  ganz  anderem  Fall  spricht;  das  ist  doch  nicht 
die  Schuld  des  Verfs.  Sollten  pedantische  Interpreten  sich  noch  nicht 
durch  dieses  Bündniss  einschüchtern  lassen,  so  mögen  sie  vor  dem 
andern  Bundesgenossen,  den  der  Verf.  jetzt  anrücken  lüsst,  nur 
gleich  das  Feld  räumen.     „Ungleich  wichtiger,  fuhrt  er  fort,  ist 
noch  für  die  Bestätigung  unserer  Ansicht  das  bekannte  fr.  38.  §.  1. 
de  acq.  poss.  (Julianus.)   Si  quis  possessionem  fundi  ita  tradiderit, 
ut  ita  demum  cedere  ea  dicat,  si  ipsius  fundus  esset:  non  videtur 
possessio  tradita ,  si  fundus  alienus  sit.    Hoc  amplius  existimandum 
est,  possessiones  suh  conditione  tradi  possc,  sieul  res  sub  conditione 
traduntur  ncque  aliter  aeeipientis  fiunt,  quam  conditio  exstiterit. 
Der  arme  Julian!  würde  einer  von  jenen  Pedanten  sagen,  er  hat  sich 
wohl  nicht  träumen  lassen,  dass  er  im  Jahre  des  Herrn  1839.  einen 
seiner  modernen  Mitromanisten  durch  diese  Stelle  aus  grosser  Noth 
reissen  würde.    Vielleicht  hätte  er  sie  dann  mit  Rücksicht  darauf 
etwas  anders  eingerichtet,  hätte  dann  anstatt  zu  sagen:  „wer  es 
will,  kann  den  Besitz  seiner  Sache  unter  einer  Bedingung  übertra- 
gen,4* gesagt:  „derjenige,  der  bedingt  zur  Uebertragung  des  Eigen- 
thums verpflichtet  ist,  kann  vor  Eintritt  der  Bedingung  nicht  un- 
bedingt den  Besitz  übertragen."    Da  es  nicht  Schuld  des  Verfs. 
ist,  dass  Julian  dies  versäumt  hat,  so  kann  man  es  ihm  nicht  verar- 
gen, wenn  er  im  ganzen  Gefühl  der  Siegesgcwissheit  jene  Stelle  mit 
folgendem  Epiloge  begleitet:  ,, Diese  Stelle  spricht  direct  für 
uns;  sie  sagt  nicht  allein,  dass  überhaupt  die  possessio  unter  einer 
Suspensivbedingung  tradirt   werden  kann,  sondern  sie  stellt  auch 
diese  bedingte  traditio  der  bedingten  Uebergabe  der  Sache  gleich 
und  bestimmt  noch  insbesondere,  dass  Besitz  wie  Eigenthum  erst  mit 
Eintritt  der  Bedingung  auf  den  Empfänger  der  Sache  übergehen. 
Deutlicher  kann  sich  nun  wohl  keine  Stelle  für  die  hier 
ausgesprochene  Behauptung  entscheiden!'1     Ree.  hält  für 
nöthig  zu  bemerken,  dass  dieser  letzte  Satz  und  das  eindringliche 
Ausrufungszeichen  nicht  von  ihm,  sondern  von  dem  Verf.  herrüh- 
ren, dass  er  aber  sich  geneigt  finden  lassen  würde,  beide  mit  der- 
selben Freiheit  sich  anzueignen,  wie  dies  der  Verf.  hinsichtlich  der 
Sätze  Ulpians  und  Julians  thut  d.  h.  also  mit  dem  kleinen  Unter- 
schiede, dass  er  hier  eigentlich  etwas  anders  damit  sagen  wollte,  als 
der  Verf.  \  er  würde  dann  mit  derselben  Leichtigkeit  wie  Ulpian 
und  Julian  als  Consenticnl  angeführt  werden  können. 
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Nach  der  langen  Rast,  die  wir  bis  jetzt  bei  den  ersten  §§.  ge- 
macht haben,  sind  wir  um  so  eher  gezwungen,  bei  den  folgenden 
unsern  Lauf  zu  beeilen.  Der  §.  2.  brachte  uns  die  Hauptsachen, 
der  §.  3.  führt  uns  jetzt  die  Nebensachen  vor.  Bekömmt  der  Em- 
pfänger das  Eigenthom  an  den  Früchten?  Auch  diese  Frage  hat 
wieder  den  Sinn:  was  ist  in  dubio  anzunehmen,  wenn  weiter  kein 
Anhaltspunkt  zur  Beantwortung  vorhanden  ist,  als  das  einfache  Fac- 
tum der  Tradition  von  Seiten  des  bedingt  Verpflichteten,  ohne  weitere 
Erklärung  über  diese  Frage.  Der  Verf.  spricht  dem  Empfanger  das 
Eigcnthura  an  den  Früchten  ab  und  beruft  sich  dafür  auf  /.  8.  pr.  de 
peric.  et  com.  (18.  6.)>  in  der  aber  die  betreffenden  Worte:  et  fruc- 
tus  medii  temporis  venditoris  simt  von  dem  Fall  des  Untergangs  der 
Sache  während  der  Pendenz  der  Bedingung  zu  verstehen  sind,  wie 
aus  dem  Zusammenhang  der  Stelle  deutlich  erhellt  und  vom  Verf.  an 
einem  andern  Ort  selbst  eingeschärft  wird.  Hingegen  sngt  /.  4.  pr.  de  in 
diem  add.  (18.  2.)  mit  dürren  Worten:  ubi  aulern  condilionalis  ven- 
ditio  est,  negat  Pomponius  usucapere  eum  posse,  nec  fruetus  ad 
cum  pcrtinere>  Das  Bedenken  Mcyerfeld's,  als  ob  eine  Uebertra- 
gung  des  Besitzes  ohne  das  Recht  des  Fruchtgenusses  keinen  Sinn 
habe,  räumt  der  Verf.  durch  die  Bemerkung  aus  dem  Wege,  dass 
doch  in  andern  Fällen  z.  B,  heim pignus  bloss  Besitz  übertragen  werde 
und  dies  auch  zu  dem  beabsichtigten  Zwecke  genügen  könne. 

Die  folgenden  §§.  führen  unter  B.  den  Satz  aus,  „dass  der  Em- 
pfänger auch  keine  Nachtheile  von  der  Detention  der  Sache  haben 
könne«4,  [1.  er  habe  nicht  das  periculum  rei  zu  tragen;  §.  4.:  nicht 
das  periculum  inlcritus],  n\ 
In  diesen  §§•  ist  nun  nicht  sowohl  von  bedingten  Traditionen, 
als  bedingten  auf  Eigenthumsüberlragung  gerichteten  Obligationen 
die  Rede;  jene  haben  kein  plus  vor  diesen  voraus.  Dies  gilt  nun 
zunächst  vom  periculum  interilus,  hinsichtlich  dessen,  wie  der  Verf. 
selbst  bemerkt  (S.  49.),  die  Tradition  keinen  Unterschied  bewirkt. 
Der  Satz  nun,  dass  der  Käufer  bei  einem  bedingten  Kauf  nicht  das 
periculum  trage,  ist  unzweifelhaft  [/.  10.  5.  de  jure  dot.  (23.  3.) 
c.  5.  C.  de  per.  et  com.  (4.  48.)].  Derselbe  wird  und  mit  Recht 
nicht  als  eine  Singularität  des  Kaufes  betrachtet. 

Wenn  aber  dieser  Satz  sowohl  für  zweiseitige,  als  einseitige 
Schäfte,  z.  B.  Schenkung,  Legate,  Stipulationen  gilt,  so 
doch  leicht  zu  Missverständnissen  Aulass  geben,  wenn 

>eide  Fälle  die  Fassung  gibt:  „der  bedingt  Verpflich- 
ibc  p  ende  nie  conditione  das  periculum  zu  tragen",  denn  bei 
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einem  einseitigen  Geschäft  z.  B.  einem  bedingten  Schenkungsver- 
sprechen wird,  was  der  Verf.  dagegen  auch  bemerken  mag,  ja  der 
casus  weniger  dem  Promittenten,  als  dem  Acceptanten  fühlbar. 

Der  Verf.  flicht  nun  bei  Gelegenheit  der  einseitigen  Geschäfte 
eine  lange  Untersuchung  ein  (S.  57 —  75.),  die  gar  nicht  hierher  ge- 
hört. Es  fragt  sich  nämlich,  ob  die  /.  4  pr.  u.  /.  11.  pr.  de  reb. 
cred.  (12.  1.)  dem  Prinzip,  dass  wenn  die  Sache  vor  Eintritt  der 
Bedingung  untergeht,  gar  keine  Obligation  zur  Entstehung  kommen 
könne,  widerspreche.  Jene  Stellen  sind  bekannt;  sie  besprechen  die 
Fälle  wenn  J  um  ein  mutuum  angegangen,  dem  B  in  dessen  Inter- 
esse eine  Sache  zum  Verkauf  gegeben,  damit  derselbe  den  Erlös  als 
mutuum  behalte;  oder  wenn  A  hei  dem  B  in  dessen  Interesse  eine 
Summe  deponirt  hat,  damit  derselbe,  wenn  er  zu  irgend  einem  Zweck 
späterhin  Geld  nöthig  habe,  sich  derselben  bediene.  In  beiden  Fäl- 
len soll  nun  das  praparalive  Geschäft  (die  Hingabe  der  Sache  zum 
Verkauf  und  das  Depositum  des  Geldes)  unter  gewissen  Vorausse- 
tzungen auf  das  periculum  der  Empfänger  gehen.  Beziehen  sich 
diese  Stellen  auf  unsere  Frage?  Nein,  denn  das  periculum  trifft  den 
Empfänger  nicht  wegen  eines  bedingt  geschlossenen  mutuum,  son- 
dern wegen  des  unbedingt  geschlossenen  Vorcontraktes ;  ja  in  dem 
einen  Fall,  wo  eine  Sache  übergeben  ward,  kein  Geld,  ist  noch  gar 
kein  mutuum,  nicht  einmal  bedingter  Weise  geschlossen  wor- 
den, weil  dies  unmöglich  war,  indem  das  mutuum  als  Reale ontrakt 
zur  Zeit  seiner  (bedingten  oder  unbedingten  Abschliessung)  eine  res, 
nämlich  Geld  voraussetzt.  Der  Verf.  bemerkt  nun  selbst,  dass  hier 
zwei  Geschäfte  vorliegen;  wie  er  aber  trotzdem  sich  auf  die  Unter- 
suchung einlassen  kann:  unter  welchen  Voraussetzungen  den  Em- 
pfänger [bei  jenem  präparativen  Vertrag]  das  periculum  treffe; 
wie  er  ferner  das  Resultat  seiner  Untersuchung  auf  S.  68.  folgender- 
maassen  zusammenfassen  kann:  „Die  Vorschriften  des  fr.  4.  pr.  und 
11.  pr.  cit.  enthalten  eine  Ausnahme  von  der  Haflverbindlichkeit 
für  das  periculum  rei  bei  dem  Darlehn  sowohl,  als  bei  den  ein- 
seitigen Obligationen  überhaupt,"  —  das  ist  eine  Frage,  die 
Ree.  sich  nicht  beantworten  kann. 

Er  beginnt  seine  Untersuchung  gleich  wieder  mit  einem  andern 
Verschen,  indem  er  nämlich  in  der  /.  34.  pr.  mandati  (17.  1.)  eine 
Bestätigung  der  Behauptung  finden  will,  dass  erst  mit  dem  unbeding- 
ten Abschluss  des  mutuum  das  periculum  der  Geldstücke  auf  den 
Empfänger  übergehe.  So  wenig  diese  Behauptung  Widerspruch  fin- 
den wird,  so  verkehrt  ist  es,  sich  auf  jene  Stelle  zu  berufen,  in  der 
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Afrikan  in  dem  beiläufig  entschiedenen  Fall  (verb.  his  argumentum 
esse)  gerade  die  Existenz  eines  mu'tuum  aussen  liesst,  dennoch 
aber  das  periculum  der  GeldstUcke  auf  den  Empfänger  übertrügt. 
Eum,  sagt  er,  qui  cum  mutuam  pecuniam  dare  vellet,  argentum  ven- 
dendum  dedissety  nihilo  magis  (d.  h.  non>  während  der  Verf.  es 
als  nihilo  minus  versteht:)  pecuniam  creditam  rede  petiturum,  et 
tarnen  (d.  h.  trotzdem  dass  hier  nach  Afrika  ns  strenger  Ansicht 
kein  mutuum  angenommen  werden  kann)  pecuniam  ex  argento  re- 
dactam  periculo  ejus  fore>  qui  acerpisset  argentum.  Die  folgende 
Untersuchung  können  wir  als  eine  völlig  willkührlich  eingeschobene 
nicht  weiter  berücksichtigen,  nur  so  viel  bemerken  wir,  dass  der 
Verf.  auf  S.  65.  u.  06.  als  Voraussetzungen  des  den  Empfänger  tref- 
fenden periculum  drei  angibt,  die  sich  aber  unserer  Ansicht  nach 
auf  zwei  reduziren  Hessen,  nümlich  „1)  der  Empfänger  der  zum  Ver- 
kauf übergebenen  Sache  müsse  zuerst  um  das  Geben  eines  Darlehns 
gebeten  haben,  2)  der  Tradent  durch  diese  Bitte  zur  Eingehung  des 
Rechtsgeschäfts  bewogen  worden  sein,  3)  letzteres  vorzugsweise 
oder  allein  den  Vorthcil  des  Empfängers  bewecken." 

Der  §.  5.  S.  75  —  80.  bringt  uns  die  Frage,  welche  Parlhci  in 
bedingten  Obligatioiisverhällnissen  pendente  conditionc  das  pericu- 
lum detcrioralionis  zu  tragen  habe.  Diese  Frage  hat  [in  der  Thal 
gar  keinen  Sinn,  denn  welchen  j  u  ris  t  isch  e  n  Eiuiluss  übt  pendente 
conditionc  die  blosse  Dcterioration  auf  das  Obligationsverhült- 
niss  aus!  Der  Verf.  hätte  sie  entweder  gar  nicht  aufwerfen  sollen, 
denn  kein  verständiger  Mann  würde  eine  solche  Frage  an  ihn 
richten,  oder  er  hätte  sie  mit  weuig  Worten  beseitigen  sollen.  Der 
eine  Satz  auf  S.  78.:  „Die  Frage:  wer  für  das  per.  deter.  einzuste- 
hen hat,  so  lange  die  Bedingung  noch  obschwebt,  kann  gar  nicht  be- 
stimmt beantwortet  werden,  weil  diese  Antwort  ja  nach  Verschieden- 
heit des  Erfolgs  der  Bedingung  verschieden  ausfallen  müsse",  würde 
statt  der  5  Seiten  genügt  haben.  Auf  eine  solche  quaestio  Domiiiana 
hätte  der  Verf.  lieber  eine  responsio  Cclsina  als  Scllina  ertheilen 

Dasselbe  gilt  vom  §.  6  :  „  Der  Empfänger  hat  pendente  condi- 
tionc die  Verwendungen  auf  die  Sache  nicht  zu  bestreiten.'4  Aber- 
mals 5  Seiten  über  eine  Behauptung,  die  sich  ganz  von  selbst  versieht. 

Eb  enso  vom  §.  7.    »Der  Empfänger  braucht  bei  zweiseitigen 
Obligationen  vor  Erfüllung  der  Bedingung  keine  Gegenleistung  zu 
1    Wer  konnte  auf  die  entgegengesetzte 
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Verpflichtung  zur  vorläufigen  Ucbergabe  des  Gegenstandes  der 
Gegenleistung  annehmen  könne",  als  einen  völlig  absurden  nicht 
erst  aufzuwerfen  und  abzuweisen. 

Die  in  §.  8.  erörterte  Frage:  , ,  für  welchen  Grad  von 
culpa  der  Tradent  und  besonders  der  Empfänger  der  unter  einer 
Suspensivbedingung  übergebenen  Sache  pendente  condilione  ein- 
zustehen habe,"  scheint  uns  gleichfalls  überflüssig,  denn  wir  se- 
hen nicht  ein,  wie  eine  richterliche  Erörterung  dieser  Frage  wäh- 
rend der  Pendenz  der  Bedingung  möglich  sein  sollte;  und  was 
soll  es,  an  diesem  Ort  schon  die  demuächstige  Gestaltung  dieses  Ver- 
hältnisses zu  erörtern,  da  dieselbe  gerade  nach  dem  Ausfall  der  Ent- 
scheidung verschieden  sein  wird,  indem  z.  B.  eine  culposc  Handlung 
des  Empfängers  keine  rechtlichen  Folgen  hat,  wenn  die  Bedingung 
eintritt.  Der  Verf.  ist  daher  genöthigt,  diese  Eventualitäten  hinein- 
zuziehen und  verpflichtet  für  den  Fall,  dass  die  Bedingung  eingetre- 
ten ist,  1)  den  Tradenlen  rückwärts  zu  dem  Grade  der  culpa,  der 
für  das  unterliegende  obligatorische  Verhältniss  eintritt.  Wie  hier 
aber  von  Seiten  des  Tradcntcn,  der  die  Sache  gar  nicht  mehr 
inne  hat,  eine  andere  als  uegative  Verpflichtung,  die  der  Verf.  auch 
für  die  regelmässige  ansieht,  möglich  sein  soll,  wie  der  Tradent  „den 
höchsten  Grad  von  Fleiss  prästiren'4  kann,  sieht  Itcc.  nicht  ein.  2)  „Für 
welchen  Grad  der  culpa  haftet  rückwärts  der  Empfänger  (wenn  die 
Bedingung  deficirt  ist)?  Dies  richte  sich  nach  dem  einzelnen  Ge- 
schäft, nur  müsse  „bei  dem  Empfänger  der  Kreis  seiner  Verpflich- 
tung weiter  gezogen  werden,  als  bei  dem  Tradenlen,  weil  er,  da  die 
Sache  sich  in  seinen  Händen  befinde,  nicht  bloss  negativ  zur  Unter- 
lassung schädlicher  Handlungen,  soudern  auch  positiv  zur  Vornahme 
solcher  Handlungen  verpflichtet  sei,  welche  die  Sache  im  gehörigen 
Stande  erhalten.  Seine  Verbindlichkeit  werde  darum,  sobald  er  al- 
lein oder  zugleich  mit  dem  Tradenten  Vortheile  aus  der  Ucbergabe 
der  Sache  ziehe,  sowohl  die  diligentia  ;ils  custodia  umfassen."  Für 
diesen  Satz  beruft  der  Verf.  sich  auf  Stellen,  die  von  dem  in  §.  4. 
erwähnten  Fall  sprechen,  dass  das  eine  Geschäft,  welches  die  Ueber- 
tragung  des  Besitzes  vermittelt,  unbedingt,  das  andere,  welches  sich 
auf  die  Eigenthumsübertragung  bezieht,  bedingt  geschlossen  ist.  Die 
Anwendbarkeit  dieser  Stellen  setzte  mithin  voraus,  dass  der  Verf. 
sich  darüber  erklärt  hätte:  ob  man  bei  allen  bedingten  Traditionen 
die  physische  Hingabe  der  Sache  als  die  causa  einer  unbedingten 
auf  RückÜbertragung  gerichteten  Obligation  betrachten  und  sie  von 
dem  bedingten  Hauptgeschäft  unterscheiden  solle  oder  nur  ein  Obli- 
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gationsverhällniss,  nämlich  letzteres  annehmen  solle.  Es  ist  hier 
eine  passende  Gelegenheit  die  gänzliche  Ausserachtlassung  dieser, 
wir  können  sagen,  Cardinal  frage  zu  rügen.  Selbst  die  blosse  Auf- 
werfung dieser  Frage  wäre  schon  von  vorteilhaftem  Einfluss  gewe- 
sen, sie  würde  den  Verf.  gegen  das  unglückliche  Schwanken  und 
Herumtragen  zwischen  den  beiden  Gliedern  dieser  Alternative  ge- 
schützt haben.  Um  nur  ein  Beispiel  davon  anzuführen,  so  wendet 
der  Verf.  in  diesem  §.  die  bei  den  Innominatverträgen  geltenden 
Grundsätze  über  culpa  an,  deren  Anwendung  also  auf  seiner  Seite 
voraussetzt,  dass  er  die  Uebertragung  des  Besitzes  oder  der  Deten- 
tion ante  conditionem  existentem  als  einen  coneurrirenden  unbeding- 
ten Innominatcontrakt  betrachtet,  hingegen  in  §.  21.  u.  22.  weiss  er 
deficiente  conditione  dem  Tradenten  keine  andere  Klage  auf  Resti- 
tution der  Sache  und  der  Accessionen  zu  geben,  als  die  rei  vindica- 
tio oder  eiue  persönliche  Klage  aus  der  etwa  interponirten  Caution! 
Wenn  keine  Caution  interponirt  war  —  und  dies  wird  wohl  der  re- 
gelmässige Fall  sein,  —  so  inuss  also  der  Tradent  sein  Eigenlhum  be- 
weisen! Und  gesetzt  der  Verf.  wollte  auch  die  Publiciana  gestatten, 
die  er  nicht  einmal  nennt,  wie  unzureichend  ist  dieser  Schulz  !  Man 
nehme  nur  den  Fall,  dass  der  Tradent  kein  bonae  ßdei  possessor 
war.  Wenn  er  in  seiner  Noth  sich  au  den  Autor  der  ,, bedingten 
Traditionen'1  —  also  an  die  präsumtiv  reichhaltigste  Quelle  —  wen- 
den und  sich  hier  Raths  erholen  wollte,  so  würde  ihm  aus  allen  290 
Seilen  unseres  Werkes  kein  Hoflnungsstern  leuchten;  unwiederbring- 
lich ist  er  um  seine  Sache  geprellt!  Sollte  ihn  aber  nicht  schon  das 
blosse  Gefühl  auf  die  richtige  Ansicht  leiten?  Würde  nicht  schon 
der  Laie  unter  der  Hülle  des  juristisch  nicht  zur  Existenz  gekomme- 
nen Hauptgeschäfts  die  sekundäre  Obligation  auf  Zurückgabe  der 
Sache  durchschimmern  sehen,  wenn  er  gleich  nicht  mit  dem  Verf. 
wissen  könnte,  dass  die  Römer  im  Fall  eines  Innorainatcontraktcs 
eine  Klage  geben,  welche  die  act.  praescriptis  verbis  heisst?  Wenn 
nun  der  Verf.  hier  eine  fühlbare  Lücke  lässt  und  uns  blos  auf  die 
rei  vindicatio  verweist,  so  passt  in  der  Thal  auch  manches  von  dem, 
was  er  uns  wirklich  gibt,  nicht  zu  diesem  Rechtsmittel.  Mit  wel- 
chem Fug  und  Recht  will  uns  der  Verf.  die  aufgestellten  Grundsäizc 
über  culpa  und  fruetus  in  die  Theorie  der  rei  vindicatio,  die  darüber 
ja  ihre  bestimmt  ausgebildeten  Grundsätze  hat,  hineiuschwärzen  ? 
Bei  dieser  Klage  kennen  wir  nur  einen  bonae  und  malae  fidei  possessor ; 
jeder  steht  unter  eigentümlichen  Grundsätzen,  wie  soll  nun  unser 
Empfänger  betrachtet  werden?    /iut,  aut  kann  man  sagen,  tertium 
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von  dalur,  denn  dass  die  rei  vindicatio  aus  lauter  Gefälligkeit  gegen 
die  Theorie  des  Verfs.  sich  soweit  aecomodiren  sollte,  die  für  sie  un- 
verdaulichen Grundsätze  über  die  culpa  und  fruetus  bei  Innoiuinat- 
verträgen  hinunter  zu  schlucken,  scheint  mir  doch  ein  zu  arges  An- 
sinnen ! 

Da  wir  nun  den  §.  9.  ( welche  Wirkungen  treten  ein, 
«venu  der  traditio  einer  Sache  eine  physisch,  juristisch  oder  mora- 
lisch unmögliche  Bedingung  beigefügt  worden  ist?)  bereits  früher 
beleuchtet  haben,  mit  diesem  §.  sich  aber  unser  erstes  Pensum  unter 
No.  J.  (Wirkungen  für  den  Empfänger)  schliesst,  so  können  wir  uns 
nur  mit  dem  Bedauern  von  diesem  Abschnitt  trennen,  dass  der  Verf. 
in  demselben  bei  aller  seiner  Weitläuftigkeit  doch  den  cardo  rei  völ- 
lig ausser  Acht  gelassen  hat,  nämlich  den,  dass  die  Tradition  pen- 
dente  conditione  suspensiva  des  Haupteontraktes  eine  eigne,  gleich- 
falls bedingte  Obligation  auf  Rückgabe  der  Sache  begründet  und  zwar 
in  exklusiver  Weise,  so  dass  die  durch  Eintritt  der  Bedingung  rück- 
wärts begründete  Existenz  des  Hauptgeschäfts  jenes  Nebengeschäft 
.  rückwärts  vernichtet,  umgekehrt  aber  seine  Existenz  die  durch  De- 
ficienz  der  Bedingung  begründete  Nichlexistenz  des  Hauptgeschäfts 
voraussetzt.  Mittelst  dieses  Gesichtspunktes  erledigen  sich  auf  ein- 
fache Weise  «Ile  Fragen,  die  im  Fall  der  Deficienz  der  Bedingung 
vernünftigerweise  zur  Sprache  gebracht  werden  können  und  die  der 
Verf.  .von  seinem  Standpunkt  aus  und  in  seinem  casuislischen  Um- 
herirren befriedigend  uicht  lösen  kann.  Sie  beantworten  sich  alle 
nach  der  Theorie  der  Klage,  die  hier  gegeben  werden  muss,  der 
act.  praescriptis  verbis. 

B.  Wirkungen  der  schwebenden  Suspensivbedingung  für  den 
Tradenlen.  §.  10.  (S.  95 — 100.)  Die  meisten  sind  schon  aus  ISo.  A. 
zu  entnehmen;  denn  der  Trade nt  hat  überall  da  Pflichten,  wo  der 
Empfänger  Rechte,  und  überall  Rechte,  wo  letzterer  Pflichten 
hat.  Der  Verf.  nebt  hier  noeh  folgende  hervor:  1)  Die  Verpflichtung 
des  Tradenten  ,  den  Erfolg  der  Bedingung  nicht  zu  erschweren  oder 
zu  vereiteln,  führe  auf  den  Satz:  quotiens  per  eum  etc.  (Darüber 
s.  oben.)  2)  Der  Tradcnt  sei  „insoweit  in  seinem  Verhältniss  zur 
Sache  beschränkt,  dass  er  keinerlei  dauernde  Verfügungen  über  die 
Sache  treffen  solle,  wodurch,  wenn  die  Bedingung  künftig  eintrete, 
das  Recht  des  Empfängers  auf  irgend  eine  Art  geschmälert  oder  gar 
entzogen  werden  dürfte."  Allein  von  einem  „soll"  ist  pendente 
conditione  nirgends  die  Rede;  erst  wenn  die  Bedingung  eingetre- 
ten, ist  rückwärts  auf  Seiten  des  bedingt  Berechtigten  entweder  ein 


Digitized  by  Google 


Ree.  von  Hrn.  Professor  Dr.  Jhering  zu  Rostock.  893 


blosses  Forderungsrecht  oder  Eigenthum  begründet;  in  jenem  Fall 
durfte,  in  diesem  Fall  konnte  der  Tradent  keine  dinglich  wirksamen 
Verfügungen  über  die  Sache  treffen.  Man  muss  daher  nicht  dem 
„Verf.  im  Text",  sondern  dem  „Verf  in  der  Note"  (S.  97.  Note  2.) 
folgen,  worin  es  heisst:  „Die  Gesetze  warnen  ihn  wenigstens 
(was  denn  noch  mehr?)  vor  solchen  Verfügungen,  weil  dieselben  im 
Fall  der  existirenden  Bedingung  rückwärts  ungültig  sind/'  Weitere 
Wirkungen  zählt  der  §.  nicht  auf. 

II.  „Wirkungen  der  Suspensivbedingungen  bei  Traditionen, 
wenn  die  Bedingung  eingetreten  ist"  (S.  100  — 168.). 

In  §.11.  wirft  der  Verf.  die  Frage  auf,  warum  die  Römer  dem 
Eintritt  der  Bedingung  eine  rückwirkende  Kraft  beigelegt  hätten,  und 
zwar  „scheint  dem  Verf.  theils  das  Bestreben  nach  scharfer  Distinc- 
tion  verschiedener  Kechtsinslitutc  in  Verbindung  mit  der  Consequenz, 
theils  die  Rücksicht  auf  den  vermuthlichen  Willen  der  Parteien  die 
gedachte  Vorschrift  des  röm.  Rechts  veranlasst  zu  haben."  Was  den 
ersten  Grund  anbetrifft,  so  lässt  der  Verf.  die  Bedingungen  dadurch 
zur  rückwirkenden  Kraft  kommen,  dass  dieselbe  bei  dem  dies  nicht 
Statt  fand,  ein  Unterschied  beider  aber  in  der  Natur  der  Sache  lag. 
„Bei  der  conditio  war  ihrer  Natur  nach  mit  Notwendigkeit  das 
Princip  gegeben,  dass  die  anfängliche  Ungewissheit  in  einen  gewissen 
und  dauernden  Zustand  übergehe.  Sollte  nun  dieses  Princip  im  Ge- 
gensatz vom  dies  streng  festgehalten  und  durchgeführt  werden,  so 
zeigte  sich  wohl  zunächst  bei  dem  Deficiren  der  Bedingung,  dass, 
wenn  die  Voraussetzung,  auf  welche  das  ganze  Rechtsvcrhältniss  von 
Anfang  an  gebaut  war,  wegfiel,  damit  auch  das  Rechtsverhältniss 
selbst  von  Anfang  an  zusammenfallen  musste;  und  so  kam  man  denn 
zu  der  Bestimmung,  dass  das  Ganze  rückwärts  als  nicht  geschehen 
betrachtet  wurde.  War  aber  einmal  diess  sanetionirt,  so  forderte 
auch  die  Consequenz,  dass  bei  der  Existenz  der  Suspensivbedingung, 
weil  hier  gleichmassig  die  vorläufige  Ungewissheit  in 
einen  gewissen  und  dauernden  Zustand  Ubergeht,  ebenfalls 
der  letztere  die  erstere  und  zwar  von  Anfang  an,  in  allen  rechtlichen 
Wirkungen  bestimmen  müsse."  Diese  Vermuthung  hat  allerdings 
etwas  plausibles,  Ree.  kann  sie  jedoch  nicht  für  befriedigend  halten, 
er  glaubt  vielmehr  unsern  Satz  aus  einer  der  älteren  römischen 
Rechtsanschauungen  begründen  zu  können  und  wird  in  einer  im  näch- 
sten Jahre  erscheinenden  Schrift  diesen  Versuch  am  passenden  Ort 
mittheilen. 
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A.  Folgen  zumVorlbeil  des  Empfängers.  1)  in  Beziebung  auf 
die  tradirte  Hauptsache.  §.12.:  a)  „er  wird  von  nun  an  so  betrach- 
tet, als  wenn  er  gleich  von  Anfang  Eigenthümer  derselben  gewesen 
wäre.1*  Der  Verf.  nimmt  diesen  Satz  mit  Recht  gegen  die  völlig 
unhaltbaren  Einwendungen  Schweppe's  in  Schutz  und  benutzt  zum 
Beweise  namentlich  /.  8.  de  reb.cred.  (12.1.)  und  /.  13.  de  rcb.  dub. 
(34.  5.).  So  richtig  nun  dieser  Satz  ist  und  so  unzweifelhaft  er  uns 
auch  im  römischen  Recht  anerkannt  zu  sein  scheint,  so  ist  er  doch 
vom  Standpunkt  des  Verfs.  aus  eine  juristische  Unmöglichkeit,  ein 
Unding.  Nämlich  darüber  sind  wir  alle  einig,  dass  dem  Eigenthums- 
übergange  die  Tradition  vorausgehen  müsse;  ohne  es  zu  wissen,  ver- 
stösst  aber  der  Verf.  gegen  diesen  Satz.  Nach  seiner  Ansicht  näm- 
lich geht  durch  Uebergabe  der  Sache  pendente  conditione  bloss  die 
Detention  über,  und  erst  mit  Eintritt  der  Bedingung  „wird  derEigen- 
thumsübergang  im  Geiste  des  röm.  Rechts  durch  eine  traditio  brevi 
manu  vermittelt.'1  Entweder  muss  nun  die  Tradition  rückwirkende 
Kraft  haben  oder  sie  bat  es  nicht.  In  letzlerm  Fall  kann  natürlich 
der  Eigenthumserwerb  in  keinen  frühern  Zeitpunkt  fallen,  als  der 
Besitzerwerb,  d.  h.  also  nicht  vor  Eintritt  der  Bedingung.  Die  er- 
stere  Annahme  scheint  uns  aber  juristisch  unhaltbar.  Denn  res  facti 
iure  civili  i/ifirmari  non  potest  (Li,  §.4.  de  poss.J  d.  b.  durch  eine 
juristische  Ficlion  wird  der  Besitz  als  eine  reine  res  facti  weder 
genommen  noch  gegeben.  Dem  Empfänger  fehlte  es  zur  Zeit  der 
Ucbcrlieferung  der  Sache  nacV  des  Verfs.  Ansicht  am  animus  possi- 
dendi,  er  hatte  keinen  Besitz,  mithin  bekömmt  er  ihn  auch  nicht 
rückwärts.  Für  diejenigen,  für  welche  dieses  Argument  ohne  posi- 
tives Zcugniss  keine  überzeugende  Kraft  haben  sollte,  führen  wir 
eine  unzweifelhafte  Anwendung  jenes  Satzes  auf  den  Besitz  aus  den 
Quellen  an.  Das  jus  postliminii  hat  dieselbe  rückwirkende  Kraft,  als 
der  Eintritt  der  Suspensivbedingung,  und  wenn  man  dieselbe  auch  auf 
den  Besitz  anwenden  zu  dürfen  geglaubt  hätte,  so  hätte  man  dies  in  dem 
Fall  der  Rückkehr  eines  captivus  um  so  eher  thun  müssen,  als  letz- 
terer bereits  den  Besitz  früher  hatte,  die  Römer  aber  bekanntlich 
bei  dem  retinere  eines  Rechts  milder  sind,  als  bei  dem  acquirere. 
Allein  mit  klaren  Worten  heisst  es  in  /.  12.  §.2.  de  capt.  (49.  15.): 
facti  autem  causae  infactae  nulla  constitutione  fieri  possunt;  ideo 
corum,  quae  usucapiebat  per  semet  ipsum  possidens,  inlerrumpitur 
usucapio,  quia  certum  est,  cum  possidere  desiisse,  1. 1 9.  ex  quib.  c.  maj. 
(4.6.):  possessio  plurinium  facti  habet,  causa  vero  facti  non  con- 
tinetur  postliminio.  I,  11.  de  usuep.  (41.  3.):  neque  servus,  nvqur 
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per  servum  dominus,  qui  apud  hoslcs  est,  possidel.  Wir  führen 
letztere  Stelle  namentlich  desswegen  an,  um  zu  zeigen,  dass  es  hier 
von  keinem  Gewicht  ist,  oh  der  captivus  selbst  die  Sache  früher  cor- 
poralücr  inne  hatte  oder  ein  anderer  in  seinem  Namen  detinirte; 
dass  uns  also  hinsichtlich  unserer  Frage  nicht  der  Einwurf  gemacht 
werden  kann,  der  Empfänger  habe  doch  bereits  pendente  conditionc 
dclinirt,  es  habe  bloss  das  juristische  Element  des  Besitzes,  der 
onimus t  gefehlt,  und  dieser  könne  rückwirkend  ergänzt  werden. 
Nach  der  /.  1 1.  eil.  ist  völliger  Nichtbcsilz  und  Detention  eines  An- 
dern auf  meinem  Namen  gleich  wirkungslos,  auch  das  juristische 
Element  des  Besitzes  (Fähigkeit  zum  Besitz  d.  h.  Freiheit)  wird 
darum  durch  die  Fiction  des  postlhninium  nicht  rückwirkend  ersetzt, 
weil  der  Besitz  in  seiner  Composilion  aus  den  zwei  Elementen  cor- 
pus und  aiiimus,  [also  nicht  bloss  nach  der  einen  Seite  des  corpus 
hin]  eine  res  facti  ist.  Die  bisherige  Dcduction  hat  also  gezeigt, 
dass  wenn  pendente  conditione  nach  der  Ansicht  des  Vcrfs.  durch 
Tradition  nur  die  Detention  übergehen  soll,  dieses  Verhaltniss  nicht 
rückwärts  sich  in  Besitz  verwandeln  kann,  weil  dem  Empfänger  nicht 
rückwärts  der  animus  possidendi  angedichtet  werden  kann,  den  er 
nach  Ansicht  des  Vcrfs.  vorher  nicht  gehabt  haben  soll.  Wenn 
nun  nach  dieser  Ansicht  der  Besitz  erst  im  Augenblick  des  Eintritts 
der  Bedingung  entstehen  kann,  so  kann  es  auch  das  Eigenthum  erst 
jetzt,  weil  letzteres  juristisch  vom  Besitz  abhängt,  mithin  seine 
Existenz  vor  der  des  Besitzes  nicht  gedacht  werden  kann.  Daraus 
folgt  denn  wieder  die  bereits  oben  nachgewiesene  Unrichtigkeit  der 
Ansicht,  dass  pendente  conditione  bloss  die  Detention  übergehe. 
Wo  sie  dies  nach  dem  Willen  der  Partheien  soll,  kann  der 
spätere  Eintritt  der  Bedingung  nicht  rückwärts  Besitz  und 
Eigenthum  begründen.  Weil  nun  in  unsern  Quellen  die 
Entstehung  des  Eigenthums  zurückdatirt  wird,  und  zwar 
ohne  dass  dabei  eine  besondere  Willenserklärung  von  Sei- 
ten der  Partheien  verlangt  wird,  so  folgt,  dass  die  Römer 
auch  ohne  eine  solche  Erklärung  in  der  Uebergabe  der 
Sache  pendente  conditione  eine  Ueberlicferung  des  Be- 
sitzes, nicht  der  Detention  erblicken. 

Der  §.  13.  ist  der  Beseitigung  der  bekannten  /.  9.  §.  i.  de  jure 
dot.  (23.  3.)  gewidmet.    Der  Verf.  schlicsst  sich  von  den 
darüber  aufgestellten  Ansichten  derjenigen  an, 

dem  B.  erlheil tes  mandatum  dotis  constiti 
nämlich  das  Mandat,  de 
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Sachen  dem  X ,  wenn  er  sich  mit  derZ.  verheirathe,  in  dolem  geben 
solle.  Nur  modificirt  er  diese  Ansicht  dahin,  dass  im  Fall  unserer 
Stelle  jenes  Mandat  nicht  dem  B.,  sondern  dem  Bräutigam  X.  selbst 
gegeben  sei.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Modifikation  sehen 
wir  aber  nicht  ein,  vielmehr  scheint  uns  die  bisherige  Meinung  auch 
nach  den  Worten  der  Stelle  die  richtigere.  Man  berücksichtige  den 
Gegensatz  zwischen  den  Worten  des  pr.:  uf  slalim  j'i an t  acct'pientis 
(damit  ist  der  Mann  gemeint)  und  denen  des  1.:  ///  seeutis  nuptiis 
dotis  efficinntur;  ferner,  dass  Elp  i  an,  der  im  pr.  vom  Bräutigam 
oder  Mann  spricht,  in  §.  1.  fortfahrt:  res  alirui  tradidero.  Der 
Schlusssalz:  ipso  jure  transferri  ad  maritum  steht  auch  durchaus 
nicht  entgegen,  denn  er  sa»t  nur:  es  bedarf  keiner  Eigenthumsüber- 
tragung von  Seiten  des  Erben.  Doch  wollen  wir  hierüber  mit  dem 
Verf.  nicht  weiter  rechten;  wohl  aber  über  einen  andern  Punkt.  Er 
will,  damit  der  X.  nach  dem  Tode  des  .7.  die  Sachen  in  dotem  be- 
komme, den  Hergang  in  der  Weise  construiren,  dass  hier  drei  Tra- 
dilionsaktc  unterschieden  werden:  1)  eine  traditio  brevi  manu  von 
Seilen  des  Erben  des  J.  an  den  „Y.,  2)  Tradition  von  X.  an  seine 
Frau  Z.,  3)  Rückiibertragung  des  Eigenthums  von  Z.  auf  den  X. 
Wir  streiten  nun  nicht  darüber,  ob  alle  drei  Akte  ohne  eine  äussere 
Handlung  vorgenommen  werden  können,  ein  Hin-  und  Hergehen  hier 
lingirl  werden  dürfe,  sondern  darüber,  oh  es  nöthig  sei,  juristisch 
jene  drei  Akte  anzunehmen,  und  dies  müssen  wir  bestreiten.  Die 
dotis  datio  von  Seiten  eines  Dritten  an  den  Ehemann  ist  einer  von 
den  Fällen,  wo  ein  anderer  (hier  die  Frau)  aus  diesem  Vertrage,  ob- 
gleich die  Rückgabe  an  sie  nicht  ausgemacht  ist,  (nur  muss  nicht 
die  Rückgabe  an  den  Geber  ausbedungen  sein)  einen  gesetzlichen 
Anspruch  auf  Restitution  crhült.  Den  römischen  Juristen  füllt  es,  so- 
viel wir  wissen,  nicht  ein,  diesen  Rechtssatz  noch  durch  lingirte Tra- 
ditionen zu  erklaren.  Auch  hei  dem  mutuum  gilt  bekanntlich  ein 
ahnlicher  Satz,  indem  wenn  der  Eigentümer  der  Geldstücke  das 
mutuum  im  Namen  eines  Andern  gibt,  der  gar  nicht  einmal  darum 
weiss,  letzterer  unmittelbar  d.h.  ohne  Cession  die  condictio  ex  mutuo 
bekommt.  Dies  wird  uns  mitgetheilt  als  eine  Singularität  des  mutuum 
in  /.  9.  §«8.,  /.  15.  de  reb.  cred.  (12.  1.).  Ein  wirkliches  consti- 
tutum possessorium  hier  auf  Seilen  des  Gehers  anzunehmen,  wird 
keinem  einfallen.  So  erwirbt  nun  auch  die  Frau  durch  den  aufibn 
Namen  geschlossenen  Realvertrag  der  dotis  datio  — 


Namen  geschlossen  gilt  er  gesetzlich  auch  dann, 
eber  nichts  über  die  Rückgabe,  weder  an  sich  noch  an  sie  ansge- 
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macht  hat  —  die  rei  uxoriae  actio,  während  sie,  abgesehen  von 
einer  Billigkeitsausnahme,  keine  Klage  bekommen  würde,  wenn  der 
Geber  der  dos  die  Rückgabe  an  sie  stipulirt  hätte.  Die  Stellung 
eines  durch  res  begründeten  Vertrages  auf  Namen  eines  Drillen  gibt 
in  denftbeiden  genannten  Fällen  letzterem  unmittelbar  die  act.  directa. 
Es  ist  demnach  irrig,  wenn  der  Verf.  auf  S.  136.  sagt:  „Damit  der 
Frau  ein  solches  RUckforderungsrccht  zustehe,  muss  sie  doch  dieses 
Recht  an  den  in  dotem  gegebenen  Sachen  auf  dieselbe  Art  durch 
fingirtes  Hin-  und  Zurückgehen  erworben  haben,  wie  in  dem  Falle 
der  unbedingten  Schenkung.4'  Der  Fall,  den  der  Verf.  hier  meint, 
ist  enthalten  in  /.  43.  §•  1.  de  jure  dot.  (23.  3.);  dass  aber  die  hier- 
bei eintretende  Fiction  einer  doppelten  Tradition  auf  unsern  Fall  der 
rei  uxoriae  act.  ausgedehnt  werden  sollte,  wird  nirgends  gesagt. 

Der^ folgende  §.  14.  erörtert  die  Frage:  ob  die  Wirkungen  des 
nach  des  Verfs.  Ansicht  erst  jetzt  auf  den  Empfänger  übergegangenen 
Besitzes  rückwärts  zu  erstrecken  seien,  wclehe  Frage  der  Verf.  vom 
Standpunkt  seiner  Ansicht  aus  natürlich  verneinen  muss.  Nach  un- 
serer oben  ausgeführten  Ansicht,  dass  mit  Uebergabc  der  Sache  be- 
reits pendente  conditione  der  Besitz  übergegangen  sei,  müssen  wir 
sie  bejahen.  Dass  zunächst  dem  Empfänger  auch  bereits  ante 
conditionem  existentem  die  possessorischen  Interdikte  zustehen, 
versteht  sich  von  selbst,  da  sie  ja  weiter  nichts,  als  den  Besitz  vor- 
aussetzen. Wäre  aber  in  concreto  bloss  die  Detention  übertragen 
worden,  so  könnten  begreiflicherweise  die  Interdikte  nicht  hinterher 
vom  Tradenten  auf  den  Empfänger  übergehen,  indem  sie  in  der  Per- 
son des  ersteren  entstanden  sind,  und  die  Purificirung  des  bedingten 
Hauptgeschäfts  für  die  Besitzesfrage,  wie  wir  oben  erwiesen  zu  haben 
glauben,  gleichgültig  ist.  Ebenso  würde  es  sich  in  diesem  Fall  mit 
der  Usucapion  verhalten;  der  bisherige  Detentor  könnte  sich  aber, 
für  die  Zeit  vor  Eintritt  der  Bedingung,  der  accessio  possessionis 
aus  der  Person  seines  Autors  bedienen.  Es  bleibt  uns  also  nur  noch 
die  Frage:  wenn,  wie  es  ja  die  Regel,  die  provisorische  Uchertra- 
gung  der  Sache  den  Besitz  auf  den  Empfänger  übertragen  hat,  ver- 
wandelt sich  derselbe  dann  existente  conditione  in  den  Usucapions- 
besitz?  Dass  diese  Frage  zu  bejahen  ist,  scheint  Ree.  ganz  un- 
zweifelhaft und  ebendesswegen  die  Behauptung  des  Verfs.  S.  140. 
höchst  befremdend:  dass  diess  aus  dem  Grunde  nicht  angenommen 
werden  dürfe,  ,,wcil  während  des  Obschwcbens  der  conditio  für  den 
Empfänger  die  gesetzlichen  Erfordernisse  der  Eigenthumsersitzung 
(bona  Jides ,  justus  titulus)  fehlten,  welche  sich  der  Natur  der  Sache 
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nacb  nicht  auf  den  Anfang  des  Rechtsverhältnisses  zurückziehen 
liessen,  weil  sie  noili wendig  zum  Beginnen  der  usucapio  erfordert 
würden. M  Es  scheint  hier  ein  eben  solcher  Verstoss  gegen  den  ein- 
fachen Mechanismus  der  Hctrolraction  vorzuliegen,  wie  der  Verf.  sich 

oben,  nur  gerade  nach  der  entgegengesetzten  Seile  hin,  Iii  nächtlich 
des  Eigenthumserwerbes  hat  zu  Schulden  kommen  lassen.  Der  Besitz 
als  eine  res  facti  kann  nicht  zurückdalirt  werden,  und  trotzdem  da- 
lirt  der  V  erf.  den  durch  den  Besitzerwerb  bedingten  Eigenthumsüber- 
gang  zurück;  der  justus  titulus  kann  und  muss  zurückdalirt  werden, 
und  hiergegen  sträubt  sich  der  Verf.  Die  Frage:  hat  die  Usucapion 
mit  dem  Augenblick  der  Tradition  begonnen,  löst  sich  auf  in  die 
Fragen:  war  damals  1)  Besitz,  2)  juslus  titulus,  3)  bona  ßdes  vor- 
handen? Glaubte  nun  der  Empfänger  damals,  dass  derTradent  Eigen- 
tümer sei,  so  war  pendente  conditiu/ie  zwar  Besitz  und  tyna  ßdes 
vorhanden,  allein  es  fehlte  am  justus  titulus.  Tritt  nun  die  Bedin- 
gung ein,  so  kömmt  letzterer  hinzu  und  zwar  wird  ja  jetzt  die  Sache 
so  angesehen,  als  habe  das  fragliche  Geschäft  schon  vom  Augenblick 
seines  Abschlusses  an  unbedingt  bestanden.  Kann  vermöge  dieser 
rückdatirlcn  Existenz  des  Geschäfts  in  dem  Fall,  wo  der  Traden l 
Eigentümer  war,  der  blosse  Besitz  des  Empfängers  sich  rückwärts 
in  Eigenthum  verwandeln,  so  kann  dasselbe  Geschäft,  das  hier  die 
iusta  causa  für  den  Eigenthumserwerb  bildet,  auch  den  justus  titulus 
für  die  Usucapion  abgeben.  Der  Besitz  und  die  bona  ßdes,  als  reine 
causa v  facti  würden,  wenn  sie  später  einträten,  nicht  zurückdatirt 
werden  können,  wohl  aber  als  reine  causa  juris  die  Existenz  der 
Hauptobligation.  Mithin  sind  denn  in  unserm  Fall  juristisch  alle  drei 
Requisite  der  Usucapion  bereits  im  Augenblick  der  Tradition  vorhan- 
den gewesen.  —  Die  von  dem  Verf.  für  seine  Ansicht  benutzten 
Stellen  sind  so  nichtssagend,  dass  Ree.  sie  nur  an  Iii  Inen  und  dann 
dem  Leser  selbst  die  Beurlhcilung  der  Frage  überlassen  will,  ob  die 
Kritik  noch  erst  nölhig  hat,  einer  lahmen  Ansicht  die  wurmstichigen 
Krücken  zu  zerschlagen,  deren  Benutzung  ihr  ebensowenig  das  Stehen 
erleichtert,  als  sie  andererseits  zeigt,  dass  die  höchste  Noth  vorban- 
den gewesen  sein  muss,  wenn  die  völlige  Nutzlosigkeit  solcher  Mittel 
übersehen  werden  konnte.  Es  sind  1.1.  §.  3.  de  jure  dot.  (23.3.) 
/.  13.  §.  0. 10.  de  acq.  poss,  (41.  2.)* 

Der  §.  15.  verlhcidigt  die  rückwirkende  Kraft  hinsichtlich  der 
Nebensachen  und  bietet  uns  keine  Veranlassung  zur  Kritik,  wohl  aber 
der  darauf  folgende  §.  IG.:  ,,Dic  Verfügungen,  welche  der  Tradenl 
pr/td.  cond.  über  die  Sache  getroffen  hat,  erseheinen  jetzt  definitiv 
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als  ungültig  und  zwar  rückwärts  vom  Anfang  an ;  so  wie  jetzt  umge- 
kehrt die  Dispositionen  des  Empfängers  Gültigkeit  erlangen  können. M 
Dies  sind,  sollte  man  sagen,  zwei  nothwendige  Conscquenzen,  die 
wir,  um  sie  für  begründet  zu  halten,  nicht  erst  aus  dem  Munde  eines 
römischen  Juristen  zu  vernehmen  brauchen.  Hinsichtlich  der  ersten 
haben  wir  ausdrückliche  Zeugnisse,  die  sie  bestätigen;  nicht  so  hin- 
sichtlich der  zweiten,  und  dieser  I' instand  scheint  dem  Verf.  verderb- 
lich geworden  zu  sein.  Er  verlangt  nämlich  zur  Gültigkeit  der  von  den» 
Empfänger  inzwischen  getroffenen  Dispositionen  noch  erst  eine  Rati- 
habilion.  „Wenn  derselbe  (der  Empfänger),  heisst  es  S.  160.,  nun 
seine  früheren  Verfügungen  ratihabirt,  so  steht  der  Ralihabition  kein 
rechtliches  flinderniss  im  Wege. . . .  Doch  darf  diese  Genehmigung 
nicht  unterlassen  werden*);  weil,  wenn  der  Empfänger  auch  rück- 
wärts von  Anfang  an  das  Eigenthum  an  der  Sache  und  dadurch  die 
Fähigkeit  zu  Verfügungen  in  der  Zeit  des  übschwebens  der  con- 
ditio erwirbt,  diese  blosse  Fähigkeit  nicht  hinreicht,  den  früheren 
Verfügungen  wirkliche  Gültigkeit  zu  verschallen,  sondern  ein  wirk- 
licher Ausdruck  des  Willens  hinzukommen  muss,  welcher  die  früher 
ungültige  Disposition  zur  gültigen  erhebt.  Denn  mit  dem  rückwärts 
entstehenden  Eigenthum  (dem  Recht  an  der  Sache)  sind  die  über  diese 
Sache  früher  gelrofleucn  Verfügungen  nicht  identisch."  Dass  sie 
„identisch"  wären,  wird  auch  wohl  Niemand  behaupten.  Zur  Gül- 
tigkeit der  Disposition  gehört  freilich  nicht  das  blosse  Eigenthum, 
sondern  auch  noch  „ein  wirklicher  Ausdruck  des  Willens",  allein, 
ich  sollte  sagen,  dass  beide  Requisite  in  unserm  Fall  auch  ohne  wei- 
tere Ratihabilion  vorhauden  seien.  Denn  wenn  der  Empfanger  pen- 
delte conditionc  einem  andern  ein  Pfandrecht,  eine  Servitut  bestellte, 
oder  ihm  die  Sache  verkaufte  und  tradirte,  so  that  er  dies  entweder 
unter  der  Bedingung,  dass  er  selbst  später  das  Eigenthum  erhalten 
würde,  oder  er  erwähnte  den  Umstand,  dass  er  selbst  noch  nicht 
Eigcnlhümer  sei,  gar  nicht.  Im  ersten  Fall  haben  wir  eine  bedingte 
Tradition,  die  hier  ganz  die  gewöhnlichen  Wirkungen  äussert;  im 
/weiten  Fall  eine  unbedingte,  die  freilich  das  dingliche  Recht  nicht 
sofort  conslituirt,  wohl  aber,  wenn  der  Besteller  es  selbst  erworben 
hat.  Juristisch  nämlich  stellt  sich  dann  die  Sache  so:  damals  hatte 
er  vermöge  der  rückwirkenden  Kraft  des  Eigcnthumsanfalls  bereits 
das  Eigenthum  der  Sache  und  sprach  seinen  Willen  aus,  dasselbe  auf 
den  andern  Conlrahenten  zu  übertragen  oder  ein  JUS  in  re  zu  con- 


*)  Derselbe  Irrlhum  kehrt  bei  den  Resolutivbedingungen  §.  SV«  wieder. 
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stituiren,  und  nahm  die  dazu  erforderliche  Handlung  vor.  Juristisch 
liegt  also  alles  vor,  was  zur  dinglichen  Wirksamkeit  jenes  Aktes  er- 
forderlich war.  Auch  steht  der  Umstand  nicht  entgegen,  dass  er 
für  sich  im  Herzen  wusste,  er  sei  noch  nicht  Eigenthümer  und  könne 
daher  den  Akt  nicht  mit  Erfolg  vornehmen,  denn  das  sind  Privat- 
gedanken, die  gegenüber  dem  j uristisch  allein  zu  berücksich- 
tigenden, n«1mlich  dem  der  andern  Parthei  erklärten  Willen,  an 
dieser  Sache  als  an  der  scinigen*)  ein  dingliches  Recht  zu  be- 
stellen, nicht  zur  Sprache  kommen.  Oder  sollten  wir,  wenn  der 
wahre  Eigenthümer,  der  aber  nicht  weiss,  dass  er  es  ist,  die  Sache 
verkauft  und  tradirt,  hier  keinen  Eigenlhumsübergang  annehmen? 
Sabinus  potius  substantiam  quam  opinionem  intuetur  [/.  2.  §.  2.  pro 
emtore],  und  er  Iässt  desshalb  die  Usucapion  zu,  auch  wenn  der  Usu- 
capient  glaubte,  sie  finde  nicht  Statt.  Wenn  der  Tradent  Eigen- 
thümer war,  der  Empfänger  aber  einen  andern  dafür  hielt,  so  erwirbt 
letzterer  das  Eigenthum,  man  könnte  sagen,  trotz  des  mangelnden 
Willens.  Olli  ignoravit  dominum  esse  rci  vendilorem,  plus  in  re 
est  quam  in  existimatione  mentis  et  ideo  tametsi  existimet,  se  non 
a  domino  emere,  tarnen,  si  a  domino  ei  tradatur,  dominus  efficitur. 
I.  9.  §.  4.  de  ignor.  jur.  (22.  6.).  Das  Resultat  ist  also:  der  erste 
Empfänger  ist  durch  Eintritt  der  Bedingung  rückwärts  Eigenthümer 
geworden,  er  war  es  also  zu  der  Zeit,  wo  er  selbst  alienirtc,  mithin 
hat  auch  diese  Alicnation  rückwärts  dingliche  Kraft  erhalten,  und 
von  einer  Ralihabition  kann  keine  Rede  mehr  sein.  Letzlere  wäre 
nur  da  erforderlich,  wo  er  selbst  das  Eigenlhum  nicht  rückwärts 
erworben  hätte.  Denn  dann  könnte  dasselbe  ja  keine  Wirkungen 
äussern  zu  einer  Zeit,  wo  es  selbst  juristisch  noch  nicht 
existirte.  Hier  wäre  also  eine  Ratihabition  erforderlich;  unter 
ihrem  Namen  würde  sich  aber  nur  die  jetzt  erst  erfolgende  Eigen- 
thumsübertragung verdecken  und  dieser  Fall  juristisch  dem  gleich- 
stehen, wenn  der  Eigenthümer  seine  Sache  bei  einem  dritten  Besitzer 
findet  und  sie  ihm,  ohne  erst  das  überflüssige  Hin-  und  Herübertragen 
des  Besitzes  vorzunehmen,  zu  Eigenthum  überlässl,  d.h.  diese  Eigen- 
thumsübertragung wirkt  pro  futuroy  nicht  pro  praeterilo. 

Der  §.  16.  schliesst  mit  einigen  sich  von  selbst  verstehenden 
Sätzen  über  culpa  und  dolus.  Ree.  kann  es  sich  nicht  versagen,  hier 
einen  Beleg  zu  geben  zu  der  von  ihm  oben  dem  Verf.  vorgeworfenen 

*)  Darum  steht  /.  35.  de  A.  R.  D.  (41. 1.)  nicht  entgegen,  denn  sie  spricht 
von  dem  Fall,  wo  Jemand  seine  Sache  als  eine  fremde  und  im  Auftrag  des 
vermeintlichen  Eigentümers  tradirt. 
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Kranken  wärtersorge.  „Dagegen,  heisst  es  S.  101-,  bleiben,  wie  vor- 
hin schon  näher  angegeben  wurde,  die  Ansprüche  des  Tradenten  auf 
Ersatz  des  Schadens  bestehen,  den  er  pendente  conditio uc  durch 
widerrechtliche  Handlungen  des  Empfängers  in  Beziehung  auf  —  — 
seine  Person  (!),  abgesehen  von  der  Sache,  erlitten  hat.  —  Auf 
der  andern  Seite  tritt  dagegen  jetzt  für  den  Tradenten  die  Verpflich- 
tung ein,  jeden  Schaden  zu  ersetzen,  den  er  auf  schuldhafte  Weise 
während  des  Obschwebens  der  Bedingung  sowohl  der  übergebenen 

Sache,  als  der  Person  (!)  des  Empfängers  gestiftet  hat."  Als 

wenn  es  Einem  einfallen  könnte,  die  cousumirendc  Kraft  des  Ein- 
tritts der  einem  Kaufcontrakt  beigefügten  Bedingung  auch  auf  die 
Ohrfeigen  und  Prügel  zu  beziehen,  die  der  eine  Theil  dem  andern 
pendente  conditione  gegeben  hat.  Wenn  der  Verf.  die  Leser  der 
„bedingten  Traditionen11  für  so  geistig  todt  hält,  dass  er  ihnen  so 
etwas  sagen  muss,  so  hätte  er  auch  hinzufügen  können:  die  sonstigen 
Rechtsgeschäfte,  die  beide  Partheien  pendente  conditione  geschlossen 
hätten,  würden  durch  Eintritt  der  Bedingung  nicht  aufgehoben,  und 
wenn  etwa  beide  Theile  verschiedenen  Geschlechts  gewesen  und  sich 
pend.  cond.  geheirathet  hätten,  so  wäre  der  Eintritt  der  Bedingung 
kein  Scheidungsgrund! 

Wir  haben  jetzt  II.  .  /.  hinter  uns  und  kommen  zu  II.  B.  (Folgen 
. ..  zum  Nachtheil  des  Empfängers  §.  17 — 19.).  Wer  sich  aber  den 
Inhalt  der  3  Paragraphen  (von  denen  §.  19.  darauf  aufmerksam  macht, 
dass  die  conditio,  quae  invito  debitore  impleri  non  possit  auch  bei 
Traditionen  keine  rückwirkende  Kraft  habe)  nicht  selbst  sagen 
verdient  es,  diese  §§.  durchzulesen  und  sich  überhaupt  in  der 
des  Verfs.  belehren  zu  lassen. 

Auch  der  jetzt  folgende  Abschnitt  (§.21 — 24.):  „III.  Wirkun- 
gen..., wenn  die  Bedingung  deficirt",  lässt  sich  in  ähnlicher  Weise 
abfertigen.  Deficirt  die  Bedingung,  so  hat  das  Hauptgeschäft  mit . 
seinen  Folgen  nie  bestanden,  das  ist  das  Ganze.  Wem  es  nun  Spass 
macht,  wie  dieser  Gedanke  seinen  Durchzug  machen  muss  durch 
Hauptsache  und  Nebensache,  üsucapions-  und  Interdiktsbesitz,  in- 
terimistisch getroffene  Dispositionen,  Gegenleistung,  Verwendungen, 
Schadensersatz,  periculum,  wie  ihm  auf  dieser  Huldigungsreise  von 
jedem  einzelnen  dasselbe  Formular  nachgebetet  wird,  das  er  selbst 
in  §.  20.  ihnen  vorgesagt  hat  —  der  möge  diesen  Abschnitt  durch- 
lesen. Bei  einer  solchen  Geschäftigkeit  des  Verfs.  ist  es  kein  Wun- 
\  er  einen  kleinen  Punkt  übersehen  konnte.  Es  ist  unglück- 
iptsache,  nämlich  der  Gesichtspunkt,  dass  jetzt 
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deßcientc  conditione  der  durch  Tradition  der  Sache  entstandene  Inno- 
minatcontrakt  auf  Zurückgabe  derselben  in  Wirksamkeit  tritt.  Da 
wir  diesen  Punkt  bereits  oben  ausgeführt  haben,  so  können  wir  uns 
jetzt  von  dem  ersten  Hauptlheil  des  Buches  trennen. 

Indem  Ree.  zu  dem  zweiten  Hauptlheil  abergeht,  kann  er  sich  der 
Erwägung  nicht  verscbliessen ,  dass  eine  in  gleicher  Ausführlichkeit 
gehaltene' Kritik  desselben  ebenso  sehr  die  Geduld  des  Lesers  auf  die 
Probe  stellen,  als  nutzlos  sein  würde.  Ree.  könnte  vielleicht  in 
seinem  Interesse  eine  solche  Ausführlichkeit  dennoch  wünschen,  um 
nämlich  den  möglicherweise  gcmissbilligtcn  Ton  der  Kritik  ,  den  gegen 
den  Verf.  anzuschlagen  der  Unmulh  über  die  flache  und  gedanken- 
lose Scheingründlichkeit  und  Weitläufigkeit  desselben  ihn  veran- 
lasste, zu  rechtfertigen;  allein  entweder  hat  er  diesen  Zweck  bereits 
erreicht  oder  er  erreicht  ihn  doch  nicht.  Ree.  muss  daher  von  jetzt 
an  darauf  verzichten,  dem  Verf.  Schritt  für  Schritt  zu  folgen  und  will 
nur  hie  und  da  einzelne  bemerkungswerthe  Punkte  hervorheben.  Er 
kann  dies  um  so  eher  thun,  als  der  Verf.  selbst  in  der  Einleitung  er- 
klärt, dass  „er  sich  in  den  wesentlichsten  Punkten  der  herrschenden 
Lehre  anschliesse  und  seine  Darstellung  von  jetzt  an  nur  den  Zweck 
habe,  zu  zeigen,  wie  das  bei  den  Suspensivbedingungen  geltende 
Prinzip  sieb  auch  durch  die  Lehre  von  den  Resolutivbedingungen 
durchziehe." 

I.  Wirkungen  vor  Eintritt  der  Resolutivbedingung.  Die  in  §.  27. 
zur  Sprache  gebrachte  /.  38.  §.  2.  ad  leg,  Falc.  (35.  2.)  Cujus  (servi) 
ususfruetus  alienus  esty  in  dominio  proprietarii  connumeratur;  pignori 
dati,  in  debiioris;  sub  lege  commissoria  distracti  item  ad 
diem  addicti\  in  venditoris"  will  der  Verf.  durch  die  Annahme 
beseitigen,  dass  Hermogenian,  von  dem  sie  herrührt,  zu  den  Ju- 
risten gehört  habe,  welche  in  der  lex  commissoria  und  addictio  in 
diem  eine  Suspensivbedingung  erblickten.  Ree.  scheint  dies  insofern 
bedenklich,  als  schon  vor  Hermogenian  die  Ansicht  dieser  Juristen 
aufgegeben  war.  Bedenkt  man,  dass  es  sich  im  Fall  jener  Stelle 
nicht  sowohl  um  das  Eigenthum  handelt,  als  um  die  Frage,  ob  der 
an  einer  Sache  bestehende  Ususfructus,  das  pignus  und  der  Verkauf 
derselben  sub  lege  commissoria  und  mit  einer  in  diem  addictio  ver- 
hindere, den  Werth  der  Sache  bei  der  Schätzung  der  von  dem  bis- 
herigen Eigenthümer  hinterlassenen  Erbschaft  zur  Anrechnung  zu 
bringen,  so  scheint  wohl  die  Annahme  richtiger,  dass  Hermogenian 
dem  Verkäufer  in  unserm  Fall  das  Eigenthum  gar  nicht  hat  zuspre- 
chen wollen.  Dass  man  sich  nicht  mit  dem  Verf.  auf  den  Ausdruck: 
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in  dominio  steifen  darf,  zeigt  wohl  der  §.  1.  derselben  Stelle,  wo 
der  Jurist  den  Ausdruck:  in  patrimonio  connumeratur  vom  Miteigcu- 
thuni  gebraucht  —  also  einen  Ausdruck,  der,  wie  der  Verf.  zuge- 
steht, unserm  deutschen:  „Vermögen44  gleich  steht.  Wenn  nun 
Herrn ogenian  nur  fragen  will:  was  als  zum  Vermögen  gehörig  mit 
geschätzt  werden  darf,  so  wird  er  doch  in  §.  2.  unter  dem  Aus- 
druck dominium  wohl  nichts  verstehen,  als  „Vermögen,  Masse."  Für 
diese  Ansicht  spricht  namentlich  auch  der  Ausdruck:  in  dominio 
connumera  ttir,  der  in  derThat  viel  unbestimmter  ist,  als  das  sonst 
zu  erwartende:  in  dominio  est.  Die  übrigen  §§.  dieser  Nummer  ent- 
halten weder  bestreitbare,  noch  überhaupt  auch  eigne  Ansichten  des 
Verfs.;  den  §.  30.,  worin  derselbe  einige  Einwendungen  gegen  die 
von  ihm  in  einer  früheren  Schrift  aufgestellten  Ansichten  über  die 
Wirkungen  unmöglicher  Resolutivbedingungen  zu  widerlegen  sucht, 
werden  wir  nach  unserer  obigen  Erklärung  ganz  übergehen. 

Den  Wirkungen  der  deßeirenden  Resolutivbedingung  (II.)  sind 
vom  Verf.  mit  Recht  nur  3  Seilen  gewidmet  und  wir  übergehen  sie 
ganz,  so  dass  uns  demnach  nur  der  letzte  Theil  des  zweiten  Ab- 
schnittes übrig  bliebe:  III.  Wirkungen  der  eingetretenen  Resolutiv- 
bedingung. 

Die  im  §.  32.  gegebene  Einleitung  bezeichnet  die  zwei  Wege, 
die  die  Partheien  bei  Abschluss  des  Rechtsgeschäfts  einschlagen 
können,  um  die  Aufhebung  desselben  von  einem  zukünftigen  Ereig- 
niss  abhängig  zu  machen:  die  ipso  jure  erfolgende  und  das  ganze 
Rechtsverhältniss  rückwärts  vernichtende  Aufhebung  —  dies  ist  allein 
die  wahre  Resolutivbedingung  —  und  die  Entstehung  einer  Ver- 
pflichtung auf  Restitution  des  Erhaltenen.  —  Hier  liegt  eine  unter 
einer  Suspensivbedingung  geschlossene  Obligation  ad  resolvendum 
vor,  der  ursprüngliche  Vertrag  ist  gar  nicht  unter  einer  Bedingung 
geschlossen.  —  Der  Verf.  untcrlässl  es  mit  Recht,  die  bekannte  An- 
sicht von  Riesser  noch  besonders  zu  widerlegcu,  da  dies  von  An- 
dern bereits  vollständig  geschehen  ist.  Am  Schlüsse  hält  er  für 
nöthig,  die  Bemerkung  zu  machen,  dass  ,,wenn  die  auflösende  Be- 
dingung zu  Gunsten  des  Erwerbers  beigefügt  worden  ist,  wie  z.  ß. 
beim  pactum  dispiieentiae  zum  Vortheil  des  Käufers,  der  Sinn  immer 
der  sein  wird,  dass  bloss  eine  obligatio  ad  reddendum  begründet 
werde;  und  dass  darum  hier  die  Verfügungen,  welche  der  Erwerber 
über  die  Sache  selbst  getroffen  hat,  z.  B.  die  darauf  gelegten  ding- 
lichen Rechte  nicht  durch  freiwilliges  Zurücktreten  des  Erwerbers 
erlöschen,   weil  Niemand  die  vou  ihm  selbst  ausgehenden 
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Dispositionen  anfechten  darf,  wie  dies  schon  Thibaut  be- 
merkt bat.**     Dieser  Grund  scheint  Ree.  mehr  als  ein  moralischer, 
wie  man  sie  bei  Thibaut  öfters  hörte,  denn  als  ein  juristischer. 
Der  wahre  Grund  scheint  richtiger  darin  gesetzt  werden  zu  müssen, 
dass  hier  eine  conditio  vorliegt,  quae  invito  debitore  impleri  non 
potesty  mithin  keine  rückwirkende  Kraft  ausübt.    Hat  sie  aber  diese 
Kraft  nicht,  so  hat  das  ursprüngliche  Rechtsgeschäft  bis  zur  Ausübung 
des  Reurechts  bestanden,  mithin  auch  die  Folgen,  namentlich  also 
der  Uebergang  des  Eigenthums.    Ist  dies  der  Fall,  so  haben  die  in- 
zwischen getroffenen  Dispositionen  dingliche  Wirksamkeit  erhalten, 
die  ihnen  ja  dadurch  nicht  mehr  entzogen  werden  kann,  dass  jetzt 
pro  futuro  der  Empfänger  die  Sache  wieder  dem  Tradenten  resti- 
tuiren  soll.    Die  fortdauernde  Wirksamkeit  jener  Dispositionen  liegt 
also  in  ihrem  dinglichen  Charakter,  nicht  in  der  persönlichen  Ver- 
pflichtung des  Bestellers,  „seine  eignen  Facta  nicht  anzufechten.** 

In  §.  33.  bespricht  der  Verf.  die  Wirkung  des  Eintritts  der 
Bedingung  auf  Eigenthum  und  Besitz.  Dass  bei  einer  wirklichen  Re- 
solutivbedingung das  Eigenthum  zurückfällt,  die  Rückgabe  also  durch 
die  rei  vindicatio  erzwungen  werden  kann,  bei  der  uneigenllichen 
aber  (dem  Vertrage:  ut  redderes,  si  etc.)  nur  eine  condictio,  auf 
RückÜbertragung  des  Eigenlhums  Statt  findcl,  der  Ulpian  noch  die 
rei  vindicatio  utilis  beigesellt,  ist  bekannt.  Allein  wie  wenn  der 
Tradent  nicht  EigenlhUmer  war?  Hier  findet  keine  der  genannten 
Klagen  Statt,  und  der  Verf.  hätte  nicht  unterlassen  sollen,  an  diesem 
Ort*)  zu  erwähnen,  dass  zu  dem  Zweck  gegen  die  juristische  Con- 
sequenz  durch  kaiserliche  Rcscriptc  eine  Klage  aus  dem  aufgelösten 
Geschäft  zugelassen  ist  (l.  4.  pr.  de  leg.  comm.  (18.  3.)  u.  a.).  Es 
Messe  sich  hier  auch  eine  freilich  weniger  vorteilhafte  condictio  auf 
Rückgabe  der  possessio  denken  (arg.  I.  15.  §.  1.  de  cond.  ind.  (12.  6.): 
. . .  condictionem  competere ,  ut  vel possessio  eorum  reddatur);  ebenso 
die  act.  praescriptis  verbis  aus  gleichen  Gründen,  wie  bei  dem  Nicht- 
eintritt  der  Suspensivbedingung. 

Die  Darstellung  des  Einflusses,  welchen  der  Eintritt  der  Reso- 
lutivbedingung auf  den  üsucapionsbesitz  ausübt  (S.  231.  f.)»  scheint 
aus  keiner  klaren  Anschauung  des  Verhältnisses  hervorgegangen  zu 
sein.  Der  Verf.  will  hier  dasselbe  Prinzip  anwenden,  das  hinsicht- 
lich des  Rückfalls  des  Eigenthums  gilt.  „Wenn  das  Rechtsgeschäft 
rückwärts  als  nicht  geschehen  betrachtet  wird,  so  ist  dies  jetzt  in 


*)  Hinsichtlich  der  Früchte  hat  er  sie  in  §.  34.  angeführt. 
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juridischer  Hinsicht  gerade  so,  als  wenn  die  Sache  nie  ans  dem 
Besitz  (dem  Besitz?!)  des  Veräusserers  gekommen  wäre."  Der 
Verf.  beruft  sieb  auf  /.  19.  de  usurp.  (41.3.)  und  /.  6.  §.1.  de  div. 
temp.  praes.  (44.  3.)  und  meint,  dass  der  Jurist  in  letzterer  Stelle 
sage:  „dass  mit  Eintritt  der  Resolutivbedingung  sofort  (ohne  wei- 
tere Zwischenhandlung)  das  Verliällniss  sich  so  gestalte,  als 
wenn  die  Redhibilion  bereits  geschehen  sei  u.  s.  w."  Allein  von 
einem  ipso  jure  erfolgenden  Rückfall  der  Sache  kann  hier  gar  keine 
Rede  sein.  Der  Besitz  als  causa  facti  muss  erst  zurücklradirt  wer- 
den, und  die  accessio  possessionis  kann  nur  iu  Begleitung  des  Be- 
sitzes übergehen.  Die  Auflösung  des  Geschäfts  erfolgt  hier  also  auf 
obligatorischem  Wege,  und  man  braucht  nicht,  wie  dies  der  Verf. 
zu  thun  scheint,  zu  besorgen,  mit  Einräumung  dieses  Satzes  der 
R iesser'schen  Theorie  irgend  eine  Conccssion  zu  inachen,  indem 
nach  Beschaffenheit  des  hier  zu  restituirenden  Objekts,  des  Besitzes, 
kein  ipso  jure  erfolgender  Rückfall  denkbar  ist.  Auch  kann  man  mit 
dem  Verf.  dem  Rückerwerber  schon  vor  der  Rückübcrtraguug  die  act. 
Publiciana  zusprechen,  ohne  hier  einen  ipso  jure  erfolgenden  Rück- 
fall der  bonae  ßdei  possessio  zugeben  zu  müssen.  Wenn  der  Ver- 
lust und  selbst  die  freiwillige  Aufgabe  des  Besitzes  (z.  B.  an  den 
Pfandgläubiger)  den  b.  f.  p.  nicht  um  die  Publiciana  bringt,  warum 
sollte  er  in  unserm  Fall  sie  verlieren,  da  er  nichts  anderes  gethan 
hat,  als  aus  einem  juristisch  nie  zur  Existenz  gekommenen,  weil  rück- 
wärts vernichteten  Rechtsgeschäft  den  blossen  Besitz  auf  einen 
Andern  übertragen? 

Völlig  verkehrt  und  unjuristisch  erscheint  dem  Ree.  die  Behaup- 


tung des  Vcrfs.  (S.  23C):  ,,dass 


wenn  der  Empfänger  vor  Eintritt 


der  Resolutivbedingung  die  Lsucapion  vollendet  habe,  mit  dem  Ein- 
tritt derselben  das  Eigenthum  vermögo  der  rückwirkenden  Resolution 
auf  den  Tradentcn  oder  Rückerwerber  übergehe.'4  Er  beruft  sich 
auf  /.  13.  pr.,33.  de  mort.  c.  don.  (39.  6-)*  allein  dass  ein  römischer 
Jurist  so  etwas  nicht  hat  sagen  können,  würde  Ree.  behaupten,  ohne 
die  Stellen  gelesen  zu  haben.  Die  erste  sagt  auch  geradezu  das 
Gcgentheil:  si  alienam  rem  mortis  causa  donavero  eaque  usucapla 
fucrit,  verus  dominus  eam  condicer  c  non  potest,  sed  ego,  si  co/i- 
va/uero.  Die  condictio  zeigt  ja  gerade,  dass  hier  (wo  es  sich  nicht 
um  die  c.  furtiva  handelt)  vom  Eigcuthnm  auf  Seilen  des 
keine  Rede  sein  kann.  Die  zweite  Stelle  sagt  bloss,  dass 
capient  nicht  von  dem  wahren  Eigentümer,  sondern  von  dein  Geber 
rem  cepisse  videtur,  aber  niejits  von  einer  so  abnormen  Wirki 
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dieses  Gesichtspunktes.    Abnorm  nennen  wir  sie,  denn  der  Trade nt 
selbst  hat  nie  Eigenthum  gehabt*);   die  Voraussetzung  aber,  unter 
der  er  sieb  die  accessio  possessionis  des  Empfängers  anrechnen  kann, 
ist  dass  er  vorher  Besitz  erlange.  Ihn  kann  aber  nur  dies  Mittel  zur 
Komplctirung  oder  Beendigung  der  Usucapion  in  seiner  Person  zum 
Zweck  führen,  nicht  aber  kann  das  Resultat  derselben,  dasEigcnthuiu 
auf  ihn  übergehen,  denn  letzteres  ist  dadurch  juristisch  wieder  in  nichts 
aufgelöst,  dass  demselben  rückwärts  dev  juslus  litulus,  das  ursprüng- 
liche Rechtsgeschäft,  unter  den  Füssen  weggezogen  ist.  Dasselbe 
würde  auch  von  der  accessio  possessionis  gellen,  der  scheinbare  Usu- 
capionsbesitz  ist  rückwärts  in  einen  blossen  luterdiktenbesitz  verwan- 
delt, allein  hier  trat  die  Jurisprudenz  aus  praktischen  Gründen  der 
Consequcnz  entgegen  und  wandte  die  Analogie  der  in  Folge  der  act. 
redhib.  erfolgten  Rcscission  des  Kaufcontraktes  an**).     Wenn  sie 
nun  utilitatis  causa  trotz  des  rückwärts  mangelnden  Titels  die  eine 
Wirkung  des  Usucapionsbcsilzes ,  die  acc.  poss.,  statuirle,  so  hätte 
sie  dasselbe  auch  hinsichtlich  der  Vollendung  der  Usucapion,  des 
Erwerbs  des  Eigenlhums  thun  können,  und  wahrscheinlich  würde  sie 
dies  gelhan  haben,  allein  so  viel  Ree.  weiss,  äussern  sich  die  Quellen 
hierüber  nicht,  und  er  lässt  es  dahin  gestellt,  ob  wir  eine  juristische 
Singularität  auf  diesen  Fall  ausdehnen  dürfen.    Praktisch  macht  es 
keinen  Unterschied;   denn  ohne  Tradition  erhält  der  ursprüngliche 
Besitzer  nie  das  Eigcnthuoj,  möge  man  nun  sagen,   dass  der  Em- 
 — 

*)  Diesen  Grund  macht  der  Verf.  selbst  bei  einer  andern  Gelegenheit  S.  240. 
geltend:  „Der  Tradent  erhalt  zwar  im  Allgemeinen  dasjenige  wieder,  was  er 
früher  als  Eigenthum  gehabt  hatte;  was  ihm  aber  früher  nicht  zustand,  kann 
auch  nicht  an  ihn  zurückfallen",  nur  dass  dieser  Grund  dem  Ree.  gerade 
hier  ebensowenig  zu  passen  scheint,  als  er  im  Fall  unseres  Textes  Berücksich- 
tigung verdient  hatte.  Der  Verf.  benutzt  ihn  nämlich ,  um  zu  zeigen ,  dass  der 
Tradent  an  den  erst  nach  der  Tradition  entstandenen  und  vom  Enipfaoger  per- 
zipirten  Früchten  rückwärts  kein  Eigenthum  erhalte,  während  es  uns  doch 
scheinen  will,  dass,  wenn  er  rückwärts  das  Eigenthum  der  Sache  gehabt  hat, 
ihm  eben  damit  dasselbe  auch  an  den  Früchten  müsse  zugestanden  haben ,  es  sei 
denn,  dass  hier  das  eigentümliche  Recht  der  b.f.p.  zur  Anwendung  käme, 
wo  mach  der  b.f.p.  fruc tut  suosfacit.  Allein  dies  möchte  Ree.  bestreiten,  denn 
der  Empfänger  hat  hier  nicht  als  b.f.p.,  sondern  als  wirklicher  interimistischer 
Eigenthümer,  der  die  Auflösbarkeit  seines  Eigenlhums  kannte, 
die  Früchte  gezogen;  sein  an  den  Früchten  erworbenes  Eigenthum  stützte  sich 
nicht  auf  eine  b.  f  p.y  sondern  auf  Eigenthum;  mit  der  retrotractiveu 
Vernichtung  des  letztern  muss  auch  die  frühere  Wirkung  desselben 
fallen.  Und  geschieht  dies,  so  erwirbt  damit  der  Tradent  eo  ipso  Eigenthum, 
indem  Tür  ihn  nicht  erst  der  Besitzerwerlr  nöthig  ist,  er  vielmehr  auch  ohne 
denselben,  w o  das  Recht  des  b.  fp.  ihm  nicht  im  Wege  steht,  nolhwcndig  das- 
selbe Recht  an  den  Früchten ,  als  an  der  Hauptsache  hat. 

**)  Dass  man  sich  der  Consequcnz  bewusst  war,  zeigt  /.  13.  §.  2.  de  acq. 
poss.  (41.  2.)- 
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pfänger  dasselbe  bereits  erworben,  die  reife  Frucht  selbst  gepflückt 
hat,  oder  sie  nur  gezeitigt  hat,  die  Vorbereitungen  getroffen,  die 
bloss  des  Besitzübergaoges  auf  die  andere  Parthei  warten,  um  letz- 
terer, ich  möchte  sagen,  durch  den  Reichlhum  der  aufgespeicherten 

acc.  poss.  mit  einem  Schlage  das  Eigenthum  zu  verleihen. 

Mit  welcher  Klage  werden  die  Früchte  zurückgefordert?  (§.  34.) 
Das  römische  Recht  erwähnt  nur  die  Contraktsklage ,  allein,  nach 
einer  Bemerkung  von  Thibaut,  der  sich  der  Verf.  mit  Recht  an- 
schliesst,  ist  dadurch  die  rei  vindicatio  noch  nicht  aberkannt;  letz- 
tere würde  in  den  meisten  Fällen  nur  weniger  vorlhcilhaft  sein,  z.  B. 
wenn  die  Früchte  consumirt  sind  und  ausserdem  noch  persönliche  An- 
sprüche, z.  B.  wegen  Beschädigung  der  Sache  geltend  gemacht  wer- 
den sollen.  Die  eine  Contraktsklage  genügt  für  alle  diese  Zwecke, 
während  abgesehen  von  ihr  so  viel  Klagen,  als  besondere  Zwecke 
vorhanden  sind,  angestellt  werden  müssten. 

Die  rückwärts  eintretende  Unwirksamkeit  der  vom  Empfänger 
getroffenen  dinglichen  Dispositionen  (§.35.)  versteht  sich  von  selbst; 
hingegen  möchte  Ree.  bei  dem  folgenden  §.  3G.  (culpa,  dolus)  be- 
zweifeln, dass  der  Grad  der  culpa  sich  nach  der  Natur  des  Rechts- 
geschäfts richte  (d.  h.  des  sub  conditione  vesolutiva  geschlossenen 
flauptgeschäfts)  und  der  Anspruch  wegen  der  culpa  mit  der  betref- 
fenden Contraktsklage  verfolgt  werden  könne.  Der  Verf.  fusst  auf 
die  1.4.  pr.  de  lege  comm.  (18.3.),  welche  dies  für  den  Kaufcon- 
trakt  ausspricht.  Diese  Bestimmung  lässt  sich  allerdings  gcnerali- 
siren,  aber  doch  nur  bis  zu  einer  gewissen,  innerlich  gebotenen 
Gränzc.  Nämlich  der  Contrakl  muss  doch  von  der  Beschaffenheit 
sein,  dass  daraus  der  Tradent  überhaupt  eine  Klage  hat.  Wie  aber 
bei  der  Schenkung?  Ist  hier  eine  solclie  culpa  von  Seiten  des  Be- 
schenkten hinsichtlich  der  geschenkten  Sache  möglich,  die  von  Seilen 
des  Schenkers  mit  der  Contraktsklage  verfolgt  werden  könnte? 
Nein!  Was  bleibt  also  übrig?  Nach  der  Theorie  des  Verfs.  bloss 
die  rei  vindicatio  oder  condictio,  je  nachdem  hier  eine  eigentliche 
oder  uncigenlliche  Resolutivbedingung  vorlag.  Diese  sind  aber  für 
diesen  Zweck  zu  eng.  Nach  unserer  Theorie  kömmt  hier  die  <nl. 
praescriptis  verbis  (auf  Restitution  des  Besitzes)  zur  Anwendung  und 
mit  ihr  ist  ebensowohl  ein  sicheres  Prinzip  zur  Bestimmung  des  Gra- 
des der  culpa  gegeben,  wie  ein  ganz  reguläres,  normales  Rechts- 
mittel zur  Verfolgung  des  angestifteten  Schadens. 

Hinsichtlich  des  pericutum  iulcritus  (§.  37.)  beweist  der  Verf. 
aus  den  Quellen  (arg.  I.  2.  de  lege  comm.  (18.  3.)  uud  /.  2.  §.  1-, 
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/.  3«  de  in  diem  add.  (18.2.))»  dass  wenn  pendente  conditione  die 
Sache  untergegangen,  der  Eintritt  der  Bedingung  (ob  sie  eine  ca- 
suelle  oder  potestalive  war,  ist  einerlei)  die  gewöhnliche  Wirkung 
habe,  also  die  rückwärts  erstreckte  Auflösung  des  Vertrages.  Wie 
es  sich  hinsichtlich  des  periculum  deterioralionis  verhalte  (§.  38.),  ist 
an  sich  klar.  Dass  die  rückwärts  eintretende  Wirksamkeit  der  vom 
Tradenten  getroffenen  Dispositionen  über  die  Sache  (§.  39.)  nicht  noch 
erst,  wie  der  Verf.  annimmt,  seiner  Ratihabilion  bedürfe,  ist  bereits 
oben  ausgeführt. 

Die  Wirkungen  zu  Gunsten  des  Empfängers  (B.  §.  40.)  bedürfen 
mit  Ausnahme  der  Frage:  ob  er  neben  dem  ihm  zu  restituirenden 
Kaufpreis  nicht  auch  Zinsen  desselben  verlangen  könne,  da  er  ja 
selbst  die  Früchte  herausgeben  niuss,  keiner  Besprechung.  Diese 
Frage  aber  wird  vom  Verf.  verneint;  ob  jedoch  der  von  ihm  benutzte 
Grund,  dass  die  ein  blosses  Rcscript  enthaltende  /.  6.  f. /.  C.  de 
pact  inter  emt.  (4.  54.)  der  Zinsen  nicht  gedenke,   schlagend  ist, 
inuss  Ree.  bezweifeln  und  damit  die  Haltbarkeit  der  ganzen  Ansicht. 
Denn  dass  abgesehen  von  einem  entgegenstehenden  positiven  Zeug- 
nisse die  Bejahung  jener  Frage  mehr  für  sich  hat,  lässl  sich  doch 
wohl  kaum  in  Abrede  stellen.     Man  bedenke  zunächst  die  Rechts- 
gleichheit  beider  Pariheien.   Der  Verkäufer  bekömmt  die  Sache  mit 
den  Früchten  zurück,  soll  er  die  Zinsen  behalten?  Man  bedenke, 
dass  gerade  der  Zustand  hervorgerufen  werden  soll,  ac  si  nulla  emtio 
contracta  fuisset;  ohne  Verkauf  würde  aber  der  Tradent  die  Zinsen 
nicht  lukrirt  haben.    Man  nehme  ein  grosses  Landgut,  welches  für 
200,000  Thlr.  sub  conditione  resolutiva  verkauft  ist.   Nach  10  oder 
20  Jahren  tritt  die  Bedingung  ein,  und  jetzt  soll  der  Empfänger  die 
Früchte  restiluiren,  allein  die  Zinsen,  d.  h.  eine  Summe  von  nahe  an 
resp.  weit  über  100,000  Thlr.  cinbttssen.   Man  bedenke  ferner,  dass 
die  Römer  gerade  der  Rechtsgleichheit  wegen  bei  einem  unbedingten 
Kauf  dem  Käufer  die  Verzinsung  des  Kaufpreises  auflegen,  weil  er 
die  Früchte  zieht.  Ausserdem  bietet  sich  uns  noch  eine,  wie  uns 
scheint,  schlagende  Analogie*)  aus  dem  römischen  Recht  selbst  dar. 
Es  ist  dies  der  Fall  der  Redhibition  —  ein  Fall,  der  hier  um  so  eher 
benutzt  werden  darf,  als  die  römischen  Juristen  dies  in  einer  andern 
Beziehung,  der  accessio  possessionis,  selbst  thun,  /.  6*  §•  1*  de  diu. 
temp.  praescr.  (44.3.)  und  /.  19.  de  usurp.  (41.  3.),  ja  letztere  Stelle 
ausdrücklich  erklärt:  quoniam  eo  genere  reboacta  venditio  (durch 

*)  S.  auch  /.  13.  de  reh.  enr.  (27.9.)  verb.: . .  exceptio  doli  opponitur  pretittm 
et  medii  temporin  u*uras,  guae  creditoribus  debentur,  non  offerenti. 
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Eintritt  der  Resolutivbedingung)  esset  redhibitioni  simifis.  Bei 
der  act.  redkibitoria  ist  aber  unsere  Frage  entschieden  zu  bejahen: 
/.  27.  de  aed.  ed.  (21.  1.):  Debet  autem  reeipere  pecuniam,  quam 
dedit  pro  eo  homine  vel  si  quid  accessionis  nomine.  Dari  autem 
non  id  so/um  aeeipiemus,  quod  numeratur  venditori,  utputa  pre- 
tium  et  usuras  ejus^  sed  et  si  quid  emptionis  causa  erogatum  est* 
...  Indemnis  enim  emptor  debet  discedere. 

Im  April  1847. 
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Dritter  Artikel. 

25.  Essai  historique  sur  la  question  de  la  succession  du  Royaume  de 
D annemark  et  analyse  de  droit  quant  aux  Duches  de  Slesvig  et  de 
Holstein  par  le Baron  Conslant Dirck inck- Holmfeld,  Dr.  en 
droit,  bailli  et  gentilhomme  de  la  chambre  de  Sa  Majeste  Danoise. 
Coopenhague,  Jmprimerie dcBianco Luno,  1844. 155  S.8.($Thlr.) 

26.  Die  Addressen  der  Ständcversammlungen  in  Itzehoe  und  Boeskilde, 
und  der  Laucnburgischcn  Ritter-  und  Landschaft  in  Beziehung  auf 
die  staatsrechtliche  Selbstständigkeit  der  flerzogthümer  Schleswig, 
Holstein  und  Lauenburg.  Mit  einem  Vorworte  u.  einer  Stammtafel  v. 
Dr.  Karl  Lorentzen.  Kiel,  Bünsow,  1845.40  S.  8.  (Geh.^Thlr.) 

27.  Verhandlungen  der  Dänischen  u.  Holsteinischen  Suindeversararalu Il- 
gen des.  J.  1844.  über  die  Erbfolge  in  d.  Herzogthümern  Schleswig, 
Holstein u. Lauenburg.  Schlesw.,Bruhn,  1845.380S.8.  (Geh.l  JTh.) 

28.  Zweite  polemische  Erörterung  über  die  schleswig-holsteinische 
Staatssuccession  v.  Dr.  A.L.  J.  Michels  en,  Geh.  Justizmord.  Prof. 
d.  R.  und  Beisitzer  d.  Schöffenstuhls  zu  Jena.  Mit  bisher  ungedruck- 
ten Urkunden.  Leipzig,  Weidmännische  Buchhandlung,  1846. 
144  S.  8.  (Geh.  £  Thlr.) 

Herr  Baron  Dirckinck,  den  wir  bereits  bei  Gelegenheit  von 
Nr.  23.  kennen  gelernt  haben,  und  auf  den  wir  noch  später  zurück- 
kommen werden,  hat  sich  schon  früher  wiederholt  in  dänischer  und 
deutscher  Sprache  vernehmen  lassen,  um  die  Existenz  eines  soge- 
nannten dänischen  Gesammtslaates  zu  beweisen.  Er  spricht  sich  da- 
rüber folgendermaassen  aus:  Der  „dänische  Staat",  worunter  so- 
wohl das  Königreich  Dänemark,  als  die  Herzoglhümer  Schleswig- 
„  Holstein  und  Lauenburg  verstanden  werden,  bildet  eine  Einheit;  das 
Völkerrecht  weist  diesem  Reiche,  dessen  Existenz  durch  alte  und 
neue  Verträge  hinreichend  gesichert  ist,  eine  sichere  und  unerchttt- 
terliche  Stellung  an.  Da  der  Verf.  indess  wohl  fühlen  mag,  dass 
diese  ,, rationelle4'  Ansicht  nicht  überall  als  die  einzig  richtige  werde 
angesehen  werden,  so  giebt  er  sich  die  grössle  Mühe,  seine  Behaup- 
tung, dass  ein  dänischer  Gesammtstaat  vorhanden  sei,  auch  juristisch 
zu  begründen,  ohne  in  dieser  Beziehung  glücklich  zu  sein.  Die  un- 
ter Nr.  25.  vorliegende  Arbeit,  deren  Herausgabe  durch  zufällige 
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Umstünde  verzögert  ward,  hatte  das  eigene  Unglück,  dass  sie  unge- 
fähr zu  gleicher  Zeit  mit  dem  trefflichen  Werke  Samwers  (Nr.  24.) 
erschien,  in  welchem  alle  die  Beweise,  welche  Herr  Baron  v.  Dirckinck 
beibringt,  im  Voraus  widerlegt  sind.  Ans  der  Vorrede,  in  welcher 
der  Verf.  sich  auf  eine  nicht  eben  bescheidene  Weise  über  seine 
schriftstellerische  Thätigkeit  auf  dem  hier  bearbeiteten  Felde  aus- 
spricht, erfahrt  man,  dass  die  vorliegende  Schrift  ursprünglich  be- 
stimmt war,  dem  ausgezeichnetsten  Manne  unseres  Zeitalters  (V komme 
Je  plus  distingue  de  notre  epoque)  vorgelegt  zu  werden.  Sie  zer- 
fällt in  vier  Thcilc :  1)  den  Essai  historique  im  engern  Sinne,  2) 
Tratte  de  17G7.  et  de  1773.  Analyse  des  droits  de  la  ligne  du- 
rale de  Gollorp;  3)  Analyse  des  droits  pretendus  de  la  ligne  royale 
laterale  cadelte  de  Sonderburg  -J  ugustcnbnrg ;  und  4)  Eclaircissc- 
mc/tts  t/res  de  Vouvrage  (manuscrit)  de  M.  Ostwald. 

Die  Gründe  des  Verfs.  für  seine  Behauptung  sind  folgende:  Die 
Gültigkeit  des  (1665.  errichteten)  diinischeii  Künigsgesclzes  für  den 
allezeit  königlichen  Thcil  von  Schleswig  wird  aus  der  (1658.  erfolg- 
ten) Aufhebung  des  Lchnsverhandcs  von  Dänemark  hergeleitet,  der 
&oLlorfischc  Thcil  dieses  Landes  ist  durch  die  bekannten  Ereignisse 
des  Jahres  1721.  mit  Dänemark  vereinigt  worden,  und  dies  von  der 
goltorfischen  Linie  in  den  mit  der  älteren  königlichen  Linie  abge- 
schlossenen Verträgen  anerkannt  worden.  Die  Vereinigung  Holsteins 
mit  dem  Königreiche  gründet  sich  auf  das  Patent  von  1806.  Neues 
ist  nur  in  dem  vierten  Abschnitte  enthalten,  den  wir  hei  Gelegenheit 
von  Nr.  28.  berühren  werden.  An  historischen  Unrichtigkeiten  fehlt 
es  nicht.  Seite  38.  heisst  es  z.  B.,  das  Haus  Holstein-Beck  habe 
1770.  den  Tilcl  Herzog  von  Glüekshurg  erhalten,  dies  ist  erst  1825. 
geschehen.  Die  gotlorfische  Erbdisposilion  ist  weder  von  1607.  wie 
der  Verf.  S.  35.  anführt,  noch  von  1600.,  wie  Seite  39.  und  41.  ge- 
sagt wird,  sondern  von  1608. 

Nr.  26.  und  27.  enthalten  Actenstücke,  zu  deren  Erläuterung 
wir  einige  Worte  vorausschicken  wollen. 

Einer  der  Bürgermeister  von  Kopenhagen,  A Igrcen- Ussinp, 
stellte  in  der,  1844.  stattgefundenen  Versammlung  der  ProvinziaL 
stände  der  dänischen  Inseln-  zu  Rothschild  den  A  ut rag:  den  König 
um  Erlassung  einer  Erklärung  zu  bitten,  dahin  lautend:  „dass  die  dä- 
nische Monarchie,  das  eigentliche  Dänemark,  die  Herzogtümer  Schles- 
wig uud  Holstein,  sowie  das  Herzogthum  Lauenburg,  ein  einzi 
zertrennliches  Reich  sei,  welches  ungelheilt  nach 
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klarung  das  Verbot  jeder,  derselben  feindlichen  Erörterung  zu  ver- 
binden. —  Das  Aufsehen,  welches  dieser  Antrag  nothwendig  in  den 
Herzogtümern  erregen  musste,  ward  noch  dadurch  vermehrt,  dass 
der  königliche  Commissar  in  der  Ständeversammlung,  der  geheime 
Staatsminister  Oerstedt,  sich  im  Ganzen  beifällig  über  denselben 
geäussert  und  erklärt  halte,  er  glaube,  dass  der  König  die  Wünsche 
und  Ansichten  der  Versammlung  in  dieser  Beziehung  unzweifelhaft  gern 
entgegennehmen  werde.  In  der  zu  gleicher  Zeil  versammelten  holsteini- 
schen Ständcversammlung  ward  (im  November)  durch  den  Klosterprob- 
sten  Grafen  von  Hevcntlow  von  Preetz  der  Antrag  gemacht,  eine 
Vorstellung  an  den  König  zu  beschliessen,  worin  unter  Darlegung 
der  Rechte  des  Landes,  so  wie  der  Stimmung  des  Volkes,  eine  Ver- 
wahrung gegen  jeden  Eingriff  in  die  staatsrechtliche  Stellung  des 
Landes  niedergelegt  werde.    Die  Versammlung  ging  darauf  ein,  die 
Stände  zu  Rothschild  dagegen  beschränkten  sich  auf  die  Bitte,  um 
Erlnss  einer  Erklärung  in  Bezug  auf  die  Erbfolge,  ohne  sich  die  An- 
träge wegen  des  Verbots  der  Discussion  üher  diesen  Gegenstand, 
und  der  Unzertrcnnlichkeitserklärung  anzueignen.    Zu  gleicher  Zeit 
wandte  sich  die  Ritter-  und  Landschaft  des  Herzogtums  Lauenburg 
an  den  König  von  Dänemark  mit  einer  Addresse,  worin  sie  unter 
Bezugnahme  auf  die  Ereignisse  in  der  rothschildcr  Stä'ndeversamm- 
lung,  die  Ueberzcugung  von  der  fortdauernden  Selbstständigkeit  des 
Herzogthums,  ungeachtet  seiner  Verbindung  mit  Dänemark,  aussprach, 
und  ihr  Vertrauen  erklärte,  dass  der  König  den  Bestrebungen,  die 
Selbstständigkeit  Lauenhurgs  zu  vernichten ,    keine  Folge  geben 

würde.  *H'V*  C 

In  Nr.  26.  finden  sich  alle  drei  Vorstellungen  abgedruckt,  und 
ausserdem  die  von  dem  oben  erwähnten  Grafen  Reventlow  entwor- 
fene Addresse  der  holsteinischen  Ständeversammlung  von  1844.,  und 
die  Antwort  des  Königs  darauf.  In  ersterer  ist  auf  die  Spannung 
zwischen  Dänemark  und  den  Herzogthümern  hingewiesen,  und  darauf 
aufmerksam  gemacht  worden,  dass  die  gestörte  Eintracht  nur  durch 
unparteiische  vollständige  Sonderung  aller  Verhältnisse,  welche  bis- 
her zu  Beschwerden  über  Prägravationen  und  Zurücksetzung  des  ei- 
nen Theils  gegen  den  andern  Veranlassung  gegeben,  wiederhergestellt 
werden  könne.  Der  König  erklärt  in  seiner  Antwort,  dass  seine  Be- 
strebungen dahin  gehen,  den  verschiedenen  Nationalitäten  seiner 
Unterthanen  und  deren  Rechten  eine  gleiche  Fürsorge  angedeihen 
zu  lassen,  dass  er  es  aber  für  Regentenpflicht  halten  müsse,  den  ein- 
seitigen Bestrebungen  entgegen  zu  treten,  welche  auf  Sonderung  der 
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Inlercsscn  der,  die  gesammte  Monarchie  bildenden  Landeslheile  ge- 
richtet  seien. 

Das  Vorwort  ist  dazu  bestimmt,  dem  mit  den  einschlagenden  Fra- 
gen weniger  vertrauten  Leser  der  mitgclhciitcn  Actenstückc  das  Ver- 
sländniss  derselben  zu  erleichtern.  Es  enthält  unter  Andenn  eine 
kurze  Ausführung  des  Erbfolgerechts  in  Lauenburg,  welches  hiernach 
agnatisch  ist.  Der  Vorrcduer  ist  wegen  dieses  Vorworts  auf  die 
Anklage  der  Majcstätsheleidigung  und-  der  öffentlichen  Injurie  gegen 
den  dänischen  Staalsminister  Oerstcdt  in  erster  Instanz  zu  einjäh- 
riger Festungsstrafe  verurlhcilt  worden. 

Nr.  27.  enthüll  die  ausführlichen  Verhandlungen  der  Stände- 
versammlungen in  Rothschild  und  Itzehoe  über  die  Erbfolge.  Da  wir 
in  Deutschland  verhält  nissraässig  wenig  über  die  Ansichten  der  Da- 
nen in  Bezug  auf  diese  Frage  hören,  so  sind  die  Verhandlungen  der 
ersteren  Versammlung,  an  welchen  die  meisten  politischen  Nolabili-' 
täten  Dänemarks  uud  unter  ihnen  der  ,, erste  Jurist"  dieses  Landes, 
der  geheime  Staalsminister  Oerstcdt,  als  königlicher  Commissar, 
Theil  genommen  haben,  von  besonderem  Interesse.  So  verschiedene 
Ansichten  bei  dieser  Gelegenheit  in  dem  rolhschilder  Ständesaale 
laut  geworden  sind,  so  blickt  doch  überall  der  Grundsatz  durch:  die 
deutschen  Ilerzogthümcr  müssen  um  jeden  Preis  auch  ferner  densel- 
ben Regenten  haben,  wie  Dänemark.  —  Ree.  muss  es  sich  leider 
versagen,  auf  diese  in  mehrfacher  Beziehung  interessanten  Verhand- 
lungen näher  einzugehen  und  will  sich  daher  darauf  beschränken,  die 
rechtlichen  Gesichtspunkte  hervorzuheben,  welche  zur  Sprache  ge- 
kommen sind. 

Der  Antragsteller  nimmt  an,  dass  Schleswig  1720.  und  Holstein 
1806.  mit  Dänemark  vereinigt  sei,  und  fügt  hinzu,  dass  der  König 
als  souverainer  Herrscher  vollkommen  berechtigt  sei,  sich  im  Ver- 
hältnisse zu  den  Unterthanen,  über  die  unverbrüchliche  Einheit  und 
Uniheilbarkeit  des  Reichs  auszusprechen.  In  beiden  Punkten  tritt 
die  Comile  dem  Antragsteller  bei,  obgleich  sie  im  Uebrigen  erklärt, 
dass  sie  sich  weder  auf  eine  Entwickelung  der  Beschaffenheit  der  vor- 
handenen Staatseinheit  einlassen,  noch  auf  eine  Untersuchung  der 
Frage  eingehen  wolle,  inwieweit  die  Bedingungen  einer  vollständi- 
gen Staatseinheit  stattfänden.  Daneben  wird  von  mehreren  Seiten, 
und  namentlich  von  dem  königlichen  Commissar  eingeräumt,  dass  das 
Recht  nicht  ganz  unbestritten  sei.  Dessen  ungeachtet  stimmten  nor 
zwei  Abgeordnete  gegen  den  Antrag,  von  denen  einer  als  Motiv  sei- 
ner Abstimmung  angab,  dass  er  in  Betreff  der  Erbfolge  nicht  zu  et- 
Krit.Jahrb.f.D.RW,  Jahrg. XI.  H.X.  58 
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ncr  so  klaren  Ansicht  gekommen  sei,  wie  die  Comite.  Mehrere  Red- 
ner  haben  auch  der  von  den  Agnaten  zu  erhebenden  Ansprüche  ge- 
dacht, allein  nur  einer  derselben,  der  Vicepräsidcnt  Larsen,  Pro- 
fessor der  Rechte  zu  Kopenhagen,  hat  die  rechtliche  Natur  dieser 
letzteren  berührt.  Er  tritt  der  in  dem  Dirckinck'schen  »essai" 
(Nr.  25.)  aufgestellten  Ansicht  beij  wonach  nach  dem  Aussterben 
des  Mannsstammes  des  Königshauses  die  übrigen  oldcnburgischcn  Li- 
nien deshalb  keine  Erbrechte  auf  Schleswig  und  Holstein  hätten, 
weil  dort  deutsches  oder  sächsisches  Lehnrecht  gegolten  habe. 

Die  Verhandlungen  der  holsteinischen  Ständeversararolung,  de- 
nen der  zweite  Abschnitt  des  Buches  gewidmet  ist,  zeichnen  sich 
durch  die,  in  ihnen  herrschende  Besonnenheit  und  Leidenschaftlosig- 
keit  auffallend  vor  denen  der  rolhschilder  Stande  aus.  Neue  Rechts- 
gründe für  die  staatliche  Getrenntheit  der  Herzogtümer  und  Däne- 
marks kommen  nicht  vor,  nur  auf  eine  Art  der  Anerkennung  dieses 
Verhältnisses  von  Seiten  der  Regierung,  ist  hier  zuerst  aufmerksam 
gemacht.  In  mehreren,  in  neuerer  Zeit  mit  auswärtigen  Mächten 
abgeschlossenen  Verträgen  finden  sich  nämlich  beide  Herzogtümer 
und  auch  Schleswig  allein,  neben  dem  Königreiche  Dänemark  ge- 
nannt, was  gegen  die  Ansicht  von  der  Existenz  der  sogenannten  Ge- 
sammtmonarchic  spricht.  Auch  in  diesen  Verhandlungen,  wie  in 
vielen  Schriften  jener  Zeit,  findet  sich  die  Erwartung  ausgesprochen, 
dass  der  König  nicht  auf  den  Antrag  der  rothschilder  Stände  einge- 
hen werde.  In  der  dem  Landesherrn  übergebenen  Rechtsverwahrung, 
deren  Verfasser  der  Bürgermeister  von  Kiel,  Dr.  Haie  mann,  ist, 
sind  folgende  drei  Sätze  ausgeführt:  a)  die  Herzogtümer  sind  seibst- 
sländige  Staaten ;  b)  der  Mannsstamm  herrscht  in  den  Herzogtü- 
mern; c)  die  Herzogtümer  sind  fest  mit  einander  verbundene  Staa- 
ten. Zur  Erläuterung  des  Ganzen  dienen  ein  Vorwort  und  ein  kurzes 
Schlusswort;  den  Verhandlungen  der  dänischen  Stände  sind  hin  und 
wieder  Bemerkungen  zugefügt.  Die  Uebersetzung  kündigt  sich  als 
eine  getreue  an,  und  wir  haben  keinen  Grund  zu  bezweifeln,  dass 
sie  dies  sei.  In  anderer  Beziehung  lässt  sie  aber  viel  zu  wünschen 
übrig. 

Nr.  28.,  gewisser  Maassen  eine  Fortsetzung  von  Nr.  23.,  be- 
zieht sich  zunächst  auf  den  letzten  Theil  von  Nr.  25.,  und  bespricht 
folgende  Punkte:  a)  die  Belehnuug  des  sonderburgischen  Hauses  zur 
gesammten  Hand  für  das  Herzogthum  Schleswig  und  für  das  Herzog- 
tum Holstein  und  b)  das  agnatische  Erbrecht  der  Herzoge  des  son- 
derburgischen Hauses  auf  Oldenburg. 
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Herr  Baron  Dirckinck  hatte  in  seiner  erwähnten  Schrift  fol- 
gende Behauptungen  aufgestellt:  für  Schleswig- Holstein  habe  sächsi- 
sches Lehnrecht  gegolten,  nach  welchem  das  Lehn  sich  nur  in  der 
niedersteigenden  Linie  vererbe,  nicht  auf  die  Seiten  verwandten. 
Uni  diesen  ein  Erbrecht  zu  verschaffen,  sei  die  sächsische  Belehnung 
zur  gesammten  Hand  erfunden,  die  am  Ende  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts für  beide  Herzogtümer  üblich  gewesen.  Die  Gesammlbe- 
lehnung  sei  der  alleinige  Grund  der  Erbfolge  der  Seitenlinien;  erfor- 
dere aber  stets  rechtzeitige  und  gehörige  Muthung  und  Lehnserneu- 
erung. Diese  sei  für  die  bestehenden  Nebenlinien  des  Hauses,  seit 
1(549.  für  Schleswig  und  seit  1751.  Tür  Holstein  nicht  erfolgt,  mitbin 
die  gesammte  Hand  nicht  gewahrt,  folglich  das  Successionsrccbt 
derselben  verloren.  Diese  Ansicht  hatte,  wie  zu  Nr.  27.  erwähnt, 
Herr  Professor  Larsen  in  der  rolhschildcr  Sländevcrsammlung  vor- 
gebracht, und  dort  dafür  das  Lob  historisch-juristischer  Gründlichkeit 
geerntet.  Herr  Mich  eisen  widerlegt  sie  durch  die  Bemerkung,  dass 
in  Schleswig- Holstein  nicht  das  sächsische,  sondern  das  gemeine 
deutsche  Lehnrecht  gegolten,  und  dass  nach  diesem  zu  der  Zeit,  auf 
welche  es  ankommt,  die  Abstammung  vom  ersten  Erwerber,  den 
Agnaten  ein  gegründetes  Erbrecht  giebt. 

In  dem  zweiten  Abschnitte  wird  das  Erbrecht  der  Herzoge  des 
sonderburgischen  Hauses  auf  Oldenburg  nachgewiesen. 

Als  Anhang  findet  sich  eine,  früher  als  Univcrsiläts-Programm 
erschienene,  bisher  nicht  in  den  Buchhandel  gekommene  Abhandlung  : 
Ueber  die  ehemaligen  Landestheilungen  in  Schleswig- Holstein  unter 
dem  oldenburgischen  Hause. 

In  dem  Vorworte  wird  der  Samwcrschen  Schrift  (Nr.  24.) 
die  verdiente  Anerkennung  gezollt.  Ein  kurzes  Nachwort  lässt  sich 
über  den,  während  des  Druckes  der  Abhandlung  erschienenen,  kö- 
niglich dänischen  „olFenen  Brief4*  vom  8.  Juli  aus. 

Den  Schluss  des  Werkes  bilden  zwölf  bisher  ungedruckte  Urkun- 
den, unter  denen  ein  Lehnbrief  über  Schleswig  aus  dem  Jahre  1663. 
deshalb  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  weil  es  in  der  dänischen 
Staatsscbrift  als  zweifelhaft  dargestellt  wird,  ob  diese  Belchnung 
stattgefunden  habe. 

Im  August  1847. 
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II.  Anzeigen, 

Die  Begründung  des  Rechts  nnd  die  Aufhebung  der  Sittenlehre 
durch  die  Hechtsichre  als  notwendiges  Erforderniss  vorgestellt 
von  Marl  Weiuboltz.  Rostock,  Leopold,  1847.  67  S.  8. 
(Geb.  \  Thlr.) 

Die  Aufgabe  dieser  wunderlichen  Schrift  ist  auf  dem  Titel  an- 
gegeben ;  es  soll  die  Sittenlehre  durch  die  Rechlslebre  aufgehoben 
werden.  Die  Lisung  dieser  Aufgabe  scheint  uns  ein  nutzloses  Kunst- 
stuck zu  sein,  wenn  es  sich  blos  um  die  Doctrinen  von  Moral  und 
Recht,  nicht  aber  um  Moral  und  Recht  seihst  handelt,  indem  alsdann 
blos  das  Verdienst  bliebe,  diese  oder  jene  Morallheorie  als  einseitig 
dargestellt  zu  haben.  Mehr  scheint  der  Verf.  allerdings  nicht  ge- 
wollt zu  haben.  Er  stellt  das  Gute  mit  „Gehen44,  das  Sittliche 
mit  ,, Sitzen"  und  das  Recht  mit  ,, Regen**  zusammen.  Die  nur  be- 
grifflich behandelte  Sittenlehre  gewähre  nur  Begriffsbestimmungen, 
welche  die  oberflächliche  Bedeutung  und  das  äussere  Verhältniss  der 
sittlichen  Begriffe  theils  vorstellen,  theils  erkennen  Hessen,  aber 
weder  lebendige  Einsicht  noch  die  zur  richtigen  Anwendung  nölhige 
Klarheit  verschafften.  Die  sittlichen  Begriffe  seien  nur  Fassungen 
von  Seiendem,  ohne  Beziehung  auf  Andres,  dem  Werden  und  der 
Bewegung  Angehörendes.  Aber  nicht  blos  als  begriffliche  dürfe  die 
Sittenlehre  aufgehoben  werden,  sondern  als  solche,  als  Sittenlehre 
Uberhaupt,  insofern  sie  den  Gesichtspunkt  der  Sitte  festhalte,  wel- 
cher nicht  allein  eine  begriffliche  unlebendige  Abgeschlossenheit  vor- 
stelle, sondern  auch  etwas  Passives,  UnlbUtiges  andeute,  das  dem 
innern  Leben  und  Weben  des  Menschen  üusserlich  sei.  Die  Ent- 
wickelung  erheische  überhaupt  eine  sie  betreffende  Regung,  die  Bil- 
dung eine  thätige  Entwickelung.  Aus  dem  Regen  erhebe  sich  das 
Recht,  wie  aus  dem  Gehen  das  Gute  u.  s.  w.  Das  Ganze  scheint  eine 
Anwendung  des  Vorwurfes,  den  man  dem  Logischen  gemacht  hat, 
dass  es  zeit-  und  thatenlos  sei,  auf  das  Sittliche  zu  sein.  Dem  Ref., 
der  sich  mit  den  übrigen  Schriften  des  Verfs.,  welche  oft  von  ihm 
selbst  citirt  werden,  nicht  bekannt  gemacht  hat,  ist  das  Ganze  nicht 
einleuchtend  geworden,  und  er  muss  die  auf  die  LectUre  der  Schrift 
verwendete  Zeit  für  eben  so  verloren  halten,  als  Raum  und  Zeit  bei 
einer  ausführlicheren  Mittheilung  der  Erörterungen  des  Verfassers 
rein  verloren  werden  würden. 
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Der  nationale  Standpunkt  in  Beziehung  auf  Recht,  Staat  und 

Kirche.  Dargelegt  in  einer  Reihe  von  Aufsätzen  aus  früherer  und 
spaterer  Zeit,  von  J9r.  Christian  Friedr.  Elvers,  Kurfürstl. 
Hessischer  Oberappellaliobs -Rath,  früher  Prof.  d.  R.  in  Göttingeo 
u.  Rostock.  Kassel,  Kriegerische  Buchhandl.,  1845.  LX1U  u. 
580  S.  gr.  8.    (Geh.  3  Thlr.) 

Der  Verf.  hat  unter  diesem  Titel  43  verschiedene  Aufsätze  zu- 
sammengestellt, die  er  bereits  früher  in  Zeitschriften  hatte  abdrucken 
lassen.  Auch  finden  sich  Auszüge  aus  früheren  abgesondert  erschie- 
nenen Schriften  darunter.  Bei  dem  wissenschaftlichen  Werthe  der 
meisten  wiederabgedruckten  Aufsätze  lässt  sich  dieses  Unternehmen 
nicht  gradezu  tadeln:  einige  regelmässig  mit  solchen  Zusammenstel- 
lungen verbundene  Uebelstände  sind  indess  nicht  ganz  vermieden. 
Zun.ichst  ist  Einzelnes  wiederabgedruckt,  was  jetzt  kein  Interesse, 
wenigstens  kein  allgemeines  Interesse  mehr  hat,  z.  B.  ein  nur  die 
Gegenstände  kurz  andeutender  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  deut- 
sches Staatsrecht,  für  des  Verfs.  Zuhörer  im  Jahre  1824.  gedruckt, 
ein  Aufsalz  über  die  Ernst  Emil  HofTinann'sche  Sache,  eine  Rede  bei 
der  Feier  der  fünfzigjährigen  Regierung  des  Grossherzogs  Friedrich 
Franz  von  Mecklenburg  u.  s.  w.  Dann  ist  Manches,  was  seiner  Zeit 
ein  guter  Artikel  in  einer  Zeitschrift  war,  doch  an  sich  nicht  bedeu- 
tend genug,  um  den  Wiederabdruck  zu  verdienen.  Endlich  hat  der 
Verf.  bei  seiner  journalistischen  Thäligkeit  recht  angelegentlich  ge- 
wisse Lieblingsideen  zu  verarbeiten  und  verbreiten  gesucht,  und  es 
ist  also  natürlich,  dass  in  einer  ganzen  Reibe  von  Artikeln  dieselben 
Ideen  immer  aufs  Neue  vorgeführt  und  verarbeitet  werden.  Bei  der 
ZeitschriflcnlectÜre  kann  hieran  Niemand  Anstoss  nehmen,  wohl  aber 
ist  es  ein  sehr  wesentlicher  Uebelstand,  wenn  man  in  einem  Buche 
dieselbe  Idee,  dieselbe  Ansicht  wieder  und  immer  wieder  trifft,  und 
diesen  Uebelstand  hat  der  Verf.  nicht  sorgsam  genug  vermieden. 

Die  einzelnen  Aufsätze,  welche  sich  auf  Staat,  Recht  und  Kirche 
beziehen,  und  sich  mit  Vermeidung  des  wissenschaftlichen  Details 
in  der  allgemeinen  Sphäre  halten,  können  wir  nicht  durchgehen,  son- 
dern müssen  uns  darauf  beschränken,  sie  im  Allgemeinen  zu  charac- 
terisiren.  In  der  sehr  interessanten,  60  Seiten  langen  Vorrede,  in 
welcher  der  Verf.  seine  eignen  Schicksale  und  seinen  wissenschaft- 
lichen Standpunkt  darstellt,  hauptsächlich  aber  die  Culturverbällnisse 
seines  Vaterlandes,  des  Herzogthumes  Schleswig,  schildert,  finden 
wir  hierzu  den  Anknüpfungspunkt.  Der  Verf.  bekennt  sich  zur  histo- 
rischen Schule,  und  seine  Aufmerksamkeit  bat  sich  besonders  auf  das 
Wesen  der  Gewohnheit  und  das  „eigentliche  Volksleben11  gerichtet. 
Jn  den  Naturrechtslehrern  und  allen  Vertheidigern  abstracter  Rechts- 
bildungen hat  er  die  Hauptverächter  volkstümlicher  Rechtsbildungen 
erkannt,  ,,in  deren  Bestrebungen  gleichinässig  die  französische  Re- 
volution und  die  modernen  Gesetzbücher  gegründet  seien. "  Durch 
sämintliche  Aufsätze  ziehen  sich  die  Consequenzen  dieses  Standpunkts. 
Von  neuen  Gesetzgebungen,  von  den  modernen  Verfassungen  hält  der 


Digitized  by  Google 


918  Elvert,  Der  nation. Standpunkt  in  Bez.  a.  Recht,  Staat  u.  Kirche. 

Verf.  nicht  viel,  er  hegt  dagegen  vor  dem  was  geschichtlich  besteht, 
eine  heilige  Scheu  und  Ehrfurcht,  indem  er  in  ihm  nur  das  innerste 
Leben  des  Volkes  erblickt,  hebt  überall  das  VolkslhQmliche  und  Na- 
tionale mit  grossem  Nachdrucke  hervor,  und  will  das  Recht,  welches 

in  dieser  Beziehung  nicht  mehr  so  ist  wie  es  sein  sollte,  nicht  durch 
eine  vernünftige  Legislation,  sondern  durch  Antheil  des  Volks  an  der 
Rechtspflege  restauriren.  Der  Gesetzgeber  soll  die  im  Volke  leben- 
den Rechtsideen,  die  eben  das  sind  was  bei  der  Sprache  die  von 
Herder  also  genannte  innere  Sprache,  das  Bild,  das  Merkmal,  das 
sich  Jeder  davon  macht,  anerkennen,  und  sich  zu  Schutz  und  P/lege 
des  inneren  Rechts  berufen  glauben.  Sowenig  wir  das  Wahre  und 
Achtungswürdige  verkennen,  was  sich  aus  solchen  Lebreo  entnehmen 
lüsst,  so  müssen  wir  ihnen  doch,  wo  sie  ohne  durch  klaren  Verstand 
und  Rücksicht  auf  Bcdürfniss  und  Richtung  der  Gegenwart  gemässigt 
zu  sein  auftreten,  entschieden  opponiren.  Die  Sülzt  vom  innern  or- 
ganischen Entstehen  und  Wachsen  des  Rechtes,  von  der  Tiefe  der 
Nationaleigenthütnlichkcit,  von  der  (Kontinuität  der  Zustände,  der 
Pietät  gegen  das  historisch  Gewordene,  die  eingemischte  Erbaulich- 
keit und  der  Widerwillen  gegen  Aufklärung  und  eignes  Schaffen,  was 
schlechthin  mit  der  Revolution  zusammengestellt  wird,  haben  bereits 
in  Deutschland  ein  eigentümliches  cant,  oder  Phrasen-  und  Character- 
wesen  entstehen  lassen.  Ein  solches  Gemisch  von  Redensarten,  Lieb- 
habereien und  Empfindungen  kann,  wie  eben  das  englische  cant,  Basis 
Öffentlicher  Zustände  sein;  man  hat  von  diesem  Ausgangspunkte  aus 
bereits  neuen  Legislationen  und  Verfassungen  opponirt,  gegen  das 
Bedürfniss  der  Zeil  provinciclle  und  ständische  Sonderungen  gellend 
gemacht,  und  sogar  einen  „Grundsatz  der  Successivität"  empfohlen, 
nach  welchem  eine  Verfassung  nicht  auf  einmal,  sondern  in  der  Form 
successive  erscheinender  Freiheitsbriefe  zu  geben  ist,  um  damit  wenig- 
stens den  Schein  des  Iiistorischen  und  Naturwüchsigen  zu  reiten. 
Wenn  gleich  zu  hoffen  ist,  dass  es  dahin  nicht  komme,  so  ist  doch 
Grund  genug  vorhanden,  besorgt  zu  sein.  Die  Nachwelt  würde  ein 
scharfes  Urtheil  über  eine  2cit  zu  fällen  haben,  in  welcher  man  eignes 
Schaffen  systematisch  verdammt  und  zu  allen  grösseren  durch  die  Re- 
dürfnissc  gebotenen  Einrichtungen  den  StofT  oder  das  Modell  aus  der 
Vergangenheit  hervorgesucht  hätte;  sie  würde  berechtigt  sein,  diese 
Zeit  als  eine  Zeit  der  geistigen  Ohnmacht  und  der  Furcht  zu  be- 
zeichnen. Eigentümlich  ist  dabei  die  Hervorhebung  des  Volkstüm- 
lichen und  Nationalen,  die  mit  Begeisterung  und  stolzer  Empfindung 
geschieht.  Jedem  tüchtigen  Menschen  ist  seine  Nationalität  lieb  und 
werlh,  es  gibt  aber  Zeiten,  wo  man  nicht  mit  jenem  Gepränge  der 
Empfindung  davon  sprechen  sollte.  So  war  im  römischen  Kaiserreiche 
das  Preisen  alter  nationaler  Dinge  ein  übles  Symptom  des  Verfalls 
der  Gegenwart,  und  so  hat  man,  wenn  wir  auch  einen  Vergleich  mit 
dem  verfallenden  römischen  Reiche  nicht  durchführen  wollen,  doch 
allen  Grund  bedenklich  zu  sein,  wenn  man  sieht,  wie  der  nationale 
Enthusiasmus  im  hohlen  Pathos  der  Sängerfeste  laut  wird,  während 
verständige  Leute  betrübt  schweigen,  wenn  man  erwägt,  dass  selbst 
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der  Sieger  nie  daran  denken  würde,  von  England  oder  Frankreich 
eine  englische  oder  französische  Landschaft  abzureissen,  während  es 
mit  deutschen  Provinzen  ganz  anders  steht,  wenn  man  endlich  be- 
merkt, dass  die  aufrichtigste  Verehrung  des  Nationalen  und  Volks- 
tümlichen nur  rückwärts  gewendet  ist,  und  den  Grund  ihres  freu- 
digen Stolzes  in  der  Vergangenheit  sucht,  dieser  Monumente  setzt, 
und  aus  dieser  Einrichtungen  hervorholt  und  restaurirt,  die  doch 
keine  allgemeine,  keine  wahre,  keine  natürliche  Erregung  des  Na- 
tionalgcfühles  hervorrufen.  Sehen  wir  nun  specieller  auf  das  Natio- 
nale im  Hechle,  so  wäre  uns  eine  sorgfältige  Prüfung  nölhig,  was 
nach  den  mannigfachen  Schicksalen  unsers  Hechlszustandes  als  na- 
tional anzusehen  sein  würde.  Wir  glauben  nicht,  dass  nur  das  ur- 
sprünglich Deutsche  hierher  gezahlt  werden  darf:  die  Fortbildung 
des  eigentlich  deutschen  nationalen  Hechts  durch  den  lebendigen  Zu- 
sammenhang der  im  Volke  vorhandeneu  Hechtsideen  mit  Anwendung 
und  Wissenschaft  ist  durch  die  Heception  fremder  Hechle,  durch  ver- 
änderte Weise  des  Hechtsprechens,  durch  die  theoretischen  Arbeiten 
des  Jurislcnstandcs  und  die  Thäligkcit  der  Legislationen  unterbrochen, 
und  es  hat  sich  ein  Hechtszustand  gebildet,  bei  welchem  eine  Sonde- 
rung des  ursprünglich  Deutschen  von  dem  eingemischten  Fremden 
kaum  einen  practischen  Nutzen  haben  kann,  indem  das  Fremde  zum 
grossen  Theile  assimilirt  und  national  geworden  ist.  Es  könnte  da- 
her immer  nur  auf  eine  genaue  Bestimmung  dessen,  was  wirklich  as- 
similirt ist  und  was  nicht,  und  sodann  auf  eine  Prüfung  ankommen, 
welche  ursprünglich  deutsche  Elemente  conservirt  sind,  und  welchen 
Sinn  sie  jetzt  haben.  In  dieser  Beziehung  finden  wir  nun  beim  Verf. 
sehr  wenig  Aufschluss;  seine  Erörterungen  hallen  sich  viel  zu  sehr 
in  der  allgemeinen  Sphäre  und  treten  den  concrctcn  Einzclnbcitcn 
lange  nicht  nahe  genug.  Bei  einer  allgemein  gehaltenen  Erörterung 
über  das  Nationale  im  Hechte  wird  die  Gefahr,  das  unpraclisch  Ge- 
wordene oder  verloren  Gegangene  noch  fortwährend  als  Keim  zukiinl- 
liger  Bildungen  zu  pllegcii  um  so  weniger  vermieden,  als  grade  die 
lii>lorischc  Schule  sich  schwer  entschlicsst,  etwas  Verlorenes  auch 
offen  verloren  zu  geben.  So  müsscu  wir  gestehen,  auf  Volksgcrichte, 
Stünde,  Genossenschaften  und  genossenschaftliches  Recht  jetzt  we- 
niger Gewicht  zu  legen.  Die  allen  Volksgerichte  exisliren  nur  noch 
in  unbedeutenden  Spuren  und  selbst  eine  jetzt  einzuführende  öffent- 
liche mündliche  Hechtspflege  würde  augenscheinlich  eine  von  jenem 
ursprünglichen  Institute  weit  entfernte  Bedeutung  haben.  Eben  so 
haben  die  allen  Stände  und  Genossenschaften  jetzt  keinen  Sinn  mein  , 
und  wer  daran  noch  zweifeln  könnte,  dem  ist  das  factum  zur  Erwä- 
gung zu  empfehlen,  dass  auf  dem  Preussischen  Landtage  ein  Mitglied 
der  Ritterschaft  die  ilio  in  partes  bei  einer  das  Brannlwcinbrcnneu 
betretenden  Frage  gefordert  hat. 

Sind  wir  sonach  mit  der  ganzen  Richtung  der  vom  Verf.  gesam- 
melten Aufsätze  nicht  einverstanden,  so  sind  doch  manche  derselben 
lehrreich  und  lesenswert!»;  so  namentlich  die  Erörterungen  über  kir- 
chenrecbllichc  Gegenstände  und  die  Abhandlung  über  die  Ursprung- 
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lieh  nationale  Rechtseinheit  Deutschlands  und  die  Möglichkeit  der  Auf- 
nahme des  römischen  Rechts  unbeschadet  dieser  Einheit.    Eben  so 
müssen  wir  im  Ganzen  die  deutsche,  patriotische  Gesinnung  aner- 
kennen, die  sich  in  der  vorliegenden  Sammlung  ausspricht.  Wir 
haben  aber  den  Abweg  angedeutet,  auf  welchem  hier  mit  Hülfe  der 
Grundsätze  der  hUtorischcu  Schule  zu  reactionären  und  unbrauchbaren 
Lehren  zu  gelangen  ist.    Von  diesem  Abwege  ist  der  Verf.  wenig- 
stens nicht  durchgängig  fern  geblieben:   er  redet  zwar  vernünftigen 
Verfassungen  das  Wort  S.  53.,  lindel  aber  doch  die  Vermittlung  der 
Nationalsache  mit  dem  königlhume  nur  in  der  persönlichen  Anhäng- 
lichkeit an  dieses  S.  122.,  er  verwirft  zwar  S.  III),  das  göttliche  Recht, 
tritt  aber  S.  22.  und  57.  als  dessen  Verlheidiger  auf.    Noch  bedenk- 
licher scheint  es  uns  zu  sein,  wenn  der  Verf.  S.  57.  der  Vorrede  die 
Mecklenburgische  Verfassung  im  Gegensatz  gegen  moderne  Verfas- 
sungen anpreiset,  wenn  er  S.  81.  den  alten  Unfug,  gegen  den  sich 
Strucnsee's  Reformen  richteten,  mit  der  „unbegränzteu  Liebe"  der 
Dänen  und  Schleswig-Holstciner  zu  ihrem  Königsbause  in  Verbindung 
bringt  und  jene  Reformen  tadelt,  oder  wenn  er  endlich  S.  80.  deut- 
sche Staatsmänner  zu  Edmund  Burke  in  die  Schule  schicken  will. 

Liebe. 


Das  Holzdiebstall  l-Gesetz  vom  7.  Juni  1821.  Für  Forstrichter, 
Justiz-,  Administrations-  und  Forstbeamte,  so  wie  Forstbesitzer, 
neu  bearbeitet  und  mit  Commentar,  Ergänzungen  u.  Beilagen  ver- 
sehen von  J>r.  Cr.  M.  MIetke,  Bürgermeister  a.  D.  Berlin, 
Mylius'sche  Buchhandl.,  1846.   Xllf  u.  330  S.  8.  (Geh.  1J  Thlr.) 

Das  in  der  Ueberschrift  genannte  K.  Preussische  Gesetz  ist  bei 
den  häufigen  Angriffen  gegen  das  Eigenthum  an  Forsten  u.  s.  w.  von 
besondrer  practischer  Wichtigkeit.  Es  zeichnet  sich  auch  durch 
manche  neue,  von  den  zeitherigen  allgemeinen  Grundsätzen  abwei- 
chende Vorschriften  sowohl  in  Betreff  des  materiellen  Rechts  als  des 
Uutersuchungsverfahrens  aus.  Das  Gesetz  war  bestimmt,  die  Forst- 
strafgesetzgebung in  den  einzelnen  Provinzen,  in  welchen  überall 
verschiedne  Forstordnungen  bestanden,  zu  regeln  und  an  die  Stelle 
der  verschiednen  Gesetze  ein  allgemeines  Gesetz  zu  setzen,  zugleich 
auch  den  zeilherigen  langsamen  Gang  der  Forststrafunlersuchuugen 
zu  beschleunigen  und  zum  Theil  die  harten  Strafbestimmungen  der 
Forstordnungen  zu  mildern.  Das  Gesetz  enthält  jedoch  auch  manche 
Lücken  und  zweifelhafte  Vorschriften  und  seit  dem  Jahre  1821.  sind 
eine  ausserordentliche  Menge  von  Declarationen  und  Ergänzungen 
durch  verschiedne  Cabinetsordres  und  Ministcrialrescripte  erfolgt, 
welche  sich  theils  in  der  Gesetzsammlung,  Uieils  und  insbesondre  aber 
in  den  Kamptz'schen  und  ähnlichen  Sammlungen  zerstreut  finden. 
Der  Verf.  hat  sie  nach  der  Reihenfolge  der  §§.  bis  auf  die  neueste 
Zeit  zusammengestellt  nebst  selbstsländigen,  einen  fortlaufenden  Com- 
mentar des  Gesetzes  bildenden  Erläuterungen  und  Vcrgleiebung  des 
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Allg.  Landrechts,  der  Criminal-  und  Gerichtsordnung,  so  wie  der 
Rheinischen  Gesetzbücher.  Die  Zahl  jener  authentischen  Interpre- 
tationen und  Ergtinzungsbestimniungen  ist  sehr  bedeutend.  Die  Ar- 
beit des  Verfs.  ist  daher  eine  sehr  verdienstliche  und  wird  gewiss  von 
den  Practikern  mit  Dank  begrüsst  werden.  Die  Darstellung  ist  ebenso 
wie  die  ganze  Anordnung  und  Vcrtheilung  des  Materials  übersichtlich, 
klar  und  zweckentsprechend.  Der  Verf.  theilt  in  dem  dritten  Abschnitte 
auch  23  Convenlionen  mit  benachbarten  Staaten  über  die  Maassregeln 
zur  Verhütung  der  Forstfrevel  in  den  Grenzwaldungen,  so  wie  einige 
Instructionen  der  Forstbeamten  und  mehrere  Publicanda  der  Landes- 
verwallungs-  und  Justizbehörden,  die  Ausführung  der  Forstarbeiten 
betreffend,  mit. 

Die  vier  Fragen,  welche  von  den  Rheinpreussischen  Gerichlsärztcn 
bei  der  Begutachtung  tödtlicher  Verletzungen  beantwortet  werden 
müssen.  Offenes  Sendschreiben  an  Se.  Excellenz  den  Herrn  Justiz- 
minister Uhden,  von  J9r«  Joseph  Härtung,  Stadlphysicus  zu 
Aachen  u.s.  w.  Aachen  u.  Leipzig,  Mayer,  1847.  35  S.  gr.  8. 
(Geh.  {  Thlr.) 

In  der  K.  Preussischen  Criminalordnung  vom  J.  1806.  ist  vor- 
geschrieben, dass  in  Tüdtungsfällcn  der  Gcrichtsarzt  darüber  sein 
Gutachten  abgeben  solle:  1)  ob  die  Verletzung  so  beschaffen  sei,  dass 
sie  unbedingt  und  unter  allen  Umständen  in  dem  Alter  des  Verletzten 
für  sich  allein  den  Tod  zur  Folge  haben  müsse,  —  2)  ob  die  Ver- 
letzung in  dem  Alter  des  Verletzten  nach  dessen  individueller  Beschaf- 
fenheit für  sich  altein  den  Tod  zurFolge  haben  müsse,  —  und  4$)  ob  sie  in 
dem  Alter  des  Verletzten,  entweder  aus  Mangel  eines  zur  Heilung 
erforderlichen  Umstände«  (accidensj  oder  durch  Zutritt  einer  äusseren 
Schädlichkeil  den  Tod  zur  Folge  gehabt  habe.    Dagegen  wurden  im 
Jahre  1818.  diese  drei  Fragen  für  die  Rheinprovinz  in  zwei  zusam- 
mengezogen, mit  Berücksichtigung  der  Unterscheidung  der  tödllichen 
Verletzungen  in  per  se  und  per  accidens  lethale.    Auf  wiederholte 
Beschwerden  über  den  nachtheiligen  Einfluss  der  nach  dieser  Instruction 
abgefasslen  Gutachten  auf  den  Ausspruch  der  Geschwornen  wurden 
im  Jahre  1833.  jene  zwei  Fragen  in  vier  aufgelöst,  deren  Beantwor- 
tung bisher  in  jedem  Tödtungsfalle  von  dem  Gerichlsarztc  verlangt 
wird.    Sie  gehen  dahin :  1)  Musste  die  Verletzung  im  Alter  des  Ver- 
letzten unbedingt  und  unter  allen  Umständen  den  Tod  zurFolge  haben? 
2)  Musste  sie  dies  nach  dessen  individueller  Beschaffenbeil  für  sieb 
allein?    3)  Halte  sie  im  Alter  des  Verletzten  den  Tod  aus  Mangel 
eines  zur  Heilung  erforderlichen  Gegenstands  zur  Folge?    4)  Elit- 
stand diese  Folge  nur  durch  den  Zutritt  einer  äusseren  Schädlich- 
keit? —  Ist  nun  dem  Verf.  zuzugestehen,  dass  schon  die  Fragstellung 
in  der  Criminalordnung  wenig  nützt,  da  bei  der  Eigenthümlichkcit 
der  einzelnen  Fälle  und  ihrer  Mannigfaltigkeit  das  Verhältniss  zwi- 
schen der  Verletzung  und  dem  Tode  so  vielfach  verwickelt  sein  kann, 
dass  es  fast  unmöglich  wird,  sie  im  Voraus  unter  genügende  und  rich- 
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tige  Unterabtheilungen  zu  bringen,  so  müssen  sich  die  Bedenken 
gegen  die  obigen  vier  Fragen  noch  erhöhen,  welche  nun  auch  von 
dem  Verf.  einzeln  durchgegangen  und  scharf  critisirt  werden.  Kann 
man  auch  den  Ausstellungen  des  Verfs.  nicht  allenthalben  beitreten, 
so  muss  man  ihm  doch  im  Allgemeinen  die  Richtigkeit  seines  Satzes 
zugestehen,  dass  jene  Fragen  weder  deutlich,  noch  erschöpfend,  noch 
endlich  sachentsprechend,  vielmehr  geeignet  seien,  neue  Zweifel  zu 
erregen  und  die  mit  der  Wissenschaft  wenig  vertrauten  Geschwornen 
leicht  irre  zu  führen.  Insbesondre  erscheinen  sie  nicht  als  genügend, 
um  durch  ihre  Beantwortung  in  jedem  Falle  den  Thalbestand  der 
Tödtung  herzustellen,  zumal  es  sehr  schwierig  ist,  die  mannigfaltigen 
bei  den  tödtlichen  Verletzungen  vorkommenden  Modifikationen  in  eine 
der  vier  Rubriken  einzuzwängen.  * 


Ein  Urtlicil  des  Königsberger  Kriminal -Senats.  Beleuchtet 
von  J)r.  Jotaann  Jacoby.  Mannheim,  Hoff,  1846.  44  S.  gr.  8. 

.(Geh.  i  Thlr.) 

Dr.  Jacoby  ist  von  dem  Criminalsenate  des  Königsberger  Ober- 
landesgerichts wegen  Majestätsbeleidigung  und  wegen  frechen,  unehr- 
erbietigen Tadels  der  Landesgesetze  zu  zwei  und  einhalbjäürigern 
Festungsarreste  verurlheilt  worden.  Die  incriminirten  Stellen  befin- 
den sich  in  Jacoby's  Schrift:  Das  Königliche  Wort  Friedrich 
Wilhe4m,s  III.  Die  Majestätsbeleidigung  wurde  in  folgenden  zwei 
Stellen  gefunden: 

„Was  alle  gesitteten  Völker  Europa's  als  die  Grundfeste  ihrer  bürgerlichen 
Freiheit,  als  die  uothwendige  Bedingung  ihres  Glücks  verehren,  —  das  kann 
unmöglich  für  uns  Preussen  ein  so  grosses  Uebel  sein ,  dass  —  um  es  abzu- 
wenden, selbst  das  Opfer  der  Fürstentreue  nicht  gescheut  werden 
dürfe, 

und 

Er  CFricd rieh  Wilhelm  IV.)  kann  der  Abtragung  jener  allen  Ehren- 
schuld seines  Hauses  sich  nicht  entziehen ,  nicht  ohne  Rechtskränkung." 

Gegenwärtige  Schrift  ist  dazu  bestimmt,  die  Entscheidungsgründe 
dieses  Erkenntnisses  zu  widerlegen. 

Man  mag  nun  über  des  Verfs.  politische  Ansichten  denken,  wie 
man  will,  soviel  scheint  doch  dem  Ref.  zweifellos  zu  sein,  dass  in 
diesen  Stellen  eine  Beleidigung  des  jetzigen  Königs  von  Preussen 
nicht  gefunden  werden  kann  und  dass  die  Interpretation,  welche  das 
Spruchgericht  diesen  Stellen  gegeben,  eine  sehr  künstliche  genannt 
werden  muss.  Der  Verf.  hat  schlagend  —  wie  dem  Ref.  dünkt  — 
nicht  blos  nachgewiesen,  dass  die  erste  Stelle,  schon  in  ihrem  Zusam- 
menhange mit  den  Vor-  und  Nachsätzen,  auf  den  jetzigen  König  nicht 
bezogen  werden  kann,  sondern  auch  gezeigt,  dass  der  jetzige  König, 
welcher  überdiess  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1815. 
nicht  entschieden  abgelehnt  —  was  auch  jetzt  der  Erfolg  bewiesen  — 
durch  eine  entsebiedne  diesfallsige  Ablehnung  sich  keine  „Verletzung 
der  Treue  eines  gegebnen  Versprechens"  zu  Schulden  hätte  kommen 
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lassen,  da  er  kein  Versprechen  gegeben,  wenn  schon  das  Ver- 
sprechen seines  Vaters  auch  für  ihn  verbindlich  gewesen,  auch  das 
Wort  „ Opfer "  nicht  gleichbedeutend  mit  „Verletzung"  sei  und  so- 
gar in  jener  Stelle  zugegeben  werde,  dass  die  Fürslcntreue  zum  Opfer 
gebracht  werden  könne  und  müsse,  wenn  es  zum  Wohle  des  Landes 
gereiche,  sonaeh  dieses  Opfer  nicht  unbedingt  unmoralisch  sei,  und 
nur  gclaugnct  sei,  dass  Iiier  eine  solche  Notwendigkeit  vorliege, 
worüber  aber  versebiedne  Ansichten  Statt  linden  könnten.  Ebenso 
macht  der  Verf.  in  Betreff  der  zweiten  Stelle  mit  Hecht  darauf  auf- 
merksam, dass  der  in  derselben  gefundne  Vorwurf  doch  nicht  eher 
Platz  ergreife,  bis  es  gewiss  sei,  dass  der  König  keine  Verfassung 
crthcilt  habe.  Dieses  sei  aber  noch  nicht  gewiss;  auch  hat  der  König 
ja  nunmehr  eine  Verfassung  gegeben.  Ebenso  hat  der  Verf.  mit 
vielem  Geschick  die  erhohne  Anklage  des  frechen,  unehrerbietigen 
Tadels  der  Landesgesetzc,  den  man  in  drei  Stellen  seiner  Schrift 
gefunden,  zu  widerlegen  gesucht. 


1.  Ueber  das  Liefemngs-Gescliäft.  Zur  Erläuterung  des  eigent- 
lichen Sinnes  der  §§.  981—987.  Tit.  11.  Thl.  I.  des  Allgera.  Land- 
rechts  von  Hans  Dan.  Ludw*  Frledr.  Hassenpflug.  (Aus 
der  juristischen  Wochenschrift  1845.  Nr.  99.  bis  104.  mit  einigen 
Verbesserungen  besonders  abgedruckt.)  Berlin,  Schröder,  1846* 
34  S.  gr.8.    (Geh.  £  Thlr.) 

2.  Ueber  den  Lieferungs -Vertrag  unter  Berücksichtigung  des 
Handels  mit  geldwerthen  Papieren  vom  Kammergerichtsrath  JDr« 
Loewcnberg.   Berlin,  Veit,  1846.   90  S.  gr.8.   (Geh.  £  Thlr.) 

Das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  stellt  im  elften  Titel  des 
ersten  Theils  die  Titel  zur  Erwerbung  des  Eigenthums  zusammen, 
„welche  sich  in  Verträgen  unter  Lebendigen  gründen."  Nachdem 
in  den  ersten  sieben  Abschnitten  von  Kaufs-  und  Verkaufsgeschäften, 
vom  Tauschvertragc,  von  Abtretung  der  Rechte,  vom  Erbschaftskaufe, 
vom  Trödelvertrage,  voo  gewagten  Geschäften  und  vom  Darlehnsver- 
trage  'gehandelt  worden  ist,  folgt  der  achte  Abschnitt:  ,,von  Ver- 
trägen, wodurch  Sachen  gegen  Handlungen  oder  Handlungen  gegen 
Handlungen  versprochen  werden."  Unter  Vorausschickung  der  all- 
gemeinen Grundsätze  (§§.  869  —  893.)  werden  als  besondere  Klassen 
der  hierher  gehörigen  Verträge  aufgeführt:  Verträge  zwischen  Herr- 
schaften und  Gesinde,  Verträge  mit  gedungenen  Handarbeitern  und 
Tagelöhnern,  mit  Handwerkern  und  Künstlern,  Verträge  über  ein 
verdungenes  Werk,  die  Aussetzung  von  Prämien,  Verlagsverträge 
und  Lieferungsverträge.  Ueber  diese  enthalten  die  §§.981  — 
987.  folgende  Bestimmungen: 

,,Wcr  sich  verpflichtet,  einem  Andern  eine  bestimmte  Sache 
für  einen  gewissen  Preis  zu  verschaffen,  wird  ein  Lieferant 
genannt.  Der  Lieferant  kann  sich  der  übernommenen  Pflicht  nicht  ent- 
ziehen, wenn  auch  die  Lieferung  durch  nachher  eingetretene  Umstände  er- 
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sehwert  wird.  Wegen  der  Falle ,  wenn  die  Lieferung  überhaupt  oder  die 
bestimmte  Art  derselben  in  Ansehung  der  Zeil  oder  des  Orts  unmöglich  oder 
mit  einer  unvorhergesehenen  Gefahr  verknüpft  ist,  hat  es  bei  den  allge- 
meinen Vorschriften  des  Titels  von  Verlrügen  ($.300 — 378.)  sein  Bewenden. 
Wenn  wegen  \cranderter  Umstünde  die  besprochene  Lieferung  zu  dem 
/wecke,  wo/u  der  Besteller  sie  bedungen  hat,  unnütz  oder  unbrauchbar 
wird,  so  kann  derselbe  zwar  den  Vertrag  widerrufen,  er  muss  aber  den 
Lieferanten  wegen  der  zur  Erfüllung  von  seiner  Seite  bereits  gemachten  An- 
stalten und  verwendeten  Bemühungen  oder  Kosten  vollständig  entschädigen. 
Soweit  der  Lieferant  zur  Zeit  des  Widerrufs  die  bestellte  Sache  ganz  oder 
zum  Theil  bereits  angeschafft  hat,  muss  der  Besteller  sie  annehmen  oder 
sich  den  öffentlichen  Verkauf  auf  seine  Gefahr  und  Kosten  gefallen  lassen. 
Nach  geleisteter  Lieferung  findet  unter  den  CnntrahcDteu  alles  das  Statt, 
was  zwischen  Kaufern  und  Verkäufern  Rechtens  ist." 

Die  Worte  ,, Lieferung u  und  liefern4'  kommen  ausserdem  öfters  im 
Landrechte  vor,  z.  B.  in  dem  siebenten  Abschnitte  („Von  Kaufleutcn") 
des  8.  Titels  des  IL  Theils  §.487.:  Wer  nur  einzelne  Lieferungen 
übernimmt,  wird  dadurch  noch  kein  Kaufmann,  und  §§.  554.  IT.: 

„Ein  Kaufmann,  welcher  auf  Jemandes  Namen  und  Credit  an  dessen  Haus- 
genossen, Dienstboten  oder  Handwerker  Waaren  verabfolgt,  thut  dies  bloss 
auf  seine  Gefahr.  Will  er  sich  an  den,  auf  dessen  Namen  die  Waaren  ab- 
geholl worden  ,  wegen  der  Bezahlung  halten,  so  muss  er  sich  einer  schrift- 
liehen Einwilligung  desselben  versichern.  Ist  diese  Einwilligung  nur  auf 
Eine  Lieferung  gerichtet:  so  berechtigt  sie  den  Kaufmann  nicht  zu 
mehrern  folgenden  Lieferungen." 

Noch  müssen  wir  die  §§.591—593.  Titel  11.  Theil  I.  („Von  gewag- 
ten Geschäften,  namentlich  vom  Verkaufe  künftiger  Sachen ")  her- 
I oi heben : 

,,Ist  eine  gewisse  Quantität  künftiger  Früchte,  ohne  Beziehung  auf  den  Zu- 
wachs eines  bestimmten  Grundstücks  versprochen  worden,  so  ist  das  Ge- 
schäft nach  den  Bcgeln  von  Lieferungen  zu  beurtheilen.  Gehört  der  Ver- 
käufer unter  die  gemeinen  Landleute,  so  wird  im  zweifelhaften  Falle  ver- 
muthet,  dass  er  die  Leistung  nur  von  dem  Zuwachse  seines  eigenen  Grund- 
stücks versprochen  habe.  Eine  Ausnahme  hiervon  findet  Statt ,  wenn  der 
Verkäufer  ein  Mann  ist,  der  sich  auf  dergleichen  Lieferungsgeschäfle  sonst 
schon  eingelassen  hat." 

Zwei  Eigentümlichkeiten  legt  das  Gesetz  dem  Lieferungsvertrage  bei, 
wodurch  er  sich  wesentlich  von  dem  Kaufvertrage  unterscheidet.  Ein- 
mal nämlich  kann  der  Besteller  den  Vertrag  widerrufen,  w  enn  die  Lie- 
ferung zu  dem  Zwecke,  wozu  er  sie  bedungen,  unnülz  oder«unbrauch- 
bar  wird  und  hat  er  dabei  den  Lieferanten  nur  für  die  zur  Erfüllung  von 
dessen  Seite  bereits  gemachten  Anstalten  und  verwendeten  Bemühun- 
gen und  Kosten  zu  entschädigen,  während  sonst  bei  der  einseitigen 
Aufhebung  der  Verträge  wegen  Vereitelung  des  Zweckes  in  Folge 
der  veränderten  Umstände  eine  vollständige  Entschädigung  des  an- 
dern Theils  überhaupt  erfolgen  muss,  d.  h.  es  wird  nicht  allein  der 
wirkliche  Schaden,  sondern  auch  der  entgangene  Gewinn  ersetzt  (L, 
5.  §.  287.).  Sodann  aber  wird  der  Vertrag  als  auf  eine  Handlung 
gerichtet  angesehen:  während  nun  für  die  Verträge  im  Allgemeinen 
bestimmt  ist,  dass  wegen  Mangel  in  der  Erfüllung  von  einer  Seite 
(1.,  5.  §.393.)  der  Andre  in  der  Regel  nicht  von  dem  Vertrage  selbst 
wieder  abzugehen  berechtigt  ist,  vielmehr  ihm  nur  freisteht,  den 
Gcgenlheil  zu  der  versprochenen  Erfüllung  und  zu  der  nach  den 


Google 


Hawenpflng,  lieber  das  Liefcrungs- Geschäft.  925 

Gesetzen  ihm  zukommenden  Entschädigung  durch  den  Richter  anzu- 
halten, kann  hei  Vertragen,  deren  Hauptgegcnstand  Handlungen  sind, 
derjenige,  welcher  behauptet,  dass  der  Andre  die  Erfüllung  bisher 
nicht  contraclmässig  geleistet  habe,  oder  solchergestalt  nicht  leisten 
könne,  von  dem  Vertrage  wieder  abgehen,  und  muss  er,  wenn  das 
Vorgeben  begründet  gefunden  wird,  von  dem  Andern  für  allen  aus 
dessen  conlractwidrigem  Verfahren  bis  zum  Zeitpunkte  des  erklärten 
Rücktritts  wirklich  gehabten  Schaden  entschädigt  werden.  Heide  Rc- 
stimmungen  sind  vorzugsweise  für  den  Hestcller  günstig. 

Das  Wort  „ liefern"  mit  seinen  Ableitungen  hat  im  gewöhnlichen 
Leben  eine  ziemlich  weite  Bedeutung:  es  kann  damit  die  Leistung 
bei  dem  reinen  Kaufvertrage  und  seinen  Unterarten,  bei  bestellter 
Arbeit,  beim  Auftrage  u.  s.  w.  bezeichnet  werden.  Hei  dieser  Un- 
bestimmtheit des  Ausdrucks  an  sich  und  bei  der  grossen  Verschieden- 
heit der  Rechtsansprüche,  welche  die  contrahirenden  Parteien  gegen 
einander  erhallen,  je  nachdem  der  vorliegende  Vertrag  als  ein  Lie- 
ferungsvertrag  angesehen  wird  oder  nicht,  ist  es  von  practischer 
Wichtigkeit,  die  Criterien  festzustellen,  an  denen  der  Licfcrungs- 
vertrag  zu  erkennen  ist:  dies  ist  die  Aufgabe,  welche  der  Verf.  der 
oben  zuerst  genannten  Abhandlung  zu  lösen  versucht  hat. 

Der  Verf.  weist  nach,  dass  sich  in  der  Erfüllung  der  Licferungs- 
verlrag  von  dem  Kaufverträge  nicht  unterscheide:  der  Lieferant  hat 
das  Eigenlliiun  einer  bestimmten  Sache  dem  Residier  zu  übertragen, 
wogegen  dieser  den  bedungenen  Preis  zu  zahlen  hat.  Ebensowenig 
findet  ein  Unterschied  im  Gegenstande  Stall,  wobei  der  Verf.  die 
Frage  uneutschieden  lüssl,  ob  auch  eine  individuell  bestimmte  Sache 
Gegenstand  des  Lieferungsvertrags  sein  könne. 

Die  bezüglichen  Stellen  über  den  Lieferungsvertrag  stehen  in 
dem  Abschnitte  „von  Vertrügen,  wodurch  Sachen  gegen  Handlungen 
oder  Handlungen  gegen  Handlungen  versprochen  werden"  und  ist 
demgemüss  auch  das  Lieferungsgeschüft  als  ein  Vertrag  über  Hand- 
lungen von  den  Preussischen  Jurisien  angesehen  worden.  Die  Rich- 
tigkeit dieser  Ansicht  bestreitet  der  Verf.  Abgesehen  davon,  dass 
die  (Classification  der  Materien  im  Landrechte,  welches  nur  eine  Ge- 
setzsammlung ist,  die  Gellung  der  Interprelationsrcgeln  nicht  auf- 
heben kann,  gehört  es  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  im  achten 
Abschnitte  des  angeführten  Titels  (I.  11.)  zu  dem  Wesen  der  auf 
Handlungen  gerichteten  Vertrüge,  dass  dem,  welcher  sich  zu  einer 
Handlung  oder  Unterlassung  verpflichtet,  eine  Vergütung  dagegen  ver- 
sprochen werde.  Das  characteristischc  Kennzeichen  derartiger  Ver- 
trüge ist  also,  dass  die  Vergütung  gegen  die  Handlung  versprochen 
sein  muss.  Nun  aber  wird  der  Lieferuogsvertrag  durch  ein  Geben, 
durch  die  Uebergabo  des  Lieferungsobjcctes  vollzogen,  nach  der 
Rechtssprache  aber  kann  Handeln  und  Geben  nicht  für  Einerlei  ge- 
nommen werden,  wozu  §.  875.  desselben  Titels  ein  nahe  liegender 
Belag  ist:  ■■^»ifU*äk 

,Ist  für  die  übernommene  Handlung  nicht  Geld  oder  eine  andere  Handlung 
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so  sind  die  Pflichten  des  Versprechenden  in  Ansehung  der  von  ihm  zu  lei- 
stenden Erfüllung  nach  den  Regeln  vom  Verkaufe  oder  von  der  Cessionslei- 
stung  zu  bestimmen." 

Der  Umstand  endlich  allein ,  dass  beim  Abschlüsse  des  Vertrages 
der  Lieferant  sich  nicht  im  Falle  befindet,  unmittelbar  die  Uebergabe 
zu  leisten,  ist  das  Critcrium  uud  wird  diese  Definition  gewonnen: 
„Wenn  ein  Kaufkontracl  mit  in  Zukunft  verlegtem  Erfüllungsterinine 
geschlossen  ist,  bei  welchem  bestimmt  vorausgesetzt  wird,  der  Ver- 
käufer habe  die  Sache  noch  nicht,  die  er  zu  tradiren  verspricht, 
dann  ist  dies  Geschüft  als  ein  Lieferungsvertrag  aufzufassen. u  fiier- 
-  nach  würde  also  jedes  Kaufgeschäft  über  eine  zukünftige  Sache  als 
ein  Lieferungsvertrag  anzusehen  sein! 

Wegen  des  oben  angeführlen  Widerrufsrechts  des  Bestellers  in 
Folge  veränderter  Umstände  bleibt  auch  in  dieser  Beschränkung  der 
Lieferungsvertrag  ein  verfängliches  Geschäft,  weil  Verhältnisse,  die 
dem  Lieferanten  ganz  fremd  sind,  auf  das  Gontractsverhältniss  influi- 
ren  sollen,  namentlich  aber  kann  der  im  Handelsverkehre  meist  als 
ganz  gleichgültig  erachtete  Umstand,  ob  sich  die  Waare  im  Besitze 
des  Lieferanten  befindet  oder  nicht,  keineswegs  als  ein  so  wichtiges 
inneres  Motiv  angesehen  werden,  statt  des  Kaufes  ein  solches  execp- 
tionelles  Rechtsverhältniss,  wie  der  Licferungsvertrag  begründet,  zu 
bilden:  aus  dem  Handelsrechte  und  dem  gewöhnlichen  täglichen  Ver- 
kehre müssen  daher  diese  Bestimmungen  wieder  schwinden.  Hierzu 
findet  der  Verf.  einen  Anhalt  in  einigen  Bemerkungen  von  Suarez 
bei  der  revisio  monitorum: 

„Herr  Gossler  meint,  dass  die  Materie  von  Lieferungen  nicht  hierher  ge- 
höre, sondern  zu  der  Lehre  vom  Kauf.  Allein  es  fällt  wohl  in  die  Augen, 
dass  dies  negotium  vielmehr  zusammengesetzt  sei.  Der  Lieferant  hat  selbst 
die  Sache  noch  nicht,  die  er  dem  andern  verschaffen  soll.  Er  übernimmt 
erst  solche  anzuschalten  und  sie  sodann  zu  tradiren.  Ante  implemenlum 
ist  also  kein  Kauf,  sondern  ein  coiitractus  facio  ut  des.  Erst post  imple- 
mentum  tritlt  das  Verhältniss  wie  zwischen  Verkauferund  Käufer  ein." 

„Tritt  irgendwo  die  clausula  rebus  sie  stantibus  ein,  so  ist  es  hier; 
wenn  z.  B.  eine  Lieferung  für  die  künftige  Kampagne  contrahirt  und  im 
Winter  Friede  wird/« 

Das  specielle  Verhältniss  der  Lieferanten  im  Grossen,  nament- 
lich der  Armeelieferanten  schwebte  den  Redactoren  vor  und  das 
Landrecht,  das  den  Lieferanten  definiren  will,  geht  von  dessen 
durch  das  Leben  begründeter  Existenz  aus,  die  durch  die  vorausge- 
schickte Beschreibung  nach  ihrer  rechtlichen  Seite  hin  auseinander 
gesetzt  werden  soll.  Hiernach  ist  der  bezügliche  Paragraph  dahin 
zu  verstehen :  das  Wesentliche,  die  rechtliche  Stellung  eines  Lieferan- 
ten in  sich  Fassende  liegt  darin,  dass  ein  solcher  für  einen  bestimmten 
Preis  eine  bestimmte  Sache  zu  verschaffen  verspricht,  nicht  aber  ist  je- 
der, der  eine  bestimmte  Sache  für  einen  bestimmten  Preis  zu  verschaffen 
verspricht,  als  ein  Lieferant  anzusehen.  Der  gewöhnliche  Sprachge- 
brauch soll  daher  für  den  Richter  der  Anhalt  sein,  um  festzustellen,  ob 
das  zur  richterlichen  Cognition  gelangendeVerhältniss  für  ein  solches  gel- 
ten könne,  das  nach  allgemeiner  Auffassung  im  gewöhnlichen  Leben  dem 
Uebernehmer  die  Benennung  eines  Lieferanten  verschafft.    Wie  aber 
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gewinnt  der  Richter  „die  allgemeine  Auflassung  im  gewöhnlichen 
Leben?"  gerade  bei  der  Vieldeutigkeit  des  Wortes  „liefern"  im  ge- 
wöhnlichen Leben  wird  diese  in  den  meisten  Fallen  sehr  zweifelhaft 
sein;  ist  es  doch  ein  weitverbreiteter  Sprachgebrauch,  dass  die  Kun- 
den die  Kaufleute,  von  denen  sie  in  der  Regel  ihre  Waarcn  entneh- 
men, ihre  „Lieferanten"  nennen,  obgleich  hier  Lieferungsverträge  im 
Sinne  des  Landrechts  nicht  vorliegen. 

Zum  Schlüsse  warnt  der  Verf.  die  Verkäufer  vor  dem  Gebrau- 
che der  Worte  „Lieferung41  und  ,, liefern"  in  den  Contractsurkunden : 
auch  sollen  sie  sich  hüten,  den  Punkt  hervortreten  zu  lassen,  dass 
sie  sich  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  —  wäre  dies  etwa  auch 
wirklich  der  Fall  —  nicht  im  Besitze  des  Verkaufsobjectcs  befinden. 
Denn  dieses  Unterscheidungsmerkmal  werde  gewiss  vom  Geheimen 
Ober -Tribunal  nicht  verkannt  werden.  In  wieweit  sich  der  Verf. 
hierin  getauscht  habe,  werden  wir  weiter  unten  sehen. 

Beim  Durchlesen  dieser  Schrift,  w  elche  ein  Spccimcu  des  Fleis- 
ses  ist,  den  der  Verf.  angewandt  hat,  um  sich  mit  dem  Landrechte 
vertraut  zu  machen,  haben  wir  die  Berücksichtigung  des  gemeinen 
Rechts  wie  der  verwandten  Materien  des  Landrechts  vcrmissl,  jeden- 
falls aber  gebührt  ihr  wie  der  folgenden  Broschüre  die  Anerkennung, 
dass  sie,  jede  in  ihrer  Weise,  dazu  beiträgt,  die  Unklarheit  der  land- 
rcchllichen  Theorie  recht  anschaulich  zu  machen. 

Der  Verf.  der  unter  2.  aufgeführten  Schrift  berichtet  zunächst 
in  der  Einleitung,  welche  verschiedenen  Massrcgeln  zur  Beseitigung 
der  reinen  Diflerenzgeschäftc  das  Preussische  Gouvernement  beratben 
hat,  aus  denen  indessen  kein  allgemeines  Gesetz,  sondern  nur  die 
Verordnungen  vom  19.  Januar  183C,  13.  Mai  1840.  und  24.  Mai 
1844.  hervorgegangen  sind,  dass  Verträge  (a)  über  Spanische  Staats- 
papierc  irgend  einer  Art,  (b)  über  ausländische  auf  jeden  Inhaber  lau- 
tende Staats-  oder  Communal-Schuldpapiere,  (c)  über  Acticn,  Obliga- 
tionen oder  sonstige  Geldpapiere  auswärtiger  Gesellschaften  oder 
Institute,  (d)  über  Actieupromesscn,  Interimsscheine,  Quiltungsbo"-en 
oder  sonstige  die  Bclheiligung  bei  einer  Eiscnbahnunlernehmung  be- 
kundende, aber  vor  Berichtigung  des  vollen  auf  die  Actien  oder  Ob- 
ligationen einzuzahlenden  Betrages  ausgegebene  Papiere  nur  dann 
rechtsgültig  sind,  wenn  sie  sofort  von  beiden Thcilcn  Zug  um  Zug 
erfüllt  werden.  Wie  weit  nun  diese  Bestimmungen  in  Zukunft  den 
Betrieb  der  Diflerenzgeschäftc  und  den  Papicrhandel  in  seiner  Aus- 
artung beseitigen  werden,  lässt  der  Verf.  dahingestellt,  deutet  aber 
auf  die  Umgebung  des  Gesetzes  durch  Einkleidung  des  Geschäftes  in  die 
Form  des  Mandates  hin:  für  die  Vergangenheit,  sowie  für  den  nachge- 
lassenen Handel  mit  inländischen  Papieren  bleibt  der  Unterschied 
zwischen  Kauf-  und  Lieferungsvertrag  höchst  wichtig,  so  lange  sich 
namentlich  der  von  'dem  Pariser  Cassationshofc  öfters  auf  den  Papier- 
handel angewandte  Grundsatz:  consideranl,  que  ce  n^est  qu'unjeu 
etc.  nicht  auch  bei  uns  Gellung  verschafft,  noch  die  Gerichtshöfe 
sich  geneigt  zeigen,  dass  bei  Kurs  habenden  Papieren  die  Klage  auf 
Erfüllung  zu  demselben  Resultate  führt,  wie  die  auf  Leistung  des 
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Interesses,  indem  letzteres  jederzeit  in  der  Kursdifferenz  besteht, 
wofür,  mit  Hinzurechnung  des  bedungenen  Preises,  derlei  Papiere 
immer  an  der  Börse  zu  beschaffen  sind. 

Nach  der  Andeutung  des  Verfs.,  dem  die  Hassenpflugscbe  Ab- 
handlung bekannt  war,  ist  die  Feststellung  des  Lieferungsvertrages 
auf  anderem  als  theoretischem  Wege  zu  erwarten :  vielleicht  ist  da- 
mit der  Plenarbeschluss  des  Geheimen  Ober-Tribunals  gemeint,  wel- 
chen wir  weiter  unten  beurtheilen  wollen. 

In  fttuf  Abschnitten  folgt  nun  das  Material  zu  der  Lehre  über 
den  Lieferungsverlrag,  entnommen  den  Materialien  des  Allgemeinen 
Laudrechts  (S.  22  —  56.)»  der  neuern  Preussischen  Gesetzgebung 
(S.  57.  58.),  der  auswärtigen  Legislation  (S.  59  —  72.),  namentlich 
der  Oeslerreichischen,  Französischen  und  Würlteinbergischen,  bei  wel- 
cher letztem  das  Allgemeine  Landrechl  zu  Grunde  gelegt  ist,  und 
derLitleratur  (S.  73  —  90.).  Da  bei  d  ieser  die  Preussischen  Kechts- 
lehrer  ganz  übergangen,  so  wollen  wir  hier  wenigstens  die  Ansichten 
von  Bornemann  und  Koch  anführen. 

Bornemann  (Systematische  Darstellung  des  Preussischen  Civil- 
rechls,  Band  III.  S.  190.  der  2.  Auflage)  lüssl  die  oben  angerührte 
Bemerkung  von  Suarez  in  der  revisio  monilorum  abdrucken,  und 
fügt  hinzu: 

,, Hierdurch  ist  zugleich  der  Unterschied  zwischen  einem  Kauf-  und  einem 
Lieferungsvertrage  deutlich  angegebeo.  Gegenstand  des  Kaufes  ist  immer 
eine  Sache,  welche  dem  Verkäufer  schon  gehört  oder  die  wenigstens  als 
demselben  gehörig  gedacht  wird.  Gegenstand  des  Lieferungsvertrags  ist 
dagegen  gerade  umgekehrt  eine  Sache,  welche  der  Verpflichtete  erst  erwer- 
ben soll  oder  die  wenigstens  als  demselben  noch  nicht  gehörig  gedacht  wird. 
Durch  das  in  dem  §.981.  gebrauchte  Wort  verschaffen  wird  auch  dieser 
Unterschied  hinreichend  angedeutet.  Wenn  übrigens  die  Voraussetzung 
der  Conlrahenten  in  dem  einen  oder  andern  Falle  unrichtig  ist,  so  ändert 
dies  in  der  Natur  des  äusserlich  vorliegenden  und  nach  Intention  der  Con- 
lrahenten abgeschlossenen  Geschäfts  nichts." 

Koch  (Lehrbuch  des  Preussischen  gemeinen  Privalreclits  II.,  S. 
459.)  beschreibt  den  Liefcrungskonlrakt  mit  folgenden  Worten: 
,4Der  Lieferungskontrakt  ist  wesentlich  der  umgekehrte  Trödelvertrag;  er 
endigt  wie  dieser,  gehörig  ausgeführt,  in  einem  Kaufkontrakt  und  der  be- 
stimmte Ankaufspreis  enthält,  wie  die  Bestimmung  des  Preises  bei  dem 
Trödelkonlrakte,  zugleich  die  Belohnung  für  dieDienste  desLieferanten,  da- 
her hier  der  Einwand  oder  der  Anspruch  wegen  enormer  Verletzung  unstatt- 
haft ist." 

In  dem  13.  Bande  der  Entscheidungen  des  Geheimen  Ober-Tri- 
bunals (1847.)  befindet  sich  ein  Plenarbeschluss  dieses  Gerichtshofes, 
welcher  die  Erfordernisse  eines  Lieferungsvertrages  in  dieser  Weise 
angibt ; 

,,Bei  Lieferungsverträgen  im  Sinne  des  Allg.  Landrechts  macht  zwar  das 
Verschaffen  der  Sache  einen  wesentlichen  Theil  der  Verpflichtung  aus,  die 
der  die  Sache  Versprechende  gegen  den  Besteller  übernimmt.  Damit  aber 
das  Geschäft  für  einen  Lieferungsvertrag  erachtet  werden  könne ,  ist  es  nicht 
erforderlich :  1)  dass  das  Verschaffen  der  Sache  ausdrücklich  versprochen 
sei.  Di&  entsprechende  Verpflichtung  kann  vielmehr  auch  aus  dem  Inhalte 
des  Vertrages,  aus  den  Verhältnissen  der  Parteien  und  aus  den  soustigen 
Umständen  entnommen  werden;  2)  dass  aus  den  Umständen  die  Voraus- 
setzung des  Bestellers  hervorgehe,  dass  die  versprochene  Sache  sich  noch 
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nicht  fm  Besitze  des  Versprechenden  befinde.  Es  schliesst  daher  3.  die  An- 
wendung der  Regeln  des  Lieferungsvertrages  nicht  aus,  dass  sich  der  Ueber- 
nehmer  (Lieferant)  bereits  beim  Abschlüsse  des  Contractes  thatsächlich  im 
Besitze  der  Sache  —  d.  i.  von  Sachen  solcher  Art  und  in  der  Quantität,  wie 
er  zu  liefern  sich  verpflichtet  —  befunden  hat." 

In  den  Gründen,  welche  nachzulesen  wir  dem  Leser  überlassen 
müssen,  wird  der  Begriff  des  Lieferungsvertrages  dahin  festgestellt, 
dass  es  ein  Verlrag  ist,  „der  bezweckt,  Jemandem  den  Besitz  eiuer 
ihrer  Galtung  und  Art  nach  bestimmten  Sache  oder  einer  gewissen 
Quantität  solcher  Sachen  zu  einer  gewissen  Zeit  zu  verschallen,  und 
durch  den  der  eine  Kontrahent  die  Verschaffung  dieses  Besitzes  ge- 
gen einen  im  Voraus  bestimmten  Preis  übernimmt. "  Der  Schwer- 
fälligkeit dieser  Definition  sieht  man  es  an,  welche  Mühe  ihr  Zustan- 
debringen dem  Referenten  gemacht  haben  mag:  gewinnt  sie  Geltung 
iu  der  Praxis,  so  erlangt  der  Lieferungsverlrag  ein  noch  weiteres 
Gebiet,  als  ihm  zeither  gestattet  worden  ist,  was  gewiss  für  den  Ver- 
kehr von  keinem  Segen. 

Ein  Punkt  ist  zeiher  bei  dieser  Lehre  ganz  ausser  Acht  gelas- 
sen worden:  das  Landrecht  spricht  ausdrücklich  von  dem  Zwecke, 
zu  welchem  der  Besteller  die  Sache  bedungen,  und  auch  die  von  den 
Komponenten  des  Landrechts  gebrauchten  Beispiele  weisen  darauf 
hin,  dass  beim  Abschlüsse  des  Geschäftes  ein  besonderer  Zweck  vo- 
rausgesetzt wurde.  Ob  hierauf  Gewicht  zu  legen  sei,  überlassen  wir 
dem  Scharfsinne  des  Lesers,  welchem  wir  Material  genug  vorgelegt 
haben,  um  sich  eine  eigene  Theorie  dieses  verfänglichen  Rechtsge- 
schäftes zu  bilden.  Uns  bat  es  geschienen,  dass  die  Redactorcn  des 
Allgemeinen  Landrechts,  uueingedenk  Ulpian's  Lehre:  in  rebus  no- 
vi's  conslituendis  evidens  esse  utilitas  riebet,  ut  recedatur  ab  eo  jure, 
quod  diu  aequum  visum  est,  durch  die  Abstractiou  eines  einzelnen 
Falles  verleitet,  Rechlssätze  geboren  haben,  welche  in  sich  nicht  be- 
stimmt genug  eine  consequente  Anwendung  nicht  zulassen  und  in 
ihrer  Consequenz  und  Inconsequenz  ein  Uebel  für  den  Verkehr  siud : 
censemus  igilur  —  legem  esse  tollendam. 


Vorträge  über  merkwürdige  Erscheinungen  in  der  Hainbtir- 
gischen  Rechtsgescliiclitc.  Gehalten  in  der  juristischen  Seclion 
des  geschichtlichen  Vereins  in  Hamburg  von  C.  Truminer,  Dr. 
Des  zweiten  Bandes  erstes  Heft.  Hamburg,  Meissner,  1847. 
S.  8.    (Geb.  n.  1  Thlr.) 

In  dem  Jahrgange  184G-  dieser  Zeitschrift  haben  wir  S.  548. 
fT.  den  ersten  Band  der  in  der  Cebcrschrift  angegebenen  Vorträge 
angezeigt  *)  und  dabei  den  Wunsch  ausgesprochen,  der  Verfettet 
(da  die  Vorträge  gedruckt  vorliegen,  ist  dieser  Ausdruck  uns  wohl 


*)  In  dieser  Anzeige  ist  S.  550.  Z.  14.  v.  o.  statt  „logischen"  zu  lesen 
»•  topischen". 
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erlaubt)  möge  in  seinen  Studien  fortfahren  und  den  Freunden  vater- 
landischer Rechtugcschichte  die  Freude  raachen,  recht  bald  neue  Be- 
lehrungen durch  ihn  zu  erhalten.  Die  Liebe,  mit  welcher  der  Verf. 
den  in  unserer  früheren  Anzeige  bereits  näher  bezeichneten  Studien 
sich  zuwendet,  hat  unserem  Wunsche  entsprochen  und  es  ist  jetzt 
das  erste  Heft  des  zweiten  Bandes  seiner  Vorträge  erschienen. 

Unser  Urlheil  über  die  Leistungen  des  Verfs.  im  ersten  Bande 
bat  keinen  Widerspruch  erfahren  uud  wir  halten  dafür,  man  werde 
demselben  um  so  lieber  sich  anschliesscn,  sobald  man  die  Mühe  nicht 
scheuet,  welche  mit  einer  genaueren  Prüfung  der  in  dem  nun  erschie- 
nenen Hefte  vorliegenden  Arbeiten  verbunden  ist.  —  Der  Inhalt  die- 
ses Heftes  ist  folgender: 

I.  Materialien  zu  einer  Geschichte  des  Eides  in  Ham- 
burg. 

Es  ist  in  neuerer  Zeit  eine  gewisse  Ungezwungenheit  bei  der 
Behandlung  wissenschaftlicher  Gegenstände  bitter  geladelt  worden. 
Wir  können  in  solchen  Tadel  nicht  einstimmen.  Die  Lilteratur  ver- 
dankt jener  von  den  Gegnern  mit  dem  Namen  Schlafrocksmanier" 
bezeichneten  Ungezwungenheit  theilweise  ihre  besten  Schätze  und  es 
ist  gewiss  richtiger,  im  nachlässig  geordneten  Morgenanzuge  zeitig 
Rechtsbelehrungen  zu  ertheilen,  als,  bei  der  Toilette  so  lange  zu  ver- 
weilen, bis  es  zu  spät  geworden,  die  Harrenden  zu  befriedigen,  weil 
eine  andere  Arbeit  unserer  wartet.  —  Wenigstens  erlaube  man  dem 
Praktiker,  in  der  Volksversammlung  der  Gclehrtenrepublik  auch  dann 
von  seinem  Sitze  sich  zu  erheben  und  seinen  Mund  aufzuthun,  wenn 
er  die  weisse  Halsbinde  und  den  schwarzen  Frack  nicht  angelegt 
hat.  —  Oder  will  man  uns  Praktikern  das  Vergnügen  versagen,  den 
Männern  der  Wissenschaft,  wenn  auch  in  verworrenem  Knäuel,  mit- 
unter einen  goldenen  Faden  zu  bieten?  —  Gewiss  nicht  —  und  da- 
rum wird  auch  Niemand  mit  dem  Verf.  zürnen,  der  statt  einer  Ge- 
schichte hier  nur  Materialien  zu  einer  Geschichte1'  bietet,  die 
aber  keineswegs  einem  verworrenen  Knäuel  gleichen.  — 

Der  Vorträg  des  Verfs.  verbreitet  sich:  1)  über  den  sogenann- 
ten Reinigungscid;  —  2)  über  den  Unterschied  zwischen  der  auf 
Eid  und  der  auf  Beweis  gestützten  Klage;  —  3)  über  die  Eideszu- 
schiebung. 

Zu  1)  Es  wird  nachgewiesen,  dass  der  Reinigungseid,  den  die 
Deutsche  Praxis  sowohl  im  sogenannten  bürgerlichen,  wie  im  Straf- 
prozesse als  Pflicht  kennt,  weder  aus  dem  Römischen  noch  aus  dem 
Canonischen  Rechte  abgeleitet  werden  kann;  dass  er  vielmehr  als 
eine  Entstellung  der  Germanischen  Rechtsansicht  erscheint,  nach  wel- 
cher es  ein  Recht  des  freien,  unbescholtenen  Mannes  war,  von  einer 
Anschuldigung  durch  seinen  Eid  sich  zu  reinigen.  —  Freilich  konnte 
die  Praxis  die  ältere  Rechtsansicht  nicht  mehr  festhallen,  als  auch 
heim  Recbtsvcrfahren  der  objektive  Charakter  der  rezipirten  Rechte 
der  subjektiven  Glaubwürdigkeit  eine  untergeordnete  Stellung  anwies. 
—  Der  Verf.  zeigt,  wie  durch  das  Aufkommen  der  Volksgerichte  die 
ursprüngliche  Sitte,  erlittenes  Unrecht  durch  die  Gewalt  der  Waffen 
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im  Zweikampfe  zu  Wichen,  bis  auf  die  noch  heutiges  Tages  stattfin- 
denden Duelle,  dadurch  verschwunden  sei,  dass  die  Scene  des  Kam- 
pfes sei  verändert  und  vor  die  Gerichte  verlegt  worden,  vor  welchen 
nun  der  Herausfordernde  sich  in  den  Klüger  verwandelt  habe, 
von  dem  ein  Beweis  seiner  Anschuldigung  eben  so  wenig  sei  ver- 
langt worden,  wie  beim  Duelle  der  Beweis  der  Beleidigung  verlangt 
wird.  Weiter  entwickelt  der  Verf.,  wie  der  Angeklagte  die  Folgen 
der  Anklage  habe  durch  den  Eid  abwendeu  können,  dass  er  an  dem 
Unrechte  unschuldig  sei.  Hierbei  wird  zugleich  der  Eideshclfcr  und 
ihrer  Bedeutung  gedacht. 

Es  würde  einen  guten  Uebergang  zu  §.  5.  gebildet  haben,  wenn 
der  Verf.  über  die  „befriedeten  Oertcr"  sich  verbreitet  hülle,  weil 
gerade  aus  dem  Gebote  des  Orlsfricdens  das  Versehwinden  alles  Des- 
sen sich  erklärt,  was  mit  der  Tilgung  des  Unrechts  durch  die  Waf- 
fen zusammenhangt.  Auch  hätte  der  Verf.  nachweisen  können,  wie 
durch  Erstarkung  des  Geineinevcrhandes  das  Band  der  Stammgenos- 
senschaft schwächer  geworden,  und,  wie  sich  hieraus  erklärt,  dass 
schon  im  dreizehnten  Jahrhunderte  die  Deutschen  Stadtrechte  keine 
Gesammlbürgschaft,  keine  Eideshclfer  u.  s.  w.  mehr  kennen. 

In  dem  so  eben  genannten  Paragraphen  zeigt  der  Verf.  die  Ver- 
änderung, welche  die  ursprüngliche  Ansicht  in  den  Sladtrechtcn  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  erlitten,  wie  aber  dieser  Veränderung  un- 
geachtet der  Reinigungseid  als  ein  Recht  des  Angeschuldigten,  wel- 
ches selbst  durch  Zeugen  ihm  nicht  verkümmert  werden  konnte,  in 
denselben  sich  erhallen  hat,  und  eben  so,  dass  der  Kläger  zu  seiner 
Klage  keines  Beweises  bedurfte.  —  In  §.  6.  wird  entwickelt,  wie, 
begünstigt  von  der  Kirche,  dem  Reinigungseide  die  Kriterien  des 
Verdachts,  des  subsidiären  Mittels  und  der  Pflicht  zum  Schwur 
sich  beigemischt  und  die  Germanische  Ansicht  verdrängt  haben,  so 
dass  seihst  im  Widerspruche  gegen  die  Kanonische  Heiligkeit  des 
Eides  Misstrauen  gegen  die  Wahrheit  des  Rcinigungseides  entstehen 
und  demselben  nur  formeller  Werth  beigelegt  werden  konnte. 

Wenn  der  Verf.  mit  Mi  Herrn  aicr,  Grolman,  Althof,  Ahegg 
und  Anderen  die  Anwenduug  des  Reinigungseides  in  Krimiualsachen 
für  verwerflich  erklärt:  so  können  wir  hierin  ihm  nicht  beistimmen 
und  halten  wir,  da  in  den  wenigsten  Fällen  die  Untersuchung  einen 
bis  auf  den  Reinigungseid  unvollständigen  Beweis  liefert,  die  Mög- 
lichkeit, dass  ein  Schuldiger  einmal  falsch  schwöre,  für  nicht  so  er- 
heblich, als  das  Uebel,  entweder  der  Entbindung  von  der  Instanz, 
oder  der  verlängerten  Untersuchungshaft,  oder  gar  der  ausseror- 
dentlichen (also  ohne  gesetzliches  Maass  anwendbaren)  Strafen.  Auch 
ist  nicht  wohl  einzusehen,  wie  ohne  den  Reinigungseid  und  wenn 
man  nicht  auf  Indizien  hin  verurlheilcn  will,  bei  der  Nichtanwendung 
der  Folter,  die  Lücke  in  unserem  gemeinrechtlichen  Kriminalverfah- 
ren auszufüllen  ist,  da  dieses  entweder  den  durch  Gesländniss  voll- 
ständigen Beweis  der  Schuld,  oder  aber,  wo  möglich  den  Beweis  der 
Nichtschuld  des  Angeklagten  bezweckt.  —  Will  man  hiergegen  den 
würdigen  Charakter  des  gemeinrechtlichen  Kriminalprozesses,  der 
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objektive  Wahrheit  herstellen  will,  gellend  machen:  so  ist  darauf 
zu  entgegnen,  dass  hierbei  das  Maass  menschlicher  Kräfte  nicht 
überschätzt  werden  darf  und  dass  durch  die  Freisprechung  eines 
Schuldigen  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  besseren  Ergründung  der  Wahr- 
heit die  Gerechtigkeit  eben  so  wenig  beleidigt  wird,  als  dadurch, 
dass  ihr  Arm  zu  kurz  ist,  um  jeden  Verbrecher  zu  erreichen.  —  Es 
ist  ein  zweideutiger  Ruhm,  mit  dem  Bösen  vertrauter  zu  sein,  als 
die  besten  Spitzbuben  es  sind.  — 

In  den  §§.  7 —  9*  wird  der  Einfluss  des  Kanonischen  Rechts 
auf  die  Hamburgischen  weltlichen  Gerichte  bei  Ableistung  des  Eides 
im  dreizehnten  Jahrhunderte  nachgewiesen  und  bei  der  Bestrafung 
des  Meineides  als  möglich  hingestellt.  —  Die  §§.10 — 13.  zeigen,  wie 
das  alte  Vorrecht  bis  zu  dem  neuesten  Stadtrechte  von  1605.  sich 
erhalten  hat  und  werden  deshalb  ans  den  älteren  Hamb.  Stadtrech- 
ten von  1270.,  1276.,  1292.  und  1497.  Belegstellen  angerührt.  — 

Gelegentlich  bemerken  wir,  dass  die  Beschränkung  des  Rechtes 
auf  den  Reinigungseid  durch  das  Weichbild  der  Stadt  daraus  sich 
erklärt,  weil  der  durch  das  Weichbild  vereinigten  Gemeine  zunächst 
nur  der  Weichbildsgenosse,  wenn  er  ein  „unberogen  Man  sines 
Rüchles"  war,  die  zum  Reinigungseide  erforderliche  Glaubwürdigkeit 
hatte  und  weil  von  dem,  was  innerhalb  des  Weichbildes  vorfällt,  das 
Gericht,  der  Rath  oder  die  Gemeine  leichter  Kunde  erhält,  als  von 
dem,  was  „buten"  geschehen  ist. 

§.  13.  theilt  die  den  Reinigungseid  betreffende  Bestimmung  in 
Stat.  1605.  1.  34.  9.  mit  und  man  muss  dem  Verf.  beistimmen, 
wenn  er  dieselbe  ein  Zwitterding  nennt  und  in  §.  14  —  §.  16.  das 
durch  sie  hervorgebrachte  Schwanken  in  der  Praxis  an  mehreren 
Rcchtsfällen  wahrnehmbar  macht. 

Zu  2.)  Der  Verfasser  zeigt  in  §.  17.,  unter  Zurückweisung 
auf  seine  Entwicklung,  dass  das  Germanische  gerichtliche  Verfah- 
ren dem  ursprünglichen  Zweikampfe  nachgebildet  worden,  wie  der 
Kläger  seine  Klage  entweder  auf  den  Eid  des  Angeklagten,  oder 
auf  Beweis,  nicht  aber  eventuell  auf  ersteren  habe  stützen  können, 
gerade,  wie  das  Duell  mit  den  einmal  gewählten  Waffen  ausgefoch- 
ten  werden  muss.  Heber  die  Bestätigung  dieser  Auffassung  durch 
den  Sächsischen  Process  und  durch  das  neueste  Hamb.  Sladtrechl  I. 
34.  1.,  so  wie  über  das  Schwanken  der  Praxis  und  die  Verwand- 
lung der  Eideszuschiebung  in  ein  Beweismittel  handeln  §§.  18. 
und  19. 

Zu  3*)  Nach  dem  so  eben  Bemerkten  hat  sich  der  Verf.  den 
Uebergang  zu  der  „Eideszuschiebung"  gebahnt.  Unter  Festhal- 
ten seiner  Darstellung  von  dem  Rechte  auf  den  Eid  zeigt  der  Ver- 
fasser, wie  bei  der  Verdunkelung  dieser  Ansicht,  das  Recht,  Jemand 
zum  Eide  zu  zwingen  und  somit  die  Eideszuschiebung  aufkommen 
konnte;  dass  von  dieser  die  älteren  Stadtrechte  zwar  noch  keine 
Spur  enthalten,  dass  aber  das  Stadtrecht  von  1497.  allerdings  schon 
eine  Eideszuschiebung  kennt,  insofern  der  Erbe,  welcher  um 
die  Schuld  seines  Erblassers  besprochen  wird,  entweder  die  JNicht- 
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schuld  beschwüren,  oder  dem  Klüger  über  die  Wahrheit  seines  An- 
spruches den  Eid  zuschieben  kann;  das  Sladtrecht  von  1605.  I.  34. 
11.  enthält  nur  noch  schwache  Erinnerungen  an  die  Germanische 
Ansicht. 

II.  Rechtsgeschichtliche  Notizen  über  die  in  Hamburg 
üblichen  Friedensgebote. 

Auch  hier  giebt  der  Verf.  keine  vollständige  Geschichte,  aber 

sehr  brauchbares  Material  für  den  Bau  einer  Geschichte.  Er  erklärt 
die  Entstehung  der  in  Hamburg  üblichen  Friedeusbcfehle  aus  dem 
Rechte  der  Fehde  und  aus  der  Ohnmacht  des  Reichsoberhauptes,  der 
Rcfehdung,  die  bei  dem  Vorhandensein  von  Gerichten  weniger  zur 
Sühne,  als  vielmehr  zur  Zufügung  des  Unrechts  geübt  wurde,  nach- 
drücklich zu  begegnen.  Hier  seien  die  Friedensgebolc  ein  geeigne- 
tes Auskunftsmille]  gewesen,  welche  zuerst  im  Hamb.  Sladlrechte 
von  1270.  sich  linden  und  die  sogar  auT  Streitigkeiten  „bulen  lan- 
des"  sich  erstreckten.  Der  Verf.  erläutert  das  Ordel  1270.  X.  7. 
und  geht  auf  die  Veränderung  über,  welche  mit  den  Friedcnsgebolen 
im  15.  Jahrhundert  erfolgt  sind,  zeigt,  wie  durch  die  Bestimmung 
im  Stadtrechlc  von  1497.  M.  9.  der  Zweck  der  älteren  Friedensge- 
bolc verfehlt  wurde  und  wie  diese  Bestimmung  bereits  1499.  gänz- 
lich missverslanden  und  irrig  angewendet  worden  ist.  Gänzlich  ab- 
weichend von  der  alteren  Aulfassung  ist  diejenige,  welche  das  neu- 
este Sladtrecht  von  1005.  IV.  61.  uud  62.  hat  und  ergiebt  sich  aus 
diesen,  wie,  nach  des  Verfassers  Ansicht,  aus  der  Praxis  die  Ent- 
behrlichkeit der  Friedensgebolc. 

Gern  würden  wir  gesehen  haben,  dass  der  gelehrte  Verf.  auch 
auf  den  etwaigen  Zusammenhang  der  Friedensgebole  mit  dem  Mandats- 
prozessc  seine  Aufmerksamkeit  gerichtet  hülle.  —  Was  die  heulige 
praktische  Brauchbarkeit  der  Friedensgebote  betrifft,  so  können  m 
dem  Verfasser  nicht  beistimmen.  Gar  häufig  kommen  bei  den  örtli- 
chen Verhältnissen  grosser  Städte,  deren  unbemittelte  Volksklassen 
auf  verhä'ltnissmässig  schlechte  Räumlichkeiten  angewiesen  sind,  (Jn- 
leidlichkciten  (z.  R.  Störungen  durch  Nachbarn)  vor,  gegen  die  we- 
der das  Kriminalrecht  schützt,  noch  gegen  welche  die  Polizei  nach- 
drücklich einschreiten  kann,  zumal,  wenn  der  leidende  Theil  nicht 
gern  mit  der  Polizei  zu  thun  hat;  ferner  kommen  kleine  Anfeindun- 
gen bei  von  Tisch  uud  Reit  getrennten  Eheleuten  häufig  vor.  Bei 
solchen  Zuständen  ist  ein  Friedensbefehl  oft  vou  guter  Wirkung  uud 
es  würde  ein  solcher  noch  mehr  ausrichten,  wenn  er  in  der  Furm 
dem  Arrcstbcfehle  sich  nähcrle  und  mit  einem  dem  Arrestprozei.se 
ähnlichen  Verfahren  verbunden  würde. 

III.  Leber  die  L  a  n  g  c  n  b  e  c  ksche  Glosse. 

Der  Verf.  giebt  hier  ein  kurzes  Referat  über  die  sogenannte 
Langenbccksche  Glosse  zum  Hamb.  Sladlrechte  von  1497.,  welche 
im  ersten  Rande  der  von  Lappcnbcrg  herausgegebeneu  Hamburgi- 
schen  Rcehlsallerthümcr  zum  ersten  Maie  gedruckt  vorliegt.  Üiex  n 
Abdruck  hat  man  dem  Fleissc  Raum  eiste  r's  zu  verdanken,  dessen 
unlängst  erschienene  „Rcmerkungcn  zur  Slrafgcsetzgeuung"  verdiente 
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Anerkennung  unzweifelhaft  auch  bei  Denen  finden  werden,  die,  wie 
wir,  einen  anderen  staatsrechtlichen  Standpunkt  einnehmen,  als  von 
welchem  jene  „Bemerkungen*1  ausgehen.  — 

Trümmer  berührt  in  seinem  Hefcratc  die  seiner  Meinung  nach, 
abgesehen  von  den  darin  gesammeilen  Präjudikaten,  nicht  sehr  hoch 
anzuschlagende  Wichtigkeit  der  Langenbeckschen  Glosse  fUr  die 
Hamburgische  Rechtsgeschichte,  so  wie  die  Art  und  Weise  des  Rechls- 
slndiums  im  15.  Jahrhunderte. 

IV.  Rechtshistorische  Notizen  über  die  Miniaturbil- 
der zu  dem  Hamburgischen  Stadtrechte  von  1497. 

Ein  kurzes  Referat  über  die  überschriftlich  genannten  von  Lap- 
penberg mit  Erläuterungen  herausgegebenen,  von  Otto  Speckter 
gezeichneten  Miniaturen.  —  Von  allgemeinem  Interesse  dürfte  das 
sein,  was  der  Verf.  hier  über  die  OefTcntlichkeit  der  Verhandlungen, 
die  Eidesleistung  und  die  Fürsprecher  bemerkt. 

V.  Noch  ein  Beitrag  zu  den  Altdeutschen  Ansichten 
von  der  Gerichlscompetenz. 

Der  Verf.  berichtigt  hier  in  einem  Schreiben  an  Falck  auf 
dessen  Veranlassung  die  Auffassung  einiger  Beweisstellen,  welche  er 
im  ersten  Bande  seiner  Vortrüge  S.  216*  gegeben  hat. 

VI.  Zur  Geschichte  der  Einführung  des  schriftlichen 
Gerichtsverfahrens  in  Hamburg. 

Der  Verf.  berichtigt  die  Irrthümer,  welche  in  dem  Hamb,  soge- 
nannten Juristenvereine*)  von  einem  Redner  (Bau  meist  er)  über  die 
historische  Entwickelung  des  schriftlichen  und  nicht  öffentlichen  Ver- 
fahrens in  Hamburg  vorgebracht  sind,  und  weist  nach,  dass  bereits 
im  15.  Jahrhunderte  unsere  Vorfahren  der  Vorzüglichkeit  des  schrift- 
lichen Verfahrens  vor  dem  damaligen  mündlichen  klar  sich  bewusst 
gewesen  sind  und  ersteres  nicht  in  gedankenloser  Nachahmung  des 
Reichskammergerichts,  sondern  nach  selbstsländiger  Ueberzeugung 
gewählt  baben.  —  Beherzigenswerth  ist  die  Warnung,  welche  am 
Schlüsse  den  Verlheidigern  der  ausschliesslichen  Mündlichkeit 
zugerufen  wird,  weil  diese  die  Gerechtigkeit  von  grossen  Zufällig- 
keilen abhängig  macht.  Und  schwerlich  wird  man  bestreiten  wollen, 
dass  durch  eine  gute  Gcrichtszeitung  gewissenlose,  oder  unwissende 
Richter  und  Advokaten  bei  weitem  mehr  der  öffentlichen  Beurtei- 
lung ausgesetzt  werden,  als  durch  die  Gegenwart  gelegentlich  anwe- 
sender Advokaten  bei  den  mündlichen  Verhandlungen.  Denn  .hier 
verhallt  das  Wort  und  die  Schwatzhaftigkeit  gewinnt  leicht  das  An- 
sehen der  Rechtskunde.  —  Der  Geschäftsmann  hält  „schwarz  auf 
weiss"  für  grössere  Sicherheit,  als  Mündliches.  Bei  der  Verteidi- 
gung fremder  Rechte  sollte  man  die  Sicherheit  des  „schwarz  auf 
weiss'*  wenigstens  nicht  eher  aufgeben,  als  bis  man  eine  andere  Si- 
cherheit durch  die  freie  Presse  erlangt  hat.    Ohne  diese  werden 


•)  An  diesem  Vereine  nehmen  auch  Nichtgelehrte  Theil  und  ist  die  Tbä- 
ligkeit  desselben  vorzugsweise  auf  Vorbereitung  einer  Juslizrefonn  gerichtet; 
der  Name  „JurislenYerein"  ist  daher  nicht  passend. 
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beim  bloss  müodlicbeo  Verfahren  die  streitenden  Tbeile  der  Will- 
kür der  Richter,  nicht  aber  dem  Gesetze  sich  beugen  müssen  und  ha- 
ben sie  sich  dann  Glück  zu  wünschen,  wenn  bei  den  Richtern  stets 

die  Gercehligkckaliebc  stärker  ist,  als  die  Eitelkeit. 

VII.  Vortrüge  über  mehrere  Gegenstande  des  All- 
Hamburgischen  Privatrechts  und  Civ  ilprocesses,  in  speci- 
eJIcr  Beziehung  auf  einige  wichtige  Abhandlungen  in  der 
von  Reyscher  und  Wildascit  1839.  herausgegebeneu 
Zeitschrift  für  Deutsches  Recht. 

In  dein  jetzt  gedruckt  vorliegenden  riefle  ist  das  Selbstpfän- 
d  ungerecht  und  das  Recht  der  Satzung  behandelt;  was  noch  zu 
erwarten  ist,  darüber  spricht  sich  iu  der  Einleitung  der  Verf.  aus. 
—   Der  Verf.  handelt  zunächst  von  dem  Rechte  der  Gewalt  (wel- 
ches er  aus  den  Grundzügen  des  Germanischen  Rcchlslcbens,  das 
Rache  und  Selbsthülfe  erkennbar  hervortreten  lässt,  ableitet)  und 
dessen  Konflikte  mit  dem  Rechte  der  Gewer;  er  zeigt  sodann  den 
Kinlluss  der  städtischen  Verhaltnisse  auf  das  Recht  der  Gewalt  und 
berührt  den  kämpf  zwischen  dem  grällichen  Vogte  und  dem  Ralhc  bei 
dem  l  ebergange  jenes  Rechtes  auf  die  Justiz-  oder  Regierungsbe- 
hörden. —  In  dem  Sclbstpfändungsrcchte  ist  nach  des  Verls.  Ansicht 
noch  eine  Spur  des  Rechtes  der  Gewalt  erkennbar.    Unter  Bezug- 
nahme auf  die  Abhandlung  von  Wilda  (in  der  Zeitschrift  f.  deut- 
sches Recht.  Bd.  1.  II.  2.  S.  107.  II*,  [vgl.  diese  Jahrb.  1 840-  S. 
817.  f.])  über  das  Pfandungsrcchl  begründet  der  Verf.  seine  Behaup- 
tung durch  die  Darstellung,  wie  die  Selbstpfandung  wegen  Schuld, 
wegen  Zinsen,  wegen  Miethc  und  wegen  Schadens  ausgeübt  worden 
und  welche  Folgen  sie  gehabt,  womit  der  Verf.  zugleich  sehr  lehr- 
reiche Ausführungen  über  das  heutige  Recht  verbindet.  —  Wegen 
Schuld  konnte  dieses  Recht  schon  im  13.  Jahrhunderte  nicht  mehr 
ohne  Zuziehung  des  gräflichen  Vogtes  ausgeübt  werden  und,  so  sehr 
man  damals  sich  bestrebte,  der  Selbsthülfe  entgegenzutreten,  so  sehr 
hütete  man  sich,  das  Recht  der  Gewer  zu  verletzen  und  auf  diese 
Weise  von  einer  anderen  Seite  her  Selbsthülfe  hervorzurufen.  — 
Wegen  Zinsen  findet  sich  das  Selbslpfändungsrecht  noch  im  Stadt- 
rechte  von  1497.  II.  3.  und  wegen  Miethc  noch  im  1(5.  Jahrhunderte 
und  ist  bei  dieser  erst  im  Jahre  1005.  dem  Römischen  Rechte  ge- 
wichen. —  Wegen  Schadens  sind  hier  besonders  Slat.  1270.  IV. 
\\).  und  20.  zu  beachten.  —  Bei  der  Behandlung  des  Rechtes  der 
Satzung  bekämpft  der  Verf.  Madai's  Ansicht,  als  gewähre  das 
Altdeutsche  Pfandrecht  dem  Gläubiger  ein  widerrufliches  Kigenthum 
(in  d.  angef.  Zeilschrift  Bd.  8.  II.  3.  S.  284.  [vgl.  diese  Jahrb.  1847. 
S.  756.])  und  die  gegenteilige  Ansicht  Budde's  (Zeitschrift  Bd.  9. 
II.  3.  S.  411.  IT.  [Jahrb.  1847.  S.  757.]);  der  Verf.  billigt  die  För- 
ste rschc  Ansicht  (Zeitschrift  Bd.  <).   II.  1.  S.   101.  ff.  [Jahrb. 
1847.  S.  756.  f.j)  insofern,  als  nach  ihr  die  Pflicht  des  Satzungs- 
gläubigers von  dem  Willen  abhängig  gemacht  wird,  verwirft  diese 
Ansicht  aber  insofern,   als  sie  nicht  den  Willen  des  Bei  hei- 
ligten, sondern    nur    den  des  Empfängers  berücksichtigt. 
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Des  Verfs.  Ausführung  schliesst  sich  an  die  Erörterung  des  Ordels 
1270.  IX.  21.  an.  In  dem  Verlaufe  seines  Vortrages  bestreitet  der 
Verf.  die  Richtigkeit  des  Begriffes  von  der  Gewer,  welchen  Albrecht 
in  seinem  berühmten  Werke  gebildet  hat;  es  bedeutet  nach  dem  Verf. 
„Gewer"  nichts  Anderes,  als  „das  Recht  der  Verteidigung",  wonach 
es  erklärlich  wird,  dass  bei  der  Ueb  er  tragung  der  Gewer  auch  der 
Wille  des  Ucbertragenden  in  Betracht  kommt.  Dieser  Wille  der 
Betheiligten  entscheidet  auch  bei  der  Frage  über  die  Verantwort- 
lichkeit des  Empfängers.  —  Der  Verf.  führt  seine  so  eben  näher 
bezeichnete  Ansicht  durch  in  der  Enlwickelung  der  Haftungspflicht 
bei  dem  Vertrage  „to  holdende  don"  und  bei  dem  Vertrage  „lenen", 
geht  dann  über  zur  Satzung,  welche  dem  Leihen  gleichgestellt 
wird  und  bekämpft  hier  Forstels  Ansicht,  als  trage  der  Satzungs- 
gläubiger die  Gefahr  nicht,  beleuchtet  sodann  das  Verhä'Itniss  der 
Satzung  zum  Eigenlhume  und  verbreitet  sich  über  Distractton,  Auf- 
gebot, Verfolgung,  Verkauf  eines  Pfandes. 

Hiermit  schliesst  das  vorliegende  Heft,  dem  aber  bald  das  zweite 
folgen  wird. 

Es  freut  uns,  dass  der  Verf.  den  am  Schlüsse  unserer  ersten 
Anzeige  ertheilten  Rath  seiner  Beachtung  gewürdigt  und  verdient 
derselbe  für  seiue  schätzbaren  Anmerkungen  dankbare  Anerken- 
nung. —  Weit  entfernt,  dem  Verf.  zumuthen  zu  wollen,  sich  einen 
Purismus  anzuqälen,  will  uns  scheinen,  als  ob  in  Vorträgen  über 
Deutsches  Recht  ohne  Noth  von  Griechen  und  Romern  keine  Aus- 
drücke geborgt  werden  sollten. 

Ohne  als  Sekundant  des  Verfs.  bei  den  litterarischen  Fehden  er- 
scheinen zu  wollen,  denen  derselbe  entgegensieht,  weil  der  von  ihm 
hiogeworfene  Handschuh  von  den  ritterlichen  Gegnern  wird  aufge- 
hoben werden,  können  wir  dennoch  nicht  umhin,  mit  dem  Verf.  auf 
eine  sorgfälligere  Sonderung  der  Rechtsquellen,  dem  Alter  und  der 
Gegend  nach,  als  auf  eine  unerlässliche  Bedingung  zur  Erlangung 
sicherer  Resultate  für  die  vaterländische  Rechtsgeschichte,  zu  drin- 
gen, weil  man  sonst,  wie  der  Verf.  richtig  bemerkt,  oft  Dasjenige 
für  Altgermanisches  Recht  hält  und  ausgiebt,  was  späteren 
^Ursprungs,  oder  mit  Römischen  Rechtsbegriffen  bereits 
untermischt,  oder  gar  geradezu  Römisches  Recht  ist,  oder 
was  wenigstens  früher  dafür  gehalten  wurde. 

Hamburg  den  6.  September  1847. 

Dr.  Karl  Wilh.  Härder. 
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IH.  Berichte  über  akademische 

.  Schriften. 

De  USUS  et  frudus  discrimine  dissertationem  pro  loco  in  Senatu 
academico  rite  obtinendo  scrips.  Chr.  Vh.  Adolph,  de&cheurl, 
u.j.Dr.  et  Prof.  p.  o.   Erlangae,  typ.  Barjusianis,  1846.  25  S.  8. 

Seitdem  Thibaut  den  Unterschied  zwischen  fruetut  und  utut  in  seiner 
bekannten  Abhandlung  (Versuche  üb.  einzelne  Theile  d.  Theorie  d.  Rechts, 
Bd.  1.  Nr.  3.)  Testgestellt  hatte,  war  die  von  ihm  ausgesprochene  Ansicht  all— 
mählig  in  alle  Lehrbücher  übergegangen,  so  dass  in  der  neuern  Zeit  in  diesem 
Puncte  zwischen  denselben  eine  erhebliche  Verschiedenheit  nicht  vorhanden  war. 
Unter  fruetut  verstand  man  im  Allgemeinen  die  Fruchtziehung,  unter  usus 
jeden  andern  Gebrauch  der  Sache  ausser  der  Fruchtnutzung,  wobei  man  die 
einzelnen  Abweichungen  von  diesen  regelmässigen  Bedeutungen ,  welche  hier 
und  da  in  den  Quellen  vorkommen ,  als  Ausnahmen  auffasste.  Diese  Ueberein- 
stimmung  wurde  aber  durch  G.  F.  Puchta  gestört,  welcher  in  seinem  Cursus 
der  Institutionen  (§.  252.  Bd.  2.  S.  745. f.  d.  1.  Aufl.  od.  781.  d.  2.  Aufl.)  den 
Unterschied  so  bestimmte:  l/sut  heisst  die  Benutzung  der  Sache  für  ein  be- 
stimmtes Subject,  dessen  Bedürfniss  und  zwar  unmittelbar  durch  die  Sache 
selbst  (ohne  Umsatz  in  ein  anderes  Object)  befriedigt  werden  soll,  fruetut  da- 
gegen die  Benutzung,  welche  über  den  usus  hinausgeht ,  betreffe  sie  die  natür- 
lichen Früchte  oder  den  sonstigen  Gebrauch ,  sofern  er  durch  Umsatz  produetiv 
gemacht  wird;  gegenüber  dem  utut  stellt  sich  der  fruetut  als  ein  Gewinn  dar, 
der  aus  der  Sache  bezogen  wird ;  aber  nur  der  der  Bestimmung  der  Sache  ent- 
sprechende Gewinn  ist  fruetut.  Der  Verf.  hat  in  der  vorliegenden  Abhandlung 
diese  Ansicht  Puchta's  und  überhaupt  die  ganze  Verschiedenheit  zwischen 
fruetut  und  usus  einer  Prüfung  unterworfen  und  ist  dabei  zu  einem  von  Puchta 
abweichenden  Ergebnisse  gelangt.  Er  stellt  den  Unterschied  zwischen  frui  und 
uti  so  fest :  Fruitur,  gut  commodum  ex  re  per  dpi  t  suum  faciendo  guidguid  ex 
re  ipta  pereipialur ,  ita  ut  ret  ipsa  causa  tit  pereipiendi;  utitury  guiitarem 
tractat,  ut  nihil  ex  ea  tuum  facient  alio  quopiam  modo  tibi  tervientem  eam 
faciat,  und  bestimmt  demgemäss  die  Begriffe  von  ususfruetus  und  usus  in  ihrem 
Gegensatze  so,  dass  jener  sich  darstellt  als  jus  guovit  modo  ex  re  commodum 
pereipiendi  cum  potettate ,  tuum  faciendi  guidguid  ex  re  fruetuaria  gignatur 
vel  aliter  redeat ,  —  dieser  als  facultas  rem  usuariam  ad  guodlibet  per  eam  com- 
modum, obtinendum  adhibendi,  dummodo  utuariut  nihil  ex  ea  tuum  faciat.  — 
Ref.  ist  der  Untersuchung  des  Verfs.  mit  grossem  Interesse  gefolgt.  Sie  gewahrt 
ein  solches  hauptsächlich  durch  die  Besonnenheit  und  Gründlichkeit,  mit  wel- 
cher sie  geführt  worden  ist.  Besonders  gelungen  erscheint  dem  Ref.  theils  die 
sprachliche  Begründung  der  Ansicht  des  Verfs.,  theils  die  Art  und  Weise,  mit 
welcher  er  die  Abweichungen  von  dem  regelmässigen  Umfange  der  fraglichen 
Servituten  erklärt  und  mit  deren  Wesen  in  Einklang  bringt.  So  ist  nach  der 
Ueberzeugung  des  Ref.  in  dieser  Lehre  für  die  richtige  Ansicht  eine  feste  Grund- 
lage, an  welcher  es  bisher  fehlte,  gewonnen  worden  und  es  steht  zu  erwarten, 
dass  dieselbe  nunmehr  gegen  Anfechtungen  sich  behaupten  werde. 
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Conimentatio  ad  /.  29.  pr»  D.  de  donationibus.    [IJpsiae,  1846.] 
14  S.  4. 

Dieses  zur  Feier  des  Gedächtnisses  eines  Stipendienstifters  geschriebene 
Programm,  dessen  Verfasser  der  Ordinarius  der  Juristenfakullät  zu  Leipzig, 

Präsident  Dr.  K.  F.  Günther  ist,  behandelt  die  Frage:  ob,  wenn  Jemand 
einem  Andern  entweder  eine  körperliche  Sache  zum  Behalten  oder  zum  Gebrauch 
gegeben,  oder  Dienste  geleistet,  sich  aber  dabei  einen  Preis  oder  einen  Lohn 
nicht  bedungen,  auch  nicht  vorher  erklärt  hat,  dass  er  die  fragliche  Leistung 
nicht  umsonst  gewähren  werde,  eine  Klage  auf  Bezahlung  eines  Preises  oder 
Luhns  begründet  scy?  Der  Verf.  stellt  die  bejahende  Beantwortung  dieser  Frage 
als  Regel  auf;  denn  die  Absicht  des  Leistenden  oder  Gebenden,  eine  Gegen- 
leistung zu  verlangen,  und  bei  dem  Empfänger  die  Absicht,  eine  solche  ge- 
währen zu  wollen,  müsse  um  deswillen  praesumirt  werden,  weil  man  ausser- 
dem die  Absicht  der  Schenkung  voraussetzen  müsstc,  Schenkungen  aber  be- 
kanntlich in  der  Regel  nicht  praesumirt  würden.  Als  Ausnahmen  von  jener 
Regel,  in  welchen  also  der  animus  donandi  zu  praesumiren  seyn  würde,  giebt 
der  Verf.  folgende  vier  Fälle  an :  1 )  wenn  Jemand ,  ohne  von  dem  Andern  durum 
angegangen  worden  zu  seyn,  demselben  freiwillig  und  ohne  Vorbehalt  eines 
Preises  oder  Lohns  eine  Sache  zum  Behalten  oder  Gebrauch  überlassen  oder 
Dienste,  welche  vermiethet  zu  werden  pflegen,  geleistet  hat;  2)  wenn  Jemand 
zwar  so  Etwas  auf  Verlangen  des  Andern  gelhan,  jedoch  entweder  a)  dieser  die 
Leistung  als  eine  Rechlsschuldigkeit  gefordert  gehabt,  und  jener  sie  darauf  ohne 
Weiteres  gewährt  hat,  oder  A)  die  zum  Gebrauche  übcrlassene  Sache  eine  solche 
ist,  welche  nicht  \crmiclhel  zu  werden  pflegt,  oder  deren  Eigenthümer  der- 
gleichen Sachen  gegen  Geld  nicht  zum  Gebrauche  auszuthun  pflegt  oder  anstän- 
diger Weise  austhun  kann,  oder  r)  die  geleisteten  Dienste  entweder  überhaupt 
nicht  für  Lohu  oder  Honorar  geleistet  zu  werden  pilegen  ,  oder  wenigstens  der 
Leistende  erlaubter  oder  anständiger  Weise  für  sie  eine  Vergütung  nicht  an- 
nehmen kann;  3)  wenn  der  Geber  mit  dem  Empfänger  in  einem  solchen  Ver- 
hältnisse z.  B.  der  Verwandtschaft  steht,  dass  in  demselben  nach  besonderer 
gesetzlicher  Bestimmung  der  animus  donandi  zu  praesumiren  ist;  4)  wenn  die 
I  mstände  so  beschallen  sind,  dass  eine  andere  Absicht,  als  die  zu  schenken, 
bei  dem  Leistenden  nicht  angenommen  werden  kann.  —  Der  Verf.  bezieht  sich 
zur  Erläuterung  seiner  Ansicht  auf  die  von  ihm  mitgelhcillen  Entscheidungs- 
gründc,  welche  einem  von  der  Juristenfakullät  zu  Leipzig  gesprochenen  Er- 
kenntnissebeigefügt gewesen  sind;  auch  führt  er  sonst  zur  Erkläruug  verschie- 
dene, ihm  in  der  Praxis  vorgekommene  Beispiele  an.  Zu  dem  Falle  unter  %  r., 
bei  welchem  er  aus  seiner  Erfahrung  Belege  nicht  angeben  zu  küunen  erklärt, 
bemerkt  Ref.,  dass  dahin  der  ihm  schon  mehrmals  vorgelegenc  Fall  gehören 
winde,  wenn  ein  Advokat  Geschäfte  verrichtet  hat,  welche  nicht  zur  advo- 
katorischen  Praxis  gehören  und  deren  Verrichtung  uicht  als  Ausfluss  eines  von 
ihm  betriebenen  Gewerbes  angesehen  werden  kann. 

Ref.  ist  mit  den  von  dem  Verf.  aufgestellten  Sätzen  im  Allgemeinen  einver- 
standen, nicht  aber  mit  deren  Begründung.  Der  Satz :  donatio  non praesumitur, 
von  welchem  der  Verf.  ausgeht,  ist  in  dem  Sinne,  in  welchem  er  ihn  auffasst, 
als  ein  allgemeines  Princip,  weder  in  den  Gesetzen  noch  in  der  Philosophie 
begründet.  Es  lässt  sich  auch  mit  diesem  Satze,  wenn  man  ihn  nicht  mis- 
braucht,  gar  nichts  anfangen.  Denn  er  ist  rein  negativ  und  es  folgt  daraus, 
dass  Schenkungen  nicht  vermuthet  werden,  noch  nicht,  dass  irgend  etwas  An- 
deres, insbesondere  dass  ein  oneroses  Rechtsgeschäft  vermuthet  werde.  Viel- 
mehr ist  bei  der  rechtlichen  Bcurtheilung  von  Ansprüchen  auf  Vergütung  von 
dem  allgemeinen  Principe  auszugehen  :  dass,  wer  ein  Recht  für  sich  in  Anspruch 
nimmt,  solche  Thalsachen  anführen  muss,  durch  welche  dasselbe  begründet 
wird.  Sind  uun  die  von  einem  Kläger  angeführten  Thalsachen  von  der  Beschaf- 
fenheit, dass  es  zweifelhaft  ist,  ob  eine  Schenkung  oder  ein  entgeltliches  Rechts- 
geschäft vorliegt,  so  kann  der  Richter  die  Klage  weder  deshalb,  weil  Schen- 
kungen nicht  vermuthet  werden,  für  begründet,  noch  aus  einer  entgegengesetz- 
ten Vcrmuthung  für  unbegründet  halten;  sondern  er  hat  die  besonderen  ihm 
vorgelegten  factischen  Umstünde  zu  prüfen  und  nach  diesen  sich  ein  Urlhcil 
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darüber  zu  bilden ,  ob  ein  Ansprach  auf  Vergütung  gerechtfertigt  sey  oder  nicht. 
Daher  enthält  denn  die  vierte  von  den  vom  Verf.  aufgestellten  Kategoricen  eigent- 
lich die  Regel  fUr  alle  Fälle,  wenn  man  sie  nur  allgemeiner  so  ausdrückt:  falls 
die  Umstünde  so  beschaffen  sind,  dass  aus  ihnen  nolhwcndig  folgt,  der  Lei- 
stende könne  keine  andere  Absicht,  als  die  einer  Schenkung,  gehabt  haben,  so 
ist  der  Anspruch  nicht  begründet,  ergiebt  sich  aber  aus  den  Umstanden,  dass 
die  Absicht  auf  eine  Vergütung  gerichtet  gewesen  sey ,  so  ist  er  begründet.  Unter 
diese  Regel  fallen  dann  auch  die  Kategoricen  des  Verfs.  unter  Nr.  1.  und  2.  a — c. 
Denn  hier  ergeben  die  Umstünde,  dass  die  Absicht  des  Leistenden  auf  eine 
Gegenleistung  nicht  gerichtet  gewesen  seyn  könne,  während  dagegen  in  andern 
Füllen,  z.  B.  dann  wenn  Jemand,  der  ein  Gewerbe  aus  gewissen  Leistungen  für 
Geld  macht,  eiue  solche  gewährt  hat,  aus  den  Umständen  hervorgeht,  dass  die 
Absicht  auf  eine  Vergütung  gerichtet  gewesen  sey.  Also  je  nach  den  Umständen 
des  einzelnen  Falles  wird  der  Richter  zu  bestimmen  haben,  ob  die  zur  Begrün- 
dung eines  auf  Vergütung  gerichteten  Anspruchs  behaupteten  Thatsachen,  deren 
Wahrheit  vorausgesetzt  r  ein  entgeltliches  oder  ein  unentgeltliches  Geschäft  in- 
volviren'.  Nur  wo  die  Gesetze  eine  specielle  Ausnahme  gemacht  und  ausdrück- 
lich festgesetzt  haben,  dass  beim  Vorhandcnscyn  gewisser  Verhältnisse  eine 
Schenkung  anzunehmen  sey,  wird  der  Richter,  dafern  nicht  das  Gegenthcil 
behauptet  und  bewiesen  wird,  ohne  Weiteres  den  animus  donandj  als  vorhanden 
ansehen  können.  Dies  ist  der  Fall  unter  Nr.  3.  —  Es  kommen  sonach  die  vom 
Verf.  aufgestellten  Fälle  keineswegs  als  Ausnahmen  in  dieser  Lehre  vor,  son- 
dern sie  fallen  ebenso  wie  seine  Regel  in  das  allgemeine  Princip  zusammen ,  dass 
wer  einen  Anspruch  auf  Vergütung  geltend  machen  will,  Thatsachen  vorbringen 
muss,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  ein  solcher  Anspruch  für  ihn  entstanden 
sey.  Des  Verfs.  Ausnahmen  sind  nur  Fingerzeige  für  den  Richter,  in  wie  fern 
er  unter  gewissen  Umständen  ein  unentgeltliches  Geschäft  annehmen^önnc  oder 
nicht.  —  Im  Uebrigent  wird  auf  Ausflüchte  das  Vorstehende  mit  den  nothigen 
Modifikationen  ohne  Weiteres  sich  anwenden  lassen  *). 


Das  Recht  der  Steuer- Verwilligung  in  Württemberg.  Eine 

Iuaugural- Dissertation,  welche  zur  Erlangung  des  Doctorgrades 
beider  Rechte  unter  dem  Praesidium  von  Dr.  A.  L.  Heyscher,* 
o.Prof.  d.  Rechtswifis.,  im  Februar  1845.  der  öffentlichen  Prüfung 
vorlegt  der  Verfasser  Paul  Oeorgii  aus  Calw.  Tübingen, 
gedr.  b.  Fues,  1845.   VI  u.  30  S.  8. 

Den  alten  Ständen  Württembergs  stand  das  Recht  zu ,  die  ihnen  angeson- 
nenen Steuern,  sofern  solche  nicht  nothw endige  waren  (z.  R.  Prinzessin-Steuer, 
im  Falle  cincsLandkrieges,  Reiträge  zu  den  Reichs-  und  Kreis-Steuern  u.  a.  m.), 
zu  verweigern.  Der  von  dem  ständischen  Comitd  verfasste  Entwurf  eines  Ver- 
fassungs-Vertrags von  1816.  bezeichnete  als  allgemeine  Rcdingung  der  Steucr- 
verwilligung:  dass  die  Landcsverfassung  aufrecht  erhalten,  die  gesetzmässigo 
Thätigkeit  der  Stände  nicht  gehemmt  und  ihren  Rcschwcrdcn  über  Verletzung 
derVerfassung-und  über  gesetzwidrige  Redrückung  der  Unterthancn  abgeholfen 
werde;  auch  sollten  schon  verwilligte  Steuern  zurückbehalten  werden  können, 
wenn  die  Landesversammlung  in  den  bestimmten  Zeitpuncten  und  Fällen  ein- 
zuberufen verweigert  und  die  Pressfreiheit  ohne  ständische  Dcwilligung  be- 
schränkt oder  aufgehoben  würde.  Von  anderer  Ansicht  ging  die  Regierung  in 
dem  Verfassungsentwurf  von  1817.  aus.  Nach  demselben  sollte  die  Steucrvcr- 
willigung  nicht  an  Rcdingungen  geknüpft  werden  dürfen,  welche  die  Verwen- 
dung der  Steuern  nicht  unmittelbar  betreffen ;  wohl  aber  sollten  die  Stände  über 


i  i  "i  Yüflr  **"",nie'r»  De  Donatione Prneiumtn.  Heidelberg.,  1811.  (Angezeigt  in  diese» 
tlHiii'li.  IS4.».  S.  060. 1 
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die  Notwendigkeit  der  zu  machenden  Ausgaben  cognosciren  können  und  nur 
diejenigen  Steuern  zu  bewilligen  brauchen,  welche  zu  Deckung  solcher,  für 
nolhweodig  von  ihnen  erkannter  Ausgaben  erforderlich  wären.  Im  Wesentlichen 
gingen  diese  Bestimmungen  des  Entwurfs  in  die  Verfassungsurkunde  v.  25.  Sept. 
1819.  über.  Sonach  ist  das  früher  den  Ständen  zugestandene  Recht  der  Steuer- 
verweigerung aufgehoben  uud  in  der  jetzigen  Verfassung  nicht  mehr  begründet. 

Diese  Sätze  entwickelt  der  Verf.  an  der  Hand  der  Geschichte  der  Württemb. 
Verfassung  und  insbesondere  der  Verhandlungen,  welche  der  Verfassungsur- 
kunde v.  1810.  vorausgegangen  sind,  auf  eine  klare  und  überzeugende  Weise. 
Ref.  stimmt  daher  ganz  in  das  günstige  Urlheil  ein,  welches  Reyscher  in  seinem 
der  Dissertation  vorausgeschickten  Vorworte  über  dieselbe  ausgesprochen  hat. 


De  arbitris  ad  decidendas  contestationes  inter  mereatores 

SOCios  ex  lege  necessariis  a  judice  nominandis  disquisitio.  Qua 
ad  audiendam  orationem  —  pro  adeundo  mutiere  professoris  ord. 
in  ordine  ictorum  um'v.  Frid.  Guil.  Rhenanae  —  publice  haben- 
dam  —  invitat  Joseph*  JBauerband  j.  u.  D.  ac  P.p.  o.  Bonnaet 
typ.  Lechner <\  1844.    12  S.  4. 

Der  Code  de  commerce  bestimmt  im  art.  51 .  /.  I.  r .  3. :  „  Toule  contestation 
enlre  associVüt  et  pour  raison  de  la  societe,  sera  juge'e  par  des  arbitres" ,  und 
im  art.  55^ebendasclbst:  cas  de  refus  de  Vun  ou  de  plusieurs  des  associe's 
de  nommer  des  arbitresy  les  arbitres  sont  nomme's  d'ojfice  par  le  tribunal  de 
commerce."  Es  fragt  sich,  wie  der  letztere  Artikel  zu  verstehen  ist:  ob  das 
Handelsgericht  die  Schiedsrichter  ('für  beide  Theile)  dann  zu  wählen  hat,  wenn 
diese  über  die  Wahl  sich  nicht  haben  vereinigen  können  oder  wollen,  oder  ob 
das  Handelsgericht  dann,  wenn  ein  Theil  Schiedsrichter  erwählt  hat,  der  andere 
aber  solche  nicht  wählt,  dieselben  nur  für  den  letztern  ,  sich  weigernden  Theil 
zu  ernennen  habe.  Die  Praxis  und  Wissenschaft  hat  die  letztere  Ansicht  als  die 
richtigere  angenommen.  Der  Verf.  zeigt,  wie  nachtheilig  diese  Ansicht  für  das 
Institut  der  Schiedsrichter  sey,  wie  wenig  sie  mit  der  Natur  der  Schiedsgerichte 
und  Kompromisse  übereinstimme  und  wie  sie  auch  in  der  Geschichte  des  Ge- 
setzes keine  Begründung  finde.  Er  vertheidigt  dagegen  die  Interpretation,  nach 
welcher  das  Gericht  alle  Mal  statt  beider  Parteien  dann  Schiedsrichter  zu  wählen 
hat,  wenn  die  ersteren  sich  über  deren  Ernennung  nicht  vereinigen  können,  dass 
aber  eine  einseitige  Erwählung  von  Seiten  einer  einzelnen  Partei  oder  des  Rich- 
ters für  eine  solche  unzulässig  sey.  —  Man  wird  sich  durch  die  Gründe  des 
Verfs,  von  der  Richtigkeit  seiner  Ansicht  vollständig  überzeugt  fioden. 
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IV.  Berichte  ülber  Zeitschriften. 

Zeitschrift  für  das  Recht  and  die  Politik  der  Kirche.  Heraas- 
gegeben  von  Xlr.  Heinr.  Frledr.  Jacobson,  o.  Prof.  d.  R. 
zu  Königsberg,  und  Dr.  AeiniliiiH  Ludw.  Kicliter,  o.  Prof. 
d.  R.  zu  Berlin.  Erstes  u.  Zweites  Heft.  Leipzig,  B.  Tauchnilz 7////., 
1847.   V.  VI.  1—126.  127—250  S.  gr.8.   (Jedes  Heft  f  Thlr.) 

Bei  dem  Anblick  dieses  neuen  periodischen  Unternehmens  wird  sich  Jedem, 
welcher  für  die  kirchlichen  Zustände  der  Gegenwart  offenes  Ohr  und  Auge  hat, 
von  selbst  die  Bemerkung  aufdringen ,  dass  kaum  eine  Zeit  so  viel  Stoff  zur  Erör- 
terung, Sichtung  und  Schlichtung  bieten  kann,  wie  die  unsrige,  dass  aber  auch 
das  Bedürfniss  einer  Beleuchtung  der  Erscheinungen  des  kirchlichen  Lebens 
aus  dem  Standpuncte  des  Rechts  und  der  Politik  nicht  leicht  so  tief  empfunden 
werden  kann,  als  gerade  jetzt.  Dass  dabei  die  rechten  Männer  sich  an  die 
Spitze  des  neuen  Organs  gestellt  haben,  wird  Dem  nicht  entgehen ,  .der  mit  der 
Wissenschaft  des  Kirchenrechts  vertraut  ist.  Büren  wir  sie  selbst  über  die 
Tendenz  ihrer  Zeitschrift  sich  erklären,  um  uns  auch  davon  zu  überzeugen, 
dass  sie  ihre  Aufgabe  richtig  erfasst  haben.  ,,Die  letzte  Zeit  Ist  überreich  an 
kirchlicher  Controverse  gewesen.  Aber  die  Zahl  der  unbefugten  Redner  und 
Slimmgcber  hat  jene  der  befugten  um  Vieles  überstiegen,  und  unter  allem  Reden 
und  Streiten  ist  nur  zu  oft  der  klare  Boden  abhanden  gekommen.  Um  so  mehr 
ist  es  Nolh,  dass  der  Ernst  des  geschichtlichen  Sinnes  und  der  objektiven  Er- 
wägung dazwischen  trete  und  der  Wissenschaft  ihr  rechtes  Verhältniss  zu  den 
Fragen  des  Lebens  und  den  gebührenden  Einfluss  auf  dieselben  sichere.  Hier- 
mit ist  auch  der  Standpunkt,  welchen  diese  Zeitschrift  einnehmen  und  von  dem 
aus  sie  wirksam  werden  soll,  zur  Genüge  bezeichnet.  Es  gilt,  das  Recht  der 
Kirchen  nach  dem  ihm  inwohnenden  Geiste  und  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  zu  erörtern  und  auf  diesem  Boden  das  Ziel  der  organischen  Fortbil- 
dung mit  unverrücktem  Blick  zu  verfolgen. «* 

Der  Inhalt  der  neuen  Zeitschrift  wird  hauptsächlich  in  Abhandlungen  und 
daneben  auch  in  Miscellen  bestehen.  Die  letzteren  sollen  theils  kürzere  Notizen 
und  Bedenken  u.  s.  w.,  theils  die  in  einzelnen  Landeskirchen  ergangenen  wich- 
tigem Gesetze  mittheilen.  Dagegen  ist  die  literarische  Kritik  als  solche  aus- 
geschlossen und  den  für  sie  bestehenden  besonderen  Organen  überlassen  wor- 
den *).  —  Die  Zeitschrift  wird  in  Heften  von  je  8  Bogen  erscheinen  und  drei 
Hefte  werden  einen  Band  bilden.   Jedes  Heft  ist  auch  einzeln  zu  haben. 

Ref.  hat  in  der  gerechten  Freude  über  ein  Unternehmen ,  bei  welchem  die 
Wahl  des  Zeilpuncts  seines  Hervortretens  ebenso  glücklich,  wie  die  Hoffnung 
eines  nachhaltigen  Einflusses  auf  das  richtige  Verständniss  und  auf  eine  befrie- 
digende Gestaltung  unserer  kirchlichen  Verhältnisse  wohlbegründet  erscheint, 
die  Vollendung  des  ersten  Bandes  nicht  abwarten  wollen,  sondern  es  vorge- 
zogen ,  bereits  jetzt  eine  Uebersicht  des  Inhalts  der  ersten  zwei  Hefte  zu  geben. 
Schon  diese  beiden  Hefte  werden  klar  darlegen,  wie  die  Redaction  bemüht 


")  Möchten  die  Kritischen  Jahrbücher  in  dem  Streben,  die  kirchenrechtliche  Lite, 
ratjjr  »o  vollständig  wie  möglich  zur  Sprache  zu  hrincren,  von  Denen,  welche  Beruf  zur 
Kritik  derselben  haben,  recht  kräftig  unterstützt  werden  ! 

Die  Redaction. 
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gewesen  ist,  dem  Kirchenrecht  und  der  Politik  der  Kirche  nach  deren  verschie- 
denen Seiten  hin  förderlich  zu  werden,  und  nicht  blos  das  rein  wissenschaft- 
liche Element  zu  pflegen,  sondern  auch  dem  kirchlichen  Leben  selbst  eine 
thälige  Theilnahme  zuzuwenden.  —  Die  einzelnen  in  beiden  Heften  enthaltenen 
Abhandlungen,  denen  im  ersten  Heft  ein  kurzes  Vorwort,  aus  welchem  die  obige 
Stelle  entnommen  worden  ist,  vorausgeht,  sind  der  Reihe  nach,  in  welcher  sie 
milgethcilt  werden,  folgende: 

Die  christliche  Freiheit  und  der  kirchliche  Organismus  von  Jacobson,  i. 
S.  I —  53.    Der  Verf.,  ausgehend  davon,  dass  über  die  wahre  Freiheit,  als  die 
rechte  Vcrmiltclung  des  Notwendigen  mit  dem  Freien,  des  Allgemeinen  mit 
dem  besonderen ,  weder  in  der  Wissenschaft  Einigung  bestehe  noch  im  Leben 
Klarheit  und  Uebereinstimmung  Statt  finde,  und  dass  der  Grund  aller  Cor- 
ruption  das  Uebennaas  starrer  Objeclivifät  auf  der  einen,  zerfliessender  Sub- 
jectivität  auf  der  andern  Seite  sey,  welche  in  einem  und  demselben  Uebel,  in 
der  Verkennung  der  wahren  Freiheit,  wurzeln,  —  zieht  diese  Gegensatze  und 
deren  Versöhnung  auf  dem  religiösen  und  kirchlichen  Gebiete  in  nähere  Betrach- 
tung, indem  er  nachweist,  dass  die  evangelische  Kirche,  als  die  Bewabrerin 
der  Religionsfreiheit,  eben  so  fern  von  dem  Zwange  des  abstracten  Romanismus, 
als  des  isülirenden  Seclenwesens,  allein  fähig  sey,  einen  echten  kirchlichen  Or- 
ganismus, eine  lebendige  Glaubensgemeinschaft  zu  begründen.   Durch  diesen 
ihren  Vorwurf  wird  die  Abhandlung  vou  selbst  eine  Kritik  der  namentlich  in 
unserer  Zeit  hervorgetretenen  Gegensätze,  insbesondere  jener  Richtung,  welche 
vorzugsweise  der  christlichen  Freiheit  nachzutrachten  wähnt  und  deshalb  sich 
Namen  beigelegt  hat,  welche  sie  sofort  als  im  Besitze  der  Freiheit  befindlich 
bezeichnen  sollen.    Diese  mit  leidenschaftsloser  Ruhe,  an  der  Hand  der  Ge- 
schichte und  der  urkundlichen  Aeusserungen  der  verschiedenen  Richtungen 
vorgenommene  Prüfung  derselben  erscheint  dem  Ref.  als  eine  vortreffliche  Ar- 
beit, wohl  geeignet,  Klarheit  zu  verbreiten,  wo  so  viel  Verwirrung  und  Halb- 
dunkel herrscht  und  die  Gemüther  gefangen  hält. 

Die  heutige  römische  Curie.  Ihre  Behörden  und  ihr  Geschäftsgang.  Von 
dem  Prof.  d,  R.  Dr.  O.  Mejer  zu  Göttingen  \  jetzt  zu  Königsberg.].  1.  S.  54 — 
103.  2.  S.  195—250.  Dieser  Aufsatz  wird  von  dem  Verf.  als  eine  Vorarbeit  zu 
einer  künftigen  monographischen  Ausführung  bezeichnet;  derselbe  ist  hervor- 
gegangen aus  den  Studien  des  Vcrfs.  zu  Rom  während  der  Wintermonate  18J|., 
und  zunächst  zu  einem  practischen  Zweck  ausgearbeitet,  weshalb  er  sich  der 
historischen  und  überhaupt  doclrinären  Ausführungen  möglichst  enthält.  Der 
Verf.  wünscht,  dass  seine  Mittheilungen  als  genauere  Ausführung  einer  von 
Ranke  in  seinem  Aufsalze:  Lieber  die  Staatsverwaltung  des  Cardinais  Consalvi 
(in  s.  Histor.-polit.  Zeitschrift  Bd.  1.  S.  021. ff.)  nicht  berührten  Seite  der  Rö- 
mischen Verhältnisse  aufgefasst  werden  möchten.  —  Der  Inhalt  zerfällt  in  vier 
Kapitel :  1 .  Quellen.  Gränzgebicte.  Geschichte.  —  Sehr  dankenswerlh  ist,  was  der 
Verf.  hier  über  die  einschlagende,  zum  Theil  in  Deutschland  nicht  sehr  bekannte 
Literatur  giebt.  —  2.  Personal  der  Curie.  —  3.  Behörden  der  Curie.  —  4.  Ge- 
schäftsbetrieb an  der  Curie.  —  Es  w  ürde  nicht  passend  seyn,  wenn  wir  hier  auf 
das  Detail  des  vom  Verf.  Gegebenen  eingehen  wollten;  wir  müssen  uns  milder 
Versicherung  begnügen,  dass  derselbe  vieles  Unzugängliche  und  Interessante 
in  anziehender  Weise  dargestellt  hat. 

Drei  Gutachten  über  die  Frage:  Ist  eine  Wiederherstellung  einer  rechts- 
kräftig  geschiedenen  Ehe  nur  durch  erneuerte  Trauung  möglich ,  oder  ist  dazu 
ein  anderer  mit  landesherrlicher  Autorität  versehener  Act  geeignet?  I.  Gut- 
achten von  dem  Geh.  Justiz-R.  u.  Prof.  Dr.  Stahl  zu  Berlin.  1.  S.  106  —  III. 
—  II.  Gutachten  von  dem  verstorb.  Geh.  O.-Trib.-R.  u.  Prof.  Dr.  Puch  la.  1. 
S.  112  —  1  lti.  —  III.  Gutachten  von  dem  O.  -  Consislorial -  R.  u.  Prof.  Dr. 
Twesten  zu  Berlin.  2.  S.  178— 104.  —  Stahl  erklärt  die  erneuerte  Trauung 
für  durchaus  nothwendig  und  eine  Restitution  oder  landesherrliche  Dispensation 
für  ganz  unstatthaft,  hält  aber  zugleich  Erleichterungen  rücksichtlich  der  Form 
derTrauung  für  zulässig.  —  P  u  c  h  ta  sieht  zwar  die  Trauung  als  wesentliche  Ein- 
gehungsform der  Ehe  an,  hält  aber  eine  Dispensation  für  möglich;  ebenso  er» 
scheint  ihm  die  Restitution  durch  den  Landcshcrrn  zur  Beseitigung  des  Schei- 
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dungsurlhels  als  geeignet.  —  Twcsten  hält  zwar  die  Trauung  regelmässig  für 

nothwendig,  betrachtet  aber  —  blos  ans  dem  theologischen  Gesiehtspunclc  — 
die  Gestattung  einer  Ausnahme  aus  landesherrlicher  Machtvollkommenheit  als 
Dispensation  von  der  Trauung  unter  wesentlichen  Reslrictionen  als  zulässig,  nur 
nicht  in  dem  gerade  vorliegenden  Falle  als  ralhsam.  —  Ref.  braucht  nicht  erst 
zu  bemerken ,  wie  anziehend  die  Vcrgleichung  dieser  drei  Gutachten  ist. 

lieber  die  Ordnung  der  kirchlichen  Prüfungen.     Vinn  Geh.  HegieningS-ll. 
Dr.  v.  Mühler  zu  iUrlin.   2.  8.  J*J7  —  llij.    Der  Verf.  bezeichnet  als  seine 
Aufgabe :     den  Zusammenhang  /u  erforschen ,  in  welchem  die  Prüfung  mit  den 
übrigen  Einrichtungen  der  Kirche  sieht,  und  die  Hauptmonientc  der  geschicht- 
lichen Fintwickelung  in  dieser  Reziehiing  zu  berühren.*1    Kr  hat  dabei  Vorzug-  s 
lieh  die  evangelische  Kirche  Preusscns  vor  Augen,  wirft  aber  auch  einen  Rück  ' 
auf  die  alte  Kirche  und  auf  die  Kirche  der  Reformatoren  in  Deutschland  ,  soweit 
csuolhigist,  um  die  Wurzeln  der  in  der  Gegenwart  bestehenden  Einrichtungen 
und  die  Rcdürfnisse  derselben  zu  erkennen.     Am  Schlüsse  geht  der  Verf.  auf 
«las  Ergebniss  der  Reralhungcn  der  Generalsynode  über  den  Gegenstand  ein  und 
mothirt  seine  in  einzelnen  Fuucten  von  diesem  Ergehniss  abweichenden  Vor- 
schlage. 

Die  rechtlichen  ferhöltnissc  der  reformirten  Gemeinde  zu  Unnau.  Uespon- 
stun  der  JurisUcnfacuWit  ~u  Berlin.  2.  S.  102—177.  In  dieser  Gemeinde  ist 
bisher  der  Gottesdienst  in  Französischer  Sprache  verwalk  t  und  es  sind  deshalb 
die  Geistlichen  aus  Frankreich  oder  der  Schweiz  berufen  worden.  Das  grössere 
Konsistorium  geht  aber  damit  um  ,  den  Gottesdienst  in  Deutscher  Sprache  hallen 
zu  lassen  und  einen  Deutschen  Prediger  zu  wählen.  Das  Gutachten  betrifft  die 
rechtliche  Zulässigkeit  dieser  Aenderuug  überhaupt  und  die  Art  und  Weise  ihrer 
Ausführung.  Die  vier  aufgestellten  Fragen  werden  im  Sinne  des  Konsistoriums 
beantwortet. 

Im  ersten  lieft  finden  sich  unter  der  Rubrik:  „Misccllen"  abgedruckt:  das 
K.  Frcuss.  Patent,  die  Rildung  neuer  Religionsgesellschaften  betr.  nebst  der 
beigefügten  Zusammenstellung  u.  s.  w.  und  der  Verordn.,  betr.  die  Geburten, 
Heirathen  u.  Stcrbcfalle,  deren  bürgerliche  Reglaubigung  durch  die  Ortsgc- 
richtc  erfolgen  muss,  beide  v.  30.  März  1847. 


Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte  in  den  deut- 
schen Staaten.  Herausgegeben  von  J.  A.  SeufFert.  Erster 
Band,  zweites  Heft.  München,  Literar.-artist.  Anstalt  der  Cotta'- 
schen  Buchhandl.,  1847.  S.  155—312.  gr.  8.   (fj  Thlr.) 

Das  erste  lieft  dieses  Archivs  ist  obenS.  734.  ff.  von  einem  meiner  Herren 
Mitarbeiter  unter  den  Anzeigen  besprochen  worden.  Da  dasselbe  aber  von  dem 
Herausg.  in  dem  Vorwort  zum  ersten  Hefte  ausdrücklich  als  eine  Zeitschrift 
bezeichnet  wird,  so  werden  die  folgenden  Hefte  in  der  den  Zeitschriften  gewid- 
v  nieten  Rubrik  zur  Sprache  gebracht  werden.  Demgemäss  zeige  ich  hier  das  Er- 
scheinen des  zweiten  Heftes  an  und  benutze  diese  Gelegenheit,  über  einen  Puncf, 
welcher  mir  für  die  Redeulung  und  den  Nutzen  des  Archivs  eine  Lebensfrage  zu 
seyn  scheint,  einige  Remerkungen  an  das  von  meinem  Hrn.  Vorgänger  bereits 
Gesagte  anzuknüpfen. 

Wie  ich  mit  den  von  dem  letztern  a.  a.  0.  S.  73G.  in  Retrcff  der  Einrichtung 
des  Archivs  ausgesprochenen  Wünschen  allenthalben  einverstanden  bin,  so 
stimme  ich  namentlich  dem  unter  Nr.  1.  von  ihm  Reinerklcn  ganz  bei.  Aber  ich 
bleibe  hierbei  nicht  in  den  Schranken  eines  Wunsches  stehen,  sondern  ich 
spreche  es  als  ein  Verlangen  aus,  dass  der  Herausg.  sich  nicht  darauf  beschranke, 
eine  oder  einige  Entscheidungen  des  einen  oder  andern  obersten  Gerichtshofs  iu 
Rezug  auf  eine  einzelne  Rechtsfrage  mitzuthcilen.  sondern  dass  eres  sich  zur  Auf- 
gabe stelle,  bei  jeder  Frage  Entscheidungen  aller  Deutschen  höchsten  Gerichte, 
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oder,  wo  dies  aus  besonderen  Gründen  nicht  möglich  seyn  sollte,  wenigstens 
der  meisten  derselben  zu  veröffentlichen. 

Nur  wenn  der  Herausg.  diese  Aufgabe  festhält,  wird  das  Archiv  die  Lücke 
unserer  Literatur  ausfüllen,  welche  in  dem  Mangel  eines  Organs  besteht,  aus 
dem  eine  ausreichende  Kcnntniss  der  heutigen  Praxis  des  gemeinen  Rechts  zu 
entnehmen  wäre.  Denn  die  einzelne  Entscheidung  dieses  oder  jenes  Gerichts- 
hofes mag  an  sich  oder  durch  die  Art  ihrer  Begründung  recht  interessant  und 
lehrreich  seyn,  —  eine  Deutsche  Praxis  ist  daraus  noch  nicht  zu  entnehmen. 
Von  einer  solchen  lässt  sich  erst  daun  reden ,  wjenn  wir  die  Entscheidungen  aller 
oder  der  meisten  obersten  Gerichte  vergleichen  können. 

Wie  das  Archiv  jetzt  eingerichtet  ist,  wo  der  Herausg.  bei  jeder  Frage 
gewöhnlich  die  Entscheidung  eines  einzelnen  Gerichts  oder  die  einiger  weniger, 
und  zwar  in  der  Regel  aus  gedruckten  Sammlungen  und  aus  Zeitschriften,  mit- 
theilt, tritt  dasselbe  in  die  Reihe  der  schon  mehrfach  \orhandenen  Sammlungen 
von  Erkenntnissen,  mildern  einzigen  Unterschiede,  dass  diese  meistens  für  die 
Mittheilung  von  Entscheidungen  eines  einzelnen  Gerichts  bestimmt  sind,  das 
Archiv  aber  Erkenntnisse  verschiedener  Gerichte  bringt.  Dies  allein  giebt  aber 
dem  Archiv  noch  keinen  besondern  Werth,  und  für  Diejenigen,  welche  jene 
Sammlungen  schon  besitzen,  reducirt  sich  der  Nutzen  des  erstem  auf  die,  zur 
Zeil  noch  wenigen,  Fälle,  bei  welchen  der  Herausg.  ungedrucklc  Mittheilungen 
benutzen  konnte.  Eine  selbstsländige  Bedeutung,  einen  das  Gewöhnliche  über- 
steigenden Werth  wird  das  Archiv  erst  dann  erlangen,  wenn  es  den  Character 
eines  allgemeinen  Deutschen  Praejudicienbuchs  annimmt  und  die- 
sen wird  es  erst  dann  erlangen,  wenn  der  Herausg.  die  oben  an  ihn  gestellte 
Forderung  befriedigt. 

Ein  solches  allgemeines  Deutsches  Praejudicienbuch  fehlt  uns  noch  ganz. 
Die  zum  Theil  ausgezeichneten  Sammlungen  von  Entscheidungen,  welche  wir 
haben,  sind  in  ihrer  Beschrankung  auf  die  Aussprüche  einzelner  höchsterGerichte 
allerdings  dem  Practiker,  welcher  gerade  dem  Lande  angehört,  dem  diese  Ge- 
richte vorgesetzt  sind,  unentbehrlich,  —  auch  dem  fremden  Practiker  und  dem 
Theoretiker  von  Interesse,  dem  letztern  hauptsächlich  durch  die  Ausführungen, 
welche  den  Erkenntnissen  zur  Unterlage  dienen.  Aber  sie  bleiben  doch  immer 
nur  einzelne  Beiträge  zur  Reuntniss  der  Praxis  Deutscher  Gerichte,  und  das 
Archiv,  indem  es  gerade  da  ,  wo  diese  verschiedenen  Sammlungen  einmal  die 
nämliche  Frage  berühren ,  die  mehreren  in  ihnen  vorgefundenen  Entscheidun- 
gen zusammenstellt,  sonst  aber  auch  mit  der  Miltheilung  vereinzelter  Entschei- 
dungen aus  ihnen  sich  begnügt,  erscheint  höchstens  als  ein  aus  mehreren  Samm- 
lungen gebildetes  Repertorium,  nicht  aber  als  ein  die  Ansichten  aller  Deutschen 
obersten  Gerichte  möglichst  vollständig  wiedergebendes  Archiv. 

Gegen  das  Verlangen  eines  allgemeinen  Deutschen  Praejudicienbuch  es 
können  die  Schwierigkeiten  der  Ausführung  mit  Erfolg  nicht  eingewendet  wer- 
den. Ich  will  nicht  verkennen ,  dass  eine  grosse  Anstrengung  nölhig  seyn  wird, 
um  über  die  einzelnen  zweifelhaften  Fragen  Entscheidungen  aller  Deutschen 
höchsten  Gerichte  zusammenzubringen.  Aber  wo  es  der  Ausführung  eines 
Nationalunternehmens  gilt,  dürfen  solche  Schwierigkeiten  nicht  geachtet  werden. 
Zudem  fehlt  es  nicht  an  guten  Hülfsmitteln.  Die  vorhandenen  Sammlungen, 
welche  einzelnen  Ländern  oder  Gerichten  angehören ,  liefern  schon  eine  reiche 
Ausbeute  und  sind  vom  Herausg.  noch  nicht  vollständig  benutzt  worden.  So  hat 
er  z.  B.  die  in  Leipzig  erscheinenden  Sammlungen:  die  Zeitschritt  für  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  und  das  Wochenblatt  für  merkw.  Rechtsfälle,  welche  für 
die  Kenntniss  der  Entscheidungen  des  Oberappellalionsgerichls  zu  Dresden  sehr 
wichtig  sind,  ebenso  das  Archiv  für  sächsische  Juristen  von  Nehrhoff  v.  Hol- 
derb er  g  gar  nicht  gebraucht.  Wo  aber  die  gedruckten  Sammlungen  nicht 
ausreichen ,  da  muss  persönliche  Beibülfe  gesucht  werden.  Dazu  genügt  es  aber 
nicht,  wenn  der  Herausg.  in  der  Vorrede  blos  ,,die  zuversichllicheVorausselzung" 
ausspricht,  ,,nach  vorgängigen,  mit  Hülfe  gedruckter  Materialien  vollbrachten 
Probeleislungen,  für  die  Ausstattung  des  Archivs  reichliche  handschriftliche 
Mittheilungen,  insbesondere  von  Seile  der  Mitglieder  der  obersten  Gerichte  in 
den  deutschen  Staaten  zu  erhalten."   Vielmehr  wird  es  Aufgabe  des  Herausg. 
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seyn  müssen,  bei  jedem  Deutschen  höchsten  Gerichte  einen  oder  einige  Mit- 
arbeiter zu  suchen,  von  denen  er  mit  Sicherheit  eine  Miltheilung  aller  Enschei- 
duugcn,  wie  er  sie  für  das  Archiv  braucht,  erwarten  knnn.  Nöthigen  Falls 
würdendie  betreffenden  Landesregierungen  anzugehen  seyn,  welche  gewiss, 
sobald  das  Archiv  wirklich  die  Tendenz  einer  allgemeinen  Sammlung  für  die 
Deutsche  Praxis  annimmt,  für  die  kräftige  Unterstützung  des  Unternehmens 

besorgt  seyn  werden.  ..... 

Im  Uebrigen  würde  der  Ilerausg.  —  und  dies  gilt  auch  für  den  beschrankten 
Plan,  welchen  er  jetzt  verfolgt  —  nicht  blos  die  eigenen  Entscheidungen  der 
höchsten  Gerichte,  sondern  auch  diejenigen  aufzunehmen  haben,  welche 
dieselben  von  den  Jurisienfakultäten  eingeholt  haben.  Auch  diese  Urthel  sind 
wichtige  Quellen  zur  Kenntuiss  der  Deutschen  Praxis,  besonders  beachtungs- 
werth  dadurch ,  dass  sie  von  Dcuen  ausgehen ,  welche  in  der  Pflege  der  Wissen- 
schaft ihreu  hauptsächlichen  Beruf  linden.  Eiu  recht  interessantes  Beispiel 
einer  solchen  Sammlung  von  Parallel  -  Entscheidungen  Deutscher  Juristen- 
fakultälen  und  Schöppeuslühle  hat  Busch  in  dem  oben  erwähnten  Archiv  von 
Nehrhoff  v.  Ilolderberg  Bd.  1.  H.  2—4.  L  vgl.  diese  Jahrb.  1847.  S.  270.  | 
initgelhcilt. 

Welchen  Werth  ein  solches  Deutsches  Präjudicieobuch,  in  welches  ich  das 
Archiv  verwandelt  sehen  möchte,  (ür  die  Theorie  und  Praxis,  ebensowohl  wie 
für  die  Gesetzgebung  haben  würde,  wie  durch  dasselbe  namentlich  die  in  den 
letzteren  Beziehungen  so  oft  und  so  schmerzlich  vermisste  Einheit  gefördert  wer- 
den könnte,  —  dies  bedarf  keiner  weitern  Bemerkung. 

Von  selbst  versteht  es  sich ,  dass  das  Archiv ,  soll  es  jener  höheren  Bestim- 
mung vollständig  entsprechen,  dieEntscheidungen  aller  oder  der  meisten  obersten 
Gerichte  über  dieselbe  Frage  nicht  stückweise,  wie  sie  nach  und  nach  in  die 
Hände  desHerausg.  gelangen,  sondern  erst  dann  veröffentlichen  darf,  wenn  er 
sie  alle  zusammengebracht  hat.  Denn  nichts  ist  für  die  Uebersicht  störender 
und  überhaupt  für  den  Gebrauch  unleidlicher,  als  wenn  das  Zusammengehörige 
erst  an  verschiedenen  Orten  zusammengesucht  werden  muss.  Wie  das  Archiv 
gegenwärtig  angelegt  ist,  wird  sich  leider  ein  solches  Zusammensuchen  als  not- 
wendig ergeben.  Man  Gndet  z.  B.  jetzt  schon  über  ,, Gemeindesache.  Gemeinde- 
markung"  dieEntscheidungen  dreier  Gerichtshöfe  im  ersten  Heft  S.  l.ff. ,  die 
eines  vierten  ebendaselbst  S.  151. f.  Künftig  wird  man  die  Entscheidungen 
über  die  nämliche  Frage  vielleicht  in  vielen  Bänden  zerstreut  finden.  Allerdings 
können  gute  Register  hier  etwas  nachhelfen,  aber  sie  vermögen  in  keinem  Falle 
den  Uebelsland  ganz  auszugleichen. 

Indem  ich  —  nach  dieser  Expecloration  über  das  Ziel ,  welchem  nach  meiner 
Ansicht  das  Archiv  zugeführt  werden  muss,  soll  es  eine  höhere  Bedeutung,  als 
die  einer  Sammlung  des  zufallig  in  die  Hände  desHerausg.  gelangten  Materials, 
soll  es  den  Character  eines  die  Ansichten  der  Deutschen  Gerichtspraxis  möglichst 
vollständig  wicdergebendenWerkes  in  Anspruch  nehmen  können,  —  zu  dem  vor- 
liegenden zweiten  Heft  übergehe,  bemerke  ich,  dass  von  den  in  demselben  unter 
Nr.  151  —  305.  mitgetheilten  Entscheidungen  die  unter  Nr.  151—270.  dcmCivil- 
recht,  die  unter  den  übrigen  35  Nummern  dem  Civilprocess  angehören.  Dass 
diese  Nummern  viel  Interessantes  bieten,  braucht  nicht  erst  versichert  zu 
werden.  Sie  hätten  aber  noch  viel  reichhaltiger  ausgestattet  werden  können, 
wenn  von  dem  Herausg.  wenigstens  die  gedruckten  Sammlungen  vollständiger 
benutzt  worden  wären.  So  hätte  er  —  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  —  bei 
Nr.  224.  über  die  Frage:  von  welcher  Beschaffenheit  die  Besitzentziehung  seyn 
müsse,  um  als  Grundlage  der  Spolienklage  dienen  zu  können,  ob  nothwendig 
eine  gewaltsame,  oder  überhaupt  eine  widerrechtliche,  Entscheidungen  des 
Oberappellationsgerichts  zu  Dresden  in  einem,  den  dort  referirleu  Entschei- 
dungen entgegengesetzten  Sinne  aus  dem  Wochenblatt  für  raerkw.  Rcchtsfälle 
184G.  S.  250. ff.  und  aus  v.  Hartitzsch,  Entscheidungen  pract.  Rechtsfragen 
(Leipzig,  1840.)  S.  391.  mitthcilen  können. 

Robert  Schneider. 
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Blätter  für  Fortschritt  in  der  Civilrechtspflegc  zunächst  in 

Bayern.   Eine  Zeitschrift  in  zwanglosen  Heften.  Herausgegeben 
von  Kduard  Freih.  vor  VölderndoriT- Warn  dein,  k.  Ad- 
vokat in  Nördlingcn.  Erstes  Heft.  Nördlingen,  Beck'sche  Buchb. 
1847.  VI  u.  84  S.  8.    (-ft  Thlr.) 

Unzweifelhaft  ist  es  in  Zeiten  der  Reformen  für  Diejenigen,  welchen  deren 
Vornahme  anvertraut  ist,  von  grossem  Werlhe,  wenn  Männer,  welche  in  den 
bisher  bestandenen  Zustanden  Erfahrungen  gesammelt  haben  und  mit  den  Ge- 
brechen derselben  durch  die  tägliche  l'ebung  bekannt  geworden  sind,  auf  die 
Puncte  hinweisen,  in  welchen  vorzugsweise  eine  Verbesserung  nüthigist,  und 
die  Mittel  angeben ,  durch  welche  dieselbe  am  sichersten  zu  bewerkstelligen  seyn 
möchte.  Es  verdient  daher  das  Unternehmen  des  Herausgebers,  welcher  durch 
die  obige  Zeitschrift  eine  solche  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Civilprocesses 
zunächst  für  Hävern  zu  entwickeln  beginnt,  von  dieser  Seite  alle  Anerkennung. 
Und  selbst  wenn  nicht  alle  vorgebrachten  Rathschläge  bei  einer  Prüfung  als 
zweckmässig  bestehen  sollten,  —  schon  Das  ist  von  grossem  Werlhe,  dass  auf 
das  bestehende  Lehel  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  und  dadurch,  dass  die  zuerst 
versuchte  Abhülfe  als  nicht  ausreichend  erkauut  worden  ist,  Anlass  zu  weiteren 
Versuchen  gegeben  wird. 

Nach  der  Absicht  des  Herausgebers  sollen  in  seiner  Zeitschrift  ,,die  haupt- 
sächlichsten Mängel  und  Gebrechen,  unter  weichet!  der  Civilprozcss  dermalen 
leidet,  nach  und  nach  zur  Sprache  gebracht  und  die  Mittel  zu  ihrer  Abhilfe  in 
Berathung  gezogen,  grundhaltendc  und  praktisch  ausführbare  Ideen  zu  neuen 
Einrichtungen  gesammelt,  und  was  von  den  bisherigen  Zuständen  und  Formen 
sich  als  gut  und  zweckmässig  bewährt  hat,  hervorgehoben  werden,  damit  es  bei 
der  Reform  Schutz  und  Erhaltung  linde  und  mit  dem  Schlechten  nicht  auch  das 
Gute  fortgerissen  werde."  Er  hat  sein  Unternehmen  zwar  zunächst  für  Bayern 
bestimmt,  hofft  aber  für  dasselbe  auch  in  auderu  Deutschen  Ländern  ein  prac- 
tisches  Interesse,  ,,weil  es  eine  grosse  Menge  von  Gebrechen  gibt,  welche  auch 
dem  Prozessverfahren  in  anderen  Ländern  gemein  sind,  weil  sie  aus  prinzipiellen 
Irrthümern  und  Fehlgriffen  lliessen,  und  ebenso  eine  Menge  Yon  Vorschlägen 
zu  Verbesserungen  und  neuen  Einrichtungen,  welche,  als  auf  allgemeinen 
Grundsätzen  beruhend ,  auch  in  anderen  Ländern  sich  ausführen  lassen." 

Das  vorliegende  erste  Heft  enthält  fünf  Aufsätze,  welche  Insgesammt  von 
dem  Herausgeber  herrühren.  Er  fordert  aber  in  dem  Vorworte  alle  practischen 
Juristen  uud  sonstige  Sachkundige  auf,  seiu  Unternehmen  durch  Beiträge  zu 
unterstützen. 

Im  Allgemeinen  geht  das  Urlheil  des  Ref.  über  die  jetzt  vorliegenden  Lei- 
stungen des  Verfs.  dahin ,  dass  sich  bei  ihm  eine  richtige  Erkenntniss  der  vor- 
handenen Gebrechen  findet  und  er  deren  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Rechts- 
pflege treffend  bezeichnet  hat,  dass  aber  seine  I«  dorm  Vorschläge  sich  zu  sehr  auf 
dasSpccielle  des  einzelnen  gerade  von  ihm  besprochenen  Uebelstandes  beschrän- 
ken und  die  im  Grossen  und  Ganzen  nothweudige  Verbesserung  zu  wenig  ins 
Auge  fassen. 

Die  einzelnen  Aufsätze  sind  folgende : 

I.  llcchlsrerfolgung  gegen  trainirende  Sc/tuldner.  S.  7 — 20.  Es  ist  aller- 
dings eine  betrübende  Wahrnehmung,  wie  viele  Mittel  einem  schlechten  Schuld- 
ner nach  dem  Ha  versehen  CiYÜprocessrecht  zu  Gebote  stehen,  die  Erfüllung 
seiner  Verbindlichkeiten  auf  lange  Jahre  hinauszuschieben.  Man  kann  die  aus 
dem  Leben  gegriffene  Schilderung  des  Verfs.  nicht  ohne  die  grösste  Theilnahme 
für  den  Gläubiger  lesen,  welcher,  das  beste  Recht  in  den  Händen,  dasselbe 
doch  nicht  zur  Geltendmachung  bringen  kann.  Aber  das  Mittel,  welches  der 
Verf.  vorschlägt:  einen  eigenthümlich  gestalteten  Process,  eine  Art  summa- 
rischen Verfahrens,  gegen  chikanirende  Schuldner,  ist  höchst  bedenklich.  Er 
sagt  selbst,  eine  vollständige  juristische  Gewissheit  darüber,  dass  der  Schuldner 
blos chikanire,  könne  sich  nicht  wohl  vordem  Ende  desProcesses  herausstellen, 
es  genüge  aber  zur  Einleitung  jenes  besondern  Verfahrens  eine  dringende  Wahr- 
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scheinlichkeit.  Aber  soll  denn  die  Gerechtigkeit  der  Wahrscheinlichkeit  zum 
Opfer  fallen?  Nach  der  Ucberzcugung  des  Ref.  giebt  es  hier  nur  folgende  Alter- 
native: entweder  sind  alle  die  Formen,  welche  der  jetzige  Givilprocess  enthält, 
zur  vollständigen  Ermittelung  der  Wahrheit  und  gerechten  Entscheidung  not- 
wendig, —  dann  muss  man  sie,  will  man  nicht  ungerecht  werden,  auch  auf 
Denjenigen  anwenden,  welcher  blos  den  Schein  derChikane  gegen  sich  hat,  — 
oder  jene  Formen  sind  zum  Thcil  für  die  angegebenen  Zwecke  entbehrlich,  — 
dann  reformirc  man  den  ganzen  Civilprocess,  scheide  das  Ueberflüssige  aus, 
vereinfache  das  Umständliche  und  kürze  das  Langwierige  ab.  Und  diese  letztere 
Alternative  passt  auf  den  Baycrschen  Process  in  vollem  Maasc.  Jeder  Unbefan- 
gene wird  hier  beistimmen,  wenn  er  die  oben  erwähnte  Schilderung  des  Vcrfs. 
liest.  Ref.  will  nur  einzelne  Puncte  ausheben,  um  seine  Ausicht  zu  belegen: 
„Die  zwei  oder  drei  ersten  Verhandlungs-Termine  werden  deprecirt."  Man  be- 
seitige die  gesetzliche  Möglichkeit  hierzu.  „Kommt  es  endlich  zur  Tagsfahrt, 
so  bleibt  der  Schuldner  aus  und  gewärtigt  nochmalige  Ladung  unter  dem  Prä- 
judiz der  Klagsabläugnuug.  Bei  der  neuen  Tagsfahrt  bleibt  er  ebenfalls  aus 
und  überbürdet  hierdurch  mit  Leichtigkeit  dem  Klüger  die  ganze  Bewcislast.44 
Man  schaffe  die  doppelten  Termine  ab  und  lade  den  Beklagten  sofort  zu  dem 
ersten  peremtorisch  unter  dem  Präjudiz  des  Eingeständnisses.  „Nun  erfolgt, 
je  nach  dem  Geschäftsgang  des  betreffenden  Gerichts,  nach  4  bis  5  Monaten, 
oft  aber  auch  erst  nach  8  bis  12  Monaten  und  uoch  länger  das  Erkenntniss 
primae."  Man  schärfe  den  Richtern  die  Beschleunigung  der  Sachen  ein  und 
fehlt  es  an  dem  dazu  erforderlichen  Personal,  so  vermehre  man  dasselbe.  —  So 
wird  sich  bei  Allem,  was  der  Verf.  über  den  schleppenden  Gerichtsgang  mit- 
thcilt,  das  dringende  Bedürfuiss  eiuer  Revision  des  ganzen  Civilprocesses  uud 
zum  Theil  auch  der  Gerichtsverfassung  herausstellen.  Ist  diese  erfolgt,  dann 
wird  von  selbst  derChikane  die  Thür,  wenn  auch  nicht  verschlossen,  —  dies 
w  ird  nicht  möglich  seyn,  —  doch  so  verengt  werden ,  dass  sie  nur  schwer  sich 
hineindrängen  kann. 

IL  Vereinfachung  den  Verfahrens  hinsichtlich  der  Partei  -  Vorträge. 
S.  21  —  51.  Dieser  Aufsatz,  mit  welchem  der  unter  Nr.  V.  genau  zusammen- 
bangt, bringt  zur  Ersparung  des  grossen  Zeit-  und  Kraftaufwands,  welcher 
durch  das  Studium  und  die  Verarbeitung  des  weitschichligcn  Materials  der  Pro- 
cessacten veranlasst  wird,  den  Vorschlag  einer  gesetzlichen  Vorschrift,  nach 
welcher  die  Parteien  selbst  ihre  proccssualischen  Erklärungen  in  einer  solchen 
Form  abgeben  sollen,  dass  bierin  zugleich  die  Zusammenstellung  und  Uebcr- 
sicht  des  Streitverhältnisses  enthalten  ist.  Es  sollen  hiernach  die  Sätze  der  Par- 
teien in  verschiedene  Kolonnen  des  uiimlichcn  Bogens  oder  mehrerer  Bogen 
(I.  Kolonne:  „Klage",  *2.  „ Exccption",  3.  „Replik44,  4.  „Duplik", 
5.  „Allenfallsige  Triplik*4,  6.  „Bemerkungen44)  neben  einander  geschrieben 
werden,  so  dass  sie  sich  mit  einem  Blick  sofort  übersehen  lassen.  Dass  eine 
solche  Einrichtung,  z.  R.  bei  einem  Actcnextracte,  die  Uebersicht  einer  ver- 
wickelten Sache  sehr  erleichtern  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Aber  für  Anlegung 
der  Acten  scheint  dem  Ref.  der  vom  Verf.  durch  eine  Tabelle  erläuterte  Vorschlag 
nicht  recht  practisch  zu  seyn.  Entweder  sind  die  Satze  der  Parteien  kurz  und 
einfach,  dann  bedarf  es  einer  solchen  besonderen  Einrichtung  nicht,  —  oder 
sie  sind  sehr  ausführlich  und  voluminös,  dann  wird  dieselbe  immer  nicht  viel 
helfen.  Die  einzige  gründliche  Abhülfe  kann  hier  nur  durch  möglichste  Bc- 
schränkuug  der  Schrilllichkeil  herbeigeführt  werden. 

III.  Heber  die  Grundidee  des  Rechtes.  S.  53  —  64.  Diese  Auseinander- 
setzung besteht  nur  in  der  Wiederholung  der  gewöhnlichen  Ansichten  über  den 
Gegenstand.  Der  Herausgeber  möchte  wohl  thun,  diesen  Boden  nicht  zu  be- 
treten. Denn  theils  gehört  derselbe  nicht  zum  Gebiete  seiner  Zeitschrift,  thcils 
scheint  er  selbst  sich  weniger  zu  philosophischen  Erörterungen  zu  eignen. 

IV.  Eidesabnahme  beim  Sühncccrsuch  als  Mittel  zu  Prozess- 1  'erminderung. 
S.  fi5— GS.  In  diesem  zwar  kürzesten,  aber  nach  des  Ref.  Ansicht  besten  Auf- 
sätze des  vorlieg.  Hefts  wird  der  Vorschlag  gemacht,  dass,  \>enn  sich  beim 
Sühneversuch  herausstelle,  der  ganze  Process  könne  am  einfachsten  und  schnell- 
sten  durch  einen  Eid  über  diese  oder  jene  Thatsache  zu  Ende  kommen,  der 
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Richter  diesen  Weg  zur  Erledigung  der  Sache  einschlagen  solle.    Solange  wir 
noch  mit  dem  Eid  in  nnserm  Process  so  freigebig  schalten  und  walten  dürfen, 
wie  jetzt,  ist  dieser  Vorschlag  allerdings  ein  sehr  zweckmässiger  und  Ref.  kann 
aus  seiner  eigenen  richterlichen  Erfahrung  versichern,  dass  auf  diese  Weise 
viele  Streitigkeiten  in  Folge  eines  Kompromisses ,  zu  welchem  die  Parteien  ver- 
anlasst wurden,  schnell  haben  zu  Ende  gefuhrt  werden  können.   Aber  sehr 
bedenklich  ist  der  Vorschlag  des  Verfs.  insofern,  als  er  will,  dass  der  Eid  sofort  - 
geleistet  werden  soll.    Zu  einer  Eidesleistung  bedarf  es  nothwendig  einer  ge- 
wissenhaften Vorbereitung  und  sie  darf  nicht  das  sofortige  Product  einer  eben 
erst  beendigten,  gewöhnlich  mit  Gemüthsaufregung  verbundenen  Streitverband- 
Iung  seyn.    Daher  muss  Demjenigen ,  welcher  schwören  soll,  nachdem  hier- 
über Bestimmung  getroffen  ist,  noch  Zeit  zur  Ueberleguog  gegeben  und  zur 
Leistung  des  Eides  ein  späterer  Terrain  anberaumt  werden. 

V.  Noch  Einige»  über  die  in  Nr.  II.  besprochene  Verfahrungtweite  und 
deren  Anwendung  auf  den  Prozets  in  appellatorio.  S.  69  —  84.  Hier  gilt  das 
oben  unter  Nr.  II.  Bemerkte.  Robert  Schneider. 


V.  HTacliwetsungen  von  Recensionen. 


Das  deutsche  Notariat  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechts 
u.  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  in  den  deut.  Bundesstaaten 
gelt,  particularrechtl.  Vorschriften,  geschichtlich  u.  dogmatisch  dar- 
gestellt von  Ferdin.  Oesterley,  Dr.  u.  Stadl-Synd.  zu  Göttingen. 
Tbl.  1.  Geschichte  des  Notariats.  Hannover,  Hahn,  1842,  XXIV 
u.  584  S.  gr.  8.   (2£  Thlr.)   [Vgl.  Jahrb.  1844.  S.  203. ff.] 

Neue  Jenaische Allgem.  Literatur- Zeitung.  1843.  September.  Nr.  228. 229. 

S.  921— 927. 

Nachdem  der  Ree.  der  Bemerkung  des  Verfs.,  dass  sein  Unternehmen  auf 
den  ersten  Blick  ein  wenig  zeitgemässes  genannt  werden  könne,  gedacht  hat, 
äussert  er  sich  so:  „Wir  glauben  indess,  das  Erscheinen  des  vorlieg.  Werkes 
nichtsdestoweniger  in  einer  doppelten  Beziehung  als  ein  sehr  erfreuliches  be- 
zeichnen zu  dürfen.  Zunächst  nämlich,  wie  auch  der  Verf.  (S.  V.ff.)  hervor- 
hebt, deuten  alle  Zeichen  der  Zeit  auf  eine  mehr  oder  weniger  nahe  bevorste- 
hende Veränderung  in  der  Organisation  unserer  Gerichtsverfassung.  Die  Ver- 
änderungen in  den  Principien  des  Verfahrens,  die  immer  lauter  gestellte  Forde- 
rung einer  Trennung  der  jetzt  so  zusammengesetzten  Geschäftsverwaltung  der 
meisten  deut.  Gerichte,  namentlich  der  Untergerichte ,  bedingen  eine  mehr  oder 
minder  durchgreifende  Reform  der  Gerichtsverfassung  selbst.  Dabei  wird  der 
Gesetzgeber  nicht  umhin  können,  auf  eine  sorgfältige  Untersuchung  über  die 
zweckmässige  Verwaltung  der  für  die  allgemeine  Rechtssicherheit  im  Staate  so 
ausserordentlich  wichtigen  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  tiefer  eingehen.  Das 
Notariat  wird  sich  ihm  alsdann  nicht  blos  als  ein  Institut  darstellen,  welches  auf 
geschichtlichen  Trümmern  ein  kümmerliches  Dasein  in  der  Gegenwart  fort- 
schleppt, sondern  er  wird  zugleich  den  ganz  neuen  Aufschwung  zu  beachten 
haben,  den  man  demselben  in  den  Ländern  zu  geben  gewussthat,  in  welchen 
man  gerade  den  Notaren  unter  mancherlei  zweckmässiger  Vorsorge  für  eine 
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mögliche  Oberaufsicht  von  Seiten  des  Staats  die  ausschliessliche  Verwaltung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  übertragen  hat.  Man  mag  über  die  Klugheit  einer 
solchen  Mussrege!  vom  allgemeinen  Standpunkte  aus  für  und  wider  streiten. 
Diese  Gründe  aufzusuchen,  ist  weder  die  Aufgabe  des  Ree,  noch  gehört  sie 
an  diesen  Ort.  So  viel  aber  wird  Jeder  zugeben  müssen ,  dass  eine  sichere 
Gmodlagc  für  den  Streit  über  das  neu  Einzuführende  erst  durch  dieKenntniss 
des  Vorhandenen  gegeben  wird.  In  dieser  Beziehung  aber  ist  das  Werk  des 
Verfs.  um  so  gewichtiger,  als  er  sich  nicht  darauf  beschrankt,  den  jetzigen  Zu- 
stand des  Notariats  zu  schildern.  Er  würde  dadurch  nur  auf  eine  ziemlich  trost- 
lose Zusammenstellung  abgerissener,  in  verschiedenen  Ländern  verschieden 
ausgebildeter  Grundsätze  geführt  worden  sein.  Er  unternimmt  es  vielmehr, 
die  historische  EntWickelung  des  ganzen  Instituts  nachzuweisen,  und  setzt  da- 
durch den  Leser  in  den  Stand,  nicht  nur  dessen  jetzige  Gestalt  zu  begreifen, 
sondern  auch  dessen  sehr  viel  bedeutendere  Wirksamkeit  in  frühern  Zeiten  zu 
beobachten,  und  die  Anknüpfungspunkte  für  eine  zeilgcmässe  Entwickclung 
desselben  aufzufinden."  —  ,,  Allein  auch  zweitens  für  den  jetzigen  Stand  der 
Rechtswissenschaft  ist  das  Unternehmen  des  Verfs.  ein  dankenswerthes.  Für 
die  Praxis  braucht  nur  auf  den  ziemlich  ungenügenden  Zustand  der  jetzigen 
Literatur  über  diesen  Gegenstand  hingewiesen  zu  werden.  Bei  der  üblichen 
Scheidung  der  Disciplinen  beschäftigt  sich  keine  ausdrücklich  mit  dem  Notariat. 
. . .  Stets  aber  ist  für  die  Theorie  die  Ausfüllung  einer  solchen  Lücke  etwas  sehr 
Erfreuliches. ... 44  —  Bei  der  hierauf  folgenden  Angabo  des  Wegs,  welchen  der 
Verf.  zur  Lösung  seiner  Aufgabe  eingeschlagen  hat ,  sagt  der  Ree.  u.  A.  in  Bezug 
auf  die  historische  Darstellung  des  Verfs.:  ,, Allein  über  der  allerdings  schwie- 
rigen Arbeit  des  Zusammentragens  und  der  richtigen  Würdigung  der  Einzelheiten 
t  gelingt  es  dem  Verf.  nicht  überall ,  den  leitenden  Hauptgedanken  gehörig  in  den 
Vordergrund  zu  stellen,  und  es  vermisst  dann  der  Leser  die  milbige  Abrundung 
des  Gauzen,  den  Eindruck,  wie  Alles  gleichsam  aus  Einem  Gusse  hervor- 
gegangen sei.  Jener  Hauptgedanke  wird  am  Ende  dem  aufmerksamen  Leser 
nicht  entgehen,  sowie  der  Verf.  sich  desselben  allerdings  auch  bewusst  ist,  ja 
ihn  gelegentlich  an  einer  Nebenstelle  auch  wol  ausspricht,  aber  das  Gemälde 
selbst  hat  die  echte  Beleuchtung  verloren,  und  der  oberflächliche  Beobachter 
wird  sich  nicht  darin  zurecht  linden."  Der  Ree.  giebt  sodann  den  Gang  der  Un- 
tersuchung im  Allgemeinen  und  im  Einzelnen  an,  mit  manchen  kritischen  Be- 
merkungen, und  schlicsst  mit  dem  Gesammturtheil,  dass  der  Verf.  in  beiden 
Beziehungen,  in  welehen  der  Ree.  das  Werk  als  ein  erfreuliches  bezeichnet  hat, 
einen  sehr  schätzbaren  Beitrag  zur  Bereicherung  der  Wissenschaft  geliefert  habe. 
[Ree.  J.  W.  Planck  in  Basel.J 

»  r 

_  .  i 

Ein  deutscher  Advokat.  Schilderungen  aus  dem  Leben  und  der 
Zeit.  Von  Karl  Bachner.  Darmstadt,  Leskc,  1844.  X  u. 
396  S.  8.    (Ii  Thlr.) 

Heidelberger  Jahrbücher  der  Literatur.  1845.  Mai  u.  Juni.  Nr.  24.  S.  373— 380. 

Es  wird  vom  Ree.  in  der  Einleitung  seines  Berichts  ausführlich  über  die 
projeclirle  Mainzer  Advokatenversammlung  und  den  Grund  des  Misstrauens 
gegen  den  Advokalensland ,  welches  in  dem  Verbote  derselben  sich  ausgespro- 
chen hat,  gehandelt.  Die  Vermuthungen ,  welche  er  in  der  letztern  Beziehung 
äussert,  knüpfen  sich ,  wie  er  selbst  bemerkt,  ,,an  das  wohl  bei  keinem  andern 
Stand  so  handgreifliche  Zusammenfallen  der  Standes-  und  der  Gcsammt- 
interessen.  Hierzu  kömmt,  dass  das  Bewusstsein  dieses  Umstands  auf  eine 
erfreuliche,  stets  lebendigere  Weise  die  Genossen  jenes  Standes  selbst  durch- 
dringt; dass  diese  ebendarum  unserm  Volk  bei  seinem  beharrlichen  Ringen  nach 
völliger  Durchsichtigkeit  seiner  Rechtspflege  und  nach  thätiger  Theilnahme  an 
seinem  Recht  überhaupt  in  Hinsicht  der  Bildung  wie  der  Verwaltung  desselben, 
ihre  besten  Kräfte  leihen ;  dass  ferner  gerade  sie  durch  ihre  Sachkenntniss  und 
Geschäftsgewandtheit  vor  Andern  zu  Geburtshelfern  der  kreisenden  Zeit  in  die- 
sem Stück  berufen  scheinen ;  dass  endlich  die  Bereitwilligkeit  alle  Anerkennung 
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verdient  und  gefunden  hat ,  mit  der  die  deutsehen  Anwälte  den  neuen  Meuscheu 
anziehen  und  ihren  alten  zünftigen  Geist  sainmt  allem  Schlechten,  was  daran 
hangt  und  was  ihrem  Stande  so  oft  zum  Vorwurf  gemacht  worden  ist,  dem  bes- 
>rren  Geist  unseres  Jahrhunderts,  dem  Geist  des  freien  Vereins  und  dem  Licht 
der  OciTntlichkcit  und  Mündlichkeit  zum  Opfer  bringen  wollen.  —  Dieser  bes- 
sere Geist  waltet  auch  in  dem  Buch ,  dessen  Zuschrift  die  vorstehende  kleine 
Abschweifung  veranlasste."    Nach  Angabe  des  Inhalts  fügt  der  Ree.  hin/n  . 
„Sehr  Vieles  in  den  Aufsätzen  wird  Jeden,  Anderes  wird  wenigstens  Den  an- 
sprechen, der  die  Leiden  und  Freuden  des  deutschen,  zumal  dicsseitrheinischeu 
Advokaten  aus  eigener  Erfahrung  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  fand,  und  den 
der  Verf.  als  Leser  seines  Buchs  überall  zunächst  ins  Auge  gefasst  hat."  Der 
nun  folgenden  Betrachtung  der  einzelnen  Aufsätze  webt  der  Ree.  manche  in- 
teressante Bemerkung  ein.    Wir  können  uns  nicht  versagen ,  ein  vom  Ree.  mit- 
getheiltes  Histörchen  hervorzuheben,  da  durch  dasselbe  das  vor  einigen  Jahren 
in  einem  andern  Lande ,  als  dem,  in  welchem  Verf.  und  Ree.  leben,  kursirendc 
Gerücht  von  einer  ähnlichen  Spekulation  bedeutend  an  Glaubwürdigkeit  gewinnt. 
S.  376.  f.  sagt  der  Ree:   „Bei  S.  50.  u.  55.,  wo  vom  Doktorwerdeo  mancher 
Advokaten  die  Bede  ist,  fiel  ihm  [dem  Ree.]  ein,  wie  einst  vor  nun  fast  20 Jahren 
ein  längst  verstorbener  Universitätsakluar  ihm  erzählte,  was  übrigens  ortskundig 
geworden  war,  dass  zuG.,  unter  dem  Dekanat  eines  Obergerichtspräsidenten, 
die  sämmtlichen  Advokaten  einer  norddeutschen  Seestadt,  gegen  '20  an  der  Zahl, 
um  die  nach  mehrfachen  Unterhandlungen  festgestellte  Aversionssumme  von 
mehren  tausend  Gulden,  mit  einem  Schlage  zu  Doktoren  beider  Rechte  gestem- 
pelt worden  seien. M    [Ree.  K.  Röder.] 

De  manilato  praesumto.  Dissertatio  inaugur.  Scripsit  c.  €f. 
Mj.  He  hm  er  9  j.  u.  d.  Dessau.  Giessen,  Hcycr's  Verlag,  1846. 
76  S.  8. 

Göttingische  gelehrte  Anzeigen.  1847.  Februar.  St.  27.  28.  S.27i  —  280. 

Der  Ree.  geht  die  einzelnen  Paragraphen  der  Abhandlung  durch  und  macht 
zu  verschiedenen  Sätzen  des  Verfs.  meistens  tadelnde  Bemerkungen.  Am 
Schlüsse  sagt  er  noch: '„Die  Schreibart  des  Verfs.  wird  Denen  vielleicht  zusagen, 
welche  keinen  Anstoss  daran  nehmen,  oder  gar  wünschen ,  der  leichteren  Ver- 
ständlichkeit juristischer  Schriften  das  lateinische  Colorit  zum  Opfer  gebracht  zu 
sehen.  Keinesfalls  ist  die  elassische  Bildung  der  heutigen  Zeit  schon  so  tief 
ges*  nken,  dass  sie  sich  in  Inauguraldissertationen  solche  Schreibfehler  gefallen 
Hesse,  wie  sie  auf  S.  13.  21.  54.  58.  62.  C8.  leider  zu  finden  sind."  [Ree. 
\V.  Stephan.] 

Die  Denanciation  der  Römer  u.  ihr  geschieht).  Zusammenhang  mil 
dem  ersten  processeinleitenden  Decrete  von  J9r.  Ctnat.  Asverus, 

0.  -A.-G.-R.  u.  Prof.  d.  R.  an  d.  Univ.  zu  Jena.  Leipzig,  Brockhaus, 
1843.  XXIV  u.  316  S.  gr.  8.  (l£  Thlr.)  [Vgl.  Jahrb.  1845. 
S.  865.  ff.] 

1.  Heidelberger  Jahrbücher  d.  Literatur.  1843.  Juli  u.  August.  Nr.  40. 

S.  035  —  639. 

Nach  einer  sehr  ausführlichen  Angabc  des  Inhalts  bemerkt  der  Ree,  dass 
bei  der  Bcurtheiluug  der  Schrift  zwei  Bestandteile  derselben  wohl  unterschie- 
den werden  müssten,  die  allgemeine  Theorie  der  Denunciationen  und  die  Ent- 
stehung, das  Wesen  und  die  Umgestaltung  des  Denunciationsverfahrcns.  „Was 
den  ersteren  Thcil  betrifft,  so  dürften  sich  gegen  die  Vermulhungcn  und  Deduc- 
tionen  des  Verfs.  erhebliehe  Einwendungen  machen  lassen."  Dies  wird  vom 
Ree.  näher  dargelegt.  ,,Was  den  zweiten  Theil  der  vorlieg.  Schrift  betrifft,  so 
ist  die  versuchte  Anknüpfung  der  proccsseinleitcndenD.  an  die  legis  «■  p.  condict. 
historisch  wohl  kaum  zu  rechtfertigen:  ....    Dagegen  sind  sehr  bemerkens- 
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werth  and  von  unmittelbarer  praktischer  Bedeutung  die  Untersuchungen  des 
•Verfs.  über  die  Ausbildung  und  endliche  Umwandlung  des  Denunciationsver- 
fahrens"  u.  s.  w.  „In  diesen  Untersuchungen  besteht  der  hauptsächlichste  Werth 
der  vorlteg.  Monographie.  Indessen  darf  nicht  verschwiegen  werden ,  dass  sich 
ausserdem  zahlreiche  interessante  historische  Erörterungen  episodisch  einge- 
schaltet finden**,  wovon  Beispiele  angeführt  werden.  [Ree.  Zachariä  von 
Lingenthal.] 

2.  Neue  Jenaische  Allgemeine  Literatur-Zeitung.  1844.  September.  Nr.  231— 

233.  S.  923—932. 

„Das  . . .  Werk  ist  das  letzte  des  nicht  lange  nach  dessen  Vollendung  dahin- 
geschiedenen talentvollen  Verfassers.  Wenn  dieses  traurige  Ereigniss  geeignet 
ist,  jede  Untersuchung  über  Werth  und  Unwerth  des  Verewigten  nach  einem  be- 
kannten Sprüchwort  abzuschneiden,  so  würde  es  doch  gewiss  ebenso  sehr  seinem 
eigenen  Wunsche  widersprechen,  wenn  seine  letzte  der  Wissenschaft  gewidmete 
Thätigkeit  nicht  dem  kritischen  Urtheile  derselben  unterzogen  würde.  Der 
Schriftsteller  als  solcher  ist  dem  literarischen  Publicum  geschieden  von  dem 
Menschen.  Darum  ist  auch  sein  Leben  unabhängig  von  der  Fortdauer  des 
Menschen.  Der  Werth  seiner  Erzeugnisse  bestimmt,  ob  er  unter  die  Masse 
zurücktreten,  oder  im  Vordergrund  als  Einzelner  dem  Andenken  der  Gegen- 
wart aufbewahrt  bleiben  soll.  Indem  sich  daher  Ref.  anschickt,  den  Werth  des 
genannten  Werkes  näher  zu  beleuchten,  muss  er  den  Leser  ersuchen,  sich  zu 
erinnern,  dass  das  Urtheil  über  Werke  der  Wissenschaft  unabhängig  ist  von 
Sympathien  für  deren  menschlichen  Urheber.  —  Das  erste,  was  bei  dem  Stu- 
dium der  vorlieg.  Schrift  unangenehm  auffällt,  ist  der  Mangel  an  Uebersicht- 
lichkcit,  Klarheit  und  Durchsichtigkeit  der  Darstellungsweisc  des  Verfs.  Es 
ist  wohl  wahr,  dass  es  bei  der  Abfassung  einer  Monographie,  die  sich  wie  die 
vorlieg,  bemüht,  über  zum  Theil  sehr  dunkle  Punkte  der  Rcchtsgeschichte  Licht 
zu  verbreiten,  gestattet  sein  muss,  in  grossem  Digressioncn  Gründe  von  ent- 
fernter liegenden  Materien  herbeizuschaffen.  Es  ist  auch  nichts  unangenehmer, 
als  in  Büchern,  die  nicht  zunächst  dem  Lehrzwecke  bestimmt  sind,  sich  die 
Gedanken  numerirt  und  mit  Buchslaben  signirt  gleichsam  als  einzelne  Waaren- 
stückc  vorrechnen  und  zuzählen  lassen  zu  müssen.  Allein  der  Verf.  macht  von 
der  ihm  billig  zu  verstauenden  Willkür  der  Anordnung  einen  etwas  sehr  freien 
Gebrauch.  Dem  Leser  wird  es  schwer,  den  Faden  der  Untersuchung  festzu- 
halten. Für  eine  vorn  aufgestellte  Behauptung  werden  hinten  noch  gelegentlich 
Gründe  nachgeliefert,  eine  Materie,  die  eben  beendigt  zu  sein  scheint,  wird 
späterhin  von  neuem  aufgegriffen.  Die  Unbequemlichkeit  wird  auch  durch 
ziemlich  häufige  Verweisungen  in  den  Noten  auf  frühere  und  spätere  Stellen  des 
Buches  selbst  eher  vermehrt  als  vermindert.  Es  mag  freilich  eingewandt  wer- 
den, dass  unser  Geschmack  durch  die  zum  Theil  vollendeten  Darstellungen 
einiger  neuerer  juristischen  Schriftsteller  verwöhnt  ist.  Wir  müssen  dies  nicht 
.  für  eine  Verwöhnung  erklären ,  sondern  glauben  berechtigt  zu  sein ,  auch  an 
die  Form  eines  juristischen  Werkes  gegründete  Foderungen  stellen  zu  dürfen. 
Und  zwar  nicht  blos  im  Interesse  des  Geschmacks,  sondern  auch  im  Interesse 
des  Schriftstellers  selbst,  der  bei  dem  Publicum  unter  dieser  Bedingung  vor- 
zugsweise Aufmerksamkeit,  ein  richtiges  Versländuiss  und  Annahme  seiner 
neuen  Ansichten  erwarten  darf.  —  Ein  fernerer  im  Allgemeinen  zu  erwähneuder 
Tadel  betrifft  die  Forschung  des  Verfs.  Er  ist  nur  zu  sehr  geneigt,  auf  schwa- 
chen und  unbedeutenden  Stützeu  grosse  mächtige  Gebäude  aufzuführen.  Und 
sein  Scharfsinn  verleitet  ihn  häufig,  solche  Stützen  durch  weit  abliegende,  fast 
möchten  wir  sagen,  abenteuerliche  (man  vgl.  §.  5.)  Combinationen  sich  herbei- 
zuschaffen. Wir  geben  zu,  dass  auf  dem  Felde  der  Geschichte,  zumal  der 
ältern  Rechtsgeschichte  Roms,  womit  sich  eiu  ziemlicher  Theil  des  Buchs  be- 
schäftigt, Hypothesen  bei  der  Magerkeit  der  aufbehaltenen  urkundlichen  Nach- 
richten vielfach  unentbehrlich  sind.  Aber  man  lasse  es  dann  eben  auch  bei  der 
Hypothese  bewenden,  und  muthe  dem  Leser  nicht  zu,  auf  solchem  schwind- 
lichten Wege  bodenlose  Abgründe  im  undurchdringlichen  Nebel  zu  über- 
schreiten. Wir  können  aber  mit  gutem  Gewissen  einer  Anzahl  von  Thalsachen, 
die  der  Verf.  durch  Schlüsse  hergestellt  zu  haben  meint,  eben  nur  den  bezeich- 
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neten  Namen  Von  Hypothesen  beilegen.' *  —  Es  wird  nnn  Tom  Ree.  der  Inhalt 
des  Werkes  in  kurzer  Uebersicbt  angegeben  und  derselbe  in  zwei  Theile  zerlegt/ 
von  welchen  der  erste  die  denuntiatio  als  ein  selbstständiges  Recbtsinstitut  nach- 
weisen soll,  der  zweite  (von  §.  14.  an)  dieselbe  als  Einleitungsform  des  rbm. 
Civilverfahrens  betrachtet.  Dann  heisst  es :  ,, Sollen  wir  nunmehr  unser  Urtheil 
über  das  Werk  im  Allgemeinen  abgeben,  so  halten  wir  die  Absicht  des  Verfs.  in 
dein,  was  wir  als  den  ersten  Theil  bezeichnet  haben,  für  verfehlt.  Nicht  so, 
was  den  zweiten  anlangt,  obgleich  wir  beiweilem  nicht  alle  Behauptungen  und 
Beweise  desselben  unterzeichnen  möchten.'1  Dieses  Urtheil  wird  durch  die  nun 
folgenden  Bemerkungen  des  Ree.  gerechtfertigt,  unter  welchen  sich  eine  aus- 
führliche Erörterung  über  die  Bedeutung  von  teUatio  und  denuntiatio ,  sowie 
manches  andere  Beachlenswerthe  findet.   [Ree.  Dr.  J.  W.  Planck  in  Basel  J 

Das  Gcständniss  vor  dem  Civilgerichte  in  seiner  Unzertrennlich- 
keit  nach  Grundlinien  des  rationalen,  gemeinen  sowie  des  rhein- 
ländischen  Rechts,  von  C.  A«  Zum  Bach,  Appell. -G.-R.  Köln, 
J.u.W.  Boisserce,  1845.  VIII  u.  171  S.  gr.  8.  (Geh.  fJThlr.) 
[Vgl.  Jahrb.  1847.  S.  451.  ff.] 

Neue  Jenaische  Allgemeine  Literatur -Zeitung.  1847.  Juli.  Nr.  178.  f. 

S.  709—716. 

Der  Ree.  giebt  die  Bestimmung  der  Schrift  und  deren  Endresultat  an ,  IheiK 
dann  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  das  Geständniss  überhaupt  und  das 
qualificirte  insbesondere  mit  und  stellt  eine  Prüfung  derjenigen  allgemeinen 
Sätze  des  Verfs.  an,  welche  von  allgemeinem  Interesse  sind.  Dahin  können 
wir  ihm  hier  nicht  folgen  und  bemerken  daher  nur,  dass  er  ein  allgemeines  Ur- 
theil über  das  Buch  nicht  ausspricht.    [Ree.  Dr.  A.  C.  J.  Schraid  in  Kiel.] 

Hommel's  alphabetischer  Zeugen -Kataloge  anter  LesonJerer 

Berücksichtigung  des  Allgemeinen,  Sächsischen,  Preussischen  u. 
Baierschen  Prozessrechts,  bearbeitet  von  Crust.  Adolph  Acker- 
mann. K.  Sächs.  Appell. -R.  Dresden,  Goltschalck,  1843.  XVI 
u.  170  S.  gr.  8.  (Geh.  £  Thlr.)    [Vgl.  Jahrb.  1845.  S.  1023. ff.] 

1.  All  gem.  Literatur-Zeitung.  1844.  März.  Nr.  68.  69.  S.  537— 541.  545— 551. 

Im  Allgemeinen  stellt  der  Ree.  an  dem  Buche  aus :  1)  dass  es  an  dem  Fehler 
Hommel's,  welcher  in  der  Regel  an  die  Zeugen  im  Criminalprocesse  denselben 
Maassstab  gelegt,  wie  in  Civilsachen,  festhalte;  2)  dass  es  die  von  H.  aufge- 
stellten allgemeinen  Regeln  nicht  dem  gegenwärtigen  Standpuncle  der  Wissen- 
schaft gemäss  bearbeitet  habe;  3)  dass  der  Verf.  die  Gesetzgebung  Preussens  . 
und  Bayerns  hereingezogen  (wenigstens  von  dem  vorzugsweise  auf  Sächs.  Recht 
berechneten  Standpuncte  der  H.'schen  Arbeit  aus);  4)  dass  der  Verf.  in  der 
Art  der  Behandlung  kein  Princip  consequent  durchgeführt  habe,  indem  er  bei 
einigen  Artikeln  die  Resultate  neuerer  Forschungen  in  gedrängter  Kürze  mit- 
theile, auch  wohl  hin  und  wieder  Hommel  commentire,  bei  anderen  oft  sehr 
wesentlichen  und  einer  weiteren  Ausführung  besonders  bedürftigen  Abschnitten 
entweder  gar  keine  oder  nur  höchst  unbedeutende  Bemerkungen  hinzufüge  oder 
aber  sich  auf  blosse  Citate  aus  der  neueren  Literatur  beschränke.  Der  Ree.  be- 
leuchtet sodann  das  Buch  im  Einzelnen,  indem  er  manche  Ausstellungen, 
namentlich  vom  Standpuncte  des  Sächsischen  Rechts  aus ,  macht.  Am  Schlüsse 
bemerkt  er  noch,  dass  die  Schrift,  „zu  wie  mancherlei  Tadel  sie  auch  Anlass 
gebe,  immer  doch  durch  reichhaltige  und  ausgewählte  Literatur  sowie  durch 
mehrere  für  den  Praktiker  nicht  unwichtige  Notizen  sich  empfiehlt/'   [Ree.  V.] 

2.  Neue  Jenaische  Allgem.  Literatur-Zeitung.  1844.  August.  Nr.  199.  S.793.f. 

Nach  kurzer  Angabe  des  Inhalts  heisst  es :  ,, Unstreitig  verdient  nun  der  von 
dem  Herausg.  bei  diesem  Unternehmen  belhätigte  Sammler- Fleiss  alle  Aner- 
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kennung.  Auch  fehlt  es  in  seinen  Zusätzen  keineswegs  an  einzelnen  treffenden 
Bemerkungen  und  Winken,  die  besonders  für  den  ausübenden  Rechtsgelehrten 
allerdings  von  Nutzen  sein  können."  Nach  Aufzählung  mehrerer  Beispiele  zum 
Belege  wird  fortgefahren:  „Zu  rühmen  ist  ferner  die  auf  die  Vervollständigung 
des  Zeugen-Nomenklators  als  solchen  verwendete  Sorgfalt,  bei  welcher  wir  nur 
.  auf  wenige  Lücken  von  einigem  Belang  gestossen  sind.  — » Dagegen  ist  die 
eigentlich  wissenschaftliche  Ausbeute  der  Arbeit  nicht  hoch  anzuschlagen,  wie 
denn  auch  im  Uebrigen  die  Kritik  ihr  weniger  Lob  zu  spenden,  als  Ausstellungen 
daran  zu  machen  sich  veranlasst  sieht.  Von  einem  liefer  eingehenden  Quellen- 
studium liefert  sie  selbst  da,  wo  der  Anlass  dazu  nahe  lag,  der  Proben  sehr 
wenige."  Es  folgt  eine  Reihe  von  Belegen ;  dann  wird  bemerkt:  „Die  Literatur 
desHerausg.  hätten  wir  im  Ganzen  gewählter,  im  Einzelnen  reichhaltiger  ge- 
wünscht. Die  Cilate  aus  manchen  altern  Schriften,  besonders  die  Verweisung 
auf  so  manche  veraltete ,  dem  Praktiker  ohnehin  meist  unzugängliche  Disser- 
tationen, wäre  besser  ganz  fortgeblieben."  Der  Ree.  giebt  einige  beachtens- 
werlhe  Nachträge  zur  Literatur.  Weiter  heisst  es  dann:  „Für  am  wenigsten 
durchweg  gelungen  kann  seine  Uebersetzung  gelten ;  ja  man  geräth  auf  den  Ge- 
danken, dass  er  diese  theil weise  einer  fremden ,  wenig  geübten  Hand  überlassen 
habe."  Hieran  schliesst  sich  eine  lange  Reihe  von  Versehen.  Noch  wird 
bemerkt:  ,,An  unberichtigten  merkwürdigen  Druckfehlern  gebricht  es  eben- 
falls nicht."  Auch  hier  werden  einige  Beispiele  gegeben,  und  als  ein  Ver- 
sehen, welches  wohl  nicht  in  diese  Kategorie  gehört,  erwähnt,  dass  der  Verf. 
alsGeburts-  und  Todestage  Karl  Ferdin.  Hommel's  (geb.  d.  6.  Jan.  1772., 
gest.  d.  16.  Mai  1781.)  die  seines  Vaters  Ferdin.  Aug.  H/s  angegeben  bat. 
[Ree.  Bernh.  Emminghaus  in  Blankenhain.] 

Das  Verfahren  mit  Sachverständigen  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten, erörtert  von  Karl  Aug.  Friedr.  Seeger, 

Procur.  an  d.  K.  Obertribunal  in  Stuttgart.  Stuttgart,  Metzler'schc 
Buchh.,  1841.  VI  u.  118  S.  8.  (fThlr.)  [Vgl.  Jahrb.  1844. 
S.  969.  IT.] 

Allgem.  Literatur-Zeilung.  1844.  März.  Nr.  76. 77.  S.  601—604.  626—628. 

Nach  allgemeinen  Bemerkungen  über  den  Verf.  und  den  Gegenstand  seiner 
Schrift,  sowie  nach  Relation  des  Inhalts  der  letzteren  heisst  es :  ,, Das  Verdienst 
des  Verfs.  besteht  zumeist  darin ,  dass  er  uns  durch  das  ganze  Gebiet  der  Lehre 
geführt,  ihre  Einzelnheiten  beleuchtet  und  sein  motivirtes  Urtheii  abgegeben 
hat,  sodass,  indem  er  uns  dadurch  anregt,  wir  uns  aufgefordert  finden  müs- 
sen, prüfend  da  stehen  zu  bleiben,  wo  sich  der  Prüfung  Stoff  herzugeben 
scheint.  Es  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass  schon  der  eine  oder  andere  von 
den  Rechtslehrern,  mit  denen  er  controvertirt,  sich  vernehmen  lassen  wird. 
Ist  dann,  um  uns  so  auszudrücken,  bis  zum  Schlüsse  verhandelt,  so  könnte 
oder  müsstc  die  Verhandlung  sich  abschliessen  in  eine  Monographie,  welche 
den  ganzen,  sich  in  den  Gesetzgebungen  aller  deut.  Staaten,  in  der  Doctrin  und 
Praxis  hingebenden  Stoff  in  sich  aufnähme  und  verarbeitete.  Dem  Verf.  ist  dies 
nicht  gelungen,  und  konnte  es  um  so  weniger,  als  er  überhaupt  die  Literatur, 
welche  ihn  auf  manche  neue  Bedenken  und  Fragen,  wie  zu  besserer  Losung  der 
angeregten  geführt  haben  würde,  nur  sehr  mangelhaft  benutzt,  insbesondere 
die  Schriften ,  Zeitschriften  u. s.w.  ignorirthat,  welche  die  Praxis,  besonders 
die  der  obersten  Gerichtshöfe ,  beurkunden,  so  dass  seine  Schrift  die  so  wün- 
schenswerthe  zusammenstellende  Uebersicht  derselben  nicht  gewährt.  **  Das 
Letztere  wird  durch  Beispiele  belegt.    [Ree.  Bopp.] 

Handbuch  über  die  Lehre  von  den  Rechtsmitteln,  nach  Grund- 
sätzen des  deutschen  gemeinen  bürgerl.  Processes,  nebst  e.  aus- 
führlichen Vcrgleichung  der  betreffenden  in  Deutschland  geltenden 
particularrechtl.  Grundsätze,  e.  Prüfung  der  neuern  Entwürfe,  und 
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motivirlen  Vorschlagen  f.  e.  künftige  Gesetzgebung,  von  J>r.  J. 
T.  B.  v.  Linde.  Tbl.  1.2.  Giessen,  Heyer,  1831.  1840.  gr.  8. 
(7  Thlr.)  [Vgl.  Jahrb.  1842.  S.  73.  f.  u.  1843.  S.  670.  f.] 

Neue  Jenaische  Allgera.  Literatur-Zeitung.  1845.  Oclobcr.  Nr.  242 — 245. 

S.  966  —  980. 

Der  Ree.  beschäftigt  sich  in  ausführlicher  Erörterung  mit  einzelnen ,  in  dem 
Buche  behandelten  Fragen,  und  bemerkt  am  Schlüsse  der  Recension:  „Der 
Werth  des  Werks,  welches  den  Gegenstand  der  vorlieg.  Recension  bildet,  ist 
schon  zu  allgemein  anerkannt,  als  dass  es  darüber  noch  einer  Bemerkung  von 
unserer  Seite  bedürfte.  Wenn  w  ir  daher  auch  im  Verlaufe  dieser  Recension  uns 
veranlasst  gesehen  haben,  die  Richtigkeit  einzelner  Ansichten  des  Verfs.  in 
Zweifel  zu  stellen,  so  ist  dieses  nur  unter  Anerkennung  des  Gewichts,  welches 
das  t'rtheil  des  Verfs.  ebenso  entschieden  verdient,  als  es  demselben  beigelegt 
wird,  und  in  der  üeberzeugung  geschehen,  dass  die  Aufstellung  begründeter 
Zweifel  nur  zur  Förderung  der  Wahrheit  beitragen  kann."  [Ree.  Dr.  A.  C.  J. 
Schmid  in  Kiel.] 

Ucbcr  exccutorisclie  Urkunden  n.  Executiv-Prozcss  von  Jür. 

Hans  Karl  B riegleb,  Adv.  zu  Nürnberg  [jetzt  o.  Prof.  zu 
Güttingen.  2Thlc.  Nürnberg,  Recknagel,  1839.  VIII.  384.  VIII 
u.  412  S.  gr.  8.  (Geh.  3£  Thlr.)   [Vgl.  Jahrb.  1845.  S.418.IT.] 

Neue  Jenaische  Allgem.  Liter.-Zeilung.  1842.  August.  Nr.  190.  f.  S.  781— 787. 

„Dieses  ausser!  ich  fast  zu  splendid  ausgestattete, . . .  Werk  enthält  eine 
höchst  interessante  Yechtsgeschichtliche  Untersuchung  über  die  Entstehung  des 
Instituts  der  executor.  Urkunden  und  die  Kniwickelung  des  Executivprocesses 
aus  diesem.  Die  Untersuchung  ist  so  gründlich,  dass  wir,  den  Punkt  ausge- 
nommen, dass  sie  nicht  weit  genug  reicht,  nur  wenig  dagegen  einzuwenden 
finden."  Nach  diesen  Worten  giebt  der  Ree.  eine  sehr  ausführliche  Darstellung 
des  Inhalts.  An  diese  reihen  sich  einige  Bemerkungen,  u.  a.  folgende:  ,,So 
sehr  wir  nun  auch  der  Ansicht  sind,  dass  im  Allgemeinen  die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Sache  gründlich  und  klar  ist,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen, 
dass  darin  Wiederholungen  vorkommen,  welche  hätten  gemieden  werden 
können,  und  dass  die  Ordnung  nicht  überall  musterhaft  ist,  woraus  vornehm- 
lich die  Wiederholungen  entstanden  zu  sein  scheinen."  ,,  Unpassend  erscheint 
uns  auch  das  ofte  Einweben  von  Urkunden  und  Belegen  aller  Art,  da  zumal  der 
zweite  Band  blos  aus  solchen  besteht,  und  die  eingewebten  Zeugnisse  daher  hier 
am  passendsten  ihren  Platz  gefunden  hätten.  Bei  den  spanischen  Urkunden 
wäre  auch  passend  überall  die  Uebersetzung  beizudrucken  gewesen.  Mitunter 

treten  auch  Dinge  hervor,  welche  nicht  ganz  logisch  sind  —  Ausser  diesen 

Kleinigkeiten  scheint  uns  gegen  das  Buch  aber  vorzüglich  eingewendet  werden  zu 
müssen ,  dass  der  Verf.  den  jetzigen  Zustand  des  Executivprocesses  zu  wenig 
berücksichtigt  und  durch  Ziehung  des  Resultates  seiner  Untersuchung  derselben 
den  gewiss  von  allen  Lesern  vermissten  Schluss  nicht  gegeben  hat.  Er  meint 
zwar,  dass  dieses  mehr  einer  Darstellung  des  Systems  des  Executivprocesses 
als  der  Geschichte  desselben  angehöre  (S.  365.);  allein  wir  können  ihm  darin 
nicht  recht  geben.  Denn  einmal  gehört  eine  weitere  und  tiefere  Entwickelung 
•  des  jetzigen  Zustandes  des  Executivprocesses  allerdings  dessen  Geschichte  an 
und  dann  ist  es  doch  bei  jedem  historischen  Werke,  welches  ein  Rechtsinstitut 
entwickelt,  was  noch  praktische  Bedeutung  hat,  wahrhaftes,  gewiss  von  Allen 
tiefgefühltes  Bcdürfniss ,  dass  der  Sache  durch  Entwickelung  der  letzten  Resul- 
tate die  Krone  aufgesetzt  werde,  und  Der,  welcher  geschichtlich  einem  Institute 
nachgespürt  hat,  muss  sich  darüber  klar  sein  oder  werden,  wenn  seine  Unter- 
suchung nach  der  Seite  nicht  eine  mangelhafte  genannt  werden  soll."  Dies 
führt  der  Ree.  mit  Beziehung  auf  das  Buch  weiter  aus.  [Ree.  Dr.  G.  Asverus.] 

—   — — 
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V.  Miscellen« 

Nachtrag  zu  der  Recension  von  Vesmc's  Codex  Theodosianus 
in  den  Krit.  Jahrbüchern  1844.  S.  785.  ff. 

Erst  heute  kommt  in  die  Hände  des  Unterzeichneten  die  Vorrede  zum 
Theodosischen  Codex  von  Vcsme.  Sie  ist  datirt:  Augustae  Taurinorumy 
V.  Idus  Julia»,  Anno  MDCCCXXXXI.  Wie  diess  zusammenhänge  mit  dem 
Titel  des  Faszikels  selbst,  auf  dem  das  Jahr  1839.  bemerkt  ist,  und  mit  der 
brieflichen  Nachricht  V,  21.  Aug.  1842. :  nunc  tantum  dicam,  pritnutn  Theodo- 
siani  tnei  Codidt  fasciculum  edilum  esse,  ist  schwerlich  zu  errathen.  Gewiss 
ist  es  jedoch,  dass  der  1.  Faszikel  zurückdatirt  ist,  da  noch  am  15.  März  1840. 
der  Herausgeber  an  den  Unterzeichneten  aus  Genua  schrieb  :  Post  duos  me/ises 
Taurini  ero  et  Codicis  Theodosiani  tnei  primum  fasciculum  absolvam ,  ex  quo 
miti  nunc  ad  Te  speeiminis  gralia  folia  duoy  seu  finem  libri  III,  et  initium  IUI, 
Wahrscheinlich  ist  auch  die  Vorrede  zurückdatirt  worden.  Diese  ist  nicht  stärker 
als  4  Seiten.  Hierauf  folgen  2  Seiten  Signorum  Et  Script  ulkte  Compendiorum 
Quae  In  Notis  Occurrunt  Explicatio  und  zuletzt  2  Seiten  Addenda  Et  Etnen- 
danda.  Eine  erschöpfende  Vorrede  soll  erst  mit  Vollendung  des  ganzen  Codex 
erfolgen.  Es  wird  gesagt,  dass  darin  die  Turiner  Blätter,  derCharpin'sche  jetzt 
Pariser  Codex  und  die  von  Clossius  gefundene  Handschrift  revidirt  worden, 
und  somit  Einiges  besser,  als  bisher  gelesen  worden  sei.  Diess  ist  die  gewöhn- 
liche Versicherung  Derer,  die  zuletzt  vergleichen,  und  ebenso  gewöhnlich 
schenkt  man  diesen  Versicherungen  Glauben,  ohne  jedoch  zu  bedenken,  ob 
man  daran  recht  thue ;  denn  es  lassen  sich  Fälle  genug  aufführen ,  in  welchen  der 
letzte  Vergleicher  schlechter  las ,  als  sein  Vorgänger.  Wenigstens  möchte  jene 
Behauptung  von  den  beiden  letzten  Codicibus  zweifelhaft  seyn;  denn  der  Am- 
brosianische  ist  nicht  allein  von  Clossius  und  Blume,  sondern  auch  von  dem 
Unterzeichnelen  genau  abgeschrieben  und  dann  in  seinem  Auftrage  noch  einmal 
mit  dieser  Abschrift  verglichen  worden.  Ebenso  ist  der  Pariser  Codex,  nach- 
dem schon  V  e  s  m  e  diesen  mit  Reagenzien  behandelt ,  von  M  i  1 1  e  r  in  Paris  noch 
einmal  mit  derpr.  ed.  verglichen,  hierauf  mit  des  Unterzeichneten  Collalion  zu- 
sammengestellt und,  wo  beide  Arbeiten  nicht  stimmten,  noch  einmal  nach- 
gesehen worden.  Höher  kann  wohl  die  Genauigkeit  nicht  getrieben  werden; 
nun  aber  hat  Vesnie  den  Pariser  Codex  nicht  nach  der  pr.  ed.  v.  1566.,  son- 
dern nach  der  Ausgabe  v.  1586.  verglichen.  Zunächst  giebt  der  Herausgeber 
Rechenschaft  von  der  Benutzung  des  Justinianischen  Codex,  für  den  nicht 
weniger  als  11  Handschriften  und  17  Ausgaben  gebraucht  worden  sind.  Dass 
dadurch  der  ohnehin  grosse  Ballast  von  Noten  unendlich  gesteigert  worden  sei, 
zumal  als  auch  diess  Verfahren  für  die  Stellen  der  Lex  Romana  Burgundionum 
eingeschlagen  worden  ist,  die  für  den  Theodosischen  Codex  brauchbar  sind,  ist 
schon  anderwärts  gesagt  worden.  Sehr  richtig  hat  übrigens  der  Verf.  da,  wo 
die  Rcdacloreo  des  Theodosischen  Codex ,  obwohl  fälschlich  geirrt  und  geändert 
haben ,  keine  Emendation  gewagt.  Nachdem  er  noch  gegen  den  Vorwurf  sich 
verwahrt,  dass  er  die  im  Theodosischen  Codex  fehlenden,  aber  im  Justinianischen 
Codex  befindlichen  Gesetze  nicht  aufgenommen  habe,  versucht  er  eine,  den 
Fortgang  des  Werkes  in  Zweifel  setzende,  (denn  sonst  würde  sie  sich  ja  aus  der 
Ausgabe  selbst  ergeben)  Restitution  der  Titel  des  V.  Buchs,  wonach  die  Tilel- 
ordnung  folgende  seyn  soll:  I.  De  Legitimus  Heredibus.  H.  De  Itonis  Decu- 
rionum.  III.  De  Uonh  Clericorum  Et  Monachorum.  (Fehlt  IV.)  V.  (Brev.  IV.) 
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De  Bonis  Militum  [VI.  De  Diohione  Praedarum].  VII.  ( Brcv.  V.)  De  Pott- 
liminio.  VIII.  (Brev.  VI.)  De  Inge  nun  Qui  Tempore  Tyranni  Servier  unt. 
IX.  (Brev.  VII.)  De  Expotitit.  X.  (Brev.  VIII.)  De  Hit  Qui  Sanguinolentot 
Enttot  vel  nutriendot  acceperint.  Fehlt  XI.  [XII.  De  Omni  Agro  Deterto.l 
XIII.  [De  Conductoribus  Fundorum  Emphyteuticorum.']  XIV.  De  [Fundit 
Patrimonialibus^  [XV.  De  Fnndit  Ret  Privatae]  XVI.  (Brev.  Villi. )  De 
Fugitieit,  Colonit,  inquilinit  Et  Servis.  XVII.  (Brev.  X.)  De  Inquilinit  Et 
Colonit.  XVIII.  (Brev.  XI.)  Ne  Colonut  intcio  Domino  Suum  Alienet  Peeulium 
Vel  Litern  Ei  /n/erat  Cicilem.  XVIIII.  (Brev.  XII.)  De  Longa  Contuetudine. 
Fehlt  XX— XXVIII.  XXVIIII.  c.  6.  die  Constitution,  welche  in  meiner  Aus- 
gabe die  c.  2.  Lib.  IV.  tit.  XX.  ist. 

Als  Rechtfertigung  der  Ordnung  wird  Folgendes  angerührt:  1.  Ordo  titu- 
lorutn  in  Breviario.  2.  Ordo  quatuor  priorum  fo Horum  palimptetti  Tauri- 
nentit  ad  hunc  librum  pertinentium,  quae%  e  tuperttite  nota\  e  quantitale 
defectut  inter  c.  21.  et  c.  30.  tituli  XIII.,  e  membranorum  conditione  etmaculit 
in  singulit  foliorum  paribut  eorumque  cohacrcntia  in  novo  eodieey  ita  dittri- 
buenda  ette  pro  certo  hdbemut: 


XI. 

rbarorumpraeda 
ingenuotteruit 


XII. 

(u)  el  (em)erilis 

I 


XIII. 

orutn  obliga  Hone 

i 

datpr. 


XIUI. 
umpa  tri  moniahm 

iurfundo 
X** 

3.  Numerus  VIII.,  qui  in  eodetn  eodiee  praefixut  ett  tilulo  de  ingenuit,  qui 
tempore  tyranni  tervierunt,  et  numerus  XIII,    quem  praefert  alter  titulut, 
euiut  rubrica  incerta;    4.  Conttitutionum  argumentum;  5.  Litterae  ATRI- 
MONI A.  ,  quat  ceAittime  legi  in  rubrica  tituli,  qui  apud  me  ett  decimut  quartut; 
6.  Chronologia  legum;    7.  Earum  interiptionet;  8.  Earundem  numeri  in  pa- 
limptesto  tuperttitet  (conttitutio,  quae  mihi  est  quadragetima  quarta  tituli 
decimi  quinli  praefixat  habet  in  codice  evidentissimas  notat  IUI,   ante  hat 
tpatium  uniut  Jiterae  evanidaey  tum  talit  certam  notam  X;  tequenti»  legte 
numerut  certo  legi  nequit);  9.  Retpondentet  tituli  Codicit  Juttiniani.    Es  ist 
zu  bedauern,  dass  Peyron  alles  diess  vernachlässigt  hat.   Die  Signorum  Ex- 
plicatio  giebt  dieselben  Codices  und  Ausgaben  des  Theodosischen  Codex  an, 
welche  in  der  Bonner  Ausgabe  benutzt  worden  sind ,  nur  sind  die  Nummern  um- 
gestellt worden.   In  den  Addendis  ist  auf  Vorgang  des  Unterzeichneten  in  dessen 
Jh'tt.  de  Constitutionibus ,  quat  Sirmondut  edidit,  in  das  1.  Buch  des  Theod. 
Codex  der  Tit.  XXVII.  De  Episcopali  Deßnitione ,  ganz  so  wie  in  der  Bonner 
Ausgabe  eingetragen  worden  und  wird  darauf  die  Ordnung  der  folgenden  Titel 
dergestalt  geändert:  Tit.  XXVIII.  De  Defentoribut  Senatut.  Tit.  XXIX.  De 
Defensoribus  Civitatum.    Tit.  XXX.  De  Curatoribut  Civitatum.    Tit.  XXXIV. 
—  ***'.    Tit.  XXXV.  De  Administrationen  Intra  Urbem.     Tit.  XXXVI. 
De  Procura toribut  Gynaecei  Et  Metallorum,    Tit.  XXXVII.  De  Primiceriit. 
Tit.  XXXVIII.  De  Ädtettoribus  Dometticit  Et  Cancellariit.    Man  vergleiche 
hierzu  des  Unterzeichneten  Beilage  zu  seiner  Ausgabe  der  Novellen,  in  welcher 
beinahe  dieselbe  Ordnung,  nur  mit  andern  Titelzahlen  beigebracht  worden  ist. 
Unter  den  folgenden  Nachträgen  zeichnen  sich  zwei  aus,  in  welchem  der  Verf. 
die  Einwürfe  gegen  die  Conjecturen  zu  beseitigen  sucht,  welche  der  Unterzeich- 
nete in  diesen  Jahrbüchern  1840.  S.  216— 221.  zu  machen  sich  erlaubt  hatte. 
Noch  immer  fehlen  die  ersten  5  Probeblätter  der  Turiner  Handschrift. 

Leipzig,  den  2.  Sept.  1847.  Hänel. 


Personal -Notizen. 

Beförderungen  und  Eüirenbezeiffungen.  Der  ordentl. 
Professor  an  der  Univ.  Basel  Dr.  Burkard  Wilh.  Leist  hat  einen  Ruf  in 
Bleicher  Eigenschaft  an  die  Univ.  Rostock  angenommen ;  an  der  Univ.  München 
ist  der  Dr.  Konrad  Maurer  zum  ausserordentl.  Professor  ernannt  worden. 
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—  Id  Preussen  sind  der  Kammerger. -R.  Dr.  Loewenberg  zum  Geh.  Ober- 
Tribunal-R.,  der  General- Advokat  Simons  zu  Köln  zum  Geb.  Justiz-  und 
vortragenden  Rath  im  Justiz-Ministerium  und  der  Landger.-R.  v.  Ammon  zu 
Düsseldorf  zum  Staats- Prokurator  befördert  worden.  —  In  Braunschweig  hat 
der  Geh.  Kanzlei -Secretair  Dr.  Frfedr.  Liebe  den  Charakter  als  Hofrath  er- 
halten. —  In  Sachsen-Weimar  ist  derselbe  Charakter  dem  ordentl.  Professor 
an  der  Univ.  Jena  Dr.  Eduard  Fein  verliehen  worden.  —  In  Russland  ist 
der  Hofrath  u.  ordentl.  Professor  an  der  Univ.  Dorpat  Dr.  Eduard  Osen- 
brüggen  zum  Kollegienrath  ernannt  worden. 

Den  K.  Preuss.  Rothen-Adler-Orden  und  zwar  zweiter  Klasse  mit  Eichen- 
laub haben  erhalten  die  Geh.  Ober-Tribunal-Räthe  Jacobi  (dieser  in  Bril- 
lanten) und  v.  Winter  feld,  sowie  der  Direclor  des  St.-  u.  L.-G.  zu  Danzig, 
Geh.  Justiz-R.  Oelrichs.  —  Das  Ehrenkreuz  des  K.  Bayer.  Ludwigs-Ordens 
ist  dem  O.-A.-G.-Director  Chr.  J.  II,  Seyfert  verliehen  worden.  —  Das 
Grosskreuz  des  K.  Sachs.  Civil-Verdienst-Ordens  hat  der  Staatsminister  des 
Innern  Dr.  Joh.  Paul  v.  Falkcnstein  erhalten.  —  Das  Kommandeur- 
kreuz 1.  Classe  des  Gherzogl.  Hess.  Ludwigs-Ordens  hat  der  Geh.  Rath  Hall- 
wachs zu  Darmstadt  erhalten.  —  Das  Ritterkreuz  des  K.  Russ.  St.  Annen- 
Ordens  1.  Classe  ist  dem  Hcrzogl.  Sachsen-Altenburg.  Staatsminister  Dr.  Karl 
Christian  v.  Wüstemann  und  das Grossofficierkreuz  des  K. Französ.  Ordens 
der  Ehrenlegion  dem  Ministerverweser  Staatsrath  Dr.  Georg  Ludw.  v.  Maurer 
zu  München  verliehen  worden. 

Todesfälle.  Am  23.  Mai  starb  zu  Jena  Dr.  Heinr.  Luden,  Geh. 
nofrath  u.  o.  Prof.  d.  Geschichte,  Komthur  d.  Gh.  Sachsen- Weimar.  Falken- 
ordens, Ritter  d.  II.  Sachsen -Erneslin.  Hausordens,  geb.  zu  Loxstedt  im 
Herzogin.  Bremen  am  10.  April  1780.,  1806.  ausserord.  Professor  in  Jena, 
1808.  ord.  Honorar-Prof.,  1810.  ord.  Prof.,  1820—32.  Deputirler  a.  d.  Land- 
lagen d.  Ghcrzogth.  Sachsen,  Verfasser  vieler  Schriften,  von  welchen  folgende 
ein  besonderes  Interesse  für  die  Rechtswissenschaft  haben  i  Christian  Thomasius 
n.  s.  Schicksalen  u.  Schriften  dargestellt  (Berlin,  1805.);  Hugo  Grotius  n.  s. 
Schicksalen  u.  Schriften  dargestellt  (Ebendas. ,  1806.);  Ansichten  des  Rhein- 
bundes (1808. ;  2.  Aufl.  1800.);  Handb.  d.  Staatsweishcit  od.  d.  Politik  (Bd.  1. 
Jena,  1811.);  Ueb.  Sinn  u.  Inhalt  des  Handb.  d.  Staatsweisheil  (Ebendas., 
1811.);  Melelematum  Historien -crilicorum  ad  antiguum  Germanorum  Statut» 
spectanlium  spec.  1.  (Ebendas.,  1811.;  handelt:  de  origine  feudorum) ;  Das 
Königr.  Hannover  n.  s.  öflentl.  Verhältnissen  (Ebendas.,  1817.);  DesFreih.  F. 
A.  v.  Seckendorf  Rechtsstreit  wid.  Sr.  Maj.  d. König  v. Sachsen  (Ebend.,  1832.) ; 
auch  Herausgeber  des  Allgcm.  Staatsverfassungsarchivs  und  der  Zeitschrift  f. 
Theorie  u.  Praxis  gemässigter  Regierungsformen  (Bd.  1.  2.  3.  H.  1.  Weimar, 
1816.  f.).  Ausführlicheres  über  ihn  enthält  ein  Nekrolog  in  d.  N.  Jen.  Allg. 
Lit. -Zeitung  1817.  Juui.  Nr.  141.  S.  561. f.  —  Am  18.  Juni  zu  Eichstädt  Dr. 
Joh.  Heinr.  Liebeskind,  A.-G.-Director  a.D.,  geb.  zu  Bayreuth  am 
25.  April  1768.,  früher  Advokat  in  Riga,  dann Criminal-R.  u.  Justiz-Kommissar 
in  Königsberg  in  Preussen,  1797.  K.  Preuss.  Regier. -R.  in  Ansbach,  1807. 
K.  Bayer.  Ober-Justiz-R.  in  Bamberg,  1808.  O.-A.-G.-R.  in  München,  1827. 
Direclor  dcsA.-G.  zu  Landshut,  1829.  des  zu  Bamberg,  Verfasser  der  Schrift: 
Unterricht  üb.  d.  inn.  u.  äuss.  Erfordernisse  letzlwilliger  Verordnungen,  n.  d. 
Vorschriften  d.  a.  Pr.  Landrechts  (Königsberg,  1797.).  —  Am  6.  August  zu 
München  der  K.  Rath  u.  Hausarchivar  Georg  Fd.  Döllinger,  im  76sten 
Jahre,  Verfasser  der  Schriften:  Ueber  die  zweckmäss.  Einrichtung  der  Regi- 
straturen (München,  1811.);  Die  Verfass.  u.  Verwalt.  d.  Gemeinden  in  Baieru 
(Thl.  1.  Ebendas.,  1820.)  u.  a.  m. ,  auch  Herausgeber  des  Magazins  z.  Vervoll- 
kommung  des  Registraturwesens  (Bd.l.  u.  2.  St.  1.  Ebendas.,  1807.)  und  meh- 
rerer Sammlungen  von  Bayer.  Gesetzen ,  sowie  verschiedener  Register  und  Re- 
pertorien  zu  denselben.  —  Am  %%.  August  zu  Alt-Geltow  bei  Potsdam  der  Geh. 
Ober-Revisions-R.  a.  D.  Dr.  Karl  Hartwig  Gregor  y.  Meusebach,  im 
67.  Jahre.  —  Am  30.  August  zu  Kiel  der  Präsident  des  dasigen  O.-A.-G. ,  Geh. 
Konferenz-R.  Höpp,  früher  Mitglied  der  Schleswig-Holstein-Lauenb.  Kanzlei 
zu  Kopenhagen.   
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Neu  erschienene  Schriften, 

208.  Abhandlungen,  jurist.,  und  Rcchtslallc  mit  besond.  Rücksicht  auf  die 
Lander  des  Sachs.  Rechts  u.  die  Entscheidungen  des  Gesammt-O.-App.- 
Ger.  zu  Jena.  Von  F.  Ortloff,  C.  W.  E.  Heimbach,  G.  C.  Schlüter 
u.  V.J.  Guy  et»  1.  Bd.  Jena,  Bran.  VIII  u.  G15S.gr.  8.  (Geh.  n. 
3  Thlr.) 

209.  Archiv  des  Criminalrechts.  Neue  Folge.  Herausgcg.  von  den  Prof.  /. 
F.  H.  Abcgg,  J.  M.  F.  Birnbaum,  A.  \V.  Heffter,  F.  C  Th.  Hepp, 
C.  J.  A.  Mi t  termaier,  C.  G.  v.  Wächter,  H.A.  Zqchariä.  Jahrg. 
1847.  2  Stück.  Halle,  Schwetschke  u.  Sohn.  S.  155— 297.  8.  (Geh. 
n.  {  Thlr.) 

210.  —  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte  in  den  deutseben  Staaten. 
Herausgeg.  von  J.  A.  Seuffert.  1.  Bd.  2.  Heft.  München ,  liier. -artisl. 
Anstalt.  S.  153— 312.  gr.  8.  (än.22Ngr.  —  Für  Südd.  1  Fl.  12  Kr.  rh.) 

211.  —  neues,  für  Prcuss.  Recht  u.  Verfahren ,  sowie  für  Deutsches  Privat- 
recht. Herausgeg.  von  Justizr.  Dr.  J.  F.  J.  Sommer  u.  Justizr.  Fr.  TA. 
Boele.  13.  Jahrg.  2.  Heft.  Arnsberg,  Ritter.  V.  u.  S.  171—340.  gr.  8. 
(n.  f  Thlr.) 

212.  Äther,  Dr.  C.  W.,  —  Zum  Recht  der  Frachtfuhrlcute  zugleich  mit  Bezug 
auf  Eisenbahnen.  Versuch  der  Erörterung  eines  Rechtsfalles.  Berlin, 
Besser's  Verlagshdl.    16S.gr.  8.    (Geh.  3  Ngr.) 

213.  BuddettS)  J.C.J.,  Regier.-  u.  Conti$torialrathf  u.  Arthur  Buddeus, 
Gerichts- Dir.  u.  Ado.,  —  Deutsches  Anwaltbuch.  Ein  Handbuch  zur 
auswärt.  Processführung  in  allen  deutschen  Landen,  nebst  Verzeichnissen 
sämmtl.  Sachwalter  in  Deutschland.  2.  Ausg.  Mit  Vervollständigungen 
aus  dem  Nachlasse  der  Verfasser.'  Leipzig,  Gebr.  Reichenbach.  XV., 
496.,  VI  u.  50  8.  gr.  8.    (Geh.  4 Thlr.) 

214.  —  Vervollständigungen  dazu.  Aus  dem  Nachlasse  der  Verfasser  zusam- 
mengestellt.  Ebendas.  VI  u.  50  8.  gr.  8.    (Geh.  \  Thlr.) 

215.  Eichhorn,  Dr.  K.  F.,  —  Rechtsgutachten,  betreffend  die  Succession 
in  die  reichsgräflich  Bentinck'schcn  Herrschaften ,  Güter  u.  s.  w.  (Als  Ma- 
nuscripl  gedruckt.)  Heidelberg,  (Winter.)  37  S.  gr.  8.  (Geh.  n.  J  Thlr.  — 
Für  Südd.  18  Kr.  rhein.) 

216.  Feuerbach,  Dr.  Anselm,  Ritler  v.,  k.  b.  Staalsr.  u.  Präsident, —  Lehr- 
buch des  gemeinen  in  Deutschland  gültigen  peinl.  Rechts.  Mit  vielen  An- 
merkungen u.  Zusatzparagraphen  herausgeg.  vom  Geh.  Rath  u.  Prof.  Dr. 
C.J.A.  Mittermaier.  14.  Orig.-Ausg.  4  —  7.  Lief.  Bog.  15  —  44. 
Giessen,  Heyer's  Verlag,  gr.  8.    (pro  Bog.  1—50.  3  Thlr.) 

217.  Gauppy  Prof.  Dr.  Ernst  Theod.,  —  Ueber  die  Zukunft  des  Deutschen 
Rechts.  Eine  germanistische,  mit  besond.  Rücksicht  auf  die  grossen  Ge- 
setzbücher der  neuern  Zeit  verfasstc  Abhandlung.  Breslau,  Max  u. Comp. 
VIII  u.  113  S.  gr.  8.    (±  Thlr.) 

218.  Heckert,  Adolf ,  —  Handbuch  der  Schulgesetzgebung  Preussens.  Berlin, 
H.  Schultzc.    VII  u.  648  S.  gr.  8.    (Geh.  3  Thlr.) 
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219.  Hülfsbuch  für  alle  Rechtsverhältnisse  des  bürgert.  Lebens,  zur  Belehrung 
eines  Jeden  über  Gesetzgebung  u.  Rechtspflege  in  den  K.  Preuss.  Staaten, 
aiphabet,  geordnet,  durch  Formulare  verdeutlicht  und  durch  Beispiele  er- 
läutert, aus  der»  Praxis  der  Justizriithe  u.  s.  w.  Groschuff,  üeinsius,  Dr. 
Strassu.  A.  Herausgeg.  unter  Redakt.  des  K.  Justiz- Commits.  Franz 
Rössel.  A.  u.  d.  T.:  Juristisches  Conversations-Lexicon  oder  Encyclo- 
plädie  der  gesammten  preuss.  Rechtswissenschaft.  4 — 30.  Lief.  (Aus- 
fertigung—Z.) Berlin,  Hübenthal  u.  Comp.  1.  Bd.  S.  241 — 757., 
2.  Bd.  800  S.  u.  3.  Bd.  888  S.  Lex.-8.  1842—1847.  (a^Thlr.—  compl. 
3  Bde.  7{  Thlr.) 

220.  Juden-Gesetz,  das  neue  Preussische ,  gegeben  d.  23.  Juli  1847.,  publicirt 
d.  5.  Aug.  1847.,  nebstallen  dazu  gehörigen  Ergänzungs-Geselzen  u.  einer 
Geschichte  der  Judengesetze  in  Preussen.  Berlin,  Schapeler.  31  S.  8. 
(Geh.  n.  2£Ngr.) 

221.  Kamptz,  r.,  Staats -Minister,  —  Fragmente  über  das  Besteuerungs- 
recht deutscher  Landesherren.  Ein  besond.  Abdruck  aus  dem  2.  Bande 
der  Abhandlungen  des  Deutschen  u.  Preuss.  Staatsrechts.  Berlin,  G. 
Reimer.   264S.gr.  8.    (Geh.  1  Thlr.) 

222.  Landtag,  der  erste  preuss.  vereinigte.  Vollständ.  Abdruck  der  auf  den 
Landtag  bezügl.  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.,  so  wie  der  Verhandlungen 
seiner  Kurien.    Veranstaltet  von  der  Redakt.  d.  Berliner  Zeitungs-Halle. 

-2.  Abthl.  1—8.  Heft.    Berlin,  Hayn.  S.  1—639.  Imp.-i.    (an.  \  Thlr.) 

223.  —  der  erste  vereinigle  Preussische,  in  Berlin  1847.  7 — 17.  Hfcft.  Berlin, 
Reimarus.  Lex.-8.  (än.  |Thlr.)—  Inhalt:  7 — 10.12—17.  Der  vollständ. 
Verhandl.  2.  Ablhl.  Die  Landlagsverhandlungen  (S.  801— 2400.)  11.  Der 
vollständ.  Verhandlungen  1.  Abthl.  Die  ständische  Gesetzgebung,  König). 
Propositionen  u.  Botschaften ,  Denkschriften  der  Ministerien,  Anträge  der 
Abiheilungen,  Protokolle  u.  s.  w.  (S.  169— 320.) 

224.  Landtags- Album.  Ausführl.  Verhandlungen  des  am  11.  April  1847.  in 
Berlin  eröffneten  Vereinigten  Landtags  nebst  allen  darauf  Bezug  habenden 
K.  Erlassen  u.  festl.  Anordnungen.  2 — 17.  Lief.  Berlin,  Schepeler.  l.Bd. 
8.  65—1057.  u.  2.  Bd.  S.  1—32.  gr.  8.    (Geh.  ä  t  Thlr.) 

225.  Made ldeiiy  Ferd.t  Prof.  etc.,  Systema  juris  Romani  hodie  usitati. 
Post  Cl.  Rosshirti  curas  noviss.  nunc  primum  latine  interpret.  est  "Em,  Ed. 
Hindenburg.  Lipsiae ,  Hinrichs.  XIII  u.  705  S.  gr.  8.    (Geh.  3f  Thlr.) 

226.  May,  Dr.  Andr.y  —  Ueber  den  Charakter  der  ordentlichen  Eigenthums- 
ersitzung  nach  der  Const.  un.  Cod.  de  usue.  transform.  (7.  31.)  Inaugural- 
Abhandlung.  Bamberg,  (Literar.-artist.  Institut.)  110  S.  gr.  8.  (Geh. 
n.  jThlr.) 

227.  Pitaval ,  der  neue.  Eine  Sammlnng  der  interessantesten  Crfminalgeschich- 
ten  u.s.  w.  Herausgeg.  vom  Criminaldir.  Dr.  J.  E.  Hitzig  u.  Dr.  W. 
Höring  (W.  Alexis.)  11.  ThI.  Leipzig,  Brockhaus.  XXVII  u.  464  S. 
gr.  12.    (Geh.  2 Thlr.  1—11.  21  Thlr.  24Ngr.) 

228.  Puehta,  G.  F.,  —  Cursus  der  Institutionen.  3.  (letzter)  Band.  Aus  dem 
Nachlasse  des  Verfassers  herausgeg.  von  Prof.  Dr.  A.  Rudorf  f.  Leipzig 
Breitkopf  u.  Härlel.    VUI  u.  388  S.  gr.  8.    (Geh.  lf  Thlr.  — 1-3.  compl. 
8|  Thlr.) 

229.  Reichstag,  Preussens  erster.  Eine  Zusammenstellung  der  ständischen 
Gesetze,  der  Mitglieder  und  der  Verhandlungen  des  ersten  vereinigten 
Landtags,  nebst  e.  geschichll.  Umriss  seiner  Verhältnisse.  Herausgeg. 
von  Dr.  Aug.  Theod.  Woeniger.  Mit  (lilh.)  Portraits  u.  1  Kunstbeilage. 
5-9.  Heft.  Berlin,  Stuhr.  1.  ThI.  S.  257— 472.  u.  2.  Tbl.  S.  1—128.  u. 
8  Portr.gr.  8.   (Geh.  ä  n.  \  Thlr.) 

230.  Sammlung  von  Gesetzen  u.  Verordnungen  über  das  cvangel.-  Protestant. 
Kirchen-,  Schul-,  Ehe-  und  Armenwesen  im  Grossherzogthum  Baden. 
Herausgeg.  von  Pfarrer  Jak.  Heinr.  Rieger.  8.  Tbl.  (In  2  Heften.) 
1.  Heft.  Offenburg,  (Braun.)  VIÜU.254S.  gr.  8.  (UThlr.  —  1—8. 
1.  n.  12|Thlr.) 
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231.  Sammlang,  neue,  sammtl.  in  der  Preuss.  Rheinprovinz  f.  Rechtspflege  o. 
Verwaltung  Geltung  habenden  Preuss.  Gesetze  u.  Verordnungen.  Nebst 
Sachregister.  5.  Abthl.  Trier,  Troschel.  365  u.  46S.  (Geh.  n.  1  Thlr.  — 
1—5.  n.  4*  Thlr.) 

232.  Schneider,  Dr.  Frz.  X.,  —  Lehrbuch  des  Bergrechtes  für  die  gesaram- 
ten  Länder  der  Österreichischen  Monarchie.  Prag,  1848.  Leipzig,  Hinrlcbs. 
XXVI  u.  495  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  2 {  Thlr.) 

233.  Simon,  Heinr.^  —  Das  Provinzial-Gesetzbuch  der  Schlesischen  Verfas- 
sung u.  Verwaltung.  Eine  systemat.  Sammlung  der  Gesetze  u.  Verordnun- 
gen für  das  offen tl.  Recht  des  Herzogin.  Schlesien  u.  der  Grafschaft  Glatz. 
7.  Heft.  A.  u.  d.  T. :  Das  Bau-  u.  Wegerecht  von  Schlesien.  Breslau, 
Aderholz.    XII  u.  136  S.  gr.  8.    (n.  f  Thlr.  —  Einzeln  \  Thlr.) 

234.  —  Dass.  9.  Heft.  A.  u.  d.  T. :  Das  Bergwerks-Recht  von  Schlesien. 
Ebend.,  1846.   IV  u.  116  S.  gr.8.  (n.  16Ngr.  —  Einzeln  f  Thlr.) 

235.  Stet  Her,  Prof,  F.,  —  Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft gemäss  den  Entwickelungen  seit  d.  J.  1798.  bis  zur  Gegen- 
wart. Bern,  Huber  u.  Comp.  IV  u.  190  S.  gr.8.  (Geh.  24Ngr.  —  Für 
Südd.  1  Fl.  21  Kr.  rbein.) 

236.  W eicker,  Carl,  —  Der reichsgräfl.  Bentinck'sche  Erbfolgestreit,  recht- 
lich beurtheilt.  Heidelberg,  C.  F.  Winter.  Xu.  150  S.  gr.8.  (Geh.  n. 
12  Ngr.  —  Für  Südd.  40  Kr.  rh.) 

237.  Wienbarg ,  Ludolf,  —  Das  Dänische  Königsgesetz  oder  das  in  Däne- 
mark geltende  Grundgesetz.  In  histor.  Beleuchtung  u.  zur  Inbc trachtnah me 
für  die  Frage  der  Gegenwart.  Hamburg,  Hoflmann  u.  Campe.  VI  u. 
159  S.  8.   (Geh.  \  Thlr.) 

238.  Zeitschrift  für  Rechtspflege  u.  Verwaltung  zunächst  für  das  Königreich 
Sachsen.  Herausgeg.  von  Dr.  Th.  Tauchnitz  u.  Regier. -Ref er.  C.  J. 
Sperber.  N.  F.  6.  Bd.  4.  Heft.  Leipzig,  B.  Tauchnitz  jun.  S.  304—384. 
gr.  8.    (Geh.  ä  n.  J  Thlr.) 

239.  —  für  das  Recht  u.  die  Politik  der  Kirche.  Herausgeg.  von  Prof.  Dr. 
Heinr.  Friedr.  Jacobton  U.  Prof.  Dr.  AemiL  Ludto.  Richter.  1.  Heft. 
Leipzig,  B.Tauchnilz.;«*.  S.  127— 250.  gr.8.   (n.  24Ngr.) 


(Hierzu  IntelligenxblaU  Nr.  6.) 


Digitized  by  Google 


I 


I.  R  e  c  e  ii  s  i  o  n  e  n. 

Das  Römische  Pfandrecht  von  J.  j.  Bactiofen,  der  Zeit  Mit- 
glied des  Appellationsgerichts  der  Stadt  Basel.  Erster  Band. 
Basel,  Schweighauscr'sche  Buchhandlung,  1847.  XIV.  u.  691  S. 
gr.  8.  (Geh.  4  Thlr.) 

Rcccnsirt 
von 

Herrn  Professor  J9r.  Heller  zu  Berlin. 

Der  Verf.,  hereits  rühmlich  bekannt  durch  tüchtige  Quellenfor- 
schung und  Reichlhum  an  originellen,  oft  trefflichen  Gedanken  im 
Gebiete  der  Römischen  Rechtsgeschichle,  bietet  uns  ein  neues,  sehr 
umfassendes  und  auf  Radikal -Reform  abzweckendes  Werk  über  das 
Römische  Pfandrecht,  welches  Niemand  ohne  vielfache  Belehrung 
und  Anregung,  überhaupt  ohne  wesentlichen  Nutzen  aus  der  Hand 
legen  wird.    Dasselbe  ist  auf  zwei  Bünde  berechnet. 

Von  derBeobachlung  ausgehend, dass  die  Commentare  von  Gaius  und 
Marcian  über  die  hypothekarische  Klagformel  nach  den  daraus  im  zwan- 
zigsten Buch  der  Pandekten  erhaltenen  Fragmenten  die  ganze  Pfand- 
rechls-Dogmalik  nach  Anleitung  der  Formclwortc  dargestellt  haben, 
'und  in  der  Ueberzeugung,  dass  demnach  die  hypothekarische  Klage 
als  der  Schlüssel  der  ganzen  Theorie  zu  betrachten  sei,  eröffnet  der 
Verf.  mit  dieser  seine  Erörterungen,  und  widmet  derselben  vier  Ab- 
schnitte, nämlich  I.  Das  älteste  Pfandrecht  in  10  §§.  11.  Die  Serw- 
d//ö,  Quasi  Seruiana  und  pignoralitia  in  rem  actio,  20  §§.  III.  Be- 
deutung der  Pfandklage  für  die  Theorie  des  Pfandrechts,  3  §§.  IV. 
Verschiedene  Behandlung  des  Pfandrechts  und  der  übrigen  iura  in 
re,  18  §§. 

Auf  die  hypothekarische  Klage  folgt  die  Betrachtung  der  mate- 
riellen in  dem  Pfandrecht  enthaltenen  Befugnisse,  d.  h.  des  Rechtes 
der  Befriedigung  durch  den  Fruchlgenuss  oder  durch  den  Verkauf 
der  Pfandsache.    Der  Verf.  hat  diesem  Thcilc  seiner  Aufgabe  ,,Lc- 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  RW.  Jahrg.  XF.  H.  XI.  Gl 
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sondere  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  dadurch  eine  fühlbare  Lücke 
der  bisherigen  Bearbeitungen  auszufüllen  gesucht."  Beides  darf  er 
mit  vollem  Rechte  von  sich  sagen.  Dieser  zweite  Hauptabschnitt 
thcilt  sich  in  folgende  vierzehn  Kapitel:  V.  der  Fruchtgenuss  als  Be- 
fugniss  des  Pfandgläubigers,  1 1  §§. —  VI.  Geschichte  des  Pfandverkau- 
fes, 20  §§. —  VII.  Die  rechtliche  Selbstständigkeit  des  Verkaufsvertra- 
ges, 5  §§. —  VIII.  Die  Einräumung  des  Verkaufsrechtes  von  Seite  eines 
bonae  fidei  possessor  und  eines  praedo,  1  §.  —  IX.  Die  praedialura, 
10  §§• —  X.  Die  fiscalische  obligatio  bonorum,  11  §§. —  XI.  Die  obli- 
gatio bonorum  auf  dem  Gebiete  der  Privatforderungen,  3  §§.  —  XII. 
Die  Fülle  des  Pfandrechtes  ohne  Verkauf,  und  zwar  A.  das  Pfand- 
recht an  dem  redemtus,  6  §§.  —  XIII.  B.  Die  prälorischen  Missio- 
nen, 100  §§.  —  XIV.  Uebertragung  des  Pfandbegriffs  auf  die  Mis- 
sionen, 16  §§.  —  XV.  Das  pignus  als  Weltpreis,  1  §.  —  XVI.  Das 
Rechlsverhällniss  eines  nachsiehenden  Pfandgläubigers,  25  §§.  — 
XVII.  Die  mit  der  Ausübung  der  Vcrkaufsbcfugniss  verbundenen 
Rechtsverhältnisse,  30  §§.  —  XVIII.  Fälle,  in  welchen  das  Pfand 
auf  andere  Weise  als  durch  Verkauf  dem  Gläubiger  zur  Befriedi- 
gung vcrhiin,  10  §§.  * 

Der  letzte  Abschnitt  endlich  (XJX.  in  4  §§.)  verfolgt  die  histo- 
rischen Ergebnisse  der  Verkaufsbefugoiss,  insbesondere  die  Umbil- 
dung der  fiducia  nach  dem  Vorbild  des  pignus  und  die  Verschmel- 
zung von  „Eigenthums-  und  Besitzespfand, "fiducia  und  pignus,  zu 
Einem  System,  dem  der  Hypothek.  Damit  schliesst  der  erste  Band 
unter  Zugabe  von  55  Seiten  Zusätze,  Uebersicht  des  Inhaltes,  Quellen- 
regisler  (wie  solches  Blume,  Encyclopadie,  mit  vollem  Recht  von 
allen  Monographien  verlangt)  und  Berichtigungen. 

Der  zweite  Band  soll  die  Interpretation  der  hypothekarischen 
Klagformel  und  ,,in  diesem  Gewand  die  ganze  Pfandrechts-Dogmalik* 
enthalten.'4  „Er  unternimmt,"  so  drückt  sich  der  Verf.  selbst  aus, 
,,ejne  Darstellung  der  römischen  Theorie  in  römischer  Form,  nach 
dem  Vorbild  der  Werke  des  Marcian  und  Gaius.  Nicht  eitle 
Nachahmungssucht  antiker  Formen  hat  diesen  Weg  vorgezeichnet; 
zwar  ist  auch  die  Form  nicht  unwichtig,  und  ihr  Werth  für  die  rich- 
tige Reconstruction  des  Inhalts  in  dem  juristischen  Thciie  der  Alter- 
tumswissenschaft nicht  geringer  anzuschlagen,  als  in  andern  Zwei- 
gen der  Philologie;  aber  mehr  als  diess  leitete  die  üeberzeugung, 
dass  das  volle  Versländniss  der  römischen  Rechtssätze  nur  auf  dem 
gleichen  Wege  gewonnen  werden  kann,  auf  welchem  sie  selbst  ent- 
wickelt worden  sind." 
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Die  genauere  Rechenschaft  von  dem  Inhalte  des  vorliegenden 
Werkes  soll  jetzt  nach  den  angegebenen  drei  Hauptlheilen  und  nach 
deren  verschiedenen  Abschnitten  abgelegt  werden. 

Dem  ältesten  Pfandrecht,  mit  dessen  Darstellung  der  erste  Haupt- 
theil  (von  der  hypothekarischen  Klage)  eröffnet  wird,  vindicirt  der 
Verf.,  wenn  auch  abweichend  von  Andern,  doch  wohl  gewiss  mit 
Recht,  neben  der  fiducia  auch  dwpignus,  die  naturale  Pfandbeslellung 
neben  der  civilen.  Dass  bei  jener  das  Eigenthum,  bei  diesem  der 
Besitz  verpfändet  werde,  scheint  ein  schiefer  Ausdruck  zu  sein, 
der  an  sich  schon,  zumal  in  einer  von  Grund  aus  neu  conslruirenden 
Erörterung,  bedenklich,  nicht  verfehlt  hat,  üble  Gedanken  nach  sich 
zu  ziehen.  Die  Sache  ist  es,  welche  verpfändet  wird,  und  das  ge- 
schieht durch  Uebertragung  hier  des  Eigenthuras  dort  des  Besit- 
zes. Das  weitere  wird  sich  nachher  von  selbst  ergeben,  und  wir 
wollen  denn  sofort  folgenden  Satz,  dass  die  Theorie  aller  neueren 
Pfandrechte,  so  weit  dieselben  in*  dem  Römischen  Systeme  wurzeln, 
auf  der  Verpfändung  des  Besitzes  beruhen,  einstweilen  hinnehmen. 
Bei  der  fiducia,  welche  der  Verf.  (nicht  ganz  im  Ebenmass  mit  der 
sonstigen  Ausführlichkeit)  nur  subsidiär  berücksichtigen  zu  wollen 
erklärt,  hätte  doch  wohl  die  (wenn  auch  nicht  neue)  Behauptung, 
dass  nach  ältestem  Rechte  „die  nicht  rechtzeitige  Zahlung  den  Schuld- 
ner um  all  seine  Ansprüche  gebracht  habe,  und  dass  von  einer  Rück- 
gabe des  Ueberschusses  niemals  die  Rede  gewesen  sei,"  eine  genaue 
Begründung  und  Erörterung  erfordert. 

Das  pignus  als  Ur- Institut  wird  zuerst  in  dem  öffentlichen 
Rechte  (pignoris  capio  des  Magistrats)  nachgewiesen,  dann  in  der 
einseitigen  Privatpfändung  (legis  actio  per  pignoris  capionem),  de- 
ren sämmtliche  Anwendungen  sich,  wie  der  Verf.  mit  Vielen  glaubt, 
nur  durch  ihr  hohes  öffentliches  Interesse  rechtfertigen  Hessen;  fer- 
ner in  dem  vertragsmässigen  Faustpfand,  wobei  Ree.  im  Resultat,  wie 
schon  gesagt,  entschieden  beistimmt,  und  nur  den  einzelnen  Grund, 
welcher  von  dem  durch  Besitzübertragung  begründeten  Real-Con- 
tract  nebst  der  daraus  entstehenden  Klage  auf  Rückgabe  des  Pfandes 
hergenommen  wird,  bezweifeln  möchte,  indem  er  sich  noch  nicht 
überzeugt  hat,  dass  „dessen  Ursprünge  sich  in  dem  höchsten  Alter- 
thum verlieren,"  sondern  eher  geneigt  wäre  anzunehmen,  dass  eine 
geraume  Zeit  hindurch  der  Vcrpfandcr  nach  bezahlter  Schuld  sich 
mit  der  Vindication  habe  behclfen  müssen. 

Endlich  soll  auch  schon  von  Altcrsher  die  Verpfändung  durch 
blossen  Verlrag  ohne  Uebergabc  des  Besitzes  in  der  MachtvoIIkom- 
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meubcit  des  Magistrats  einen  ausserordentlichen  Schulz  gefunden  ha- 
ben. Der  Besitz,  so  drückt  sich  der  Verf.  aus,  wird  hier  auch 
ohne  Tradition  verpfändet. 

Für  diese  Annahme  wird  vorerst  auf  die  bekannten  und  schon 
anderwärts  (Hudorff  in  der  Zeitschrift  f.  gesch.  li.-W.  Bd.  XIII. 
S.  192.  fT.)  zu  ähnlichem  Zwecke  benutzten  Worte  von  Festus,  v. 
Nancitor:    „llem  in  foedere  Latino:  pecuniam  quis  nancitor  Aa- 
beto,  et,  si  quid  pignoris  nanciscitur,  sibi  habeto,"  abgestellt.  Nan- 
citor wird  nach  Festus  und  Üonat  als  gleichbedeutend  mit  pre- 
kendere  erklärt,  also  auf  jede  Apprehension  des  Besitzes  bezogen, 
was  an  und  für  sich  wohl  richtig  ist.    Wenn  nun  aber  der  Verf. 
hieran  die  Behauptung  anschliesst:  „Der  Gläubiger  wird  also  nicht 
nur  in  dein  Besitz  des  Pfandes,  sondern  ebenso  auch  in  der  Ausü- 
bung des  vertragsmässig  eingeräumten  Apprchensions- Rechtes  ge- 
schützt*4; so  muss  doch  wohl  erst  erwiesen  werden,  dass  das  dama- 
lige Kecht  ein  solches  durch  blossen  Vertrag  eingeräumtes  Appre- 
hensionsrecht  wirklich  gekannt  und  anerkannt  habe,  und  in  obiger 
Stelle  selbst  kann  dieser  Beweis  gewiss  nicht  gefunden  werden,  in- 
dem mit  irgend  welcher  Notwendigkeit  darin  kein  anderer  Sinn 
liegt,  als  es  solle  dem  Einzelnen,  wenn  er  ein  ihm  tradirles  Faust- 
pfand empfange  und  behalte,  oder  wenn  er  eine  gesetzliche  pignoris 
capio  ausübe,  dieses  nicht  zur  Gefährde  noch  seinem  Staate  als 
Grund  oder  Object  eines  res  repetere  angerechnet  werden.  Dage- 
gen wird  nun  allerdings  der  erwähnte  Beweis  mit  Leichtigkeit  ge- 
führt für  den  besondern  Fall  des  Pachlcs  und  das  verlragsmässigc 
Pfandrecht  des  Verpächters  an  den  illatis  etc.,  wobei  die  Stellen 
von  Cato  de  R.II.  c.  146.  ff.  sorgPdltig  benutzt  werden.    Von  die- 
sem Falle  und  dem  dazu  gehörigen  interdictum  Saluianum,  so  wie 
von  dem  Pfandrecht  des  Vermietliers,  welches  der  Verf.  unmittelbar 
anschliesst,  soll  nachher  besonders  die  Rede  sein.    Wenn  nun  aber 
der  Verf.  nach  dem  Vorgange  Rudorffs  a.  a.  0.  weiterhin  zu  be- 
weisen unternimmt,  dass  schon  eben  so  frühe  das  bloss  verlragsmäs- 
sigc Pfandrecht  auch  bei  Forderungen  anderer  Art  möglich  und  an- 
erkannt und  eines  ausserordentlichen  Schutzes  durch  den  Magistrat 
theilhaflig  gewesen  sei;  so  kann  Ree.  diesen  Beweis  für  genügend 
geführt  nicht  erachten.   Dass  dafür  Stellen  wie  die  angeführten  /.  1. 
/.  2.  C.  TA.  De  dislraAendis  pignoribus  quae  tribulorum  caussa 
tenentur  (11.,  9.),  wenn  gleich  darin  die  Worte:  pro  pignore 
abducere,  occupare  und  dgl,  vorkommen,  schon  ihres  Zeilalters 
wegen  (alles  weiteren  nicht  zu  gedenken)  gar  nicht  verfangen  kün- 
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nen,  dürfte  doch  jedermann  zugeben.  Dasselbe  gilt  von  mehreren 
Stellen  aus  der  spälern  russischen  Zeit,  welche  nicht  so  wohl  von 
dein  Verf.  als  von  Andern  gellend  gemacht  worden  sind,  wie  /.  3.  C. 
De  pignoribus  (8.,  14.)  /.  55.  J)e  Jurlts,  Pauli.  5.,  6.,  Iß.,  Vgl.  5., 
26.,  4.  Was  endlich  der  Verf.  aus  Dionysius  (6.,  29.  37.  4t. 
5-,  69.,  vgl.  Liu.  2.,  24.)  von  den  Vorgangen  der  Jahre  259.  und 
260.  (Edictum  P.  Seruilii  Cos.  u.  dgl.,)  und  sonst  anführt,  ist  lange 
nicht  bestimmt  genug,  um  einen  sichern  Schluss  auf  die  damalige 
Existenz  des  blossen  Vertragspfandes  als  eines  Hechts- Institutes  zu 
gestatten,  und  wesswegen  die  bei  Liu.  7.,  21.  erzühltc  Abfin- 
dung der  Crediloren  durch  billige  Schiitzungen  (aestimalio  aequis 
rerum  prefit's  liberauit)  nicht  eben  so  wohl  bei  der  ßducia  und  bei 
dem  Faustpfand  als  bei  blossem  Vertragspfand,  ja  noch  in  weiterm 
Umfang  denkbar  sein  sollte,  ist  nicht  abzusehen,  wenn  gleich  für 
eine  solche  Abfindung  bei  der  ßducia  eine  neue  Eigeuthuinsübertra- 
gung  an  den  Credilor  von  Seite  des  Schuldners  (worauf  der  Verf. 
mit  dem  sclbslgcwählten  und  urgirlen  Ausdruck  datio  in  solutum 
allein  abstellt)  nicht  nölhig  war.  Demnach  kann  Ree,  so  sehr  er 
mit  dem  Verf.  darin  übereinstimmt,  dass  das  pig/ius  eben  so  alt  wie 
die  ßducia  sei,  sich  noch  nicht  überzeugen,  dass  dem  blossen  Ver- 
tragspfand irgend  eine  frühere  und  weiter  gchcnde»Ancrkennung  im 
Römischen  Rechte  zu  Theil  geworden  sei,  als  die  gewöhnliche  An- 
sicht mit  sich  bringt.  Wenn  aber,  wie  es  nach  S.  7.  den  Anschein 
hat,  zur  Ergänzung  der  besprochenen  Beweise  noch  ,,das  Bcdürfniss 
des  Lebens",  welches  schon  frühe  jene  weiter  gehende  Anerkennung 
des  Verlragspfandes  gefordert  hatte,  dienen  sollte,  so  dürfte  wohl 
auch  dagegen  erinnert  werden,  dass  es  noch  heutzutage  ganz  civili- 
sirlc,  geltende  Pfandrechts- Systeme  gibt,  in  welchen  das  blosse 
Vertragspfand  wenigstens  bei  beweglichen  Sachen  gar  nicht  aner- 
kannt oder  doch  an  die  besondere  Form  öffentlicher  Verschrcibuug 
(Pfandbuch  u.  dgl.)  gebunden  ist;  wovon  sowohl-  Verf.  als  Ree,  so 
entfernt  sie  auch  von  einander  wohucn,  doch  beiderseits,  ohne  in's 
Ausland  zu  gehen,  sich  durch  die  Anschauung  zu  überzeugen  Gele- 
genheit haben. 

Wie  verhält  es  sich  nun  aber  mit  dem  unzweifelhaft  bloss  ver- 
tragsmäßigen Pfandrechte  des  Verpachteis  an  den  Hinten?  Auf  die- 
sen Punkt  müssen  wir  jetzt  zurückkommen.  Ausgehend  von  den 
Formeln  bei  Cato  laugnet  der  Verf.  mit  Recht,  dass  aus  dem  Pfand- 
vertrag hloss  eine  persönliche  Verpachtung  des  Schuldners  zur  Ue- 
bertragung  des  Besitzes  entstehe.    „Der  Besitz  selbst",  so  stellt  der 
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Verf.  seinen  Satz  auf,  „soll  versetzt  sein,  und  zwar  gleich  mit  dem 
AbschJuss  des  Vertrags,  ohne  weitere  Dazwischenkunft  des  Schuld- 
ners, aber  er  soll  versetzt  sein  ohne  Tradition  als  wäre  tradirt.  Mit 
andern  Worten:  der  Gläubiger  erhält  anstatt  des  Besitzes  das  Recht 
zu  willkürlicher  Besitzergreifung.    Das  ist  der  Parteiwille,  das  der 
Inhalt  des  Vertrags."  Es  finden  sich  hier  Synonyma^  die  nicht  recht 
gleichbedeutend  sind.   Wenn  dem  Verpächter  versetzt  wird  als  wäre 
tradirt,  so  wird  er  Besitzer;  und  es  steht  ihm  nach  gewisser  Zeit 
(oder  durch  accessio  possessionis  sogleich)  das  Interdictum  Utrubi 
zu ;  er  soll  aber  bloss  das  Recht  zu  willkürlicher  Besitzergreifung 
bekommen.    Doch  hüren  wir  den  Verf.  über  die  Rechtsmittel,  wel- 
che dem  Verpfänder  zustehen.  Dieselben  sind  prätorisch,  nicht  civil. 
Darüber,  so  sagt  er  mit  Recht,  ist  nicht  der  mindeste  Zweifel  möglich. 
Es  sind  prohibilorische  Interdicte,  durch  welche  der  Prätor  dem 
Piichtcr  verbietet,  der  Apprehension  des  Verpächters  irgend  welches 
Hinderniss  in  den  Weg  zu  legen.    Wie  nun  diese  Interdicte  anfäng- 
lich in  jedem  Fall  gleichsam  besonders  erschaffen  werden  mussten, 
so  wurde  hingegen  das  Saluiamim  seit  seiner  Aufnahme  in  das  Edict 
feste  Norm  und  ordentliches  gleichmässiges  Rechtsmittel  für  alle 
solche  Fälle.    Ree.  will  mit  dem  Verf.  darüber  nicht  rechten,  ob  und 
wie  lange  jene  ivterdicla  repentina  dem  Sahna num  voran  gegangen 
seien,  obgleich  dafür  kein  Beweis  geleistet  ist,  genug  er  hält  es  mit 
Rudorff  a.  a.  0.  für  richtig,  dass  das  Saluianum  ein  prohibitorium 
und  kein  restitutorium  ist,  und  erkennt  auch  die  Richtigkeit  mehre- 
rer von  dem  Verf.  dafür  angeführten  Gründe  an.    Dieses  Interdict 
soll  nun  wie  das  Recht  der  Besitzergreifung,  zu  dessen  Schutze  es 
bestimmt  ist,  dem  Verpächter  vom  Tage  der  lllation  an  zustehen. 
Und  zwar  unbedingt  und  unbeschränkt,  nur  dass  es  einerseits  schon 
in  dem  eignen  Interesse  des  Verpächters  lag,  den  Landbau  nicht 
etwa  durch  unnölhigo  Beschlagnahme  des  Acker-Inventars  vor  der 
Zeit  zu  unterbrechen,  und  dass  er  andrerseits  ohne  Zweifel  für  einen 
solchen  Vertragsbruch  mit  der  Pachlklagc  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden  konnte,  welches  letztere  der  Aeusserung  von  Theophilus 
zu  §.  3.  /.  De  interdictis,  dass  das  Saluianum  erst  zustehe,  wenn 
der  Pächter  nicht  zahle,  zu  Grunde  liege. 

Ree.  gesteht,  dass  ihm  bei  diesem  praktischen  Resultat  manches 
sonderbar  klingt.  Ein  Pächter,  der  ausgepfändet  wird,  che  sein 
Pachtzins  fällig  ist,  und  der  sich  damit  trösten  soll,  der  Verpächter 
werde  das  Vöhl  in  seinem  eignen  Interesse  unterlassen;  ein  Ver- 
pächter, der  wegen  Vertragsbruches  belangt  wird,  weil  er  sein  ver- 
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tragsniässiges  „Recht  zu  willkürlicher  Besitzergreifung"  („das  ist 
der  Parteiwille,  das  der  Inhalt  des  Vertrags,"  sagte  so  eben  der 
Verf.)  ausgeübt  bat.  Und  das  alles  bei  einem  Institut,  bei  welchem 
nach  des  Vrfs.  eignen  Worten  (S.  11.)  die  ausgedehnteste  Berück- 
sichtigung der  Billigkeit  Statt  findet. 

Doch  hören  wir  die  Gründe,  welche  für  jenes  Resultat  ange- 
führt werden. 

Dass  das  Recht  der  Besitzergreifung  und  das  Interdict  von  dem 
Tage  der  lNation  an  zustehe,  dafür  soll  zuerst  die  Analogie  des  //?- 
terdictum  de  migrando  entscheiden,  welches  vor  dem  Verfalltag  au- 
sser gegen  das  Angebot  des  Miethzinses  versagt  wird.  Das  ist  keine 
Analogie.  Das  Wegziehen  des  Miethers  mit  seinen  Sachen  (und 
dieses  wird  ja  durch  jenes  Interdict  befördert)  bringt  diese  ausser 
den  Bereich  des  Vcrmiethcrs.  Wird  der  Vermielher  dagegen  selbst 
vor  dem  Verfall  des  Miethzinses  geschützt,  so  kann  man  es  als  ana- 
log anerkennen,  dass  der  Verpächter  auch  geschützt  werde,  wenn 
der  Pächter  vor  Verfall  des  Pachtzinses  seine  Illaten  wegbringen 
will.  Man  mag  also  aus  der  Versagung  des  interdictum  de  migrando 
für  jenen  bestimmten  Fall  auf  die  Gewährung  des  Saluianum  für  den 
bezeichneten  analogen  Fall  schlicssen,  aber  nicht  auf  die  Gewährung 
desselben  für  alle  andern  Fälle,  eben  so  wenig  als  man  aus  jener 
Versagung  des  interdictum  de  migrando  schlicssen  darf,  dass  der 
Vermiether  seinem  Miether,  der  nicht  ausziehen  will,  sondern  ruhig 
mit  seinen  Sachen  wohnen  bleibt,  vor  Verfall  des  Miethzinses  diese 
seine  Sachen  wegnehmen  dürfe.  Dieser  erste  Grund  ist  also  gänz- 
lich zu  verwerfen.  Nicht  besser  ist  der  zweite,  welcher  in  dem  Recht 
der  spätem  Zeit  bestehen  soll.  Nach  diesem  spätem  Rechte  soll 
nämlich  gewiss  das  Saluianum  auch  vor  verfallenem  Pachtzinse  zuge- 
standen haben,  und  diese  Gewissheit  soll  aus  /.  14.  pr.  De  pign. 
hervorgehen,  wo  es  (aus  Ulpian.  73.  ad Edictum)  heisst:  Quae- 
situm  est,  si  nondum  dies  pensionis  uenit,  an  et  medio  tempore  per- 
sequi  pignora  permittendum  sit?  Et  puto  dandam  pignorts  persecu- 
tionem,  quia  interest  mea.  Et  ita  Celsus  scribil.  Da  müsste  nun 
aber  erst  festgestellt  werden,  dass  diese  Stelle  von  dem  Saluianum 
und  nicht  von  der  Seruiana  spreche;  was  der  Verf.  nicht  selbst  un- 
ternimmt, sondern  mit  einer  Verweisung  auf  Rudorff  a.  a.  0.  S. 
217.  abthut.  Hier  werden  für  die  Beziehung  auf  das  Saluianum 
vier  Zeichen  angeführt,  von  welchen  eines  weniger  als  das  andere 
zu  taugen  scheint,  nämlich  die  Inscription  (sprechen  denn  die  I.  0 , 
1.  8.,  1.  10.,  I.  14.  §.  1.,  1.  21.  eod.,  alle  aus  demselben  libr.  73 
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Ulpiani  ad  Ediclum,  —  auch  von  dem  Sa/uianum?),  die  pensio  (ist 
wohl  bei  der  Seruiana  von  keiner  pensio  die  Rede?),  die  ausseror- 
dentliche pignoris  persecutio  (sprichl  man  denn  hei  der  Seruiana 
nicht  auch  von  pignus  persequi?  und  was  ist  an  der  vorliegenden 
persecutio  ausserordentlich?),  die  Analogie  des  inlerdiclum  de  mi- 
grando  (bereits  widerlegt).  Auf  die  Seruiana  bezogen  hat  aber  d. 
/.  14.  pr.  gar  nichts  auffallendes,  zumal  in  deren  Richtung  gegen  den  . 
Dritten;  denn  dass  die  darin  gegebene  Entscheidung  in  der  Richtung 
gegen  den  Schuldner  gar  nicht  immer  gelte,  daraufhat  der  Verf.  selbst 
unter  Anführung  von  /.  5.  §.  1.  Quib.  mod,  pign.  hingewiesen.  Da  nun 
aber  die  Richtung  gegen  den  Dritten ,  wie  der  Verf.  fast  absolut  be- 
hauptet, und  Ree.  wenigstens  für  das  spätere  Recht  zugeben  wird, 
bei  dem  Saluianum  wesentlich  zurück  tritt,  so  kann  aus  obiger  Regel 
für  die  Seruiana  kein  Schluss  gezogen  werden  auf  das  Saluianum, — 
Der  gedachte  zweite  Grund  dcsVcrfs.  kann  also  nichts  beweisen,  weil 
er  selbst  nicht  wahr  ist. 

Als  dritten  Grund  führt  der  Verf.  an:  „die  Unnmöglicbkcit  auf 
andere  Weise  für  die  Sicherheit  des  Gutsherrn  gegen  Beeinträchti- 
gungen des  Colonen  zu  sorgen*',  wovon  als  weitere  Ausführung  gel- 
ten kann,  was  Rudorff  a.  a.  0.  noch  hinzu  setzt:  ,,auch  hatte  sonst 
der  Schuldner  ein  bequemes  Mittel,  den  Gläubiger  zu  hintergehen: 
er  brauchte  nur  am  Tage  vorher  (eho  der  Pachtzins  verfällt)  die  II- 
Jatön  fortschaffen  zu  lassen.44  Dieser  Grund  ist  an  und  für  sich  sehr 
wahr.  Will  der  Gläubiger  nicht  bloss  für  den  Fall  der  Insolvenz, 
sondern  auch  gegen  die  mögliche  Unredlichkeit  des  Schuldners  hin- 
sichtlich der  Bewahrung  und  Behandlung  des  Pfandes  wirklich  und 
dinglich  gedeckt,  d.  h.  von  der  Persönlichkeit  des  Schuldners  unab- 
hängig gestellt  sein,  so  laugt  dazu  einzig  das  Faustpfand,  und  alles 
blosse  Vertragspfand  erscheint,  zumal  bei  beweglichen  Sachen  (un- 
bewegliche können  zwar  auch  deteriorirt,  aber  doch  nicht  forlgetra- 
gen werden),  als  blosses  Kinderspiel.  Dieser  Gedanke  verdient  alle 
Berücksichtigung.  Er  hat  sie  auch  vielfach  in  sehr  entschiedener 
Weise  gefunden,  mit  mehr  oder  weniger  Bewusstsein,  in  rcher  alter 
und  in  neuer  civilisirter  Zeit.  Gerade  dieser  Gedanke  nämlich  ist 
es,  der  manche  Rechts-Systeme,  wie  oben  angedeutet,  geradezu  ab- 
hielt, das  blosse  Vcrtragspfand  wenigstens  an  beweglichen  Sachen 
als  ein  wirkliches  dingliches  Pfandrecht  anzuerkennen,  und  sie  be- 
stimmte, aus  einer  solchen  Verpfändung  höchstens  eine  persönliche 
Verpflichtung  desVerpfänders  auf  Bestellung  eines  rechten  Pfandes,  d.  b. 
eines  Faustpfandes,  durch  Uebcrgabe  des  Besitzes  entstehen  zu  lassen. 
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Ree.  misskennt  also  den  Gedanken,  auf  welchen  der  Verf.  hin- 
weist, in  seiner  grossen  Realität  gar  nicht.  Allein  man  kann  auch 
anders  denken,  und  diess  ist,  wie  der  Verf.  im  Allgemeinen  ebenfalls 
annimmt,  hei  dem  Römischen  Pfandrecht  des  Verpächters  und,  wie 
man  hinzu  fügen  darf,  bei  der  allmäligcn  weitern  Ausdehnung  des 
blossen  Vertragspfandes,  wirklich  geschehen.  Man  kann  auch  so 
denken:  Es  gibt  allermindestens  zehn  Pächter  und  sonstige  Schuld- 
ncr,  welche  nicht  bezahlen,  che  es  Einen  gibt,  welcher  das  Pfand 
unterschlügt  oder  sonst  für  den  Creditor  ganz  oder  theilweise  un- 
nütz macht.  Kann  man  sich  also  gegen  die  erstcre  Gefahr  decken, 
so  ist  schon  etwas  wesentliches  gewonnen,  wenn  auch  die  zweite 
übrig  bleibt  und  nicht  zum  Voraus,  sondern  erst,  wenn  sie  sich  wirk- 
lich zeigt,  mit  besondern  Rechtsmitteln  (deren  Erfolg  von  factischen 
Zufälligkeiten  abhängt)  bekämpft  werden  kann.  Ist  nun  das  erstcre 
(das  vollkommene,  das  Faustpfand)  nach  der  Reschaflcnheit  mancher 
Verkehrsverhältnissc,  wie  der  Verf.  z.  B.  bei  dem  Pacht  vorher  rich- 
tig nachgewiesen  hatte,  nicht  zu  haben,  so  ist  es  ja  sehr  natürlich, 
dass  man,  um  das  Geschäft  nicht  ganz  zu  unterlassen,  sich  mit  dem 
zweiten,  dem  geringem,  begnügt,  und  sich  ein  Pfandrecht  bestellen 
Jäs&f,  welches  zwar  gegen  die  Gefahr  des  blossen  Nichtzahlens  deckt, 
wobei  man  aber  das  Pfand  selbst  der  Redlichkeit  des  Verpfänders 
so  lange  anvertrauen  muss,  bis  er  unerwarteter  Weise  Unredlichkeit 
bethäligt.  In  diesem  Gedanken  wird  dieses  Pfandrecht  bestellt,  und 
es  würde  also  dem  Vcrlragswillen  und  dem  dadurch  begründeten  In- 
halt des  Pfandrechtes  wie  der  Billigkeit  völlig  widersprechen,  wenn 
hier  dem  Pfandgläubiger  die  Befugniss  zugeschrieben  würde  auf  das 
Pfand  zu  greifen,  che  eine  jener  beiden  Eventualitäten,  die  ordentli- 
che oder  die  ausserordentliche,  eingetreten  ist.  Das  thut  daher  auch 
keines  der  neuern  Rechts-Systeme,  welche  obigen  zweiten  Gedanken 
aufgefasst  und  organisirl  haben.  Jedermann  wird  es  heutzutage  für 
etwas  praktisch  widersinniges  halten,  dass  der  Verpächter,  che  der 
Pachtzins  verfällt  und  ohne  dass  der  Pächter  sich  an  den  Pfändern 
vergriffen  hat,  diesen  auspfände,  und  die  Römer  müssten  von  Holz 
gewesen  sein.,  wenn  sie  diess  zugelassen  hätten,  und  das  bei  einem 
Rechts-Instilule,  Uber  welches,  wie  der  Verf.  selbst  sagt,  die  Billig- 
keit vorzugsweise  regiert. 

Der  jetzt  besprochene  dritte  und  letzte  Grund  des  Vcrfs.,  so 
viel  wahres  er  an  und  für  sich  enthält,  ist  also  nicht  allein  völlig 
unerheblich  für  Begründung  des  Satzes,  dass  das  Saluianum  schon 
vor  der  Fälligkeit  des  Pachtzinses  ohne  weiteres  zustehe,  sondern 
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er  hat  ans  im  Gegentheil  gerade  auf  die  Betrachtung  geführt,  nach 
welcher  der  Satz  selbst  aufs  entschiedenste  verworfen  werden  muss. 
Da  aber  der  Verf.  mit  Recht  erinnert,  dass  dieses  sofortige  unbe- 
dingte Zustehen  des  Saluianum  unabwcisliche  Folge  seines  andern 
Salzes  sei,  dass  der  Pfand  verlrag  dem  Verpächter  die  Befugniss  zu 
willkürlicher  Besitzergreifung  von  dem  Tage  der  Illation  an  ver- 
schaffe, so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  die  Verwerfung  jenes  Satzes 
auch  die  Verwerfung  von  diesem  in  sich  begreift. 

Noch  bleibt  die  Frage  übrig,  gegen  wen  das  Interdictum  Salui- 
anum gerichtet  werden  könne.    Der  Verf.  geht  dabei  von  seinem 
Satze  aus,  dass  durch  den  Pfandvertrag  der  Pächter  die  Befugniss 
zu  willkürlicher  Apprehension  der  Pfander  gebe,  also  seiner  eignen 
Zusicherung  zuwider  handle,  wenn  er  nachher  sich  dieser  Apprehen- 
sion widersetze.    Diesen  vertragswidrigen  Widerstand  zu  überwin- 
den, sei  die  Bestimmung  des  Saluianum.    Demnach  könne  dasselbe 
nur  gegen  den  Pächter  selbst  Statt  finden,  nicht  gegen  einen  dritten 
Besitzer,  der  dem  Verpächter  nichts  eingeräumt  habe.    Für  diese 
Beschränkung  gebe  das  Rescript  von  Gordian  in  /.  1.  C.  k.  t.  (8., 
9.)  ausdrückliches  ganz  unzweideutiges  Zeugniss.     Letzteres  gibt 
Ree.  mit  Beseitigung  aller  ausweichenden  Interpretationen  unumwun- 
den zu.     Die  Darstellung  von  Theophilus  zu  §.  3.  /.  De  interdic- 
/«,  nach  welcher  das  lulcrdict  nach  unterbliebener  Bezahlung  des 
Pachtzinses  hinsichtlich  der  dem  Pächter  gehörigen  lllaten  auch  ge- 
gen jeden  dritten  Besitzer  gilt,  beruhe  bloss  darauf,  dass  es  aller- 
dings bei  der  Belangung  des  Pächters  mit  dem  Saluianum  nicht 
darauf  ankomme,  ob  der  Widerstand  gegen  die  Apprehension  von 
ihm  selbst  oder  von  seinen  Leuten  oder  etwa  von  dem  Aftcrnüchter 
ausgehe.     Diese  Interpretation  kann  Ree.  nicht  zugeben,  er  findet 
vielmehr  in  der  Stelle  von  Theophilus  auch  „ein  ausdrückliches 
ganz  unzweideutiges"  Zeugniss  für  die  entgegengesetzte  Ansicht, 
dass  das  Saluianum  auch  gegen  den  dritten  Besitzer  Statt  finde. 
Dann  erwähnt  der  Verf.  /.  1.  pr.  h.t.  (Julianus  lib.bü.  Üig.  Si  co- 
lonus  ancillam  in  fundo  pignoris  nomine  duxerit  el  eam  uendiderit, 
quod  apud  emptorem  ex  ea  natum  est,  ejus  adprehendendi  gratia 
utile  interdictum  reddi  oportet.)    Diese  Stelle  stehe  seiner  Ansicht 
nicht  entgegen,  zufolge  der  richtigen  Erklärung  von  Pnchla,  Insti- 
tutionen §.251.  not.       welche  unter  Berufung  auf  /.  29.  §.  1.  De 
pign.  und      10.  De  precario  dahin  geht,  dass  mau  sich  nicht  den 
Käufer,  sondern  den  Verpfänder  selbst  als  Beklagten  denken  müsse, 
der  wie  ein  Precarist  hafte  als  qui  dolo  fecit,  ut  habere  desineret. 

* 
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Diese  Erklärung  hat  dem  Ree.  immer  sehr  gewaltsam  und  gekünstelt 
geschienen;  auch  ist  sie  schwerlich  vereinbar  mit  der  prohibitori- 
schen  Natur  des  Saluianum,  derzufolge  ja  von  dem  Beklagten  nichts 
verlangt  wird,  als  dass  er  die  Apprehension  des  Klägers  nicht  bin- 
dere. Sieht  man  daher  ab  von  dem  Sinne,  welcher  der  Stelle  in  der 
Justinianeischen  Compilation  mit  Hinsicht  auf  d.  I.  1.  C.  und  d.  29. 
zuzuschreiben  ist,  und  behält  man  vielmehr  ihren  ursprunglichen 
Sinn  im  Auge,  so  dürfte  darin  wieder  ein  Zeugniss  gefunden  wer- 
den, dass  Julian  (wie  vorhin  der  Jurist,  aus  welchem  Theophilus 
schöpfte)  das  Saluianum  auch  gegen  den  dritten  Besitzer  zugelas« 
sen  habe. 

Folgt  §.  1.  derselben  /.  1.  h.  L  (Si  colonus  res  in  fundum  dw 
orum  pignoris  nomine  intulcrit,  ita  ut  utrique  in  solidum  obligatae 
essenty  singuli  aduersus  extraneum  Saluiano  interdicto  rede  expe- 
rienfur,  inter  ipsos  uero  si  reddatur  hoc  interdictum,  possidentis 
conditio  melior  erit.  Jt  si  id  actum  fuerit,  ut  pro  partibus  res 
obfigaretur,  utilis  actio  et  aduersus  extraneos  et  inter  ipsos  dan 
debebit,  per  quam  dimidias  partes  possessionis  singuli  adprehen- 
dent.)  Auch  diese  Stelle  beseitigt  der  Verf.  vorerst  nach  dem  Vor- 
gange Puchta's  a.  a.  0.  mit  der  Bemerkung,  es  sei  ja  nicht  ge- 
sagt, wer  dieser  extraneus  sei,  nur  ein  Nicht- Pfandgläubiger  müsse 
es  sein.  Das  wäre  also  wieder  nur  der  Verpfändcr.  Doch  nein,  es 
soll  ausnahmsweise  noch  gewisse  andere  Personen  geben,  gegen  wel- 
che das  Saluianum  angehe,  nämlich  Dieb  (Basil.  ad  d.  §.  1.  et 
Schot,  ad  h.  I.  Ed,  Fabrot.  T.  VIL  p.  412.  433.),  Precarist  und 
MilcigenthUmer  des  verpachteten  Gutes;  die  letztere  Collision,  von 
welcher  gerade  dt  §.  1.  handelt,  könne  eben  auf  keine  andere  Weise 
entschieden  werden.  Ree.  erhalt  vielmehr  durch  diese  ganze  Stelle 
und  insbesondere  durch  die  Zulassung  des  Saluianum  gegen  den  Mit« 
Verpächter  den  verstärkten  Eindruck,  dass  nach  Julian's  Meinung 
dieses  Interdict  gegen  den  dritten  Besitzer  überhaupt  im  Ganzen  zu- 
lässig gewesen  sei.  Nach  allem  diesem  hätten  wir  denn  Zeugnisse  für 
diese  Zulässigkeit  und  Zeugnisse  dagegen,  und  da  der  Verf.  diesen  Wi- 
derspruch ohne  genügenden  Aufschluss  läugnet,  so  ist  von  ihm  auch 
eine  befriedigende  Erklärung,  wie  es  zu  diesem  Widerspruch  gekom- 
men sei,  nicht  zu  erwarten.  Ree.  will  eine  solche  Erklärung  nach- 
her bei  Aufstellung  seiner  eignen  positiven  Ansicht  versuchen;  vorher 
ist  aber  der  Gedankengang  des  Verfs.  selbst  weiter  zu  verfolgen. 

Nach  dieser  einstweilen  bloss  negativen  Erörterung  des  Salui- 
anum (zu  deren  Ergänzung  nur  noch  beizufügen  ist,  dass  der  Verf. 


Digitized  by 


972  Bachofen ,  Das  Römische  Pfandrecht. 

im  Ganzen  mit  Recht  das  Eigenlhum  des  Vcrpfänders  an  den  einzel- 
nen Illaten  von  den  Voraussetzungen  des  Saluianum  ausschliesst) 
darf  das  Vcrhältniss  der  Hausinielhe,  welches  in  der  Darstellung  des 
Verfs.  demnächst  folgt,  nur  in  Kürze  herührt  werden.   Dass  derVer- 
mielher  das  Hecht  der  Apprchension  schon  vor  verfallenem  Miethzins 
habe,  ist  so  wenig  richtig,  wie  der  entsprechende  Satz  bei  dem 
Pachte,  und  dass  es  nimmermehr  aus  der  Versagung  des  inlerdictutn 
de  migrando  folgen  kann,  ist  oben  gezeigt  worden.    Auch  weist  der 
Zusammenhang  der  angeführten  /.  9.  In  quib.  cau,  pi.  wohl  ziemlich 
deutlich  darauf  hin,  dass  bei  dem  pensionis  nomine  percludi  und  serui 
detenli  ob  pensionem  an  eine  fall  ige  pensio  gedacht  ist.  Wie 
die  Perclusion  des  Hauses  als  Durchführung  der  Apprchension  gelten 
soll,  ist  nicht  zu  begreifen,  denn  die  Verhinderung  des  Wegbringens 
der  inuecta  gibt  dem  Vermiether  noch  nicht  Besitz  aller  einzelnen 
Sachen.    Das  unbedingte  Haften  der  res  atienac  pignoris  nomine 
illatac,  namentlich  gegenüber  dem  dritten  Eigenthümer,  hat  auch 
noch  seine  Schwierigkeit.    Doch  ist  jedenfalls  die  Interpretation  des 
Verfs.  von  /.  5.  C.  De  locat.  et  cond.  sehr  bcachtenswerth. 

Im  zweiten  Abschnitt  folgt  die  Darstellung  der  Seruiana,  quasi 
Seruiana  und  pignoratitia  in  rem  actio  als  dreier  successiv  gebilde- 
ter Formen  der  im  Gegensatz  zu  dem  Saluianum  als  civile  Verfol- 
gung erscheinenden  Pfand-Vindicalion. 

Voran  sorgfältige  Feststellung  des  Sprachgebrauchs  dahin,  dass 
die  allgemeine  Pfandklage  abwechselnd  quasi  Seruiana,  Serui- 
ana, hypothecaria,  pignoratitia  genannt  werde,  ausnahmsweise 
dagegen  Seruiana  die  Pfandklage  in  ihrer  ursprünglichen.  Beschrän- 
kung auf  das  Pachlverhaltniss  bezeichne. 

Dann  Erwähnung  der  Bezeichnung  als  in  rem  actio,  uindica- 
tio,  petitio,  persecutio  u.  dgl.  Ilinweisung  auf  eine  weitere  und 
eine  engere  Bedeutung  der  Ausdrücke  uindica  tio  und  in  rem 
actio,  so  dass  dieselben  in  der  engeru  die  Eigenthumsklage  ohne 
Rücksicht  auf  den  Gegenstand  des  Eigcnlhums.  in  der  weitern  über- 
diess  auch  noch  alle  andern  acliones,  deren  Formel  nicht  in  perso- 
nam  coneipirt  ist,  bezeichnen.  Wo  nun  die  rechtliche  Natur  einer 
einzelnen  actio  durch  in  rem  bezeichnet  werde,  da  müsse  die 
engere  Bedeutung  so  oft -angenommen  werden,  als  es  sich  um  die 
Geltendmachung  eines  Vermögensrechts  handelt.  So  linde  sie  sich 
bei  der  specialis  in  rem  actio,  bei  der  confessoria  und  negatoria, 
bei  der  Aereditatis  petitio  und  der  Publicia/ia,  für  welche  alle  die 
petitoria  formula,  „der  unmittelbarste  Ausdruck  des  Eigcn- 
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ihums"  gegolten  habe.  Ebenso  für  die  actio  de  fundo  uectigali 
und  de  super/icie.  So  werde  durch  die  Ausdrücke  in  rem  actio 
und  uindicatio  auch  der  Pfandklage  die  specieIleQualit.lt  einer  Ei- 
geothumsklage  beigelegt.  Ree.  gesteht,  dass  er  nicht  recht  einsieht, 
wozu  das  gut  ist,  alles  Angeführte  Eigcnthum  und  Eigcnthums- 
klage  zu  nennen,  und  dass  er  auch  keinen  Grund  dafür  findet. 
Doch  in  uerbis  simus  faciles.  Wenn  daraus  nur  nichts  reelles  ge- 
folgert werden  soll! 

Uebrigens,  fügt  der  Verf.  hinzu,  sei  die  Pfandklage  keine  „ur- 
sprüngliche11, sondern  nur  eine  „angewendete"  Eigcnthumsklage,  da 
der  Gläubiger  damit  nur  den  Besitz  in  Anspruch  nehme,  dem  Be- 
klagten dagegen  weder  das  Eigenthum  noch  einen  Besitz  desselben 
(wie  letzteres  bei  der  Scrvitutenklage  der  Fall  sei)  abstreitet  (7.  66. 
pr.  De  euiction.). 

Die  Entstehung  und  das  Wesen  der  Scruiana  wird  sodann  fol- 
gender Massen  hergeleitet: 

Ursprünglich  konnte  eine  Sache  verpfändet  werden  theils  durch 
fiducia  theils  als  pignus.  Eine  vollkommene  Verpfandung  verlangte 
aber  stets  beides,  Eigenlhum  und  Besitz  zugleich  (so  sah  es  wohl 
•  der  Verkehr  nicht  an).  Die  fiducia  hatte  die  civile  Verfolgbarkeit, 
die  possessio  das  Recht  der  Besitzes-Apprehcnsion  mit  seinem  präto- 
rischen  Schulzbcfehl  in  ihrem  Gefolge  (hier  zeigt  sich  die  Verwirrung, 
welche  aus  dem  Zusammenwerfen  des  pignus  und  des  blossen  Vertrags- 
pfandes in  den  willkürlichen  und  unhaltbaren BegrilTdcs  Besitzespfan- 
des entsteht).  Bei  dem  Guts-Inventar  des  Pächters  war  aber  die  Fidu- 
cirung  undurchführbar,  theils  wegen  der  Mannigfaltigkeit,  theils  wegen 
des  steten  Wechsels  der  Bestandteile  (seh  richtig).  31an  musste  sich 
also  hier  mit  der  Besitzesvcrpfäudung  und  dem  Apprehensions-Rccht  be- 
gnügen, und  die  fehlende  civile  Verfolgbarkeit  wurde  einiger  Massen 
durch  das  räumliche  Verhältniss,  durch  die  Möglichkeit  steter  Ueberwa- 
chung,  zuweilen  auch  durch  lex  commissoria  (Cato  c.  146.)  ersetzt. 
Diese  factischen  Schutzmittel  verloren  aber  alle  Bedeutung  durch 
die  Erweiterung  des  Gebietes,  die  grössere  Entfernung  der  Pacht- 
güter von  dem  Wohnorte  des  Herrn,  die  Bildung  der  Latifundien. 
Jetzt  wurde  eine  rechtliche  Verfolgbarkeit  gegen  Dritte  nöthig,  und 
dafür  bot  sich  als  einfaches  Mittel  die  Fiction  der  fiducia  dar, 
dieser  zweiten  Hälfte  jedes  vollkommenen  Versatzes.  Man  gab  dem 
Gutsherrn  was  jeder  andere  Gläubiger  sich  verschaffen  konnte  und  zu 
verschaffen  pflegte  (letzteres  wohl  gewiss  nicht),  die  civile  Verfolg- 
barkeit des  Pfandes.    Diese  Fiducia-Fiction  ist  auch  noch  später  da- 
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rin  zu  erkennen,  dass  die  Pfandklage  nicht  annalis  und  überhaupt 
bis  auf  Theo  dos  (a.  424 J  keiner  Verjährung  unterworfen  war. 
(Das  hat  doch  wohl  einen  andern,  sehr  nahe  liegenden  praktischen 
Grund  in  dem  Verhältniss  des  Pfandrechtes  zu  seiner  Forderung). 
Diese  Bildungsgeschichte  der  Seruiana  soll  nun  auch  den  Schlüssel  zum 
Verständniss  der  Quasi  Seruiana  enthalten.  Gewöhnlich  glaube  man, 
die  übrigen  Schuldverhältnisse  ausser  dem  Landpacht  haben  erst  durch 
diese  formale  Erweiterung  der  Seruiana  eine  civile  Verfolgbarkeit  er- 
halten, allein  man  habe  ja  immer  mit  dem  pignus  die  fiducia  verbin- 
den können  (daran  hat  doch  wohl  niemand  gezweifelt).  Nun  sei 
aber  wünschbar  geworden  dieselbe  Verfolgbarkeit  „ohne  wirkliche 
Durchführung  der  Fiducialionshandiung",  wie  die  Seruiana  sie  dem 
Verpächter  gewährte.  „Wie  umständlich,  so  sagt  der  Verf.,  war  nicht 
die  mancipatio  oder  in  jure  cessio,  wie  lästig  die  Berufung  der 
Zeugen,  das  Antreten  des  Magistrats,  wie  gefährlich  überdiess  eine 
solche  Oeffentlichkeil  für  den  Credit  des  Verpflichteten.  Kein  Wun- 
der, dass  man  zu  jedem  Mittel  griff,  diess  zu  umgehen"  u.  s.  w.  Das 
beweist  aber  doch  in  der  That  zu  viel,  denn  wenn  den  Römern  so 
zu  Muthe  gewesen  wäre,  als  sie  die  actio  quasi  Seruiana  einführten, 
wie  hätte  dann  auch  die  fiducia  und  die  Formen  der  mancipatio  und 
in  jure  cessio  überhaupt  noch  Jahrhunderle  lang  als  alltägliche  Ver- 
kehrsformen fortbestehen  können?  Und  wenn  diess  der  Bildungs- 
gang war,  man  also  durch  jeden  Pfandvertrag  die  Ficlion  der  fiducia 
erwarb,  zu  welchem  Zweck  nahm  mau  denn  auch  fortwährend  den 
vollen  Act  der  fiducia  noch  wirklich  vor? 

Doch  hören  wir  diesen  Bildungsgang  aus  der  Darstel/ong  des 
Verfs.  zu  Ende.  Nachdem  der  durch  Aufstellung  der  Seruiana  und 
Quasi  Seruiana  geschehene  Fortschritt  dahin  resumirt  worden,  dass 
mit  dem  prätorischen  Interdict  zum  Schutze  der  Apprehension  die 
civile  Verfolgbarkeit  aus  der  Ficlion  der  fiducia  sich  verbindet,  und 
dadurch  die  Verbindung  von  „res  und  possessio",  fiducia  und  pig- 
nus tiberflüssig  wird ;  —  so  setzt  nun  der  Verf.  den  nächsten  Fort- 
schritt in  die  Abstreifung  der  Fiducia-Fiction.  „Die  Eigenthumsver- 
pfändung wird  fortan  nicht  mehr  zu  Hilfe  gerufen,  um  dem  Besitz- 
pfände  ihre  Verfolgbarkeit  zu  leihen.  Der  Besitzversalz  ist  von  nun 
an  selbstständig  verfolgbar.  Der  Gläubiger  macht  jetzt  nicht  mehr 
Eigenthum  geltend,  um  durch  dasselbe  zu  dem  Besitz  zu  gelangen, 
er  nimmt  den  Pfandbesitz  als  solchen  unter  Berufung  auf  den  Ver- 
pfändungsvertrag in  Anspruch.  Die  Grundlage  der  Klage  hat  völlig 
gewechselt.    Bei  der  seruiana  war  es  quiritarisches  Eigenthum  und 
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zwar  das  Eigenthum  des  Gläubigers,  jetzt  ist  es  der  nackte  Pfandver- 
trag. Von  Eigenthum  keine  Rede  mehr.  Jetzt  heisst  es:  de  pig- 
fiore  üwe  honorario  nascilur  ex  facto  actio  (1.17.  §.2.  De  pactis). 
Das  ist  die  pignoratitia  in  ?'em  actio,  so  genannt,  weil  sie  den  Be-^ 
sitz  der  Pfandsache,  das  pignus,  nicht  anders  verfolgt,  als  die  ser- 
uiana  das  Eigenthum.  Sie  ist  in  factum."  Mit  den  letzten  vier 
Worten  langen  wir  wieder  auf  historischem  Boden  an,  und  ehe  wir 
dem  Verf.  weiter  folgen,  muss  ein  Rückblick  gethan  werden  auf  seine 
Hypothese  betreffend  die  Einführung  der  Scruiana  und  Quasi  Ser- 
uiana.  Denn  wie  die  Fiducia-Fiction  aus  der  neuen  pignoratitia  weg- 
gelassen wurde,  begreift  sich  sehr  leicht;  (der  Verf.  hat  die  Vorzüge 
der  letztern  an  einer  spätem  Stelle  ganz  gut  aus  einander  gesetzt) 
schwieriger  ist  es  zu  begreifen,  wie  sie  in  die  Sei  uiana  und  Quasi 
Scruiana  hinein  gekommen  sein  mag.  Zeugnisse  dafür  fehlen  natür- 
lich ganz.  Und  Gründe?  Wohl  ebenso.  Denn  als  solche  können 
wahrlich  die  Deductioncn,  denen  jener  obige  Satz,  dass  die  Pfand- 
klage eine  angewendete  Eigcnlhumsklage  sei,  zum  s.  g.  Ausgangs- 
punkte dienen  soll,  nicht  anerkannt  werden,  wie  Ree.  denn  auch  gegen 
alle  reellen  Folgerungen  aus  diesem  auf  nichts  beruhenden  Satze  zum 
voraus  Verwahrung  eingelegt  hat.  Die  Deduclion  fliesst  jetzt  näm- 
lich so:  Die  Pfandklage  ist  eine  angewendete  Eigcnlhumsklage.  Bei 
der  Scruiana  kann  dieser  Charakter  nur  durch  den  Gebrauch  einer 
Fiction  vermittelt,  äusserlich  dargestellt  worden  sein.  Der  Bildungs- 
gang des  Kölnischen  Rechts  fordert  diese  Annahme,  die 
anderer  Anwendungen  der  Eigenthumsklagc  bezeugt  si 
Wenn  dem  bonae  fidei  possessor  nur  mit  Hille  der  vollendeten  Usu- 
capion  eine  Eigenlhumsklage  gesichert  werden  konnte,  wenn  sich  der 
bonorum  possessor  und  in  einigen  Fällen  auch  der  bonorum  emtor 
nur  durch  die  Annahme  der  Erben-Qualität  zur  Gellcndmac 
Vindiealion  so  wie  der  übrigen  Klagen  befähigt  sah;  wenn 
die  Paulliana  auf  der  Fiction  nicht  geschehener  Tradition  (§. 
De  actionibus  und  Thcoph.  ad  h.  /. die  Fauiana  und  Caluisiana 
auf  jener  der  fehlenden  Vcrkaufsbefugniss  (l.  1.§.  12.  /.  3.  §.  3.  /.  13. 
conf.  1. 1.§.  26.  Si  quid  in  frau.  cred.  1.2.  C.  Si  quid  in  frau.  patro. 
(6.,  5.))  beruht:  wie  lässt  sich  dann  annehmen,  dass  auf  den  Ver- 
pächter die  Eigenthumsklagc  ohne  eine  ähnliche  Vermittelung  ange- 
wendet worden  sei?  Das  dreht  sich  alles  ungefähr  in  dem  Kreise: 
Weil  die  Pfandklage  eine  Eigenthumsklagc  ist,  so  muss  sie  eine  Fiction 
enthalten  und  weil  sie  eine  gewisse  Fiction  enthält,  so  muss  sie  eine 
:nthumsklage 
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einer  Zeit  gezogen,  in  welcher  die  viel  vorzüglichere  hypothecaria 
herrschte,  welche  nach  des  Verfs.  eigner  Ansicht  keine  Fiction  ent- 
hielt, und  welche  also  auch  keine  Eigenthumsklagc  war!  Als  spe- 
zielle Inzichtcn  für  eine  Fiction  werden  dann  noch  angeführt  die 
Stellung,  in  welcher  die  Institutionen  und  Theophilus  die  Seruiana 
autTühren,  nämlich  in  Verbindung  mit  der  Publiciana  und  den  rescis- 
sorischen  Klagen,  die  Bczeichoung  utilis  petitio  in  /.  16.  De.serui- 
tutibus  (eine  actio  in  factum  coneepta  wird  doch  ebenso  wohl  utilis 
genannt  als  eine  fictitia).  Beides  wohl  ganz  unbedeutend.  Das  aber 
kann  dein  Verf.  gerne  zugegeben  werden,  dass,  wenn  die  Seruiana 
eine  Fiction  enthielt,  diese  nicht  wohl  eine  andere  als  die  der  fiducia 
sein  könnte. 

Nach  dem  Gesagten  erscheint  die  Annahme  der  Fiction  als  blosse 
Hypothese,  die  rein  auf  ihrer  innern  Wahrscheinlichkeit  stehen  kann. 
Gegen  diese  ist  schon  bisher  das  eine  und  andere  angedeutet  worden. 
Jetzt  noch  dieses:  Die  actiones  Seruiana  und  quasi  Seruiana  werden 
von  den  classischen  Juristen  häufig,  und,  wie  der  Verf.  mit  Beispielen 
belegt  hat,  mitunter  in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  (wenigstens 
hinsichtlich  des  Kreises  ihrer  Anwendung)  erwähnt.  Ilaben  sie  jetzt 
nach  Einführung  der  hypothecaria  die  Fiction  auch  selbst  ausge- 
slosscn  und  sind  in  factum  coneeptae  geworden?  Das  ist  doch  nach 
Römischer  Art  nicht  wohl  anzunehmen,  nach  einer  solchen  Verände- 
rung wären  sie  gar  nicht  mehr  dieselben  Klagen  gewesen  und  wohl 
ganz  in  Vergessenheit  gerathen.  Sie  müssten  also  ihre  Fiction  und 
sonstige  Formal -Natur  wesentlich  beibehalten  haben.  Damit  waren 
aber,  wie  der  Verf.  ausführlich  zeigt,  die  wichtigsten  praktischen 
Unterschiede  gegenüber  der  hypothecaria  verbunden.  Wie  konnte 
es  dann  auch  kommen,  dass  die  beiden  alten  Klagen  mit  der  neuen 
ganz  auf  Eine  Linie  gestellt,  ja  dass,  wie  der  Verf.  wieder  mit  Bei- 
spielen belegt  hat,  ihre  Namen  ganz  gewöhnlich  verwechselt  werden? 
Darüber  gibt  das  Buch  nicht  den  mindesten  Aufschluss,  und  er  ist 
wohl  auch  bei  dem  darin  vertheidigten  Bildungsgang  nicht  wohl  zu 
geben.  Man  muss  doch  gestehen,  dass  diese  und  manche  andere 
Schwierigkeiten  nicht  eintreten  bei  der  im  Ganzen  hergebrachten  An- 
sicht, derzufolgc  die  ältere  Seruiana  und  die  jüngere  hypothecaria 
wesentlich  nur  durch  ihren  engern  und  weitern  Kreis  der  Anwendung, 
nicht  aber  durch  ihre  Formal -Natur  noch  durch  ihre  praktische  Be- 
deutung sich  von  einander  unterscheiden ,  und  dass  die  quasi  Ser- 
uiana und  die  hypothecaria  vollends  ganz  identisch  sind;  wie  das 
alles  §.7.  /.  De  actionibus  so  weil  möglich  besagt. 
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Ree.  hat  bis  jetzt  das  ungratiose  Geschäft  betrieben,  die  kunst- 
reiche Hypothese  des  Verfs.  betreffend  den  Bildungsgang  und  die  Be- 
deutung des  Pfandrechtes  und  der  Pfandklagen  im  Ganzen  und  im 
Einzelnen  in  bloss  negativer  Art  anzufechten.  Es  ist  in  der  That 
nichts  leichter,  als  gegen  eine  noch  so  sorgfältig  durchdachte  Hypo- 
these Zweifel  zu  erregen,  zumal  da,  wo  directe  Quellenzeugnisse 
nach  allen  Umstunden  nicht  zu  erwarten  sind,  welches  Verhältniss 
der  Verf.  auch  mit  allem  Grund  für  sich  in  Anspruch  genommen  hat. 
Ree.  hält  sich  daher  für  verpflichtet,  dem  Verf.  die  einzig  mögliche 
Satisfaction  zu  geben,  indem  er  ihm  seine  eigne  positive  Ansicht, 
die  auch  wieder  nur  eine  Hypothese  ist,  offen  darlegt  und  es  ihm 
freundlich  anheimstellt  daran  Revanche  zu  nehmen. 

Ursprünglich  galt  bloss  fiducia  und  pignus  ( Faustpfand ),  kein 
Pfandrecht  aus  blossem  Vertrag.  Letzteres  wurde  aber  frühe  Bedürf« 
niss  bei  dem  Pacht.  Es  wurde  für  diesen  Fall  anerkannt  mit  dem  ge- 
doppelten Zwecke  einerseits  der  Sicherheit  für  den  Fall  der  Insolvenz 
und  anderseits  der  Möglichkeit  für  den  Verpächter,  sich  ohne  Personal- 
Execution  durch  die  Pfänder  Befriedigung  zu  verschaffen.     Das  ein- 
zige Rechtsorgan,  welches  zum  Schutze  dieses  Pfandrechtes  dienen 
sollte,  war  das  interdictum  Saluianum.    Es  war  seiner  Anlage  nach 
auf  den  allergewöbnlichstcn  Fall  des  Bedürfnisses  berechnet,  n.'imlich 
auf  den,  da  der  Pächter  den  verfalleneu  Pachtzins  nicht  bezahlt.  Ganz 
nach  Theophilus  LI.  Ein  Immissions-Befehl  für  dm  Verpächter  oder 
ein  Exmissions-Befehl  gegen  den  Pächter,  immer  hinsichtlich  der  ver- 
pfändeten inuecta  et  illata.   Rudorff  a.a.O.  S.  209.  vermuthet  fol- 
gende Fassung:  St  is  homo,  Q.D.A.,  est  ex  his  rebus,  de  qui- 
bus  inier  te  et  conduetorem  conuenit,  ut,  quae  in  eum  fun- 
dum,  Q.  D.  A.9  indueta  illata  ibi  nata  factaue  essent,  ea 
pignori  tibi  pro  mercede  eius  fundi  essent,  neque  ea  mer- 
ces  tibi  soluta  eouc  nomine  sa tisf ac tum  estf  aut  per  te 
stat,   quominus  so luatur ,    ita  quominus  eum  ducas,  uim 
fieri  ueto.    Ree.  möchte  lieber  (theilweise  nach  Huschkc)  unge- 
fähr so:    Quae  (familia,  pecora  u.  s.  w.)  in  fundum  Q.  D.  A. 
a  Titio  colono  indueta,  inuecta,  importala  ibi  nata  para- 
taue  sunt,  de  quibus  inter  te  et  illum  conuenit,  ut  tibi  pro 
mercede  eius  fundi  pignori  essent,  nisi  ea  merces  soluta 
eoue  nomine  satisf actum  est,  neque  per  te  stat,  quominus 
so  luatur  satisue  fiat,  quominus  illa  tibi  abducere  auferre 
liceat,  uim  fieri  ueto.   Diese  Differenz  so  wie  alles  Nähere  muss 
natürlich  dahin  gestellt  bleiben.    Durch  diesen  Strafbefehl  (prohibi- 
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toriutn)  verschaffte  sich  der  Verpächter  dco  Besitz  der  Pfänder  und 
die  Möglichkeit  der  Befriedigung  durch  deren  Verkauf. 

Wie  nun  aher  wenn  zu  der  Zeit,  da  der  Verpächter  zu  dieser 
Exccution  auf  die  Malen  schreiten  wollte,  viel  oder  wenig  davon 
nicht  mehr  auf  dem  Grundstück,  sondern  in  dem  Besitze  eines  Dritten 
sich  befindet?    In  der  Regel  wird  es  durch  Verbesserung  des  Pach- 
ters an  diesen  Dritten  gekommen  sein  ;  diese  Veräusserung  stand  aber 
im  Widerspruch  mit  der  Vcrpfänduog,  war  widerrechtlich,  und  hat 
bei  sorgfältiger  Abfassung  des  Pacht-  und  Pfandverlrags  sogar  Ver- 
fall an  den  Verpächter  zur  Folge  gehabt  (Cato  l.  L  Si  quid  depor- 
tancrit,  domini  esto).   Daher  mag  man  um  so  weniger  Bedenken  ge- 
tragen  haben,  das  Saluianum  auch  gegen  den  Dritten  zu  gewähren, 
als  die  Formel  desselben  gar  kein  Hindcrniss  entgegen  stellte.  Frei- 
lich konnte  es  ausnahmsweise  auch  vorkommen,  dass  die  Sache  schon 
zur  Zeit  der  lllation  jenem  Dritten  gehörte  oder  vielleicht  einem  An- 
dern, von  welchem  er  sie  inzwischen  erwarb,  oder  dass  der  Verpäch- 
ter die  Veräusserung  der  ihm  wirklich  haftenden  Sache  erlaubt  hatte. 
Dann  musste  dem  Beklagten  durch  eine  exceptio  geholfen  werden, 
etwa  so  (nach  den  Worten  pignori  cssent):  praeter  quam  quod 
in  bonis  eius  quicum  interdicitur  est  (mit  Rücksicht  auf  die 
lex  commissoria)  oder  (ohne  diese)  praeter  quam  quod  eius  qui- 
cum interdicitur  est,  und  hier  mit  offen  stehender  replicatio: 
aut  si  quid  contra  quam  in  locatione  conuencrat  eius  fac- 
tum est.  Kurz  was  für  den  gewöhnlichen  Fall  des  Saluianum  (gegen 
den  Pächter)  unerheblich  ist,  und  daher  auch  in  der  Formel  nicht  er- 
wähnt wird,  sein  Eigenthum  zur  Zeit  der  Verpfändung  und  lllation, 
das  kann  gegenüber  dem  Dritten  erheblich  werden,  und  mosste  dann 
cxceplionclle  Berücksichtigung  finden. 

Fasst  mau  nun  aber  nochmals  speciell  den  Fall  ins  Auge,  da  der 
beklagte  Dritte  das  Eigenthum  des  Pächters  überhaupt  und  schon  für 
die  Zeit  der  lllation  bestreitet,  so  stellt  sich  noch  eine  prozessua- 
lische Schwierigkeit  dar.  Würde  nämlich  der  Pächter  selbst  gegen 
diesen  Dritten  das  Eigenthum  an  der  fraglichen  Sache  verfolgen,  so 
geschähe  diess  natürlich  durch  die  rei  uindicatio,  eine  ciofache 
reipersecutorische  actio  arbitraria.  Jetzt  dagegen,  wo  der  Ver- 
pächter gegen  denselben  Dritten  in  demselben  Streite  auftritt,  und 
virtuell  nichts  anderes  als  wieder  das  Eigenthum  seines  Pächters  gel- 
tend macht,  soll  dieser  Dritte  in  den  Interdict-Process  und  dessen 
Pönal- Sponsionen  verwickelt  werden,  also  denselben  Streit  cum 
periculo  ausfechten,  den  er  gegen  den  Pächter  selbst  ohne  alles 
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periculum  führen  konnte.  Und  doch  ist  es  für  ihn  ein  rein  zufälliger 
Umstand,  dass  der  angebliche  Eigenlhümer  nicht  selbst  seine  Sache 
verfolgt,  sondern  ein  Verpächter,  welchem  er  sie  verpfändet  hat.  In 
dieses  unbillige  Verhallniss  gerieth  dieser  Dritte  bloss  desswegen, 
weil  der  Verpächter  zur  Verfolgung  seines  Pfandes  kein  anderes  Rechts- 
mittel hat  als  das  Interdict,  welches  seinem  processualischen  Charakter 
nach  doch  eigentlich  nur  für  das  Verhältniss  zwischen  Verpächter 
und  Pächter  berechnet  und  angelegt  ist.  Dieser  Uebelstand  forderte 
Abhülfe.  Man  hätte  diese  darin  suchen  können,  dass  man  dem  Ver- 
pächter gegen  den  Drillen  die  Eigenthumsklage  des  Pächters  wie 
einem  procurator  in  rem  suam  gegeben  hätte;  allein  dann  hätte  er 
sich  alle  Veräusserungen  des  Pächters,  welche  doch  während  des 
Pachtes  als  widerrechtlich  erschienen,  und  alle  sonstigen  Verände- 
rungen in  dessen  Eigenthum  gefallen  lassen  müssen.  Das  (vielleicht 
neben  Anderm)  veranlasste  die  Einführung  der  actio  Seruiana,  von 
welcher  wir  aus  d.  §.7.  /.  De  actionibus  wissen,  dass  sie  sich  genau 
auf  denselben  Fall  wie  das  Saluianum  bezog.  Die  Seruiana  mag 
(höchst  muthmasslich)  etwa  so  gelautet  haben:  Si  ea  res  Q.  D,  A* 
ex  Ulis  est,  de  quibus,  quum  in  bonis  Titii  essent,  inter 
A.  Aium.  et  Tittum  conuenit,  ut  quae  in  fundum  Q.  D.  A. 
indueta  inuecta  importata  essen t,  pro  mercede  eiusfundi 
pignori  essent,  siue  ex  aliqua  earum  rerum  nata  parataue 
est,  neque  ea  merces  soluta  eoue  nomine  satisf actum  esty 
neque  per  A.  A**"*.  $tat  quominus  soluatur  satisue  /tat, 
nisi  arbilratu  tuo  N.  N**  A<>.  A*o.  restituat,  quanti  ea  res 
est  N*".  jyium.  A°.  Aio.  condemna  S.  N.  P.  A.  —  Diese  actio 
hätte  sich  nun  zu  dem  interdictum  Saluianum  gerade  so  verhalten 
wie  bei  den  interdictis  restitutoriis  die  formula  arbitraria  zu  dem 
Sponsions- Verfahren.  Ihrer  materiellen  Bestimmung  nach  ging  sie 
vorzugsweise  gegen  den  Drillen,  und  enthielt  daher  die  Bedingung 
des  in  bonis  coloni  zur  Zeit  der  Verpfändung,  was,  wie  oben  ge- 
sagt, für  die  gewöhnliche  Anwendung  des  Saluianum  gegen  den  Ver- 
pfänder  selbst,  etwas  ganz  unerhebliches  war,  und  daher  dort  nur 
bei  dem  ausserordentlichen  Gebrauch  gegen  einen  Dritten  zum  Gegen- 
stand einer  exceptio  werden  konnte.  Doch  enthielt  auch  die  Ser-. 
uiana  nichts  was  sie  unfähig  gemacht  hätte,  gegen  den  Verpfänder 
selbst  gebraucht  zu  werden,  gegen  diesen  war  aber  das  Saluianum 
vorteilhafter,  nicht  bloss  des  eben  erwähnten  Umstandes  wegen,  son- 
dern ganz  besonders  weil  dem  Kläger  mit  einem  Strafbcfehle,  der 
doch  für  allen  Widerspruch  und  jegliche  Weileruug  des  Gegners 
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etwas  abschreckendes  hatte,  weit  besser  gedient  sein  mnsste  als  mit 
einer  actio  arbitraria%  welche  ihm  nicht  mehr  als  eine  Gondemnalioo 
auf  denjenigen  Betrag  verhiess,  den  er  ohnehin  schon  zu  fordern 
hatte. 

Nach  Einführung  der  Seruiana  sollte  nun  consequenler  Weise 
das  Saluianum  gegen  den  Dritten  nicht  mehr  Statt  finden,  und  dass 
diese  Consequenz  auch  wirklich  zur  Anerkennung  gekommen  ist,  zeigt 
der  Ausspruch  Gordians  (aus  der  spätem  classischen  Zeit)  in  d.i.i. 
C.  De  precario.  Dass  aber  eine  geraume  Zeit  dahin  floss,  ehe  diese 
Anerkennung  in  der  Praxis  völlig  fest  stand,  darf  uns  nicht  wundern, 
wenn  wir  bedenken,  ein  Mal,  wie  schwer  man  von  einem  alten  Rechts- 
mittel um  eines  neuen  willen,  das  man  bekommen  hatte,  abliess,  und 
dann  ganz  besonders,  wie  nahe  die  Versuchung  lag,  das  Saluianum 
nach  alter  Gewohnheit  auch  gegen  den  Dritten  zu  verlangen  und  zu 
gewähren,  da  es  ja  fortwährend  unter  den  Klagformeln  proponirt  war 
und  seiner  Fassung  nach  auch  auf  diesen  Fall  passte  (tenebat),  also 
gleichsam  den  Kläger  einzuladen  schien.  Finden  nicht  in  diesem  Ver- 
hUltntss  jene  ältern  Stellen  von  Julian,  wozu  auch  die  unbekannte 
Quelle,  die  Theophilus  benutzte,  u.  s.  w.  gehören  mag,  mit  ihrer 
Zulassung  des  Saluianum  gegen  den  Dritten  ihre  sehr  natürliche 
Erklärung? 

So  hatte  man  jetzt  zwei  Rechtsmittel,  durch  welche  ein  blosses 
Vertragspfand  theils  gegen  den  Verpfänder  theils  gegen  jeden  Dritten 
geltend  gemacht  werden  konnte,  und  zwar  mit  dem  Erfolge,  dem 
Pfandgläubiger  den  Besitz  zu  verschaffen  und  dadurch  sein  Vertrags- 
pfand in  ein  Faustpfand  zu  verwandeln.  Das  galt  aber  alles  nur  für 
den  ganz  speciellen  Fall  eines  verpachteten  praedium  rusticum,  und 
war  hier  durch  ein  alltägliches,  gleichförmiges  und  dringendes  Be- 
dürfniss  ins  Leben  gerufen  worden.  Ein  ähnliches  Bedürfniss  mochte 
sich  nun  aber  bei  mannigfaltigcrm  und  lebhafteren  Verkehr  auch  bei 
andern  Schuldverhältnissen  entschiedener  als  in  früherer  Zeit  hervor 
thun.  Es  mochte  auch  hier  oft  sehr  erleichternd  und  wünschenswerte 
sein,  dass  ein  Schuldner  seinem  Gläubiger  ohne  fiducia  und  ohne 
Faustpfand  eine  wirksame  Sicherheit  mittelst  seiner  Vermögensstacke 
durch  blossen  Vertrag  bestellen  könnte.  So  fand  sich  der  Prätor, 
vielleicht  erst  in  einzelnen  Fällen,  welche  immer  häufiger  wurden, 
bewogen,  aus  einer  Verpfandung  durch  blossen  Verlrag  eine  Klage 
zu  gewähren,  welche  der  actio  Seruiana  mittelst  blosser  Verände- 
rung der  auf  den  Pacht  und  seine  eigenthümlichen  Verhältnisse  be- 
züglichen Worte  nachgebildet  wurde,  und  daher  actio  quasi  Ser- 
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uiana  hiess; —  bis  man  zuletzt  die  Regel  anerkannte,  dass  für  jede 
Art  von  Obligation  jede  beliebige  Sache  durch  blossen  Vertrag  ver- 
pfändet werden  könne,  und  dass  ans  solcher  Verpfändung  eine  actio 
in  rem  gegen  jeden  Besitzer  Statt  finde,  mit  demselben  Erfolge  und 
in  derselben  Art  wie  die  actio  Seruiana  des  Verpächters  hinsichtlich 
der  lllaten.  In  diesem  Sinne  kam  nun  eine  siebende  Klage  in  das 
Edict,  welche,  nachgebildet  der  Seruiana,  (nicht  allein  wieder  un- 
massgeblicb,  sondern  auch  unvorgreiflich,  nämlich  den  sofort  zu  be- 
sprechenden weitern  Erörterungen  des  Verfs.)  ungefähr  so  gelautet 
haben  mag:  Si  paret  eam  rem  Q.  D.  A.  ab  eo,  cuius  in  bonis 
tum  fttit,  ob  pecuniam  (oder  rem  u.  dgl.)  debitam  (promis- 
sam u.  dgl.)  A<>.  A*o*  pignori  obligatam  eamque  pecuniam 
neque  solutam  neque  eo  nomine  satisf actum  esse,  neque 
per  A™>  Aium.  stare  quominus  soluatur  satisue  fiaty  nisi 
arbitratu  tuo  N*-  Ns.  A<>.  A<<>>  reslituat,  quanti  ea  res  est, 
JSm.  flium.  Ao.  jio.  condemna,  S.  iV.  P.  A.  —  Man  nannte  diese 
Klage  fortan  Quasi  Seruiana  oder  hypothecaria  (auch  5er- 
uiana  u.  dgl.,  wie  der  Verf.  gezeigt  hat),  wie  denn  für  das  Rechts- 
verliältniss  eines  solchen  Vertragspfandes  selbst  nunmehr  der  Name 
hypotheca  im  Gegensatz  des  pignus  als  Faustpfandes  gangbar 
wurde.  Wurde  aber  jene  actio  in  rem  erst  ein  Mal  für  jedes  Ver- 
tragspfand ohne  Besitz  gegeben,  so  konnte  es  nicht  lange  Anstand 
finden,  sie  auch  zur  Verfolgung  des  Vertragspfandes  mit  Besitz  (pignus) 
dienen  zu  lassen,  und  so  reichte  zuletzt  die  actio  hypothecaria  gerade 
so  weit  als  das  Pfandrecht  selbst,  wie  dasselbe  auch  immer  entstanden 
sein  mochte,  worauf  besonders  jene  Aeusserungen  gehen,  durch 
welche  pignus  Und  hypotheca  sich  gleich  gestellt  werden.  §.  7. 
/.  De  actionibus.  L  5.  §.  1.  De  pignoribus. 

Das  ist  die  Hypothese  des  Ree,  überhaupt  das  Bild,  -welches 
ihm  von  der  fraglichen  Rechtsentwicklung  vorschwebt,  gewisses  und 
Ungewisses,  anerkanntes  und  bestriltenes,  allerdings  im  Ganzen  der 
gewöhnlichen  Meinung  viel  näher  stehend  als  der  von  dem  Verf.  ver- 
iuuthete  Hergang  der  Sache.  Für  die  genauere  Begründung  des  un- 
gewissen Theils  ist  hier  nicht  der  Ort.  Wohl  aber  ist  es  Zeit,  zu 
der  Darstellung  des  Verfs.  zurück  zu  kehren,  welche  jetzt  in  eines 
ihrer  wichtigsten  Stadien  tritt,  indem  sie  die  genaue  Erörterung  der 
formula  hypothecaria  und  ihrer  einzelnen  Bestandtbeile  unternimmt. 
Dieselbe  soll  etwa  folgender  Massen  gelautet  haben:  Judex  eslo. 
Si  paret  conuenisse  interSeium  creditorem  etTitium  debi- 
torem  de  Sticho  seruo,  quum  is  in  bonis  Titii  debitoris 
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esset,  ut  pro  pecunia,  quam  Titius  debitor  Seio  creditori 
ex  testamento  Lucii  dare  oportet,  pignoris  nomine  esset 
obligatus,  eamque  pecuniam  solutäm  non  esse  neque  eo 
nomine  satisdatum  esse  neque  per  Seium  creditorem  ste- 
tisse,  quominus  solueretur,  nisi  arbitrio  tuo  Titius  debi- 
tor Seio  creditori  pecuniam  soluat  aut  Stic /tum  seruum 
restituat,  quanti  ea  res  erit,  tanti  Titium  debitor em  Seio 
creditori  condemna,  si  non  paret  absolue. 

Zur  Rechtfertigung  dieser  Formel  wird  vorerst  der  Beweis  ihrer 
bekannten  Eigenschaft  als  in  factum  coneepta  sehr  genau  und 
umfassend  geführt.  Mit  Recht  wird  dabei  als  sicheres  Kennzeichen 
benutzt  das  uerum  esse  mit  beigefügtem,  eine  Thatsache  enthalten- 
dem, Infinitiv,  worauf  so  oft  bei  Würdigung  der  Klage  für  einen 
concreten  Fall  abgestellt  wird,  wie  z.  B.  uerum  est  enim  et  pig- 
nori  datum  et  satisf actum  non  esse  in  /.  30.  §.  1.  De  exc.  rei 
iud. ,  wo  der  ganze  Entscheid  auf  die  Fassung  der  Formel  gestützt 
werde;  mit  weitern  Beispielen  aus  /.  13.  §.  1.  Ad  SC,  Feilei.  I.  59. 
pr.  Ad  SC.  Trebel/.  I.  13.  §.  15.  De  pign.  u.  a.  m. 

Von  den  einzelnen  Bestandteilen  werden  zunächst  drei,  näm- 
lich der  Pfandvertrag,  die  Nichtzahlung  der  Forderung  und  das  in 
bonis  des  Verpfanders  zur  Zeit  der  Verpfandung,  völlig  genügend 
nachgewiesen,  nebenher  auch  l.\.C.  Si  pign.  conu.  (8.,  33.)  gut  in- 
terpretirt  und  gegen  Conjecturen  in  Schutz  genommen.  Einzig  bei 
dem  zweiten  Punkt  dürfte  hinsichtlich  der  mora  aeeipiendi  das  Prä- 
sens stare  dem  Präteritum  stetisse  nach  Huschke  vorzuziehen 
seio,  denn  einerseits  ist  es  aus  materiellen  Gründen  wohl  ziemlich 
gewiss,  dass,  wenn  derCreditor  früher  nicht  annehmen  wollte,  wäh- 
rend das  iudicium  aber  anzunehmen  bereit  ist,  von  dieser  Seite  seiner 
kypothecaria  keine  Gefahr  droht,  und  anderseits  spricht  /.  11.  §.  4. 
Qui  potiores  für  das  Präsens  und  /.  19.  C.  De  usuris  jedenfalls  nicht 
dagegen. 

Der  Verf.  hebt  sodann  drei  Abweichungen  seiner  Formel  von 
derjenigen  hervor,  welche  Huschke  (Zeitschr.  f.  Civ.-R.  u.  Proc. 
Bd.  XX,  S.  168.)  so  aufgestellt  hat:  Si  paret  in ter  A.  A.  et  N.  N. 
de  Sticho  scruo,  cum  is  in  bonis  N.  iV*»-  esset,  conuenissc,  ut  is  pro 
pecunia,  quam  N.  N.  A.  A'o.  ex  testamento  Lucii  Titii  dare  opor- 
teret,  pignori  hypothecaeue  esset,  eamque  pecuniam  solutam  non  esse 
neque  eo  nomine  satisf  actum  esse  neque  per  A.  A.  stare,  quominus 
solutum  sit,  nisi  arbitrio  tuo  N.  N.  A.  A*o-  restituat,  quanti  ea  res 
est,  N.  N.  A.  Aio.  condemna,  S.  N.  P.  A. 
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Die  erste  betrifft  die  Erwähnung  der  Forderung,  welche  der 
Verf.  anfänglich  weglassen  wollte;  dann  aber  accommodirle  er  sich 
in  den  Zusätzen  auf  Grund  der  /.  13.  §.  5.  De  pign.,  jedoch  mit  der 
allem  Anschein  nach  unabsichtlichen  kleinen  Veränderung  von  opor- 
teret  in  oportet,  welche,  wie  sich  nachher  von  selbst  zeigen  wird, 
gar  nicht  gleichgültig  und  ganz  unzulässig  ist. 

Die  zweite  besieht  in  der  Aufnahme  der  Worte  pecuniam 
solual  auf,  welche  Huschke  weglässt.  Dieser  Zusatz,  glaubt  der 
Verf.,  werde  durch  /.  16.  §.3.  De  pign.  über  allen  Zweifel  erhoben. 
Das  ist  gar  nicht  der  Fall,  denn  Marcian  hat  hier  wohl  nicht  un- 
mittelbar die  Formel  im  Auge,  wie  die  nächstverbundene  Erörterung 
des  Besitzes,  als  Klag-Rcquisitcs  in  der  Person  des  Beklagten  zeigt, 
von  welchem  bekanntlich  auch  nichts  in  der  Formel  steht.  Würde 
das  soluere  erwähnt,  so  müssten  auch  noch  alle  andern  Abfindungs- 
arten einzeln  oder  in  einem  Hollectiv-  Ausdruck  erwähnt  werden. 
Auch  würde  sich  der  Verf.  wohl  irren,  wenn  er  jene  Worte  in  der 
Formel  von  Huschke  aus  Versehen  weggelassen  glaubte.  Das  sol- 
uere und  noch  viel  anderes  steckt  in  dem  restituere  (vgl.  z.  B. 
des  Ree.  Semestria  ad  M.  T.  C.  Vol.  II.  p.  299-  not.  £.),  welches 
desswegen  ohne  Object  (nisi  restituat,  nicht,  wie  bei  dem  Verf., 
nisi  Stichum  seruum  restituat)  in  die  Formol  gesetzt  ist.  Uebri- 
gens  könnte  eher  als  d.  I.  16.  der  von  dem  Verf.  auch  angeführte 
§.31*  /.  De  actionibus  für  die  besondere  Erwähnung  des  soluere 
zu  sprechen  scheinen,  wenn  die  sachlichen  Gründe  nicht  entgegen 
ständen. 

Die  dritte  Eigentümlichkeit,  welche  der  Verf.  in  seiner  Formel 
zu  rechtfertigen  unternimmt,  liegt  in  dem  Worte  satisdalum  an- 
statt des  sonst  allgemein  anerkannten  satisf actum.  Der  einzige, 
aber  für  den  Verf.  absolut  bestimmende  Grund  ist  der  Inhalt  der  /.  49. 
De  Solution.  (Marcian.  Hb.  sing,  ad  hypoth.  form.)  Solutam  pecu- 
niam intelligimus  utique  naturaliter,  si  numerata  sit  creditori . . . . 
Quod  si  aeeeptum  latum  sit  quod  stipulationis  nomine  hypotheca  erat 
obligata  vel  sine  stipulatione  aeeepta  sit,  solutionis  f/uidem  uerbum 
non  proficiet,  sed  satisdationis  sufficit.  In  dieser  Stelle  soll  nun 
Solutio  umfassen:  ßaarzahlung  und  jede  andere  Befriedigung,  zu 
deren  Annahme  der  Gläubiger  bereit  ist,  nämlich  Novation,  datio  in 
sofutum,  Exproroission,  Delegation,  Eid,  Compensation,  Bürgschafts- 
stellung und  das  absolutorische  Urthcil.  Dagegen  soll  das  Wort  sa- 
tis datio  begreifen  die  Acccptilatioo  und  jede  anderweitige  unförm- 
liche Quittirung  durch  blosses  pactum ,  letztwilligen  Erlass  und  ein- 
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fachen  Transact,  vermutblich  auch  die  solutio  per  aes  et  libram. 
Ausgeschlossen  sollen  durch  die  beiden  Ausdrücke  solutio  und  sa- 
tisdatio  nur  werden  die  JSouatio  durch  Urtheil,  die  Confusion  (hiclj 
und  die  Verjährung  der  persönlichen  Klage.  —  Ree.  gesteht,  dass 
ihm  bei  dieser  Interpretation  Hören  und  Sehen  vergeht,  und  verweist 
daher,  falls  er  etwa  missverstanden  haben  sollte,  den  Leser  auf  S.  74.  f. 
des  Buches  selbst.    Um  einstweilen  lediglich  bei  dem  zunächst  frag- 
lichen satisdatum  stehen  zu  bleiben,  so  gibt  der  Verf.  zu,  dass 
die  von  ihm  behauptete  Bedeutung  von  satisdatio  eine  sonst  nir- 
gends  vorkommende  sei.     Aber,  sagt  er,  diess  Bedenken  vermag 
Nichts  gegenüber  der  bestimmten  Erklärung  Marcian's.  Marcian 
erklärt  aber  doch  nicht  die  Hälfte  von  dem,  was  der  Verf.  ihm  zu- 
muthet.    Dazu  kommt,  so  heisst  es  weiter,  dass  die  im  aginaria 
solutio  und  die  ihr  gleichgestellte  aeeeptio  sine  slipulatione 
in  der  Formel  gar  kein  Unterkommen  findet,  wenn  wir  den  Ausdruck 
satisdatum  verwerfen.    Dass  die  Acceptilation  keine  Solution  ist, 
leuchtet  ein,  denn  von  dieser  heisst  es,  sie  werde  naturaliter  inter- 
pretirt.    (Und  doch  soll  Novation,  Expromission ,  Delegation,  Eid, 
Compensation,  Bürgschaftsstellung  und  das  absolutorische  Urtheil  in 
der  Solution  begriffen  sein!)  Eben  so  wenig  aber  fällt  sie  unter  den 
Begriff  der  Satisfacli on,  denn  die  Acceptilation  ist  eine  Art  der 
liberatio  ohne  Befriedigung,  nicht  anders  als  das  pactum  de  non 
petendo  und  der  Transact.   (Und  doch  heisst  es  in  /.  9.  §.  3.  De  pign. 
act.z  Satisf  actum  autem  aeeipimus,  quemadmodum  uoluit  creditor, 
licet  non  sit  solutumf  siue  aliis  pignoribus  sibi  caveri  uoluit ,  ut  ab 
hoc  recedat,  siue  ßdeiussoribus  siue  reo  dato  siue  pretio  aliquo  vel 
nuda  conuentione,  nascitur  pignoratitia  actio.    Et  generaliter  di- 
cendum  erit,  quotiens  recedere  uoluit  creditor  a  pignore,  uideri  ei 
saiisfactum,  st\  ut  ipse  uoluit,  sibi  cauit,  licet  in  hoc  deeeptus  sit.) 
Es  bliebe  noch  ein  Ausweg,  fahrt  der  Verf.  fort,  man  könnte  satis- 
datum und  satisf  actum  für  völlig  gleichbedeutend  nehmen  und 
daraus  den  abwechselnden  Gebrauch  beider  Ausdrücke  erklären. 
„Aber  diess  räume  ich  nicht  ein.    Satisdatum  ist  nie  mit  satis- 
f actum  gleichbedeutend.«4     Also  bei  einem  anal  leyopevov  sollen 
wir  uns  aus  dem  Sprachgebrauch  ädificiren!     Denn  damit  kann  es 
dem  Verf.  doch  kaum  Ernst  sein,  dass  er  zur  Rechtfertigung  seiner 
angeblichen  Bedeutung  von  satisdatum  („die  Anerkennung  er- 
folgter Befriedigung  in  Form  von  acceptilatio  oder  ae- 
eeptio sine  Stipulationen)  sich  nachträglich  auf  /.  13.  §•  4.  De 
mor.  cau.  don.  beruft.    (Per  aeeepti  quoque  lationem  egens  debitor 
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liberatus  totam  eam  pecuniam,  qua  liberatus  est,  cepisse  {Vulg.: 
aeeepisse)  uidetur.) 

Der  Verf.  erkennt  zweitens  an ,  datfs  die  öftere  Hervorhebung 
des  Begriffes  der  Satisfaction  gerade  in  Bezug  auf  die  Pfandklage 
allerdings  für  die  gewöhnliche  Meinung,  derzufolge  in  der  hypothe- 
caria  formula  nicht  satisdatum,  sondern  satisf actum  stände,  zu 
sprechen  scheine,  und  dass  dieses  Argument  ein  grosses  Gewicht  er- 
halte durch  den  bekannten  Ausspruch  Marcian's  in  /.  13.  §.  4.  De 
pign.:  suas  condieiones  habet  hypotkecaria  actio,  id  est*  si  soluta 
est  pecunia  aut  satisf  actum  est,  quibus  cessantibus  tenet.  Aber 
diese  Stelle,  meint  der  Verf.,  müsse  doch  keineswegs  nolhwendig 
von  der  Formel -Cooception  verstanden  werden,  Marcian  gebe  nur 
das  Resultat  der  Theorie,  nicht  die  Formelworte.  Dasselbe  soll  auch 
von  folgenden  Stellen  gelten:  /.  5.  §§.  2. 3.  Qui  potiores  (soll  heissen 
Quibus  modis  pignus)  aus  Marciani  lib.  sing,  ad  form,  hypoth. 
Si  conuenerit,  ut  pro  hypotheca  ßdeiussor  daretur,  et  datus  sit, 
satisj "actum  uidebitur,  ut  hypotheca  Uberetur ... .  Satisf  actum 
esse  credilori  intelligitur  et  si  iusiurandum  delatum  datum  est,  hy- 
pothecae  non  esse  rem  obligatam.  Ferner  von  /.  6.  pr.  §.  i.  eod. 
(Vlpian.)  Item  liberatur  pignus  siue  solutum  est  debitum  siue  eo 
nomine  satisf  actum ....  Qui  paratus  est  soluere,t  merito  pignus 
uidetur  liberasse.  Qui  vero  non  soluere  sed  satisf acere  paratus  est, 
in  diuersa  causa  est.  Ergo  satisfecisse  prodest,  qui  sibi  imputare 
debet  creditor,  qui  satisfactionem  admisit  uice  solutionis;  at  qui 
non  admittit  satisfactionem,  sed  solutionem  desiderat,  culpandus  non 
est.  Namentlich  auch  von  /.  30.  §.  1.  De  exc.  rei  iud.  (Paullus)  ... 
magis  me  illud  mouet,  numquid  pignoris  ius  extinetum  sit  dominio 
adquisito;  neque  enim  potest  pignus  perseuerare  domino  constitulo 
creditore:  actio  tarnen  pignoratitia  competit;  uerum  est  enim,  et 
pignori  datum  et  satisf  actum  non  esse;  quare  puto  non  obstare  rei 
iudicatae  exceptionem.  —  Also  wirklich  auch  diese  Stelle  soll  nicht 
auf  die  Formel-Conception  bezogen  werden?  So  sagt  der  Verf.  auf 
S.  73.  f.  Aber  auf  S.  43.  halte  uns  ja  derselbe  Verf.  (die  Aeusserung 
ist  kurz  vorher  von  dem  Ree.  wiedergegeben  worden)  das  uerum  esse 
als  sicheres  Kennzeichen  von  Räsonnement  aus  der  Formel  bezeich* 
net,  und  gerade  von  dieser  /.  30.  §.  1.  mit  Recht  versichert,  dass 
Paullus  seine  Entscheidung  auf  die  Fassung  der  Formel  gründe. 
Und  nochmals  S.  86.  heisst  es  in  Beziehung  auf  dieselbe  Stelle  wört- 
lich: „Die  Pfandklage,  sagt  der  Jurist,  dauert  so  lange  als  die  in 
ihrer  Formel  enthaltenen  Bedingungen  wahr  sind  und  erwiesen 
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werden  können.*4  Das  ist  nun  aber  doch  eine  duplex  interpretatio, 
welche  nicht  angeht. 

Der  Verf.  führt  sodann  auch  noch  mehrere  Stellen  an,  welche 
sein  aus  d.  L  49.  gezogenes  Resultat,  dass  in  der  Formel  bloss  solutio 
und  satisdatio,  gar  nicht  satisf actio  als  Tilgungsart  erwähnt 
werde,  bestätigen  sollen.  Diese  Stellen  sind  es  nun,  welche  nach 
seiner  Ansicht  wirklich  die  Formelfassung  selbst  anfQhren.  Nämlich 
folgende  drei:  /.  1.  C.  Si  pign.  conu.  „Intentio  dati  pignoris  neque 
redditae  pecuniae."  L  19.  C.  De  usuris.  „Seruiana  actio  manifeste 
declarat,  pignoris  inhiberi  persecutionem  uel  solutis  pecuniis  uel  si 
per  creditorem  steterit  quotninus  soluantur."  /.  13.  §.  1.  Ad  SC, 
Vellei.  „ucrum  est  conuenisse  de  pignoribus  nec  solutam  esse  pecu- 
niam."  Aber#dicse  Stellen  alle  mit  einander  erwühnen  ja  weder  des 
satisdarc  noch  des  satisf acere.  Beweisen  sie  also,  dass  letz- 
teres nicht  in  der  Formel  stand,  so  kann  auch  das  erstere  nicht  darin 
gestanden  haben.  Ist  es  denn  nicht  augenfällig,  dass  sie  alle  zwar 
Formelworte  anführen,  aber  nur  diejenigen,  welche  für  die  vorlie- 
gende Frage  gerade  von  unmittelbarem  Interesse  schienen?  dass  sie 
also  für  den  Streit  zwischen  satisdatum  und  satisf  actum  ganz 
unerheblich  sind,  während  der  Verf.  gerade  die  erheblichen  auf  eine 
unbegreifliche  .Weise  beseitigen  will?  Der  Verf.  bleibt  bei  seinem 
Zeugniss  von  Marcian  in  d.  I.  49.  Gut,  aber  dagegen  stehen  die 
vier  Zeugnisse  der  /.  13.  §.  4.  /.  5.  §§.  2.  3.  /.  6.  pr.  §.  1.  und  /.  30. 
§.  1.  ritt.,  von  welchen  zwei  ebenfalls  von  Marcian  und  aus  dem- 
selben Buche  sind,  abgesehen  davon,  dass  diese  Zeugnisse  sich  durch 
andere,  mehr  indirecte  Andeutungen  (wie  z.  B.  in  /.  9.  §.  3.  /.  10.  De 
pign.  act.  /.  14.  Quib.  mod.  pign,  l.  3.  C,  De  luit.  pign.)  noch  sehr 
vermehren  Hessen.  Die  L  49.,  sagt  der  Verf.,  gibt  ganz  entschieden 
und  bestimmt  die  Formelworte  selbst,  noch  mehr,  sie  unternimmt  ihre 
Erläuterung  im  Einzelnen.  Aber  das  thun  unter  den  vier  entgegen 
stehenden  Zeugnissen  zum  mindesten  auch  die  /.  13.  §.  4.  (man  be- 
achte doch  hier  auch  das  tenet)  und  /.  30.  §.1.,  und  die  übrigen 
passen  dazu  so  genau  als  möglich.  Die  Leseart  ist  völlig  sicher,  fügt 
der  Verf.  bei  seiner  /.  49.  hinzu.  Aber  das  ist  sie  in  jenen  vier  ent- 
gegen stehenden  Stellen  auch.  So  weit  wäre  also  die  /.  49.  mit  ihrer 
Beweiskraft  noch  um  gar  nichts  voraus.  Nun  kommt  aber  gegen 
dieselbe  hinzu,  dass,  um  ihr  zu  glauben,  das  Wort  satis.dare  in 
einem  nie  da  gewesenen,  durch  nichts  gerechtfertigten  und,  man  darf 
wohl  sagen,  ganz  unmöglichen  Sinn  verstanden  werden  muss,  wäh- 
rend bei  den  andern  Zcuguisscn  alles  dem  einfachsten  Wortsinn  nach 
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aufgefasst  werden  darf.  Sollte  es  unter  diesen  Umständen  wirklich 
richtige  Methode  sein,  der  /.  49.,  wie  der  Verf.  ihut,  den  Vorzog  zu 
geben  und  die  andern  Zeugnisse  gewaltsam  zurück  zu  drangen?  oder 
ist  es  nicht  viel  natürlicher,  den  Fehler  in  d.  I.  49«  zu  suchen,  sei 
es  dass  er  den  Gompilatoren  (Interpolation  vermuthet  ja  auch  der 
Verf.  hinsichtlich  der  solutio  per  aes  et  libram)  oder  den  Abschrei- 
bern (Ree.  hat  nur  Eine  Pandekten- Handschrift  vor  sich,  aber  es 
fallen  ihm  auf  den  ersten  Griff  die  /.  2.  pr.,Pro  herede  und  /.  15. 
§.  5.  De  re  iud.  in  die  Hand  mit  satisf actum  statt  satisdatum-, 
so  leicht  wurden  diese  beiden  Wörter  verwechselt)  zugeschrieben 
werden  müsse?  Ree.  kann  nur  die  zweite,  nicht  die  erstere  Verfall- 
rungsweise  billigen,  und  behält  daher  satisf  actum  in  der  Formel, 
indem  ihm  der  Beweis  des  Verfs.  für  das  satisdatum  völlig  miss- 
lungen  scheint.  Ree.  kann  sich  dabei  der  Vermuthung  nicht  enthal- 
ten, dass  eine  vorgefasste  und  unrichtige  Meinung  des  Verfs.  Uber 
die  Wirkung  der  Gonfusion  u.  dgl.  im  Pfandrecht  (/.  59.  pr.  Ad  SC. 
Trebel!.  I.  30.  §.-1.  De  exc.  rei  iud.  u.a.m.)  sein  Urtheil  auf  diesen, 
namentlich  auch  für  seinen  künftigen  zweiten  Band  gefährlichen,  Ab- 
weg geführt  hat. 

Endlich  substituirt  der  Verf.  seiner  aufgegebenen  ersten  Abwei- 
chung von  der  Formel  Huschke's  in  den  Zusätzen  eine  andere,  näm- 
lich quanti  ea  res  erit  anstatt  est,  weil  es  für  die  litis  aestimatio 
auf  die  Zeit  des  Urlheils,  nicht  des  iudicium  aeeeptum  ankomme. 
Ree.  hatte  bisher  den  Eindruck,  dass  mit  diesem  unzweifelhaften  ma- 
teriellen Satze  auch  die  Fassung  quanti  ea  res  est  verträglich  sei. 
Doch  wagt  er,  hinsehend  auf  Gai.  4.,  47.  51.  und  auf  /.  179.  /.  193. 
De  V.S,  (vgl.  Savigny,  Syst.  Bd.  V.  S.  87.  458.),  nicht  zu  wider- 
sprechen. 

So  viel  über  des  Verfs.  Klagformel  und  ihre  Begründung,  als 
die  Grundlage,  auf  welcher  derselbe  das  ganze  System  des  Pfand- 
rechtes zu  reconstruiren  gedenkt. 

Was  dabei  noch  in  §.  13.  S.  53.ff.  gegen  Rudorffs  Darstellung 
der  actio  ftypothecaria  (a.  a.  0.  S.  231.  ff.)  erinnert  wird,  scheint 
wesentlich  richtig  zu  sein.  Weniger  überzeugend  ist  die  Betrach- 
tung, welche  der  Verf.  der  von  ihm  bezeichneten  dritten  Formelbe- 
dingung neque  pecuniam  solutam  esse  neque  u.  s.  w.  in  folgen- 
den Worten  beigibt:  ,,Man  hat  die  Anomalie,  welche  in  der  Ver- 
bindung so  verschiedenartiger  Elemente  liegt,  niemals  gehörig  her- 
vorgehoben. Und  doch  Iässt  sich  kein  zweites  Beispiel  der  Art  ent- 
decken.  Die  Formel  enthüll  mehr  als  den  von  dem  Kläger  zu  bewei- 
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senden  Klagegrund,  sie  enthalt  auch  die  Verteidigung  des  Beklagten, 
and  diese  nicht  etwa  in  Form  einer  Exception ,  d.h.  einer  nur  gegen 
die  strenge  Wirkung  der  Klage  erhobenen  Einwendung,  sondern  in 
der  völlig  verschiedenen  Bedeutung  des  Riagerechtes  selbst,  einer 
condicio  formulae,  wie  sie  Marcian  (in  d.  1. 13.  §.4.  De  pign.) 
ausdrücklich  nennt  Die  von  dem  Kläger  zu  beweisenden  Thatsachen 
sind  keine  condicioncs."  Haben  wir  denn  irgend  einen  Grund  an- 
zunehmen, dass  Marcian  /.  /.  den  Pfandvertrag  und  das  in  borns, 
wenn  er  davon  zu  sprechen  hätte,  nicht  auch  condiciones  nennen 
würde?  Und  die  Glausei  neque  pecuniam  solutam  u.  s.  w.  ist 
allerdings  eine  Exceptio,  nur  eine  stehende,  nicht  eine  erst  im  ein- 
zelnen Falle  zu  impetrirende;  —  gerade  wie  das  nec  ui  nec  clam 
nec  precario  in  verschiedenen  Interdicten,  welches  doch  allgemein 
exceptio  genannt  wird,  und  unserer  Klausel,  was  auch  Cicero  för 
seinen  dienten  Cäcina  dagegen  sagen  oder  nicht  sagen  mag,  wohl 
auch  darin  gleich  steht,  dass  die  Beweislast,  wie  der  Verf.  richtig 
bemerkt,  dem  Beklagten  obliegt. 

Ree.  verlässt  diesen  wichtigen  zweiten  Abschnitt  von  der  Ser- 
uiana,  Quasi  Seruiana,  hypothecaria  mit  der  kurzen  Erwähnung,  dass 
bei  der  Aufzählung  der  einzelnen  Eigentümlichkeiten,  welche  die 
letztere  Klage  von  der  fiducia  und  den  altern  Rechtsorganen  unter- 
scheiden, neben  manchen  Consequenzen  aus  obigen  von  Ree.  bestrit- 
tenen Sätzen  und  neben  manchem  sonst  noch  Zweifelhaften  und  zum 
Theil  Verfehlten  (wozu  z.B.  die  Interpretation  von  /.  i.§.  2.  De  pign. 
zn  rechnen  sein  dürfte),  viele  richtige  Details  (namentlich  über  die 
Unabhängigkeit  des  Pfandrechtes  von  Veräusserung  und  Usucapion, 
Uber  das  Requisit  des  in  bonis  und  über  das  arbitrium )  und  verschie- 
dene gute  Interpretationen  geliefert  worden  sind. 

Der  dritte  Abschnitt  stellt  die  Bedeutung  der  Pfandklage  für  die 
Theorie  des  Pfandrechts  dar.  Zum  Grunde  gelegt  wird  folgende  Be- 
trachtung: Gewöhnlich  ist  die  Klage  nur  das  Mittel,  um  das  betref- 
fende Recht  geltend  zu  machen,  dieses  hat  seinen  besondern  Inhalt, 
ist  von  der  Klage  unabhängig  und  Uberdauert  sie.  So  bei  dem  Eigen- 
thum, bei  dem  ususfruetus,  bei  den  Obligationen.  Ganz  anders  bei 
der  Besitzesverpfändung.  Der  Besitz  ist  ein  blosses  Factum,  und  er 
bleibt  diess,  trotzdem  dass  seine  Apprebension  durch  eine  in  rem 
actio  herbeigeführt  werden  kann.  Ja  die  Besitzesverpfänduog  bietet 
das  eigentümliche  Schauspiel  dar,  dass  von  dem  Gegensatze  zwi- 
schen Recht  und  Klage  nur  das  zweite,  die  Klage  zur  Ausbildung 
gekommen  ist.    Es  findet  sich  kein  Recht,  das  weiter  ginge  als  die 
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Klage,  das  Recht  selbst  ist  auf  die  Klage  beschrankt.  Fällt  sie  weg, 
so  bleibt  nichts  übrig.  Dieser  Unterschied  ist  niemals  in  seiner  ganzen 
Bedeutung  gewürdigt  worden.    Und  doch  hebt  ihn  Gaius  ausdrück- 
lich hervor  in  /.  27.  pr.  De  nox.  aet.  Neben  der  actio  pignoratitia 
in  rem  wird  nun  aber  dem  Pfandgläubiger  in  zwei  Stellen  ein  ius  in 
re  zugeschrieben,  /.  30*  De  nox»  aci.  L  19.  pr.  De  dam.  infe.  Es 
scheint  also,  dass  man  auch  auf  dem  Gebiete  der  Besitzesverpfändung 
zwischen  Klage  und  Recht  zu  unterscheiden  anfing.    Die  Veranlas- 
sung liegt  in  der  Verkaufsbefugniss.  Mit  ihr  tritt  der  Klage  ein  Recht 
zur  Seite,  das  weiter  geht  als  sie.  Allein  diesem  Gegensatz  zwischen 
Recht  und  Klage  wurde  keine  Folge  gegeben,  die  aus  dem  Begriff 
eines  ius  in  re  entspringenden  Rechtsfolgen  sind  nicht  anerkannt 
worden.    Man  darf  niemals  vergessen,  dass  der  Begriff  des  Pfand- 
rechtes als  eines  ius  in  re  völlig  secundär  ist,  dass  ihm  kein  Ein- 
fluss  auf  die  Entscheidung  pfandrechtlicher  Fragen  zukommt,  und  dass 
die  Behandlung  der  übrigeo  iura  in  re  für  das  pignus  in  keinem  Theil 
massgebend  sein  kann.   Nur  die  Pfandklage  selbst  entscheidet.  Ihre 
Formel  muss  die  Beurlheilung  leiten,  ihre  Begründung  bedingt  das 
Dasein  des  Rechts.    Die  umgekehrte  Auffassung,  welche  den  Begriff 
des  ius  in  re  zum  Ausgangspunkte  wählt,  bildet  seit  langer  Zeit  die 
Grundlage  und  den  Grundfehler  aller  Darstellungen  unsers  Rech  Is- 
theils.   Freilich  passle  sie  allein  zu  der  dogmatischen  Tendenz  un- 
serer Litteratur.    Diese  will  alles  in  abstracten  Schulbegriflen  zur 
Hand  haben.    Wie  konnte  ihr  die  Pfandklage  genügen?  Eine  Defi- 
nition des  Rechtes  gehört  an  die  Spitze.    Was  Wunder,  dass  diese 
Richtung  dem  Begriff  des  Pfandrechts  als  ius  in  re  die  Herrschaft 
zuerkannte  und,  in  geradem  Gegensatz  zu  dem  Verfahren  der  römi- 
schen Juristen,  der  Klage  ihre  Stellung  unter  dem  Gefolge  anwies. 
Wer  die  Verkehrtheiten  dieses  Systemes  Übersieht,  der  möchte  wohl 
den  Ausdruck  Pfandrecht  von  vorneherein  verbannt  wissen  und  ihn 
fiberall,  so  weit  es  die  Darstellung  erlaubt,  durch  Pfandklage  er- 
setzen.   Diese  Bezeichnung  würde  fortwährend  an  den  Standpunkt 
erinnern,  von  welchem  aus  die  Erklärung  der  römischen  Rechtssätze 
unternommen  werden  muss,  und  so  dem  System  manche  Ungereimt- 
heiten ersparen,  welche,  wie  die  Lehre  von  dem  Pfandrecht  an  der 
eignen  Sache,  fortwährend  eine  unfruchtbare  Polemik  beschäftigen. 

Nach  dieser  Grundsteinlegung  setzt  der  Verf.  sich  zur  nächsten 
Aufgabe,  an  einem  Beispiele  die  ausschliessliche  Abhängigkeit  der 
pfandrechtlichen  Entscheidungen  von  der  Formelfassung  darzuthun 
und  zugleich  die  Verkehrtheiten,  zu  welchen  der  Begriff 
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des  ius  in  re  die  nächste  Veranlassung  war,  anschaulich  zu 
machen.    Er  wählt  dazu  die  bekannte  /•  30«  §•  l»  De  exc.  r.  iud. 
Titius  hat  ein  Grundstück,  welches  er  vor  vielen  Jahren  dem  Erb- 
lasser des  Mävius,  später  dem  X.  verpfändet  hatte.  Jetzt  geräth  er 
mit  Mävius  in  Process  Uber  eine  anderweitige  Erbschaft,  vergleicht 
sich  darüber,  und  tradirt  in  Folge  dieses  Vergleiches  dem  Mävius 
einerseits  die  zu  dieser  Erbschaft  gehörigen  Sachen,  anderseits  jenes 
Grundstück,  und  zwar  letzteres  zu  Eigenlhum  und  ohne  Rücksicht  auf 
das  bestellte  Pfandrecht,  welches  vielmehr  dem  Mävius  unbekannt 
ist.   Dieser  wird  demnächst  von  obigem  X.  mit  der  hypothecaria  be- 
langt, und  verliert  das  Grundstück  an  ihn,  eben  weil  er  sein  eignes 
besseres  Pfandrecht  nicht  kennt.   Später  wird  er  davon  unterrichtet, 
und  stellt  jetzt  seinerseits  die  hypothecaria  gegen  den  X.  an.  Steht 
ihm  nun  die  exceptio  rei  iudicatae  entgegeu?   Pauli us  verneint  es 
(vgl.  des  Ree.  Litiscontestation  S.  226.  ff.)     Ein  anderes  Bedenken 
spricht  er  so  aus:   Magis  me  illud  mouet,  numquid  pignoris 
ius  exstinetum  sit  dominio  acquisito,   nec  enim  potest 
pignus  perseuer are  domino  constituto  creditore.  Allein 
das  wird  mit  folgenden  Worten  beseitigt:  actio  tarnen  pignora- 
titia  competit,  uerum  est  enim,  et  pignori  datum  et  satis- 
f actum  non  esse. 

Der  Erwerb  des  Eigenlhums,  so  beginnt  der  Verf.  seine  Erläu- 
terung, macht  dem  Pfandbesitz  ein  Ende.  Aus  dieser  Unvereinbar- 
keit von  dominium  und  pignus  nimmt  nun  Paul  los  sein  Bedenken. 
Wenn  der  Pfandbesitz  aufhört,  so  wirft  er  sich  ein,  wie  kann  da  noch 
die  Klage  fortdauern,  die  ja  doch  keiuen  andern  Zweck  hat  als  den 
Erwerb  eben  dieses  Besitzes?  Aber,  antwortet  Paullus,  die  Pfand- 
klage dauert  so  lange  als  die  in  ihrer  Formel  enthaltenen  Bedingun- 
gen wahr  sind  und  erwiesen  werden  können.  Mag  auch,  so  fährt 
der  Verf.  fort,  der  Pfandbesitz  aufgehört  haben,  das  entscheidet  für 
die  Klage  nicht.  So  kommt  es,  *dass  man  seine  eigne  Sache  zwar 
nie  als  Pfand  besitzen,  aber  gar  wohl  als  Pfand  mit  der  pignoratitia 
vindiciren  kann.  Wo  aber  die  Klage  fortdauert,  da  darf  man  sagen, 
das  Pfandrecht  selbst  daure  fort,  und  auch  Paullus  schliesst  sich 
dieser  Behauptung  an,  indem  er  den  Ausdruck  ius  pignoris  gerade 
in  Bezug  auf  die  Klage  und  im  Gegensatz  zu  dem  blossen  Pfandbesitz 
gebraucht.  Somit,  glaubt  nun  der  Verf.,  ist  die  eine  Hälfte  unserer 
Aufgabe  erfüllt.  Wir  haben  nachgewiesen,  wie  nur  allein  die  For- 
melfassung für  pfandrechtliche  Entscheidungen  wichtig  ist,  wie  gegen 
sie  alle  andern  Rücksichten  verstummen. 
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Ree.  muss  sich  diese  Entwicklung  vorerst  noch  etwas  näher 
besehen.  Es  wird  von  einem  Pfandbesitz  des  Mävius  gesprochen, 
welchem  durch  denUebcrgang  des  Eigenlhums  auf  denselben  Mävius 
ein  Ende  gemacht  werde.  Was  ist  das  für  ein  Pfandbesitz  des  Mävius? 
Miivius  hat  das  Grundstück  nie,  weder  als  Pfand  noch  sonst  beses- 
sen, bis  Tili us,  der  Besitzer  und  Eigenlhümer  es  ihm  zu  Eigenthum 
tradirte.  Wie  kann  also  durch  diesen  Eigenthumserwerb  des  Mävius 
seinem  Pfandbesitz,  der  nie  existirt  hatte,  ein  Ende  gemacht  worden 
sein?  Woher  dieser  Denkfehler  des  Verfs.?  Es  wollte  dem  Ree. 
schon  oben  nicht  gefallen,  dass  das  Faustpfand  und  das  blosse  Ver- 
tragspfand unter  dem  willkürlichen  Begriff  und  Ausdruck  ßesitzp  fand 
zusammen  gefasst  werden  sollte.  Doch  zur  Bemäntelung  konnte  man 
noch  sagen:  das  Faustpfand  enthält  den  Besitz,  das  Vertragspfand  gibt 
eine  durch  Seruiana  u.  dgl.  vermittelte  Aussicht  auf  den  Besitz.  Beide 
treffen  also  darin  überein,  dass  sie  eine  Beziehung  auf  den  Besitz 
begründen,  nur  freilich  das  eine  so  und  das  andere  anders.  Was 
geschieht  aber  jetzt?  Das  Besitzpfand  kehrt  sich  unversehens  um, 
und  wird  zu  einem  Pfandbesitz.  Besitzpfand  und  Pfandbesitz!  Wer 
ein  Besilzpfand  hat,  hat  Pfandbesitz,  und  wer  Pfandbesitz  hat,  hat 
ein  Besitzpfand.  Dass  der  Faustpfandgläubiger  Pfandbesitz  hat,  das 
versteht  jedermann,  weil  der  Faustpfandgläubiger  das  Pfand  besitzt. 
Aber  nun  soll  der  blosse  Vertragspfandgläubiger  auch  Pfandbesitz 
haben?  Wenn  er  Pfandbesitz  hat,  so  muss  er  auch  Besitz  haben. 
Und  wo  steht  denn  diess?  Weiter.  Wenn  das  pignus,  wie  der  Verf. 
behauptet,  kein  Pfandrecht  mehr  ist,  sondern  eine  Pfandklage  oder 
ein  auf  die  Pfandklage  beschränktes  Recht  oder  ein  Pfandbesitz,  so 
wird  doch  dieser  Pfandbesitz,  zumal  wo  er,  wie  hier,  gar  kein  Besitz 
ist,  auch  auf  die  Pfandklage  beschränkt  sein,  und  was  bat  es  denn 
Tür  einen  Sinn  zu  sagen,  dass  der  Pfandbesitz  zwar  untergeht,  aber 
die  Pfandklage  stehen  bleibt?  Wenn  die  Pfandklage  untergeht,  sagt 
der  Verf.,  so  bleibt  nichts  übrig.  Aber,  darf  man  wohl  fragen,  wenn 
die  Pfandklage  stehen  bleibt,  was  geht  denn  unter?  Und  Paul  Jus 
sagt  doch:  non  polest  pignus  perseuerare  domino  consti- 
tuto  creditore.  Das  kann  also  nicht,  wie  der  Verf.  haben  will, 
bedeuten:  der  Pfandbesitz  gehl  unter,  wenn  der  Credilor  Eigeü- 
tbümer  wird,  sondern  das  Pfandrecht  geht  unter,  und  das  Verhall- 
niss  zu  dem  vorhergehenden  und  zu  dem  nachfolgenden  Satze  kann 
nicht  das  sein,  dass  Paullus  zuerst  das  Bedenken  erregt  hätte,  ob 
das  Recht  des  Pfandbesilzes,  d.  h.  die  Pfandklage  erloschen  sei,  dann 
zugäbe,  dass  zwar  der  Pfandbesitz  aufgehört  habe,  aber  endlich  die 
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erste  Frage  verneinte  und  die  Fortdauer  der  Pfandklage  ohne  Pfand* 
besitz  statuirte.    Vielmehr  sagt  Paul  Ins:  Mehr  Bedenken  macht  es 
mir,  ob  denn  nicht  das  Pfandrecht  erloschen  sei,  und  es  muss  aller- 
dings als  erloschen  betrachtet  werden,  aber  die  Pfandklage  ist  so 
concipirt,  dass  sie  den  Kläger  dennoch  zum  Ziele  führen  wird.  So 
ist  die  Stelle  auch  bisher  ziemlich  allgemein  verstanden  worden.  Und 
dafür,  dass  sie  dieselbe  so  verstanden  haben,  sollen  sich  nun  sämmt- 
liche  Pfandrechtslebrer,  die  lebenden  und  die  todten,  von  dem  Verf. 
zurechtweisen  lassen,  wie  von  S.  86*  bis  93.  nachzulesen  ist,  denn 
ihm  bleibt  jetzt  nur  noch  die  zweite  Hälfte  obiger  Aufgabe  übrig, 
nämlich  „die  Enthüllung  der  Verkehrtheiten,   welche  die 
Auffassung  des  Pfandrechts  als  ius  in  re  überall  begleiten, 
wo  ihr  die  Herrschaft  eingeräumt  wird.     Nirgends  zeigen 
sich  diese  in  abschreckenderer  Gestalt  als  in  den  Inter- 
pretationen des  Paullinischen  Fragments.11  Und  nun  A.  Faber, 
Cujacius,  Jungenfeldt,  Sintenis,  Wening,  Puchta,  Büchel, 
Francke;  —  was  nicht  weiter  verfolgt  werden  soll  und  nicht  recht 
hübsch  zu  lesen  war.   Aber  was  der  Verf.  weiter  vorbringt,  um  dem 
Worte  pignus  die  Bedeutung  Pfandrecht  abzustreiten  und  diejenige 
von  Pfandbesitz  beizubringen,  darüber  noch  folgendes:  Paullus, 
sagt  der  Verf.,  behauptet  keineswegs  die  Unvereinbarkeit  von  Eigen- 
thum  und  Pfandberechtigung,  er  spricht  von  dem  Pfandbesitz,  und 
setzt  dessen  Unvereinbarkeit  mit  dem  Eigenthum  als  eine  ausgemachte 
Sache  voraus,  und  „in  derselben  Weise,  fügt  der  Verf.  hinzu, 
wird  derSatz  rei  suae  pignus  consis tere  non  polest  überall 
aufgefasst,  am  entschiedensten  in  /.  33.  §.5.  De  usurp.  /.29. 
De  pign.  act.,  auch  in  /.  45.  De  R.  J."    Betrachten  wir  diese  an 
die  Spitze  gestellte  /.  33.  §.  5.  (Julian»)   Si  rem  tuam,  cum  bona 
fide  possiderem,  pignori  tibi  dem  ignoranti  tuam  esse;  desino  usu~ 
caperc,  quia  non  intelligitur  quis  suae  rei  pignus  contra  nere.  At 
si  nuda  conuentione  pignus  contr actum  fuerity  nihilominus  usuca- 
piam,  quia  \aU  quamquam)  hoc  quoque  modo  nulluni  pignus  con- 
tractum  uidetur.    Zwei  Fälle:  1.  Der  bonae  fidei  possessor  hat  die 
Sache  dem  Eigenthümer  als  Faustpfand  gegeben,  2.  er  hat  ihm  daran 
ein  blosses  Vertragspfand  bestellt  und  den  Besitz  behalten.  Diese 
beiden  Fälle,  sagt  der  Jurist,  haben  etwas  gleiches  und  etwas  un- 
gleiches.    Das  gleiche,  dass  in  beiden  Fällen  kein  pignus  entsteht; 
das  ungleiche,  dass  im  ersten  die  Usucapion  unterbrochen  wird,  im 
zweiten  (wo  der  Usucapient  den  Besitz  behält)  nicht.     Das  ist  ganz 
deutlich,  wenn  wir  pignus  nach  alter  Weise  für  Pfandrecht  ver- 
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stehen  dürfen.  Wer  die  Sache  zu  Faustpfand  gibt,  verliert  den  Be- 
sitz, und  es  ist  durch  eine  gültige  Verpfändung  bedingt,  dass  er  doch 
fort  usucapiren  kann.  Wer  dagegen  blosses  Vertragspfand  bestellt, 
verliert  den  Besitz  nicht,  uod  es  macht  also  nichts  aus,  ob  das  be- 
stellte Pfandrecht  gültig  oder  ungültig  sei.  Müssen  wir  dagegen 
pignus  als,  Pfandbesitz  verstehen,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Stelle 
ganz  unverständlich.  Wie  kann  man  Pfandbesilz  unmittelbar  nuda 
conuentione  contrahere?  Und  wofür  sollte  Julian  die  Ungültigkeit 
des  Pfandbesitzes  erörtern  in  einem  Fall,  wo  gar  kein  Besitz  über- 
tragen, also  nicht  ein  Mal  ein  Versuch  gemacht  worden  war,  Pfand- 
besitz zu  bestellen? 

Diese  Stelle  beweist  also  nicht  für,  sondern  gegen  den  Verf. 
Die  /.  29.  cit.  beweist  nach  keiner  Seite  hin,  weil  sie  einzig  von  Faust- 
pfand bandelt,  wobei  Pfandrecht  und  Pfandbesitz  beisammen  sind. 
Und  was  endlich  d.  /.  45.  soll  (Neque  pignus  neque  depositum  ne- 
que precarium  neque  emptio  neque  locatio  rei  suae  consistcre  po- 
test),  ist  vollends  nicht  abzusehen,  wenn  anders  nicht  auch  Deposi- 
tums-Besitz utfd  Kaufbesitz  u.  s.  w.  verstanden  werden  muss. 

Doch  genug  von  Einzelheiten  und  von  dem  Exempel,  welches 
der  Verf.  hat  statuiren  wollen  an  Verkehrtheilen  diesseits  oder  jen- 
seits. Es  ist  besser,  sich  jetzt  dem  Stamm  und  der  Wurzel  seiner 
bereits  referirten  Theorie,  zu  deren  Unterstützung  alles  weitere  die- 
nen sollte,  zuzuwenden.  Ree.  befindet  sich  gegenüber  dem  Verf.  in 
einer  seltsamen  Lage.  Wenn  irgend  Jemand,  so  ist  er  überzeugt, 
dass  die  Formeln,  insbesondere  die  Klagformeln  nicht  genau  genug 
beachtet  werden  können,  und  er  hat  diese  Ueberzeugung  in  allen 
Richtungen  seiner  Bearbeitung  des  Römischen  Rechtes  seit  langen 
Jahren  ununterbrochen  bethätigt.  Die  Römer  hatten  in  hohem  Grade 
die  Gabe,  ihre  guten  Rechtsgedanken  in  den  Formeln  richtig  auszu- 
drücken, und  desswegen  gewähren  diese  so  gute  und  sichere  Rück- 
schlüsse auf  jene.  Und  doch  kann  Ree.  dem  Verf.  nicht  beistimmen 
in  seiner  Behauptung  einer  dermassen  besondern  Natur  des  Pfand- 
rechtes, dass  die  Klagformel  das  Dasein  des  Rechtes  bedinge,  dass 
der  Begriff  des  Pfandrechtes  selbst  als  eines  ius  in  re  bloss  secundih 
und  ohne  Einfluss  auf  pfandrechtliche  Fragen  sei,  dass  nur  die  Pfand- 
klage und  ihre  Formel  alles  entscheide,  und  dass  gegen  sie  alle  an- 
dern Rücksichten  verstummen  müssen;  —  niit  Einem  Wort,  dass  sie 
das  höchste  Princip  des  Pfandrechtes  sei. 

Woher  kommt  denn  die  Pfandklage?    Sie  ist  doch  nicht  vom 
Himmel  gefallen,  noch  ist  sie  der  Ursprung  aller  Dinge.    Ein  guter 
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Prätor,  in  den  Fusstapfen  von  Servius  fortschreitend,  hat  sie  com- 
ponirt  und  aufgestellt.    Wozu?  Doch  nicht  als  letzten  Zweck,  nein 
als  Mittel,  als  Ausdruck  für  einen  Rechtsgedanken,  der  in  ihm  lebte 
und  der  verwirklicht  werden  sollte.    Und  was  war  dieser  Rechtsge- 
danke?    Mit  mehr  oder  weniger  klarem  Bewusstsein  ein  ius  in  re 
aliena.     Nicht  Eigenthum,  aber  doch  ein  Rechtsvei  hältniss  des 
Pfandgläubigers  unmittelbar  zu  der  Pfandsache;  kraft  dessen  diese 
ihm  unabhängig  von  der  Persönlichkeit  des  Schuldners  zur  Deckung 
und  Befriedigung  dienen  sollte.    Damit  sie  dies  könnte,  stellte  der 
Prälor  seine  Klage  auf,  mittelst  welcher  jener  unter  gewissen  Bedin- 
gungen von  jedem  Besitzer  die  Sache  oder  das,  wozu  ihm  die  Sache 
erst  dienen  soll,  d.  h.  Befriedigung,  erlangen  kann.    Aber  das  ius 
civile  weiss  nichts  von  einem  solchen  Recht.  So  erkennt  es  der  Prä- 
tor aus  eigner  Macht  an.    Aber  die  Formel  sagt  nichts  von  einem 
solchen  Recht,  sie  ist  in  factum  concepla.    Weil  der  Prätor  weder 
ein  civiles  Recht  erschaffen,  noch  den  iudex  da,  wo  keines  ist,  auf 
eines  als  Bedingung  der  Coudemnation  anweisen  kann,  wenn  er  dem 
Kläger  helfen  will,  sondern  seine  Machtvollkommenheit  gebrauchen, 
dem  iudex  die  relevanten  Thatsachen  bezeichnen  und  ihm,  falls  diese 
vorhanden  seien,  die  Gondemnation  aus  Subordination  nicht  aus  ius 
civile  befehlen  muss.    Mit  Einem  Worte,  es  ist  nicht  ein  civiles  ius 
in  re,  das  Pfandrecht,  sondern  ein  prätorisches,  und  muss,  wenn  der 
Rechtsgedanke  des  Prätor  realisirt  werden  soll,  in  den  geeigneten 
Formen  gehandhabt  werden.    Ist  es  doch  als  wenn  von  dem  Gegen- 
satz zwischen  civilem  und  prätorischem  Recht  noch  nie  die  Rede  ge- 
wesen wäre.    Kein  Mensch  nimmt  Anstoss  daran,  wenn  die  Kömer 
oder  wenn  wir  sagen :  der  Vater  ist  für  die  Schulden  des  Sohnes 
verpflichtet  oder  selbst  Schuldner,  so  weit  das  peculium  reicht,  oder 
er  ist  es  im  Fall  seines  iussus  solidarisch,  oder  der  Greditor  des  ma- 
gister  hat  auch  den  exercitor  zum  Schuldner.   Und  doch  ist  das  auch 
keine  civile  Obligation,  sondern  eine  prätorische.    Nach  ius  civile 
gehen  die  Schulden  des  Sohnes  und  des  magister  den  Vater  und  den 
exercitor  eben  so  wenig  an  wie  den  A.  die  Schulden  des  ersten  besten  B. 
Die  Schulden  jener  Personen  sind  für  diese  ganz  gleichgültige,  un- 
juristische Thatsachen.    Der  Prätor  verleiht  ihnen  aber  Erheblichkeit, 
indem  er  dem  iudex  befiehlt.,  den  Vater  und  den  Exercitor  aus  den 
Schulden  des  Sohnes  und  des  magister  zu  condemniren,  obgleich  er 
sonst  wohl  weiss,  dass  man  aus  den  Schulden  des  A.  nicht  den  /»'., 
sondern  den  A.  condemnirt.    Vom  Standpunkte  des  ius  civile  ist  es 
keine  Obligation,  von  dem  des  prätorischen  Rechtes  ist  es  eine,  von 
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demjenigen,  welcher  beide  als  coordinirte  Rechtstheile  unter  sich 
fasst,  ist  es  eine  prätorische  Obligation,  aber  keine  civile. 

Gerade  so  das  Pfandrecht  als  ins  in  re.  Bei  diesem  scheint 
wesentlich  die  Art,  wie  in  manchen  Stellen  die  Confusion  (sowohl 
die  Vereinigung  von  Eigenthum  und  Pfandrecht  als  die  von  creditum 
und  debitum  in  Einer  Person)  behandelt  wird,  den  Verf.  irre  gelei- 
tel zu  haben.  Dass  man  an  seiner  eignen  Sache  kein  Pfandrecht  ha- 
ben kann,  lehrt  nicht  bloss  die  bei  dem  Verf.  so  Übel  angeschriebene 
Dogmatik,  sondern  auch  der  gesunde  Menschenverstand;  denn  was 
Einem  schon  gehört,  darauf  kann  er  sich  nicht  erholen  für  etwas, 
das  er  erst  noch  zu  fordern  hat.  Und  gegen  sich  selbst  kann  man 
doch  auch  nicht  eine  Forderung  haben.  Das  erkennen  auch  die  Rö- 
mer an  in  den  Stellen,  welche  der  Verf.  selbst  angeführt  hat,  und  wel- 
che man  sich  nur  nicht  durch  exegetische  Künste  verderben  darf. 
Das  volle  Recht  des  Eigenthums  macht  in  der  Regel  das  weniger 
umfängliche  Pfandrecht  auch  praktisch  völlig  entbehrlich,  und  wer 
die  rei  uindicatio  hat,  wird  die  hypothecaria  nicht  vermissen. 
Diese  praktische  Entbehrlichkeit  des  Pfandrechtes  und  seiner  Klage 
neben  dem  Eigenthum  unterliegt  aber  gewissen  Ausnahmen,  in 
Folge  der  Intensität  des  Pfandrechtes,  welches  für  Erlangung  des 
Besitzes  das  Eigenthum  überwindet,  und  daher  in  der  Hand  eines 
Andern  dem  Eigenthümer  gefährlich  werden  kann,  und  in  Folge  an- 
derer Verhältnisse.  Solche  Ausnahmen  finden  sich  in  dd.  L  30.  §.  1. 
De  exc.  rei  iud.  /.  59.  pr.  Ad  SC.  Trebell.  und  anderwärts.  In  die- 
sen Ausnahmefällen  kann  es  so  kommen,  dass  der  Eigenthümer  in 
Folge  des  erworbenen  Eigenlhums  und  des  dadurch  verlornen  Pfand- 
rechts hinsichtlich  der  Sache  schlimmer  daran  ist,  als  wenn  er  nicht 
Eigenthümer,  sondern  blosser  Pfandgläubiger  wäre,  und  dass  zugleich 
in  dieser  seiner  Lage  eine  Iniquität  liegt.  Da  wird  ihm  denn  um 
seines  vergangenen  Pfandrechtes  willen  die  actio  hypothecaria  gleich- 
sam in  integrum  restituirt,  sie  wird  ihm  utiliter  ertheilt.  Halt,  sagt 
der  Verf.,  sie  steht  ihm  wörtlich  zu,  ist  also  nicht  utilis.  Ersteres 
ist  richtig,  letzteres  insofern  als  unsere  Stellen  sie  in  der  That  nicht 
utilis  zu  nennen  pflegen,  desswegen,  weil  man  sich  wirklich  bei  der 
utilis  actio  irgend  eine  veränderte  Vorrichtung  in  der  formula  denkt, 
wofür  hier  kein  Bedürfniss  ist.  Das  ist  aber  eine  rein  zufällige 
Aeusserlichkeit,  die  in  der  Eigenschaft  der  formula  in  factum  con- 
cepta  ihre  Veranlassung  findet.  Wäre  eine  veränderte  Vorrich- 
tung nöthig,  so  würde  man  sie  in  jenen  Fällen  anbringen«  Dass  sie 
aber  nicht  nöthig  ist,  steht  der  Annahme  nicht  entgegen,  dass  die 
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Klage  ausserordentlicher  Weise,  caussa  cognita,  virtuell  also  utiliter, 
erlheilt  wird,  und  dass  sie  nicht  erlhcilt  würde,  wenn  nicht  jene  be- 
soodern  Aequiläts- Gründe  dafür  sprachen.  Ohne  solche  wird  der 
Verf.  keine  einzige  Stelle  aufweisen,  wo  ein  Römischer  Jurist  sich 
gegen  den  Satz,  dass  durch  Gonfusion  das  Pfandrecht  untergeht  und 
die  Pfandklage  ausgeschlossen  wird,  aufgelehnt  hätte.  Wie  unzu- 
lässig jener  Schluss  aus  der  unveränderten  Eilheilung  der  Klage  auf 
deren  ordentliche  Zuständigkeit  ist,  zeigt  sich  darin,  dass  ähnliches 
^aueb  abgesehen  von  allem  Pfandrecht  in  rein  obligatorischen  Ver- 
hältnissen, bei  welchen  doch  auch  der  Verf.  an  der  Regel  des  Unter- 
gangs durch  Gonfusion  nicht  zweifelt,  vorkommen  kanu.  Wenn  Se- 
ms, Crcdilor  des  Titius  ex  stipulalu,  diesen  beerbt,  so  zweifelt  nie- 
mand, dass  die  Forderung  durch  Gonfusion  uniergeht.  Restiluirt 
aber  Seius  die  Erbschaft  ex  Trebelliano  an  den  Numerus,  so  wird 
ihm  nötigenfalls  die  actio  ex  stipulatu  wieder  hergestellt  und  als 
vtilis  ertheilt,  zu  welchem  Behuf  eine  besondere  Vorrichtung  in 
"der  Formel,  etwa  der  Beisatz  si  Numerius  her  es  Titii  esset, 
ntithig  wird.  Gesetzt  aber  Seius  hat  nicht  von  Titius  selbst,  sondern 
iussu  Titii  von  dessen  Sohn  stipulirl,  so  ist  auch  die  Actio  quod 
iussu  des  Seius  gegen  Titius  confundirt,  und  auch  sie  wird  dem  Se- 
ins gegen  den  Numerius  utiliter  hergestellt.  Aber  diese  Klage  lau- 
tet vollkommen  ond  ohne  irgend  welche  Beilbat  oder  Aenderung  so, 
wie  wenn  keine  Gonfusion  eingetreten ,  sondern  Numerius  direct 
Erbe  des  Titius  geworden  wäre,  nämlich  Quod  iussu  Titii  patris 
Seius  de  Gaio  Titii  filio  incertum  stipulatus  est,  quiequid  ob  eam 
rem  Gaium  filium  Seio  tfare  faevre  oportet,  tanti  JSumerium  Seio 
condemna.  Ebenso  wenn  Gajns  nicht  der  Sohn,  sondern  der  tna- 
gister  oder  institor  des  Titius  war,  und  in  vielen  andern  Fällen. 
Wird  nun  um  dieses  Unterschiedes  willen  irgend  jemand  allgemein 
sagen  wollen,  die  actio  ex  stipuiatu  sei  zwar  dem  Untergang  durch 
Gonfusion  unterworfen,  nicht  aber  die  actiones  Quod  iussu,  exerci- 
toria,  institoria  u.  dgl.?  Und  doch  beruhen  diese  Klagen  wie  die 
hypothecaria  auf  der  Macht  des  Prälor,  welche  sich  da  in  der  for- 
mula  in  factum  coneepta,  dort  in  der  Umstellung  der  condemnatio 
von  dem  Schuldner  auf  den  Beklagten  äussert,  ein  Unterschied,  der 
nichts  als  eine  äusserliche  Zufälligkeit  ist.  Und  dass  sie  in  dem  er- 
wähnten Fall  ausserordentlich,  restitutionsweise,  caussa  cognita, 
wenn  gleich  ohne  Beisatz  und  Veränderung  gegeben  werden,  kann 
auch  keinem  Zweifel  unterliegen. 

In  dem  vierten  und  letzten  Abschnitt  des  ersten  Hauptlheüs 
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gehl  nun  der  Verf.  von  dem,  wie  er  glaubt,  festgestellten  Satze :  Das 
Pfandrecht  besteht  in  der  Pfandklage,  mit  ihr  steht  und 
fallt  es,  aus,  und  sucht  die  Eigentümlichkeit  dieses  Inhaltes  an 
dem  Gegensatze  der  alten  Servituten  nachzuweisen  und  in  ihren 
Folgen  anschaulich  zu  machen.  Wenn  man  das  Eigentbum  an  ei- 
nem Grundstück,  so  wird  die  Erörterung  angehoben,  in  seine  ein- 
zelnen Befugnisse  zerlegt,  so  ist  eine  Theilung  derselben  möglich 
entweder  so,  dass  einzelne  derselben  von  dem  Eigenthümer  auf  eine 
andere  Person  übertragen  werden,  so  dass  sich  nun  zu  Einem  Eigen- 
thume  zwei  Berechtigte  finden;  dann  kommen  die  Personal -Servilu- 
ten zu  Stande;  oder  so,  dass  das  Eine  Eigenthum  in  zwei  Eigen- 
thumsrechte  aus  einander  geht,  nicht  nur  auf  zwei  Personen  sich  ver- 
lheilt; so  finden  sich  die  Prädialservituten.  Daraus  ergebe  sich, 
dass  die  Personal-Servituten  Theile  des  Eigenthums  seien,  die  Prä- 
dialservituten dagegen  aufgehört  haben  Theile  des  herrschenden 
Eigenthums  zu  sein,  dass  sie  vielmehr  einem  fremden  Eigentbum  als 
Qualitäten  einverleibt  seien.  Nach  ursprünglichem  und  strengem 
Sprachgebrauch  heissen  nur  die  iura  praediorum  Servituten,  für 
den  ususfruetus  finde  sich  vorzugsweise  der  Ausdruck  ius  praedii. 
Für  letzleres  werden  /.  70.  §.  2.  De  fidei.  uod  /.  66.  §.  6.  De  lega- 
tts  2.  angeführt.  (?)  Mit  keiner  von  beiden  Klassen  zeige  der  Pfand- 
anspruch die  mindeste  Verwandtschaft;  der  Gläubiger  habe  keinen 
Theil  an  dem  emolumentum  rei  alienae,  noch  viel  weniger  trete  er 
selbst  als  Eigenthümer  auf.  Von  einer  Theilung  des  Eigcnlhums  an 
der  Pfandsache  zwischen  zwei  Berechtigten  oder  gar  zwischen  zwei 
Eigentümern  sei  keine  Rede;  die  Pfandklage  sei  von  der  einen 
gleich  weit  entfernt  wie  von  der  andern,  während  siel)  Emphyteuse 
und  superficies  mehr  an  die  Personal -Servituten  anschliessen.  Ree. 
ist  es  dem  Verf.  schuldig,  ausdrücklich  zu  bemerken,  dass  er  diese 
Entwickelung  nur  sehr  unvollständig  wieder  gegeben  bat  und  sie  we- 
sentlich dem  Nachlesen  in  dem  Buche  selbst  anbeim  stellt.  Es  ist 
ihm  darin  nichts  aufgefallen,  was  neuen  bedeutenden  Stoff  zur  Be- 
antwortung der  bisher  besprochenen  Grundfragen  darböte,  und  indem 
einerseits  füglich  zugegeben  werden  kann,  dass  das  Pfandrecht  ein 
ganz  anderes  ius  in  re  aliena  sei  als  die  Prädial-  und  Personal-Ser- 
viluten, so  ist  doch  auch  in  diesem  Abschnitt  nichts  zu  finden,  was 
entgegen  stände,  es  dennoch  mit  diesen  unter  dem  Begriff  des  ius 
in  re  zu  vereinigen.  Und  dasselbe  gilt  von  den  Detail-Erörlerungeu 
über  Operis  novi  nunciatio,  damnum  infecium  und  das  Legat  einer 
mit  Servitut  oder  Pfandrecht  beschwerten  Sache,  alles  in  Beziehung 
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auf  die  verschiedene  Stellung  der  Inhaber  dieser  Rechte  in  den  da- 
bei zur  Sprache  kommenden  Verhältnissen. 

Damit  ist  der  erste  Haupllheil  geschlossen.  Da  dieser  die 
Grundlage  des  ganzen  Werkes  bildet,  so  hielt  es  Ree.  für  sachge- 
mäss,  die  Hauptgedanken  des  Verfs.  und  ihre  Begründung  nicht  al- 
lein mit  einer  gewissen  Ausführlichkeit  darzulegen,  sondern  auch 
seine  eigenen  Bedenken  und  positiv  entgegen  stehenden  Ansichten 
mit  einiger  Genauigkeit  zu  entwickeln. 

Die  Fortsetzung  desselben  Verfahrens  scheint  nun  bei  den  zwei 
noch  übrigen  Hauplthcilon  und  ihrem  grossen  Detail  (S.  139  —  636.) 
weder  nothwendig  noch  mit  den  räumlichen  Grenzen  einer  Recen- 
sion  vereinbar  zu  sein,  und  es  mag  daher  für  diesen  grossen  Rest 
eine  mehr  summarische  Uebersicht  mit  gelegentlichen  kurzen  Ein- 
würfen und  Zwischenbemerkungen  um  so  eher  für  die  jetzige  Aufgabe 
genügen,  als  ohne  allen  Zweifel  noch  manche  andere  Stimme  über 
das  sehr  interessante  und  weithin  langende  Buch  sich  erheben  wird. 

Der  erste  Abschnitt  des  zweiten  Haupttheiles  (V.)  ist  überschrie- 
ben: „Die  mit  dem  Besitzpfand  verbundenen  materie//eo 
Befugnisse,  insbesondere  der  Fruchtgenuss."  An  der  Spitze 
der  Satz:  Der  rechtliche  Gehalt  des  Pfandrechtes  ist  die 
Pfandklagc.  Von  dem  rechtlichen  Gehalt  sind  aber  die  materiellen 
Befugnisse  zu  unterscheiden  (diese  gehören  also  nicht  zum  rechtli- 
chen Gehalt?).  Jedes  Pfand,  mag  das  Eigenthum  oder  der  Besitz 
versetzt  sein,  soll  dem  Gläubiger  Befriedigung  ohne  alles  Zu- 
thun  des  Schuldners  sichern.  Darin  besieht  der  Nutzen  der  Ver- 
pfandung, und  diese  materielle  Seite  des  Instituts  ist  sogar  für  das 
praktische  Leben  weitaus  die  Hauptsache.  So  gibt  es  also  eine  dop- 
pelte Persecution  des  Pfandes,  die  rechtliche  durch  die  Pfandklagen, 
die  materielle  zum  Zweck  der  Selbstbefriedigung  (was  heisst  eigent- 
lich Persecution  in  diesem  neuen  Zusammenbang?).  Beide  sind 
gleich  wichtig,  aber  in  verschiedenen  Kreisen:  die  Klage  begründet 
das  Recht  und  leitet  die  Theorie,  die  Selbstbefriedigung  dagegen  ist 
für  das  Recht  und  die  Theorie  ohne  Bedeutung  und  dennoch  der  von 
dem  Gläubiger  allein  beabsichtigte  Nutzen  der  Pfandbeslellung  (ist 
eigentlich  jene  materielle  Befugniss,  z.  B.  des  Fruchtgenusses, 
kein  Recht?  oder  soll  nur  das  wirkliche  Recht  des  Fruchtgenusses 
für  das  Recht  und  die  Theorie  ohne  Bedeutung  sein?  und  warum?) 
Diese  materielle  Persecution  hat  eine  geschichtliche  EntWicke- 
lung, die  von  jener  der  Pfandklagen  ganz  unabhängig  da  steht.  Es 
sind  darin  zwei  Perioden,  vor  und  nach  der  Ausbildung  des  Pfand- 
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Verkaufs,  das  letzte  Jahrhundert  vor  Ulpiau  ist  muthmasslich  die 
Zeit  des  Uebergangs,  (7.  14.  §.1.  De  pec.  const.  „guum  utilitas 
pignorum  irrepserit,"  wo  utilitas  mit  der  Ausbildung  der  Ver- 
kaufsbefugniss  offenbar  zusammen  hänge).  Der  Pfand  verkauf  ist 
unstreitig  das  einfachste  und  vollkommenste  Mittel  der  Befriedigung 
(und  von  der  alten,  unvollkommenem  fiducia  her  wohlbekannt),  und 
eben  desshalb  bezeichnet  seine  Ausbildung  einen  entschiedenen  Fort- 
schritt in  der  Entwicklung  des  Real-Caution.  Aber  es  verflossen 
lange  Jahrhunderte,  ehe  die  Besitzverpfandung  diese  Höhe  erstieg 
(in  welches  Jahrhundert  setzt  denn  wohl  der  Verf.  die  Aufstellung 
der  Seruiana  ungefähr?).  Bis  dahin  half  man  sich  durch  verschie- 
dene viel  beschwerlichere  und  unvollkommenere  Mittel.  Der  Gläubi- 
ger war  zunächst  an  den  Fruchtgenuss  gewiesen;  er  konnte  das 
Grundstück  bebauen  oder  verpachten,  das  Haus  bewohnen  oder  ver- 
mieden, Sclaven  und  Thiere  für  sich  arbeiten  lassen  oder  zur  Arbeit 
an  andere  verdingen.  Wo  sich  das  Pfand  zn  keinem  derartigen 
Fruchtgenuss  eignete,  da  half  man  durch  besondere  Verträge,  etwa 
durch  einen  bedingten  Verkauf  oder  durch  eine  commissorische  Ver- 
abredung. Zuletzt  blieb  immer  noch  die  Herbeiführung  des  Concur- 
ses,  welche  vor  der  Ausbildung  der  bonorum  possessio  et  uenditio 
dem  besitzenden  Pfandgläubiger  die  Möglichkeit  der  Usucapion,  nach- 
her die  Erzielung  besserer  Procente  eröffnete.  Unter  diesen  Aus- 
kunftsmitteln zeichnet  sich  der  Fruchtgenuss  durch  regelmässigen 
Eintritt,  ebenso  durch  seine  Unabhängigkeit  von  jeder  besondern  Be- 
,  redung  aus,  und  kann  eben  desshalb  als  der  wahre  Stellvertreter  des 
Pfandverkaufs  in  der  frühern  Zeit  betrachtet  werden.  Der  Zustand  der 
Quellen,  so  fährt  der  Verf.  fort,  ist  unserer  Untersuchung  nicht  sehr 
günstig.  Die  Ausbildung  der  Verkaufsbefugniss  musste  die  Befriedigung 
durch  blossen  Fruchtgenuss  in  den  Hintergrund  drängen.  Das  Recht  dazu 
hatte  zwar  auch  jetzt  noch  jeder  Gläubiger,  er  konnte  den  Pfandver- 
kauf unterlassen  und  dem  Fruchtgenuss  selbst  gegen  den  Willen  des 
Schuldners  den  Vorzug  geben,  /.  G.pr.De  pign.  act.  (worin  keine  Silbe 
von  Fruchtgenuss).  Aber  der  Verkauf  bildete  nun  doch  immer  die 
Regel,  daher  die  Spärlichkeit  der  Quellenzeugnisse  über  den  Frucht- 
genuss. Die  Schriftsteller  endlich  kennen  nur  den  Pfandverkauf,  sie 
finden  in  ihm  den  nothwendigen,  nicht  nur  materiellen,  sondern 
auch  rechtlichen  Inhalt  jedes  Pfandes,  (sie  werden  vermuthlich 
diesen  Unterschied  noch  lange  nicht  begreifen  t),  und  lassen  ihn  da- 
her mit  dem  pignus  selbst  entstehen.  Kein  Wunder,  wenn  für  die 
Befriedigung  aus  dem  Fruchtertrag  keine  Stelle  übrig  bleibt. 
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-  Der  Verf.  stellt  darauf  (S.  141.)  die  Frage:  Welcher  rechtliche 
Zusammenbang  verbindet  den  Fruchterwerb  des  Pfandgläubigers  mit 
der  Verpfändung  des  Besitzes?    Antwort:  er  wird  als  bonae  fidei 
possessor  behandelt.    Alles  Gewicht  ruht  bienach  auf  der  rechtli- 
chen Natur  des  Pfandbesitzes.    Wie  bei  dem  Eigenthumspfand 
das  Eigenthum ,  so  wird  bei  dem  Besitzespfand  der  Besitz  von  dem 
Verpfänder  auf  den  Pfandgläubiger  abertragen  (doch  nur  beim  Faust- 
pfand, welches,  wie  es  scheint,  hier  allein  Besitzespfand  heisst,  und 
mit  Recht).    In  beiden  Fällen  leitet  der  Gläubiger  sein  Recht  voo 
dem  Verpfänder  ab,  nur  der  lobalt  dieses  Rechtes  ist  verschieden, 
bei  der  fiducia  Eigenthum,  bei  dem  pignus  Besitz  (oben  hiess 
es:  der  Besitz  ist  ein  reines  Factum  und  bleibt  es  u.  s.  w.).  Jetzt 
ergibt  sich  die  rechtliche  Gestaltung  von  selbst,  nämlich  der  Ver- 
pfänder besitzt  nicht  mehr,  sondern  der  Gläubiger,  dieser  setzt  den 
Besitz  Von  jenem  fort.   Daher  accessio  temporis,  daher  keine  Unter- 
brechung der  Usucapion  des  Verpfänders  (warum  daher?),  daher 
fehlt  dem  Gläubiger  der  animus  domini  und  alles,  was  durch  diesen 
bedingt  ist,  namentlich  Usucapion  und  Erwerb  durch  den  Sclaven 
(aber  der  Usufructuar  und  Usuar  haben  anch  nicht  den  animus  rfo- 
mini,  und  sie  erwerben  doch  durch  den  Sclaven  ex  quibusdam  cau&- 
sis;   und  der  ganze  Frucht genuss  soll  ja  materiell  gleichsam  im 
Pfandrecht  oder  Pfand  besitz  stecken?).    Der  so  geartete  Pfandbesitz 
ist  also  eine  bonae  fidei  possessio,  das  Wissen  des  fremden  Eigen- 
tums wird  unschädlich  für  die  bona  fides  durch  die  Einwilligung 
des  Eigentümers.    Wie  der  bonae  fidei  possessor  erwirbt  also  der 
Pfandgläubiger  an  allen  eigentlichen  Früchten  durch  die  blosse  Se- 
paration volles  Eigenlhum,  aber  nur  so  lange  als  der  Verpfänder  Ei- 
genlhümer  ist.  An  dem  Sclavenkind  bekommt  er  dagegen  Pfandrecht 
und  Pfandbestiz  (mit  Unterschied,  wie  der  Verf.  genau  ausführt). 
Für  dieses  Recht  an  dem  Sclavenkind  und  an  den  Früchten  macht 
rs  keinen  Unterschied,  ob  der  Besitz  freiwillig  übergeben  oder  durch 
Klage  erlangt  wurde.  Dieser  Fruchterwerb  des  Pfandglitubigers  dau- 
ert auch  nach  Bezahlung  oder  Deposition  der  Schuld  fort,  mala  fides 
superueniens  non  nocet.     Das  wird  durch  /.  11.  C.  De  usuris  aus- 
drücklich bestätigt  (Doch  wobl  nicht.    Ex  praediis  pignori  obliga- 
tis  creditor  post  oblalam  sibi  iure  pecuniam,  quam  non  suseepit,  si 
fruetus  accepil,  exonerari  sortis  debitum,  certum  est.).    Ausser  den 
natürlichen  und  civilen  Früchten  steht  dem  Pfandgläubiger  auch  die 
Nutzung  zu,  das  Pfand  weiter  zu  verpfänden,  /.  49.  De  usuris  1. 121. 
De  V,  S.  Der  blosse  Gebrauch  eines  zu  keinerlei  Fruchlertrag  be- 
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stimmten  Objecto  ist  dagegen  untersagt,  und  zieht  die  Strafe  «fes 
Diebstahls  nach  sich.  /.  54.  pr.  De  furtis.  Solche  Gegenstände  sind 
also,  wie  Papinian  sich  ausdrückt,  '  reposita  propter  contractu* 
fidem  ac  restiluendae  rei  uinculiun,  l.  9.  §.  2.  De  supell.  lega.  Zu 
ihrer  Aufbewahrung  dienen  eigene  hiefür  bestimmte  Magazine.  (In 
d.  /.  9.  heisst  es:  Supellectili  sua  omni  legata  aeeeptum  argen  tum 
pignori  non  continebitur,  quia  supellectilem  suam  legauit:  utique 
si  non  in  usu  creditoris  id  argentum  uoluntate  debitoris  fuit,  sed 
repositum  (ah  propositum)  propter  contractu*  fidem  ac  restitu- 
endae  rei  uinculum.  Mit  diesen  wenigen  Worten  beseitigt  der  Verf. 
jene  wichtige  Regel  der  Unzulässtgkeit  des  Gebrauchs,  welche  allein 
genügt,  um  gegen  den  ganzen  Fruchtgenuss  in  der  Art  wie  er  von 
ihm  dargestellt  wird,  und  gegen  die  Gleichstellung  mit  dem  bonae 
fidei  possessor  die  grössten  Zweifel  zu  erregen,  die  eine  ganz  an- 
dere Lösung  erfordert  hatten,  wenn  eine  solche  überhaupt  möglich 
ist,  und  man  nicht  vielmehr  bei  der  Ansicht  stehen  bleiben  muss, 
dass  dieser  wesentlich  auf  Abrechnung  angelegte  Fruchtgenuss  an- 
statt gleichsam  in  der  Bestimmung  des  Pfandrechts  zu  liegen,  viel- 
mehr entweder  fiducre  oder  besondern  Vertrag  oder  die  liebe  Noth 
(weil  doch  das  Grundstück  bewirthschaftet  werden  muss,  und  hiefür 
zunächst  unter  dem  Gläubiger  steht,  wenn  er  es  besitzt)  zu  seiner 
besondern  Begründung  erfordert,  vgl.  Göschen,  Pandekten  §.  342. 

Das  Abrechnungsverhältniss  wird  nun  von  dem  Verf.  im  richti- 
gen Gegensatz  zu  dem  bonae  fidei  possessor  dargestellt,  tfhd  dann 
noch  der  Fall  der  auf  die  Früchte  besonders  gerichteten  Verpfandung 
und  der  Gesichtspunkt  der  omnis  caussa,  unter  welchen  die  Früchte 
bei  der  actio  hypothecaria  fallen  können,  gehörig  ausgeschieden. 

Auf  den  Fruchtgenuss  folgt  jetzt  in  dem  Buche  Abschnitt  VI. 
der  Pfandverkauf.  Nicht  lange,  so  fängt  die  Geschichte  desselben 
an,  vor  Ulpians  Blüthezeit  wurde  der  Pfandverkauf  gebräuchlich. 
Man  fing  an,  die  Verkaufsbefugniss  zu  verabreden,  so  dass  der  Gläu- 
biger dann  nicht  mehr  bloss  den  Ertrag,  sondern  auch  das  Eigen- 
thum selbst  zu  seiner  Befriedigung  verwenden  durfte.  Die  Ver- 
besserung und  Ucbertragung  fremden  Eigenthums  war  so  anomal, 
dass  ihre  Anerkennung  nur  erst  in  einer  Zeit  entschieden  werden 
konnte,  welche  den  Forderungen  des  Lebens  Uber  die  Consequenzen 
der  Rechtstheorie  allenthalben  den  Sieg  einräumte.  Ein  anderer 
Beweis  wird  für  die  behauptete  Zeit  dieses  Anfangs  von  Pfandver- 
kauf und  für  dessen  chronologisches  Verhältniss  zu  dem  angeblichen 
Fruchtgenuss  nicht  geführt.   Eben  so  wenig  für  die  weitere  Behaup- 
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tung,  dass  das  pactum  de  uendendo,  wenn  es  auch  durch  Einverlei- 
bung in  dieselbe  Urkunde  änsserlich  als  ein  untergeordneter  Theil 
der  Verpfändung  erschien,  doch  rechtlich  ein  völlig  gesondertes  Ver- 
kommniss  gewesen  sei,  und  dass  demnach  jetzt  zwei  selbständige 
Verlrüge  neben  einander  gestaoden  haben,  der  eine  mit  Pfandrecht 
und  Pfandklage,  der  andere  als  Grund  der  Möglichkeit  der  Befriedi- 
gung ohne  Fruchtbezug. 

-Dagegen  wird  nun  sehr  sorgfältig  und  genügend  bewiesen,  dass 
anfänglich  ein  ausdrücklicher  Verkaufsvertrag  für  nothwendig  gehal- 
ten worden  sei,  später  dagegen  dessen  Abschluss  (oder  vielmehr  die 
Verkaufsbefugniss  als  durch  die  Verpfändung  gegeben  und  im  Pfand- 
recht enthalten)  sich  von  selbst  verstanden  habe.  Zu  diesem  Behuf 
werden  angeführt:  Gai.2.,  62.»  64.  (an  der  Erklärung  des  olim  ist 
wohl  kein  Zweifel)  /.  14.  §.  5.  De  diu.  temp.  (Scaeuola)  /.  8.  §.4. 
De  pign.  act.  (Pomponius)  /.3.  Quaerespign.  (Pau/lus  aus  Aristo 
ad  Neratium  Priscum);  in  welchen  Stellen  allen  das  pactum  de  uen- 
dendo  ausdrücklich  vorausgesetzt  und  mitunter  auf  dessen  Unterlas- 
sung ebenfalls  entscheidendes  Gewicht  gelegt  wird.  Ferner  weist 
der  Verf.  nach,  wie  aus  der  Interpretation  des  pactum  de  uendendo 
(wovon  die  Formel  bei  Gaius  Ut  iiceret  creditori  pignus  uen- 
dere  si  pecunia  non  soiuatur  zum  Grunde  gelegt  wird)  die  The- 
orie des  Pfandverkaufs  sich  entwickelt  habe,  doch  so,  dass  manches 
fortwährend  auf  die  Vertragsbestimmungen  des  einzelnen  Falles  ab- 
gestellt geblieben  sei,  wie  namentlich  das  Erforderniss  der  Denuncia- 
tion,  die  Zeit  des  Verkaufs  u.  s.  w.  Für  diese  Bedeutung  der  Ver- 
tragsauslegung wird  besonders  hingewiesen  auf  /.  8.  §.  3.  5.  De 
pign.  act.  I.  4.  C.  eod.  I.  4.  De  dislract.  pign.  I.  10.  C.  eod.  L  3. 
§.  1.  C.  De  iure  dorn,  impetr.  Wenn  nun  aber  der  Verf.  (S.  173.) 
weiter  sagt:  ,, Schon  zu  Severus  Alexanders  Zeit  erscheint 
der  Verkaufsvertrag  als  stehende  Clausel  der  Pfandurkun- 
den (7.  4.  C.  De  pign.  act.  Pactum  uulgare,  quod  proposuistis ,  ut 
si  intra  certum  tempus  pecunia  soluta  non  fuisset,  praedia  pignori 
uel  hypothecae  data  uendere  Iiceret ,  non  adimit  debitori  aduersus 
creditorem  pignoratitiam  actionem.);  in  ihm  liegtjene  utilitas 
pignorum,  welche  wohl  nicht  lange  vorUIpians  Zeitalter  der 
Besitzesverpfändung  allgemeine  Verbreitung  verschaffte 
(/.  14.  §.1.  De  pecun.  const.  (Ulpian.)  Si  quis  constituerit,  se  pig- 
nus  daturum,  quum  utilitas  pignorum  irrepserit,  debet  etiam 
hoc  constitutum  admitti.J:  so  steht  diess  mit  dem  Vorhergehenden  und 
dem  Folgenden  in  einem  seltsamen  Verbältniss,  denn  schon  bei  Ga- 
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ins  und  seinen  Zeitgenossen  bat  ja  der  Verf.  eine  Formel  des  Ver- 
kaufsvertrages nachgewiesen ,  und  seine  Beispiele  reichen  bis  zu 
Trajan,  ja  mittelst  l.ß.  De  pignoribus  bis  zu  Labeo  hinauf.  Und 
demnächst  sagt  der  Verf.  selbst:  Der  Verkauf  und  die  Befriedigung 
aus  dem  Erlös  ist  nun  (d.  h.  doch  eben  zu  Ulpians  Zeil)  so  sehr 
die  Hauptsache ,  dass  die  blosse  Verabredung,  ut  uendere  liceret 
auch  ohne  pactum  pignoratitium  als  giltige  Pfandbestellung  ausge- 
legt, /.  3.  §.  2.  Qui  potiores  (Papin.)  (und  doch  sollen  Pfandver- 
trag und  pactum  de  uendendo  als  zwei  ganz  selbständige  und  unab- 
hängige Verträge  neben  einander  gestanden  haben?),  das  Verkaufs- 
recht als  der  wesentliche  Inhalt  des  Pfandes  (das  heisst  doch  wohl 
des  Pfandrechtes,  nicht  z.  B*  der  verpfändeten  Thiere,  auch  nicht  des 
Besitzes,  der  ein  blosses  Factum  ist,  und  bei  dem  blossen  Vertrags- 
pfand vorerst  gar  nicht  existirt)  hervorgehoben,  und  in  den  Rechts- 
Systemen  (z.  B.  bei  Gaius)  das  pignus  bei  der  uenditio  rei  alienae 
abgehandelt  wird.  Vollendet  erscheint  die  Herrschaft  dieses  Ge- 
sichtspunktes in  dem  Satze,  dass  auch  ohne  ausdrückliche  Verabre- 
dung das  Verkaufsrecht  sich  von  selbst  versteht.  So  schildert  uns 
Ulpian  den  Rechtszustand  seiner  Zeit,  und  im  Eiuklang  hiermit  wird 
in  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  der  Verkauf  ohne  vorhergehen- 
den Vertrag  zugelassen  und  geradezu  als  eine  mU  der  Pfand- 
Convention  nothwendig  verbundene  Befugniss,  als  ein  ius 
creditoris  dargestellt.  Also,  muss  Ree.  fragen,  sind  nun  doch 
Pfandrecht  und  Recht  zu  verkaufen  nicht  mehr  zwei  verschiedene 
Dinge?  und  jene  „materielle  Persecution  des  Pfandes  zum 
Zweck  der  Selbstbefriedigung«  ist  jetzt  doch  nicht  mehr  „für 
das  Recht  und  die  Theorie  ohne  Bedeutung41? 

Ganz  befriedigend  löst  der  Verf.  sodann  noch  folgende  Fragen 
(S.  175.):  1°.  Wo  kein  Vertrag  die  Norm  liefert,  was  soll  da  an 
dessen  Statt  über  die  Rechte  der  Parteien  entscheiden?  dahin:  Die 
Theorie,  wie  sie  sich  aus  der  Interpretation  des  Vertrags  heraus  ge- 
bildet hat,  wird  nun  selbständig,  abgelöst  von  ihrer  Grundlage,  zur 
Anwendung  gebracht  und  so  mit  dem  Vertrag  auch  dessen  ganzes 
Recht  supplirt.  So  werden  manche  Regeln  ganz  allgemein  für  jede 
Art  des  Pfandverkaufs  aufgestellt,  andere,  welche  aus  einem  gewöhn- 
lichen pactum  de  uendendo  abgeleitet  werden,  erlauben  analoge  An- 
wendung auf  Verpfändungen  ohne  solches;  nur  die  Sätze  nicht,  wel- 
che aus  ganz  cooereten  Verabredungen  entspringen,  wohin  z.  B.  die 
Zeit-Gonventionen  gehören.  —  2°.  Welches  Interesse  konnte  zu  der 
Aufnahme  eines  ausdrücklichen  pactum  de  uendendo  bewegen,  seit« 
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dem  sich  das  Verkaufsrecht  von  selbst  verstand?  Dieses  knüpft  sich 
an  die  Möglichkeit,  das  gemeine  Recht  nach  Willkür  abzuändern,  so- 
dann an  die  grössere  Freiheit  und  Formlosigkeit  des  Verkaufes  selbst. 
So  kann  in  Folge  eines  pactum  de  uendendo  sofort  bei  der  Fällig- 
keit verkauft  werden,  /.  8.  §.  3.  De  pign.  acl.  I.  4.  De  dislr.  pign., 
ohne  solches  und  bei  dem  pactum,  welches  den  Verkauf  ausschliesst, 
erst  nach  dreimaliger  Denunciation,  Pauli,  2.,  5.,  1.  /.  4.  De  pign, 
act.  L  18.  C.  De  admin.  tut.  Die  /.  10.  C,  De  pignoribus  ist  nicht 
entgegen,  da  sie  von  der  processualischen  Denunciation  spricht. 
Es  folgen  dann  S.  181.  H".  die  Vermuthungen  des  Verfs.  über  die 
Form  der  Denunciation  zur  Zahlung,  dann  wird  die  Proscription  des 
Pfandverkaufs  besprochen  mit  den  Rcchtsnachthcilen,  welche  ihre 
Unterlassung  begleiten  hei  der  dominii  impetratio  und  sonst,  und 
ihre  spatere  Abschaffung  erst  durch  die  Rechtsübung,  dann  durch 
Justinian.  Endlich  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Entstehung 
des  gemeinrechtlichen  Pfandverkaufs  (ohne  pactum  de  uendendo) 
dem  pactum  ne  distraherc  liieret  seine  Entstehung  gab.  Allein, 
sagt  der  Verf.,  die  Verkaufsbcfugniss  war  allgemach  so  sehr  zur 
Hauptsache  geworden  und  die  Selbstbefriedigung  aus  dem  Erlös  mit 
dem  Begriff  des  pignus  so  vollkommen  ideutiOcirt,  dass  jenes  Verbot 
mit  der  Pfandbestellung  unvereiubar  erschien,  l.  \.  1.5.  De  pign.  act. 
Daran  knüpft  der  Verf.  eine  Interpretation  der  /.  2.  Qui  potiores 
mit  etwas  willkürlichen  und  wohl  unnolhigeu  factischen  Suppositio- 
nen,  und  schliesst  den  Abschnitt  mit  der  richtigen  Bemerkung,  dass 
die  dem  gemeinen  Rechte  derogirenden  Verträge  je  nach  ihrem  In- 
halte eine  ganz  verschiedene  Geltung  hatten,  und  die  Privalwil/kür 
nur  in  einer  äusserst  beschränkten  Sphäre  vollkommene  Herrschaft 
behielt.  Aus  dem  ganzen  Abschnitt  hat  Ree.  nur  die  Ueberzeugung  • 
nicht  schöpfen  können,  dass  das  Recht  des  Pfandverkaufs  jünger  als 
die  Quasi  Seruiana  oder  hypothecaria  sei. 

Der  siebente  Abschnitt  (von  der  rechtlichen  Selbständigkeit 
des  Pfandverkaufs)  liefert  den  Beweis,  dass  das  Recht  des  Pfandver- 
kaufs weder  auf  einem  Mandat  noch  auf  einem  Procurations-Verhält- 
niss,  sondern  auf  einem  selbständigen  Vertrag  beruhe,  dessen  recht- 
liche Kraft  später  dem  Pfandrecht  selbst  incorporirt  wurde.  Die  /. 
29.  Farn,  herc.  wird  als  Einwendungsgrund  wirksam  beseitigt,  auch 
die  Interpretation  dieser  merkwürdigen  Stelle  an  sich  bedeutend  ge- 
fördert, doch  nicht  absolvirt.  Die  Unabhängigkeit  der  Verkaufsbe- 
fugniss  von  der  Veräusserung  des  Verpfönders  liegt  in  der  eigen- 
thumlichen  Verbindung  der  Verkaufsberedung  mit  dem  Pfandvertrag, 
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zu  dessen  einzelner  lex  conlractus  sie  wird.  Dieser  Anschluss  musste 
durch  die  stillschweigende  Ergänzung  des  Verkaufsvertrags  nicht  we- 
nig begünstigt  werden.  Nun  erst  erschien  die  Incorporalion  als  vol- 
lendet. Das  führte  zu  der  Auflassung  des  pignus  als  ius  in  re,  wel- 
cher Begriff  sich  durch  die  Klage  allein  nicht  rechtfertigen  lässt;  er 
umfasst  mehr  als  sie.  Also  sie  doch  auch?  Nein,  sagt  der  Verf., 
beide  Begriffe  bilden  in  der  Regel  einen  bestimmten  Gegensatz.  Und 
doch,  führt  er  fort,  scheint  diese  Auflassung  keineswegs  sehr  ver- 
breitet gewesen  zu  sein.  Sic  findet  sich  in  zwei  Stellen  allein  (s. 
oben),  und  auch  hier  nur  auf  Veranlassung  einer  Zusammenstellung 
des  pignus  mit  andern  Sachenrechten  (es  war  also  doch  ein  Sa- 
chenrecht, und  was  für  eines  denn  nach  der  Vorstellung  derer, 
welche  es  nicht  für  ein  ius  in  re  hielten?).  Ein  wissenschaftliches 
Interesse  hatte  sie  in  der  That  nicht.  Die  Theorie  ruhte  nach  wie 
vor  auf  der  Klage  allein.  Ist  es  denn,  so  rauss  Ree.  nochmals  fra- 
gen, keine  Theorie,  was  der  Verf.  in  den  letzten  Abschnitten  über 
den  Fruchtgenuss  und  über  die  Verkaufsbefugniss  erörtert  hat?  Es 
scheint  doch  wirklich,  dass  die  grosse  Kunst,  mit  welcher  der  Verf. 
das  ius  in  re  weg-  und  wieder  her-  und  nochmals  wegdisputirt,  ver- 
lorne Mühe  ist,  wenn  man  hinzu  nimmt,  dass  er  von  der  Büchel'- 
schen  Theorie  doch  auch  nichts  wissen  will,  vielmehr  gegen  dieselbe 
einzelne  gute  Gründe  anführt. 

Der  achte  Abschnitt  (die  Einräumung  des  Verkaufsrechts  von 
Seiten  eines  bonae  fidei  possessor  und  eines  praedo)  lässt  das  Schiefe 
und  Unrichtige  der  Theorie  des  Verfs.  recht  augenscheinlich  her- 
vortreten. Der  mit  dem  blossen  Besitzer  (sei  er  bonae  fidei  posses- 
sor oder  praedo)  geschlossene  Verkaufsvertrag  soll  ohne  alle  Wirkung 
bleiben,  so  dass  der  Unterschied,  welcher  rücksichtlich  der  Pfandklage 
zwischen  beiden  Statt  findet,  sich  in  dem  Verkaufsrecht  nicht  fort- 
setzt. Auch  der  Publicianischen  Seruiana  ist  die  Pfandveräusserung 
fremd.  Der  Verkauf  einer  solchen  Pfandsache  kann  daher  nie  als 
Pfandverkauf,  mithin  auch  der  Erlös  nicht  als  Pfanderlös  angesehen 
und  behandelt  werden.  Doch  darf  der  Pfandinhaber  auch  nicht  ein- 
fach als  Besitzer  einer  fremden  Sache  noch  sein  Verkauf  als  Verkauf 
eines  fremden  Eigenthums  aufgefasst  werden,  denn  dazu  würde  es 
ohne  die  Verpfandung  gar  nie  gekommen  sein.  So  ist  die  Ver- 
äusserung  zwar  keine  Pfandveräusserung,  aber  doch  durch 
die  Verpfandung  veranlasst;  ebenso  der  Erlös  kein  Pfand- 
erlös, aber  doch  aus  Anlass  eines  Pfand  Vertrags  gewon- 
nen.   Dieser  wenn  auch  nur  rein  äusserliche  Zusammenhang  gibt 
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dem  Verpfänder  doch  immer  einen  nahern  Anspruch  auf  den  Ver- 
kaufspreis als  dem  Gläubiger.  Der  Erlös  wird  daher  auch  hier  auf 
die  Forderung  abgerechnet,  und  die  Verpfändung  des  Nicht-Eigen- 
tbümers  gewinnt  somit  dieselbe  Wirksamkeit  wie  jene  des  Eigentü- 
mers, nämlich  Befriedigung  aus  dem  Erlös.  Ueberdiess  haben  wir 
hier  einen  Verkauf  (nämlich  einen  unberechtigten!)  ohne  alle  Klage, 
selbst  ohne  die  Seruiana  mit  Publicianischem  Recht,  —  eine  Ano- 
malie (was  ist  denn  da  anomales  ausser  dem,  was  in  allem  unrecht- 
müssigen  liegt?),  welche  sich  nur  aus  dem  hervorgehobenen  Unter- 
schied zwischen  einem  wahren  Pfandverkauf  und  dem  durch  die 
Verpfändung  äusserlich  veranlassten  Verkauf  erklären  lässt.  Und 
das  alles  soll  nun  durch  /.  12.  §.  1.  De  distr.  pign.  bewiesen  wer- 
den, welche  doch  von  der  gewöhnlichen  Ansicht  aus  gar  nichts 
schwieriges  hat,  sondern  es  erst  durch  die  Darstellung  desVerfs.  er- 
hält.  Dass  der  Verpfänder,  wenn  er  seihst  kein  Recht  hat,  dem 
Pfandglaubiger  kein  ius  in  rc  verschaffen  kann,  versteht  sich.  Eben- 
so folgt  es  aus  dem  contractus  pignoratitius  als  bonae  fidei  nego- 
tium^ dass  der  Verpfänder  sich  auf  diesen  Mangel  seines  eignen  Rech- 
tes nicht  gegenüber  dem  Pfandgläubiger  berufen  darf,  und  hinwieder 
von  dessen  Seite  nicht  darunter  leiden  soll,  wenn  es  demselben  ohne 
Recht  so  gut  gegangen  ist,  wie  wenn  er  das  beste  Pfandrecht  erhal- 
ten hätte.  Desswegen  muss  der  Verpfänder  den  Verkauf  gelten 
lassen,  und  der  Gläubiger  muss  den  Erlös,  sobald  er  ihm  gesichert 
ist,  dem  Schuldner  gutschreiben.  Statt  dessen  soll  nun  nach  dem 
Verf.  das  zwischen  dem  Verpfänder  und  Gläubiger  geschlossene  pactum 
de  uendendo  (oder  gewöhnlich  gesprochen  die  Verpfändung  hinsicht- 
lich der  dadurch  entstehenden  Verkaufsbefugniss  des  Creditor)  ohne 
alle  Wirkung  bleiben.  Warum  muss  sich  denn,  wie  der  Verf.  selbst 
angibt,  der  Verpfänder  die  vtilis  actio  empti  wegen  Eviction  von  dem 
Käufer  gefallen  lassen?  liegt  darin  nicht  deutlich,  dass  er  den  Ver- 
kauf eben  als  von  seinem  Stellvertreter  geschehen  (Stellvertreter 
nicht  kraft  eines  wiederrnflichen  Mandates,  sondern  von  Rechtes 
wegen  wie  der  Pfandgläubiger  immer  ist)  anerkennen  muss?  Anstatt 
der  condictio  certi  ist  auf  Seite  des  Eigenlhifmers  wohl  eher  an  die 
utilis  rei  uindicatio  zu  denken. 

Der  neunte  Abschnitt  (die  praediatura)  stellt  die  spärlichen 
Nachrichten  aber  dieses  weit  greifende  Institut  in  einer  schönen  Hy- 
pothese zusammen,  und  enthält  dabei  eine  sehr  beaebtenswerthe  Er- 
klärung des  alten  praes,  als  eines  mit  seiner  Person  und  seinem 
ganzen  Vermögen  in  vorzüglichem  Sinne  verhafteten  Bürgen.  Das 
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obligare  praedem  und  praedia  fdhrt  den  Verf.  auf  die  Schlüsse, 
welche  man  aus  dem  Ausdruck  rem  obligare  auf  die  Natur  des 
Pfandrechtes  als  eines  dinglichen  Forderungsrechtes  hat  ziehen  wollen, 
und  bei  der  Widerlegung  dieses  Gedankens  für  das  Pfandrecht  weist 
der  Verf.  eine  sehr  merkwürdige  Auwendung  desselben  auf  anderm 
Gebiete,  nämlich  bei  den  obligationes  alimentariae ,  nach.  Uebrigens 
möchte  Ree.  dem  Verf.  den  Begriff  und  Ausdruck  bona  praedia  zu 
nochmaliger  Kritik  empfehlen,  weil  Pseudo-Asconius  im  Ganzen  kein 
Zutrauen  verdient  und  die  Stelle  von  Cicero  selbst  (inTerr.!.,  54.) 
einer  andern  Auslegung  fällig  sein  dürfte. 

Im  zehnten  Abschnitt  (die  fiscalische  Obligatio  bonorum)  wird 
das  stillschweigende  General -Pfandrecht  des  Fiscus  aus  der  Ueber- 
tragung  des  alten  ius  praediatorium ,  wie  es  zu  Gunsten  des  Aerarium 
populi  galt,  auf  die  Pächter  der  uicesima  hereditatum  abgeleitet,  von 
welchem  Verhällniss  es  durch  allmälige  Usurpation  auf  alle  Contract- 
Forderungen  des  Fiscus  ausgedehot  worden  sei.  Die  Zeugnisse  und 
Spuren  dieser  Entwickelung  werden  in  drei  historischen  Schichten 
sehr  sorgfältig  nachgewiesen.  Nachdem  für  die  Steuern  mehr  und 
mehr  der  directe  Bezug  durch  Fiscal-Beamtc  ansialt  der  Verpachtung 
aufkam,  wurde  das  stillschweigende  General-Pfandrecht  des  Fiscus 
auch  auf  die  Steuerpflichtigen  erstreckt.  Die  Verhaftung  des  ganzen 
Vermögens  zu  Gunsten  dtfs  Fiscus  heisst  von  dem  alten  ius  praedia- 
torium her  obligatio  bonorum^  und  entwickelte  sich  getrennt  von 
dem  privatrechtlichen  pignus;  beide  vereinigten  sich  aber,  und  zwar, 
wie  der  Verf.  glaubt,  seit  der  Ausbildung  des  privatrechtlichen  Pfand- 
verkaufs. Durch  diesen  verlor  die  obligatio  ihre  bisherige  Auszeich- 
nung; sie  stand  nun  dem  pignus  völlig  gleich.  Jetzt  wurde  das  ganze 
Rechtssystem  des  Privatpfandes  auf  die  obligatio  übertragen,  z.  B. 
/.  68.  §.  1.  De  fidei,  /.  15.  De  do4e  praeleg.  Doch  that  die  Ver- 
schmelzung des  conventionellen  Pfandes  und  der  gesetzlichen  General- 
Hypothek  dem  eigenthümlichen  Charakter  der  beiden  Institute  keinen 
Eintrag.  Als  Beispiel  folgt  eine  sehr  feine  Interpretation  der  berühm- 
ten /.  28.  De  iure  fisci. 

Die  Gesetzgebung  der  Kaiser  übertrug  (Abschn.  XI.)  die  fisca* 
tische  obligatio  bonorum  auf  gewisse  Privatforderungen,  welche  da- 
durch zu  dem  Range  öffentlicher  Schulden  erhoben  wurden.  Zuerst 
zu  Gunsten  der  Unmündigen  undMinderj ährigen  gegen  Ende  des  zweiten 
Jahrhunderts;  erste*sichere  Spur  /.  un,  C.  Rem  alten  am  (Seuer.  et 
Carac),  jedenfalls  nicht  vor  S  eaeuola  wegen  /.  21.  pr.  Qui  potior  es. 
Diese  Personen  erhielten  überdiess  ein  specielles  gesetzliches  Pfand- 
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recht  an  Jen  mit  ihrem  Gelde  erkauften  Sachen  von  den  eben  genannten 
Kaisern.  In  dieser  Specialität  lag  eine  Entfernung  von  der  ursprüng- 
lichen Idee,  nach  welcher  das  gesetzliche  Pfandrecht  auf  einer  Ver- 
haftung der  Person  beruhte,  also  nothwendig  alles  Vermögen,  gegen- 
wärtiges und  zukünftiges,  umfassle.  Später,  von  Leo  und  Anthemius 
an,  wurde  dann  weiter,  wie  bekannt,  die  grosse  Anzahl  gesetzlicher 
Special  -  Pfandrechte  eingeführt. 

Alle  diese  Fälle  von  gesetzlichem  und  vertraglosem  Pfandrecht 
lassen  sich  unter  der  Bezeichnung  der  staatsrechtlichen  Obli- 
gation zusammen  fassen.  Sie  enthalten,  wie  ihr  Vorbild,  das  Pfand- 
recht des  Fiscus,  nicht  ein  eigentliches  pignus,  sondern  eine  obli- 
gatio uelut  pignoris  tituio.  Das  privatrechtliche  Pfand  da- 
gegen ruht  in  allen  seinen  Anwendungen  auf  dem  Consens  der  Par- 
teien, gleich  viel  ob  er  ausgesprochen  ist  oder  aus  gewissen  Tha t um- 
ständen gefolgert  wird.  Die  letztem  Fälle  sind  mit  dem  gesetzlichen 
Pfandrecht  nicht  zu  verwechseln,  z.  B.  wenn  jemand  Geld  zur  Wieder- 
herstellung eines  Gebäudes  darleiht.  Der  Senat  interpretirt  hier  nur 
den  Willen  wie  sonst  die  prudenles.  Daher  nennt  Papinian  das 
Gebäude  pignus,  und  steht  dieser  Fall  im  Tit.  Dig.  In  quibus  caussis 
pignus  uel  hypoiheca  tacite  contrahatur,  in  welchem  kein  Fall 
gesetzlicher  obligatio  bonorum  Aufnahme  fand.  Dasselbe  gilt  von 
dem  Pfandrecht  der  Legatare  u.dgl.  an  den  Erbschaftssachen,  indem 
Juslinian  selbst  dieses  auf  den  Willen  des  Testators  zurückführt. 
/.  1.  C.  Comm,  de  lega. 

Im  zwölften  und  den  zwei  folgenden  Abschnitten  werden  unter 
dem  Titel  „die  Fälle  des  Pfandrechtes  ohne  Verkauf"  zu- 
sammen gefasst,  das  Pfandrecht  an  dem  Redemtus  und  die  prätorischen 
Missiones  rei  seruandae  caussa,  legatorum  seruandorum  caussa, 
uentris  nomine,  Carboniana,  fum'osi  nomine,  ex  edicto  D,  Hadriani, 
damni  infecti  nomine,  propter  seruum  noxae  nomine  non  defensum, 
endlich  gegen  den  Nnntiaten  bei  der  operis  noui  nunciatio,  wegen 
verweigerter  Caution.  Diese  sämmtlichen  Institute  werden  nun  S.273 — 
480*  nicht  bloss  in  ihrer  pfandrechtlichen  Beziehung,  welche  mit  allem 
Grunde  als  eine  bloss  secundäre  und  partielle  bezeichnet  wird  (daher 
auch  auf  die  Bedeutung  der  Verkaufsbefugniss  bei  dem  eigentlichen 
Pfandrecht  keinerlei  Schluss  gewährt),  sondern  selbstslandig,  gleich- 
sam in  ebenso  vielen  Monographien  abgehandelt,  —  in  einer  Weise, 
die  vielleicht  dem  Verf.  den  Vorwurf  allzu  grosser  Weitläufigkeit  und 
gefährlicher  Abschweifung  zuziehen  wird,  die  dagegen  nach  der  An- 
sicht des  Ree,  welcher  bei  einem  so  wesentlich  untersuchenden  Buche 
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über  dergleichen  Proportionen  nie  mit  dem  Verf.  rechten  möchte, 
dem  ganzen  Werke  vielmehr  einen  selbständigen  uod  von  den  eigent- 
lich pfandrechtlichen  Resultaten  ganz  unabhängigen  Werth  verleiht. 
Doch  mag  dieses  äusserliche  Verhältniss  den  Ree.  entschuldigen,  wenn 
er  es  unterlässt,  bei  diesen  Abschnitten  in  das  Einzelne  einzugehen, 
um  so  eher,  als  eine  Reccnsion  doch  ihre  räumlichen  Schranken  hat, 
als  die  scinige,  wie  schon  gesagt,  gewiss  nicht  die  einzige  bleiben 
wird,  uud  als  er  endlich  hier  und  da,  z.  B.  bei  der  Missio  rei  seruan- 
dae  caussa  und  dem  sie  betreffenden  Edicte,  sonst  gar  in  den  Fall 
kommen  würde  pro  domo  gegen  den  Verf.  zu  reden. 

Um  also  zu  dem  eigentlichen  Pfandrecht  zurück  zu  kehren,  so 
folgt  in  Abschn.  XVI.,  nachdem  zuvor  das  pignus  als  Wettpreis  wohl 
mit  Grund  von  jeder,  auch  nur  secundüren,  Gemeinschaft  mit  der 
Idee  des  Pfandrechtes  ausgeschlossen  worden,  das  Rechtsverhältniss 
des  nachstehenden  Pfandgläubigers.  Die  Erörterung  wird  an  die  Streit- 
frage angeknüpft,  ob  der  nachgehende  Pfandgläubiger  das  Recht  der 
Veräusserung  habe,  oder  ob  sein  Pfandrecht  denjenigen  ohne  Ver- 
kaufsbefugniss  beizuzählen  sei,  doch  soll  diese  Frage  nicht  einzeln, 
sondern  in  und  mit  der  Darlegung  der  gesammten  Natur  des  nach- 
gehenden Pfandrechtes  beantwortet  werden.  Die  Möglichkeit  meh- 
rerer Pfandrechte  leitet  der  Verf.  einfach  aus  seinem  obigen  Salze 
ab,  dass  das  Pfandrecht  in  der  Pfandklage  besteht.  Die  Bedingungen 
der  Klage  aber  sind  in  dem  zweiten  Gläubiger  ebenso  erfüllt  wie  in 
dem  ersten.  (Letzteres  ist  richtig.)  Also  haben  die  sämmllichen 
Creditoren  ein  gleich  unbedingtes  Pfandrecht  an  der  Sache.  An  die 
Pfandklage  schliesst  sich  das  Verkaufsrecht  an.  Wo  jene,  da  auch 
dieses.  Also  ist  auch  der  nachstehende  Pfandgläubiger  mit  einer 
völlig  unbedingten  Veräusserungsbefugniss  ausgerüstet;  er  wird  so 
gut  als  der  erste  das  Eigenthumsrecht  auf  den  Käufer  übertragen  und 
dem  Verpfänder  alle  Befugniss,  diese  Ueberlragung  anzufechten,  ent- 
ziehen. Von  dem  Rechte  des  Verkaufs  ist  nun  aber  die  Möglich- 
keit seiner  Durchführung  zu  unterscheiden.  Und  diese  fehlt  aller- 
dings so  weit,  als  das  Recht  des  nachstehenden  Gläubigers  mit  dem 
bessern  Rechte  des  prior  in  Collision  kommt.  Dieser  kann,  so  wie 
er  mit  seiner  Seruiana  den  posterior  überwindet,  auch  dem  Käufer 
des  letztern  das  schon  übertragene  Eigenthum  (?)  evinciren  und  die 
Sache  von  neuem  verkaufen.  Das  Verkaufsrecht  des  posterior  ist 
also  vorhanden  wie  die  Pfandklage,  aber  es  kann  durch  das  bessere 
Recht  des  prior  unwirksam  gemacht  werden.  Diese  Folge  der  Rang- 
ordnung kann  man  in  der  That  als  fehlende  Verkaufsbefugniss  dar- 
Krit.Jahrb.f.D.RW.  Jahrg.XI.  H.XI.  64 
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.stellen,  und  aus  diesem  Gesichtspunkt  sind  /.  1.  De  distract.  pign.  und 
/.  8.  C.  Qui  potiores,  welche  diese  ausschliessen,  zu  erklären.  Ausser 
der  Eviction,  welche  dem  Käufer  droht,  kann  aher  auch  der  poste- 
rior selbst,  sobald  er  von  dem  bessern  Rechte  des  prior  Kcnnlniss 
halte,  für  den  Verkauf  zur  Rechenschaft  gezogen  werden,  und  zwar 
mit  der  actio  furti  bei  beweglichen  Sachen  (Also  er  begeht  ein  fur- 
tum, indem  er  veräussert,  überträgt  aber  doch  in  bovis,  und  ist  „mit 
einer  völlig  unbedingten  Veräusserungsbefugniss  ausge- 
rüstet*'?), ganz  allgemein  mit  der  actio  ad  exhibendum,  l.  ].  De 
dislr.  pign.,  ebenso  mit  der  actio  kypothecaria,  weil  der  dolus  in 
allen  Fällen  die  Stelle  des  Besitzes  vertritt.   Auch  diese  Folgen  rei- 
chen hin,  die  Ausdrucke  der  beiden  angeführten  Stellen  zu  rechtfer- 
tigen.  Wer  für  die  Veräusserung  so  verantwortlich  gemacht  werden 
kann,  von  dem  wird  Jeder  mit  Recht  sagen:  nullo  iure  uendiiit 
(gewiss!),  ohne  damit  im  mindesten  den  Eigenthumsübergang  (?)  und 
die  Unanfechtbarkeit  derselben  von  Seite  des  Verkäufers  so  wie  des 
Verpfänders  in  Abrede  zu  stellen.    Dennoch  ist  das  nachgebende 
Pfandrecht  nicht  werthlos;  seine  Beschränkung  hört  auf,  sobald  der 
prior  befriedigt  oder  das  Pfand  verkauft  ist.    Im  erstem  Falle  rückl 
der  posterior  nach,  im  letztern  tritt  die  fnjperocka  an  die  Stelle  des 
ursprünglichen  Pfand-Objccts.    Diese  kann  er  mit  einer  hypothecaria 
«///«verfolgen,  /.  12.  §.5.  Qui  pol.,  welche  jetzt  mehr  den  Charakter 
einer  persönlichen  Klage  annimmt,  da  sie  nicht  an  die  erlösten  Geld- 
stücke selbst  gebunden  ist.    Durch  die  erwähnten  beiden  Befugnisse 
des  posterior  wird  die  ihm  fehlende  Verkaufsbefugniss  vertreten. 
Wegen  Verschweigung  eines  vorgehenden  Pfandrechtes  gilt  gegen  den 
Verpfänder  die  actio  pignoratitia  contraria  und  das  crimen  steltio- 
natus.    Die  gehörige  Anzeige  bringt  in  den  Pfandverträgen  Phrasen 
mit  sich,  welche  darauf  deuten,  als  wäre  bloss  der  Ueberschuss  ver- 
pfändet oder  gar  das  Ganze,  aber  unter  der  Bedingung  vorheriger 
Abfindung  des  prior,  welche  aber  in  diesem  Sinne  von  den  Römischen 
Juristen  nicht  urgirt,  vielmehr  auf  einfachen  Nachgangsrang  bezogen 
zu  werden  pflegen. 

Die  dritte  Befugniss  des  nachgehenden  Pfandgläubigers  ist  das, 
wahrscheinlich  auf  einer  ungeschriebenen  Satzung  des  Civilrechts  be- 
ruhende (?),  ius  offerendi.  Das  bisher  unentdecktc  Princip  dieser 
Lehre  ist:  der  nächste hendePfandgläubiger  erhält  das  Recht, 
seinem  Vorgänger  gegenüber  die  Rechte  des  Schuldners 
auszuüben.  Er  kann  also  dem  vorstehenden  Gläubiger  auch  gegen 
dessen  Willen  Zahlung  leisten,  aber  nur  in  der  Art  und  dem  Umfang,  wie 
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dieselbe  vod  dem  Schuldner  selbst  gefordert  werden  könnte,  doch  das 
persönliche  Retentions-Recht  des  Creditor  für  pfandlose  Forderungen 
steht  ihm  nicht  entgegen.  So  wird  der  posterior  frei  von  der  Will- 
kür des  Schuldners,  ohne  Nachlheil  für  den  prior,  und  diese  uiilitas 
ist  der  Grund  und  die  Rechtfertigung  jener  Anomalie. 

Von  dem  ius  offerendi  als  einem  wahren  Privilegium  ist  aber 
wohl  zu  unterscheiden  die  Oblation,  welche  jedem  Besitzer  des  Pfan- 
des gegenüber  der  actio  hypothecaria  ganz  ordentlicher  Weise  schon 
zufolge  der  Formel-Conception  zusteht,  und  nicht  successio  in  locum 
primi  creditoris,  sondern  bloss  Abwendung  der  hypothecaria  und 
unter  Umständen  einen  Anspruch  auf  Cession  der  Klagen  bewirkt. 
Die  verweigerte  Annahme  der  Zahlung  wirkt  in  letzterer  Beziehung 
schon  an  und  für  sich  der  Zahlung  gleich,  dagegen  bei  dem  eigent- 
lichen ius  offerendi  nur  in  Verbindung  mit  Obsignation  und  Depo- 
silion.  Auf  jene  gemeine  Oblation  des  Pfandbesitzers  bezieht  sich 
ganz  ausschliesslich  Pauli  2.,  13.,  8.,  denn  das  eigentliche  ius  offe- 
rendi kann  nur  dem  Schlechtem  gegen  den  Bessern,  nicht  umgekehrt, 
zustehen.  Das  geht  aus  der  Stelle  selbst  hervor  und  ganz  besonders  aus 
der  allgemein  unberücksichtigt  gebliebenen  /.  12.  §.  12.  De  eaptiuis. 

Das  succedere  in  ius  dimissi  creditoris  bei  dem  privilegirten 
offerre  von  Seite  des  posterior  besteht  a)  in  dem  Eintritt  des  letz- 
tern in  die  Forderung  des  erstem  mit  allen  ihren  Vorzügen;  b)  in 
dem  Uebergang  der  hypothecaria  und  zwar  in  ihrem  bisherigen  Um- 
fang, c)  in  der  Uebertragung  der  Verkaufsbefugniss.  Forderung  und 
Pfandrecht  bleiben  bestehen,  aber  der  Inhaber  wird  ein 
anderer,  —  so  wie  bei  der  Beerbung.  Dazu  kommt  noch  die  Gon- 
firmation  des  bisherigen  nachgehenden  Pfandrechtes  mittelst  Aufhebung 
der  Gollision  von  dem  ordo  her,  welche  Confirmation  aber  dadurch 
bedingt  ist,  dass  der  posterior  alle  ihm  vorgehenden  Pfandgläubiger 
abfinde. 

Als  Cession  darf- die  successio  in  locum  dimissi  creditoris  nicht 
aufgefasst  werden,  auch  nicht  als  gesetzlich  fingirte,  wie  die 
herrschende  Ansicht  ist.  Nirgends  sprechen  die  Römischen  Juristen 
von  einer  Cession ;  auf  eine  solche  darf  der  Begriff  der  successio 
in  locum,  welcher  ein  selbständiger  ist,  nicht  reducirt  werden.  Vor 
einem  solchen  meisternden,  völlig  unhistorischen  Verfahren,  heisst 
es,  kann  nicht  genug  gewarnt  werden.  In  d.  I.  12.  §.  12.  wird  die 
successio  in  locum  dimissi  als  der  Ausdruck  einer  völlig  selbständigen 
constitutio  iuris  civilis  (!)  behandelt  und  auch  da  angenommen,  wo 
eine  Cession  gar  nicht  möglich  ist,  nämlich  bei  der  Abfindung  des 
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redemtor.  Die  Cession  zeigt  den  Fortbesland  der  Forderung  bei  dem 
Cedenten,  dessen  persönliche  Verhältnisse  auch  noch  auf  das  Recht 
des  Cessionars  ihren  Einfluss  ausüben.   Die  successio  ist  dagegen  mit 
dem  völligen  Untergang  der  Forderung  und  des  Pfandrechtes  in  der 
Person  des  ersten  Gläubigers  verbunden.   Die  Schuld  ist  durch  Solu- 
tion getilgt^ nicht  anders  als  hätte  der  debitor  selbst  gezahlt.  Daher 
dimissio  creditoris,  daher  die  actio  hypothecaria  jetzt  inutilis, 
daher  übe  ratio  pignoris.     Daher  von  Fortwirkung  der  persön- 
lichen Verhältnisse  des  Abgefundenen  keine  Rede.    Die  successio 
in  ins  dimissi  ist  von  einer  Cession  ebenso  verschieden  und  unab- 
hängig wie  die  successio  in  ius  defuneti.    Der  Einwand  Müb/en- 
bruch's,  da ss  auf  diese  Weise  der  offerens  neben  dem  ausgelegten 
Capital  und  Zins  auch  Zinseszins  müsstc  fordern  können,  trifft  nur  die- 
jenigen, welche  den  Untergang  des  alten  Rechtsverhältnisses  nnd  die 
Entstehung  eines  neuen  annehmen.    Von  einer  solcheo  quellenwidri- 
gen  Behauptung,  sagt  der  Verf.,  sind  wir  aber  sehr  weit  entfernt. 
Das  alte  Rechtsverhältniss  dauert  fort,  nur  die  Person  des  Berech- 
tigten wechselt.    Daher  nicht  Zins  von  Zins,  und  daher  ist  endlich 
von  einer  utilis  actio  des  Nachfolgers  hier  so  wenig  die  Rede  als 
bei  dem  Erben. 

Ree.  gesteht,  dass  ihm  diese  Bedeutung  der  successio  in  ius  di- 
missi weder  ganz  klar  ist  noch,  wie  er  sie  versteht,  irgend  erwiesen 
oder  auch  nur  wahrscheinlich  vorkommt.  Durch  die  Zahlung  von 
Seite  des  offerens  würde  also  eine  Art  von  Delegation  oder  doch 
Novation  bewirkt,  denn  wenn  der  Verf.  seine  successio  in  ius  dimissi 
auch  von  diesen  Begriffen  ganz  emaneipirt  wissen  wollte,  so  wäre  doch 
einzowenden,  dass  es  auch  nicht  der  Römer  Art  ist,  bei  einem  rein 
prätorischen  Institut,  wie  das  ganze  Vertragspfand  von  Hanse  aus 
ist,  ganz  expresse  Fundamenlal-Gedanken  zu  erfinden  und  gleichsam 
die  Welt  neu  zu  erschaffen.  Dem  sei  aber  wie  ihm  wolle,  so  nimmt 
doch  der  Verf.  an,  dass  fortan  die  Forderung  des  dimissus  (um  von 
der  hypothecaria  nicht  zu  reden)  dem  offerens  direct  nnd  ipso 
iure  zusieh«,  die  Klage  daraus  nicht  als  utilis,  nicht  mit  intentio 
ex  persona  dimissi  und  condemnatio  in  personam  dimit- 
tentis,  sondern  so,  dass  aus  der  ursprünglichen  Stipulation  oder 
Miethe  des  dimissus,  welche  Rechtsgeschäfte  höchstens  noch  in  einer 
demonstratio  erwähnt  würden,  ein  wirkliches  dare  oder  darefa- 
,  cere  dimittenti  oportere  abgeleitet  und  darauf  die  Condemnation 
des  Schuldners  zu  Gunsten  des  dimittens  abgestellt  worden  wäre. 
Alles  wie  bei  dem  Erben,  mit  welchem  der  offerens  gerade  für  die 
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Form  der  Klage  verglichen  wird.  Das  aber  ist  in  der  Tbat  mehr  als 
Ree.  für  möglich  hält. 

Möglich,  so  fährt  der  Verf.  fort,  ist  allerdings  eine  Cession  von 
Forderung  und  Pfandrecht,  mitunter  sogar  rechtlich  nothwendig,  sie 
ist  nur  von  der  successio  in  locum  prioris  j;anz  verschieden,  und 
ordnet  sich  unler  den  Gedanken  eines  Kaufes  der  Forderung.  Neben 
der  erwähnten  successio  gibt  es  auch  noch  eine  zweite,  weniger  voll- 
ständige Art  der  Nachfolge,  die  nicht  den  Uebergang  des  ganzen 
Rechtsverhältnisses  bewirkt,  sondern  ein  in  der  Persoo  des  suegessor 
selbständig  begründetes  Recht  voraus  setzt,  und  dieses  nun  mit  den 
Vorzügen  eines  frühern  Pfandes  ausrüstet.  So  wird  der  Gläubiger, 
welcher  dem  Schuldner  Geld  leiht  oder  demselben  den  Verkauf  eines 
andern  pignus  gestattet,  damit  ein  Pfand  berechtigter  abgefunden 
werde,  nicht  nur  in  die  persönlichen  Privilegien,  sondern  auch  in 
die  Priorität  und  das  Verkaufsrecht  des  Abgefundenen  substituirt,  so- 
bald er  sich  nur  selbst  an  demselben  Gegenstand  ein  Pfandrecht  be- 
stellen lässt.  Mit  dem  Darlehn  steht  der  Kauf  der  Pfandsache  zum 
Behuf  der  Abfindung  eines  Gläubigers  auf  gleicher  Linie;  ja  hier  be- 
darf es  nicht  ein  Mal  einer  besondern  Pfandbestellung.  Auch  bei 
dieser  unvollkommenen  Succession  verbindet  sich  mit  der  Fortdauer 
des  Rechtsverhältnisses  der  Wechsel  der  Person  des  Berechtigten  und 
zwar  wieder  ohne  Cession.  Man  ging  aber  noch  weiter,  indem  man 
auch  von  einer  successio  creditoris  in  suum  locum  sprach,  und 
diese  Wirkung  mit  jeder  freiwilligen  Novation  verband,  bei  welcher 
die  frühern  Pfänder  für  die  neue  Forderung  vorbehalten  wurden. 
Sollte  man  hier,  fragt  der  Verf.,  etwa  eine  Cession  des  Gläubigers 
an  sich  selbst  annehmen? 

Bei  allen  erwähnten  Soccessionsarlen  gehen  auch  die  Rechte  aus 
den  Nebenberedongen  über  (§.  17.).  Für  die  Ausübung  des  ius  offe~ 
rendi  (§.  18.)  ist  die  Art  des  vorgebenden  Pfandrechtes,  ebenso  Be- 
sitz oder  Nichtbesitz  oder  irgend  ein  persönliches  Privilegium  gleich- 
gültig n.s.  w.  In  §.  19.  werden  zwei  Fälle,  in  welchen  einem  emtor 
ofTerirt  werden  kann,  nämlich  die  kaufweise  üebertragnng  der  Pfand- 
sache auf  den  zahlenden  Bürgen  und  die  Veräusserung  derselben  von 
Seite  des  bessern  an  den  nachstehenden  Gläubiger,  sehr  sorgfältig 
abgehandelt  und  davon  in  §.  20.  der  weitere  Fall  der  Veräusserung 
des  Pfandes  von  Seite  des  Eigenthümers  an  den  erstberechtigten  Gläu- 
biger unterschieden.  Den  beiden  Beendigungsarten  des  ius  offerendi, 
nämlich  Verkauf  durch  den  prior  und  Verjährung,  werden  in  §.  21. 
einige  kurze  Bemerkungen  gewiedmet.   Endlich  wird  in  §§.22—25. 
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das  Vcrhältniss  der  von  einem  bonae  oder  malae  fidei  possessor  be- 
stellten Pfandrechte  mit  oder  ohne  Convalescenz  erörtert. 

Der  Abschnitt  XVII.  handelt  von  den  mit  der  Ausübung  der  Ver- 
kaofsbefogniss  verbundenen  Rechtsverhältnissen.  Der  Verf.  geht  von 
dem  Satze  aus,  dass  die  Regeln  des  Kaufgeschäftes  nur  mit  sehr  be- 
deutenden Modifikationen  auf  die  Pfandveränsserung  Anwendung  fin- 
den können.    Diese  Modifikationen  werden  erst  an  den  Leistungen 
des  Verkäufers,  dann  an  denen  des  Käufers  nachgewiesen.   Der  ver- 
kaufepde  Pfandglüubiger  hat  dem  Käufer  nichts  weiter  als  das  ihm 
selbst  an  der  Sache  zustehende  Recht  abzutreten.  Also  Cession  der 
hypothecaria  und  Ucbertragung  des  Besitzes,  wenn  er  ihn  hat  /.  13» 
De  distract.  pign.   Keine  duplae  stipulation  keine  Evictionsleistung, 
nicht  ein  Mal  Rückgabe  des  Kaufpreises  in  dem  Falle  der  Eviction. 
Nur  Cession  der  pignoratitia  contraria»    Dagegen  haftet  der  Gläu- 
biger dem  Käufer  für  Existenz  und  Rang  seines  Pfandrechtes.  Und 
hievon  muss  er  diesen  unterrichtet  haben,  sonst  haftet  er  wie  ein 
gewöhnlicher  Verkäufer.  Eben  darin,  dass  der  Gläubiger  als  solcher 
verkaufte,  und  dass  der  Käufer  diess  wusste,  liegt  derCoosens,  wel- 
cher weitere  Verantwortlichkeit  des  erstem  ausscbliesst.  Doch  kann 
dieselbe  durch  besondere  Bereduogen  erweitert  werden;  selbst  duplae 
stipulatio  war  ganz  gewöhnlich,  nur  verstand  sie  sich  nie  von  selbst. 
Die  entgegen  gesetzte  Beredung,  ne  quid  euictione  secuta  erc- 
ditor  praestet,  bewirkt,  dass  der  Creditor  uogeachtet  erfolgter 
Eviction  sogar  das  pretium  einklagen  kann.    Weiter  aber  als  in  Be- 
treff der  Tradition  und  der  Evictionsleistung,  wie  vorgedacht ,  ist  der 
Pfandgläubiger  vor  andern  Verkäufern  nicht  begünstigt,  sondern  un- 
terliegt denselben  Verpflichtungen,  z.B.  hinsichtlich  der  Angabe  von 
Pehlorn  und  Mängeln  ex  aedilitio  edicto  u.  s.  w.,  wie  denn  auch  seine 
Verantwortlichkeit  hinsichtlich  der  Eviction  und  sonst  durch  seine 
Arglist  erweitert  werden  kann.    Was  sodann  die  Wirkungen  des  Be- 
sitzerwerbs für  den  Käufer  betrifft,  so  erlangt  dieser  dadurch  das 
Eigenthum,  wie  es  in  der  Person  des  Verpfänders  vorbanden  war, 
also  auch  mit  den  Servituten  u.  dgl.   Auch  die  nachgehenden  Pfand- 
rechte und  dasjenige  des  Verkäufers  selbst,  so  weit  er  durch  deo  Er- 
lös nicht  befriedigt  ist,  bestehen  fort,  denn  die  Bedingungen  der  Pfand- 
klage  sind  auch  jetzt  noch  für  alle  erfüllt.   Wenn  man  gewöhnlich  in 
dem  Pfandverkauf  die  Tilgung  sämmtlicber  Pfandrechte  erblickt,  59 
liegt  zwar  dieser  Annahme  ein  richtiges  Gefühl  des  praktischen  Be- 
dürfnisses zum  Grunde.    Wo  wird  das  Pfand  einen  Käufer  finden, 
wenn  der  veräussernde  Gläubiger  Tür  den  Rest  seiner  Forderung 


Digitized  by  Googl 


Ilec.  von  Hrn.  Professor  Dr.  Keller  zu  Berliu.  1015 


wiederum  zum  Verkauf  schreiten  darf?  Und  welche  Sicherheit  hat 
der  erste  Gläubiger,  wenn  jeder  nachstehende  den  Verkauf  mit  Eviction 
bedrohen  kann?  Allein  durch  solche  Betrachtungen  wird  nur  bewie- 
sen, dass  der  Käufer  gegen  die  Klagen  der  Gläubiger  geschätzt  wer- 
den muss,  nicht  dass  diesen  gar  keine  Klage  mehr  zusteht.  Dieser 
Schutz  steht  gegenüber  dem  Verkäufer  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
Verzichtes  auf  sein  Pfandrecht,  und  wird  gewährt  in  Gestalt  etwa  der 
exceptio:  si  non  ipse  uel  is  cui  successit  uenum  dedit;  gegen- 
über den  nachgehenden  Gläubigern  wird  der  Gesichtspunkt  der  Prio- 
rität festgehalten,  etwa  mit  der  exceptio:  si  non  ab  eo  emi,  cui 
ante  pignoris  hypothecaeue  nomine  eratres  obligata.  Jener 
Gesichtspunkt  des  Verzichtes  ist  dem  Verkaufe  durch  den  Gläubiger 
selbst  gemeinsam  mit  dem  Verkaufe  durch  den  Verpfänder  unter  Ein- 
willigung des  Gläubigers.  In  beiden  Fällen  kann  der  Verzicht  also 
gleichmässig  durch  entgegen  gesetzte  Beredung  ausgeschlossen  wer- 
den. /.  4.  §.  1.  Quib.  mod.  pign.  So  wird  es  erst  möglich,  dass  der 
Gläubiger  dem  Käufer  die  hypothecaria  cediren  kann,  wozu  er  ja 
verpflichtet  ist,  wie  sich  denn  auch  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Ver- 
zichtes und  dessen  möglicher  Beschränkung  die  Forldauer  des  alten 
Pfandrechtes  nach  Wiederauflösung  des  Verkaufs  erklärt,  /.  4.  §.  2. 
/.  8.  §§.  6. 11.  1. 10.  Quib.  mod.  pi.  Die  Einrede  der  Remission  wird 
unter  Umständen  durch  eine  replicatio  doli  entkräftet,  namentlich 
wenn  der  Schuldner  das  Pfand  nach  dem  Verkauf  wieder  in  den  Be- 
sitz bekommt  Was  /.  8.  §§.  7 — 9.  Quib.  mod.  pi.  dessfalls  für  den 
Verkauf  des  Schuldners  bestimmt,  das  muss  auch  für  den  Verkauf  des 
Gläubigers  selbst  gelten.  Endlich  darf  aus  /.  9.  §.  3.  De  pign.  act. 
nicht  gefolgert  werden,  dass  die  Remission  unter  den  Begriff  des 
satisfacere  falle  und  also  die  hypothecaria  ipso  iure  ausschliesse, 
denn  jene  Stelle  spricht  von  der  pignoratitia  in  person am,  und 
bei  dieser  hat  satisfacere  eine  gerade  um  so.  viel  weitere  Bedeu- 
tung als  bei  der  hypothecaria  (?). 

Was  das  obige  zweite  Verhältniss,  nämlich  des  Käufers  zu  den 
nachgehenden  Gläubigern,  betrifft,  so  könute  man  nach  dem  Wort- 
laut von  /.  6.  C.  Qui  pot.  und  /.  1.  C.  Si  antiq.  cred.  versucht  sein 
anzunehmen,  dass  für  diese  die  hypothecaria  ipso  iure  ausgeschlos- 
sen sei,  was  zwar  dem  klaren  Inhalt  der  Klagformel  zuwider,  dess- 
wegen  allein  aber  nicht  geradezu  unmöglich  wäre,  indem  sich  auch 
anderwärts  Beispiele  von  einem  ähnlichen  Verlassen  der  Formel  aus- 
nahmsweise vorfinden,  /.  3.  /.  6.  pr.  Quib  mod.  pi.  I.  13.  §.  5.  De 
pign.  Dennoch  ist  die  Annahme  einer  exceptio,  wie  oben  angegeben, 
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wahrscheinlicher,  und  die  Ausdrucksweise  jener  Rescripte  steht  ihr 
nicht  im  mindesten  entgegen.  Letzteres,  fügt  Ree.  hei,  könnte  an 
und  für  sich  auch  durch  folgende  Bemerkung  unterstützt  werden:  die 
wirkliche  Impelration  einer  exceptio  in  die  Formel  ist  doch  nicht 
allein  durch  den  Umstand  bedingt,  dass  der  Inhalt  der  fraglichen  ex- 
ceptio gegenüber  der  actio  erheblich  und  in  derselben  nicht  vor- 
gesehen, sondern  auch  durch  den  andern  Umstand,  dass  derselbe 
bestritten  und  un gewiss  sei,  denn  ist  er  diess  nicht,  so  wird  ja 
(abgesehen  von  replicationes)  immer  anstatt  Ertheilung  der  exceptio 
die  actio  denegirt.  Man  kann  also  von  einer  und  derselben  Einwen- 
dung, je  nachdem  man  sie  sich  als  gewiss  oder  als  ungewiss  denkt, 
ganz  füglich  sagen,  sie  schliesse  die  Klage  aus  oder  sie  begründe 
eine  exceptio  dagegen. 

Ausser  dem  Uebergang  des  Eigentbums  des  Verpfänders  auf  den 
Kiiufer  des  Pfandgläubigers  kommt  nun,  so  fährt  der  Verf.  fort,  weiter 
in  Frage,  ob  sich  für  den  Verpfänder  auch  persönliche  Verpflichtun- 
gen aus  dem  Verkauf  des  Gläubigers  ergeben.  Hiebei  ist  die  gewöhn* 
liehe  Ansicht,  wonach  der  Verpfänder  dem  Käufer  für  alles  das  haf- 
ten müsste,  wofür  ihm  der  verkaufende  Gläubiger  nicht  haftet,  durch- 
aus zu  verwerfen.  Denn  der  Verpfänder  steht  in  keinem  Contractu 
Vcrhältniss  mit  dem  Käufer.  Weder  er  selbst  hat  verkaufe,  noch 
der  Gläubiger  in  seinem  Auftrag  oder  als  sein  negotiorum  gestor, 
vielmehr  dieser  in  eignem  Recht  und  Interesse.  So  geben  die  Römer 
dem  Käufer  keine  actio  emti  gegen  den  Verpfänder  auf  Tradition, 
sondern  weisen  ihm  dafür  die  cedirte  hypothecaria  an,  ebenso  für 
Eviction  lediglich  die  cedirte pignoratitia  contraria,  /.38.  De  euiction. 
Demnach  obligirt  der  Gläubiger  durch  seinen  Verkauf  nur  sich  selbst, 
nicht  den  Verpfänder.  Ein  ganz  selbständiger  Obligationsgrund  für 
diesen  liegt  allerdings  in  der  Bereicherung,  welche  ihm  durch  die 
Bezahlung  des  Preises  von  dem  Käufer  an  den  Creditor  zuTheil  wird, 
da  ja  diese  theils  durch  die  Liberation  theils  durch  die  pignoratitia 
wesentlich  dem  Verpfänder  zu  gute  kommt.  Von  dieser  Seite  steht  • 
allerdings  gegen  diesen  dem  Käufer  nach  der  Eviction  eine  actio  emti 
utilis  wie  dem  Eigenthümer  eine  condictio  utilis  vor  derselben  zu, 
/.  12.  §.1.  De  distr.  pi,  l.  74.  §.  1.  De  euiction. 

Anderseits  ist  sodann  auch  für  die  Leistungen  des  Käufers  von 
demselben  Princip  auszugehen.  Der  Käufer  ist  ausschliesslich  dem 
Gläubiger  verpflichtet,  dem  Verpfänder  nur  auf  dem  Wege  der  Klagen- 
Cession  erreichbar.  Durch  die  Zahlung  des  Preises  werden  zwei 
Obligationen  auf  Ein  Mal  getilgt,  die  Verpflichtung  des  Käufers  und, 
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so  weit  der  Preis  reicht,  die  des  Schuldners,  beide  ipso  iure,  l.  44. 
/.  26.  De  solut.  I.  10.  C.  De  0.  et  A.  Die  blosse  Forderung,  welche 
dem  Creditor  auf  den  Preis  zusteht,  liberirt  den  Pfandschuldner  noch 
nicht,  wenn  jener  nicht  etwa  dem  Käufer  freiwillig  creditirt  hat.  Bloss 
durch  exceptio  doli  (1)  wird  der  Schuldner  frei,  wenn  dem  Creditor 
in  Auswahl  oder  Behandlung  des  Käufers  eine  culpa  zur  Last  fallt, 
durch  welche  die  Preisforderung  zu  Verlust  kam,  /.  9«  pr.  De  distr. 
pi.  Selbst  die  wirkliche  Zahlung  des  Preises  liberirt  dagegen  aus- 
nahmsweise den  Pfandschuldner  nicht,  sondern  suspendirt  bloss  die 
Klage  gegen  ihn,  wenn  der  Verkauf  noch  rückgängig  werden  kann 
oder  der  Gläubiger  noch  mit  Eviclions-Lcistung  bedroht  ist.  dd.  I.  26. 
/.  12.  §.  1.  —  Mit  der  Liberation  des  Schuldners  wird  die  hypothe- 
curia  undurchführbar,  weil  Nicht-Solution  eine  ihrer  Hauptbedingun- 
gen ist.  Dennoch  steht  sie  dem  Käufer  (als  utilis  in  dem  obgedach- 
ten  Sinne)  zu,  denn  das  Recht,  welches  ihre  Cession  verlangt,  kann 
nicht  zugleich  ihren  Untergang  annehmen,  /.  36.  De  fidei.  I.  14.  Mand. 
Der  Kaufpreis  darf  folglich  auch  hier  nicht  sowohl  als  pretium  rei,  * 
sondern  nur  als  pretium  actio nis  aufgefasst  werden. 

Der  Rest  dieses  Abschnittes  beschäftigt  sich  grössten  Theils  mit 
dem  Falle,  da  dasselbe  Pfand  für  mehrere  Forderungen  haftet,  und 
bestimmt  für  denselben  die  Vertheilung  des  Pfanderlöses  in  ihrer  Ver- 
schiedenheit von  der  Verlheilung  einer  Zahlung,  deren  Beziehung  auf 
verschiedene  Forderungen  in  Frage  steht.  Dabei  wird  von  dem  Un- 
terschied ausgegangen,  ob  die  verschiedenen  Forderungen  ohne  In- 
nern Zusammenhang  sind,  oder  ob  sie  im  Verhältniss  von  Capital  und 
Zins  zu  einander  stehen.  Dort  ist  derParleiwille  entscheidend  /.  95. 
§.  3.  De  solut.,  hier  sind  besondere  kaiserliche  Rescripte  ordnend 
eingetreten,  denen  der  Satz  zum  Grunde  liegt,  dass  überhaupt  das 
für  die  Hauptschuld  bestellte  Pfand  nicht  ohne  belfndern  Vertrags- 
willen auch  für  die  Vertragszinsen  haftet,  /.  13.  §.6.  De  pign.  I.  11. 
§.  3.  De  pign.  act.  I.  4.  /.  22.  C.  De  usuris,  welche  letztern  Rescripte 
sehr  gut  inlerprctirt  werden.  Wie  bei  der  Zahlung  des  Schuldners 
Wille  vorzugsweise  bestimmend  ist,  so  bei  dem  Pfanderlös  in  Bezie- 
hung auf  Capital  und  Zins  der  Wille  des  Gläubigers,  doch  gilt  auch 
hier  die  Regel,  dass  zuerst  auf  die  Zinsen,  dann  auf  das  Capital  ab- 
zurechnen, wogegen  bei  dem  Pfanderlös,  verschieden  von  der  Zah- 
lung klagbare  und  nicht  klagbare  Zinsen  gleichmässig  getilgt  werden 
dürfen.  /.  5.  §.2.  /.  101.  §.1.  De  solut.  Hinsichtlich  der  Beziehung 
des  Pfanderlöses  auf  den  verbürgten  Theil  derselben  Schuld  wird  1.73. 
De  solut.  richtig  interpretirt.     Von  den  Pfändern  endlich,  welche 
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oh oe  Verkauf  Geld  schaffen  (verpfändete  Gelder  oder  Geldforderungen) 
wird  angenommen,  dass  die  Tilgung  der  Forderung  dnreh  Compensa- 
tion,  nicht  i/tto  iure  geschieht,  /.  13.  §.  2.  De pign.  /.96.  §.  3.  De  solut 

Als  dritte  Kategorie  von  Rechtsverhältnissen,  welche  der  Pfand- 
verkauf hervor  ruft,  wird  schliesslich  dessen  Einfluss  auf  das  Verhält- 
niss  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner,  insbesondere  auf  die  pigno- 
ralitia  directa  und  contraria  dargestellt.   Jene  ist  älter  als  die  Ver- 
kaufsberedung,  ihre  Formel  (die  wohl  eine  eigne  Erörterung  verdient 
hätte,   namentlich  in  ihrem  Verhältniss  zu  den  Formelpaaren  der 
actiones  depositi  und  commodati)  ist  daher  lediglich  auf  die  Zurück- 
gabe der  Sache  gerichtet.    Dennoch  blieb  sie  auch  neben  dem  Ver- 
kaufsrechte des  Gläubigers  anerkannt,  und  diente  fortan  theils  zur 
Rückforderung  des  nicht  verkauften  Pfandes,  theils  zur  Forderung  des 
wirklich  bezogenen  Mehrerlöses.    Diesen  hat  der  Gläubiger  ohne 
Zinsen  zu  restiluiren,  während  er  bei  dem  Pfände  selbst  (l.  3.  C.  De 
•  pign.  acl.)  zum  Fruchtbezng  verpflichtet  ist  (doch  wohl  nur  in  Folge 
besondern  Vertrages).   Wegen  der  Niedrigkeit  des  Preises  haftet  er 
bloss  für  dolus,  L  I.  /.  3.  C.  Si  uend.  pign.  I.  7.  C.  De  distr.  pi. 
Ausser  dem  Mehrerlös  sind  sämmtlicbe  in  den  Nebenberedungen  des 
Verkaufs  begründete  Forderungen  an  den  Verpfänder  abzutreten. 
Umgekehrt  ist  dieser  zur  Abnahme  aller  mit  dem  Verkauf  verbundenen 
Belastungen  und  zum  Ersatz  der  desshalb  schon  erfolgten  Auslagen 
verpflichtet,  so  weit  dabei  den  Gläubiger  keine  Schuld  trifft.  Hiefür 
verbindet  sich  mit  der  pignoratitia  contraria  die  Retention  der  übri- 
gen, nicht  verkauften  Pfänder. 

Der  Abschnitt  XVIH.  erörtert  die  Fälle,  in  welchen  das  Pfand 
auf  andere  Wei^  als  durch  Verkauf  dem  Gläubiger  zur  Befriedigung 
verhilft.  Dabei  wird  zuerst  wieder  an  den  Fruchtbezug  des  Gläu- 
bigers erinnert  und  bei  diesem  Anlass  die  Vcrkaufsbefugniss  des  Ver- 
pfänders nebst  der  Möglichkeil  ihrer  Ausschliessung  durch  den  Pfand- 
vertrag erwähnt  und  die  berühmte  /.  7.  §.  2.  De  distr.  pi.  gegen  Emen- 
dation vertheidigt,  jedoch  ohne  umfassende  Beseitigung  der  Schwie- 
rigkeiten. Dann  folgen  die  übrigen  Fälle,  welche  alle  den  Charakter 
blosser  Zufälligkeit  tragen,  nämlich  der  Ertrag  derjenigen  Klagen, 
zu  deren  Geltendmachung  der  Pfandgläubiger  befugt  ist,  wie  actiones 
furti,  quod  metus  caussa,  ui  bonorum  rap forum,  legis  Jquiliaeu.s.w. 
Ferner  litis  aestimatio  in  Folge  angestellter  hypothecaria,  Erlös  von 
der  verkauften  Remission  des  Pfandrechtes,  lex  commissoria,  Ver- 
kauf des  Pfandes  an  den  Gläubiger,  dominii  impetralio  u.  s.  w. 
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Im  neunzehnten  und  letzten  Abschnitt  werden  die  Folgen  der 
Ausbildung  des  Pfandverkaufes,  nämlich  die  Umgestaltung  der  fiducia 
und  Hypothek  dargestellt.  Jene  Umgestaltung  bestand  darin,  dass 
die  ganze  Theorie  des  Pfandverkaufes  auf  die  fiducia  Übertragen 
wurde.  Wie  die  Ausbildung  der  Verkaufsbcfugniss  das  Besitzpfand 
zu  der  Kraft  einer  Eigenthumsverpfändung  erhob,  so  wurde  dadurch 
die  fiducia  auf  das  Mass  des  pignus  zurückgeführt.  Diese  spätere 
Erscheinung  wird  von  Paullus  IL,  13.,  1 — 4.  7.  und  I.,  9.,  8.  im 
Einzelnen  bezeugt  (Wenn  nur  die  frühere  feststände!  s.oben).  Nur 
in  zwei  Punkten  unterscheiden  sich  auch  jetzt  noch  fiducia  und 
pignus.  Die  fiducia  trägt  die  Verkaufsbefugniss  in  sich  selbst,  es 
bedarf  keiner  ausdrücklichen  Einräumung  derselben  (doch  wohl  bei 
dem  pignus  auch  nicht  mehr,  nach  obiger  Darstellung  des  Verfs. 
selbst?),  eben  desshalb  auch  keiner  denuntiatio,  oder  doch,  nämlich 
für  den  Fall  wegbedungener  Verkaufsbefugniss,  nur  einer  einzigen. 
Zweitens  erwirbt  der  Pfandgläubiger  durch  den  fiducirten  Sclaven  in 
demselben  Umfang  wie  jeder  andere  Eigenthümer,  während  der  In* 
haber  eines  blossen  pignus  sich  mit  dem  Erlrag  der  operae  begnügen 
muss.  Im  Uebrigen  geht  die  Uebereinstimmung  durch.  Das  Pfand 
ist  in  beiden  Fällen  dasselbe,  nur  die  Bestellungsart  verschieden. 
Kein  Wunder,  dass  wir  nunmehr  an  so  vielen  Stellen  pignus  und 
fiducia  verbunden  sehen,  kein  Wunder,  dass  auch  unter  ihnen  der 
Vorzug  der  Zeit  und  das  Recht  der  Oblation  von  Seiten  des  schlechtem 
an  den  bessern  Pfandgläubiger  zur  Anwendung  kam.  Pauli  2.,  13.,  8. 

Die  Hypothek  ist  keine  von  dem  pignus  gänzlich  verschiedene 
Verpfändungsform.  Dem  Pfandrecht  ist  in  ihr  kein  neues  Institut,  nur 
ein  neues  Wort  zugewachsen.  Denn  das  Besitzes p fand  konnte  seit 
den  ältesten  Zeiten  eben  so  gut  verabredet  als  körperlich  übergeben 
werden  (wofür  Ree.  auch  jetzt  noch  allen  Beweis  vermisst).  .Freilich  war 
unter  den  materiellen  Befugnissen  der  Fruchtgenuss  durch  den  Besitz 
bedingt,  aber  seit  der  Ausbildung  der  Verkaufsbefugniss  wurde  auch 
von  dieser  Seite  die  völligste  Unabhängigkeit  von  dem  Besitze  her- 
gestellt, da  der  verkaufende  Gläubiger  nur  die  Pfandklage  abzutre- 
ten, nicht  den  Besitz  zu  übertragen  hat  (das  ist  doch  nach  dem  Obigen 
und  nach  /.  13.  De  distract.  pi.  cum  grano  salis  zu  verstehen),  und 
so  zu  seiner  Befriedigung  gelangen  wird,  ohne  das  Pfand  auch  nur 
einen  Augenblick  besessen  zu  haben.  Kann  diess  pignus  nicht  mit 
dem  vollsten  Recht  hypotheca  genannt  werden?  Die  völlige  Unab- 
hängigkeit von  dem  Pfandbesitz  gehört  also  dem  System  des  pignus 
an,  und  ist  auf  dessen  Gebiet  zur  Ausbildung  gekommen.  Hypotheca 
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ist  eio  neues  Wort  für  eine  alte  Sache,  sie  selbst  ist  ein  pignus. 
Inier  pignus  et  hypothecam  tantum  Hominis  sonus  differt,  l.  5.  §.  1. 
De  pign.  Wo  auf  die  Tradition  etwas  ankommt,  da  wird  dem  pignus 
ein  eignes  Beiwort,  wie  depositum,  commendatum  beigesetzt 
Wenn  ein  Mal  ( /.  9.  §.  2.  De  pign,  act.)  der  Unterschied  zwischen 
pignus  und  kypotheca  wirklich  in  den  Besitz  gesetzt  wird ,  so  ist  die- 
ser engere  Begriff*  von  pignus  gerade  durch  das  Wort  h ypo  theca 
und  die  falsche  Etymologie  von  pignus  (7.  238.  §.  2.  De  V,  S.)  ver- 
anlasst.   Gewöhnlich  ist  pignus  und  kypotheca  gleichbedeutend. 
„Bei  der  gemeinen  Meinung  tragt  man  nicht  das  mindeste  Bedenken, 
das  Unerhörteste  zu  behaupten,  was  je  von  der  Entwicklung  eines 
römischen  Rechtsiustitutes  behauptet  worden  ist:   die  gänzliche  Um- 
gestaltung desselben  nach  dem  Vorbild  eines  griechischen  Musters. 
Die  Hypothek  soll  nicht  nur  ihrem  Namen,  sondern  ihrem  Inhalt  und 
Wesen  nach  den  Griechen  gehört  haben,  und  von  den  Römern  als 
neues  Reis  auf  den  Stamm  des  altitalischen  pignus  aufgepflanzt  wor- 
den sein!   (So  Puchta  Inst.  §.250.).    Zeigt  irgend  ein  Rechtstheil 
ähnliche  Erscheinungen?  Wie  kühn  sind  solche  Behauptungen!  Und 
wo  sind  denn  Beweise?   Man  kann  es  kaum  glauben,  eine  falsche 
Etymologie  des  Wortes  pignus  und  der  griechische  Ursprung  des 
Ausdrucks  hypotheca,  verbunden  mit  der  ciceronianischen  Nachricht 
von  den  Pfändern  des  Cluuius,  sind  Alles,  was  man  filr  sich  anzu- 
führen weiss."  —  Ree.  hat  dabei  nur  zweierlei  zu  erinnern:  ein  Mal, 
dass  der  allgemeine  Gebrauch  des  blossen  Vertragspfandes  in  alt- 
römischer Zeit  die  Grundlage  der  ganzen  Entwickeluugsgeschichte, 
wie  sie  der  Verf.  darstellt,  ausmacht;  —  eine  pure  Hypothese  ohne 
den  geringsten  Beweis  und  mit  sehr  zweideutiger  Wahrscheinlichkeit; 
und  zweitens:  wenn  es  noch  immer  wahr  ist,  dass  das  blosse  Ver- 
tragspfand sich  erst  ziemlich  spät  über  den  einzelnen  Fall  desPachtes 
hinaus  entwickelte,  wäre  es  denn  so  unerhört,  dass  es  sich  bei  den 
Griechen,  überhaupt  bei  den  Peregrinen  in  Ermangelung  der ßdueia, 
früher  entwickelt  und  in  der  römischen  iurisdictio  inier  peregrinos 
geltend  gemacht  hätte,  und  dass  von  da  aus  die  Entwickelung  bei 
den  Römern  mittelst  Ausdehnung  der  Seruiana,  als  ein  Mal  das  Be- 
dürfniss  sich  zeigte,   erleichtert  und  zum  Theil  bestimmt  worden 
wäre  ? 

Zum  Schlüsse  wirft  der  Verf.  die  Frage  auf,  ob  die  Umgestal- 
tung Aerßducia  nach  dem  Vorbilde  des  pignus,  wie  sie  hinsichtlich 
der  materiellen  Befugnisse  nachgewiesen  worden  sei,  nicht  auch  für 
die  andere  Hälfte  des  Pfandrechtes,  nämlich  für  die  Pfand-Persecution, 
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Statt  gefunden  habe.    Mit  andern  Worten,  sollte  nicht  auch  die  in 
factum  gefasste,  zunächst  und  ursprünglich  für  das  pignus  bestimmte 
Pfandklage  ebenso  gut  auf  die  fiducia  Anwendung  leiden?    Für  die 
Bejahung  dieser  Frage  scheinen  dem  Verf.  folgende  innere  Gründe 
zu  sprechen:  Die  fiducia  unterscheidet  sich  von  dem  pignus  nur  in 
der  Art  ihrer  Bestellung;  sie  ist  öberdiess  von  der  Besitzübertragung 
völlig  unabhängig,  ja  mit  ihr  öfters  in  Gegensatz  gesetzt  Pauli.  2., 
4.),  folglich  eine  wahre  Hypothek  so  gut  als  das  pignus.    Dann  als 
Zeugniss  die  /.  16.  §.5.  De  pign.  Creditor  hypotkecam  sibi  per  sen- 
lenliam  adhidicatam  quemadmodum  kabiturus  sit,  quaeritur:  nam 
dominium  eins  uindicare  non  polest.    Sed  hypothecaria  agcre 
potest:  et  si  exceptio  obiieieiur  a  possessore  rei  iudicatae,  rep licet.4 
si  secundum  me  iudicatum  non  est.    Der  Gläubiger  tritt  mit  der  hy- 
pothekarischen Klage  gegen  den  Schuldner  auf,  und  trägt  eine 
günstige  Präjudicial-Scntcnz  davon.   Der  Schuldner,  so  supponirt  der 
Verf.  unter  Berufung  auf  §.  3.  ibid.  weiter,  wird  zur  cautio  de  re- 
stituendo  verurtheilt,  verweigert  aber  späterhin  die  Herausgabe  der 
Pfandsache,  und  lässt  sich  lieber  aus  der  abgeschlossenen  Caution 
belangen.     Der  Gläubiger  dagegen  möchte  die  Sache  selbst  haben, 
weil  der  Schuldner  inzwischen  insolvent  geworden  ist.    Wie  soll  er 
diess  anstellen?   Marcian  antwortet:  Wäre  ihm  das  Pfand  in  Form 
der  fiducia  bestellt  worden,  so  könnte  er  nun  mit  der  rei  uindicatio 
helfen.   Es  wird  also  zugegeben,  dass  die  fiducia  als  Hypo- 
thek mit  der  hypothecaria,  als  Eigenthum  aber  ausserdem 
mit  der  uindicatio  verfolgt  werden  kann.     Aber  wo  ist  denn 
eine  Spur  von  dem  Gedanken,  dass  der  Kläger,  wenn  er  fiducia  ge- 
habt hätte,  dann  das  erste  Mal  auch  mit  der  hypothecaria  aufgetreten 
wäre  oder  hätte  auftreten  können?  Diess  Zeugniss  ist  also  wohl  ganz 
untauglich,  und  was  die  innern  Gründe  betrifft,  so  scheinen  dieselben 
theils  unerheblich  theils  für  sich  selbst  auf  schwachen  Füssen  zu 
stehen. 

Nach  diesen  und  andern,  früher  geäusserten,  Bedenken  glaubt 
Ree,  dass  der  Verf.  zu  weit  geht,  indem  er  mit  folgendem  Resultate 
schliesst:  „Die  Geschichte  des  römischen  Pfandrechts  scbliesst  also 
mit  der  Ausgleichung  von  pignus  und  fiducia,  von  Besitzes-  und 
Eigenthumspfand,  und  mit  der  Vereinigung  beider  in  der  Hypothek. 
Die  materielle  sowohl  als  die  rechtliche  Pfandpersecution  ist  nun 
überall  dieselbe.  Es  giebt  nur  noch  ein  Pfandrecht,  aber  mehrere 
Bestellungsarten.  Diese  Einheit  hat  in  der  Aufnahme  des  Wortes 
hypotheca  in  die  Formel  der  Pfandklage  ihre  rechtliche  Sanction  er- 
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halten.  Man  spricht  jetzt  nur  noch  selten  von  einer  pignoraticia, 
regelmässig  von  der  hypothecaria  actio,  und  diesen  Titel  tragen  auch 
die  Werke  von  Mar  et  an  und  Gaius.  In  dem  Begriff  der  Hypothek 
spielt  weder  Besitz  noch  Eigenthum  irgend  eine  Rolle.  Daher  um- 
fasst  er  pignus  und  fiducia  in  gleicher  Weise;  dagegen  ist  das  Ver- 
kaufsrecht entscheidend,  und  in  diesem  stimmen  die  beiden  alten 
Pfandarten  völlig  Uberein.«' 

Ree.  schliesst  diese  Anzeige,  indem  er  den  schon  im  Eingang 
erwähnten  Vorzügen  des  Verfs.,  welche  sich  auch  in  diesem  Buche 
bewährt  finden,  volle  Anerkennung  zollt.  Hat  Ree.  auch  manchen, 
und  zum  Theil  wesentlichen  Resultaten  nicht  beistimmen  können,  so 
verkennt  er  desswegen  nicht  das  viele  Treffliche,  was  das  Buch  ent- 
hält, und  was  neben  den  Gegenständen  des  Widerspruches  vielleicht 
auch  in  dieser  Recension,  trotz  des  besten  Willens,  mehr  als  billig 
in  den  Hintergrund  tritt.  Insbesondere  freut  sich  aber  Ree.  über  die 
Lebendigkeit  und  Frische,  Originalität  und  Kühnheit,  welche  die  ge- 
sammte  Geistes-Operation  in  dem  Buche  charakterisirt,  und  er  zwei- 
felt nicht,  dass  von  demselben  ein  wesentlicher  Fortschritt  in  der 
ganzen  Lehre  von  dem  Pfandrecht,  und  noch  darüber  hinaus,  d'irect 
und  indirect  ausgehen  wird.  Den  Gedanken  aber  kann  Ree.  auch 
nicht  unterdrücken,  dass  das  ganze  Werk  wesentlich  gewinnen  würde, 
wenn  der  Verf.,  ehe  er  den  zweiten  Band  erscheinen  lässt,  etwa  ein 
Jahr  auf  die  nochmalige  Durcharbeitung  des  ersten  verwenden  wollte. 

Im  August  1847. 
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Vierter  Artikel. 

29.  Däoemark  und  die  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein.  Kurz- 
gefasste  Widerlegung  des  veröffentlichten  Commissions- Gut- 
achtens über  die  Erbfolge  in  Schleswig,  und  der  zur  Ver- 
öffentlichung eingesandten  Erläulerungs -Artikel  zu  demselben. 
[Von  C.  W.  Cartheuser,  Ober-  u.  Landgerichts-Advocaten 
in  Schleswig.]  Hamburg,  Perthes-Besser  u.  Mauke,  1847.  89  S. 
8.  (Geh.  |  Thlr.) 

*  30.  Wer  erbt  in  Schleswig?   Fine  Rechtsfrage.    Karlsruhe,  Biele- 
feld, 1846.  15  S.  8.  (Geh,  -fr  Thlr.) 

31.  Staats-  und  Erbrecht  des  Herzogthums  Schleswig.  Kritik  des 
Gommissionsbedenkens  über  die'  Successionsverhältnisse  des  Her- 
zogthums Schleswig,  von  N.  Falck,  M.  Tönsen,  E.  Herr- 
mann, Joh.  Christiansen,  C.  0.  Madai,  Job.  Gust.  Droy- 
sen,  Georg  Waitz,  Joh.  Chr.  Ravit,  L.  Stein,  Professoren 
an  der  Univers,  zu  Kiel.  Hamburg,  Perthes-Besser  u.  Mauke, 
1846.  115  S.  8.  (Geh.  f  Thlr.) 

32.  Die  Vorgänge  des  Jahres  1721.  im  Herzogthum  Schleswig  mit 
Rücksicht  auf  den  veröffentlichten  Auszug  des  Commissionsbe- 
denkens.  Eine  staatsrechtliche  Untersuchung  von  K.  Samwer 
[Advocaten  zu  Kiel].  Ebendaselbst,  1846.  VIII.  und  87  S.  8. 
(*  Thlr.) 

33.  Die  Erb-Ansprüche  des  Königlich  Preussischen  Hauses  an  die 
Herzogthümer  Schleswig-Holstein.  Ein  historisch -staatsrechtli- 
cher Versuch  von  Dr.  Ernst  Helwing,  Professor  an  der  Kgl. 
Friedrich-Wilhelms-Univ.  zu  Berlin.  Beigefügt  ist  eine  Samm- 
lung belegender  Urkunden  und  eine  genealogische  Tabelle  nebst 
Erläuterungen.    Lemgo  und  Detmold,  Meyer'sche  Hof-Buch- 

.  Handlung,  1846.  XX.  u.  285  S.  8.  (Geh.  \\  Thlr.) 

34.  Die  Staats -Erbfolge  der  Herzogthümer  Schleswig- Holstein  und 
Lauenburg,  zugleich  als  Antwort  auf  die,  dem  königlich  däni- 
schen offenen  Briefe  vom  8.  Juli  d.  J.  zu  Grunde  liegende, 
Staatsschrift  urkundlich  dargestellt  und  erörtert  von  Dr.  Hugo 
Hälschner,  Privatdocenten  [jetzt  ausserord.  Prof.]  der  Rechte 
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an  d.  Rhein.  Friedrich- Wilhelms-Univ.  Beilagen:  1.  Die  däni- 
sche Staatsschrift.  2.  Die  Stammtafel  des  schanenburgschen 
Hauses.  3.  Die  Stammtafel  des  oldenburgschen  Hauses.  Bonn, 
Marcus,  1846.  VIII.  u.  174.  S.  8.  (Geh.  £  Thlr.) 

35.  Kurze  Staatsgeschichte  der  Herzogtümer  Schleswig  und  Hol- 
stein von  Dr.  Eduard  Wippermann,  Professor  an  der  Kgl. 
Preuss.  vereinten  Friedrichs- Univ.  Halle- Wittenberg.  Mit  vier 
Stammtafeln.  Halle,  Schwelschke  u.  Sohn,  1847.  XVIII.  und 
348  S.  gr.  8.  (Geh.  jl  Thlr.) 

36.  Das  Commissionsbedenken  Ober  die  Successionsverhältnisse  des 
Herzogthums  Schleswig,  die  Kieler  Kritik  desselben  und  K. 
Samwer's  staatsrechtliche  Untersuchung:  Die  Vorgänge  des  Jah- 
res 1721.  Altona,  Hammerich,  1847.  112  S.  8.  (Geh.  £  Thlr.) 

37.  Das  Commissionsbedenken  Ober  die  Erbfolge  des  Herzogtums 
Schleswig  im  officicllen  Auszuge.  Mit  Anmerkungen  und  einem 
Nachwort  begleitet  von  K.  Sa m wer.  Hamburg,  Perthes -Besser 
u.  Mauke,  1847.  VI.  u.  100  S.  8.  (Geh.  £  Thlr.) 

38.  Kritik  der  Antikritik  betitelt:  „Das  Commissionsbedenken  u.s.  f." 
[s.  Nr.  36.]  von  C.  W.  Cartheuser,  Ober-  und  Landgerichts- 
Advocaten  in  Schleswig.  Ebendaselbst,  1847.  30  S.  8.  (Geb. 
TVThlr.) 

39.  Zwanglose  Hefte  über  die  Schleswig- Holstein-  und  Lauenburgi- 
sche  Erbfolgefrage  von  einem  deutschen  Publicisten.  Heft  Nr.  1. 
I.  Ein  friedliches  Wort.  II.  Ein  nicht  friedliches  Wort  gegen 
die  Abhandlung:  ,, Wider  die  dänischen  Erläuterungsarlikel  u. 
8.  w.u  in  der  Beilage  der  Augsburger  Allgem.  Zeitung  Nr.  284. 
285.  286.  Göttingen,  Vandenboeck  u.  Ruprecht,  1847.  42  S. 
gr.  8.   (i  Thlr.) 

Bei  der  grossen  Anzahl  Schriften,  die  durch  den  offenen  Brief 
und  dessen  Commentare  hervorgerufen  sind,  wird  es  erforderlich 
sein,  unter  ihnen  eine  Auswahl  vorzunehmen.  Der  Bestimmung  die- 
ser Jahrbücher  gemäss,  glauben  wir  uns  auf  diejenigen  beschranken 
zu  müssen,  in  welchen  der  juristische  Character  überwiegend  ist.  Aus 
diesem  Grunde  bleiben:  Der  dänische  Fehdehandschuh  von  Wien- 
barg (Hamburg,  1846.),  Schleswig- Holstein  u.  s.  f.  von  Häusser, 
(Heidelberg,  1846.),  das  Herzogthum  Schleswig  von  Molbech  (Ko- 
penhagen, 1846*),  und  ahnliche  Schriften  ausgeschlossen.  Die  un- 
endliche Masse  von  Artikeln,  die  über  die  vorliegende  Frage  in  Zeitun- 
gen und  Zeitschriften  erschienen  sind,  und  die  grosse  Schwierigkeit, 
die  gediegenen  derselben  sämmtlich  kennen  zu  lernen,  dürfte  es  als 
gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  wenn  dieser  Theil  der  Literatur  in 
der  folgenden  Beurtheilung  ganz  unberücksichtigt  geblieben  ist.  Von 
den  übrig  bleibenden  fallen  diejenigen  selbstverständlich  aus,  welche 
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die  Erbfolgefrage  gar  nicht  berühren,  z.  B.  Das  Herzogthum  Schles- 
wig von  Heiberg  (Lübeck,  1846.)- 

Wir  lassen  eine  Beurtheilung  von  Nr.  37.,  obleich  diese  später 
erschienen  ist  als  die  Nr.  29.  bis  36.,  deshalb  diesen  vorangeben, 
weil  sich  die  meisten  der  letzteren  anf  die  in  ersterer  abgedruckte 
dänische  Staatsschrift  beziehen,  über  deren  Entstehung  wir  folgendes 
bemerken: 

Der  König  von  Dänemark  setzte  vor  Erlass  des  offenen  Briefes 
vom  8.  Juli  1846.  eine  Gommission  nieder,  um  die  Erbfolgeverhält- 
nisse der  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg  zu  un- 
tersuchen. 

Die  Resultate  dieser  Untersuchung  sind,  soweit  sie  sich  auf  das 
Herzogthum  Schleswig  beziehen,  in  einer  Schrift  zusammengestellt, 
die  officiell  in  einer  Quartausgabe  gedruckt,  aber  in  dieser  Gestalt 
nicht  in  den  Buchhandel  gekommen,  sondern  nur  den  Beamten  zuge- 
stellt, und  dem  Vernehmen  nach,  auch  den  fremden  Hofen  mitgetheilt 
worden  ist.  Abdrücke  finden  sich  unter  Anderm  in  Ravit's  Jahrbü- 
chern für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  der  Herzogtümer  Schles- 
wig, Holstein  und  Lauenburg,  1846.  Heft4.,  in  Hälschner's  Staats- 
erbfolge (Nr.  34.)»  und  in  Vollgraff,  Die  irrige  —  Stellung  der 
Künige  von  Dänemark  u.  s.  f.  — 

Ree.  hat  bei  Gelegenheit  von  Nr.  27.  bemerkt,  der  Gedanke, 
dass  die  Herzogtbümer  um  jeden  Preis  mit  Dänemark  vereinigt  blei- 
ben müssten,  ziehe  sich,  wie  ein  rother  Faden,  'durch  die  Verhand- 
lungen in  der  rothschilder  Sländeversammlung  über  die  Erbfolge  hin. 
Derselbe  Gedanke  scheint  bei  der  Abfassung  des  Gommissionsbeden- 
kens  vorgeherrscht  zu  haben.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist 
es  erklärlich,  wie  die  Gommission  das  Resultat  hat  erreichen  können, 
zu  welchem  sie  gelangt  ist.  „Sie  stellt  nicht",  heisst  es  in  Nr.  31., 
„wie  man  von  dem  Berichte  einer  solchen  Allerhöchst  ernannten 
Gommission  es  erwarten  sollte,  einfach  die  Thatsachen  zusammen, 
die  für  die  eine  oder  andere  Thatsache  sprechen,  zufrieden  sich  zu- 
letzt für  die  besser  begründete  Meinung  zu  entscheiden,  sondern  sie 
ist  von  vorne  herein  von  der  Richtigkeit  Einer  Auffassung  überzeugt, 
und  bebt  Alles  hervor,  um  diese  zu  unterstützen. 44  Daneben  scheint 
sich  die  Gommission  vor  den  Gonsequenzen  ihrer  Ausführung  ge- 
fürchtet zu  haben,  sie  bat  diese  daher  nicht  gezogen,  sondern  ist 
auf  halbem  Wege  stehen  geblieben.  Auffallend  ist,  dass  sich  in 
dem  Gommissionsbedenken  mehrfach  Ungenauigkeiten,  sogar  Wider- 
sprüche finden.  Zum  Thcil  mögen  diese  ihren  Grund  in  der  Schwie- 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  RW.  Jahrg.  XI.  H.  XI.  65 
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rigkeit  haben,  die  es  fiir  die,  soviel  Ree.  weiss,  nur  aus  Dänen  be- 
stehende Comraission  hatte,  sich  vollkommen  klar  in  deutscher  Spra- 
che auszudrücken,  aber  schwerlich  lassen  sie  sich  durch  diesen  Um- 
stand allein  erklären. 

Nach  diesen  kurzen  Vorbemerkungen  wenden  wir  uns  zu  dem 
Inhalte  des  Commissionsbedenkens  selbst.  Den  Eingang  desselben 
bildet  eine  kurze  Geschichte  des  Herzogthums  Schleswig,  die  indess 
von  irrigen  und  unklaren  Darstellungen  nicht  ganz  frei  ist.  — 

Ehe  wir  auf  die  Deduction  der  Commission  Ubergehen,  wollen 
wir  mit  zwei  Worten  die  geschichtlichen  Ereignisse,  auf  welche  es 
hauptsächlich  ankommt,  berühren.  König  Friedrich  IV.  besetzte 
1713.  den  gottorfschen  Antheil  von  Schleswig,  Hess  sich  denselben 
1720.  von  England  und  Frankreich  garantiren,  entsetzte  1721.  den 
Herzog  von  Goltorf,  und  Hess  sich  in  dessen  bisherigem  sowie  in  dem 
gemeinschaftlichen  Antheil  von  Schleswig  huldigen. 

Die  Commission  stellt  folgende  Hauptpunkte  auf: 

I.  Künig  Friedrich  Vf.  hatte  1721.  die  Absicht,  Schleswig  dem 
Königreiche  Dänemark  einzuverleiben.  —  Diese  Absicht  beurkundet 
sich  in  allen  Berathungen,  welche  dem  Patent  vom  22.  August  1721. 
und  der  Erbhuldigung  vom  3.  und  4.  September  1721.  vorhergin- 
gen. Es  bezeugt  sie  eine  (bis  jetzt  nicht  veröffentlichte,)  Erklärung 
ganz  von  der  Hand  des  Königs. 

II.  Die  Incorporation  ward  durch  das  Patent  und  die  nachfol- 
gende Erbhuldigung  vollzogen.  Aus  dem  enuntiativen  Theile  des 
Patents  sind  folgende  Stellen  hervorzuheben:  „dass  Wir  dabero  be- 
wogen worden,  des  Hertzogen  Carl  Friedrich'«  zu  Holstein  gehabten 
Antheil  im  Herzogthum  Schleswig,  als  ein  in  beschwerlichen  Zei- 
len unrechtmässiger  Weise  von  der  Crobne  Dänemark  abgerissenes 
Pertinens,  wieder  in  Possession  zu  nehmen;4'  ferner:  „und  Wir  dann 
solchem  nach  entschlossen,  selbigen  Antheil  mit  dem  Unserigen  zu 
vereinigen  und  zu  incorporiren;"  die  letzten  Worte  fehlen  in  den 
meisten  frühern  Abdrücken  des  Patents.  Der  dispositive  Theil  desselben 
enthält  den  Befehl  an  die,  bisherigen  gemeinsamen  und  privativ-gottorf- 
schen  Unterlhanen  den  Eid  der  Treue  zu  leisten.  Durch  dieses  Patent 
wäre  das  ganze  Herzoglhum  Schleswig  dem  Königreiche  Dänemark 
incorporirt,  indem  die  eben  angeführten  Worte:  „selbigen  Antheil 
incorporiren, "  folgeodermassen  zu  verstehen  seien:  „den  Fürstlichen 
Antheil  mit  dem  Königlichen  zu  vereinigen,  und  mit  (zugleich  mit) 
dem  Königlichen  zu  incorporiren."  Zum  Beweise  der  geschehenen 
Incorporation  wird  noch  die  Versetzung  des  schleswigschen  Wap- 
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pens  aus  dem  Mittelschilde  in  den  Hauplschild,  ein  Ausspruch  Ho- 
j  er's,  des  Geschichtschreibers  und  Zeitgenossen  Friedrich^  IV.  ange- 
führt, und  eine  Vergleichung  mit  dem  vorgenommen,  was  1684. 
geschab,  wo  Christian  V.  den  damaligen  Herzog  von  Gotlorf  ent- 
setzte. 

III.  „Friedrichs  Absicht  ging  wirklich  dahin,  Schleswig  zu  einer 
Provinz  von  Dänemark  zu  machen.  Nachdem  er  es  als  ein  Herzog- 
thum mit  Dänemark  vereinigt  hatte,  —  verwirklichte  Er  diese  Absicht 
nicht.  Daher  beschränken  sich  auch  die  Wirkungen  der  Incorpora- 
üon  auf  den  Uebergang  der  Königsgesetzlichen  Erbfolge  auf  Schles- 
wig, und  auf  die  alleinige  souveraine  Regierung  über  dies  Herzogthum 
mit  den  Folgen,  die  sich  hieran  rechtlich  und  historisch  knüpften. "  — 
Der  von  Prälaten,  Ritterschaft  und  den  Besitzern  adliger  Guter 
(sämmtlich  bis  dahin  gemeinsame  Unterthancn)  abgeleistete  Eid 
enthält  folgende  Stellen:  —  „Nachdem  Mein  allcrgnädigster  König 
—  das  vorhin  gewesene  Fürstliche  Anlheil  des  Herzogthums  Schles- 
wig mit  dem  Ihrigen  zu  vereinigen,  und  Dero  Grohne  als  ein  altes 
injuria  t  empor  um  abgerissenes  Stück  auf  ewig  wieder  zu  incorpori- 
ren  für  gut  befunden  u.  s.  f.  So  gelobe  —  Ich  —  dass  ich  —  De- 
nselben, wie  auch  Dero  königliche  Erb-Succcssorcn  in  der  Regie- 
rung, secundum  tenorem  Legis  Regiae,  treu  —  sein  u.  s.  f."  Die 
Commission  erklärt  es  für  unzweifelhaft,  dass  unter  lex  regia  das 
dänische  Königsgesetz  verstanden  sei,  welches  als  Erbfolgegeselz 
keiner  Publicalion  bedurft  habe.  Die  obige  Erbhuldigung  erscheint 
ihr  für  die  Anerkennung  der  Erbfolge  des  Königsgesetzes  von  staats- 
rechtlicher Bedeutung,  zumal  da  Prälaten  und  Ritterschaft  als  stän- 
dische Repräsentanten  erschienen  seien. 

IV.  Das  Königsgesetz  gilt  in  Schleswig  nur  für  die  „Erbfolge 
und  was  durch  die  Incorporation  und  Erbhuldigung  verändert  wor- 
den. —  Es  konnte  mit  dem  was  darin  nicht  Erbslatut  ist,  was  das 
absolutem  dominium  betrifft,  die  Landesrechte,  soweit  sie  durch  die 
Incorporation  und  Erbhuldigung  nicht  berührt  waren,  nicht  selbst- 
folglich  alteriren."  »Für  die  Gellung  des  absolutum  dominium  hätte 
es,  abgesehen  von  anderem,  der  Publikation  des  Königsgesetzes  be- 
durft. —  Im  Uebrigen  ist  aber  die  für  die  sonstigen  Verhältnisse 
Schleswigs  beabsichtigte  Incorporation  nicht  zur  Ausführung  gekom- 
men. Es  bildet  in  Beziehung  auf  Dänemark  keinen  Staatslheil  im 
engern  Sinn,  sondern,  wie  Holstein  und  Lauenburg  jedes  mit  seinen 
eigentümlichen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  einen  Theil  der  Ge- 
sammtmonarchie." 

65* 
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V.  Die  Erwerbung  des  gottorfschen  Antheils  voo  Schleswig  er- 
hielt 1767.  und  1773,  die  Anerkennung  des  Üauses  Gottorf.  Es 
wird  auf  die  Rennnciationsncte  der  russischen  Linie  Bezug  genom- 
men, in  der  die  Worte  vorkommen:  „Wir  —  wollen,  —  dass  Ibro 
Königliche  Mnjesl.1t  zu  Dänemark  u.  s.  f.  und  Dero  Königliche  Cron- 
Erben  vorgedachtes  Herzogthum  Schleswig  —  besitzen  mögen.*« 

VI.  wird  das  Erbrecht  der  jüngeren  königlichen  Linie  in  schwer 
verstündlicher  Weise  besprochen.  Im  Anfange  heisst  es:  „Das  Erb- 
recht der  Oldenburger  war  im  Herzogthum  Schleswig,  so  lange  die- 
ses vom  Reich  und  der  Krone  Dänemark  zu  Lehn  ging,  kein  blosses 
Geblütsrecht,  vielmehr  war  dessen  Wirksamkeit  durch  die  gleicbmäs- 
sige  Anerkennung  des  Lehnsherrn  und  der  Stande  beschränkt. u  Da 
bald  nachher  darauf  Bezug  genommen  wird,  dass  die  Stande  der 
jüngeren  königlichen  Linie  die  Huldigung  verweigert  hätten,  (1564.) 
so  scheint  die  Commission  sich  zu  der  Ansicht  zu  bekennen,  dass 
das  sonderburger  Haus  schon  dadurch  seine  Erbansprüche  an  Schles- 
wig verloren  habe.    Später  wird  indess  gesagt,  die  Herzöge  iieser 
Linie  hätten  sich  nach  der  Souverainitätserklärnng  von  Schleswig 
(1658.)  ihre  Erbrechte  durch  Erbverträge  mit  den  beiden  souvera\- 
nen  Fürsten  sichern  müssen.    Dann  wird  auf  den  von  den  Herzogen 
voo  Augustenburg  und  Glücksburg  1721.  geleisteten  Hu/rfigungseid 
hingewiesen.  Am  Schlüsse  scheint  die  Commission  anzunehmen,  die 
Rechte  der  souderburger  Linie  seien  untergegangen,  weil  keine  Be- 
lehnungen erfolgt  seien,  und  weil  die  jüngere  Linie  keinen  Lehnbe- 
sitz mehr  habe.    Als  Resultat  der  Untersuchung  wird  bezeichnet, 
dass  „in  Rücksicht  der  eventuellen  Succession  in  das  Herzogtbuni 
Schleswig  keine  Rechtsfrage  mehr  offen  erachtet  werden"  könne. 

Zuerst  wird  also  gesagt:  ganz  Schleswig  sei  dem  Königreich 
Dänemark  incorporit  (S.  7.)»  dessen  ungeachtet  soll  das  Staatsgrund- 
gesetz von  Dänemark,  das  Königsgesetz,  nicht  vollständig  in  Schles- 
wig gelten  (S.  12.).  Friedrich  IV.  soll  seine  Absicht,  Schleswig  zu 
einer  Provinz  von  Dänemark  zu  machen,  nicht  verwirklicht,  sondern 
es  nur  als  ein  Herzogthum  mit  letzterem  Lande  vereinigt  haben; 
dennoch  ist  gleich  darauf  von  Wirkungen  der  Incorporation  die  Rede 
(S.  9.)*  Später  heisst  es  dann  wieder,  die  Incorporation  sei  nicht 
vollständig  zur  Ausführung  gekommen.  Schleswig  bilde  in  Beziehung 
auf  Dänemark  keinen  Staatstheil  im  engeren  Sinne  (S.  12).  Ree. 
hofft  durch  diese  Zusammenstellung  das  oben  ausgesprochene  Ur- 
lheil über  die  Schrift  gerechtfertigt  zu  haben.  Auf  die  eigentliche 
Deduclion  der  Commission  werden  wir  bei  Gelegenheit  von  Nr.  31. 
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und  32.  zurückkommen,  hier  nur  noch  die  Bemerkungen,  dass  die 
Commission  die  holsteinischen  Verhältnisse  ganz,  und  in  Betreff 
Schleswigs  die  wichtige  Frage,  oh  Dasjenige,  was  Friedrich  IV. 
1721.  that,  rechtsbeständig  war,  unberücksichtigt  gelassen  hat. 

Der  Herausgeber  hat  das  Commissionsbedenken  mit  Anmerkun- 
gen begleitet,  durch  welche  dasselbe  einer  scharfen  Kritik  unterzo- 
gen wird.  In  einem  Nachworte  wird  das  Verhältniss  des  offenen 
Briefes  zum  Commissionbedenken  besprochen. 

Nr.  29.  und  30.  sind  Flugschriften,  deren  erstere  hauptsächlich 
gegen  einen,  augenscheinlich  halb  officiellen  Artikel  gerichtet  ist, 
der  sich  unter  der  üeberschrift:  „Dänemark  und  die  Herzogthümer,u 
im  vorigen  Jahre  in  mehreren  öffentlichen  Blättern  abgedruckt  fand, 
und  als  eine  Ergänzung  des  Commissionsbedenkens  anzusehen  ist. 
Die  Absicht  des  Verfassers  von  Nr.  29.,  den  der  einschlagenden 
Verhältnisse  weniger  Kundigen  die  wahre  Lage  der  Sache  kurz  und 
bündig  darzulegen,  scheint  dem  Recensenten  vollkommen  erreicht  zu 
sein.  Herr  Obergerichtsadvokat  Cartheuser  in  Schleswig  bat  sich 
später  als  Verfasser  dieser  Schrift  genannt. 

Nr.  30.  enthält  eine  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Punkte, 
auf  welche  es  bei  der  vorliegenden  Frage  ankommt. 

Die  Schrift  Nr.  31.  verdient  schon  wegen  ihrer  Entstehung 
ganz  besondere  Aufmerksamkeit.  Sämmlliche  Professoren  der  Rechte 
an  der  Universität  zu  Kiel,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Herrn  Pro- 
fessor Pauls en,  denen  sich  aus  der  philosophischen  Facultät  die 
Professoren  der  Geschichte  und  Staalswissenschaften  anschlössen, 
haben  sich  in  ihr  zu  einer  Widerlegung  des  Commissionsbedenkens 
vereinigt.  —  Zeitungsnachrichten  zufolge  hatte  die  juristische  Fa- 
cultät in  Kopenhagen  die  Herausgabe  einer  Gegenschrift  beabsich- 
tigt, die  aber,  soviel  bekannt,  bis  jetzt  nicht  erschienen  ist. 

Nach  einer  historischen  Einleitung  über  die  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  Schleswigs,  in  welcher  namentlich  die  in  dem  Commis- 
sionsbedenken aufgestellte  Behauptung  eine  Erwiderung  findet,  als 
ob  das  sonderburger  Haus  hinsichtlich  seiner  Erbrechte  auf  Schles- 
wig dem  Weiberstamme  der  regierenden  Linie  nachstehe,  wird  auf 
die  Ereignisse  des  Jahres  1721.  übergegangen.  Iu  Betreff  der  Ab- 
sichten des  Königs  Friedrich  IV.  wird  zwischen  denen  unterschieden, 
die  er  vielleicht  einmal  gehegt  und  geäussert,  dann  aber  wieder  auf- 
gegeben hat,  und  denjenigen,  welche  ihn  leiteten,  als  er  das  Patent 
ergehen,  und  die  Huldigung  einnehmen  Hess. 
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In  ersterer  Beziehung  bilden  das  Commissionsbcdenken  uud  der, 
bei  Gelclcgenhcil  von  Nr.  29.  erwähnte  Zeilungsartikel  die  einzigen 
Quellen,  da  die  in  erstcrem  erwähnte  Erklärung  von  der  Hand  des 
Königs,  nicht  veröffentlicht  worden  ist.  Hiernach  muss  man  anneh- 
men, dass  König  Friedrich  IV.  allerdings  die  Absicht  ausgesprochen 
habe,  Schleswig  dem  Königreiche  zu  incorporiren;  dass  diese  aber 
bei  mehreren  seiner  Rathgeber  Widerspruch  fand.  Uebrigens  beisst 
es  in  dem  Commissionsbedenken  selbst,  „der  König  verwirklichte 
diese  Absicht  nicht,4'  und  „im  übrigen  ist  aber  die  für  die  sonstigen 
Verhältnisse  Schleswigs  beabsichtigte  Incorporation  nicht  zur  Aus- 
führung gekommen,4*  wonach  es  auf  die  frühere  Absicht  des  Königs 
nicht  weiter  anzukommen  scheint. 

Die  Verfasser  machen  sich  die  Beantwortung  folgender  Fragen 
zur  Aufgabe: 

1.  Welches  waren  die  Absichten  Friedrichs  IV.  bei  Einneh- 
mung  der  Schleswigschcn  Huldigung  1721.?  2.  Was  ist  von  diesen 
Absichten  in  der  That  verwirklicht  worden?  3.  Welche  rechtliche 
Bedeutung  ist  dem  Geschehenen  beizulegen? 

In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  wird  zunächst  zwischen  dem 
Patente  und  dem  Huldigungseide  unterschieden.    Das  erstere  rede 
nur  von  einem  Entschlüsse  des  Königs,  ohne  zn  sagen,  dass  dieser 
schon  durch  das  Patent  ausgeführt  sei.    Allein  selbst  dass  es  die 
Absicht  des  Königs  gewesen  sei,  ganz  Schleswig  dem  Königreiche 
Dänemark  zu  incorporiren,  lasse  sich  aus  dem  Patente  keineswegs 
entnehmen.    Zunächst  beziehe  sich  die  Incorporation  nicht  auf  ganz 
Schleswig,  da  das  Patent  nur  an  die  gemeinschaftlichen  Untcrthanen 
gerichtet  sei,  und  nur  von  ihnen  und  den  Einwohnern  des  privativen 
gottorfer  Anlheils  rede,  des  altköniglicben  aber  nicht  weiter  ge- 
denke, als  durch  die  Worte :  „und  Wir  dann  solchemnach  entschlos- 
sen, selbigen  (den  gottorfischen)  Anthcil  mit  dem  Unserigen  zu 
vereinigen  und  zu  incorporiren.4'    Ferner  werde  eine  Incorporation 
in  das  Königreich  Dänemark  nicht  einmal  angedeutet,  viel  weniger 
ausgesprochen,  und  die  Auslegung  der  Gommission,  dass:  „zu  verei- 
nigen, und  zu  incorporiren,44  so  viel  heisse:  als  den  fürstlichen  An- 
theil  mit  dem  königlichen  zu  vereinigen,  und  zugleich  mit  letzterem 
zu  incorporiren  (nämlich  dem  Königreiche)  mit  Recht  als  eine  höchst 
gezwungene  bezeichnet,  da  es  in  der  ürkundensprache  nichts  Unge- 
wöhnliches sei,  gleichbedeutende  Wörter  neben  einander  zu  stellen, 
wie  hier,  „vereinigen4*  und  „incorporiren.**  Die  Worte  des  Patents: 
„des  Herzogs  Carl  Friedrich   gehabten  Antheil   im  Herzogtum 
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Schleswig,  als  ein  in  beschwerlichen  Zeiten  unrechtmässiger  Weise 
von  der  Krone  Dänemark  abgerissenes  Pertincns,"  werden  von  der 
Aufhebung  der  Lebnsverbindung  im  Jahre  1658.  verstanden.  So- 
dann wird  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auch  Zeitgenossen 
nur  an  eine  Vereinigung  des  herzoglichen  Antheils  von  Schleswig 
mit  dem  königlichen  dachten,  indem  zwei  Zeitschriften  des  Jahres 
1721.:  Europäische  Fama,  und  Mercure  kistorique,  angeführt  wer- 
den, in  welchen  beiden,  nur  von  einer  Vereinigung  des  fürstlichen 
Theils  von  Schleswig  mit  dem  königlicheu  (Schleswig-)  Holstein 
die  Rede  ist.  Die  Verfasser  sprechen  als  ihre  Uebcrzeugung  aus, 
dass  es  der  Commission  nicht  gelungen  ist,  ihre  Behauptung  zu  be- 
gründen, dass  Friedrich  IV.  die  Absicht  gehabt  und  gezeigt  habe, 
Schleswig  dem  Königreiche  Dänemark  zu  incorporiren.  Es  wird 
dann  die  von  der  Commission  nicht  erörterte  Frage  aufgeworfen,  ob 
der  König  die  Absicht  gehabt  habe,  die  Erbfolge  des  Königsgesetzes 
in  Schleswig  einzuführen,  ohne  dies  Land  in  anderer  Beziehung  der 
lex  regia  zu  unterwerfen.  Auch  zu  dieser  Annahme  scheine  es  an 
genügenden  Gründen  zu  fehlen.  Der  König  habe  vielmehr  bei  Er- 
lass  des  Patents  nur  den  Zweck  gehabt,  den  Herzog  von  Gottorf  von 
aller  Mitregicrung  im  Herzogthum  Schleswig  auszuschliessen,  die  oc- 
cupirten  herzoglichen  Lande  mit  seinem  Landestheile  zu  vereinigen, 
sich  den  dauernden  Besitz  derselben  zu  sichern,  und  sich  als  nun- 
mehr alleinigen  Landesherrn  anerkennen  zu  lassen. 

Bei  Gelegenheit  des  zweiten  Punktes  wird  zunächst  darauf  auf- 
merksam gemacht,  dass,  wenn  an  die  Stelle  der  durch  das  Erbstatut 
des  älteren  Zweiges  der  königlichen  Linie  von  1650.  eingeführten 
Erbfolge,  eine  andere  eintreten  sollte,  dies  deutlich  erklärt,  die  Ab- 
sicht, im  königlichen  Anthcil  eine  Veränderung  der  Erbfolge  vorzu- 
nehmen, ausgesprochen,  und  diese  Absicht  wirklich  zur  Ausfuhrung 
gebracht  werden  musste.  Von  allem  diesem  finde  sich  aber  keine 
Spur.  Das  Patent  vom  22.  August  1721.  sei  für  den  altköuigli- 
ehen  Anthcil  von  Schleswig  überall  nicht  erlassen.  Mit  dieser  An- 
sicht stimmt  es  indess  nicht  überein,  wenn  die  Verfasser  die  Worte 
des*  Patents  „dero  Behueff  von  den  gesauihten  Eingesesseneu  Stän- 
den Unsers  Hertzogthums  Schleswig  als  Prälaten,  der  Ritterschaft, 
Stiidten,  Ambts-  und  Landschafls-Einwohnern  und  Untcrthanön  die 

• 

alleinige  Erbhuldigung  einnehmen, 44  auf  die  Bewohner  des  ganzen 
Schleswig  beziehen.  Dem  Recensenten  scheint  es  viel  einfacher,  wenn 
diese  Worte  theils  auf  die  bisher  gemeinsamen  Unterthanen  bezogen 
werden,  zu  denen  Prälat,  Ritterschaft  und  in  gewisser  Beziehung  auch 
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die  Städte  gehörten,  tlieiU  auf  die  bisher  privativ  gottorfischen  Un- 
terthanen.  Nach  dieser  Erklärung  würde  allerdings  in  den  angeführ- 
ten Worten  eine  Ungenauigkeit  liegen,  die  aber  in  jener  Zeil  nicht 
selten  vorkommt.   Dass  der  Ausdruck:  „Stande*4  nicht  in  der  staats- 
rechtlichen Bedeutung  dieses  Wortes  zu  nehmen  sei,  ergiebt  sich 
daraus,  dass  die  Amts-  uud  Landschafts-Einwohner  dazu  gerechnet 
werden,  die  nicht  zu  den  Landständen  gehörten.    Als  Resultat  wird 
aufgestellt,  dass  im  Jahre  1721.  der  altkönigliche  Antheil  des  Her- 
zogtums Schleswig  nicht  die  mindeste  Veränderung  seines  Staats- 
rechts, auch  nicht  in  Betreff  der  Slaalserbfolge  habe  erfahren  können, 
und  darin  liegt  allerdings  ein  triftiger  Grund,  dass  auch  in  den  ge- 
meinschaftlichen und  privativ- gottorfischen  Landestheilen  keine  Ver- 
änderung vorgenommen  sein  kann,  welche  mit  dem  damaligen  Staats- 
rechte des  gesammten  Herzogthums  im  Widerspruch  stand. 

Zur  Widerlegung  der  in  dem  Commissionsgutachten  ausgespro- 
chenen Ansicht,  dass  durch  die  1721.  von  den  gemeinschaftlichen 
und    privativ  -  gottorfischen  Unterthanen    geleistete  Erbhuldigung, 
1721.  die  Erbfolge  des  Kölligsgesetzes  eingeführt  worden  sei,  iheils 
durch  die  angebliche  Incorporation,  theils  dadurch,  dass  die  Erb- 
huldigung Friedrich  IV.  und  seinen  königlichen  Erbsuccessoren  in 
der  Regierung  secundum  tenorem  legis  regiae  geleistet  ward,  wird 
folgendes  bemerkt.  In  Bezug  auf  die  angenommene  Incorporation  kom- 
men hauptsächlich  die  Huldigungseide  in  Betracht.    Auch  in  diesen 
heisst  es,  dass  der  König  für  gut  befunden  habe,  ,,das  vorhin  ge- 
wesene fürstliche  Antheil  des  Herzogtums  Schleswig  mit  dem  Ihri- 
gen zu  vereinigen; "  aber  freilich  wird  hinzugefügt,  dass  der  König 
denselben  „Dero  Krone  als  ein  altes  injuria  temporum  abgerissenes 
Stück  auf  ewig  wieder  incorporirt  habe/4    Bei  dieser  Gelegenheit 
wird  darauf  hingewiesen,  dass  am  Ende  des  17.  und  Anfange  des  18*  . 
Jahrhunderts  in  allen  politischen  und  staatsrechtlichen  Verhältnissen 
die  Persönlichkeit  des  Fürsten  in  den  Vordergrund  getreten  sei.  Die 
obigen  Worte  glaubt  die  Schrift  entsprechend  den  Worten  des  Pa- 
tents „als  ein  in  beschwerlichen  Zeiten  unrechtmässiger  Wreise  von 
der  Crohne  Dänemark  abgerissenes  Pertinens",  auf  die  1658.  gesche- 
hene Aufhebung  der  Lehnshobeit  beziehen  zu  müssen.  Ausserdem 
möchten  die  Versuche  der  Gottorfer,  ihren  Landeslheil  von  dem 
königlichen  zu  trennen,  hierher  gerechnet  worden  sein.    Ueber  die 
Bedeutung  des  Wortes  „Krone"  handelt  ein  späterer  Abschnitt. 
Wenn  der  Ausdruck  „  Incorporiren"  in  den  angeführten  Worten 
nur  auf  das  Herzogthum  Schleswig  und  den  königlichen  Antheil  des- 
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selben  bezogen  werden  könne,  so  sei  nur  die  Gesammtheit  der  von 
dem  Könige  beherrschten  Lande  als  dasjenige  angedeutet,  in  welches 
das  Land  incorporirt  wurde.  Zugleich  aber  ist  so  deutlich  und  so 
bestimmt  als  möglich  gesagt,  mit  welchem  Tbeile  zunächst  die  engere 
staatsrechtliche  Verbindung  statthaben  sollte:  mit  dem  bis  dahin  kö- 
niglichen Antheil.  Die  Gommission  selbst  sei  in  ihren  Aussprüchen 
höchst  schwankend:  Bald  sage  sie  „das  ganze  Herzogthum  Schles- 
wig sei  dem  Königreich  Dänemark  incorporirt,"  bald  wieder:  ,,die 
für  die  sonstigen  Verhältnisse  Schleswigs  beabsichtigte  Incorporation 
sei  nicht  zur  Ausführung  gekommen."  Unter  diesen  soostigeo  Ver- 
hältnissen müsse  nach  der  Ansicht  der  Gommission  alles,  mit  Aus- 
nahme der  Erbfolge,  verslanden  werden.  Sie  sagt:  ,, Daher  be- 
schränkten sich  auch  die  Wirkungen  der  Incorporation  auf  den 
Lebergang  der  Königsgesetzlichen  Erbfolge  auf  Schleswig  und  auf 
die  alleinige  souveraine  Regierung  Über  dies  Herzogthum  mit  den 
Folgen,  die  sich  hieran  rechtlich  und  historisch  knüpften. "  „Das 
letzte,"  fügen  die  Verfasser  hinzu,  „sind  Worte,  wie  die  Commission 
sie  wohl  liebt,  die  viel  zu  enthalten  scheinen,  und  in  Wahrheit  nichts 
sagen."  Da  der  König  als  Herzog  von  Schleswig  schon  seit  Aufhe- 
bung der  Lehnshoheit  (1658.)  souverain  war,  und  nunmehr  alleiniger 
Landesherr,  so  bedurfte  es  zur  Einführung  der  alleinigen  souverainen 
Regierung  keiner  Incorporation;  diese  würde  daher  keine  andere  Wir- 
kung gehabt  haben,  als  die  Erbfolge  zu  ändern.  Allein  dies  würde 
man  keine  Incorporation  nennen  können,  da  das  Wesen  derselben 
darin  besteht,  dass  das  incorporirle  Land  ein  Theil  dessen  wird, 
dem  es  incorporirt  worden;  während  die  Gommission  selbst  sagt, 
dass  Schleswig  keinen  Staatstheil  im  engeren  Sinne  von  Dänemark 
bilde,  und  zugleich  bestimmt  ausspricht,  dass  das  Königsgesetz  als 
.solches  nicht  in  ersterem  Lande  gelte.  Am  Schlüsse  dieser  Erörte- 
rung bemerken  die  Verfasser,  dass  wenn  früher  gezeigt  worden,  dass 
der  König  keine  Incorporation  beabsichtigt  habe,  nun  noch  deutli- 
cher dargethan  sein  werde,  dass  eine  solche  nicht  stattgefunden.  Es 
wird  dann  auf  die  in  dem  Eide  vorkommende  Formel:  „secundum 
tenorem  legis  regiae,"  übergegangen,  aus  welcher  vielfach,  und 
auch  von  der  Gommission  hergeleitet  wird,  dass  dadurch  die  Erb- 
folge des  Königsgesetzes  als  die  geltende  Norm  von  den  Schwören- 
den anerkannt  sei.  Weder  in  dem  Patente  noch  in  dem  Huldigungs- 
eide ist  von  einer  Aenderung  der  Erbfolge  die  Rede,  wenn  nicht  die 
angeführten  Worte  eine  solche  enthalten  sollen.  Das  Eidesformular 
bezeichnet  vielmehr  den  Erbhuldigungseid  als  den  „gewöhnlichen." 
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Ob  unter  der  lex  regia  das  Erbslatut  von  1650.,  oder  das  Pateot 
vom  22.  August  1721.  gemeint  sei,  wird  unentschieden  gelassen,  bei- 
den Erklärungen  wird  ein  bedeutender  Vorzug  vor  derjenigen  einge- 
räumt, welche  in  der  lex  regia  das  dänische  Königsgesetz  finden 
will,  weil,  wenn  die  Erbhuldigung  eine  „gewöhnliche"  sein  sollte, 
eine  solche  Veränderung,  wie  die  Anerkennung  des  dänischen  Kö- 
nigsgesetzes für  die  Erbfolge  gewesen  sein  würde,  nicht  beabsichtigt 
werden  konnte.    Es  wird  eingeräumt,  dass  der  König  oder  seine 
Rathgeber  vielleicht  bei  den  Worten:  lex  regia  das  dänische  Königs- 
gesetz im  Sinne  gehabt;  zum  Beweise  aber,  dass  dies  bei  den  Schwö- 
renden schwerlich  der  Fall  gewesen,  wird  auf  die  Mittheilungen  Ober 
die  Huldigung  Bezug  genommen.  —  Am  Ende  dieses  Abschnittes 
wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Patent  und  Huldigungseid  ein- 
ander nicht  ganz  entsprechen.    Wenn  der  König  in  ersterem  bloss 
von  einem  Incorporiren,  mit  Bezug  auf  den  königlichen  Antheil  von 
Schleswig  spricht,  so  hat  er  hier  statt  des  letztern  den  weitern  Be- 
griff „Krone"  gesetzt;  wenn  er  dort  bloss  verkündigt,  dass  er  sich 
als  alleinigem  Landesherrn  huldigen  lassen  wolle,  so  bat  er  n/er 
„die  Königlichen  Successoren  in  der  Regierung  seeundum  fenorem 
legis  regiae"  hinzugefügt. 

Zuletzt  wird  die  Rechtsbeständigkeit  dessen,  was  König  Fried- 
rich IV.  von  seinen  auf  das  Hcrzoglhum  Schleswig  gerichteten  Ab- 
sichten wirklich  zur  Ausführung  gebracht  hat,  untersucht.  Voraus- 
gesetzt wird  hier  natürlich,  dass  die  beiden  früheren  Fragen,  der 
Ansicht  der  Commission  gemäss,  zu  beantworten  gewesen  wären. 

Die  aus  dem  Kriegsrechle  hergeleitete  Berechtigung  des  Königs 
konnte  auf  den  altköniglichen  Antheil  keinen  Eintluss  üben,  eben  so 
wenig  auf  den  gottorfischeu ,  und  zwar  deshalb  nicht,  weil  Friedrich 
IV.  weder  als  Mitregent  von  Schleswig,  noch  in  Folge  der  zwischen 
den  Herzogtümern  und  Dänemark  bestehenden  Union,  als  Beherr- 
scher des  letzteren  Landes  befugt  war,  seine  Streitigkeit  mit  dem 
Herzoge  von  Gottorf  auf  diese  Weise  zu  beendigen.    Aber  auch  ab- 
gesehen davon,  würden  durch  Eroberung  bekanntlich  dem  vertriebe- 
nen Landesherrn  gegenüber  keine  Rechte  erworben.  Keincnfalls 
habe  die  Vertreibung  des  Herzogs  von  Gotlorf  den  König  berech- 
tigt, den  Antheil  des  ersteren  an  Schleswig  oder  gar  das  ganze  Her- 
zogthum in  irgend  eine  nähere  Verbindung  mit  Dänemark  zu  briagen. 
Mit  den  gottorfischen  oder  bisher  gemeinsamen  Untcrthanen  sei  der 
König  in  keinem  Streite  gewesen,  und  davon  sei  auch  weder  in  dem 
Occupationspatente,  uoch  in  dem  Huldigungsformularc  die  Rede.  Er 
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habe  desshalb  mit  Schleswig  keine  anderen  Veränderungen  vornehmen 
dürfen,  als  diejenigen  welche  nöthig  waren,  um  sich  an  die  Stelle 
des  vertriebenen  Herzogs  zu  setzen;  namentlich  nicht  die  Verbin- 
dung mit  Holstein  auflösen,  nnd  dies  wäre  durch  eine  locorporation 
Schleswigs  in  Dänemark  geschehen.  Ein  Versuch  dazu,  oder  die 
Einführung  einer  andern  Erbfolge,  als  der  in  Holstein  gültigen,  wäre 
schon  aus  diesem  Grunde  rechtlich  ganz  wirkungslos  geblieben.  An- 
genommen, der  König  habe  im  Einversländniss  mit  dem  Lande  über 
die  Erbfolge  Schleswigs  verfügen  können,  so  hätten  doch  die  Maas- 
regeln, welche  er  damals  ergriff,  auf  keine  Weise  zu  diesem  Zwecke 
führen  können.  Die  ganze  Erbhuldigung  habe  sich,  wie  bereits  er- 
wähnt, nur  auf  den  gemeinschaftlichen  und  privativ  gottorfscheo 
Antheil  bezogen.  Die  Herzoge  von  Glücksburg  und  Augustenburg 
hätten  ihren  Eid  nur  in  der  Eigenschaft  als  Gutsbesitzer  geleistet, 
und  die  Commission  habe  selbst  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die 
Eide  kein  Verzicht  auf  lehnsherrliches  Erbrecht  sein  sollten.  Noch 
weniger  habe  eine  Anerkennung  der  Erbfolge  des  Königsgesetzes 
durch  die  übrigen  zur  Erbhuldigung  geladenen  Personen,  wenn  sie 
stattgefunden  hätte,  auf  die  Rechte  der  Agnaten  irgend  einen  Ein- 
fluss  üben  können.  Die  Fortdauer  der  Erbrechte  der  sonderburger 
Linie  auch  nach  den  Ereignissen  von  1721.  sei  aber  von  der  Com- 
mission selbst  durch  die  Angabe  anerkannt,  dass  die  Mitglieder  der 
erwähnten  Linie  auch  nach  1721.  fortgefahren  hätten,  wegen  der  ge- 
sammten  Hand  am  Herzogthum  Schleswig  zu  mutheo.  Die  Ver- 
fasser gehen  dann  auf  die  in  der  letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts mit  dem  gottorfschen  Hause  abgeschlossenen  Verträge  über. 
Dass  das  königliche  Haus  bis  dahin  keinen  rechtlichen  Anspruch  auf 
das  gottorfsche  Schleswig  gehabt,  wird  von  der  Commission  selbst 
eingeräumt,  indem  sie  den  Grossfürsten  Thronfolger  von  Russland 
1773.  als  den  actuell  Besilzberechtigten  bezeichnet.  Aus  diesen 
Verträgen  leitet  die  Commission  eine  Anerkennung  der  Einführung 
der  königsgesetzlichen  Erbfolge  in  Schleswig  von  Seiten  der  gottor- 
fischcn  Linie  her,  da  diese  auf  alle  ihre  Ansprüche  an  das  nerzog- 
thum  Schleswig  zu  Gunsten  der  Krone  Dänemark  verzichtet  habe. 
Das  gottorfsche  Haus  hatte  theils  eventuelle  Erbrechte  an  das  ganze 
Herzogthum,  theils  Ansprüche  auf  den  actuellen  Besitz  eines  Theils 
und  an  der  Mitregierung  desselben.  Die  schwedische  und  jetzige 
oldenburger  Linie  haben  entschieden  nur  auf  ersterc  verzichtet; 
zweifelhaft  kann  die  Absicht  der  russischen  Linie  erscheinen.  Die 
Verfasser  der  Schrift  sprechen  sich  nicht  darüber  aus,  ob  ihrer  An- 
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sieht  oach  die  russische  Linie  auch  auf  die  eventuellen  Erbrechte 
verzichtet  habe.    Die  von  der  Comroission  aufgestellte  Behauptung, 
dass  durch  die  Vorgänge  des  Jahres  1713.  und  der  folgenden  Zeit, 
namentlich  des  Jahres  1773.,  das  Erbrecht  der  sonderburgischen 
Linie  des  königlichen  Hauses  an  dem  gesammlen  Herzogthum  Schles- 
wig erloschen  sei,  wird  verneint.   Am  Schlüsse  wird  auf  die  Ansicht 
der  Kommission  Rücksicht  genommeo,  als  ob  das  Hcrzoglhum  Schles- 
wig eben  so  wie  das  Herzogtbura  Holstein  mit  dem  Königreiche  Dä- 
nemark zu  einem  „Gesamnitstaate"  verbunden  seien,  und  dadurch 
ihr  eigentümliches  Staatsrecht,  namentlich  auch  ihr  Erbrecht  verlo- 
ren hätten.   Es  wird  ausgeführt,  dass  sich  seit  der  Mitte  des  sieben- 
zehnten  Jahrhunderts  in  Dänemark,  wie  überall  in  Europa,  die  Ansicht 
geltend  gemacht  habe,  als  bildeten  die  unter  einer  Herrschaft  ste- 
henden Lande  eine,  wenn  gleich  sehr  unbestimmte  Einheit,  dass  es 
jedoch  an  einer  rechtlichen  Begründung  einer  solchen  Einheit  in 
Schleswig  in  Bezug  auf  Dänemark  gänzlich  gefehlt  habe,  und  na- 
mentlich kein  bestimmter  Schritt  geschehen  sei,  um  das  alte  Rechts- 
verhältniss  zu  ändern.    Die  in  dem  auf  Holstein  bezüglichen  Patente 
vom  9.  September  1806.  vorkommenden  Worte,  Holstein  solle  „mit 
dem  gesammten  Staatskörper  der  Unserm  Scepter  untergebenen  Mo- 
narchie als  ein  in  jeder  Beziehung  völlig  ungetreooter  Theil  dersel- 
ben verbunden1'  sein,  können  nicht  in  Betracht  kommen,  zumal  da 
Holstein  später  als  ein  „souveraines"  Herzoglhum  in  den  deutschen 
Bund  aufgenommen  worden  ist.    Bei  dieser  Gelegenheit  wird,  die 
Frage  aufgeworfen,  ob  in  den  Verhandlungen  der  Grossmächte  ir- 
gend etwas  enthalten  sei,  was  der  anerkannten  Vereinigung  verschie- 
dener Länder  unter  einem  Herrscher  den  Character  der  Coveräo- 
dcrlichkeit  oder  einer  maassgebenden  staatlichen  Einheit  gegeben 
hätte.    Diese  Frage  wird  verneint,  unter  Bezugnahme  darauf,  dass 
die  Trennung  Belgiens  von  Nordoiederland,  auf  deren  Vereioigung 
1815.  so  viel  Gewicht  gelegt  worden  ist,  weder  eine  Störung  des 
europäischen  Friedens,  noch  weitere  Veränderungen  in  dem  allge- 
meinen Besitzstande  zur  Folge  gehabt  hat,  so  wie  dass  nach  dem 
Tode  Wilhelm's  IV.  von  Grossbriltanien  keine  Versuche  gemacht  wor- 
den sind,  Hannover  bei  ersterem  Lande  zu  erhalten.    Endlich  wird 
noch  gesagt,  dass  durch  den  sehr  unbestimmten  Begriff  „Gesammt- 
slaat"  bestehende  Erbrechte  nicht  verletzt  werden  können. 

Den  Schluss  des  Werkes  bildet  eine  höchst  interessante  Abhand- 
lung über  die  Bedeutung  des  Wortes  „Krone*'  im  siebenzehnten  und 
achtzehnten  Jahrhundert.    Der  Ausdruck    Krone"  stehe  ähnlich  wi< 
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das  Wort  „Sceptcr,"  als  Bezeichnung  des  Rechts,  welches  sie  ver- 
leiht, des  Reichs,  auf  das  sie  sich  bezieht,  der  Person,  welche  sie  trägt. 
In  älteren  Zeiten  werde  es  oft  mit  „Reich**  zusammengestellt,  wo  letzte- 
res mehr  das  eigentliche  Territorium,  dies  die  Gcsammlheit  der,  mit 
demselben  verbundenen  Rechte  bezeichne.  Später  sei  es  allgemein 
geworden,  unter  Krone  nur  den  König  selbst  zu  verstehen,  wenn 
auch  dieser  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  König,  sondern  in  einer 
andern  gehandelt  habe,  da  Fürsten  in  der  Regel  der  höhere  Titel  ge- 
geben zu  werden  pflegt.  Daher  werde  der  ganze  Complex  von  Län- 
dern, die  ein  König  beherrscht,  zu  seiner  Krone  gerechnet,  auch 
wenn  sie  nicht  Theile  des  Königreichs  sind.  Alle  hier  aufgestellten 
Sätze  werden  durch  Beispiele  belegt. 

Ein  Urlheil  über  die  Schrift  erscheint  dem  Ree,  bei  den  Na- 
men, die  sie  an  der  Spitze  trägt,  überflüssig. 

Ungefähr  zu  gleicher  Zeit  mit  der  vorigen  erschien  die  Schrift 
Nr.  32.  Sie  beschränkt  sich,  wie  schon  derTitel  angiebt,  auf  die  Ereig- 
nisse des  Jahres  1721.,  auf  welche  in  mancher  Beziehung  genauer 
eingegangen  wird,  als  in  Nr.  31.  Einen  Beweis  der  scharfsinnigen 
Weise,  in  welcher  der  Verf.  seinen  Gegenstand  behandelt  hat,  liefert 
gleich  das  Vorwort. 

Herr  Samwer  fragt,  wesshalb  nicht  der  jetzt  regierende  König 
von  Dänemark,  wenn  die  dänische  Erbfolge  für  das  Herzogthum 
Schleswig  wünschenswerth  erachtet  ward,  durch  ein,  1846.  erlas- 
senes Patent  erklärt  habe :  Er  incorporire  das  Heroglhum  Schleswig 
dem  Königreich  Dänemark.  Ueber  die  rechtlichen  Wirkungen  die- 
ses Actes,  der  1846.  eben  so  wohl,  als  1721.  habe  geschehen  kön- 
nen, würde  dann  vielleicht  ein  Streit  entstanden  sein,  aber  die  That- 
sache  der  versuchten  Incorporation,  die  man  jetzt  durch  eine  gezwun- 
gene Deduction  vergeblich  zu  erweisen  suche,  würde  dann  unbestreit- 
bar sein.  Der  Verf.  bespricht  im  Eingange  die  staatliche  Selbst- 
ständigkeit Schleswigs,  dessen  ewige  Realunion  mit  Holstein,  die 
Anerkennungen  des  Erbfolgerechts  der  Oldenburger,  die  letzten 
Streitigkeiten  des  königlichen  und  gottorfischen  Hauses,  die  Erbhul- 
digung des  fürstlichen  Anthcils  von  Schleswig,  letztere  nach  der  Er- 
zählung Hojer's,  des  Historiographen  Friedrich's  IV. 

In  Bezug  auf  die  Vorgänge  des  Jahres  1721.  werden  dieselben 
drei  Fragen  erörtert,  die  in  Nr.  31.  aufgestellt  worden.  Auf  dem 
Patente,  wird  bemerkt,  ruhe  das  ausschliessliche  Gewicht;  da  Eide 
der  Unterthanen  keine  neuen  Rechtsverhältnisse  schaffen  können.  Bei 
Beurlheilong  der  beiden  betreuenden  Urkunden  von  1721.,  die  manche 
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doppelsinnige  Ausdrücke  zu  enthalten  scheinen,  dürfe  man  nicht  ver- 
gessen, dass  sich  1721*  bei  den  gemeinsamen  Beherrschern  Däne- 
marks nnd  der  Herzogthümer,  noch  keine  Parieiligkeit,  am  Wenig- 
sten Tür  Danemark,  gezeigt  habe.   Ferner,  da  Friedrich  IV.  zugleich 
König  von  Dänemark  und  Herzog  von  Schleswig  war,  und  das,  was  er 
1721.  that,  in  Betreff  Schleswigs  und  in  Schleswig  geschah,  so  werde 
im  Zweifel  anzunehmen  sein,  dass  er  als  Herzog  gehandelt  habe. 
Dies  komme  zunächst  bei  der  Besitznahme  des  fürstlichen  Anlheils 
in  Betracht.    Alle  Gründe,  welche  in  dem  Commissionshedenken  für 
die  Incorporation  Schleswigs  aufgeführt  sind,  werden  dann  einzeln 
durchgenommen,  nemlich  die  eigenhändige  Erklärung  Friedriche  IV., 
das  Patent  vom  22.  August,  das  Eidesformular,  die  Verglcichung  mit 
den  Vorgängen  von  1684.,  die  Wappenändei  ung,  und  das  Zeugniss 
Hoj  er's.    In  Bezug  auf  die  drei  letzten  Punkte  heben  wir  aus  der 
Schrift  folgendes  hervor:  1684.  handelte  ein  anderer  Monarch,  als 
1721.*  die  Minister  waren  nicht  dieselben,  und  Patent  und  Eid  von 
1684.  und  1721.  haben  auch  in  allem  Uebtigen  nichts  weiter  ge- 
meinsam.    Daraus,  dass  1684.  sonderburgschc  Herzoge,  die  adli- 
che  Güter  besassen,  nicht  zur  Huldigung  zugezogen  wurden,  folge 
nichts,  da  damals  überhaupt  keine  Besitzer  adliehcr  Güter  den  Eid 
leisteten.    Friedrich  IV.  setzte  1721.  (aber  bereits  vor  Er/ass  des 
Patents)  das  schleswigsche  Wappen  aus  dem  Mittclschilde  in  den 
Hauptschild.    Hoj  er,  der  Zeitgenosse  Friedriche,  bemerke,  der 
König  habe  als  nunmehr  alleiniger  Souverain  von  Schleswig,  des- 
sen Wappen  unter  die  souverainen  Reiche  und  ausser  dem  römi- 
schen Reiche  belegenen  Provinzen  gesetzt.     Christian  IV.  habe 
übrigens  1731.  die  alte  Anordnung  im  Wappen  wieder  hergestellt. 
Hoj  er  spreche  „von  dem,  Friedrich  IV.  vorbehaltenen  Werk  der 
Wiedervereinigung  dieses  Herzoglhums  mit  der  Krone  Dänemark, 
um  es  in  den  Nachkommen  unauflöslich  an  die  königliche  Linie  zu 
verknüpfen/1  ein  Satz,  welcher,  wenn  man  ihn  mit  der  von  demsel- 
ben Verfasser  geschehenen  Bezeichnung  der  Ereignisse  von  1721-, 
als  „Erbhuldigung  des  reunirten  Haibscheids  von  Schleswig,"  ver- 
gleiche, gewiss  nicht  von  einer  Incorporation  verstanden  werden 
könne,  um  so  weniger,  da  Hoj  er  noch  1738.  erkläre,  dass  die  In- 
corporation bis  zu  diesem  Zeitpunkte  nicht  geschehen  sei.  Wäre 
sie  übrigens  erfolgt,  fügt  der  Verf.  hinzu,  so  würde  die  Verfassung 
Dänemarks  sofort  auf  Schleswig  übergegangen  sein,  da  nach  der 
ausdrücklichen  Bestimmung  des  Königsgesetzes  kein  dänischer  König 
dem  incorporirten  Lande  das  Geringste  vom  Königsgesetze  erlassen 
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kann.  Bei  Gelegenheit  der  Erörterung  des  Sinnes  der  Worte  des 
Huldigungseides:  secvndum  tenorem  legis  regiae  wird  bemerkt,  dass 
der  Horaagialcid  der  schleswig-holsteinischen  Beamten  1721.  nicht 
geändert  worden,  und  dass  in  demselben  der  lex  regia  keine  Er- 
wähnung geschieht. 

In  Betreif  der  zweiten  Frage,  die  der  Verf.  folgendermassen 
stellt:  ob  Friedrich  IV.  das,  was  die  Gommission  ihm  beimisst,  in 
rechtswirksamer  Form  gethan,  wird  hervorgehoben,  dass  ein  Eid  nur 
ein  persönliches  Bcstärkungsraittel  einer  schon  vorhandenen  Verbind- 
lichkeit durch  feierliche  Anerkennung  derselben  sei,  eine  persönliche 
Willenserklärung  des  schwörenden  Unterlhanen,  dass  aber  der  ein- 
zelne Unterlhan  ein  Erbfolgegesetz  weder  geben  noch  abändern 
könne,  dass,  die  Richtigkeit  der  Ansicht  der  Gommission  über  die 
Eide  vorausgesetzt,  der  unverkennbare  Betrug,  den  diese  Fassung 
der  Eide  enthielte,  denselben  jede  rechtliche  Wirksamkeit  nehmen 
würde*  Bei  dieser  Gelegenheit  wird  auch  darauf  hingewiesen,  dass 
das  Königsgesetz  in  Schleswig  nicht  publicirt  worden  ist.  „Sollte 
König  Friedrich  IV.U,  heisst  es  am  Schlüsse  dieses  Abschnitts,  „wirk- 
lich die  Absiebt  gehabt  haben,  das  Herzoglhum  Schleswig  Dänemark 
zu  incorporiren,  und  besonders  die  dänische  Erbfolge  einzuführen, 
so  konnte  er  es  offenbar  nicht  ungeschickter  anfangen,  als  wenn  er 
den  entgegengesetzten  Willen  im  Patente  aussprach  und  Formen 
wählte,  welche  eine  Incorporation  in  Dänemark  und  eine  Einführung 
der  dänischen  Erbfolge  unmöglich  machten.*' 

Hinsichtlich  der  dritten  Frage  (Rechtsbeständigkeit  der  behaup- 
teten Incorporation  Schleswigs)  führt  der  Verf.  aus,  dass  wenn 
die  Gommission  Recht  hätte,  drei  Rechtsverhältnisse  vernichtet  sein 
würden :  die  staatliche  Selbstständigkeit  Schleswigs,  seine  Verbin- 
dung mit  Holstein,  und  seine  Erbfolge.  Eine  Incorporation  Schles- 
wigs in  Dänemark  war  desshalb  rechtlich  unmöglich,  weil  Friedrich 
IV.,  wenn  er  versucht  hätte,  die  Selbstständigkeit  Schleswigs  zu  ver- 
nichten, damit  sein  fürstliches  Recht  auf  dieses  Land  verwirkt  haben 
würde.  Eben  so  wenig  konnte  er  die  grundgesetzliche  Verbindung 
Schleswigs  mit  Holstein  ohne  Zustimmung  des  Landtages  vernichten, 
ein  solcher  ward  aber  nicht  berufen.  Endlich  wird  auf  die  fehlende 
Einwilligung  der  Agnaten  aufmerksam  gemacht. 

Am  Schlüsse  der  Abhandlung  fasst  der  Verf.  das  Resultat  der 
Untersuchung  der  Gommission  folgendermassen  zusammen: 

„Ein  eroberndes  Dänemark  gegen  die  Natur  der  Verhältnisse,  das  Recht,  die 
Erklärungen  des  Königs  selber  und  officiellc  Anerkennungen.   Eine  Incor- 
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poration  Schleswigs  in  Dänemark  durch  ein  Patent,  welches  weder  von  einer 
Incorporation  Schleswigs,  noch  weniger  von  einer  Incorporation  io  Dä- 
nemark spricht,  überhaupt  keine  Incorporationserklärung  enthalt,  nicht 
einmal  im  ganzen  Herzogthum  publicirt  ist,  eine  Incorporation,  wel- 
che das  incorporirtc  Land  nicht  zum  eigentlichen  Staatstheile  Däne- 
marks machte,  seine  Verfassungsrechte  nicht  vernichtete,  eine  Incorpo- 
ration, unbekannt  den  Zeitgenossen  und  dem  Jahrhundert.    Eide  geleistet 
in  einem  Theile  des  Herzogthums,  deren  Wortlaut  an  sich  sehr  verschiedner 
Auslegung  fähig  ist,  deren  Auflassung  Seitens  der  Schwörenden  einem 
Zweifel  nicht  unterliegt,  welche  selbst,  wenn  sie  die  unzweideutigste  Aner- 
kennung dünischer  Erbfolge  enthielten ,  als  Willeosbeschränkungen  einzel- 
ner Unterthaneu,  als  blosse  Bestätigungen  unfähig  sind,  altes  Recht  aufzu- 
geben, oder  neues  zu  schaffen." 

Die  Abhandlung  ist  trefflich,  wie  Alles,  was  Ree.  von  dem  Verf. 
zu  sehen,  Gelegenheit  hatte. 

In  den  bisher  besprochenen  Schriften  hat  sich  der  Streit  darum 
gedreht,  ob  für  den  Fall  des  Erlöschens  des  Mannsstammes  der  kö- 
niglich dänischen  Linie  deren  YVciberstämme  in  Schleswig-Holstein 
folgten,  oder  die  Agnaten.  In  Nr.  33.  dagegen,  wird  unter  der  obi- 
gen Voraussetzung  die  Herrschaft  über  einen  grossen  Thea*  von 
Schleswig- Holstein  für  eine  andere  Seite  in  Anspruch  genommen, 
nemlich  für  das  königlich -preussische  Haus.  Der  eventuellen  An- 
sprüche desselben  hat  bereits  Sa m wer  in  seiner  Schrift  Ober  die 
Staatserbfolge  gedacht,  wie  wir  auch  in  der  Anzeige  derselben  im 
zweiten  Artikel  angeführt.  — 

Die  Einleitung  des  Buches  bildet  eine  kurze  Darstellung  des 
heutigen  Standes  der  schleswig-holsteinischen  Successions-Angele- 
genheit  im  Allgemeinen,  an  deren  Schlüsse  der  Verf.  erklärt,  dass 
er  sich  im  Allgemeinen  der  scharfsinnigen  und  durchaus  überzeugen- 
den Darstellung  Samwer's  anschliesse,  und  dass  daher,  —  voraus- 
gesetzt, dass  keine  andere  Erbberechtigte  vorhanden  wären,  als  die, 
welche  in  Jedermanns  Munde  sind,  —  nach  dem  Abgange  des  däni- 
schen Mannsstammes  die  Agnaten  folgen  würden.  Das  Werk  selbst 
zerfällt,  abgesehen  von  dieser  Einleitung,  in  vier  Capitel:  I.  Die  äl- 
teren politischen  und  Familienbeziehungen  zwischen  Schleswig,  Hol- 
stein und  der  Mark  Brandenburg,  zwischen  dem  Kurhause  der  Burg- 
grafen von  Nürnberg  und  der  königlichen  Familie  der  Grafen  von 
Oldenburg.  II.  Auseinandersetzung  der  Erbansprüche  des  Kurhau- 
ses Brandenburg  an  die  Herzogtümer  Schleswig- Holstein,  —  ihre 
Entstehung,  die  einzelnen  Bestandtheiie  derselben  und  ihre  Begrün- 
dung. III.  Nachweis,  dass  die  rechtlich  begründeten  Erbansprüche 
des  kurbrandenburgischen  Hauses  an  Schleswig- Holstein  nicht  erlo- 
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sehen  seieo,  vielmehr  fortwährend  in  voller  Kraft  bestehen.'  IV.  Recht, 
Pflicht  und  Interesse  der  Krone  Preassen,  unter  den  gegenwärtigen 
Umstanden,  die  Erbansprüche  des  Kurhauses  Brandenburg  geltend  zu 
machen.  Angehängt  ist  eine  Sammlung  von  Urkunden,  und  eine  ge- 
nealogische Tabelle  nebst  Erläuterungen. 

Ehe  wir  auf  die  Gründe  übergehen,  die  der  Verf.  zur  Unter- 
stützung seiner  Ansicht  anführt,  wird  es  nüthig  sein,  einige  genealo- 
gische Notizen  vorauszuschicken. 

Christian  I.,  der  erste  Beherrscher  Schleswig-Holsteins  aus  dem 
Hause  Oldenburg,  hatte  zwei  Söhne  Johann  und  Friedrich  I.,  von  de- 
nen der  Letztere  der  Stammvater  aller  noch  blühenden  Linien  des 
oldenburgischen  Hauses  geworden  ist.  Johannis  Tochter,  Elisabeth, 
heirathete  den  Kurfürsten  Joachim  von  Brandenburg,  und  von  ihr 
stammt  das  jetzt  in  Preussen  regierende  Haus  ab.  Elisabeth  stellte 
bei  ihrer  Verheiralhung  einen  Erbverzicht  aus,  unter  Vorbehalt  aller 
ihrer  Ansprüche,  falls  ihr  Vater  ohne  männliche  Leibeslehnserben 
verstürbe.  Die  männliche  Nachkommenschaft  Johannis  erlosch  1559. 
mit  seinem  Sohne  Christian  II.,  nachdem  dessen  Oheim  Friedrich  I. 
ihm  schon  bei  Lebzeiten  in  der  Regierung  gefolgt  war. 

Der  Verf.  nimmt  an,  dass  den  Vorfahren  des  jetzigen  preussi- 
schen  Hauses  eigentlich  schon  damals  der  von  Johann  besessene  Theil 
der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  hätte  anfallen  müssen, 
und  dass  letzteres  denselben  daher  ,,  sofort,  wann  es  dies  für  ange- 
messen hält,  beanspruchen "  könne. 

Um  diese  Ansicht  zu  begründen,  sucht  der  Verf.  darzuthun,  dass 
Schleswig-Holstein  Weiberlehen  gewesen  seien,  und  zwar  solche,  in 
welchen  Frauenzimmer  nur  durch  ihre  Brüder  ausgeschlossen  wurden. 
Die  Gründe,  welche  der  Verf.  für  diese  ganz  neue  Behauptung  auf- 
stellt, haben  den  Recensenten  nicht  von  der  bisher  herrschenden 
Ansicht,  dass  Schleswig  und  Holstein  unter  den  Oldenburgern  Manns- 
lehen gewesen  seien,  abbringen  können.  An  die  oben  ausgespro- 
chene Annahme  wird  der  Vorschlag  geknüpft,  nach  dem  Aussterben 
des  dänischen  Mannsstammes,  die  Herzogthümer  zwischen  den  Agna- 
ten und  dem  preussischen  Hause  unbeschadet  der  Union  zu  theilen, 
oder  erstere  für  ihre  Rechte  auf  Schleswig- Holstein  anderweitig  zu 
entschädigen. 

Besser  gegründete  Ansprüche,  freilich  zunächst  nur  auf  Hol- 
stein, besitzt  das  preussische  Haus  in  Folge  kaiserlicher  Anwartschaft. 
Maximilian  1.  gab  1517.  dem  oben  erwähnten  Erbverzicht  von  Eli- 
sabeth seine  Zustimmung  und  erlbeille  zugleich  ihrem  Gemahl  und 
Krit.  Jahrb.  f.D.RW.  Jahrg.XI.  H.XI.  66 
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dessen  Nachkommen  eine  Anwartschaft  auf  den  damaligen  goltorf- 
seben  Antheü  von  Schleswig  und  Holstein.    Schleswig  ward  damals 
von  Seiten  der  kaiserlichen  Behörden  als  zum  deutschen  Reiche  ge- 
hörig angesehen.    Karl  V.  bestätigte  1530.  durch  eine  von  dem 
Verf.  mitgetheilte,  bis  dahin  ungedruckte  Urkunde  den  maximiliaoei- 
schen  Brief,  und  ertheille  zugleich  eine  Eventualbelehnung  hinsicht- 
lich des  damaligen  gottorfschen  Theils  der  Herzogtümer.    Dass  er- 
stere  auf  diesen  beschränkt  ward,  zeigt,  dass  man  die  Erbansprüche 
der  KurfUrstin  Elisabeth  an  ihren  väterlichen  Antheil  von  Schleswig 
und  Holstein  fBr  sehr  begründet  gehalten  haben  muss.    Später,  nach 
der  Muthmassung  des  Verfassers  zwischen  1544.  und  1547.,  soll 
Karl  V.  dem  braodenburgischen  Hause  abermals  eine  Anwartschaft, 
jedoch  nur  in  Bezug  auf  Holstein,  gegeben  haben,  die  von  nachfol- 
genden Kaisern  bestätigt  worden  ist.    Aus  einer  von  Scbweder 
(theatrum  praetensionum  p.  290.,)  mitgetheilten  Confirmationsformel 
scheint  es,  dass  diese  letztere  Anwartschaft  sich  auf  das  ganze  Her- 
zogthum bezogen,  nicht  nur  auf  den  früher  gottorfschen  Aolheil,  und 
eine  qualificirte  gewesen  ist.      Letzteres  lässt  sich  schon  daraas 
schliessen,  dass  Karl  V.,  wie  oben  bemerkt,  bereits  1530.  eine  Even- 
tualbelehnung ertheilte.    In  wiefern  Eventualbelefanungen  auf  deut- 
sche Reichsleben  jetzt  noch  wirksam  sind,  ist  aber  bekanntlich  strei- 
tig.   Bei  Annahme  der  fortdauernden  Gültigkeil  der  Eventualbeleh- 
nungen  ist  eine  zweite  Frage  die,  ob  das  preussisebe  Haus  in  Folge 
der  Union  zwischen  Schleswig  und  Holstein,  auch  Ansprüche  auf  er- 
steres  Land  haben  würde? 

„Die  schleswig-holsteinische  Verfassung,  so  wie  das  Rechtsver- 
hältniss  der  Herzogtümer  zum  dänischen  Reiche,"  bemerkt  der  Verf. 
von  Nr.  34.  in  dem  Vorworte  zu  dieser  Schrift  ,,habe  bereits  eine 
ziemlich  umfangreiche  Litterartnr  aufzuweisen,  aber  eben  weil  es 
fast  einer  Bibliothek  bedarf,  um  sich  in  dieser  verwickelten,  wenn 
auch  in  ihrem  Ergebniss  hinlänglich  klaren,  Rechtsfrage,  einigermas- 
sen  zurecht  zu  finden,  so  schien  gerade  jetzt  der  Zeitpunkt  gekom- 
men, dieselbe  nochmals  und  in  ihrem  ganzen  Umfange  übersichtlich 
darzustellen,  und  dem  deutschen  Volke  vor  Augen  zu  führen.  Die- 
sem Zwecke  schien  es  zu  entsprechen,  wenn  alle  urkundlichen  Be- 
weise, so  weit  es  erforderlich  schien,  wörtlich  in  den  Text  aufge- 
nommen, alle  Polemik  und  Verweisung  auf  die  Litteratur,  welche 
dem  Kundigen  leicht  zugänglich  ist,  durchweg  vermieden  wurde." 

Nach  der  Einleitung,  welche  einen  Ueberblick  über  die  Ge- 
schichte der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  bis  zum  Anfange 
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des  vierzehnten  Jahrhunderts  enthalt,  bespricht  der  Verf.  die  Staats- 
succession  in  Schleswig  und  Holstein  zur  Zeit  des  schaumburgischen 
Hauses,  den  Uebergaog  von  Schleswig  und  Holstein  an  Christian  I. 
und  das  oldenburgische  Haus,  die  Zeit  des  Wahlrechtes,  die  Aufhe- 
bung des  ständischen  Wahlrechtes,  die  unmittelbaren  Folgen  der 
Vernichtung  des  ständischen  Wahlrechtes,  die  Primogcnitur-Ordnun- 
gen,  die  Auflösungen  des  Lehnsverhältnisses,  die  Besitz-Erwerbungen 
und  Veränderungen  in  ihrem  Verhältnisse  zu  der  Thronfolgeordnung, 
und  zwar:  I.  Die  Erwerbung  der  Herrschaft  Pinneberg  und  Graf- 
schaft Ranzau;  II.  Den  Ucbcrgang  der  sonderburger  Gebiete  an  die 
ältere  königliche  Linie;  III.  Die  Erwerbung  der  goltorfschen  Gebiete 
und  landesherrlichen  Rechte  durch  die  ältere  königliche  Linie;  IV. 
Die  Erwerbung  des  Herzogthums  Lauenburg.  Für  letzteres  Land 
wird,  gleich  wie  in  Nr.  26.,  agnatische  Erbfolge  behauptet.  Wir 
werden  auf  diesen  Gegenstand  bei  einer  andern  Gelegenheit  zurück- 
kommen. Am  Ausführlichsten  ist  die  Erwerbung  des  goltorfschen 
Anlheils  behandelt,  auf  die  dänische  Staatsschrift  ist  überall  Rück- 
sicht genommen  worden.  Der  Verf.  erklärt  sich,  wie  sich  schon 
aus  den  mitgetheilten  Worten  der  Vorrede  schliessen  lässt,  für  ag- 
natischc  Erbfolge  in  den  Herzogtümern. 

Obgleich  Nr.  35.  sich  schon  dem  Titel  nach  eigentlich  nicht  zu 
einer  Bcurlhcilung  in  den  Krit.  Jahrb.  eignet,  so  glauben  wir  diese 
Schrift  hier  doch  mit  einigen  Worten  berühren  zu  müssen,  da  sie,  wie 
in  der  Vorrede  gesagt  wird,  ihre  Entstehung  dem  jetzt  obschweben- 
den  Streite  über  die  Succession  in  die  Herzogtümer  Schleswig  und 
Holstein  verdankt.  Der  Verf.  stimmt  hinsichtlich  dieser  Frage  im 
Wesentlichen  mit  der  Schrift  der  Kieler  Professoren  überein.  Einen 
Anhang  bildet  eine  kurze  Widerlegung  der  in  Nr.  33.  aufgestellten 
Ansicht  der  schon  jetzt  wirksamen  Rechte  des  preussischen  Hauses 
auf  ein  Theil  von  Schleswig- Holstein.  Eben  so  erklärt  der  Verf. 
sich  gegen  die  aus  der  Evcntualbelehuung  abgeleiteten  Ansprüche 
dieses  Hauses  auf  Schleswig-Holstein. 

Der  Verf.  von  Nr.  36.  sagt  im  Eingange  derselben ,  dass  so- 
wohl die  Schrift  der  Kieler  Professoren,  als  auch  die  von  Samwer, 
den  Charactcr  der  Parleischrifteh  trügen,  obgleich  er  gern  zu  - 
giebt,  dass  die  Verf.  von  der  Wahrheit  ihrer  Ansichten  auf  das 
Lebendigste  durchdrungen  seien.  Der  Verf.  will  sich  bemühen, 
die  Wahrheit  in  ihrer  Lauterkeit  herzustellen.  Zunächst  berührt 
er  eine  Frage,  hinsichtlich  deren  er  sowohl  in  dem  Commissions- 
bedeuken  als  in  den  beiden  Kritiken  desselben,  eine  befriedigende 
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Antwort  vermissl ,  und  die  seiner  Ansicht  nach ,  nicht  nur  von 
der  ausnehmendsten  Wichtigkeit  ist,  sondern  vielleicht  auch  ge- 
eignet sein  dürfte,  anf  die  Vorgänge  im  Jahre  1721.  ein  helleres 
Licht  zu  werfen,  nemlich  die,  ob  die  Lehnsherrlichkeit  Schleswigs 
im  Jahre  1658.  überhaupt,  oder  nur  zu  Gunsten  der  beiden  regie- 
renden Linien  aufgehoben  ward.  Er  nimmt  das  erstere  an,  und  fol- 
gert daraus,  dass,  falls  weder  im  Jahre  1721.  noch  später  irgend 
eine  staatsrechtliche  Veränderung  mit  dem  Herzogthum  Schleswig 
vorgegangen,  wodurch  dasselbe  unzertrennlich  mit  der  Krone  Däne- 
mark verknüpft  worden,  die  Agnaten  Schleswig  nur  als  ein,  ihnen 
angeerbtes  und  mit  dem  Abgange  des  dänischen  Mannsstammes  er- 
öffnetes Fahnenlehn  von  der  dänischen  Krone  würden  wiederfordern 
können.  Wohin  diese  Bemerkung  zielt,  erfahren  wir  erst  am  Ende 
der  Abhandlung,  wo  der  Verf.  sagt,  es  lasse  sich  die  Frage  aufwer- 
fen :  ob  und  inwiefern  eine  Lehnsvcrjäbrung  in  Betreff  des  Herzog- 
thums Schleswig  eingetreten  sei.  Dass  die  Frage,  hinsichtlich  der 
Aufhebung  des  schleswigscben  Lehnsverhältnisses  in  keiner  der  bei- 
den eben  erwähnten  Kritiken  des  Commissionsbedeokens  erörtert 
worden,  erklärt  sieb  ganz  einfach  daraus,  dass  Lornsen  in  seiner 
Unionsverfassung  (Nr.  10.)  Beilage  VI.  S.  377.  auf  überzeugende 
Weise  dargethan  hat,  dass  das  Lehnsverhältniss  Schleswigs  1658. 
gänzlich  aufgehoben  worden  ist.  —  Recensent  gesteht,  dass  er.  frü- 
her die  von  dem  Verf.  ausgesprochene  Ansicht  getheilt,  aber  durch 
die  Gründe  Lornscn's  zu  der  entgegengesetzten  Meinung  gekom- 
men ist. 

In  der  Hauptsache  werden,  übereinstimmend  mit  den  beiden 
Kritiken  die  drei  Fragen  erörtert:  1)  Nach  der  Absicht  FriedricVs 
IV.,  2)  Nach  der  Verwirklichung  derselben,  und  3)  Nach  der  recht- 
lichen Bedeutung  des  Geschehenen? 

Hinsichtlich  des  ersten  Punkts  gesteht  der  Verf.  ein,  dass  jeder 
Unbefangene,  der,  von  allem  Uebrigen  wegsehend,  lediglich  bei  dem 
Patente  vom  22.  August  1721.  stehen  bleibe,  sich  genötbigt  sehen 
werde,  die  Frage,  ob  der  König  in  demselben  seine  Absicht  allge- 
mein verständlich  und  klar  ausgesprochen  habe,  mit  Bestimmtheit 
zu  verneinen.  Dagegen  gelangt  er  zu  der  Ansicht,  dass  König 
Friedrich  IV.  1721.  wirklich  nicht  all  ein  die  Absiebt  gehabt  habe, 
den  mit  dem  seinigen  vereinigten  gotlorfschen  Antheil  das  Herzog- 
thums Schleswig  unzertrennlich  mit  dem  dänischen  Staatskörper  zn 
verbinden,  soudern  diese  Absicht  auch  in  hinreichend  verständlicher 
Weise  den  von  ihm  zur  Huldigungsleistung  aufgeforderten  Stünden 
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und  Untertfaanen  habe  verkündigen  lassen,  und  dass  daher  die  unzer- 
trennliche Verbindung  Schleswigs  mit  Dänemark  als  eine  Thatsache 
betrachtet  werden  müsse.  Seine  Gründe  sind  folgende:  Unter  „Krone" 
könne  nur  Dänemark  verslanden  sein,  es  komme  nicht  allein  auf  das 
Patent,  sondern  auch  auf  den  Huldigungseid  an,  der  nach  damaliger 
Ansicht  allerdings  ein  Rechtsverhältniss  habe  begründen  können.  Die 
Worte:  „Dero  Cron  als  ein  altes  injuria  temporum  abgerissenes 
Stück  auf  ewig  wieder  zu  incorporiren,"  seien  nur  auf  diese  Weise 
verständlich,  dem  Sinne  nach  sei  hier  von  beiden  Theilen  Schleswigs 
die  Rede.  Incorporiren  sei  nicht  in  dem  heutigen  Sinne  zu  verste- 
hen, wo  eine  Theilnahme  an  demselben  Staatsgrundgesetze  für  beide 
Lünder  erforderlich  sei,  sondern  bezeichne  Einverleiben  in  einen 
politischen  Körper,  ohne  alle  Nebenbedeutung,  könne  auch  im  lehn- 
rechtlichen Sinne  als  gleichbedeutend  mit  consolidiren  gebraucht 
sein.  Der  Ausdruck  „gewöhnlicher  Erbhuldigungseid,"  beweise 
nichts  dagegen,  denn  in  dem  Vertrage  mit  der  russischen  Linie  sei 
auch  von  „Leistung  der  gewöhnlichen  Huldigung"  an  die  neuen  Lan- 
desherren die  Rede,  über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  regia*'1 
könne  gar  kein  Zweifel  obwalten.  Bei  Anführung  der  Schriftsteller, 
welche  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  haben,  bringt  der  Verf.  eine 
Unrichtigkeit  vor,  von  welcher  Ree.  annehmen  will,  dass  sie  nur  auf 
einer  Ungeuauigkcit  beruhe.  Er  behauptet  nämlich  S.  61.:  Falck 
spreche  in  seinem  Werke:  Das  Herzogtbum  Schleswig  (Nr.  4.)  ofTen 
aus,  dass  die  Worte:  „secundum  tenorern  legis  regiae"  auf  die  im 
Königsgeselz  festgesetzte  Successionsordnung  der  Erbsuccessorcn 
zu  beziehen  sei.  Falck  bedient  sich  dagegen  (a.  a.  0.  S.  98.)  der 
Worte:  „Successionsordnung  in  dem  königlichen  Hause, "  womit 
ohne  Zweifel  die  Successionsordnung  in  der  königlichen  Linie  gemeint 
ist,  wie  diese  für  die  Herzogtbümer  in  Folge  Erbstatuts  von  1650. 
besteht. 

In  Betreif  der  tim  Commissionsbedenken  für  die  behauptete 
Incorporalion  aufgerührten  Rechtsgründe,  erkennt  der  Verf.  die  Ero- 
berung durch  Kriegsrecht,  die  Garantie  von  England  und  Frankreich 
und  später  auch  von  dem  deutschen  Reiche  und  Frankreich,  die  nach 
seiner  Ansicht  Friedrich  IV.  nicht  als  Herzog  von  Holstein,  sondern 
als  König  von  Dänemark  geleistet  seien,  an,  eben  so  die  Huldigung 
durch  die  Stände  (!)  und  Unterthanen.  Die  Agnaten,  welche  gehul- 
digt, haben,  seiner  Ansicht  nach,  zwar  nicht  rechtlich,  wohl  aber  mo- 
ralisch entsagt,  wobei  er  es  zweifelhaft  lässt,  ob  nicht  aus  jener 
Erbhuldigung  von  Seiten  der  beiden  Herzoge  eine  stillschweigende 


Digitized  by  Google 


1046  Schriften  über  die  schleswig-holsteinische  Staats  erb  folge. 


Einwilligung  in  die  Uebertragung  der  Herrschaft  auf  die  Krone  Dä- 
nemark, gefolgert  werden  dürfe  nnd  müsse.  Bei  dieser  Gelegenheit 
erklärt  er  sich  gegen  die  Annahme  des  Commissionsbedenkens,  dass 
die  sooderburgischen  Herzoge  schon  vor  1721.  keine  Successionsan- 
sprüche  hinsichtlich  Schleswigs  gehabt,  nnd  spricht  nur  seine  Ver- 
wunderung über  ihr  Verhalten  bei  verschiedenen  AnKissen  aus,  wo 
ihre  eventuellen  Gerechtsame  als  gefährdet  erscheinen  mussten;  z.B. 
bei  der  SouverainiUttserkl&rung  Schleswigs  im  Jahre  1658.  n.  1721.; 
bei  den  Vertragen  mit  der  russischen  Linie  1767.  nnd  1773.  Hin- 
sichtlich dieser  letzteren  tritt  er  im  Wesentlichen  der  im  Commis- 
sionsbedenken  ausgesprochenen  Ansicht  bei.  In  Betreff  des  altkönig- 
lichen Aotheils  von  Schleswig,  erklärt  der  Verf.  die  durch  das 
Commissionsbedenken  niitgetheilte  Meinung,  dass  Friedrich  IV.  in 
Folge  des  wider  das  Haus  Gottorf  begründeten  Kriegsrechts  indirect 
auch  die  volle  Berechtigung  erlangt  habe,  seinen  eignen  Antheil  zu- 
gleich mit  dem  gottorfschen  der  Krone  auf  ewige  Zeiten  zu  incor- 
poriren,  für  eine  irrige. 

Die  S.  107.  Anm.  *)  aufgestellte  Behauptung,  dass  aUe  Pröpste 
im  Herzogthum  Schleswig  gehuldigt  hätten,  wird  durch  das  CUat: 
Falck's  Herzogthum  Schleswig  S.  102.  keineswegs  unterstützt.  Es 
heisst  dort  nur:  „In  den  Aemtern  Gottorf  u.s.  f.  (den  übrigen  gottorf- 
schen Aemtern)  ward  die  Huldigung  durch  die  Amtmänner  des  Orts 
—  von  allen  Civilbeamten,  —  wie  auch  der  ganzen  Geistlichkeit 
angenommen." 

Am  Ende  seiner  Untersuchung  sagt  der  Verf.: 
„Fassen  wir  nun  das  Ergebniss  der  obigen  Erörterungen  im  nochmaligen 
Ueberblick  zu  einem  schliesslichen  Resultate  zusammen,  so  wird  es  dem 
aufmerksamen  Leser  nicht  entgehen  können,  dass  wir  zwar  keineswegs  mit 
der  in  dem  Commissionsbedenken  ausgesprochenen  Ansicht  übereinstim- 
men ,  wonach  hinsichtlich  der  künftigen  Staatserbfolge  in  das  Herzogthura 
Schleswig  keine  Rechtsfrage  mehr  offen  wäre ,  dass  wir  aber  auf  der  andern 
Seite  auch  nicht  der  Meinung  der  Verfasser  der  beiden  Kritiken  beitreten 
können,  wenn  sie  das  Nichtvorhandensein  aller  und  jeder  Anrechte  der 
Krone  Dänemark  auf  dieses  Herzogthum  für  den  Fall  des  Aussterbens  des 
Mannsstammes  der  jetzt  regierenden  königlichen  Linie  als.)  etwas  völlig 
Zweifelloses  scheinen  hinstellen  zu  wollen." 

Wenn  der  Verf.  seine  Schrift  als  einen  Versuch  bezeichnet, 
sich  auf  den  Standpunkt  echter  Unparteilichkeit  zu  stellen,  so  muss 
Ree.  bekennen,  dass,  seiner  Ansicht  nach,  diese  Aufgabe  nicht  zum 
Besten  gelöst  worden  ist.  Ohne  jenen  Ausspruch  des  Verfs.  würde 
Ree.  die  Schrift  als  im  Interesse  der  sogenannten  Staatseinheit  ge-  I 

Digitized  by  Google 


Schriften  über  die  schleswig-holsteinische  Staalserbfolge.  1047 


schrieben  ansehen,  und  dann  urtheileo,  dass  der  Verf.  die  Sache 
seiner  Parthei  mit  grosser  Gewandheit  geführt  habe,  und  dass  man 
dänischer  Seits  bedauern  müsse,  dass  er  nicht  bei  Abfassung  des 
Commissionsbedenkens  zugezogen  worden  sei. 

Eine  Entgegnung  hat  die  Schrift  in  der  unter  Nr.  38.  gefunden, 
deren  Verf.  das,  was  in  ersterer  zu  Gunsten  der  in  der  dänischen  Staats- 
schrift ausgesprochenen  Ansicht  aufgeführt  worden,  mit  gewichtigen 
Gründen  bekämpft.  Herr  Gartheuser  zeigt,  dass  der  Verfasser  von 
Nr.  37.  consequenter  Weise  dahin  gelangen  müsse,  Friedrich  IV. 
habe  seinen  eigentlichen  Willen  in  die  Eidesformel  absichtlich  ver- 
steckt, ja  sogar  von  seinen  Stammesvettern  und  seinen  Schleswig- 
sehen  Unterthanen  eine  eidliche  Verpflichtung  erschleichen  wollen. 
Dann  widerstreite  es  allen  staatsrechtlichen  Begriffen,  die  Huldigung 
als  einen  selbstständigen  Rechtstitel,  zufolge  der  darin  gefundeneu 
Unterwerfung  unter  den  Willen  des  Landesherrn,  aufzufassen.  Den 
Ausdruck  lex  regia  bezieht  der  Verf.,  wie  er  bereits  in  Nr.  29. 
ausgesprochen,  auf  das  dänische  Königsgesetz.  Indess  nimmt  er  an, 
dass  dies  dadurch  nicht  in  Schleswig  eingeführt  werden  sollte,  und 
dass  die  Worte:  Erbsuccessoren  secundum  lenorem  legis  regiae" 
auf  den  Mannsstamm,  mit  stillschweigendem  Ausschluss  der  nach  dem 
Königsgeselz  eventuell  zur  Thronfolge  berufenen  Weiberstämme,  zu 
bezieben  seien. 

Der  erste  Abschnitt  von  Nr.  39.  berührt  die  Erbfolgefrage  gar 
nicht,  sondern  beschränkt  sich  auf  den  Versuch  darzuthun,  dass  we- 
der die  Herzogtümer  noch  Deutschland  genügende  Veranlassung 
hätten,  eine  Trennung  der  ersteren  von  Dänemark  zu  wünschen.  Der 
zweite  Abschnitt  ist  gegen  Nr.  29.  gerichtet,  deren  Inhalt  früher  in 
der  allgemeinen  Zeitung  abgedruckt  war.  Neues  ist  in  diesem 
„nichtfriedlichen  Worte«4  durchaus  nicht  enthalten,  die  Hauptfrage, 
nämlich  die,  ob  Friedrich  IV.  im  Jahre  172y.  eine  Incorporalioo 
Schleswigs  in  Dänemark  rechtsgültig  habe  vornehmen  können,  findet 
sich  darin  gar  nicht  berührt.  Als  Verfasser  der  Schrift  bezeichnet 
man  einen  ehemaligen  Hannoverschen  Abgeordneten. 

Im  August  1847. 
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II.  Anzeigen. 

Corpus  Juris  Gennanici  tarn  public!  qoam  privat!  acaderaicum. 
Bearbeitet  von  Jlr.  Ou«t.  Kiniiiiiighiius,  Geb.  Regier. -R.  io 
Weimar.  Zweiter  Theil.  Erste  Lieferung.  Jeua,  Frotnmann,  1847. 
91  S.  gr.  4.    (Geh.  Thlr.) 

Im  Jahrgange  1844.  dieser  Jahrbücher  S.  915.  ff.  hat  Ref.  die 
zweite  Auflage  des  Corpus  Juris  Germanici  von  Emminghaus  ange- 
zeigt. Gegenwärtig  liegt  ihm  die  erste  Lieferung  der  Fortsetzung 
vor,  welche  der  Herausgeber  als  zweiten  Theil  bezeichnet  bat,  so 
dass  jenes  ursprüngliche  Werk  nunmehr  nachträglich  als  erster  Theil 
zu  betrachten  ist.  Seine  Ansicht  über  diese  Sammlung,  welche  Ref. 
in  jener  Anzeige  ausführlich  entwickelt  hat,  gilt  auch  von  dieser  Fort- 
setzung. Diese  selbst  bietet  aber  auch  einen  eigentümlichen  Gesichts- 
punet  für  die  Beurlheilung  dar.  Sie  ist  nämlich  nicht  blos  dazu  be- 
stimmt, Nachträge  aus  der  Zeit,  welche  der  erste  Theil  umfasst,  zu 
dessen  Vervollständigung  mitzutheilen,  sondern  sie  enthält  auch  neuere, 
seit  dem  Erscheinen  des  letztern  entstandene  Urkunden.  Sie  ist  also 
ein  Mittel,  das  Corpus  Juris  mit  der  Zeit  in  gleichem  Schritt  zu  er- 
halten, und  trägt  dadurch  zu  dessen  Brauchbarkeit  wesentlich  bei. 
Die  Nachträge  bestehen  in  mehreren  auf  Schleswig  und  Holstein  sich 
beziehenden  Urkunden,  in  dem  Anhange  zum  Passauer  Vertrage  von 
1552»,  dem  Recess  der  Familie  Fugger  v.  1807.,  der  Preuss.  Instruction 
wegen  der  Standesherren  v.  1820«,  mehreren  Bundesbeschlüssen,  der 
Münz-Konvention  v.  1838.,  und  zwei  Badischen  Gesetzen  über  Feuer- 
versicherung v.  1840.  —  Die  neueren  Urkunden  sind  mehrere  Buu- 
desbeschlüsse,  Plenarbeschlüsse  der  O.-A.-Gerichte  zu  München,  Celle 
und  Dresden,  (leider  werden  nur  von  dem  zuerst  genannten  O.-A.-G. 
die  Motiven  zugleich  mit  den  Beschlüssen  bekannt  gemacht,  weshalb 
sich  auch  hier  die  Beschlüsse  der  beiden  letztern  höchsten  Gerichte 
ohne  Gründe  abgedruckt  finden,)  mehrere  Verträge  des  Deutschen 
Zollvereins,  mehrere  Preussische  Gesetze  (namentlich  auch  die  über 
das  Straf-  und  das  Civil- Verfahren,)  sowie  verschiedene  Gesetze  an- 
derer Deutscher  Staaten.  —  Unter  den  mitgetheilten  Bundesbeschlös- 
sen  befinden  sich  vier  bisher  ungedruckte. 

Möchte  das  Werk,  dessen  weitumfassenden  Plan  eine  auf  dem 
Umschlag  zu  lesende  Uebcrschrifl  darlegt,  die  Anerkennung  und  die 
Verbreitung  finden,  welche  ihm  im  Interesse  der  Deutschen  Sache, 
der  es  dient,  und  aus  Rücksicht  auf  den  Herausg.,  der  zur  zweck- 
mässigen Ausstattung  seines  Werkes  mit  allem  Eifer  bemüht  ist,  zu 
wünschen  sind. 


- 
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Jahresberichte  über  die  Deutsche  Gesetzgebung,  von  «.Menns- 
dorf, Advocat.  Dritter  Band.  Jahr  1846.  Leipzig,  0.  Wigand, 
1847.  XXII  u.  517  S.  gr.8.   (Geh.  2£  Thlr.) 

Ref.  bezieht  sich  im  Allgemeinen  auf  dasjenige,  was  er  in  der 
Anzeige  Ober  die  beiden  ersten  Bände  dieser  Jahresberichte  (S.  355. f. 

des  gegenwärtigen  Jahrgangs  dieser  Jahrb.)  und  das  Verdienstliche 
dieses  Unternehmens  bemerkt  hat.  Der  drille  Band  zeichnet  sich 
wieder  durch  grosse  Reichhaltigkeit,  welche  noch  die  der  früheren 
Bünde  übertrifft,  aus  und  es  l.'lsst  sich  nicht  verkennen,  dass  in  der 
Sichtung  und  in  der  Ordnung  des  ausserordentlich  umfangreichen  Ma- 
terials noch  mehr  Sicherheit  und  Conscquenz,  als  früher,  gewonnen 
w  orden  ist.  Der  Verf.  hat  mit  diesem  Bande  das  von  ihm  begonnene 
Unternehmen  auf  eine,  alle  Anerkennung  verdienende  Weise  fortge- 
setzt und  sich  durch  diese  eben  so  schwierige  als  mühselige  Arbeit 
von  Neuem  den  Dank  des  juristischen  Publikums  erworben.  Es  ist 
ferner  diesem  Berichte  ebenfalls  eine  summarische  Uehersicht  der 
wichtigsten  Erscheinungen  der  juristischen  Literatur  aus  dem  J.  1846. 
vorausgeschickt.  In  den  Beilagen  werden  14  umfassendere  Gesetze 
vollständig  mitgelheilt;  hierunter  die  neuen  Proccssgesetze  Oester- 
reichs, Prcussens  und  Sigraaringens,  die  Schulordnung  für  die  Pro- 
vinz Preussen,  das  Sachsen-Meiningcnsche  Ahlüsungsgesetz,  das  K. 
Sachs.  Gesetz  in  Betreff  der  Friedensrichter,  die  neuen  Strafprocess- 
gesetze  Preussens  und  der  Reussischen  Lande  u.  s.  w.  —  Die  Ger- 
manisten-Versammlung zu  Lübeck  hat  übrigens  im  Anerkenntnisse  der 
Wichtigkeit  dieses  Unternehmens  dasselbe  kräftig  zu  unterstützen 
beschlossen. 


Neue  Stofilieferungen  für  die  deutsche  Geschichte,  besonders 
auch  für  die  der  Sprache,  des  Rechts  und  der  Literatur.  Von 
Friedrich  Stephan.  Zweites  Heft,  enthaltend:  I.  die  main- 
zische Archidiaconateintheilung  Thüringens  im  J.  1506«  IL  Ver- 
zeichniss  alter  mühlhäusischer  Handschriften.  III.  Zwei  vollstän- 
dige deutsche  Mysterien  des  Mittelalters.  IV.  Mannigfaltiges. 
Mühlhausen,  Heinrichshofen,  1847.  IV  u.  77  —  196  S.  gr.  8. 
(Geh.  }  Thlr.) 

Das  vorliegende  zweite  Heft  der  Stofflieferungen,  welches  sich 
dem  in  den  Krit.  Jahrbüchern  1847.  S.  255.  ff.  besprochenen  ersten 
Hefte  in  der  Seitenzahlung  anschliesst,  zeichnet  sich  vor  diesem  durch 
seine  äussere  Ausstattung  in  Druck  und  Papier  vortheilhaft  aus:  da- 
gegen enthält  es  mit  Ausschluss  einer  Notiz  nichts  für  die  Rechts- 
wissenschaft Interessantes.  In  dem  Verzeichnisse  der  Handschriften 
(S.  109 — 148.)  nämlich  erwähnt  der  Herausgeber  zweier  pergamen- 
tenen Codices,  welche  Rechtsbücher  des  13.  Jahrhunderts,  ein  latei- 
nisches und  ein  deutsches,  enthalten  und  von  Grasshof  früher  be- 
schrieben, noch  nicht  aber  abgedruckt  worden  sind,  was  nunmehr  in 
den  Stofflieferungen  erfolgen  soll. 
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Im  Interesse  der  Ktfufer  ist  zu  wünschen,  dass  der  Herausgeber 
den  Stoff  mehr  nach  dem  Inhalte  ordne  und  hiernach  die  Einteilung 
der  Hefte  treffe.  Für  die  vorübergehende  Leetüre  ist  die  Buntheit 
zulässig,  für  den  bleibenden  Erwerb  aber  ist  die  Aufnöthigung  fremd- 
artiger Massen  ein  Uebel. 


Vervollständigungen  zu  Baddeus   deutschem  Anwalt  buch. 

Aus  dem  Nachlasse  der  Verfasser  zusammengestellt.  Leipzig,  Gebr. 
Reichenbach,  1847.  VI  u.  50  S.  gr.  8.  (Geh.  \  Thlr.) 

Es  kann  gewiss  nur  gebilligt  werden,  dass  der  Herausgeber  — 
nach  der  Vorbemerkung  Dr.  Ao.  B  u  d  d  e  u  s,  ein  Bruder  des  verstorbenen 
Gerichtsdirectors  und  Advokaten  Arthur  Buddeus  —  durch  Ver- 
öffentlichung der  in  den  Verlassenschaften  der  beiden  verstorbenen 
Verfasser  vorgefundenen  Nachtrage  und  Berichtigungen  dafür  Sorge 
getragen  hat,  dass  das  Anwaltbuch  diejenigen  Vervollständigungen 
erhält,  welche  jene  ihm  zugedacht  hatten.  Ein  Buch,  wie  das  An- 
wallbuch,  muss,  da  es  hauptsächlich  für  den  täglichen  Gebrauch  der 
Geschäftsmänner  bestimmt  ist,  nothwendig  mit  den  Zeitveränderungen 
fortgehen.  Deshalb  wäre  es  vielleicht  für  künftige  Bearbeitungen 
rathsam,  den  wissenschaftlichen  Theil,  die  Darstellung  der  Partikular- 
rechte, gesondert  von  dem  statistischen  Theile,  der  namentlichen  Aut- 
zählung der  Advokaten,  erscheinen  zu  lassen,  damit  der  letztere,  in 
welchem  tagtäglich  Aenderungen  eintreten,  sich  öfters  erneuern  könne, 
ohne  jedes  Mal  eine  gleichzeitige  Erneuerung  des  erstem,  dessen  Sätze 
im  Wesentlichen  seltener  umgestaltet  werden,  herbeiführen  zu  müssen. 

Zu  bedauern  ist,  dass  der  Herausgeber  nicht  Jurist  ist.  Denn 
sonst  würden  ihm  z.B.  die  sehr  beachtenswerthen Berichtigungen  und 
Zusätze,  welche  Hr.  Ministerialrath  Brauer  bei  der  Anzeige  desAn- 
waltbucbs  in  diesen  Jahrb.  1847.  S.  154.  ff.  in  Bezug  auf  Baden  mit- 
getheilt  bat,  wohl  nicht  unbekannt  geblieben  seyn.  Wer  Vervollstän- 
digungen zu  einem  Werke  drucken  lässt,  sollte  sich  überall,  wo  sol- 
che zu  hoffen  sind,  nach  denselben  umsehen  oder  wenigstens  Erkun- 
digungen darnach  einziehen.  Sonst  verstösst  er  gegen  das  Publikum 
und  lohnt  die  Mühe  schlecht,  welche  sich  Andere  für  das  Buch 
gegeben  haben. 


Offenes  Sendschreiben  an  des  Hrn.  Justizministers  Mühler  Excellenz 
betreffend  die  Ergebnisse  der  Prozesstabellen  für  die  Preussischen 
Justiz-Beamten,  den  Bezirk  der  Gräflich  Slollberg'schen  Regierung 
zu  Wernigerode,  die  Juden  u.  die  gesammten  Einwohner  Preussens. 
Von  JS.  Beer.  Berlin,  Weyl  u.  Comp.,  1847.  15  S.  gr.  8. 
(Geh.  ÄThlr.) 

Der  Minister  Mühle r  hat  über  den  jährlichen  Geschäftsgang  der 
Justizverwaltung  übersichtliche  Tabellen  veröffentlicht,  welche  sich 
insbesondre  auch  auf  die  Criminaluntersuchungen  beziehen.  In  einem 
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Compte  rendu  an  den  König  bat  der  Minister  eine  Menge  von  Er- 
gebnissen aus  den  Tabellen  berechnet,  dieselben  auch  theilweise  ver- 
öffentlicht. Es  wird  nun  vom  Verf.  behauptet,  dass  diese  Berech- 
nungen irrig  seien  und  unter  Zugrundelegung  des  Jahresberichts  von 

1 836.  (Jahrbücher  für  die  Preussische  Gesetzgebung  Bd.  XI.  IX.  Jahrg. 

1837.  )  werden  die  aufgestellten  Satze,  wieviel  Justizbeamten  nach 
den  einzelnen  Classen,  der  wievielste  Einwohner  des  Departements 
der  Regierung  zu  Wernigerode  und  der  wievielste  Jude  durchschnitt- 
lich in  Untersuchung  sich  befunden,  geprüft.  Nach  diesen  Sätzen  hat 
der  9te  Einwohner  des  Bezirks  Wernigerode,  der  30ste  Beamte,  der 
83ste  Jude,  aber  im  übrigen  erst  der  145ste  Einwohner  von  den  ge- 
sammten,  hierher  gehörigen  Preussischen  Provinzen  sich  in  Unter- 
suchung befunden.  Es  beruhen  diese  Sätze  darauf,  dass  die  Ver- 
brecherzahl nach  der  Seelenzahl  berechnet  und  verglichen  worden, 
indem  man  die  Seelenzahl  durch  die  Verbrecherzahl  dividirt  und  den 
gewonnenen  Quotienten  als  Durchschnittszahl,  zugleich  auch  als  Ver- 
bältnisszabl  aufgestellt  hat.  Der  Verf.  sagt  nun,  dass  dieser  Berech- 
nung der  Irrthum  zum  Grunde  liege,  dass  die  Verbrecherzahl  zur 
Seelenzahl  im  directen  multiplen  Verhaltnisse  stehe.  Und  hierin  ist 
ihm  allerdings  beizupflichten,  wie  derlrrthum  jener  Berechnung  schon 
daraus  sieb  ergiebt,  dass  im  Berichte  zugestanden  worden  ist,  es  folge 
aus  der  Zunahme  der  Seelenzahl  nicht  eine  Zunahme  der  Verbrecher- 
zahl. Der  Verf.  weist  nun  durch  arithmetische  Gründe  noch  weiter 
nach,  zu  welchen  offenbar  falschen  Resultaten  der  Grundsatz  jener 
Berechnung  in  seiner  Consequenz  führe,  so  wie  er  weiter  noch  ein- 
zelne statistische  Notizen  beibringt,  welche  mit  den  Resultaten  jener 
Berechnung  nicht  übereinstimmen.  Die  Sätze  des  Verfs.  sind  klar 
und  überzeugend  vorgetragen. 


Die  Polizei-Gesetze  und  Verordnungen  des  Königr.  Sachsen, 

mit  Inbegriff  der  organischen  und  formellen  Bestimmungen.  Syste- 
matisch-chronologisch zusammengestellt  und  erläutert  u.  ergänzt 
durch  Hinzufiigung  der  ergangenen  Anweisungen  und  befolgten 
Grundsätze,  sowie  durch  Nachrichten  über  bestehende  Einrich- 
tungen. Von  J>r.  «ottlob  lieberecht  Funke»  K.  Sächs.  Geb. 
Regier.-R.  3.  Bd.  Die  Medicinalpolizei- Gesetze  u.  Verordnungen. 
Leipzig,  Hahn'sche  Verlagsbuchhandl.,  1847.  XVI  u.  549  S.  gr.8. 
m  Thlr.) 

Ref.  verweist  im  Allgemeinen  auf  seine  Anzeigen  der  ersten  zwei 
Bände  in  diesen  Jahrb.  1846.  S.  1021.  ff.  u.  1847.  S.846.f.  und  be- 
schränkt sich  in  specieller  Beziehung  auf  den  vorliegenden  Band  auf 
eine  Uebersicht  seines  Inhalts.  Es  ist  das  umfangreiche  Gesetzes* 
roaterial,  welches  der  letztere  enthält,  unter  folgende  Hauptruhriken 
gebracht.  Der  erste  Abschnitt  theilt  mit  was  die  Organisation  der 
Medicinalbehörden  betrifft,  der  zweite  Abschnitt  bezieht  sich  auf 
die  Sorge  für  die  innere  und  äussere  Heilkunde,  der  dritte  auf  die 
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Sorge  für  die  Geburtshülfe,  der  vierte  auf  die  Sorge  für  das  Apo- 
thekerwesen,  der  fünfte  ist  den  Maasregeln  gegen  Gefährdungen 
durch  die  Bereitung  und  den  Verkauf  von  Arzneien,  durch  Gift  und 
durch  sonst  schädliche  Genüsse  und  Einwirkungen  gewidmet,  der 
sechste  den  Maasregeln  gegen  der  Gesundheit  gefahrliche  Gebräuche 
und  Gewohnheiten,  der  siebente  den  allgemeinen Maasrcgeln  gegen 
die  Entstehung  und  Verbreitung  gefährlicher  Krankheiten,  der  achte 
(Jen  Maasregeln  zu  Verhütung  und  Beseitigung  gewisser  gefährlicher 
Krankheiten,  der  neunte  betrifft  die  Fürsorge  für  Kranke  in  besondere. 
Verhältnissen  und  durch  allgemeine  Krankenanstalten,  der  zehnte 
die  Maasregeln  zur  Rettung  Verunglückter,  der  elfte  enthält  die  Vor- 
schriften für  die  Behandlung  der  Leichen,  der  zwölfte  die  Vorschrif- 
ten wegen  Ablieferung  von  Leichnamen  an  die  anatomischen  Theater, 
und  der  dreizehnte  beschäftigt  sich  mit  den  Maasregeln  gegen  Ge- 
fahren für  die  Gesundheit  des  Viehes. 
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III.  Miscellen. 

Zur  Frage  über  die  Sammlang  von  Entscheidungen  de? 
Deutschen  obersten  Gerichte*). 

In  den  Kritischen  Jahrbüchern  für  Deutsche  Rechtswissenschaft,  eitfler 
Jahrgang,  Augustheft  1847.,  S.  734.  ff.,  ist  aus  Veranlassung  der  Recension 
des  Archivs  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten, 
•von  J.  A.  ßeuffert,  ,,die  Idee,  Prajudicien  aller  obersten  Gerichtshöfe  in 
Deutschland  in  einer  Sammlung  zu  vereinigen",  eine  „sehr  glückliche"  genannt. 

Ich  erlaube  mir,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  ich  in  ,,Weil's  con- 
stilutionellen  Jahrbüchern",  1S46.  Bd.  2.  S.  260.  ff.  eine  Abhandlung  unter  der 
Aufschrift:  „über  die  Ausbildung  der  Rechts-Wissenschaft  durch  die  Rechts- 
Pflege"  habe  erscheinen  lassen,  welche  ganz  umfassende  Vorschläge  über  die 
Art  enthalt,  wie  zum  Nutzen  der  Rechts-Wissenschaft,  Rechts-Pflege  und  Ge- 
setzgebung die  Verhandlungen  und  Entscheidungen  der  deutschen  Ober-Gerichte 
benützt,  gesammelt  und  bekannt  gemacht  werden  sollten. 

Die  Abhandlung  ist  schon  seit  mehrern  Jahren  geschrieben ,  allein  meine 
mehrfachen  Versuche,  sie  in  einer  rein  juristischen  Zeitschrift  abdrucken  zu 
lassen,  scheiterten,  und  so  kam  sie  erst  nach  längerer  Zeit  in  einer  mehr  poll- 
tischen ,  als  streng  juristischen  Zeitschrift  an  das  Tageslicht. 

Ihr  Inhalt  ist  auf  meine  in  beinahe  zwanzigjährigen  verschiedenen  Dienst- 
stellungen im  Justiz-Departement  gesammelten  Erfahrungen  und  Wahrnehmun- 
gen gestützt,  und  es  sind  mir  auch  von  vielen  Rechts-Gelehrten,  Richtern  und 
Advocalen  durchweg  zustimmende  Urtheile  über  meine  Vorschläge  zugekommen. 

Weil  nun  einerseits  die  Recension  des  Seuffert'schen  Archivs  sich  ganz 
für  die  leitende  Idee  dieses  Archivs  ausspricht,  andererseits  gerade  diese  Samm- 
lung sogar  schon  einen  Anfang  zur  Ausführung  dieser  Idee  macht,  erlaube  ich 
mir  nur  darum  auf  meine  Abhandlung  hiemit  hinzuweisen,  weil  ich  glaube, 
dass  nur  auf  die  dort  vorgeschlagene  umfassende  Weise  von  Benützung  der  Er- 
gebnisse der  Rechts- Pflege  in  Deutschland  der  gewünschte  Nutzen  vollständig 
erreicht  werden  kann  und  weil  denkbarerweise  die  Abhandlung  in  einer  mehr 
politischen  Zeitschrift  dem  streng  juristischen  Publikum  entgehen  könnte. 

Tübingen  im  September  1847. 

Ober- Justiz -Registratpr  Jäger. 


Personal-Notizen. 

Beförderungen  und  Ehrenbezeigungen.  Der  ordentl. 
Professor  des  Rom.  Rechts  an  der  Univ.  Kiel,  Hofrath  Dr.  0  tto  Karl  v.  Madai 


')  Die  folgende  Mittheilung,  welche  nunmehr  anch  mit  auf  meine  Anzeige  de» 
zweiten  Hefts  von  Seuffert's  Archiv  in  diesen  Jahrb.  1847.  S.  943. ff.  zu  beziehen  ist, 
ging  erst  nach  dem  Abdrucke  der  letztern  ein.  —  Die  Abhandlung  des  Hrn.  Verfs.,  auf 
welche  derselbe  hinweist,  ist  mir  bis  jetzt  unbekannt  gewesen  und  scheint  überhaupt 
unter  Juristen  nicht  viel  verbreitet  worden  zu  seyu.  Um  so  daukeuswerther  ist  die 
Mittheilung  des  Hrn.  Verfs. 

Robert  Sehneider. 
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hat  einen  Ruf  in  der  gleichenEigenschaft  an  die  Univ.  Freiburg  angenommen ;  der 
Geistl.  Rath,  Prof.  am  Lyceum  zu  Freysing  Dr.  Mich.  Permaneder  ist  zum 
ord.  Prof.  des  Kirchenrechis  u.  der  Kirchengeschichle  an  der  Univ.  München  und 
der  Privatdocent  an  der  Univ.  Rostock  Dr.  Herrn.  Buchka  zum  Justizrath  an 
der  Justizkanzlei  daselbst  ernannt  worden.  —  In  Preussen  haben  der  O.-L.-G.- 
u.Kreis-Justiz-R.  v.  Weissenborn  zu  Erfurt  bei  seinem  Ausscheiden  aus  dem 
Justizdienst  u.  der  O.-L.-G.-R.  Wollenhaupt  zuRalibor  denCharacter  als  Geh. 
Justiz-R.  erhalten.  —  In  Bayern  ist  der  zweite  Director  desA.-G.  von  Schwaben 
und  Neuburg  Freih.  v.  Reding  zum  ersten  Director  des  A.-G.  von  Oberfranken 
befördert  worden.  —  In  Hannover  sind  der  O.-A.-R.  Planck  zum  Director  der 
Justizkanzlei  zu  Göttingen  und  der  Justiz-R.  Steltzer  zu  Aurich  zum  Director 
der  dasigen  Juslizkanzlei  ernannt  worden.  —  In  Hessen-Darmstadt  sind  an 
v.  Llnde's  Stelle  (s.  unten)  O.-A.-R.  Fr  an  cke  zum  Mitglied  des  Ministeriums 
des  Innern  u.  der  Justiz  und  Ministerial-R.  Friedr.  v.  Lindelof  zum  Director 
des  Oberstudienraths  ernannt  worden. 

Die  Society  of  Antiguaries  of Scotland  in  Edinburgh  hat  den  Advokaten  Dr. 
jur.  Karl  Trümmer  zu  Hamburg  in  ihrer  General-Versammlung  am  19.  Juli 
d.  J.  einstimmig  zu  ihrem  korrespondirenden  Mitglieds  erwählt. 

Den  K.  Preuss.  Rothen  Adler-Orden  haben  erhalten  und  zwar  2.  Classe  mit 
Eichenlaub  der  Landgerichts-Präs.  Gch.-O. -Justiz-R.  v.  Voss  zu  Düsseldorf,' 
3.  Classe  mit  d.  Schleife  der  A.-G. -R.  v.  Ammon  zu  Köln  und  Jusliz-Senats- 
Director  Grundschöttel  zu  Ehrenbreitstein,  und  4.  Classe  der  A.-G.-R. 
Geliert  und  der  General-Advokat  v.  Groote  zu  Köln,  sowie  der  O.-Proku- 
rator  Köster  v.  Kösteritz  zu  Elberfeld. 

Versetzungen  in  den  Ruhestand.  Auf  ihr  Ansuchen  sind  in 
Bayern  der  Director  des  A.-G.  von  Oberfranken  Heinr.  v.  Kiliani  zu  Bam- 
berg und  in  Hessen-Darmstadt  der  Geh.  Staats-R.  im  Ministerium  des  Innern 
u.  der  Justiz,  Director  des  Oberstudienraths  u.  Kanzler  der  Univ.  Glessen  Dr. 
Just.  Timoth.  Balth.  v.  Linde  in  den  beiden  erstereo  Eigenschaften  in 
den  Ruhestand  versetzt  worden. 


IV.  Juristische  Bibliographie. 


Neu  erschienene  Schriften. 

240.  Beteler •,  Dr.  Geo.,  —  System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts. 
1.  Bd.   Leipzig,  Weidmann.   X  u.  387  S.  gr.  8.   (Geh.  2Thlr.) 

241.  Ergänzungen  u.  Erläuterungen  der  Preuss.  Rechtsbücher  durch  Gesetz- 
gebung u.  Wissenschaft.  Unter  Benutzung  der  Justiz -Ministerial -Akten 
u.  der  Gesetz-Revisions-Arbeiten,  herausg.  v.  H.  Gr äff \  Dr.  C.F.  Koch, 
L.  v.  Rönne,  H.  Simon,  A.  Wenttel.  3.  verb.  u.  verm.  Ausg.  von 
H.  Gr  äff,  L.  v.  Rönne,  H.  Simon.  (In  10  Bden  oder  20  Lieferungen.) 
lste  Lief. :  Ergänzungen  zur  Criminalordnung  u.  zum  Criminal- Rechte. 
Bog.  1—20.   Breslau,  Aderholz.   gr.  8.   (ä  l^Thlr.) 

242.  Fricciu*,  General- Auditeur,  Dr.  Carl,  —  Preuss.  Militair- Gesetz- 
Sammlung.  4.  Bd.  1.  Heft,  enthalt,  die  auf  die  militair.  Rechtspflege  sich 
beziehenden  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  aus  d.  J.  1846.  und  eine  Ver- 
ordnung aus  früherer  Zeit.  (Nr.  622  —  642.)  Berlin,  Nicolaische  Buchh. 
Hu. 36  8.  gr.4.   (Geh.  n.  JThlr.  1—4.  1.:  n.  7|Thlr.) 


Digitized  by  Google 


Juristische  Bibliographie.  1055 

243.  Friedländer,  Dozent  Dr.  Alex.,  —  Gegen  die  Todesstrafe.  Ein  Wort 
an  die  zur  Beralhung  des  Strafgesetzbuchs  zusammentret.  standischen  Aus- 
schüsse Preussens.   Brilon,  (Leipzig,  Huuger.)  19  S.  gr.  8.   (Geh.  n. 

244.  Gesetz,  das,  über  die  Verhältnisse  der  Juden  vom  23.  Juli  1847.  Grün- 
berg, Levysohn.    16  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  -^Thlr.) 

245.  —   Dasselbe.   Liegnitz,  Gerschel.   20  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  2Ngr.) 

246.  —  das,  über  die  Verhältnisse  der  Juden  im  Preuss.  Staate  vom  23.  Juli 
1847.  Zum  Gebrauch  mit  den  nöthigen  Anmerk.  u.  Erläuterungen  versehen 
von  Dr.  H.  Jolawiez.  2.  mit  vielen  Bemerk,  verm.  Aufl.  Cöslin,  Hcndess. 
31  S.  gr.8.    (Geh.  ^  Thlr.) 

247.  Glück,  Gch.Hofr.u.s.w.,  Dr.  Chr.  Fr.  v.,  —  Ausführt.  Erläuterung  der 
Pandekten  nach  Hellfeldt,  ein  Commenlar.  (13.  Lief.)  l.Thl.  2.  unveründ. 
Aufl.  der  2.  Yerb.  Ausg.  u.  8.  Thl.  2.  Ablhl.  2.  unveründ.  Aufl.  Erlangen, 
Palm.  1130S.gr.  8.  (3Thlr.) 

248.  Haushalter,  Justizcommissar  C,  —  Das  Preuss.  Gerichtsverfahren. 
3  Hefte.  A.  u.  d.  T. :  Das  Preuss.  Kriminalverfahren.  Enth. :  I.  Das  Ver- 
fahren nach  der  Kriminalordnung  vom  11.  Decbr.  1805.  II.  Das  Verfahren 
nach  dem  Gesetze  Yom  17.  Juli  1846.  Als  Anhang:  III.  Darstellung  der 
Privatverbrechen  nach  Preuss.  Rechte  u.  der  gesetzlichen  Vorbeugungs 
mittel  gegen  Verbrechen.  Für  den  Preuss.  Bürger  u.  Landmann.  Halber- 
stadt, Lindequist  u.  Schönrock.   VIII  u.  96  S.  gr.  8.  (^Thlr.) 

249.  Jahrbücher,  neue,  fürsachs.  Strafrecht.  Herausgeg.  von  Dr.  Gast.  Fr. 
Held,  Ober -Appellat. -Rath,  Dr.  Gui  t.  Fr.  Oscar  Schwarze ,  Justiz- 
rath.   5. Bd.  I.Heft.    Leipzig,  Arnold.    128S.gr. 8.    (n.  fThlr.) 

250.  Kraus,  Hofgerichts-Adoocat,  Alex.,  —  Die  Garantie  der  französ.  Ein- 
richtungen in  der  Provinz  Rheinhessen  im  Verhältniss  zu  der  allgem.  Gesetz- 
gebung des  Grossherzogthums  vom  staatsrechll.  u.  polit.  Standpunkte.  Eine 
Gelegenheitsschrift.  Darmstadt,  Jonghaus.  59  S.  12.  (Geh.  4  Thlr.— 
FürSüdd.  8  Kr.  rhein.) 

251.  Michelsen ,  Dr.A.L.J.,  Geh.- Justizr.,  Prof,  u.s.w.,  —  Ueber  die  Ge- 
nesis der  Jury.  Eine  germanist.  Untersuchung.  Leipzig,  O.  Wigand. 
VII  u.  190  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  1  Thlr.) 

252.  Plochmann,  Prioatdoc.  Dr.Juh,  —  Einleitung  in  den  bayerischen  Ci- 
vilprocess.  München,  literar.-artist.  Anstalt.  VII  u.  363  S.  gr.  8.  (Geh. 
n.  HTblr.) 

253.  Polizei-Gesetze,  die,  U.Verordnungen  des  Königr.  Sachsen,  mit  Inbe- 
griff der  organ.  u.  formellen  Bestimmungen.  Syslematisch-chronolog.  zu- 
sammengestellt u.  ergänzt  u.  s.  w.  Von  Dr.  Glob.  Leber.  Funke,  Geh. 
Regier.- Rath.  III.  Bd.  Die  Medizinalpolizei -Gesetze  u.  Verordnungen. 
Leipzig,  Hahn.  XVI u.  549 S.  gr.8.    (2^ Thlr.  —  I— III.:  lü^Thlr.) 

254.  Pözl,  Prof .  Dr.  Jos.,  —  Bayerisches  Staats -Verfassungs-Recht.  Als 
Leitfaden  für  academ.  Vorlesungen  und  zum  Selbstunterricht  bestimmt. 
Würzburg,  Ludw.  Stahel.  XVHI  u.  357  S.  gr.  8.  (2  Thlr.  —  Für  Sudd. 
3  Fl.  rhein.) 

255.  Preussens  gerichtl.  Verfahren  in  Civil-  u.  Kriminalsachen.  Ein  Auszug 
aus  den  darüber  bestehenden  Gesetzen,  insbesond.  aus  der  allgem.  Gerichts- 
ordnung, der  allgem.  Deposital- Ordnung,  der  allgem.  Hypotheken-Ord- 
nung, der  Kriminal-Ordnung,  dem  Stempelgesetze  u.  s.  w. ;  nebst  e.  Ein- 
leitung, das  Studium  angehender  prakt.  Juristen  u.  deren  Laufbahn  betreff. 
4.,  neu  bearb.  u.  verm.  Aufl.  Köln,  Bachem.  VII  u.  600  S.  gr.  8. 
(2f  Thlr.) 

256.  Reiche,  Carl  v„  —  Die  Landwirthschaftsgeselzc  des  Herzogth.  Gotha. 
Gotha,  Müller.   VIII  u.  175  S.  8.   (Geh.  |  Thlr.) 

257.  Reichensperger,  Landger. -Rath  Pet.  Fr z,y  —  Die  Agrarfrage  aus  dem 
Gerichtspunkte  der  Nationalökonomie,  der  Politik  u.  des  Rechts  und  in 
besond.  Hinblicke  auf  Preussen  u.  die  Rheinprovioz.  Trier,  Linlz.  679  S. 
u.  2 Tab.  in  Fol.   (Geh.  3± Thlr.  —  Für  Südd.  6  Fl.  12  Kr.  rhein.) 
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258.  Sammlung  neuerer  Gesetze  u.  Urkunden,  welche  auf  das  Mecklenb.  Staats- 
recht Bezug  haben.  2.  Bd.  der  Sammlung  neuerer  Mecklenburg-Schwerin. 
Gesetze  u.  anderer  auf  die  Rechtsgelehrsamkeit  Bezug  habender  Urkunden. 
l.Lief.    Rostock,  (Stiller.)    III  u.  128  S.  4.    (Geh.  n.  1  Thlr.) 

259.  —  der  f.  d.  Königl.  Preuss.  Rhein-Provinz  seit  dem  J.  1813.  hinsichtlich 
der  Rechts-  u.  Gerichts- Verfassung  ergangenen  Gesetze,  Verordnungen, 
Ministerial-Rescrlpte  u.  s.  w.  Im  Auftrage  eines  Hohen  Justiz-Ministeriums 
herausgeg.  von  Marquardt,  Geh.  Kanzlei-Rath  u. s.w.  8.  Bd.,  welcher 
die  Jahre  1842.,  1843.  u.  1844.  enth.  Berlin,  Sander.  424  S.  gr.  8. 
(l^Thlr.  —  1—8.:  12,'f  Thlr.) 

200.  —  vollst.,  histor.  u.  krit.  bearb.,  der  Württemberg.  Gesetze.  Heraasgeg. 
von  Dr.  A.  L.  Hey  t eher.  XV.  Bd.  2.  Abth.  A.  u.  d.  T. :  Sammlung  der 
Württemberg.  Regierungs- Gesetze.  5.  Thl.  enth.  die  Gesetze  von  1821  — 
1838.  Bearb.  von  Oberamtm.  F.  F.  Mayer.  Mit  2  Anhängen,  u.  d.  T. : 
Samml.  d.  Württemberg.  Gesetze  in  Betreff  der  Israeliten ,  und :  Samml.  der 
Württemberg.  Gesetze  in  Betreff  des  Post-  u.  Landboten-Wesens,  bearb. 
von  F.  F.  Mayer.  Tübingen,  Kues.  LXXIu.  1573.,  VIII  u.  206.,  XXI 
u.  225  S.  gr.  8.    (Baar  7  Thlr.  18  Ngr.) 

261.  Sc/tmöliing,  Justiz-Aktuar,  Herrn.,  —  Zusammenstellung  sämmtl.  über 
Anfertigung  der  von  den  Gerichtsbehörden  einzureichenden  Uebersichten  u. 
Tabellen  über  den  Zustand  der  Justizverwaltung,  sowie  über  die  Anlegung 
der  bei  denselben  zu  führenden  Repertorien  u.  Listen  u.  über  die  Cassation 
der  gerichtl.  Akten  ergangenen  Bestimmungen,  nebst  Formularen  zu  den 
Geschäftsübersichten ,  Listen  u.  Repertorien.  Ein  Handbuch  für  Richter 
u.  Subalternen.  VIII  u.  144  S.  4.  Cüstrin.  Berlin ,  Heymann  in  Comm. 
(Geh.  n.  f  Thlr.) 

262.  Te m m e,J.D. U.,  —  Das  Preuss.  Vormundschaftsrecht.  Berlin, Schröder*  s 
Buchh.   Xu.260S.  gr.  8.    (Geh.  l^Thlr.) 


(Hierzu  Inlelligcnzblatl  Nr.  1.) 


Digitized  by  Googl 


1057 


I.  Recen« Ionen. 

Abhandlongen  aus  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  von 
JTkr.  Friedrich  August  Biener.  I.  Ueber  die  Einführung 
der  Geschwornengerichte  in  England.  II.  Historische  Erörterun- 
gen über  den  Ursprung  und  den  Begriff  des  Wechsels.  Leipzig, 
B.  Tauchnitz  jun.,  1846.  IV  u.  159  S.  gr  8.  (Geh.  |  Thlr.) 

Recensirt 
von 

Herrn  Hofrath  J>r.  Itielie  zu  Braunschweig. 


In  der  ersten  der  beiden  vorliegenden  Abbandlungen  schildert 
der  Verfasser  zunächst  das  Eintreten  der  Geschwornengerichte  in  die 
englische  Gerichtsverfassung.    Dieses  Eintreten  fällt  in  die  Zeit  der 
Ausbildung  der  curia  regis  ^  jenes  alten  vom  Könige  und  den  von 
ihm  dazu  berufenen  Baronen  gebildeten  höchsten  Gerichtshofes.  Vor 
dieselbe  wurden  alle  wichtigere  Verbrechen  als  feloniae  contra  pacem 
domini  regis  gezogen.    Wo  die  einzelnen  Beweismittel,  Duell,  Got- 
tesurlheil,  Urkunden,  Zeugnisse  Einzelner  nicht  ausreichten  und  ein 
Zeugniss  der  Gemeinde  über  factische  Umstände  nothwendig  wurde, 
sind  wahrscheinlich  nach  einem  alten  Gebrauche  XII  meliores  d.  h. 
angesehene  Mitglieder  der  Gemeinde  einberufen  worden,  weil  man 
nicht  die  ganze  Gemeinde  vorladen  konnte.    Die  reisenden  Justitia- 
ren verfuhren  dabei  eben  so  wie  die  curia  selbst.   Gleichzeitig  aber 
mit  dem  Institute  dieser  reisenden  Richter  tritt  die,  erst  nach  und 
nach  vollendete  Reform  des  Beweisverfahrens  ein,  zufolge  deren  auf 
Verlangen  der  beklagten  Partei  Duell  und  Gollesurtheil  vermieden 
werden  konnten  und  an  deren  Stelle  die  Geschwornen  traten,  so  dass 
die  Justitiare  in  der  Regel  mit  Zuziehung  der  letztem  Recht  spra- 
chen.   Diese  Geschwornen  waren  aber  blos  eine  Attribution  der  cu- 
ria regis  und  ihrer  Justitiaren:  in  den  Gerichten  der  Grafschaften 
und  Hundreden  blieb  es  bei  der  richtenden  Gemeinde. 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  RW.  Jahrg.  XI.  H.  XII.  ^ 
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Dio  Geschworoen  betrachtet  der  Verfasser  als  Zeugen  aus  der 
Gemeinde  und  nicht  als  eine  Fortsetzung  der  Volksgerichtc.    Er  be- 
streitet daher  die  von  Phillips  und  Grimm  angenommene  Ansicht, 
dass  die  Geschworoen  als  eine  Verschmelzung  von  Eideshelfern  und 
Schoppen  aozusehen  seien.    Der  mögliche  Einwurf,  dass  die  Ge- 
schworoen nicht  über  die  Thatsache  allein,  sondern  auch  über  das 
Recht  sprechen,  beseitigt  sich,  wenn  man  erwägt,  dass  dieses  in  vie- 
len Fallen  aus  der  Einfachheit  des  mit  den  Thatsachen  verbundenen 
Rechts  folgte,  dass  aber  in  vielen  andern  Füllen  allerdings  Special- 
verdicte  vorkamen,  je  nachdem  das  Hecht  schwieriger  und  verwickel- 
ter ward.    Entscheidend  ist  es,  dass  die  Geschworneu  in-  der  allen 
Zeit  nach  ihrem  eignen  mitgebrachten  Wissen  zu  urtheilen  halten, 
während  die  jetzigen  Gcschworncn,  welche  ans  dargelegten  Beweis- 
mitteln urtheilen,  mehr  in  die  Stellung  von  Schoppen  oder  Schieds- 
richtern treten. 

Die  Entstehung  der  Rüge-  oder  Anklagejury  und  der  Urtheifs- 
jury  giebt  alsdann  der  Verf.  dahin  an,  dass  in  Civilsacben  die  Jury 
zunächst  zur  Vermeidung  des  gerichtliehen  Zweikampfes  eingeführt 
wurde,  dass  sich  dagegen  in  Griminalsachen  die  Jury  zuerst  unter 
Heinrich  II.  als  Rügegericbt  der  Hundreden,  der  kleineren  Gemein- 
den zeigt,  welches  nach  Anleitung  gewisser  Fragen,  capitula,  den 
reisenden  Justitiarien  die  Vergehen  und  Verbrechen  des  Districts  an- 
zuzeigen verbunden  war.    Grundlage  ist  hier  die  auf  der  Gesammt- 
bürgschaft  beruhende  Pflicht  der  Gemeinden  zur  Angabe  und  Aus- 
lieferung der  Verbrecher.    Die  Rüge,  indic  tarnen  tum,  praesentatio, 
der  Geschworoen  dient  dabei  nicht  zur  Ueberweisung,  sondern  ver- 
pflichtet den  Angeklagten  nur  zum  Gottesurtheil.    In  Folge  der  Ab- 
schaffung dieses  letzteren  ward  eine  Veränderung  nöthig  und  eine 
Verordnung  Heinrichs  III.  von  1219.  schrieb  daher  vor,  dass  die  Ge- 
rügten nach  Maasgabe  der  Wichtigkeit  des  Verbrechens  zu  Caution 
angehalten,  oder  mit  Landesverweisung  oder  Gefängniss  belegt  wer- 
den sollten.   Bald  darauf  finden  sich  indess  Beispiele,  dass  dieselben 
sich  einer  über  die  Schuld  erkennenden  Jury  unterwerfen,  und  nach 
Bracton  ist  dieses  eben  die  mit  dem  Rügen  beauftragte  Jury,  nur 
mit  einer  etwas  anders  gefassten  Vereidung.   Die  Quelle  dieser  neuen 
Einrichtung  ist  bis  jetzt  nicht  aufgefunden,  dieselbe  bildete  sieh  aber 
im  Laufe  des  13.  Jahrhundert*  in  der  Art  weiter  aus,  dass  die  Mit- 
glieder der  Rügejury  bei  der  Bildung  der  ürtheilsjury  recusirt  wer- 
den konnten  und  diese  daher  aus  12  andern  Personen  zusammenge- 
elzt  wurde.    Durch  die  Praxis  ward  dann  denen,  welche  eine  Pri- 
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vatanklage  auf  Duell  gegen  sich  hatten,  ebenfalls  gestattet,  sich  der 
Urtheilsjury  zu  unterwerfen. 

An  die  Erörterungen  über  die  Entstehung  der  Jury  knüpft  der 
Verf.  alsdann  die  Bemerkung,  dass  die  Jury  damals  nicht  im  politi- 
schen Sinne  aufgefasst  und  als  ein  den  Prärogativen  des  Regenten 
zum  Schutze  der  Freiheit  abgedrungenes  Institut  zu  betrachten 
sei.  Die  Reichsversammlungen  von  Clarendon  und  Northarapton, 
1164.  und  1176.  unter  Heinrich  II.  haben  einen  durchaus  loyalen 
Character,  und  wollen  mit  der  Bestimmung  der  Rügejury  keineswegs 
den  König  und  dessen  Gerichtsbarkeit  einschränken.  Auch  mit  den 
ckartis  Libertatum  hat  die  Jury  keinen  Zusammenhang,  namentlich 
kann  die  Stelle  der  magna  ckarta:  nulltts  Uber  homo  eapiatur  vet 
imprisonetur  aut  utlagetur  aut  exuletur  aut  aliquo  modo  destruatur, 
nisi  per  legale  Judicium  parium  suorum  vel  per  legem  terrae,  nicht 
auf  die  Jury  bezogen  werden.  Die  Worte  per  legem  terrae  bezie- 
hen sich  auf  die  Volksgerichte  und  kommen  auch  in  solchen  Ländern 
vor,  in  welchen  man  keine  Jury  hatte.  Die  ganze  Stelle  bedeutet 
also  nicht  mehr,  als  die  in  modernen  Verfassungsurkunden  wiederzu- 
findende Vorschrift,  dass  Niemand  seinem  gesetzlichen  Richter  ent- 
zogen werden  soll.  Es  ist  auf  diese  Ansicht  des  Verfs.,  die  sich 
übrigens  auch  bei  Reeves  und  Meyer  (inst,  judic.  3.  11.)  findet, 
um  so  mehr  hinzuweisen,  als  man  sehr  oft  noch  jetzt  der  Einführung 
der  Jury  politische  Motiven  unterlegt,  und  selbst  das  neueste,  uns 
eben  zu  Händen  kommende  Werk  über  die  Jury  von  C.  v.  Steg- 
mann  jene  Worte  der  magna  ckarta:  per  legem  terrae,  „worun- 
ter der  Zweikampf  zu  verstehen,  da  dieser  bereits  in  den  meisten 
Gerichten  dem  Institute  der  juralores  Platz  gemacht  hatte,  auf  die 
regelmässige  Mitwirkung  des  Volkes  zu  den  Criminalerkenntnissen" 
bezieht,  wobei  insonderheit  noch  zu  bemerken  ist,  dass  die  von 
Heinrich  II.  eingeführte  Einrichtung  der  assisa,  oder  Erledigung 
durch  Geschworne,  theils  ursprünglich  nur  für  Givilsachen  getroffen, 
theils  in  ihrem  Anfange  mit  der  Jury  noch  keineswegs  identisch  ist. 
Der  Verlauf  war  nach  Bracton  und  Fleta  wahrscheinlich  der,  dass 
zuerst  die  assisa  blos  einfache  einzelne  Thatfragen  entschied,  dass 
es  aber,  sobald  eine  Partei  sich  auf  Rechtsgründe  oder  neue  entge- 
genstehende Tbatsachen  berief,  dennoch  zum  Zweikampfe  kommen 
musste.  Da  man  der  Ansicht  war,  dass  die  assisa  eben  den  Zwei- 
kampf verhindern  solle,  so  mag  es  gekommen  sein,  dass  man  dieselbe 
mit  der  Entscheidung  des  ganzen  Falles  beauftragte  und  ihr  richter- 
liche Befugnisse  gab.    Bracton,  etwa  100  Jabre  nach  Ranulf  de 
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Glan villa,   bei  welchem  letztem  sich  die  erste  Schilderang  der 
assisa  findet,  erwähnt  daher  Falle,  wo  assisa  vertitur  in  juralam. 
Sehr  scheinbar  ist  hier  die  Ansicht  Meyer's,  dass  die  in  Engtand  be- 
kannt gewordenen  Einrichtungen  des  Königreichs  in  Jerusalem  ein* 
gewirkt  haben  mögen.    In  Jerusalem  hatte  man  ein  hohes  Gericht 
des  Königs  und  der  Kronvasallen  Air  Streitigkeiten  der  Kronvasallen 
und  ein  niedres  Gericht  in  welchem  unter  dem  vicecomes  zwölf  Rich- 
ter, welche  giurati  hiessen,  Recht  sprachen.  —  Uebrigcns  glauben 
wir  den  vom  Verf.  ausgesprochenen  Ansichten,  namentlich  seiner 
Auffassung  der  Jury  als  eines  Beweismittels  völlig  beipflichten  za 
müssen,  und  es  ist  gewiss  von  Interesse,  dass  dieselbe  mit  Palgra- 
ve's  Ansieht  von  der  Sache  im  Wesentlichen  zusammentrifft.  Einen 
Beweis  für  deren  Richtigkeit  kann  man  auch  in  der  bei  Bracton  5. 
15.  16.  vorhandenen  Notiz  erblicken,  dass  bei  der  Frage  von  der 
Aechtheit  einer  Urkunde  die  Zeugen  den  Geschwornen  zugezogen 
wurden.    Bemerkenswerth  ist  die  von  Palgrave  zum  Beweise,  wie 
sehr  die  Jury  auf  eignes  Wissen  beschränkt  war,  angeführte  Stelle: 
item  potent  factum  esse  tarn  occultum,  quod  seeta  sit  nulla  vel  mi- 
nus rite  facta,  tarnen  calumniari  non  potent,  quia  inilium  facti 
sein  non  potent,  sicut  de  veneno  dato,  et  quo  casu  non  habebit 
appellatus  electionem  utrum  se  ponere  velit  super  patriam  vel  de- 
fendere  se  per  corpus  suum :  sed  oportet  quod  defendat  se  per  cor- 
pus suum,  quia  patria  nihil  scire  poterit  de  facto  nisi  per  praesum- 
tionem  et  auditum  (III.  de  Corona,  18J.    Was  sieb  vielleicht  zur 
weitern  Aufklärung  und  Begründung  des  Gegenstandes  aus  den  Pu- 
blicationen  der  record-commission  beibringen  Hesse,  können  wir  — 
da  es  an  Zeit  gebrach  diese  voluminösen  Sammlungen  zu  durchfor- 
schen —  nicht  angeben:  die  verglichenen  Angaben  in  dem  Coo- 
pe r 'sehen  Buche  über  die  public  records  lassen  indess  schliessen, 
dass  aus  jenen  leider  noch  wenig  benutzten  Quellen  viel  Brauchba- 
res gerade  für  die  hier  behandelte  Frage  entnommen  werden  kann. 

Soviel  nun  die  spätere  Fortbildung  der  Rügejury  und  Urlheils- 
jury  betrifft,  so  kam  im  14.  Jahrhundert  eine  Rügejury  der  Graf- 
schaft, fe  graunod  inquest,  jetzt  die  grosse  Jury  auf,  welche  mit 
knighls  besetzt  war  und  die  Rügejury  der  üundreden  überflüssig 
machte.  Rügejury  und  Urtheilsjury  unterschieden  sich  noch  deutli- 
cher als  frQher,  indem  die  erste  auf  die  Grafschaft,  die  letztere  auf 
ein  einzelnes  Hundred  basirt  war.  Die  Privatklftger  zogen  alsdann 
vor,  ihre  Klage  nicht  unmittelbar  vor  der  kleinen  Jury  anzubringen, 
wobei  der  Zweikampf  nothwendig  war,  sondern  legten  sie  der  grosseo 
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Jury  vor,  welche  sie  als  indietment  annehmen  konnte.  Wahrschein- 
lich legten  auch  die  Ragejurys  der  Hundreden  ihre  Anzeigen  der 
Rügejury  der  Grafschaft  vor,   wodurch  sich  die  Goncurrenz  von 
indietment  und  appeal  (Privatanklage)  in  derselben  Sache  erledigte. 
Dass  dieses  indess  kein  constanter  Gebrauch  geworden  sein  kann, 
wird  sich  aus  dem  weiter  unten  zu  Bemerkenden  ergeben.    Seit  die 
Rügejury  nur  noch  für  die  Grafschaft  bestand ,  konnte  sie  das  Ein- 
zelne nicht  mehr  so  genau  beobachten  und  rügen,  und  so  kam  das 
Rügen  —  mit  Ausnahme  der  aus  den  capitulis  abzuleitenden  Befug* 
niss  zu  Beschwerden  Uber  Öffentliche  Beschädigungen  und  Mängel 
in  der  Administration  —  io  Vergessenheit.    Dagegen  bildete  sich 
die  Rügejury  nach  und  nach  in  eine  Anklagejury  um,  indem  die 
Geschwornen  nicht  mehr  ihr  eignes  Wissen,  sondern  die  vom  An- 
kläger vorgelegten  Nachweise  über  Verbrechen,  die  ihnen  selbst 
nicht  bekannt  waren,  berücksichtigter].    Es  entstanden  dadorch  Ver- 
handlungen vor  dieser  Jury,  welche  sich  auf  die  Aussagen  des  Klä- 
gers und  seiner  Beweismittel  beschränkten,  und  weder  öffentlich  wa- 
ren noch  von  den  Angaben  des  Angeklagten  und  dem  Inhalte  der 
Voruntersuchung  Notiz  nahmen:  Mängel,  wegen  welcher  heutzutage 
Klagen  Uber  die  grosse  Jury  laut  werden.  Hinsichls  der  kleineu  oder 
Urtheilsjory  ging  die  Veränderung  vor,  dass  man  ihr  Protocolle  vor- 
legte, Zeugen  vor  ihr  vernahm  (das  erste  Beispiel  ist  vom  Jahre  1498.;, 
so  dass  die  Geschwornen  ans  Zeugen  Repräsentanten  der  richtenden 
Gemeinde  oder  Schtfp pen  wurden.    Jedoch  ist  damit  der  Jury  ihr 
ursprünglicher  Cbaracter  eines  blos  processualischen  Institutes  nicht 
entzogen.    Zwar  gleicht  dieselbe  jetzt  einem  Volksgerichte  (durch 
dessen  Einführung  die  ganze  Gerichtsorganisation  verändert  wäre); 
da  indess  der  Umfang  ihrer  Befugnisse  derselbe  geblieben,  wenn 
auch  ihre  Erkenntnissgründe  sich  geändert  haben,  und  die  germani- 
sche Schoppeneinrichtung  in  England  unbekannt  war,  so  wird  man 
die  Geschwornen  richtiger  als  von  den  Parteien  anerkannte  Schieds- 
richter ansehen.   Folge  der  Veränderung  ist  aber  zunächst  die  Aen- 
derung  des  Eides.    Im  13.  Jahrhunderte  lautete  die  Formel:  hoc 
auditis,  Justitiarii,  quod  veritatem  dicemus  de  eis,  quae  a  nobis  re- 
qutretis  ex  parte  domini  regt's  et  pro  nihilo  omittemus,  quin  verita- 
tem dicamas.  Sic  etc.    Jetzt  lautet  die  Formel:  well  and  truly  to 
try  and  true  deliverance  make  bettoeen  our  sovereign  iord  the  king 
<>*d  the  prisoner,  and  true  verdict  to  give  aeeording  to  their  evi- 
dence.    Auch  die  Frage  an  den  Angeschuldigten,  wenn  er  nicht 
schuldig  plädirt  hat,  änderl  sich.    Früher  wurde  er  gefragt:  quo- 
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modo  se  defendere  vellet,  und  die  Antwort  war:  per  patriam.  Io 
neuerer  Zeit  wird  er  gefragt,  wie  er  gerichtet  werden  wolle;  doch 
ist  auch  diese  Frage  nur  noch  beim  Gericht  des  Oberhauses  in  Ge- 
brauch.  Mit  der  veränderten  Qualität  der  Geschwornen  könnte  jelzt 
auch  die  Einstimmigkeit  und  die  Heimlichkeit  ihrer  Berathungen  in 
Frage  gesteilt  werden.  —  Dass  übrigens  die  ktfniglicherTKichter  auf 
die  Anzeigen  der  Geschwornen  beschränkt  waren,  verleiht  dem  gan- 
zen Institute  schon  früh  einen  eigentümlichen  Character.    Wir  be- 
merken hier  eine  Stelle  aus  Britton,  cap.  2.  e  voioms  ke  le  poer 
de  nos  justice*  seit  UmiU  en  eeste  mauere  ke  it  ne  passent  mye  les 
points  de  nos  brefs,  ne  des  presentemens  de  Jurours  ne  des  p  lein  (es 
ä  euxfetes  etc, 

Ueber  die  Privatanklage,  appellum,  bemerkt  der  Verf.,  dass  sie 
im  Jahre  1819.  auf  Veranlassung  eines  (ihm  aus  unsichere  Quellen 
bekannten)  Falles  abgeschafft  ist,  in  welchem  sieh  ein  des  Mords 
Angeklagter  auf  den  Zweikampf  beruft  und  fügt  hinzu,  dass  die  Rich- 
ter, welche  in  ihrer  Verlegenheit  den  Angeklagten  entlassen,  mit 
dem  altenglischen  Rechte  nicht  bekannt  gewesen  sein  könnten,  da 
nach  der  Regel  rex  non  pugnat  nec  alium  habet  campionem  quam 
patriam,  die  Ausforderung  niebl  zulässig  gewesen,  auch  der  Ange- 
klagte sich  nie  auf  das  Duell  berufen,  sondern  nur  das  angetragene 
annehmen  können.  Letzteres  stimmt  nicht  wohl  mit  der  Angabe  bei 
Blackstone  4.  27.  that  the  trial  by  battle  may  be  demanded  at 
ihe  eleclion  of  the  appellee  in  either  an  appeal  or  approvement; 
hinsichtlich  des  ganzen  Falles  bemerken  wir  aber,  dass  sich  genaue 
Notizen  darüber  bei:  Kendali,  an  argument  for  conslrm'ng  far- 
gely  the  right  of  an  appellee  of  murdev,  to  insisl  on  trial  by 
battle  etc,  London,  1818.  und  im  Quaterly  review  Bd.  35.  art.  X. 
finden,  und  danach  liegt  die  Sache  etwas  anders.  Mary  Ashford, 
Tochter  eines  Bauern  aus  Erdington  in  Warwick,  war  ermordet  ge- 
funden, und  Abraham  Thornton,  der  zuletzt  bei  ihr  gesehen  war, 
ward  wegen  des  Mordes  auf  indietment  vor  die  Assisen  gesteilt,  je- 
doch von  der  Jury  freigesprochen.  Nun  brachte  William  Ashford, 
Bruder  und  Erbe  der  Ermordeten,  ein  appeal  of  murder  ein,  und 
hierüber  entstanden  —  eben  so  wie  Spei  man  von  einem  Falle  des 
Zweikampfs  von  1571.  berichtet,  non  sine  magna  jureconsultorum 
perturbatione  —  weitläufige  Verhandlungen.  Es  lag  also  gar  kein 
placitum  coronae,  sondern  nur  eine  Privatanklage  gegen  einen  von 
der  Jury  bereits  Freigesproebnen  vor,  und  die  englischen  Richter 
scheinen  den  Tadel  des  Verfs.  doch  wohl  nicht  zu  verdienen.  Das 
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Verhält niss  von  appeal  und  indietment  war  aber  folgendes.  Nach 
dem  stat.  6.  Edward  1.,  eap.  9.  verjährte  das  appellum  in  Jahr 
und  Tag.  Da  nun  zugleich  der  Satz  galt,  nemo  bis  punitur  pro  eo- 
dem  delicto^  und  ausserdem  wie  Matthew  Haie  berichtet,  beim  Zu- 
sammentreffen des  indietment  und  appeal  letzteres  zuerst  erledigt 
werden  musste,  so  bildete  sich  die  Praxis,  dass  man  das  indietment 
bis  zur  Verjährung  des  appeal,  also  Jahr  und  Tag,  aussetzte.  Die 
Einrede  der  Freisprechung  (aulrefois  acquil)  galt  schlechthin,  mochte 
sie  auf  indietment  oder  appeal  erfolgt  sein  gegen  ein  neues  indiet- 
ment oder  appeal.  Jenes  Warten  mit  dem  indietment  führte  aber 
oft  zum  Verlust  der  Beweismittel  und  deshalb  bestimmte  das  stat.  3. 
Henr.  VII.  c.  1.,  dass  das  indietment  immer  so  fort  geschehen,  aber 
die  Einrede  einer  erfolgten  Freisprechung  auf  indietment  nicht  ge- 
gen  ein  späteres  appeal  gelten  sollte. 

In  einer  folgenden  Abtheilung  erörtert  der  Verf.  die  Fälle,  in 
welchen  die  Geschwornen  vor  andern  Obrigkeiten  als  den  reisenden 
Justitiarien  vorkommen.  Es  werden  hier  die  coroners  in  der  Kürze 
erwähnt,  welche  jetzt  nur  noch  bei  Tüdtungen  thätig  sind,  und  mit 
Zuziehung  einer  Jury  den  Tbatbestand  feststellen.  Die  sämmtlichcn 
Acten  werden  dem  competenten  Gerichte  vorgelegt,  und  gegen  den 
Thäter,  wenn  ein  solcher  in  Frage  kommt,  eine  Anklageacte  formu- 
lirt,  die  ohne  durch  die  grosse  Jury  zu  gehen,  sogleich  vor  der  klei- 
nen Jury  verhandelt  wird.  Ferner  findet  sich  eine  grosse  und  kleine 
Jury  bei  den  Quartalsessionen  der  Friedensrichter.  Die  Einführung 
der  Friedensrichter  gründet  sich  auf  Einrichtungen,  welche  der  Kö- 
nig als  conservator  pacis  zur  Verhütung  von  Verbrechen  traf.  Nach 
dem  Stat.  North.  2.  Edu.  III.  1328.  No.  7.  werden  Criroinalrichler 
im  Lande  angestellt  mit  der  Function  d'enquerre,  aussi  bien  a  suite 
de  partie,  comme  ä  la  suite  du  roi  et  oVoier  et  terminer  toutes  ma- 
niSres  de  felonies.  Ein  Stat.  II.  18.  Eduard  III.  1344.  lösete 
diese  Behörden  wieder  auf  und  Uberwies  ihre  Geschäfte  den  Justiti- 
arien, ordnete  indess,  sowie  Stat.  34.  Eduard  III.  1360.  an,  dass 
in  jeder  Grafschaft  mehrere  gardiens  de  la  paix  mit  königlichen 
Vollmachten  verseben  werden  sollten,  um  mit  Zuziehung  von  Rechts- 
verständigen über  Verbrechen  aller  Art  zu  erkennen.  Endlich  wurde 
durch  Stat.  12.  Rieh.  IL  1388.  Nr.  10.  festgestellt,  dass  die  Frie- 
densrichter der  Grafschaft  in  Quartalsessionen  dies  Geschäft  verwal- 
ten und  Rechtsgelehrte,  insofern  solche  zu  haben  wären,  zuziehen 
sollten.  Weil  aber  juristische  Beisitzer  meist  nicht  zu  haben  waren, 
so  gestaltete  sich  in  Praxi  die  Sache  so,  dass  man  Fälle  der  felony 
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an  die  ordentlichen  Assisen  verwies,  geringere  Verbrechen  mit  Zu- 
ziehong  der  doppelten  Jury,  und  noch  geringere  ohne  Jury  abmachte. 
Das  neueste  Gesetz  vom  6.  August  1844.  schreibt  die  Zuziehung 
eines  rechtsgelehrten  Richters  für  die  monatlich  zweimal  stattfinden- 
den Sitzungen  der  Friedensrichter  ausdrücklich  vor.  —  Der  alten 
aus  der  angelsächsischen  Zeit  herrührenden  Jurisdictionen  gedenkt 
der  Verf.  endlich  noch,  um  zu  bemerken,  dass  bei  ihnen  keine  jury, 
sondern  eine  Entscheidung  durch  die  Genossen,  die  Gemeinde  selbst 
statt  fand.    Hierher  gehört  das  Oberbaus,  sobald  -es  unter  einem 
high-steward  Recht  spricht,  die  plaeila  comitatus  und  kundredorvm 
und  die  euriae  baronum. 

An  das  Bisherige  knöpft  der  Verf.  eine  Erörterung  darüber, 
inwieweit  englische  Schriftsteller  die  Jury  für  ein  politisches  Institut 
halten.    In  der  älteren  Zeit  wird  hier  die  Jury  blos  als  processua- 
liscbes  Institut  aufgefasst.  In  neuerer  Zeit,  etwa  seit  der  Revolution 
hat  man  dagegen  einen  politischen  Character,  namentlich  ein  demo- 
cratisches  Element  in  der  Jury  anerkannt.    Angedeutet  ist  dieses 
schon  bei  Blackstone.    Man  hat,  sagt  der  Verf.,  diese  Entdeckung 
erst  in  der  neueren  Zeit  gemacht,  seit  man  darauf  kam,  die  Verhält- 
nisse der  Krone  und  des  Volkes  sorgfältiger  gegen  einander  abzu- 
wägen.  Eine  Versinnlichung  der  modernen  Volkssouveränetät  könne 
aber  auf  keine  Weise  in  der  Jury  gefunden  werden.    Etwas  der 
Art  scheint  man  nun  auf  dem  Contincnte  allerdings  darin  zu  finden. 
In  einem  Artikel  der  Allgemeinen  Preussischen  Zeitung  (Nr.  124. 
von  1844.)  ist  es  ganz  offen  behauptet,  „dass  die  Stufenleiter 
der  Neuerer  erst  zur  co nstitut ioneilen  Verfassung,  dann 
zur  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Rechtspflege, 
dann  zu  Schwurgerichten  und   endlich   zur  Ochlokratie 
führe."    In  dieser  ReUie  höchst  verdammlicher  Dinge  steht  also 
die  Jury  unmittelbar  vor  der  Pöbelherrschaft.  Theilen  wir  nun  auch 
diese  Ansicht  nicht  in  ihrer  vollen  Strenge,  so  glauben  wir  doch  der 
Jury  nicht  nur  vom  modern  deutschen,  sondern  auch  vom  englischen 
Standpunkte  aus  eine  sehr  wesentliche  politische  Bedeutung  beilegen 
zu  müssen.    Als  die  Jury  wirklieh  entschied  und  nicht  mehr  blos 
Zeugniss  gab,  war  damit  ein  wesentlicher  Theil  der  Souveränität 
von  der  Krone  und  ihren  Beamten  auf  das  Volk  übergegangen  uüd 
damit  die  Möglichkeit  gegeben  die  souveräne  Ansicht  des  Volks 
nicht  nur  gegen  die  Ansicht  der  Regierung  durchzusetzen,  sondern 
dieselbe  noch  in  einem  viel  höheren  Sinne  zur  Geltung  zu  bringeo. 
Das  Volk  erscheint  nicht  blos  —  wie  bei  einem  Beamleogerichte 
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der  Fall  ist  —  als  Handhabet»,  sondern  auch  als  Quelle  des  Rechts; 
indem  nur  Das  Recht  ist,  was  der  Ansicht  und  dem  Willen  des  Volks 
entspricht.    Ein  solches  Schaffen  des  Rechts  oder  Uebergehen  vor- 
handener Vorschriften  liegt  freilich  hei  den  gewöhnlichen  Rechtshän- 
deln fern,  indem  hier  das  Volk  immer  nur  will,  was  einmal  ist;  sie 
liegt  aber  bei  politischen  Processen  nahe,  indem  hier  die  Ansichten 
viel  geneigter  sind,  nur  im  Volkswillen  die  Norm  der  Strafbarkeit 
zu  finden.  Dass  dieses  Moment  in  England  nicht  übersehen  ist,  lässt 
sich  historisch  sehr  wohl  beweiseo.    Es  folgt  ganz  unzweifelhaft  aus 
dem  Umstände,  dass  man  die  Geschwornen  sehr  oft  zu  intimidiren  und 
von  der  Regierung  abhängig  zu  machen  suchte.  Merkwürdig  ist  hier 
die  Stelle  aus  Thomas  Smith  de  republ.  Ang.  III.  1.,  woraus  wir 
sehen,  dass  es  Brauch  war,  die  Geschwornen,  wenn  sie  freigespro- 
chen hatten,  wo  die  Regierung  eine  Verurlheilung  erwartete,  nicht 
nur  heftig  mit  Verweisen  anzulassen  und  vor  die  Sternkammer  oder 
den  Geheimrath  zur  Verantwortung  aufzufordern,  sondern  dass  man 
sie  auch  —  wie  in  dem  bei  Hallam  const.  hist.  I.  cap.  1.  erwähn- 
ten Falle  des  Nicolas  Throckmorton  geschah  —  in's  Gefäogniss 
werfen  und  mit  harten  Geldstrafen  belegen  konnte.    Spätere  Bei- 
spiele zeigen  denn,  wie  man  die  Geschwornen  sich  dienstbar  zu  ma- 
chen wusste:  so  unter  Elisabeth  (Hallam  l.  c.  /.  c.  5.),  unter  Karl  II. 
(Hallam  III.  c.  13.)    Auch  die  Anlässe  der  Foxbill  von  1792. 
über  die  Befugnisse  der  Geschwornen  bei  Pressdelicten  sind  hierher 
zu  zählen  (Hallam  c.  15*.).  —  Ausserdem  ist  es  bei  der  Frage  vom 
politischen  Character  der  Jury  wohl  zu  beachten,  dass  die  Ansicht 
der  Engländer  über  Verfassung  nicht  völlig  mit  der  deutschen  über- 
einstimmt.   Sie  legt  vielen  Dingen  einen  politischen  Werth  bei,  in 
welchen  wir  den  politischen  Character  nicht  als  das  Wesentliche 
oder  Vorwiegende  auffassen.  ■  Die  Verfassung  ist  keine  bestimmte 
Zusammenstellung  staatsrechtlicher  Vorschriften,  sondern  ein  Gemisch 
der  verschiedensten  in  den  verschiedensten  Zeiten  entstandenen  Be- 
Stimmungen,  deren  Gesammlbeit  das  bildet,  was  der  Engländer  our 
happy  Constitution  nennt.    Der  Engländer  reebnet  daher  eine  Reihe 
von  Dingen  zur  Verfassung,  die  nicht  schlechthin  politische  Bedeu- 
tung haben,  z.  B.  das  eigenthümlicho  Rechts-  und  Gerichtswesen, 
KirchenpfrUnden,  unnütze  Sinecuren,  Bedrückung  der  Katholiken, 
Kirchenzehnten  u.  s.  w.,  sondern  sie  nur  eben  durch  den  Glauben 
daran  und  die  Interessen  mancher  Gassen  gewinnen,  und  legt  ihnen 
oft  solches  Gewicht  bei,  dass  von  dem  geringsten  Eingriffe  in  das 
System  der  allen  Dinge  der  Umsturz  des  Staatswesens  besorgt  wird. 
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Zu  diesen  Dingen  gehört  auch  jetzt  unzweifelhaft  die  Jury,  die  man 
in  England  allgemein  als  ein  wesentliches  Stück  der  altes  Freiheiten 
und  der  beglückenden  Verfassung  ansieht.    Dass  aber  die  englische 
Ansicht  mit  der  Jury  die  Idee  von  Volkssouveräoelät,  von  Demokra- 
tie und  Revolution  entschieden  nicht  verbindet,  wenigstens  nicht  in 
dem  Sinne  wie  dieses  von  der  reactionären  Schule  des  Continenls 
geschieht,  rührt  daher,  dass  der  Engländer  ein  Vernunftrecht,  ratio- 
nalistische Staatsideen,  und  natürliche  Ansprüche  der  Völker  auf 
freie  und  vernünftige  Einrichtungen  Überhaupt  nicht  kennt,  sondern 
nur  positiv  und  historisch  gewordene  Rechte  Englands,  zu  welchen 
Niemand  auf  der  Erde,  der  nicht  gleiche  Freiheitsbriefe  für  sich 
hat,  befugt  ist    Auf  dem  Conlinent,  wo  dieser  politische  Rationalis- 
mus allerdings  existirt,  konnten  die  Reactionüre  eine  Reihe  von  Din- 
gen, zu  denen  auch  die  Jury  gehört,  schlechthin  mit  diesem  Ratio- 
nalismus und  seiner  Incarnation  —  der  französischen  Revolution  — 
zusammenstellen,  und  so  Besorgnisse  dagegen  erregen,  die  man  im 
England  nicht  kennt,  weil  man  so  wenig  in  der  Jury  als  in  irgend 
einem  andern  Institute  eine  Consequenz  allgemeiner  Menschenrechte 
oder  der  Postulate  der  Vernunft,  sondern  nur  eben  eine  positive  eng- 
lische Einrichtung  erblickt. 

Noch  näher  cbaracterisirt  sich- vielleicht  das  Gesagte  durch  das- 
jenige, was  der  Verf.  im  folgenden  Abschnitte  über  den  accusatori- 
schen  Characler  des  englischen  Criminalprocesses  beibringt.  Nach 
dem  accusatorischen  Princip  gilt  das  Verbrechen  als  Verletzung  einer 
Privatperson  oder  einer  Corporation,  die  Verfolgung  geschieht  durch 
den  Verletzten,  der  Process  ist  ein  Streit  unter  Parteien,  und  die 
Entscheidung  ist  das  Finden  des  formellen  Rechts  unter  den  Par- 
teien. Bei  dem  Inqnisitionsprincipe  gilt  dagegen  das  Verbrechen  als 
Verletzung  der  öffentlichen  Rechtsordnung  und  die  Verfolgung  findet 
im  Namen  des  Staats  statt.  Die  Form  des  Processes  ist  hier  nicht 
entscheidend,  diese  kann  inquisitorisch  beim  Accusationsprincip  sein 
und  umgekehrt.  Das  Inquisilionsprincip  findet  sich  in  vielen  Ein- 
richtungen des  englischen  Strafprocesses,  hat  aber  nie  das  Wesen 
desselben  bestimmt,  und  dieses  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  accusa- 
torisch.  Das  Inquisilionsprincip  ist  wahrzunehmen  in  den  Rügejury's 
der  Hundreden,  in  den  coronatores  und  probateres^  sowie  darin, 
dass  alle  grössere* Verbrechen  als  placita  coronae  gelten,  weil  sie 
contra  pacem  domint  regis  sich  vergehen.  Diese  inquisitorischen 
Elemente  sind  indess  so  gut  wie  ganz  verschwunden,  und  das  accu- 
satorische  Princip  tritt  in  vielen  einzelnen  Momenten  unverkennbar 
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hervor:  es  können  Verbrechen  —  abgerechnet  die  Coroner-Untersu- 
chnngen  —  regelmässig  nur  durch  Privalanklage  zur  Verfolgung 
kommen,  bei  dieser  wird  der  Beklagte  von  der  grossen  Jury  nicht 
gehört,  der  Beklagte  wird  beim  Nichterscheinen  des  Klägers  oder 
bei  Mängeln  in  der  Formulirung  der  Anklage  freigesprochen,  es  wird 
auf  kein  Geständniss  hingearbeitet,  die  Vernehmung  der  Zeugen  wird 
von  den  Rechtsbeiständen  abgehalten,  die  Zeugen  werden  nur  auf 
Anruf  der  Parteien  cilirt  und  brauchen  auf  Nichts  zu  antworten,  was 
für  sie  selbst  eine  Inculpation  herbeiführen  kann,  die  Anklage  gilt 
als  Norm,  und  der  Ankläger  kann  den  Angeklagten  mit  Erfolg  der 
Milde  des  Gerichts  empfehlen.  Andrerseits  finden  sich  aber  Spuren 
des  Inquisitionsprincips  darin,  dass  die  Zulassung  der  Klage  von  der 
inquisitorischen  Thätigkeit  und  Prüfung  des  Friedensrichters  abhängt, 
und  der  Kläger  Bürgschaft  für  die  Fortsetzung  der  Klage  stellt,  dass 
die  Klage  nebst  Beweismitteln  der  grossen  Jury  zur  Genehmigung 
vorgelegt  wird,  dass  sie  nach  der  Genehmigung  den  Character  eines 
indietment  bekommt  und  der  Sachführer  als  Kings  sergeant  angese- 
hen wird.  Völlig  angemessen  ist  dieser  vorwiegend  accusatorische 
Character  nun  den  Forderungen  der  Zeit  nicht,  trägt  indess  dazu 
bei  die  Würde  und  Einfachheit  des  Verfahrens  aufrecht  zu  erhalten; 
es  hängt  mit  ihm  die  Brauchbarkeit  der  englischen  Jury,  und  ihr  min- 
deres Offenstehen  für  Parteieinflüssc,  sowie  das  Vertrauen,  dessen  sie 
geniesst,  zusammen.  In  dein  Schlussabschnilte  über  die  Einführung 
der  Jury  in  Frankreich  und  Deutschland  bemerkt  der  Verf.,  dass  in 
Frankreich  die  Frage  von  der  politischen  Berechtigung  nicht  streitig 
gewesen,  weil  man  die  hergebrachten  Rechte  der  Krone  nicht  aner- 
,  kannt.  In  Deutschland  ständen  dagegen  bestehende  Rechte  der  Re- 
gierungen entgegen  und  die  Frage  nehme  deshalb  einen  politischen 
Character  an,  ohne  dass  jedoch  die  juristische  Erörterung  Über  die 
Zweckmässigkeit  des  Instituts  —  Tür  welche  Zweckmässigkeit  sich 
der  Verf.  nicht  entscheidet,  —  abgewiesen  werden  könne.  So  ge- 
stellt möchte  die  Frage  indess  wohl  zu  Misversländnissen  führen,  in- 
dem man  nach  den  Worten  des  Verfs.  glauben  müsste,  es  handle  sich 
bei  dem  Rechte  blos  um  die  formelle  Befugniss,  die  Einführung  der 
Jury  zu  gestatten  oder  zu  versagen.  Diese  formelle  Befugniss  halte 
die  französische  Nationalversammlung  eben  so  wohl,  wie  sie  unsre 
deutschen  Regierungen  haben,  und  insofern  ist  die  Sache  nieht  ver- 
schieden. Von  einem  Rechte,  irgend  einer  Regierung,  darauf,  dass 
die  Jury  nicht  eingeführt  werde,  kann  so  wenig  die  Rede  sein,  als 
von  einem  Rechte  darauf,  dass  sie  eingeführt  werde,  sondern  nur  von 
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einer  Befogniss,  «las  herbeizuführen,  was  das  Beste  und  Zweckmäs- 
sig te  ist.    2n  bemerken  wäre  allenfalls  noch,  dass  man  der  Jury  in 
Folge  der  Vorstellungsweise,  als  erscheine  das  Volk  dabei  als  die 
aufgelöste  Masse,  aus  welcher  man  eine  kleine  Anzahl  zum  Recht- 
sprechen aushebt,  eben  so  abgeneigt  zu  sein  scheint,  als  den  moder- 
nen Repräsentativverfassungen,  bei  welchen  die  legislative  Versamm- 
lung auf  gleiche  Weise  aus  der  Gesammtbeit  hervorgeht,  dass  man 
aber  gegen  judicia  partum,  wobei  sich  im  Sinne  des  alten  Stande- 
wesens Classen  und  Corporationen  sondern,  nicht  soviel  zu  erinnern 
findet  und  nur  insofero  auf  Schwierigkeiten  stüsst,  als  die  Ansichten 
über  die  heutigen  Abgrenzungen  und  Eintbeilungen  der  Stände  nicht 
recht  klar  sind. 

Die  zweite  Abhandlung  liefert  historische  Erörterungen  über 
den  Ursprung  und  Begriff  des  Wechsels;  jedoch  ist  der  Apparat  der 
Untersuchungen,  durch  welche  die  milgetheilten  Resultate  erlangt  sind, 
nicht  mitgegeben,  und  der  Verf.  behält  es  sich  vor,  für  wichtigere 
Tbatsachen,  oder  wo  Widersprüche  laut  werden  sollten,  die  speciel- 
leren  Beweisstücke  der  gelehrten  Welt  noch  vorzulegen.  Wir  müs- 
sen es  allerdings  im  allgemeinen  Interesse,  nicht  blos  wegen  der 
eignen  Lage,  in  welche  hierdurch  der  Recensent  gebracht  wird,  be- 
klagen, dass  uns  nicht  die  Arbeit  in  extenso  sondern  blos  das  Re- 
sultat vorliegt,  finden  aber  eben  in  diesem  Umstände  eine  dringende 
Veranlassung,  hier  wie  bei  der  ersten  Abhandlung  tiefer  in  die  nicht 
umfang-  aber  äusserst  inhaltreiche  und  gediegene  Darstellung  des 
Verfs.  einzugehen.  Von  den  8  Abschnitten  dieser  Abhandlung  han- 
delt der  1.  von  der  Entstehung  des  Wechselrechts  als  Gewohnheits- 
rechts. Diese  Entstehung  liegt  einfach  in  den  geschichtlichen  Mo- 
menten, dass  die  Kaufleute  und  Wechsler  Italiens  in  ihrer  Heimath 
organisirte  Innungen  mit  Jurisdictionsbefugnissen  bildeten,  und  ihre 
Verbältnisse  auf  auswärtige  Niederlassungen  und  Messen  übertrugen. 
Die  einzelnen  Nationen  hatten  ihre  consules  und  für  die  gemeinsameo 
Verhältnisse  der  aus  diesen  Nationen  bestehenden  universitas  stand 
ein  capitaneus  an  der  Spitze.  Handelsstreitigkeiten  wurden  von  den 
Zunft-  und  Messgerichten  entschieden,  bei  welchen  keine  Juristen  mit- 
wirkten. Bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  ist  daher  über  das 
Wechselrecht  sehr  wenig  aufgezeichnet:  es  lebte  vielmehr  als  Tradi- 
tion im  Gedächtniss  der  Kaufleute  fort.  Das  juristische  Element  und 
die  Legislation  trat  erst  später  hinzu.  Diesem  gewohnheitsmässig  gebil- 
deten Rechte  glaubt  der  Verf.  eine  hohe  Achtung  nicht  versagen  zu 
dürfen.  Die  Hauptverbindlichkeiten  aus  dem  Wechsel,  die  Haftung  des 


Digitized  by  Google 


■ 


Ree.  voii  Hrn.  Hofrath  Dr.  Liebe  zu  Braunschweig.  1069 

Ausstellers  und  der  Indossanten  haben  nach  der  Ansicht  des  Verfs.  ihren 
offenbaren,  auf  dem  natürlichen  Rechtsgefühl  bestehenden  Grund  in 
dem  empfangenen  oder  sonst  verglichenen  Werlhe  des  Wechsels 
und  die  promte  Execution  geht  aus  der  notwendigen  Pünktlichkeit 
der  kaufmännischen  Zahlungen  hervor.  Nur  die  Verpflichtung  des 
Acceptanten  ist  hinsichtlich  seines  Zurücktretens  und  des  Contreman- 
direns  des  Ausstellers  strenger  gefasst,  als  sie  aus  dem  natürlichen 
Verhältnisse  eines  gegebenen  und  übernommenen  Auftrages  zu  fol- 
gen scheint.  Das  Sprichwort  chi  acceta  paghi  zeigt,  dass  man  hier 
etwas  Eigentümliches  aufstellte. 

Im  2.  Abschnitte  wird  die  Entstehung  und  Ausbildung  des  Wech- 
sels aus  dem  Geschäft  der  campsores  nachgewiesen.  Da  es  Bedürf- 
oiss  ward,  das  an  einem  Orte  eingezahlte  Geld  nicht  sogleich,  son- 
dern auf  einem  andern  Platze  in  der  bedungenen  Sorte  zu  erhalten,  so 
verwendete  man  dafür  Wechselbriefe,  und  das  Geschäft  des  Wechs- 
lers  zerfiel  in  zwei  Formen,  cambium  manuale  und  cambium  per  Ii- 
teras.  Auf  dem  Platze  selbst  war  der  Wechselbrief  nicht  nöthig; 
die  Form  ward  also,  da  derselbe  nach  aussen  ging,  die  der  Anwei- 
sung, die  man  aber  etwas  strenger  nahm,  indem  man  theils  das  Va- 
lutabekennlniss  hineinsetzte,  damit  sie  als  Quittung  und  Schuldschein 
dienen  könne,  und  theils  das  Geschäft  als  ein  festes,  nicht  durch 
Contreordre  aufzulösendes  annahm.  Neben  diesen  gezogenen  Wech- 
seln sind  aber  von  Anfang  an  die  eiguen  domicilirten*  Wechsel  in 
Hebung.  Modificationeu  kommen  zunächst  dadurch  vor,  dass  die 
Kirche  wegen  der  Zinsverbote  Notiz  von  den  Wechseln  nahm,  das 
Geschäft  de  ioco  in  locum  genehmigte,  also  gezogene  und  eigne  do- 
micilirte  Wechsel  zuliess,  und  cambia  sicca  als  Mittel  zum  Zinsneh- 
men bestritt,  auch  den  langen  Lauf  der  Wechsel  misbilligte,  weil 
dabei  eine  Rücksiebt  auf  den  Disconto  nicht  zu  vermeiden  war.  Dann 
aber  kamen  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  in  Frankreich  die  Modifi- 
cationen  auf,  dass  man  oft  die  Valuta  creditirte  und  also  das  Valuta- 
bekenntuiss  änderte,  dass  der  Wechsel  in  den  Waarenhandel  ein- 
drang, und  dass  man  den  Begriff  der  Anweisung,  des  Ziehens,  we- 
sentlich damit  verband.  Bemerkenswerth  ist,  dass  in  den  katholischen 
Ländern  nach  der  Autorität  der  Kirche  der  Begriff  des  Versetzens 
des  Geldes  von  einem  Orte  zum  andern  festgehalten  ist.  So  in  Frank- 
reich, Italien,  Spanien,  Portugal,  Oestreicb.  Anders  in  England  und 
dem  protestantischen  Deutschland.  Hier  ist  die  Beschränkung  des 
Wechsels  auf  auswärtige  Geschäfte  nicht  festgehalten.    In  England 
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gehört  zwar  die  Eigenschaft  einer  Anweisung  zom  Begriffe  des  Wech- 
sels, aber  dafür,  dass  eine  Assignation  nach  aussen  einen  Wechsel 
bildet,  eine  auf  dem  Platze  in  der  niedern  Qualität  einer  Anweisung 
verbleibt,  findet  sieb  nur  in  dem  Stempelgesetze  von  1815*  die  Spur, 
dass  alle  drafts,  welche  innerhalb  10  Meilen  von  dem  Orte  der  Aus- 
stellung zahlbar  und  richtig  datirt  sind,  stempelfrei  bleiben,  während 
Wechsel  und  promissory  notes  stempelpflichtig  sind.  In  Deutschland 
ist  dagegen  der  Begriff  des  de  loco  in  locum  verschwunden  nnd  stall 
dessen  die  Ansicht ,  dass  die  Bezeichnung  der  Scriptur  als  Wechsel 
wesentlich  sei,  so  wie  die  Unterscheidung  eigner  und  trockner  Wech- 
sel eingetreten.  Die  Form  war  im  Wesentlichen  die  heutige,  nur 
dass  noch  eine  vierte  Person,  der  adjectus  oder  Präsentant,  vorkam, 
was  mit  dem  Gebrauche  der  Indossamente  überflüssig  ward.  Die 
Verfallzeit  war  meist  auf  den  uso  oder  Messzablung  gestellt.  Langen 
Lauf  der  Wechsel  duldete  die  Kirche  nicht,  weil  die  Zinsen  dabei 
auf  den  Curs  wirkten.  Nach  einer  Verordnung  von  Pios  V.  1570., 
durften  die  Wechsel  nur  auf  die  nächste  Messe  oder  den  uso  ge- 
stellt werden. 

Der  3*  Abschnitt  behandelt  die  Execution,  die  AcceplaVion  \md 
das  Indossament.  Was  den  Process  und  die  Execution  betrifft,  so 
sind  in  dieser  Hinsicht  in  England  Wechselsachen  vor  allen  andern 
nicht  ausgezeichnet.  In  Frankreich  sind  sie  gleichfalls  den  übrigen 
Handelssachen  gleichgestellt.  In  Deutschland  hat  sich  dagegen  durch 
die  Parliculärrechte  die  Ansicht  gebildet,  dass  nur  der  Wechsel  eine 
Personalexecution  gestatte.  Der  Reichstagsabschied  von  1671.,  is 
welchem  die  Reichsstädte  eine  Ausdehnung  dieser  Execution  auf  alle 
Handelssachen  durchgesetzt  hatten,  ist  nicht  publicirt.  RinsichlUch 
der  Acceptation  ist  bemerkt,  dass  früher  beim  Mangel  der  Indossa- 
mente die  Wechsel  auf  kurzen  Lauf  gestellt  waren,  und  von  dem  im 
Wechsel  selbst  benannten  Präsentanten  vorgelegt  wurden.  Genao 
bildete  sich  das  Verhältniss  auf  den  Messen  aus,  auf  welchen  sieb 
vier  Hauptgeschäfte  trennen  lassen:  1)  die  Acceptation,  wobei  sich 
jeder  Einzelne  aus  den  einzelnen  Accepten,  die  ihn  betrafen,  seine 
Bilanz  bildete,  2)  die  Bestimmung  des  Curses  der  Ritornowechsel 
(cambia  de  reditu  nundinarum)  durch  die  Vorsteher  der  Kaufmann- 
schaft, 3)  das  Scontriren,  und  4)  das  Zahlen  am  Ende  der  Messe 
durch  Ritornowechsel.  Wie  Frtmdry,  Müdes  de  droit  commercialy 
chap.  15.  nachweist,  war  unter  diesen  Verbältnissen  die  Acceptatioo 
eine  Form  der  Liquidation  und  Vorbereitung  der  definitiven  Erledigung 
aller  Messschulden  durch  Scontration  oder  Zahlung  (abattre  (es  c /langes 
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in  dem  von  Fremery  S.  15.  mitgetheilten  Programm  der  Champagner 
Messen).  Was  nicht  aeeeptirt  war,  galt  nicht  für  zahlbar  und  konnte 
protestirt  werden.    Bei  den  nicht  auf  die  Messen  gezogenen  Wech- 
seln fing  man  aber  an,  die  Acceptation  von  der  Zahlung  zu  trennen 
und  wegen  Mangels  der  erstem  Protest  und  Regress  zu  gestatten; 
letztern  auf  Gaution  oder  Rembursirung.     Dann  aber  machte  man 
schriftliche  Acceptation  zum  Erforderniss,  die  durch  den  Gebrauch 
der  Indossamente  —  indem  sie  die  Verkäoflichkeit  förderte,  —  an 
Wichtigkeit  gewann.   Damit  war  denn  aber  auch  die  Möglichkeit  ver- 
schiedener Vorschriften  über  die  Zeit  der  Präsentationen  gegeben. 
Von  den  Indossamenten  weiset  der  Verf.  die  im  17. Jahrhunderte 
zerstreuten  Spuren  nach,  und  bringt  ihre  Entstehung,  eben  so  wie 
Fremery,  mit  der  Scontratioji  in  Zusammenhang,  wofür  der  Um- 
stand spricht,  dass  jetzt  das  Indossament  die  Dienste  leistet,  welche 
ehemals,  als  sich  das  Geschäft  auf  den  Messen  concenlrirte,  die  Scon- 
tration  leistete.    Da  das  ßlankogiro  gleich  von  Anfang  an  erscheint, 
so  Hesse  sich  annehmen,  dass  man  es  beim  Scontriren  als  auszufüllen- 
des Blanquet  auf  den  Rücken  des  Wechsels  gesetzt  habe.  Nachweis- 
lich ist  ein  solcher  Vorgang  indess  nicht.    Die  Entstehung  des  In- 
dossaments erklärt  der  Verf.  aus  dem  Wegtassen  des  Präsentanten 
im  Wechsel  selbst,  und  Ermächtigung  des  Nehmers,  denselben  auf 
dem  Rücken  des  Wechsels  zu  bestimmen,  woran  sich  dann  natürlich 
der  Gebrauch  weiterer  giri  schloss.     Die  Wirkungen  des  Indossa- 
ments waren  aber  tief  eingreifend.     Der  Präsentant  blieb  aus  dem 
Wechsel  weg,  die  Negociabilität  ward  erleichtert  und  ein  langer 
Lauf  der  Wechsel  möglich,  der  Accept  musste  vor  der  Verfallzeit 
gesucht  werden,  wozu  man  die  uralte  Gewohnheit  der  Duplicate  be- 
nutzte, es  fanden  sieh  nunmehr  schwierigere  Regressverhältnisse,  es 
wurden  Wechsel  an  eigne  Ordre  möglich,  und  es  koonte  nunmehr 
der  Wechsel  seine  Bestimmung  des  Ausgleichens  der  Forderungen 
der  Städte  und  Nationen  gegen  einander  erfüllen.  Veränderungen  im 
Begriffe  des  Wechsels,  namentlich  ein  Uebergang  in  Papiergeld,  fan- 
den aber  nicht  in  Folge  des  Gebrauchs  der  Indossamente  statt. 

Nicht  minder  interessant  und  lehrreich  sind  die  im  4.  Abschnitte 
gegebenen  geschichtlichen  Erörterungen  Ober  die  Theorie  des  Wech- 
selrechtes. Man  kann  zwei  Perioden  trennen,  vor  und  nach  1620.« 
wo  sich  das  erste  Indossament  zeigt.  Aus  der  ersten  Periode  stellt 
der  Verf.  die  Theorie  von  Rolandinus,  Baldus,  Thomas  de  Vio, 
Frater  Fabianas,  Scaccia  und  Raphael  de  Turri  dar.  Opinio 
generalis  ist  hier,  dass  der  zum  Grunde  liegende  Vertrag,  das  cam- 
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bium,  eine  emtio  venditio  pecuniae praesentis  pro  ab$ente%  der  Wech- 
sel aber  ein  daraus  hervorgehender  Schuldschein  Über  den  crediürten 
Kaufpreis  oder  eine  Lieferung  von  Geld  sei.  Aus  der  zweiten  Periode 
werden  die  französischen  Gesetze  von  1667*  und  1673«)  Savary 
de  la  Serra,  Jousse,  Pothier,  Pardcssus,  Fremery  angeführt, 
und  die  ältere  Theorie,  als  sei  der  Wechsel  eine  Cession,  und  dann 
die  neuere,  als  läge  im  contrat  de  ckange  ein  Bedingen  einer  Zah- 
lung an  andere  Orte  für  eine  Gegenleistung,  erwähnt.  Von  den 
deutschen  Schriftstellern  werden  Püttmann,  v.  Martens,  dann 
Schiebe,  Eichhorn,  Treitschke  und  Mittermaier  und  endlich 
Eioert  angefahrt. 

Zu  mehrfachen  Bedenken  giebt  uns  der  5.  Abschnitt  Anlas«. 
Der  Verf.  stellt  hier  seine  Theorie  des  Wechsels  dar.  Er  glaubt, 
dass  man  den  Wechselconlracl  nicht  entbehren  könne,  und  sondert 
diesen,  ebenso  wie  die  französischen  Juristen,  vom  Wechsel  selbst. 
Der  Wechselcontract  ist  nach  der  Ansicht  des  Verfs.  die  Ueberein- 
kunft,  aus  welcher  als  letzter  Theil  ihrer  Erfüllung  die  Ausfertigung 
oder  Begebung  eines  Wechsels  hervorgebt.  Er  findet  auch  daaa 
statt,  wenn  der  Preis  des  Wechsels  creditirt  wird,  wie  schon  die 
Alten  annahmen,  und  sogar  wenn  er  geschenkt  wird.  Der  Wechsel- 
brief ist  dann  nicht  eine  Urkunde  über  den  geschlossenen  Wechsel- 
contract, sondern  eine  in  demselben  stipulirte  Leistung.  Seinem 
Wesen  nach  ist  er  nur  dazu  da,  um  den  Wechselnehmer  oder  son- 
stigen getreuen  Inhaber  dem  Bezogenen  gegenüber  zu  legitimiren, 
aber  er  spricht  doch  in  dem  Valutabekenntnisse  den  Grund  jener 
Garantie  aus,  welche  in  Folge  des  Handelsgebrauches  aus  dem  Wech- 
selcootracte  hervorgeht,  und  gilt  darum  im  Regressfalle  als  Schuld- 
schein gegen  den  Aussteller.  Ausserdem  ist  aber  der  Wechselbrief 
durch  die  verschiedenen  Operationen,  welche  in  Bezug  auf  denselben 
vorgenommen  werden,  die  Grundlage  raannichfacher,  ausserhalb  des 
ursprünglichen  Wecbselcontractes  liegender  Verbindlichkeiten.  Der 
Begriff  des  Wechselcontractcs,  den  man  nicht  mehr  mit  emtio  ven- 
ditio u.s.  w.  assimiliren,  sondern  als  einen  eignen  Contract  ansehen 
müsse,  scheint  dem  Verf.  dann  der  formellen  Verbesserung  zu  be- 
dürfen, dass  die  nothwendigen  und  legalen  Eigenschaften  des  Wech- 
sels darin  weggelassen  werden.  Das  de  loco  in  locum  räth  der  Verl 
aber  festzuhalten,  wie  es  im  Code  de  commerce  geschehen  ist,  und 
giebt  dann  zwei  Bestandtheile  des  Wechsels  selbst  an:  die  Obli- 
gation, welche  aus  dem  Wechselcontracte  zwischen  dem  Geber  und 
Nehmer  hervorgeht  und  durch  das  Valutabekenntniss  (welches  nach 
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des  Verfs.  Ansicht  nicht  fehlen  soll)  angedeutet  wird,  und  dann  das 
Zahlungsmandat  an  den  Bezogenen.  Erstres  dient  zum  Remittiren 
oder  Zahlen,  letzteres  zomTrassiren  oder  Einziehen  einer  Forderung. 
Wir  sehen  hier  sonach  die  bekannte  Theorie  vom  Wechselcontracte 
aufs  Neue  vertheidigt,  und  würden  dieselbe  ausführlich  zu  widerlegen 
suchen  müssen,  da  wir  glauben,  dass  insonderheit  seit  Einerl's  Ar- 
beit über  das  Wechselrecht  eine  andre  Auffassung  der  Sache  für 
richtiger  gehalten  werden  darf.     Da  eine  umständliche  Prüfung  und 
Widerleguug  hier  zu  weit  führen  würde,  so  beschränken  wir  uns  auf 
wenige  Bemerkungen.    Der  Verf.  trennt  den  Wechselcontract  von 
dem  Wechsel  selbst  und  dessen  Ausstellung  und  Lieberlieferung.  Der 
Wechsel  soll  eine  Leistung  aus  diesem  Coutracte  sein,  und  wird  — 
um  ihn  noch  näher  zu  cbaracterisiren  —  als  „eine  Schuldverschrei- 
bung, deren  Zahlung  auf  eine  andre  Person  an  anderem  Orte  ange- 
wiesen und  garantirt  wird"  bezeichnet.  Die  Ansicht  des  Ree,  deren 
der  Verf.  erwähnt,  ist,  genauer  angesehen,  von  dieser  Auffassung  so 
sehr  weit  nicht  entfernt;  sie  ist  nicht  einmal  eine  entgegenstehende 
zu  nennen,  und  hat —  obgleich  sie  von  einer  verschiedenen  Begrün- 
dung ausgeht,  —  doch  nur  das  Resultat,  die  Lehre  des  Verfs.  noch 
schärfer,  bestimmter  und  zur  Erreichung  practischer  Resultate  brauch- 
barer zu  machen.    Wenn  wir  daher  die  Lehre  des  Verf.  nur  auf  die 
Weise  kritisireo,  dass  wir  die  darin  liegenden  Unbestimmtheiten  und 
Unklarheiten  daraus  zu  entfernen  und  als  solche  nachzuweisen  suchen, 
so  wird  ein  Einverständniss  nahe  liegen.    Wir  wollen  lieber  auf  ein 
solches  hinarbeiten,  als  der  einen  Theorie  eine  andre  schroff  und 
unvereinbar  gegenüberstellen.  Allerdings  ist  von  dem  Wechsel  selbst 
eine  Reihe  von  Vorgängen  zu  sondern,  welche  zu  dessen  Ausstellung 
Veranlassung  geben,  und  eben  so  ausserhalb  des  Wechsels  liegen,  als 
nach  desVerfs.  Bemerkung  S.  1 1 2.  die  Eigenschaften  des  Wechsels  selbst 
von  jenen  Vorgängen  getrennt  sind.   Der  Verf.  fasst  diese  Vorgänge 
als  einen  eigentbümlichen  Contract,  als  den  Wechselcontract,  auf, 
und  hier  scheidet  sich  unsre  Ansicht  von  der  seinigen.    Ein  solcher 
Wechselcontract  ist  nicht  nur  dem  Rechtssystem,  sondern  auch  den 
allgemeinen  Principien  über  die  Entstehung,  Wirksamkeit  und  innere 
Organisation  eines  Gontractes  fremd,  er  ist  so  unbestimmt  und  vage, 
dass  sich,  wo  man  auf  ihn  recurriren  muss,  um  eine  Entscheidung  zu 
finden,  nichts  daraus  entnehmen  lässt.     Dieses  tritt  namentlich  da 
ein,  wo  über  die  formelle  Wechselverbindlichkeit  hinaus  auf  den 
materiellen  Bestand  der  Sache  einzugehen  ist,  bei  Regressansprücben  . 
aus  präjudicirten  Wechseln,  bei  Ansprüchen  aus  verjährten  Wechseln, 
Krit.  Jahrb. f. D.  RW.  Jahrg.XI.  H. XII.  «  £g  * 
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bei  Ansprüchen  auf  die  Valuta,  u.  d.  m.    Der  s.  g.  Wechselcontract 
ist  reehllich  so  wenig  characterisirt,  dass  man  aus  seinem  Begriffe 
för  die  Entscheidung  solcher  Fragen  nichts  entnehmen  kann ,  sondern 
auf  die  concreten  Verhaltnisse  des  einzelnen  Falls  zurückgehen  muss, 
wenn  man  nicht  —  wie  leider  vorkommt  —  sich  mit  den  Redensarten 
hilft:  der  Wechsel  wirke  noch  als  Schuldschein,  oder  es  trete  die 
Regel  ein:  nemo  cum  damno  alterius  etc.   Diese  concreten  Verhält- 
nisse eben  und  ihr  rechtlicher  Zusammenhang  müssen  unter  einen 
bestimmten  Gesichtspunkt  fallen,  und  die  Aufgabe  ist  es,  diesen  Ge- 
sichtspunkt zu  finden.    Der  Verf.  erklärt  selbst,  dass  der  Wechsel 
nicht  eine  Urkunde  über  den  Wechselcontract,  sondern  eine  in  dem- 
selben slipulirtc  Leistung  sei.    Fassen  wir  dieses  schärfer,  so  kann 
die  Leistung  nicht  blos  —  wie  des  Verls.  Worte  glauben  lassen  — 
eine  Leistung  zur  Erfüllung,  also  soluiio,  sein,  sie  kann  auch  cre- 
ditum  oder  donatio  sein.    Grade  diese  letzteren  Fälle  werden  da 
vorliegen,  wo  nach  des  Verfs.  Ausspruch  S.  111.  der  Wechselcon- 
tract weniger  offenbar  sein  soll.  Es  liegt  also  nahe,  jene  materiellen 
Verhältnisse,  aus  denen  die  Ausgebung  des  Wechsels  folgt,  nicht  als 
einen  Contract,  der  mit  der  Auslieferung  des  Wechsels  erfüllt  würde, 
aufzufassen,  indem  dieser  Gesichtspunkt  zu  speciell  ist  und  nur  der 
rechtlichen  Unbestimmtheit  des  s.  g.  Wcchselcontracts  wegen  einen 
Schein  von  Allgemeinheit  bekommt,  sondern  in  ihnen  eben  our  alle 
die  möglichen  Vorgänge  zu  erblicken,  welche  causa  für  eine  Lei- 
stung sein  können.  Aus  dieser  wirklichen  Allgemeinheit  lässt  sich 
dann  das  Einzelne  genau  und  scharf  bestimmen,  indem  die  causa  für 
eine  Leistung  in  einem  solvere,  credere  oder  donare  liegen  kann, 
und  aus  dem  in  jedem  Falle  leicht  und  sicher  nachweislichen  Zusam- 
menhange des  Wechsels  mit  einer  solchen  causa  der  rechtliche  Ge- 
sichtspunkt klar  und  bestimmt  hervorgeht,  den  man  in  dem  s.  g.  Wech- 
selcontracte  vergeblich  sucht.   Unsre  Ansicht  bestimmt  also  auf  con- 
cretere  Weise,  was  im  Wechselcontracte  eigentlich  zu  suchen  ist. 
Specieller  können  wir  hier  den  Zusammenhang  der  causa  mit  der 
Leistung  nicht  erörtern;  es  kommt  dabei  die  ganze  Lehre  von  der 
Ausbildung  zweiseitiger  Geschäfte,  von  dem  System  der  Condictionen, 
und  eben  so  wohl  die  Verschiedenheiten,  welche  sich  daraus  ergeben, 
ob  die  Leistung  eine  hingegebene  Sache  oder  ein  durch  einen  For- 
malact  schlechthin  in  das  Vermögen  des  Andern  gebrachtes  nomen 
ist,  in  Betracht.  Der  Theorie  des  Ree.  über  den  Wechsel  dient  hier 
das  in  dem  früheren  Buche  über  die  Stipulation  in  jenen  einzelnen 
Anwendungen  Erörterte  zur  weiteren  Ausbildung :  der  Verf.  aber  thut 
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dem  Ree.  Unrecht,  wenn  er  S.  103.  Not.  17.  annimmt,  dessen  Theorie 
nähere  sich  der  Ansicht,  welche  im  Wechsel  die  Cession  einer  For- 
derung erblickt.  Den  Wechsel  selbst  fassen  wir  somit  allerdings  als 
Leistung,  als  Vermögenszuwendung;  auf.  Eine  Analogie  mit  der  sti- 
pulatio  nehmen  wir  nur  in  dem  Sinne  an,  dass  beide  einfach  uod  be- 
ziehungslos ein  nomen  begründen,  beide  also  Formalacte  sind,  deren 
Rechtswirkung  schlechtbin  und  ohne  Beziehung  auf  materielle  Rechts- 
verhältnisse da  ist,  und  dass  beim  Wechsel  daher  der  Zusammenhang 
mit  der  causa  - —  in  welcher  Verbindung  dann  Beides,  das  constituirte 
nomen  und  die  causa  zusammen  ein  zweiseitiges  Geschäft  bilden 
können  —  auf  gleiche  Weise  zu  bestimmen  ist  wie  bei  der  stipu- 
latio.  Hierfür  verschlagt  es  nichts,  dass  beim  Wechsel  der  Formal- 
act  in  seinem  ganzen  Verlauf  complicirter  und  das  durch  ihn  begrün- 
dete nomen  kein  einfaches,  sondern  ein  durch  Beziehung  auf  den 
Trassanten  und  Acceptanten,  durch  den  Eintritt  von  Indossamenten 
noch  vielfach  verzweigtes  ist,  und  natürlich  die  causa  zwischen  dem 
Geber  und  Nehmer  eine  andre  sein  kann,  wie  zwischen  letzterem  und 
dem  Indossatar  u.s.w.  Die  Nolhwcndigkeit  des  Valuta-Bekenntnisses 
müssen  wir  leugnen,  weil  der  Wechsel  nur  ein  Formalact  ist,  in  wel- 
chem kein  Moment  aus  den  im  Hintergrunde  stehenden  materiellen 
Verhältnissen  vorzukommen  braucht.  Es  ist  selbst  vom  Standpunkte 
des  Verfs.  aus  nicht  consequent,  diese  materiellen  Verhältnisse  ein- 
zumischen, und  wir  iftnnen  nur  soviel  zugeben,  dass,  wenn  das  Ge- 
wohnheitsrecht einmal  eine  Form  des  Wechsels  festgestellt  hat,  in 
welcher  jenes  Bekenntnis«  vorkommt,  man  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aber  aus  Gründen,  welche  aus  dem  materiellen  Bestände  der  Verhält- 
nisse hergenommen  sind,  an  der  Form  wie  sie  ist  festzuhalten  hat. — 
Der  Verf.  bezeichnet  endlich  den  Wechsel  als  Schuldschein  oder  Schuld- 
verschreibung; jedoch  glauben  wir  aus  seiner  Darstellung  schliessen 
zu  müssen,  dass  dieser  Ausdruck  nicht  in  dem  vagen  Sinne,  in  wel- 
chem Beweisdocument  über  diese  und  jene  Schuld,  schriftliches  Zah- 
lungsversprechen und  literarum  obligatio  durch  einander  laufen,  son- 
dern in  dem  bestimmten  Sinne  geschieht,  dass  der  Wechsel  selbst 
das  Obtigirende,  der  Quell  des  schlechthin  durch  ihn  selbst  consti- 
tuirten  eigenthümlichen  nomen^  also  —  übereinstimmend  mit  unserer 
Ansicht  —  ein  Formalact  ist. 

Der  6*  Abschnitt  enthält  lehrreiche  Bemerkungen  über  die  un- 
vollkommnen  Wechsel,  namentlich  den  Wechsel  an  eigne  Ordre,  den 
eignen  Wechsel,  die  Platztratte  uod  die  Anweisung,  und  der  7.  lie- 
fert die  Theorie  des  Verfs.  vom  Indossamente.  Auch  hier  sind  durch- 

68* 


Digitized  by 


1076    Diener )  Abhandlungen  a.  d.  Gebiete  der  Rechtsgeschichte. 

weg  die  gesunden  and  richtigen  Ansichten  scharfsinnig  begründet. 
Auf  die  Form  des  Indossaments  —  wodurch  der  Indossant  Aussteller 
wird  —  möchten  wir  indess  auch  hier  ein  minderes  Gewicht  legen :  es 
kommt  im  Gruode  nur  eben  darauf  an,  etwas  Festes  zo  haben.  Mit  Recht 
wird  die  Wechselklage  des  Trassanten  gegen  den  Acceptanteo  ver- 
worfen.   Hinsichtlich  des  Regresses  per  saltum  räth  der  Verf.,  da 
nach  Analogie  der  Intervention  die  Nacbmänner  des  Angegriffenen 
frei  würden,  zu  einer  Vorschrift,  dass  der  Anspruch  an  diese  durch 
Notifikation  aufrecht  zu  erhalten  sei.    Hiermit  sind  wir  nicht  ganz 
einig:  der  Regress  gegen  jene  Nachmänner  kann  consequenterweise 
nur  durch  Zahlung  erloschen:  diese  Consequenz  ist  aber  in  den  Au- 
gen des  Handelsstandes  insofern  unpractiscb,  als  den  Negocianteo, 
denen  viele  Wechsel  durch  die  Hände  gehen,  daran  liegt,  die  Haf- 
tungsverhältnisse so  schnell  als  möglich  beendigt  zu  sehen.  Die  Aus- 
schliessung der  exceptio nes  ex  persona  indossantis  scheint  uns  end- 
lich doch  wohl  aus  dem  Wesen  des  Indossaments  begründet  werden 
zu  können.  —  Wenige,  aber  sehr  beherzigenswerte  Bemerkungen 
über  die  bei  legislativen  Arbeiten  über  das  Wechselrecht  zu  befol- 
genden  Grundsätze  enthält  endlich  der  8.  Abschnitt,  und  im  Anhange 
erhalten  wir  eine  dankenswerte  Geschichte  der  Wechselexecution 
und  eine  Zusammenstellung  der  ältesten  Formen  kaufmännischer 
Wechsel.    Es  würde  zu  weit  führen  das  Einzelne  hier  im  Auszuge 
mitzuteilen;  wir  scheiden  daher  vom  Verf.  mit  der  Versicherung, 
das  wir  in  nicht  vielen  historischen  Arbeilen  bei  geringem  Umfange 
einen  solchen  Reichthum  anThatsachen  und  treffenden  Gesichtspunk- 
ten gefunden  haben,  als  in  seiner  Schrift,  und  dass  das  literarische 
Publicum  allen  Grund  hat,  dieselbe  mit  Interesse  und  dankender 
Anerkennung  aufzunehmen. 
Im  Mai  1847. 
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Fünfter  Artikel. 

40.  De  la  succession  dans  la  monarchie  Danoise  considere'e  prin- 
cipa lernen t  sous  le  point  de  vue  du  droit  public.  Paris,  librairie 
a»4myot  edileur,  1847.   36  S.  8.    (\  Thir.) 

41.  Staatsrechtliche  Bemerkungen  über  den  Königlich  Dänischen 
offenen  Brief  vom  8.  Juli  1846. ,  die  Erbfolge  in  den  Herzogtü- 
mern betreffend.  Von  C.  A.  von  Katnptz.  Berlin,  Schröder,  1847. 
XII  u.  400  S.  8.  (IfThlr.) 

42.  Die  irrige  und  die  wahre  Stellung  der  Könige  von  Dänemark 
zn  den  Herzogthümern  Schleswig  und  Holstein  seit  der  Erbgerech- 
tigkeits  -  Acte  von  1661.  und  dem  Königsgesetz  von  1665*  Zur 
Versöhnung.  Von  Dr.  Karl  Vollgraff,  ord.  Professor  d.  Staats- 
u.  Völkerrechts  zu  Marburg.  Marburg,  Elwerl'sche  Univ.-Buchh., 
1847.    164  S.  8.  .  (|  Thir.) 

43.  Des  droits  de  la  couronne  de  Danemark  sur  le  ducke"  de 
Slesvigy  par  le  comte  Ren6  de  Bouille.  Paris,  40  S.  8.  (JThlr.) 

Die  Schrift  Nr.  40.  scheint,  nach  einer  Stelle  im  Eingange  zu 
seb  Hessen,  zur  Berichtigung  der  falschen  Ansichten  der  französischen 
und  englischen  Presse  über  die  schleswig-holsteinische  Erbfolge  be- 
stimmt zu  sein.  Fehlt  es  nun  in  ihr  auch  nicht  an  Irrthümern,  so 
müssen  wir  uns  doch  freuen,  dass  auch  ausserhalb  Deutschlands  sich 
eine  Stimme  über  die  schleswig-holsteinischen  Verhältnisse  hat  ver- 
nehmen lassen,  die  im  Wesentlichen  die  Sache  in  ihrer  wahren  Lage 
darstellt.  Der  Verf.  erkennt  an,  dass  das  Königreich  Dänemark  einer- 
seits, und  die  Herzogtümer  Schleswig-Holstein  andererseits  zwei  ge- 
trennte Staaten  seien.  Dann  ist  aber  die  Zusammenfassung  Beider 
unter  dem  Titel  „monarchie  danoise1*'  unpassend;  bat  man  doch  nie 
Hannover  unter  dem  brittischen  Reich  begriffen.  Er  erklärt,  dass 
das  europäische  Gleichgewicht  durch  eine  Trennung  der  zwischen 
Dänemark  und  Schleswig- Holstein  bestehenden  Personalunion  nicht 
gestört  werden  würde,  und  dass  der  Gesichtspunkt  des  Rechts  daher 
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der  einzige  bei  dieser  Frage  zu  berücksichtigende  sei.     Die  erste 
Hälfte  der  Schrift  füllt  eine  kurze  geschichtliche  Uebersicht  der  staats- 
rechtlichen Verhaltnisse  der  HerzogthUmcr  bis  zu  den  Verträgen  der 
filteren  Linie  mit  dem  gottorfer  Hause  von  1750.  u.  1773.  aus.  In 
der  letzten  Abtheilung  wird  der  Rechtspunkt  erörtert.     Das  allezeit 
königliche  Schleswig  und  ganz  Holstein ,  mit  Ausnahme  der  Grafschaft 
Ranzau,  fallen,  nach  der  Ansicht  des  Verfs.,  mit  dem  Aussterben  des 
Mannsstammes  der  regierenden  Linie  an  das  Haus  Augustenburg ;  das 
ehemals  gottorfsche  Schleswig  und  die  Grafschaft  Ranzau  dagegen  an 
die  weibliche  Linie  des  dünischen  Küoigshauses.  Ersteres,  weil  Gross- 
fürst Paul  1773.  auf  dieses  Land  zu  Gunsten  des  Königs  von  Däne- 
mark und  seiner  Kronerben  verzichtet  habe;    Ranzau,   weil  dies 
Christian  V.  mit  der  ßefugniss  vermacht  sei,  darüber  zu  Gunsten 
eines  Mitgliedes  seiner  Familie  zu  verfügen.    Der  Verf.  offenbart  da- 
bei den  seltsamen  Irrthum,  als  ob  die  Verlheidiger  der  männ/ieben 
Erbfolge  für  den  ehemals  goltorfschen  Anlheil  von  Schleswig,  ihre 
Annahme  auf  eine,  1721.  vorgenommene  Incorporalioo  desselben  in 
den  königlichen  Antheil  stützten.     Die  Gültigkeit  der  agnatischen 
Erbfolge,  sowohl  für  das  ehemals  gottorfsche  Schleswig,  a\s  für 
Ranzau,  ist  von  Samwer  in  seiner  Staatserbfolge  so  gründlich  nach- 
gewiesen, dass  wir  die  entgegenstehenden  Ansichten  des  Vcrfs.  nicht 
zu  widerlegen  braueben;  nur  die  Bemerkung  sei  hier  erlaubt,  dass 
man  ihn  grossenlheils  mit  seinen  eignen  Worten  schlagen  kann.  Das 
ehemals  gottorfsche  Schleswig  und  Ranzau  bleiben  seiner  Ansicht 
nach,  in  Folge  der  Uniheilbarkeit  Schleswig- Holsteins ,  stets  Theile 
dieses  Landes,  die  weibliche  Linie  des  Königshauses  und  das  Haus 
Augustenburg  sind  nur  Mitregenten.     Dann  sieht  man  aber  in  der 
That  nicht  ein,  wie  erstere  Theile,  dem  Erbstalut  des  königlichen 
Hauses  entgegen,  an  die  weibliche  Linie  fallen  sollen,  zumal  da  der 
Verf.  zugesteht,   dass  das  Königsgesetz  nie  in  den  Herzoglhümern 
gegolten  hat.  (S.  32.)    An  kleinen  Irrthümern  fehlt  es  nicht.  Die 
Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  bilden  nicht  das  Gross- 
herzogthum Oldenburg,  sondern  nur  einen  Theil  des  Herzog- 
thums  Oldenburg.    Dass  der  Ausdruck  „Grafschaft  Holstein M  für 
den  ehemals  schauenburgischen  Theil  dieses  Landes  üblich  gewesen 
sei,  um  es  von  dem  herzoglichen  Holstein  zu  unterscheiden,  möchten 
wir  bezweifeln. 

Die  Schrift  Nr.  41.  enthalt  mehr  als  der  Titel  erwarten  lässt. 
Nur  der  erstere,  kleinere  Abschnitt  derselben  beschäftigt  sich  mit 
dem  offenen  Briefe,  und  sucht  nachzuweisen,  dass  die  Stellung  Hol- 
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steios  und  Lauenburgs  zum  deutschen  Bunde  dadurch  keioeswegs  be- 
rührt werde,  oder  wie  der  Verf.  sich  ausdrückt:  dass  der  offene  Brief 

- 

in  den  Verhältnissen  der  deutschen  Lander  des  Königs  von  Dänemark 
zu  Deutschland  nichts  ändere.  Durch  die  Führung  dieses  Beweises 
glaubt  Herr  von  Kamptz  darzuthun,  dass  die  Aufregung,  welche 
der  offene  Brief  in  Deutschland  hervorgebracht  hat,  alles  Grundes 
entbehre.  Hiernach  scheint  es,  als  ob  er  die  eigentliche  Ursache  der 
Bewegung  nicht  erkenne ,  oder  wenigstens  nicht  erkennen  wolle. 
Wenn  der  Verf.  übrigens  „die  nähere  Feststellung  des  Succes- 
sionsreebts  in  den  Herzogthümern  Holstein  und  Lauenburg"  als  die 
Veranlassung  des  offenen  Briefes  bezeichnet,  so  ist  dies  in  zwiefacher 
Hinsicht  nicht  ganz  richtig,  da  derselbe  nur  die  Ueberzeugung  des 
Königs  über  die,  seinen  Thronfolgern  zustehenden  Erbrechte  zur 
Kunde  der  Unterlbanen  zu  bringen  bestimmt  ist,  und  zwar  auch  in 
Bezug  auf  Schleswig.  Die  königliche  Erklärung  hinsichtlich  des 
letzteren  Landes  muss  freilich  dem  Verf.  ganz  fiberflüssig  erscheinen, 
da  dasselbe  seiner  Ansicht  zufolge,  bis  heute  fortwährend  Theil  des 
dänischen  Reiches  geblieben  ist.  Dem  Beweise  dieser  Behauptung 
ist  der  zweite  Abschnitt  des  Buches,  welcher  Erläuterungen  einzelner 
Gegenstände  der  schleswigschen  und  holsteinischen  Geschichte  und 
Verfassung  enthält,  vorzugsweise  gewidmet.  Als  Resultate  der  Un- 
tersuchung werden  S.  28.  folgende  aufgestellt: 

Nach  dem  Erlöschen  des  Hauses  Schaumburg  (Rendsburger 
Linie)  Gel  Schleswig  als  erledigtes  Lehn  an  die  Krone  Dänemark 
zurück. 

B.  Christian  I.  erhielt  Schleswig  daher  als  König  von  Dänemark, 
und  Lehnsherr,  wie  ein  erledigtes  und  der  Krone  anheimgefallenes, 
der  dänischen  Oberherrschaft  stets  unterworfenes  Lehn.  Die  Behaup- 
tung, dass  der  König  Christian  dieses  Land  vermöge  Wahl  der  Stände 
erhalten  habe,  beruht  mithin  auf  einem  offenbaren  Missverständnisse. 

C.  Das  nerzoglhum  Schleswig  war  daher,  wie  die  übrigen  dä- 
nischen Provinzen,  Theil  des  dänischen  Reichs,  und  die  Souveräni- 
tät über  dasselbe  mit  der  dänischen  Krone,  und  daher  das  Land  mit 
dem  dänischen  Reich  unzertrennlich  verbunden. 

D.  So  wie  das  Lehnsobereigenlhum  und  der  Rückfall  Schles- 
wigs mit  der  dänischen  Krone,  und  nach  dem  Rückfall  dies  Land  mit 
dem  dänischen  Reich  verbunden  ist,  so  kann  die  Succession  in  Scbles-  . 
wig  keinem  andern  Gesetze  unterworfen  sein,  als  dem,  für  das  dä- 
nische Reich  und  die  dänische  Krone  geltenden  Königsgesetz, 
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E.  Ein  Theil  Schleswigs  war  zwar  in  der  Folge  einem  jüngern 
Zweige  des  königlichen  Stammes  abgetheill,  die  Souveränität  aber 
dem  Könige  und  der  Krone  Dänemark  vorbehalten,  und  das  dänische 
Successionsgesetz  anerkannt,  und  endlich  in  Folge  mehrerer  Ver- 
träge dieser  herzogliche  Anlheil  Schleswigs  dem  königlichen  Hanse 
abgetreten. 

F.  Da  die  erbliche  Succession  nur  auf  die  Nachkommen  des 
Königs  Friedrich  HJ.,  mitbin  auf  das  jetzige  königliche  Haas  be- 
schränkt ist,  so  folgt  von  selbst,  dass  für  dasselbe  in  Beziehung  auf 
Schleswig  keine  Agnaten  vorhanden  sind. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  sich  zwischen  dem 
Verf.  und  den  meisten  übrigen  Vertheidigern  der  cognatischen  Erb- 
folge in  Schleswig  eine  grosse  Verschiedenheit  darin  findet,  dass 
während  diese  das  Erbfolgerecht  des  Weiberstammes  hauptsächlich 
auf  die  Ereignisse  des  Jahres  1721*  zu  gründen  suchen,  jener  sie 
aus  früheren  Verhältnissen  herzuleiten  bemüht  ist.  Grosses  Gewicht 
legt  der  Verf.  dabei  auf  die  Unterscheidung  zwischen  der,  der  Krone 
Dänemark  über  Schleswig  zustehenden  Hoheit  einerseits,  und  den 
herzoglichen  Rechten  über  letzteres  Land  andererseits,  ein.  Ge- 
sichtspunkt, welcher  seiner  Meinung  nach  in  der  Regel  nicht  gehö- 
rig ins  Auge  gefasst  worden  ist.  Hierin  findet  er  den  Hauptgruud  der 
gewöhnlichen,  seiner  Ansicht  nach  irrigen  Auffassung  der  staatsrecht- 
lichen Stellung  Schleswigs  zu  Dänemark.  Allein  jene  Oberhoheit 
Dänemarks  hat  bekanntlich  seit  1658.  aufgehört,  wo  nicht  nur  der 
gottorfsche  Anlheil  von  Schleswig,  sondern  das  ganze  Herzogthum 
von  dem  Lehnsverhältnisse  zu  Dänemark  frei  ward.  Dieser  (Jmstand 
kann  dem,  in  der  dänischen  und  schleswigschen  Geschichte  sehr  wohl 
bewanderten  Verfasser  gewiss  nicht  unbekannt  geblieben  sein,  nnd 
es  scheint  somit,  dass  er  von  der  „Übeln  Gewohnheil  der  Verfasser 
so  vieler  Schriften  in  der  Schleswig- Holsteinischen  Angelegenheil, 
dem  Publikum  nur  das,  was  ihnen  für  ihre  Absicht  nützlich  scheint, 
mitzulheilen, "  über  welche  er  wiederholt  sein  Bedauern  ausspricht, 
nicht  frei  geblieben  ist.  Einige  Behauptungen  des  Verfs.  sind  der 
Art,  dass  man  in  der  Thal  nicht  weiss,  ob  es  ihm  damit  Ernst  sein 
kann.  Wir  rechnen  dahin  die,  dass  die,  mil  dem  Siegel  Christian  I. 
versehene  Bestätigungsurkunde  der  schleswig-holsteinischen  Privile- 
gien „ein  blosser  Entwurf  (!)"  sei  (S.  51.)  Aus  diesen  Beispielen 
lässt  sieb  schliessen,  auf  welche  Weise  der  Verf.  alles,  was  ihm  bei 
seiuer  Darstellung  der  Sache  hinderlich  ist,  bei  Seite  zu  schieben 
weiss.    So  schwierig  nun  aber  Herr  von  Kamptz  einerseits  ist,  ir- 
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gend  etwas  anzuerkennen,  woraus  die  Selbstständigkeit  «Schleswigs 
hergeleitet  werden  könnte,  so  geneigt  ist  er  andererseits  alles  anzu- 
nehmen, woraus  das  Gegentheil  hervorzugehen  scheint.  Bis  zu  den 
letzten  Zeilen  der  dänischen  Reichsstände  und  Reichsrälhe  sollen 
schleswigsche  Mitglieder  unter  denselben  gewesen  sein  (S.  294.)  und 
somit  auch  an  der  Aufhebung  der  reichsständischen  Verfassung  und 
an  der  Wiederherstellung  (!)  der  königlichen  Souveränität  und  der 
absoluten  Monarchie  Theil  genommen  (S.  301. )i  dänische  Gesetze 
des  1 6.  u.  17.  Jahrhundeiis  sollen  in  Schleswig  gegolten  haben  (S.  295.). 
Der  Hauptgewährsmann  für  diese  Behauptungen  ist  von  Wimpfen 
in  seiner  oben  (Heft  7.  S.  642.)  angerührten  Abhandlung,  ein  Schrift- 
steller, über  dessen  geringe  Glaubwürdigkeit  sich  Falck  in  der  Vor- 
rede zum  zweiten  Thcile  seines  Handbuches  des  schleswig-holsteini- 
schen Privalrechts  ausführlich  ausgesprochen  bat.  Die  Stellen  aus 
Wimpfen  sind  nicht  ausgezogen,  und  die*  Schrift  selbst  war  dem 
Ree.  nicht  zur  Hand,  vielleicht  würden  sie  nicht  mehr  beweisen,  als 
die,  S.  150.  in  Note  157.  für  a*ie  Behauptung,  duss  Schleswig  ein 
„Theil  von  Jülland"  sei,  mitgetheilte  Stelle  aus  Hansen's  Staats- 
beschreibung des  Herzogthums  Schleswig,  worin  esheisst,  dass  die  Kol- 
dinger und  SchottLurger  Aue  Schleswig  „von  Jülland  scheiden. " 

Die  gänzliche  Unverständlichkeit  einiger  von  dem  Verf.  aus  Ur- 
kunden ausgezogenen  Stücke  veranlasste  den  Ree,  diese  mit  dem 
Abdrucke  in  der,  auch  von  Herrn  v.  Kamptz  angeführten  Falc ku- 
schen Sammlung  der  wichtigsten  Urkunden,  welche  auf  das  Staats- 
recht der  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  Bezug  haben,  zu 
vergleichen,  bei  welcher  Gelegenheit  sich  auffallende  Verschieden- 
heiten ergeben,  wie  die  folgende  Zusammenstellung  an  einem  Bei- 
spiele zeigt. 

Ein  Auszug  aus  dem  bordesholiner  Vergleiche  lautet  bei: 
Kamptz  S.  355.  Anm.  328.  Falck  S.  40. 

Und  wat  von  den  inländischen  For-  Und  icat  van  den  inländischen  For- 

sten undAmlleuden  geordnet,  und  bliebe^  sten  und  thogeordneten  Amtluden  edder 
doch  den  Her tochdome  Holstein  die  Ap-  Rähden  geordelet  werth,  darby  schall 
pellation  an  Kaiserl.  Majestät  sei  vor-  idt  blicen,  doch  dem  Her  tochdome  Hol- 
behalten und  Mit  dem  Schleswigischen  stein  de  Appellation  an  Kays.  Majestät 
Herzoge  schall  es  mit  der  Appellation  fri  vor  be  holden  ^  und  mit  dem  Schless- 
na  older  Gewonheit  gehalten  werden,  wickschen  Hertzochdome  schall  ids  mit 
Ick  sali  ock  u.S.w.  der  Appellation  na  older  Gewanheit 

geholden  werden ,  unschedlick  unsen 
und  eren  Privilegien  beide  Forstendome 
belangende.    Idt  schall  ock  u.s.w. 
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Wem  würde  hier  nicht  gleich  auffallen,  dass  bei  Kamp  tz  der 
ganze  auf  die  Privilegien  bezügliche  Salz  ausgefallen  ist?  —  Eine 
gleiche  Ungenauigkeit  lindet  sich  namentlich  bei  den  S.  353.  u.  354. 
mitgelheilteu  Auszügen.   Dass  die  Darstellung  desVerfs.  von  Wider« 
Sprüchen  nicht  frei  geblieben  ist,  liegt  beinahe  in  der  Natur  der 
Sache.    Wir  heben  nur  einige  hervor.    Mehrfach,  z.B.  im  Inhalts- 
Verzeichnisse,  S.  123. 129.,  ist  von  einer  angeblichen  Bestätigung 
der  constilutio  fValdemariana  die  Rede,  während  es  an  der  letzten 
Stelle  heisst:  dass  die  Bestätigungsurkundc  bekannt  sei.  Nach  S.  340. 
war  „in  dem  den  Herzogen  verliehenen  Lehnrecht  eine  Landeshoheit 
nicht  begriffen während  später  (S.  350.  f.)  von  einer  Landeshoheit 
der  Herzoge  die  Rede  ist.  —  Die  von  dem  Verf.  wiederholt  aasge- 
sprochene Behauptung,  dass  Schleswig  nicht  zum  deutschen  Reiche 
gehört  habe,  wird,  wenigstens  in  Bezug  auf  die  späteren  Jahrhun- 
derte, jeder  Kundige  zugeben.   Der  von  ihm  zur  Unterstützung  die- 
ser  Behauptung  vorgebrachte  Satz,  dass  Schleswig  keinem  Kreise  zu- 
gelhcilt  gewesen,  beweist  aber  nichts,  da  manche  deutsche  Länder 
und  Ländchen,  das  Kurfürstenthum  Böhmen  an  der  Spitze,  nicht  ein- 
gekreist waren.     Darüber,  ob  ein,  in  politischer  Hinsicht  nicht  zu 
Deutschland  gehöriges  Land,  ein  deutsches  genannt  werden  könne, 
lUsst  sich  im  Allgemeinen  streiten,  in  Bezug  auf  Schleswig,  dem  der 
Verf.  die  Bezeichnung  eines  deutschen  Landes  durchaus  nicht  zuge- 
stehen will,  lassen  sich  für  diese  Ausdrucksweise  amtliche  Erklärun- 
gen anführen.    Es  ist  nicht  nur  in  der  sogenannten  „tapfern  Verbes- 
serung der  Privilegien deren  Gültigkeit,  so  viel  wir  uns  erinnern, 
auch  der  Verf.  nicht  bestreitet,  von  „unsen  dudeschen  kentzelen  unnd 
sc/iriuerc"  die  Rede,  und  in  mehreren  auch  auf  Schleswig  bezüg- 
lichen Verordnungen,  z.  B.  w/?gen  der  Speziesbank  vom  29.  Febr. 
1786.,  hinsichtlich  der  Altenthcile  vom  20.  Januar  1797.,  wird  der 
Ausdruck:  „deutsche  Staaten „deutsche  Lande",  gebraucht,  son- 
dern eine  der  wichtigsten  Oberbehörden  für  Schleswig  und  Holstein 
führte  seit  ihrer  Errichtung,  im  Jahre  1688.  bis  zum  Jahre  1806., 
den  Titel:  Deutsche  Kanzlei. 

Die  Gültigkeit  des  Königsgesetzes  ftr  Schleswig  folgt  aus  der 
Ansicht  des  Verfs.  von  dem  Verhältnisse  dieses  Herzogthums  zu  Da- 
nemark eigentlich  von  selbst,  und  da  ihm  zufolge  der  ehemals  got- 
torfsche  Antheil  von  Schleswig  als  die  Herrschaft  des  Hauses  Gottorf 
1720.  erlosch,  wieder  an  die  Krone  Dänemark  zurückfiel,  so  sollte 
man  denken,  dass  die  lex  regia  damit  ohne  Weiteres  für  diesen  Tbeil 
von  Schleswig  Geltung  erhalten  hätte,  zumal  da  die  Rechte  der  Ag- 


» 
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oaten  für  erloschen  erklärt  werden  (S.  293.)«  Allein  nach  S.  362. 
soll  das  Königsgesetz  in  diesem  Theile  Schleswigs  „durch  Huldi- 
gung" (I)  eingeführt  sein. 

Auf  welche  Weise  das  oldenburgische  Haus  Holstein  erworben 
habe,  scheint  dem  Verf.  nicht  ganz  klar  zu  sein.  Er  verwirft  die 
Wahl  der  Stande  als  Grund  der  Erwerbung,  die  nach  §.19.  auf  einem 
schiedsrichterlichen  Ausspruche,  nicht  auf  einem  Vertrage,  beruhte, 
nach  §.  22.  dagegen  auf  einem  Vertrage,  nach  §.  51.  Hl.  auf  Erb- 
recht Christian^  I.,  als  Spröslings  der  Scfaaumburger.  Eine  eigen- 
tümliche Ansicht  stellt  der  Verf.  in  Bezug  auf  die  jetzige  Souve- 
ränität Ober  Holstein  auf,  diese  soll  nämlich  an  die  Krone  Däne- 
mark (!)  übergegangen  sein,  und  würde  daher,  im  Fall  ihrer  (der 
Agnaten)  Erbfolge,  die  Souverainit.1t  über  Holstein  der  Krone  ver- 
bleiben. „Das  Haus  Holstein heisst  es  ferner,  „steht  in  dieser 
Beziehung,  wegen  seines  besondern  Successionsgeselzes,  in  anderen 
Verhältnissen,  als  die  Übrigen  ehemaligen  Reichslehnsbäuser,  indem 
vermöge  desselben  alle  den  Nachkommen  des  Königs  Friedri  ch's  III. 
künftig  zufallende  Besitzungen  mit  den  schon  vorhandenen  vereinigt 
werden  sollen. u  Das  dänische  Königsgesetz  wäre  also  ein  Succes- 
sionsgesetz  des  Hauses  Holstein? (!)  Die  Rechte  der  Agnaten  auf 
dieses  Land  werden  nur  kurz  berührt,  wie  sich  dies  nach  der  ganzen 
Anlage  des  Buches  nicht  anders  erwarten  lässt. 

Nach  den  vorstehenden  Mittheilungen  möge  ein  Jeder  ermessen, 
wie  viel  von  der  Angabe  zu  halten  sei,  dass  diese  Schrift  von  dem 
ehemaligen  preussischen  Justizminister  von  Kamplz  herrühre. 

Unter  mehreren,  dem  Buche  beigegebenen  Anlagen  findet  sich 
auch  die  Erklärung  des  holsteinischen  Bundestagsgesandten,  in  Be- 
zug auf  die  Beschwerde  der  Stände,  durch  deren  Kenntniss  der 
Beschluss  der  deutschen  Bundesversammlung  vom  17.  Septbr.  1846. 
erst  seine  wahre  Bedeutung  erhält. 

Der  geniale  Verfasser  von  Nr.  42.  hat  seine  Abhandlung  in  die 
Form  einer  juristischen  Relation  gekleidet,  in  der  nach  einer  kurzen 
Einleitung  zuerst  ein  historisch  rechtlicher  Ahriss  über  die  Entste- 
hung und  Bildung  der  sogenannten  dänischen  Monarchie  bis  auf  heute 
gegeben  wird.  Diesem  folgen  zweitens  als  „  Prozessgeschichle" 
kurze  Mittheilungen  über  die  Beschlüsse  der  Ständeversammlungen 
in  Rothschild  und  Itzehoe  in  Bezug  auf  die  Erbfolgefrage,  über  den 
offenen  Brief,  die  Proteste  der  Agnaten  u.  s.  w.  Den  dritten  Ab- 
schnitt bildet  der  Status  causac  et  controversiae  mit  rechtlicher  Beur- 
teilung.  Die  erste  Abtheilung  beschäftigt  sich  mit  den  Rechten  und 
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Privilegien  der  Herzogtümer  und  ihrem  Verhältnisse  zu  Christiaol. 
und  dessen  Nachfolgern  als  Königen  von  Danemark,  so  wie  zu  den 
übrigen  oldenburgiscben  Agnaten  vor  1661*  Die  zweite  Abtheiloo; 
stellt  den  Stand-  und  Gesichtspunkt  Friedl  iches  III.  und  seiner  I 
Nachfolger  seit  der  Erb- Alleinherrschaft- Acte  von  1661.  nach  der 
Auffassuug  des  Verfs.  dar.  Er  nimmt  olfmlich  an,  Friedrich  NI 
sei  der  Ansieht  gewesen,  dass  er  durch  die  erlangte  absolute  Gewalt 
auch  von  dem  Reverse  entbunden  sei,  durch  welchen  Christiaa  /. 
1448.  die  constitutio  fl'a/demariana  bestätigt  hatte,  ferner,  dass  er 
das  Priraogeniturstatut  von  1650.  nun  auch  auf  die  Weiber  ausdehoen 
könne,  und  endlich,  dass  er  sich  als  einen  allodialen  La  Odesheim 
beider  Reiche  angesehen  habe,  Uber  welche  er,  wie  über  ein  erbli- 
ches Eigenthum  verfügen  könne;  eine  Ansicht,  worin  ibn  nicht  nur  die 
Ausdrücke  Erbgerechligkeit,  Erbkönigreiche,  Erbherr,  sondern  auch 
der  Umstand  bestärkt  habe,  dass  er  als  Herzog  von  Schleswig  (?)  und 
Holstein  schon  ein  solcher  wirklicher  Erbherr  war.  Das  Königsgesetz 
habe  daher,  nach  der  Ansicht  Friedriche  III.,  nicht  nur  eine  däni- 
sche Thronfolgeordnung  sein  sollen,  sondern  zugleich  ein  Haasgesetz 
für  seine  Dynastie,  so  wie  die  geheim  zu  haltende  Anleitung  für  seine 
Nachfolger,  die  HerzogthUmer  durch  jedes  erlaubte  Mittel  dem  Kö- 
nigsgesetze, oder  wenigstens  der  Erbfolgeordnung  desselben  zu  unter- 
werfen. Der  Verf.  schliessl  dies  aus  der,  seiner  Meinung  nach,  sonst 
nicht  erklärlichen  Geheimhaltung  des  Köuigsgesetzes  bis  1709.,  so 
wie  aus  den  Artikeln  19*  u.  20.  desselben,  wonach  alles  Eigenlhum 
des  Königs  nebst  allem  von  ihm,  oder  seinen  Nachkommen,  nament- 
lich auch  durch  Erbschaft  Erworbenem  ungetrennt  beisammen  bleiben 
soll.  Ein  Reich  aber  könne  keine  Erbschaften  tbun,  sondern  nur 
ein  Individuum.  In  diesen  Ansichten  Fried  rieh's  HI.  sei  der 
Schlüssel  der  ganzen  dünischen  Politik,  in  Bezug  auf  die  Herzogtü- 
mer und  Agnaten  seit  1661.  zu  finden.  —  In  der  dritten  Ablheilong 
wird  der,  von  dem  Verf.  angenommenen  Fictiou  eines  hier  obschwe* 
benden  Prozesses  gemäss,  die  Frage  erörtert,  wer  hier  Klüger  und 
Beklagter  sei,  und  worüber  eigentlich  gestritten  werde?  Der  König 
wird  als  Kl<1ger,  das  Commissionsgulachlen  mit  den  darin  abgedrucktes 
Urkunden  als  die,  zugleich  mit  dem  Klaglibelle  (offenen  Briefe)  ex- 
bibirle  Beweisschrift  dargestellt,  wogegen  die  Stände  beider  Herzog- 
thUmer die  Beklagten  seien,  welche  durch  ihre,  auf  die  Verhandlun- 
gen in  der  rothschilder  Ständeversammlung  und  den  offenen  Brief 
bezüglichen  Adressen  lilem  negative  conlestirt,  ihre  Einreden  be- 
wiesen, und  damit  zugleich  den  Gegenbeweis  geführt  hätten.  Auch 
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■  im  offenen  Briefe  findet  der  Verf.  den  Irrthum,  dass  das  Köoigsgesetz 
wie  ein,  die  Erbfolge  in  die  Herzogtümer  regulirendes  Hausgesetz 

ij   betrachtet  werde,  wodurch  das  Primogeniturgesetz  von  1650.  eine 

n  Ausdehnung  auf  den  Weiberstamm  Friedrich's  III.  erhalten  habe. 
Die  königlicher  Seils  aufgestellten  Behauptungen  fasst  er  unter  fol- 

t   gende  vier  Punkte  zusammen: 

i  1)  Ganz  Schleswig  sei,  in  Folge  der  Ereignisse  des  J.  1721., 

r    dem  Königreiche  Dänemark  incorporirt,    und  dem  Königsgesetze, 
,    wenigstens  der  Erbfolgeordnung  desselben  unterworfen, 
j  2)  Die  Erbfolge-  und  Geblütsrechte  der  sonderburger  Herzoge 

,  an  Schleswig  seien  schon  vor  1721.  erloschen,  wozu  dann  noch  die, 
in  diesem  Jahre  erfolgte  Entsagung  durch  Huldigung  gekommen  sei. 

3)  Die.  Erbfolge  bedürfe  keiner  ständischen  Zustimmung,  sondern 
werde  durch  den  Souverain  als  Gesetzgeber  festgestellt;  streitige  Fra- 
gen darüber  hätten  aber  bloss  die  Fürsten  unter  sich  abzumachen,  und 

4)  Schleswig  und  Holstein  hätten  nie  zusammen  einen  selbst- 
ständigen Staat  oder  eine  vollständige  Staatseinheit  gebildet,  viel- 
mehr mit  Dänemark  zusammen  einen  Gesammtstaat. 

Diese  vier  Sätze  würden  von  den  Herzogtümern  für  sich  und 
die  Agnaten  geläugnet,  und  ausserdem  excipiendo  behauptet: 

zu  1)  sei  jedenfalls  der  gottorfsche  Antheil  von  Schleswig  nur 
mit  dem  allezeit  königlichen  verbunden  worden; 

zu  2)  da  das  Geblütsrecht  der  sonderburgischen  Fürsten,  trotz 
ihrer  Ausschliessung  von  der  Mitregierung,  fortbestehe,  so  vererbe 
sich  nunmehr  ganz  Schleswig  auf  sie; 

zu  3)  werde  in  concreto  behauptet,  dass  nur  der  Mannsstamm 
Christians  I.  zur  Erbfolge  in  Schleswig  und  Holstein  gerufen  sei, 
worauf  die  Stände  der  Herzogtümer  ein  Recht  hätten;  endlich 

zu  4)  wenn  beide  Herzogtümer  zusammen  auch  nicht  einen 
Staat  gebildet,  so  hätten  sie  doch  nie  besondere  Herzoge  gehabt, 
sondern  seien  stets  zusammen  vererbt  worden. 

Bei  der  rechtlichen  Beurtheilung  dieser  vier  Hauptstreitpunkte, 
die  in  einer  vierten  Abteilung  vorgenommen  wird,  sucht  der  Verf. 
die  auffallende  Verschiedenheit  der  Ausdrücke  in  dem  Patente  und  in 
dem  Huldigungseide  von  1721.,  auf  welche  schon  in  der  Schrift  Nr.  31. 
S.  69.  hingewiesen  worden,  dadurch  zu  erklären,  dass  König  Fried- 
rich IV.  1721.  die  Absicht  gehabt  habe,  Schleswig  dem  Königreiche 
I  Däoemark  zu  incorporiren,  ohne  diese  aussprechen  zu  wollen,  eine 
Ansicht,  die  wir  schon  früher  angedeutet  haben.  —  Hinsichtlich  der 
Reoonliation  der  russischen  Linie  des  Hauses  Goltorf,  ist  der  Verf. 
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der,  auch  von  dem  Ree.  bei Beurlheilung  der  Samwer'schen  Schrift 
über  die  Staatserbfolge  (oben  Heft  8.  S.  713.  f.)  ausgesprochenen 
Meinung,  dass  diese  Entsagung  sich  auch  auf  die  eventuellen  Erb- 
rechte an  Schleswig  erstrecke.     Wenn  der  Verf.  bei  Besprecht^ 
des  vierten  Streitpunkts  den  Herzogtümern  das  Prädicat:  selbst- 
stündiger  Staaten  verweigert,  so  hängt  dies  mit  dem  von  ihm  aufge- 
stellten Begriff  eines  Staats  zusammen,  auf  welchen  wir  spater  kom- 
men werden.    Dagegen  erkennt  er  die  Unabhängigkeit  der  Hercff- 
thiimer  von  Dünemark  im  Wesentlichen  an ,  wie  folgende  von  ih«, 
alsErgebniss  der  rechtlichen  Bcortbeilung  der  vier  Streitpunkte,  auf- 
gestellte Sätze  beweisen: 

1)  Die  Könige  von  Dänemark  haben  weiter  nichts  erlangt,  und 
bewiesen,  als  dass  die  gottorfschc  Linie  auf  alle  ihre  Besitz  -  und 
Successionsrechte  an  Schleswig  entsagt  hat; 

2)  sie  dürfen  dasselbe  aber  nicht  dem  Königreiche  Dänemark 
incorporiren,  auch  die  weibliche  Erbfolge  für  dasselbe  nicht  einfüh- 
ren, weil  dazu  a)  der  Consens  der  sonderburgischen  Seilenlinie,  ö)Aei 
Cousens  der  Schleswiger,  wegen  des  Privilegs  von  1448.  (der  Beslä- 
tigung  der  constitutio  Waldemariana )  und  e)  der  Consens  der  Ro\- 
steiner,  wegen  der  Untrennbarkeit  Schleswigs  von  Holstein,  kraft  des 
Privilegs  von  1460.,  noch  fehlt; 

3)  sie  dürfen  für  Lauenbnrg  zwar  die  weibliche  Erbfolge  ein- 
führen, (ein  Punkt  der  später  erörtert  wird),  dürfen  es  aber 

4)  nicht  dem  Königreiche  Dänemark  incorporiren,  weil  es  ein 
deutsches  Bundesland  ist. —  Sollten  endlich  auch  sämmlliche  Agnaten 
auf  ihre  Successionsrechte  an  Holstein  entsagen,  so  würde  auch  dies 
ohne  den  Consens  der  Holsleiner  und  der  Schleswiger  nicht  genügen, 
die  weibliche  Erbfolge  für  Schleswig  einzuführen.  Diese  letzte  Be- 
hauptung hängt  mit  der  Ansicht  des  Verfs.  zusammen,  dass  mit  dem 
Wegfallen  des  oldenburgischen  Mannsstammes  das  Wahlrecht  der 
Herzoglhümer  wieder  aufleben  würde. 

In  dem  vierten  Hauptabschnitte  bespricht  der  Verf.  die  wahre 
Stellung,  welche,  seiner  Ansicht  nach,  Friedrich  III.  und  desseo 
Nachfolger  seit  der  Erballeinherrschaftsakte  von  1661-  hätten  ein- 
nehmen sollen,  und  welche  die  Möglichkeit  einer  friedlichen  ver- 
gleichsweisen Beilegung  dieses  Streites  darbiete. 

Im  Eingange  macht  der  Verf.  auf  den  Ursprung  der  meisten 
europäischen  Monarchien  aufmerksam,  die  dadurch  entstanden  seien, 
dass  einzelne  Dynastien  mehrere  oft  an  Nationalität  und  Sitte  höchst 
verschiedene  Länder  unter  ihrer  Herrschaft  vereinigt  hätten.  Das 
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eigentliche  Band  derselben  sei  daher  nicht  sowohl  die  Zusammen- 
gehörigkeit der  Beherrschten,  als  vielmehr  der  Bestand  der  Herr- 
scherfamilie, und  könne  bei  einer  verschiedenen  Thronfolge  in  den 
einzelnen  Theilen  der  Monarchie  gelöst  werden.  Derartigen  Monar- 
chien setzt  er  die,  hin  und  wieder  sogenannten  „Volksstaaten",  oder 
nach  seiner  Bezeichnung,  „wirklichen  Staaten",  entgegen.  Für  die 
jetzt  in  Dänemark  herrsch  ende  Dynastie  lasse  sich  der  Anfang  einer 
solchen  Monarchie  von  der  Aufhebung  des  Wahlrechts  der  dänischen 
und  norwegischen  Rcichsstände  und  der  Einführung  der  Erbgerech- 
tigkeitsakte  von  1661.  datiren.  Um  den  Forlbestand  dieser  Monarchie 
zu  sichern,  hätte  schon  damals  für  Dänemark  und  die  Herzogtümer 
ein  gemeinsames  Erbfolgegesetz  gegeben  werden  sollen,  zugleich  mit 
der  Erklärung,  dass  die  Herzogtümer  nicht  Theile  Dänemarks,  son- 
dern nur  der  neuen  Gcsammlmonarchie  seien.  Hei  der  Verschieden- 
heit der  Thronfolge  in  Dänemark  und  den  Herzogtümern  sei  somit 
die  neue  Monarchie  nur  eine  faclische  geblieben.  Wie  aber  die  Wahr- 
heit stets  ihre  Kraft  bewähre,  so  hätten  auch  die  Nachfolger  Fried- 
richs III.  vielfach  wissentlich  oder  unwissentlich  ihrer  wahren  Stel- 
lung gemäss  gehandelt,  wie  der  Verf.  au  einer  Reihe  von  Thatsachen 
und  Erklärungen  zu  zeigen  sucht. 

Der  letzte  Abschnitt  bespricht  alsdann  die  Mittel,  die  Integrität 
der  bisherigen  Monarchie  zu  erhalten.  Die  Herzogtümer  Schleswig 
und  Holstein  würden,  nach  der  Ansicht  dcsVerfs.,  wol  geneigt  sein, 
wenn  sie  eine  gemeinsame  Verfassung  erhielten,  und  Schleswig  Thcil 
des  deutschen  Bundes  würde,  den  Privilegien  von  1448.  u.  1460«  zu 
entsagen.  Dänemark  habe  keinen  Anspruch  auf  eine  gemeinsame  Ver- 
fassung für  die  ganze  Monarchie,  da  es  bereits  seine  besondere  habe 
durch  die  Erbgercchtigkeilsakte  und  das  Königsgesetz,  und  der  König, 
alles,  was  er  für  die  Herzogtümer  tue,  nicht  als  König  von  Däne- 
mark, sondern  als  Chef  seines  Hauses  oder  als  Herzog  vornehme. 
Damit  Dänemark  und  die  Herzogtümer  auch  in  Zukunft 


selben  Herrscher  vereinigt  blieben,  würde  entweder  eine  Entsagung 
der  Agnaten  auf  ihre  Ansprüche  an  die  Herzogtümer,  oder  eine  Be- 
rufung derselben  zur  Thronfolge  in  Dä  nemark  zu  bewerkstelligen  sein. 
—  Schliesslich  berührt  der  Verf.  den  Beitritt  der  Monarchie  zum  deut- 
schen Zollvereine,  der,  seiner  Meinung  nach,  im  beiderseitigen  In- 

orschläge  erscheinen  aus  mehrfachen  Gründen  schwer 
ibrbar.   Zunächst  nimmt  man  dänischer  Seits  Schleswig  für  sich 
in  Anspruch,  und  würde  es  derRegiei  'uug  gewiss  nie  verzei 
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Schleswig  mit  Holstein  eine  gemeinsame  Verfassung  erhielte,  oder 
dem  deutschen  Bunde  einverleibt  würde.     Andererseits  werden  die 
Herzogtümer  jetzt  schwerlich  mehr  zur  Knüpfung  eines  neuen  Ban- 
des mit  Dänemark  die  nand  bieten.  —  Gin  Verzicht  der  Agnaten  auf 
ihre  Erbrechte  an  Schleswig- Holstein  lässt  sich  eben  so  wenig  er- 
warten, als  eioe  Entsagung  sSmmtlicher  Cognaten,  deren  sich  in  deo 
meisten  europäischen  Regentenhäusern  finden  werden,  auf  ihre  An- 
sprüche an  Danemark.   Keinenfalls  dürfte  Aussicht  auf  einen  Beitr/tt 
der  neuen  Monarchie  zum  Zollvereine  vorhanden  sein,   da  man  in 
Dänemark  nichts  mehr  zu  fürchten  scheint,  als  durch  eine  nähere 
Verbindung  mit  Deutschland  an  Unabhängigkeit  und  Volkstümlich- 
keit zu  verlieren.  —  Die  eigentümliche  Auffassungsweise  des  Verls., 
die,  wie  gezeigt,  dieser  schon  so  vielfach  besprochenen  Sache  meh- 
rere neue  Gesichtspunkte  abgewonnen  hat,  machen  die  Leetüre  dieses 
Buches,  abgesehen  von  dem  zunächst  darin  behandelten  Gegenstande, 
empfehlenswerth.  Als  Beilagen  finden  sich  der  offene  Brief,  das  Com- 
missionsbedenken,  der  Bundesbeschluss  vom  17.  Sept.  1846.  und  die 
Addresse  der  schleswigschen  Ständeversammlung  vom  2.  Nov.  1846. 

Die  Tendenz  des  Verfs.  von  Nr.  43.,  der,  dem  Vernehmen  nach, 
früher  französischer  Gesandter  an  einem  süddeutschen  Hofe  war,  gebt 
dahin,  Frankreich  mit  der  schleswig-holsteinischen  Frage  bekannt  zu 
machen,  einer  Frage  „capitale  pour  un  pays  constant  dans  ses  in- 
clinalions  envers  la  France."  Die  Darstellung  des  Verfs.  stützt  sieb, 
seiner  Erklärung  nach,  auf  die  Schriften  von  Wimpfen  (siehe  den 
ersten  Artikel  Nr.  8.),  Dirckinck- Holrafeld  (siehe  den  dritten 
Artikel  Nr.  25.)»  und  Molbech  (Das  Herzogthum  Schleswig.  Eine 
historische  Skizze.  Kopenhagen,  1846.);  und  geht  daher  gleich  die- 
sen vom  dänischen  Standpunkte  aus.  Üeber  die  Rechte  der  dänischen 
Krone  auf  Schleswig,  erfährt  der  Leser,  ausser  dem  von  Dirckinck 
geltend  gemachten  Grunde,  dass  das  europäische  Völkerrecht  keine 
Theilung  der  sogenannten  dänischen  Gesammtmonarchie  zulasse,  nur 
beiläufig,  dass  der  allezeit  königliche  Antheil  von  Schleswig  dadurch 
mit  Dänemark  vereinigt  sei,  dass  der  König  dasselbe  zur  Zeit  der 
Erlassung  des  Königsgeselzes  besessen,  und  dass  der  gottorfsche  An- 
theil durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1721*  Dänemark  incorporirt  sei. 
Den  Hauplbestandtheil  des  Buches  bildet,  ähnlich  wie  bei  den  Quellen, 
ein  kurzer  geschichtlicher  Abriss  der  schleswigschen  Verhältnisse,  an 
welche  die  neueren  Ereignisse  Holsteins  geknüpft  werden.  Der  Schluss 
enthält  die  Aufforderung  an  Frankreich,  dem  alten  Freunde  den  Be- 
sitz Schleswigs  zu  sichern.  —    Im  November  1847. 
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Hauptstädte  des  öffentlich  -  mündlichen  Strafverfahrens  mit 
Staatsanwaltschaft  nach  französischer  und  holländischer 
Gesetzgebung.  Rechenschaftsbericht  Uber  meine  Reise  im  Som- 
mer 1844.  von  JDr.  A.  E.  H.  Braun,  pract.  Jurisien  u.  Mit- 
gliedc  der  sächs.  Ständeversammlung.  Leipzig,  F.  Fleischer,  1845. 
165  u.  193  S.  gr.8.    (1  Thlr.) 

■  • 

Recensirt 
von 

Herrn  Jusiizrath  JDr.  Schwarze  zu  Leipzig. 

In  der  reichhaltigen  Literatur  Ober  Oeffentlichkeit  und  Münd- 
lichkeit des  Strafverfahrens,  sowie  Geschwornengerichte  nimmt  die 
obige  Schrift  einen  vorzüglichen  Platz  ein.  Der  Verf.  derselben, 
welcher  auf  dem  vorletzten  Königlich  Sächsischen  Landtage  als  Re- 
ferent der  dritten  Deputation  die  eingebrachten  Antrüge  auf  Refor- 
men unsres  jetzigen  Strafverfahrens  und  Einführung  eines  öffentlich- 
mündlichen  Strafverfahrens  ebenso  beredt  als  geistreich  verlheidigte, 
unternahm  später  eine  Reise  nach  Holland,  Frankreich,  den  Rhein- 
landen und  Württemberg,  um  an  Ort  und  Stelle  das  beantragte  Ver- 
fahren nochmals  gründlich  zu  studiren.  Die  Ergebnisse  seiner  For- 
schungen und  Erfahrungen  auf  dieser  Reise  hat  der  Verf.  in  gegen- 
wärtigem „Rechenschaftsberichte"  niedergelegt.  Der  Verf.  erklärt 
sich  fortdauernd  mit  Entschiedenheit  für  öffentlich-mündliches  Straf- 
verfahren mit  Staatsanwaltschaft,  sowie  für  Geschwornengerichte,  und 
es  ist  nicht  in  Abrede  zu  steilen,  dass  dieses  Glaubensbekenntniss  des 
Verfs.  einen  bedeutenden  Einfiuss  auf  die  öffentliche  Meinung  in  sei- 
nem Vaterlande  geäussert  und  wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  die- 
selbe immer  mehr  für  die  beantragten  Reformen  zu  stimmen.  Es  bat 
das  Buch  einen  grossen  Leserkreis  gefunden  und  sich  einer  beson- 
dern Bevorzugung  vor  den  übrigen,  denselben  Gegenstand  behan- 
delnden Fragen  zu  erfreuen,  einmal,  weil  der  Verf.  durch  seine  land- 
st.lndische  Thätigkeit,  insbesondre  durch  seine  Wahl  zum  ersten  Prä- 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  RW.  Jahrg.  XI.  H.  XII.  tf 9 
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sidcnteo  der  zweiten  Kammer  auf  dem  letzten  Landtage  vorzugsweise 
berufen  wurde,  bei  der  Entscheidung  dieser  Fragen  auf  dem  Land- 
tage Theil  zu  nehmen,  und  dann  vorzüglich,  weil  das  Buch  selbst 
eine  offenbare  Lücke  der  hier  einschlagenden  Literatur  ausfüllen 
sollte.  So  viel  auch  immer  Uber  öffentlich-mündliches  Strafverfahren 
und  Geschwornengericbte  geschrieben  worden,  so  fehlte  es  doeh  an 
einer  einfachen  und  populären  Darstellung  des  Verfahrens  selbst.  Der 
Ree.  hat  selbst  wiederholt  hierüber  Klagen  und  Beschwerden  w- 
nommen,  da  es  vielen,  die  sich  für  die  gestellten  Reforman träge  ia- 
teressirten,  weniger  daran  lag,  die  Vorzüge  des  beantragten  Verfah- 
rens, vielleicht  in  glänzender  Darstellung,  vorgetragen  zu  lesen,  als 
dieses  Verfahren  selbst  und  seinen  inneren  Mechanismus  von  den  er- 
sten Anfängen  der  Voruntersuchung  bis  zum  Endnrthel  kennen  zo 
lernen.  Ein  gründliches  Urtbeil  Uber  den  Werth  des  Verfahrens  ist 
ohnedem  nicht  ohne  gründliche  Keontniss  des  letztern  möglich  und 
eine  solche  Kenntniss  ist  auch  selbst  dadurch  allein,  dass  man  einigen 
Assisen-  und  andern  Gerichtssitzungen  beigewohnt,  nicht  zo  errei- 
chen, da  es  hauptsächlich  darauf  ankomml ,  das  innere  Getriebe  und 
den  belebenden  Organismus  des  Verfahrens,  von  welchem  blos  der 
letzte  Theil  öffentlich  vorgenommen  wird,  kennen  zu  lernen  und  selbst 
dieser  letzte  Theil  ohne  genaue  Kenntniss  der  vorausgegangenen  Ab- 
schnitte des  Verfahrens  nicht  durchgängig  verständlich  ist.  Der  io 
dem  übrigens  sehr  verdienstlichen  Werke  von  Frey,  Frankreichs 
Civil-  und  Criminal Verfassung,  angebahnte  Weg  einer  gedrängten, 
klaren  Darstellung  des  Verfahrens  ist  hier  fortgesetzt  und  dadurch, 
dass  der  Verf.  in  eingeschalteten  Abschnitten  seine  eigenen  Erfah- 
rungen mitgetheilt,  angenehmer  und  brauchbarer  gemacht  worden. 
Es  ist  die  vorliegende  Schrift  vorzugsweise  geeignet,  dem  Leser  einen 
klaren  Blick  in  das  innere  Werk  des  mündlichen  Strafverfahrens  zu 
verschaffen,  und  daher  besondrer  Auszeichnung  würdig.  Der  Vert 
referirt,  nachdem  er  über  den  Französischen  Strafprocess  einige  all- 
gemeine Bemerkungen  und  über  Zweck  und  Bedeutung  der  Oeffent- 
lichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens,  sowie  über  Staatsanwalt- 
schaft,  unter  Benutzung  der  von  ihm  gemachten  Erfahrungen,  einige 
ebenso  interessante  als  lehrreiche  Betrachtungen  vorausgeschickt, 
unter  strenger  Berücksichtigung  der  Legalordnuog,  über  Vorunter- 
suchung, Assisengerichte,  .Zuchtpolizei- Gerichte,  Gerichte  der  ein- 
fachen Polizei  und  über  den  Cassationshof,  indem  er  über  die  Vor- 
untersuchung und  jede  dieser  Gerichtsbehörden  in  einem  besondern 
§.  das  Nölbige  bemerkt  und  sofort  an  diese  Darstellung  wiederum  in 
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einem  besondern  Abschnitte  Betrachtungen  Uber  den  Werth  des  be- 
sprochnen  Instituts  und  dessen  Ausbildung  in  praxi,  unter  Mitthei- 
lung seiner  gemachten  Erfahrungen,  anschliesst.  Ob  aber  nicht  der 
Verf.  die  oben  bemerkte  Lücke  der  Literatur  noch  sicherer  ausge- 
füllt und  dem  oben  erwähnten  Bedarfnisse  noch  befriedigender  abge- 
holfen haben  würde,  wenn  er  an  die  Spitze  seiner  Betrachtungen 
eine  gedrängte,  kurze  Uebersicht,  einen  gewissermassen  formalen 
Abriss  des  ganzen  Verfahrens  ohne  alle  Beigabc  gestellt  hätte,  ist 
ein  Zweifel  des  Ree,  welchen  er  hier  übergehen  kann,  da  er  den- 
selben bereits  anderwärts  näher  darzulegen  versucht  bat  und  da  er 
selbst  ihn  nicht  für  bedeutend  genug  hält,  um  dem  Werthe  des  Buches 
irgendwie  zu  präjudiciren. 

Seit  der  Zeit,  zu  welcher  Braun  zum  ersten  Male  auf  dem  K. 
Sächsischen  Landtage  für  die  beantragten  Reformen  des  Strafverfah- 
rens aufgetreten,  hat  der  Streit  auch  im  K.  Sachsen  eine  neue  Pe- 
riode beschritten.  Die  Vorzüge  des  mündlichen  Verfahrens  haben 
immer  mehr  Vertheidiger  gefunden,  auch  die  Oeffentlichkeit  hat  sich 
mehr  Freunde  erworben,  wenn  schon  nicht  in  gleichem  Masse  wie 
die  Mündlichkeit,  und  selbst  das  Geschwornengericht  hat  unter  den 
Juristen  und  Nichtjuristen  sich  bereits  einen  so  ansehnlichen  Kreis 
von  Anhängern  errungen,  dass  die  letztern  nicht  mehr  mit  „frommen 
Wünschen"  auftreten,  und  den  Kampf  mit  den  Gegnern  der  Jury, 
nicht  ohne  Hoffnung  auf  den  Sieg,  aufzunehmen  bereit  sind.  Die 
Staatsregierung  selbst  bat  sich  dahin  erklärt,  einen  auf  Mündlichkeit 
und  Staatsanwaltschaft  mit  (beschränkter)  Oeffentlichkeit  gehauten 
Strafproccssgesetz-Entwurf  bearbeiten  lassen  zu  wollen,  und  es  ist 
gegründete  Hoffnung  vorhanden,  dass  derselbe  bereits  dem  nächsten 
Landlage  werde  vorgelegt  werden.  Einen  bedeutenden  Vorschritt 
bat  die  K.  Preussische  Regierung  gelhan,  so  mannichfache  Ausstel- 
lungen auch  immer  gegen  einzelne  Bestimmungen  des  betreffenden 
Gesetzes  mit  Recht  erhoben  werden  können,  und  obschon  die  über- 
raschenden günstigen  Ergebnisse  zu  einem  grossen  Theile  der  Dex- 
terität  und  Gewandtheit  der  zur  Handhabung  dieses  Gesetzes  beru- 
fenen Richter  zu  danken  sind.  In  neuester  Zeit  sind  es  hauptsäch- 
lich noch  die  Fragen,  welche,  abgesehn  von  der  Jury,  zur  Lösung 
zu  bringen  sind:  In  welchem  Verhältnisse  soll  die  Voruntersuchung 
zor  Hauptuntersuchung  stehen?  Wie  soll  die  Stellung  des  Staatsan- 
walts aufgefasst  und  welche  Attribute  sollen  verliehn  werden? 
Soll  eine  zweite  Instanz  in  Betreff  der  Thalfrage  beibehalten  und  wie 
soll  sie,  bejahenden  Falls,  constroirt  werden?   Soll  eine  gesetzliche 
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Beweistheorie  aufgestellt,  und  soll  dem  Obergerichte  das  Recht  der 
refonnatio  in  durius  eingeräumt  werden?  —  Es  sind  diese  Fragen 
von  vorzüglicher  Wichtigkeil  für  die  K.  Sächsische  Gesetzgebung, 
da  die  neuen  Reformen  nur  unter  Beibehaltung  der  Garantien  des 
zeitherigen  Verfahrens  —  welche  man  in  der  (Mündlichkeit  dessel- 
ben und  in  dem  Institute  der  zweiten  Instanz  gefunden  —  eingeführt 
werden  sollen.   Ree.  hat  zur  Lösung  dieser  Fragen  einen  Beitrag  io 
seiner  kürzlich  erschienenen  Schrift:  „lieber  Einführung  des  mbW//'- 
chen  Strafverfahrens,  insbesondre  Ober  Einrichtung  der  zweiten  In- 
stanz und  Motiviruog  der  Erkenntnisse,  in  Betreff  der  Thal  frage u 
geliefert,  auf  welchen  er  hier  verweist. 

Was  nun  die  von  dem  Verf.  des  vorliegenden  Werks  aufgestell- 
ten Betrachtungen  und  Ansichten,  so  wie  die  von  ihm  gegebnen  Mit- 
theilungen aus  der  Gesetzgebung  und  Spruchpraxis  anlangt,  so  hat 
Ree.  im  Allgemeinen  nichts  zu  erinnern  gefunden.  Bei  dem  Zwecke 
des  Buchs  können  hier  weitgreifende  geschichtliche  Forschungen  und 
vergleichende  Untersuchungen,  vorzüglich  in  Betreff  des  Anklage- 
und  Inquisitions  -  Principes  und  Processes  und  über  den  Zusammen- 
hang der  Französischen  Gericbtsorganisation  in  Criminalsachen  mAl 
den  übrigen  Theilen  der  Gerichts-  so  wie  Oberhaupt  der  Staatsver- 
fassung, über  den  Bildungsgang  dieses  Verfahrens  und  des  Instituts 
der  Jury  insbesondre  nicht  erwartet  werden.  Sie  liegen  dem  Zwecke 
des  Buchs  fern,  welches  einen  Reisebericht  nebst  Materialien  zum 
besseren  Verständnisse  der  beantragten  Reformen  geben  soll,  ohne 
zugleich  eine  geschichtlich -cri tische,  strafprocessrecbtliche  erschö- 
pfende Untersuchung  des  fraglichen  Verfahrens  zu  liefern. 

Der  Verf.  gehört  zu  den  Anhängern  der  Jury,  während  Ree. 
denselben  nicht  beitritt  und  bei  dieser  Ansicht  auch,  nach  wieder- 
holter Prüfung  dieses  Instituts  in  den  Ländern  des  üfT.-mOndl.  Ver- 
fahrens, stehen  bleibt.  Auch  der  Verf.  erkennt  die  politische  Bedeu- 
tung des  Instituts  als  eine  der  wichtigsten  und  bezeichnet  das  Schwor- 
gericht als  das  Repräseniativsyslem  in  der  Rechtspflege,  den  Aus- 
druck der  Beteiligung  des  Volkes  bei  der  letzteren,  als  eine  natürliche 
Folge  der  wahrhaften  Repräsentativverfassungen.  In  gleicher  Masse 
hat  sich  noch  jüogst  die  K.  Schwedische  Gesetzgebungsconimission  in 
den  Motiven  zu  dem  von  ihr  vorgelegten,  auf  Geschworncngerichte 
gebauten  Entwürfe  eines  Strafprocessgesetzes  ausgesprochen.  Sie  er- 
klärt dieselben  für  eine  Volksrepräsentation  unter  der  Form,  in  wel- 
cher diese  sich  an  dfe  richterliche  Macht  anschlicsse  und  derselben 
im  bürgerlichen  Vertrauen  die  gehörige  Stütze  gebe;   sie  sei  fu*r 
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diese,  was  die  eigentliche  Nationalrepräsentation  fiir  die  gesetzge- 
bende Macht  und  was  die  Municipal  Einrichtung  für  die  verwaltende 
sei.  Hier  ergreift  aber  der  oft  citirte  Ausspruch  Wächter's  Platz: 
„Es  wird  dadurch,  was  niemals  geschehen  sollte,  das  Recht  der  Poli- 
tik zum  Opfer  gebracht,  und  auch  auf  dem  Felde  der  Politik  ist  es 
ein  einseitiges  Institut. " 

lieber  das  den  Geschwornen  ertheilte  Befugniss  „der  mildern- 
den Umstände4'  ist  besonders  zu  vergleichen,  was  hierüber  kürzlich 
Cherbuliez  in  Genf  (Krit.  Zeitschr.  d.  R.-YV.  d.  Ausl.  Bd.  XIX.)  ver- 
öffentlicht hat.  Durch  diese  Bemerkungen  wird  auch  die  S.  97.  von 
dem  Verf.  ausgesprochene  Ansicht  bestätigt.  Dagegen  kann  Ree. 
ferner  die  von  dem  Verf.  behauptete  innere  notwendige  Verbindung 
der  Mündlichkeit  und  Oeffcntlichkeit  des  Verfahrens  nicht  anerken- 
nen und  hat  die  von  dem  Verf.  hier  vorgetragnen  Gründe  bereits  in 
den  N.  Jahrb.  f.  Säe hs.  Strafrecht  Bd.  IV.  S.  451.  ff.  (Zweiter  Artikel 
über  die  Oeffentlichkeit  des  Strafverfahrens)  einer  Prüfung  unter- 
worfen, worauf  er  hier  verweisen  kann. 

Der  Verf.  tadelt  in  dem,  der  Staatsanwaltschaft  gewidmeten 
§.,  soviel  das  Französische  Recht  anlangt,  hauptsächlich  die  dem 
Staasanwalte  eingeräumte  Befugniss  znr  Vornahme  von  Untersuchungs- 
handlungen im  Falle  der  Noth  und  die  Abhängigkeit  dieses  Beamten 
von  der  Regierung.  Die  dem  Staatsanwälte  in  Frankreich  erlheilten 
ausgedehnten,  ihn  selbst  zu  einer  wirklichen  Staatsbehörde  erheben- 
den Befugnisse,  welche  ihn  nicht  blos  als  Vertreter  der  verletzten 
bürgerlichen  Ordnung  vor  dem  Richter,  sondern  sogar  zum  Wächter 
und  Executor  des  Gesetzes,  und  sonach  beziehungsweise  über  den 
Richter  hinstellen,  sind  vielfach  angegriffen  worden,  und  man  hat 
neuerdings  versucht,  die  Thätigkeit  des  Staatsanwalles  auf  den  zuerst 
bemerkten  Wirkungskreis  zu  beschränken.  Der  Verf.  scheint  da- 
gegen der  Ansicht,  welche  für  den  ausgedehnteren  Wirkungskreis  des 
Staatsanwalts  sich  ausspricht,  beizutreten.  Ree.  hal  hier  nur  zu  erin- 
nern, dass  die  vom  Verf.  getadelte  Befugniss  des  Staatsanwalts  wie  über- 
haupt die  Organisation  der  gerichtlichen  Polizei  den  Zweck  hat,  für 
möglichst  schnelle  und  sichere  Erhebung  des  Thatbestands  in  drin- 
genden Fällen  Vorkehrungen  zu  treffen.  Von  Interesse  sind  hierbei 
die  Bemerkungen  und  Vorschläge  Molitor's,  in  den  Jahrb.  f.  d. 
Strafverfahren  Bd.  III.  S.  27.  und  de  Vaulx's,  in  d.  Zeitschr.  f.  d. 
R.-VV.  u.  Gesetzg.  d.  Ausl.  Bd.  VII.  S.  269.  fg.  274.  Eine  der 
schärfsten  Kritiken  des  Instituts  findet  man  bei  Frey,  a.  a.  0.  S. 
223.  fg.    Will  man  dem  Staatsanwälte  diese  Befugniss  nehmen,  so 
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ist  es  erforderlich,  irgend  einen  andern  Beamten,  auf  dessen  Prä- 
senz man  rechnen  kann,  z.  B.  jedes  Mitglied  des  Gerichts  in  Folge 
eines  ihm  von  dessen  Vorstande  erlheilten  Auftrags,  mit  der  gedach- 
ten Befugniss  zu  versehen,  damit  nicht  wegen  Abwesenheit  des  Un- 
tersuchungsrichters die  Aufnahme  des  Thatbestands  u.  s.  w.  verspä- 
tigt und  dadurch  der  Erfolg  der  Untersuchung  gefährdet  werde. 

Mit  Recht  bemerkt  der  Verf.,  dass  die  Französische  Strafgesetz- 
gebung alle  und  jede  in  dem  Begriffe  vom  Vorverfahren  liegenden  Hand- 
lungen als  Handlungen  der  gerichtl  ichen  Polizei  betrachte.  Es  ist 
dieses  auch  in  Art.  8.  des  Code  cTI.  Cr.  klar  ausgesprochen.  Diese  An- 
sicht ist  zugleich  gegen  die  neuerlich  aufgestellte  Meinung  anzuführen, 
welche  in  dem  Oecrete  der  Anklagekammer  eine,  unsern  Erkennt- 
nissen vergleichbare  Entscheidung  über  Schuld  und  Unschuld  des  An- 
geklagten findet.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  vergleichenden 
Bemerkungen  des  Verfs.  S.  G5.  ff.  über  die  Voruntersuchung  und  unser 
jetziges  Untersuchungsverfahren,  seit  Aufhebung  des  Unterschieds 
der  General-  und  Specialinquisition.  Auch  der  Verf.  bestätigt  die 
ebenfalls  von  dem  Ree.  gemachte  Wahrnehmung,  dass  der  Vorwurf 
einer  oberflächlichen  und  leichtsinnigen  Führung  der  Voruntersuchung 
im  Allgemeinen  unbegründet  sei  und  dass  derselbe  insbesondre  den 
Teutschen  Rheinländischen  Richtern  nicht  gemacht  werden  könne. 
Uebrigens  scheint  der  Verf.  sich  ebenfalls  für  Beibehaltung  des  in- 
quisitorischen Princips  auszusprechen,  wie  bei  der  jetzt  angenom- 
menen rechtlichen  Natur  des  Verbrechens  nicht  bezweifelt  werden 
kann  und  welches  durch  die  Aufstellung  eines  besondern,  im  Namen 
des  Staats  das  Verbrechen  verfolgenden  Beamten  keine  Beeinträch- 
tigung erleidet,  sondern  durch  die  Trennung  der  im  Inquirenten  zeit- 
her vereinigten  verschiednen  Functionen  und  Verthcilung  derselben 
an  verschiedne  Beamte  eine  Verstärkung  in  seiner  practischen  Gel- 
tung erlangt.  Reinigen  wir  nur  den  jetzigen  Untcrsuchungsprocess 
von  den  Auswüchsen,  welche  eine,  jede  Freiheit  des  lediglich  zum 
Object  der  richterlichen  Willkür  herabgesunkenen  Angeschuldigten 
grundsätzlich  ausschliessende  falsche  Ausicht  von  der  Stellung  des 
letztern  hervorgerufen  und  vorzugsweise  zu  den  lebhaften,  zugleich 
das  Vertrauen  zur  Strafjustizpflege  im  Volke  untergrabenden  An- 
griffen auf  unser  Verfahren  Veranlassung  gegeben!  Das  Inquisitions- 
prineip  will  auch  nur  auf  rechtlich  zulässigem  Wege  und  ohne  Auf- 
hebung der  Subjectivität  des  Angeschuldigten  die  Wahrheit  ermitteln 
und  vermeidet  jede  mittelbare  und  unmittelbare  Einwirkung  durch 
Zwang  auf  den  Inculpaten,  weshalb  das  Gcständniss  desselben  auch 
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hier  seine  volle  Bedeutung  erlangt  und  nicht  blos,  wie  man  oft  be- 
hauptet, in  dem  Anklageprocess  entscheidende  Wirkung  hat,  —  nur 
der  Teutsche  Untersuchungsprocess,  welcher  in  dem  Inculpaten  nur 
ein  Mitlel  zu  seinem  Zwecke  erblickt,  nöthigt  denselben  durch  die 
Tortur,  Ungehorsamsstrafen  u.  s.  w.  zum  Geständniss,  auf  welchem 
auch  das  Beweissystem  des  gemeinen  Teulschen  Processes,  wie  er 
sich  ausgebildet  oder  verbildet  hatte,  beruhte  (Confessio  est  regina 
probationum).  Das  Inquisilionsprincip  hat  mit  dieser  Gestaltung  des 
Processes  nichts  zu  schaffen  und  Ree.  ist  auch  der  Ansicht,  dass  das 
Beweissystem  selbst  nicht  unbedingt  von  der  Wahl  des  Accusations- 
oder  Inquisitionsprincips  abhängig  sei,  wie  neuerlich  Zachariä,  d. 
Gebreehen  u.  d.  Reform  d.  Deutschen  Strafverf.  S.  185.  ff.  behauptet 
bat  (Vgl.  des  Verfs.  Schrift  S.  29.  f.). 

Mit  Recht  erklärt  sich  der  Verf.  S.  108.  gegen  die  schwache 
Besetzung  der  Zuchlpolizeigerichte.  Drei  Richter  haben  das  Recht, 
bis  zu  fünfjährigem  Gefängnisse  zu  erkennen,  dergestalt  dass  die 
Stimmen  von  zwei  Richtern  zur  Verurtheilung  genügen.  Und  doch 
sind  auch  bei  uns  in  Teutschland  oft  die  Griminalsenate  der  Ober- 
gerichte so  schwach  besetzt,  dass,  wenn  nur  ein  Mitglied  krank  oder 
verreist  ist,  eine  wohl  ebenso  geringe  Zahl  Richter,  selbst  noch  höhere 
Strafen  zu  erkennen  befugt  ist.  Mit  ebenso  edler  Wärme  als  Uber- 
zeugenden Gründen  hat  auch  Frey  S.  106. f.  sich  gegen  diese  schwache 
Besetzung  erklärt  und  auf  die  schweren  Nachtheile  derselben  aufmerk- 
sam gemacht,  welche  noch  dadurch  gesteigert  werden,  dass  bekannt- 
lich perkutorische  Recusationen  vor  den  Tribunalen  der  Zuchtpolizei 
unzulässig  sind.  Manche  zu  Gunsten  der  Zuchtpolizeigerichte  in 
Frankreich  bestehenden  Ausnahmen  von  den  sonst  geltenden  Vor- 
schriften sind  allerdings  nur  aus  dem  Bestreben  der  Regierung  zu 
erklären,  die  Macht  dieser  Gerichte  auf  Kosten  der  Jury  zu  ver- 
mehren und  zu  stärken.  Zu  tadeln  ist  auch  die  von  der  Praxis  fest- 
gehaltne  Auslegung  des  Art.  257.  des  C.  (TL  Cr.,  nach  welcher  die 
Vorschrift  dieses  Art.  auf  die  Assisengerichte  beschränkt  und  dem 
Untersuchungsrichter  gestattet  ist,  als  Richter  im  Zuchtpolizeigerichte 
bei  der  Aburtheilung  zu  coneurriren,  worüber  de  Vaulx  und  Frey 
bereits  das  Nähere  entwickelt  haben. 

Was  der  Verf.  Ober  die  zweite  («stanz  in  Correctionellsachen 
bemerkt  hat,  sind  nur  Andeutungen.  Es  war  die  Frage  Ober  Beibe- 
haltung und  Einrichtung  derselben  damals  noch  nicht  in  den  Vorder- 
grund getreten.  Jetzt  gehört  sie  zu  den  Angelpunkten  der  beantrag- 
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ten  Reformen.  Ree.  verweist  io  dieser  Hinsicht  aaf  seine  raehran- 
gezogene  Schrift. 

Sebr  berücksichtigungswerlh  sind  aoeh  die  von  dem  Verf.  ge- 
gebnen Betrachtungen  Ober  die  Gerichte  der  einfachen  Polizfei.  Es 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  K.  Sachsen  ebenfalls  dringend  eioes 
Polizeistrafgesetzbuehs  bedürfen  wird,  dm  das  neue  Gebäude  voll- 
ständig herzustellen.  Neuerdings  hat  auch  das  K.  Hannover  ein  Po- 
lizeistrafgesetzbuch erhalten,  das  unsre  volle  Aufmerksamkeit  ver- 
dient, und  die  baldige  Emanation  eines  solchen  ist  im  Grossb.  Hessen 
zu  erwarten. 

Bei  den  Bemerkungen  über  den  Cassaliooshof  wäre  ein  genaueres 
Eingehen  auf  dessen  Wirkungskreis,  insbesondre  die  loi  vom  1.  April 
1837.,  durch  welche  dem  Cassationshofe  die  Befugnis«  ertheilt  wurde, 
das  Gesetz  mit  rechtsverbindlicher  Kraft  für  die  sämmtlichen  Tribu- 
nale, sonach  authentisch  zu  inlerpretiren,  zu  wünschen  gewesen.  Die 
Bestimmung,  dass  jedoch  nur  erst  dem  zweiten  Urtheil  des  Cassa- 
tionshofs  diese  Wirkung  beigelegt  worden,  ist  schon  von  Andern  he- 
leuchtet  worden.  Im  Allgemeinen  aber  kann  der  Ree.  sich  mit  der 
Idee  der  Erstrebung  einer  gleichmässigen  Rechtsauslegung  durch  den 
Ausspruch  des  höchsten  Tribunals  nicht  einverstanden  erklären.  Die 
Wirkung  seines  Ausspruchs  ist  -nur  auf  einige  Zeit  beschränkt,  und 
bekannt,  wie  oft  die  Ansiebten  des  Franz.  Cassationshofs  über  ein- 
zelne Fragen  in  kurzen  Zwischenräumen  gewechselt  haben. 

Der  Verf.  des  vorliegenden  Werks  tbcilt  in  der  zweiten  Abthei- 
lung die  Grundziige  des  Strafverfahrens  nach  der  Holländischen  Ge- 
setzgebung mit.  Sie  ist  von  besonderm  Interesse,  weil  in  Hol/and 
die  Geschwornengerichte  mit  dem  Sturze  der  Napoleonischen  Herr- 
schaft zugleich  verschwanden  und  bis  jetzt  die  Gegner  dieses  Insti- 
tuts die  Oberhand  behalten  haben,  worüber  noch  kürzlich  ein  interes- 
santer Aufsatz  in  der  Zeilschr.  f.  R.-W.  d.  Auslands  Bd.  XIX.  näheren 
Aufschluss  ertheilt  hat. 

In  einem  Anhange  verbreitet  sich  der  Verf.  über  das  Schluss- 
verfahren nach  Württembergiscbem  Rechte.  Es  herrscht  über  die 
Unzulänglichkeit  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1843.  wohl  nur  eine 
Stimme.  Die  bisher  gemachten  Erfahrungen  haben  zwar  einerseits 
gezeigt,  welche  bedeutende  Erfolge  selbst  bei  der  geringen  Dosis 
von  Mündlichkeit,  die  jenes  Gesetz  gewährt,  zu  erlangen  sind,  andrer- 
seits aber  auch  glänzend  bewiesen,  dass  die  Halbheit  der  angenom- 
menen Grundsätze  und  insbesondre  die  daselbst  getroflne  Einrichtung 
der  zweiten  Instanz  den  Erfordernissen  eines  guten  Strafverfahrens 
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in  keiner  Weise  entsprechen.  Von  hohem  Interesse  sind  hierbei  die 
in  der  v.  Sarwey'schen  Monatschrift  erfolgten  Mittheilungen  des 
Vicedirectors  v.  Breitschwert  zu  Tübingen  Ober  die  zeither  zur 
Aburlheilung  im  Schlussverfahren  gelangten«  Straffälle. 

Die  dem  Buche  zum  Schlüsse  beigegebnen  Beilagen  enthalten 
zwei  Erkenntnisse  des  Grossli.  Hessischen  Kreisgerichts  zu  Mainz  in 
Strafsachen,  verschiedne  Formulare  einzelner  Theile  der  Vorunter- 
suchung, eine  vollständige  Relation  des  bekannten  Processes  gegen 
Rousselet  und  Eduard  Donon-Cadot,  zwei  Holländische  Criminalur- 
thel,  die  Convention  der  Mitglieder  des  Buchhändler-Vereins  zu  Stutt- 
gart in  Betreff  der  Niedersetzung  eines  Schiedsgerichts  und  die  Sta- 
tuten der  Württemberg.  Handelskammern,  —  es  dienen  diese  Mittei- 
lungen zur  Erläuterung  und  Vervollständigung  der  im  Haupttheile 
niedergelegten  Ansichten  und  gegebnen  Auszüge  der  betreffenden 
Gerichtsverfassungen, 

Das  hohe  Verdienst,  welches  der  Verf.  sich  durch  die  Heraus- 
gabe seines  Werks  erworben,  und  die  Nützlichkeit  desselben  als  In- 
struction für  diejenigen,  welche  mit  den  Grundzügen  der  beantragten 
Reformen  sich  vertraut  machen  wollen,  ist,  zumal  die  Art  der  Dar- 
stellung für  Juristen  ebenso  wohl  als  Nichtjuristen  berechnet  ist,  un- 
bestreitbar, und  gebührt  daher  dem  Verf.  der  lebhafteste  Dank  aller, 
welche  sich  für  diese  Reformen  inleressiren. 

Leipzig,  im  August  1847. 
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II.  Anzeigen. 

P 

1.  Das  neueste  Civilprozessgesctz  vom  21.  Juli  1846.  Seine 

Stellung  zur  Prozessordnung  vom  Jahre  1793.  und  zum  gemeinen 
Deutschen  Prozesse.  Von  A.  W.  Ctoetze,  Dr.  d.  R.  u.  K.  Geh. 
Ober-Trib.-Vice-Präsid.  2.  Aufl.  Berlin,  Bessert  Verlagsbuchh., 
1846.   90  S.  gr.8.  Thlr.) 

2.  Aeusserungen  über  das  Gesetz,  betreffend  das  Verfahren  in 
den  bei  dem  Kammergericht  und  Kriminalgericht  zu  Berlin  zu  fah- 
renden Untersuchungen  vom  17.  Juli  1846.  und  die  Verord- 
nung über  das  Verfahren  in  Civil-Prozessen  vom  21.  Juli  1846. 
Von  J>r.  F.  O.  Seheller,  Ober-Landes-Gerichts-Cbef-Präsident 
zu  Frankfurt  a.  0.  Frankfurt  a.  d.  0.  u.  Berlin,  Trawitzsch  u.  Sohn, 
1846.   IV  u.  135  S.  gr.  8.  Thlr.) 

3.  Die  Verordnungen  vom  1.  Jnni  1833.  über  den  Mandats-, 
summarischen  und  BagatelUProzess  und  21.  Juli  1846.  über  das 
Verfahren  in  Civil-Prozessen,  systematisch  zusammengestellt  und 
mit  Anmerkungen  versehen  von  R.  F.  Paschke»  Oberlandsgerichts- 
rath.   Berlin,  Heymann,  1846.   4£  Bog.  8.  Thlr.) 

4.  Praktischer  Hand-Connnentar  der  Verordnung  v.  21.  Jali 

1846.  über  das  Verfahren  in  Civilprocessen  von  A.  Bert  hold, 
Assessor  b.  Kammergericht  u.  flausvogteigericht.  Nebst  einem  An- 
hange, enthaltend  die  Verordnung  v.  21.  Juli  1846.«  so  wie  die  Ver- 
fügung desO.-L.-G.  zu  Breslau  v.  15.  Septbr.  1846.  und  die  mini- 
steriell genehmigte  Anweisung  des  O.-L.-G.  zu  Paderborn  v.  20.  Oct. 
1846.   Berlin,  Hirschwald,  1846.   VIII  u.  103  S.  8.   (J  Thlr.) 

5.  Die  Rechtsmittel  4er  Revision  und  Nichtigkeitsbeschwerde 

des  Prcussischen  Prozesses  in  ihrer  durch  die  Gesetzgebung  und 
die  Praxis  des  K.  Geheimen  Ober-Tribunals  ihnen  gegebenen  Ge- 
staltung systematisch  dargestellt  und  mit  einem  Anbange :  die  Verord- 
nung vom  21.  Juli  1846.  das  Verfahren  in  Civil-Prozessen  betreffend 
und  das,  zur  Ausfuhrung  desselben  von  dem  K.  Geheimen  Ober- 
Tribunal  beschlossene  Reglement,  desgleichen  die  Geschäftsver- 
lheilung unter  die  vier  Senate  des  Geheimen  Ober-Tribunals  und 
deren  Sitzungstage  enthallend,  versehen  von  J.  F.  W.  Hoppe,  K. 
Geh.  Ob.-Tribunals-R.  Berlin,  Heymann,  1847.  IVu.l44S.  gr.  8. 
<*  Thlr.) 

6.  Systematische  Darstellung  der  Lehre  vom  Beweise  im 
Preussischen  Civilprocesse.  Zum  Gebrauch  für  praktische  Ja- 
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risten.  Herausgegeben  von  Carl  Ernst  Scheele»  K.  Preuss. 
Ober- Landes -Gerichts- Assessor.  Leipzig,  Brauns,  1847.  X  u. 
lI0S.gr.  8.  (|Tblr.) 

7.  Der  Preussische  Civilprozess  nach  der  neuern  Gesetzgebung 
unter  Beifügung  der  seit  dem  Jahre  1833.  ergangenen  Verordnun- 
gen, erläuternden  Rescripten  u.  s.  w.  Von  HI.  F«  £ssellen. 
Arnsberg,  Ritter,  1846.   CXXVI  u.  186  S.  gr.  8.    (1J  Thlr.) 

Von  dem  grössten  und  allgemeinsten  Interesse  ist  wohl  unstreitig 
die  Umgestaltung,  welche  das  Preussische  Strafverfahren  so  wie  das 
bürgerliche  Prozess-Wesen  durch  die  beiden  Verordnungen  vom  17. 
u.  21.  Juli  1846.  erfahren,  und  wir  können  in  Bezug  auf  Beide  wohl 
in  die  Worte  mit  einstimmen,  mit  denen  Herr  Vize-Präsident  Goelze 
sein  in  Beziehung  der  letzteren  herausgegebenes  Werkchen  schliesst, 
dass  das  neue  Prozessgesetz  aus  ganzer  Ueberzeugung  als  ein  Fort- 
schritt bester  Art  zu  begrüssen  sei. 

Schon  seit  Emanation  des  Gesetzes  vom  l.Juni  1833.  über  den 
Mandats-,  summarischen  und  Baga  teil -Prozess  fand  in  gewissen  ein« 
fächeren  Prozess-Sachen  sowie  bei  allen  Streitigkeiten  bis  zur  Höhe 
von  50  Thlrn.  (Bagatellsachen)  ein  summarisches  Prozess  verfahren 
statt,  welchem  mit  mehrfachen  zweckgemftssen  Abänderungen  gegen- 
wärtig eine  allgemeine  Geltung  zu  Theil  geworden.  Weit  bedeuten- 
der und  folgenreicher,  als  es  im  ersten  Augenblick  erscheinen  konnte, 
wird  unstreitig,  wie  sich  dies  auch  schon  in  dem  einen  Jahre  seines 
Bestehens  vielfältig  und  thatsächlich  dargethan  hat,  die  Rückwirkung 
des  neuen  Prozess-Gesetzes  auf  den  ganzen  Gang  der  Justiz- Verwal- 
tung sein,  da  schon  der  bisherige  summarische  Prozess,  wofür  wir 
dem  einsichtsvollen  Justiz-Minister  Mühler  Dank  wissen  müssen»  in 
dem  Verhältniss  zu  dem  früheren  Verfahren  so  wohlth.'ilige  Folgen 
geäussert,  und  sich  im  Ganzen  des  öffentlichen  Beifalls  zu  erfreuen 
gehabt  bat. 

Weniger  bedeutend  äusserten  sich  die  Rückwirkungen  des  Ge- 
setzes vom  1.  Juni  1833.  auf  den  Stand  der  Justiz- Kommissarien. 
Diese  in  der  Aktenschreiberei  oftmals  ergraut,  waren  wenn  auch  gut 
sehreibende,  doch  wohl  in  den  seltensten  Fällen  gut  sprechende  Ju- 
risten, und  es  war  demnach  das  durch  jenes  Gesetz  bereits  angeord- 
nete mündliche  Verfahren  allermeist  nur  als  eine  sehr  lästige  Zugabe 
betrachtet  worden.  Nächstdem  ist  es  allerdings  wohl  schwer,  wenn 
man  in  einem  vom  ersten  Anfang  an  geübten  Geschäftsgänge  sich  so 
völlig  eingewöhnt  bat,  dass  er  gleichsam  zur  zweiten  Natur  gewor- 
den, plötzlich  aus  diesem  herausgerissen  auf  ein  neues  Feld  zu  treten, 
auf  dem  man  sich  nicht  auf  so  festen  Füssen  weiss;  wir  meinen  hier 
das  mündliche  Verfahren.  Und  drittens  mag  wohl  auch  der  frü- 
here natürlich  langsamere  und  schleppende  Geschäftsgang  für  die 
pecuniären  Verhältnisse  der  prozessf  ührenden  Juristen  weit  erspriess- 
licher  und  zusagender  gewesen  sein,  als  der  durch  das  mündliche 
Verfahren  bei  weitem  abgekürztere.  Doch  es  war  einmal  ein  Anfang 
da,  der,  wie  die  Folgezeit  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1846.  ge- 
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lehrt,  nur  gleichsam  einen  Uebergang  aas  dem  alten  zu  dem  neuen 
Verfahren  bildete,  wo  die  Mündlichkeit  eine  so  bedeutende  Rolle 
spielt.  Natürlich  wird  sich  bei  dieser  jetzt  weit  häufigem  und  all- 
gemeinem Anwendung  derselben  der  Advokatenstand  mehr  daran  ge- 
wöhnen und  seinen  ganzen  Geschäftsbetrieb  danach  einrichten  mösseo, 
nicht  bloss  zu  schreiben,  sondern  auch  in  mündlicher  Verhandluog 
aufzutreten. 

Am  vorteilhaftesten  wird  jedoch  die  Rückwirkung  sich  auf  den 
Richterstand  Äussern  und  bewahren,  der  nun,  wenigstens  zum  grosses 
Theil,  von  jener  Last  des  ebenso  ermüdenden  als  gleich  unvortheil- 
haft  auf  Körper  und  Geist  einwirkenden  Aktenschreibens  und  Lesens 
befreit  wird.  Ein  frischerer  lebendiger  Geist  auch  in  diesem  Stande 
dürfte  daher  wohl  die  eben  so  natürliche  als  unausbleibliche  Folge 
jenes  Gesetzes  sein. 

Was  aber  ganz  vorzugsweise  den  Werth  des  neuen  Gesetzes 
erhöhen  hilft,  ist  die  Verordnung  vom  7.  April  1847.,  welche  die 
Oeffentlicbkeit  in  den  nach  dein  neuen  Verfahren  geführten  Prozes- 
sen anordnet.  Diese  bietet  sowohl  der  Partei  als  dem  Publikum  eine 
eben  so  feste  Garantie  als  sie  wohl  auch  gar  manchmal  den  Richter 
vor  (Jebergriffen  bewahren  wird. 

Auf  den  Stand  der  jüngeren  Juristen  namentlich  aber  muss  dieses 
Gesetz  ganz  vorzugsweise  einwirken,  da  dieselben,  Anskultatoren  und 
Referendarien,  hierdurch  den  bedeutend  grössten  Theil  ihrer  bishe- 
rigen Beschäftigung  verlieren.  Es  muss  demnach  eine  anderweite  an 
deren  Stelle  treten,  welche  aber  auch  gleichzeitig  ihre  Ausbildung 
fördern  wird. 

So  viel  Gutes  dieses  Gesetz  vom  21*  Juli  1846*  auch  mit  sich 
gebracht,  und  so  viel  segensreiche  Erfolge  es  auch  noch  nach  sich 
ziehen  mag  und  wird,  so  haben  sieb  doch,  wie  davon  wohl  keine 
neue  Staats-  oder  Rechts-Institution  befreit  bleibt,  auch  wieder  ein- 
zelne tadelnde  Stimmen  dagegen  erhoben.  Die  Zahl  der  liierarischen 
Produkte,  meist  Brochflren,  welche  im  Laufe  eines  Jahres  seit  seiner 
Emanation  theils  als  Kritiken,  theils  als  dogmatische  theils  als  syste- 
matische Bearbeitungen  erschienen,  ist  eben  nicht  klein.  Wir  haben 
vorstehend  deren  sieben  aufgeführt,  über  welche  wir  im  Folgenden 
kurz  berichten  wollen. 

Das  unter  Nr.  1.  aufgeführte  Werkchen  eröffnete,  jedoch  ohne 
Namen  des  Verfassers,  in  der  ersten  Auflage  die  Reihe  der  Literatur 
Ober  das  neue  Prozessgesetz,  indem  es  eine  Parallele  zwischen  dem 
neuen  Gesetz  von  1846.,  der  Prozessordnung  von  1793.  und  dem 
gemeinen  deutschen  Prozess  aufstellt.  Nachdem  der  Verf.  in  sehr 
wahrheitsgetreuen  Zügen  das  Prinzip  der  bisherigen  Prozessordnung 
geschildert  hat,  sieht  er  sich  zu  der  Bemerkung  veranlasst,  dass  we- 
nigstens von  den  Kollegien  das  Prinzip  der  Gerichtsordnung  der  Sache 
nach  wirklich  als  unausführbar  aufgegeben  worden,  aber  eben  des- 
halb ein  dringendes  Verlangen  nach  Abhülfe  entstanden  sei,  indem 
die  Gerichtsordnung  einerseits  den  Gerichten  Anforderungen  gestellt, 
welche  selbst  von  den  grössten  und  wichtigsten  nicht  ausgeführt  wer- 
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den  konnten,  andererseits  aber  ihnen  Hindernisse  entgegen  gesetzt 
hat,  sich  selbst  neue  und  angemessene  Anforderungen  zo  bilden.  Da 
sei  nun  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1833.  als  wenigstens  vorläufige  Ab- 
hülfe dieser  Mängel  und  zur  mindestens  theilweisen  Befriedigung  jenes 
Verlangens  erschienen,  und  auf  dieses  als  Basis  sei  nun  das  neue, 
durch  das  Gesetz  vom  21*  Juni  1846*  eingeführte  Prozessverfahren 
gebaut.  Nächstdcm  unterwirft  der  Verf.  in  höchst  interessanter  Weise 
einzelne  Punkte  der  neuen  Gesetzgebung,  aiy.  die  Einleitung  des  Ge- 
setzes, die  Evenlualmaxime,  das  mündliche  V  erfahren,  das  schriftliche 
Verfahren  und  die  vier  Prozesssätze,  den  Baga  teil- Prozess,  das  Kon- 
tumazial verfahren,  die  Beschwerden  über  Prozessverfügungen,  einer 
besonderen  sehr  scharfsinnigen  Besprechung,  entwickelt  die  Bedeu- 
tung, welche  das  neue  Gesetz  in  der  Geschichte  des  Preussischen 
Prozesses  einnimmt,  und  einnehmen  wird,  zeichnet  den  Charakter 
des  neuen  Verfahrens,  sucht  die  Richtung  darzulegen,  welche  die 
weitere  Fortbildung  des  Preussischen  Prozesses  durch  Legislation  und 
Praxis  nehmen  werde  und  müsse,  und  gelangt  endlich  S.  81.  zu  den 
beiden  Haupt-Resultaten:  I.  Der  Fundamentalgrundsalz  der  Preussi- 
schen Prozessordnung  ist  jetzt  an  sich  und  in  seinen  Konsequenzen 
vollständig  beseitigt;  und  II.  die  Haupt-  und  Grund-Prinzipien  des 
gemeinen  deutschen  Prozesses  sind  jetzt  die,  auf  welche  der  neue 
Preussische  Prozess  auferbaut  ist. 

Bei  der  uns  vorliegenden  zweiten  völlig  unveränderten  Auflage 
hat  der  Verf.  seinen  Namen  genannt,  wofür  wir  ihm  ebenso,  wie 
überhaupt  für  seine  ganze  höchst  geistreiche  und  scharfsinnige  Ent- 
wickelung  und  Darstellung  des  Prinzips  und  der  Theorie  des  neuen 
Preussischen  Prozess» Verfahrens  unsern  wärmsten  Dank  sagen. 

Der  Verf.  der  Schrift  unter  Nr.  2.  legt  in  derselben  seine  auf 
langjährige  Erfahrungen  gestützten  und  durch  dieselben  begründeten 
Ansichten  über  die  wichtigsten  Materien  sowohl  des  Kriminal-  als 
Civil -Prozesses,  als:  Mündlichkeit,  Oeffenllichkeit,  Verhandlungs- 
maxime, Staatsanwaltschaft  u.s.  w.  dar.  Er  ist  und  fühlt  sich  um  so 
mehr  hierzu  berechtigt,  als  er  vermittelst  seiner  höheren  Stellung  als 
Mitglied  des  Staatsralhs  und  früherer  Mitarbeiter  bei  der  Gesetzrevi- 
sion eine  sehr  genaue  Kenntniss  von  der  Entwickelung  der  Preussi- 
schen Gesetzgebung  nnd  ihren  Motiven  zu  errangen  vermogto,  und 
andererseits  durch  den  Raum  einer  sehr  langen  Reihe  von  Dienst- 
jahren, wo  er  theils  als  richterlicher  Beamter  bei  Gerichten  fungirte, 
bei  denen  die  Preussische  Prozess-  und  Kriminal -Ordnung  Geltung 
hatte,  theils  auch  bei  solchen  wo  nach  Französischem  und  gemeinem 
Recht  verfahren  wurde,  Gelegenheit  genug  hatte,  in  jeder  Art  des 
im  Preussischen  Staate  bestehenden  Rechtsverfahrens  praktische  Er- 
fahrungen zu  sammeln.  Seine  „Aeusserungen"  haben  übrigens,  wie 
er  selbst  einleitend  sagt,  weit  weniger  den  Preussischen  Staat  selbst, 
als  die  übrigen  Deutschen  Staaten  vor  Augen,  von  denen  er  hofft,  dass 
auch  sie  auf  der  glorreichen  Bahn,  welche  Preussen  durch  diese  neuere 
Gesetzgebung  im  Fortschritt  der  Entwickelung  der  Rechtspflege  be- 
treten, nachfolgen  werden.   Er  fasst  beide  Erlasse,  sowohl  den  vom 
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17*  Juli  1846«  über  das  Verfahren  in  den  bei  dem  Kammergericht 
und  Kriminalgericbt  zu  Berlin  zu  führenden  Untersuchungen  als  den 
vom  21*  dess.  M.  über  das  neue  Verfahren  in  Civil-Prozessen  in  eine 
Abhandlung  zusammen,  geht  jedoch  weniger  in  die  Einzelheiten  der* 
selben  ein,  als  er  vielmehr  nur  die  in  beiden  enthaltenen  Grundzüge 
einer  näheren  Beleuchtung  unterwirft,  und  ihren  Vorzug  vor  den 
bisher  befolgten  Grundsätzen  nachzuweisen  und  hervorzuheben  sucht. 
Er  beginnt  mit  dem  Gesetz  vom  17«  Juli  1846.«  bei  dem  er  folgende 
Hauptmomente  zur  Beleuchtung  zieht,  als;  „Einrichtung  der  Staats- 
anwaltschaft; mündliches  und  öffentliches  Verfahren  vor  dem  ernen- 
nenden Gericht;  die  freie  Ueberzeugung  des  erkennenden  Richters 
mit  Aufhebung  positiver  Beweisregeln  und  Abschaffung  der  ausseror- 
dentlichen Strafe;  eine  dreifache  Verfahrungsart  nach  der  Schwere 
der  Verbrechen;  einen  förmlichen  Anklage -Akt  bei  schweren  und 
besonders  schweren  Verbrechen,  und  ein  gerichtliches  Strafverfah- 
ren bei  Polizeigesetzübertretungen."  —  Bei  der  nunmehrigen  Ein- 
führung des  Accusations-  statt  des  Inquisitions-Prozesses  hält  jedoch 
der  Verf.  die  Gerichte  durch  die  §§.  5.  10.  11.  n.  12.  in  die  zu  be- 
schränkte Lage  versetzt,  keioe  Untersuchung  ohne  den  Antrag1  des 
Staatsanwalts  vornehmen  zu  dürfen,  und  erachtet  dies  für  bedenk- 
lich, da  dadurch  die  unabhängige  Stellung  der  richteW/eneo  Behörde 
gefährdet  erscheine.     Für  alle  übrigen  durch  das  neue  Gesetz  statt- 
gefundenen Einführungen  und  Abänderungen  des  früher  geselzVich 
Gebräuchlichen,  erklärt  sich  der  Verf.  unbedingt,  namentlich  spricht 
er  ebenso  sehr  für  die  Abschaffung  der  ausserordentlichen  Strafe 
als  für  die  Einführung  des  gerichtlichen  Strafverfahrens  bei  Polizei- 
gesetzühertretungen ,  und  stellt  noch  den  W  unsch  auf,  dass  dieses 
neue  Verfahren  nicht  auf  den  im  Ganzen  so  engen  Bezirk  des  Ber- 
liner Kammer-  und  Kriminal -Gerichts  beschränkt  bleiben,  sondern 
dass  alle  Provinzen  und  alle  Staalsunterlhancn  dieser  Bechtswobltbai 
recht  bald  theilhaftig  werden  möchten,  wobei  er  für  die  Aufhebung 
der  Patrimonial-Gerichtsbarkeit  spricht. 

Der  bei  weitem  kürzere  Theil  dieser  Abhandlung  ist  der  Verord- 
nung über  das  Verfahren  im  Civil-Prozess  vom  21.  Juli  1846*  ge- 
widmet. Auch  hier  erklärt  sich  der  Verf.  für  die  neuere  Gesetz- 
theorie, und  findet  nur  folgendes  zu  erinnern:  dass  auch  die  vor  den 
General-Kommissionen  oder  den  ihre  Stelle  vertretenden  Regierungs- 
Abtheilungen  verhandelten  Prozesse  den  Vorschriften  der  Verord- 
nung vom  21*  Juli  1846.  unterworfen,  und  zweitens,  dass  die  For- 
men für  das  Beschwerde- Verfahren  näher  festgestellt  werden  möch- 
ten, da  hierüber  die  Verordnung  vom  21.  Juli  1846.  sich  nicht  ver- 
breitet. 

Am  Scbluss  dieser  gelehrten  Abhandlung  theilt  der  Verf.  noch 
einen  Auszug  einer  unterm  24.  Mai  1841.  von  ihm  dem  Justiz-Minister 
Uberreichten  Denkschrift  über  die  Befreiung  des  Justiz-Ministers  von 
den  Beschwerden  in  Parthei- Sachen  mit. 

Wenn  auch  die  Schrift  unter  Nr,  3.  eigentlich  keinesweges  einen 
wissenschaftlichen  Werth  hat,  so  ist  sie,  was  auch  der  Verf.  beab- 
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sichtigt,  ein  sehr  praktisches  Handbüchlein,  und  namentlich  für  die, 
wie  er  selbst  sagt,  eben  in  die  Praxis  eintretenden  Jünger  der  The- 
nns, die  Auscultatoren,  als  Leitfaden  berechnet.  Die  Verordnung 
vom  1.  Juni  1833.  ist  hierin  zum  Grunde  gelegt  und  Paragraphen- 
weise durch  Hinzufiigung  der  betreffenden  Bestimmungen  der  Verord- 
nung vom  21.  Juni  1846.  ergänzt,  auch  die  U ebereinst immung  Beider 
oder  die  sich  herausstellenden  Differenzen  zwischen  Beiden  sind  durch 
kurze  aber  ganz  sachgemässe  Anmerkungen  des  Verfs.  erläutert.  Für 
den  praktischen  Handgebrauch  ist  dieses  Büchlein  daher  nicht  nur 
jedem  angehenden,  sondern  selbst  dem  geübteren  Juristen  bestens 
zu  empfehlen. 

Der  Verf*  der  Schrift  unter  Nr.  4.  hat  es  sich  zur  Aufgabe  ge- 
stellt, vorzugsweise  vom  rein  praktischen  Standpunkt  aus,  das  Ein- 
greifen der  neuern  Bestimmungen  in  die  bisherige  Prozessordnung 
darzulegen,  dabei  jedoch  nicht  ganz  die  Reihefolge  der  §§.  der  Ver- 
ordnung vom  21  .Juni  1846.  beobachtet,  sondern  sich  besondere  Ab- 
schnitte für  seioe  Abhandlung  gebildet  und  zwar:  Tit.  1.  Ueber  den 
Eintritt  der  Gesetzeskraft  der  neuen  Civil-Prozess- Verordnung;  Tit. 2. 
Ueber  den  Umfang  der  Gültigkeit  derselben ;  Tit.  3*  Auslegung  der- 
selben; Tit.  4.  Welche  Prozesse  nach  derselben  zu  entscheiden  sind; 
Tit.  5.  Verfahren  bei  nicht  schleunigen  resp.  nicht  einfachen  Prozes- 
sen, in  welchen  kein  Bagatellohjekt  vorliegt,  und  zwar  bei  Gerich- 
ten, die  ein  Gollegium  bilden;  Tit.  6.  Verfahren  in  schleunigen  resp. 
einfachen  Sachen  dieser  Art  bei  denselben  Gerichten;  Tit.  7.  Ver- 
fahren bei  den  Prozessen,  in  welchen  kein  Bagalellobjekt  vorliegt, 
bei  Gerichten  die  kein  Collegium  bilden;  Tit.  8.  Verfahren  in  Baga- 
tellsachen; Tit.  9.  Rechtsmittel  der  Restitution;  Tit.  10.  Zusammen- 
rechnnng  verschiedener  Forderungen  in  demselben  Prozesse ;  Tit.  H. 
Prozessschriften  der  Justiz  -  Gommissarien ;  Tit.  12.  Beschwerde- 
Sachen.    Die  drei  Beilagen  sind  schon  auf  dem  Titel  erwähnt. 

Die  Behandlung  des  ganzen  Gegenstandes  zeigt  ein  tiefes  Ein- 
dringen in  den  Geist  der  Materie  ebenso,  als  sie  den  geübten  prak- 
tischen Juristen  bekundet.  Wir  wollen  im  folgenden  einige  Aeusse- 
rungen  des  Verfs.  näher  besprechen. 

We  nn  der  Verf.  zu  Tit.  V.  S.  9.  bemerkt:  „Wir  halten  die  Schluss- 
besttmtnung  des  §.  2.  /.  c.  (Verordn.  v.  21.  Juli  1846.)  aber  auch 
dem  Geiste  und  Zwecke  der  neueren  Gesetzgebung  ganz  zuwiderlau- 
fend, und  können  darin  nur  eine  unzeitige  Billigkeitsrücksicht  gegen 
den  Verklagten  finden  u.  s.  w.",  so  können  wir  dieser  Ansicht  nicht 
beitreten,  da  es  ja  dem  Ermessen  des  Gerichts  anheimgegeben  ist, 
ob  dasselbe  den  Termin  auf  Antrag  des  Verklagten  prorogiren  will 
oder  nicht,  ihn  dagegen  prorogiren  muss,  wenn  die  Bebinderungs- 
gründe  gehörig  bescheinigt  sind;  ebenso  wenig  können  wir  aus  der 
nicht  statthabenden  Prorogation  etwa,  wie  Hr.  Verf.  S.  10.  meint 
eine  Härte  oder  das  Entstehen  von  Inkonsequenzen  entnehmen,  da 
in  jeder  Beziehung  der  Richter  partheilos  sein  soll,  am  meisten  es 
aber  in  Civil- Prozessen  ist,  und  eine  Billigkeitsrücksicht  gegen  den 
Verklagten  erscheint,  da  sich  dasselbe  doch  stets  schon  a  priori  im 
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Nachtheile  befindet,  wohl  eben  so  wenig  unzeitig,  als  man  deren 
Nichtanwendung  als  Härte  betrachten  kann. 

Zu  Tit.  V.  §.  4.  S.  13.  f.  rögl  der  Verf.,  dass  in  §.  6.  der  V.-O. 
nur  6  Präjudizial-Binreden  dem  Verklagten  verstattet  sind,  der  Übri- 
gen aber  nicht  Erwähnung  geschehen  ist.  Hier  müssen  wir  der  An- 
sicht des  Verfs.  beistimmen,  glauben  aber  dass  dies  nur  zur  Beachten- 
nigung  des  Prozessganges  geschehen  sei,  andere  Einreden  demnach 
keine  Berücksichtigung  finden  dürften. 

Ebenso  tadelt  S.  22.  der  Verf.  den  Schlnsssatz  des  §.31.  als  uo- 
zeilige  Milde  und  giebt  der  Vorschrift  der  Allgem.  Ger.-Ordn.  Th.L 
Tit.  10.  §«376.  den  unbedingten  Vorzug,  da  sich  das  neuere  Prinzip 
durchaus  nicht  begründen  lasse,  auch  stellt* er  in  Frage,  ob  diese  Vor- 
schrift des  §.31.  am  Schluss  auch  dann  in  Anwendung  kommen  sollef 
falls  gar  keine  Hinderungsgründe  angegeben  würden.  Wir  glauben 
dies  aus  dem  Vordersatz  dieses  §.  bejahend  beantworten  zu  müssen. 

S.  27.  billigt  der  Verf.  die  wenigstens  theilweise  Einführung  der 
Zwangsadvokatur  und  bedauert  nur,  dass  das  Gesetz  hierbei  schon 
stehen  geblieben,  ohne  der  öffentlichen  Meinung,  welche  sich  hingst 
für  die  Zwangsadvokatur  entschieden (?),  nachzugeben.  Allerdings 
mag  diese  Zwangsadvokatur  dem  sonst  so  verderblichen  Einflass  des 
Winkelkonsulenten-Standes  etwas  steuern,  allein  so  lange  der  Staat 
die  Advokaten  nicht  selbst  besoldet,  erscheint  es  uns  eine  Härte, 
einen  Mann  der  vielleicht  ebenso  gut  Bescheid  weiss  quid  juris,  zu 
zwingen,  sich,  wenn  auch  nur  zur  Vollziehung  einer  Unterschrift, 
eines  Justiz -Commissarius  bedienen  und  diesen  dafür  bezahlen  zu 
müssen,  ohne  dass  ihm  dann  irgend  eine  vollständigere  Garantie  ge- 
leistet würde,  dass  erst  jetzt  bei  der  Sache  auch  nichts  mehr  ver- 
sehen sein  könne,  als  etwa  die  so  sehr  prekaire  Verantwortlichkeit 
seines  Mandatar. 

In  Bezug  des  §.  24.  glaubt  der  Verf.  (S.  38.),  dass  die  durch 
denselben  stattfindende  Aufhebung  der  Bestimmung  in  Nr.  7.  der  Ordre 
vom  19.  Juli  1832.  in  Hinsicht  der  Anzahl  der  Richter,  die  beiAbiln- 
derung  zweier  gleichförmiger  Erkenntnisse  früher  auf  13,  jetzt  nur  auf 
7  Mitglieder  normirt  ist,  nunmehr  anscheinend  den  Partheien  eine  wich- 
tige Garantie  entziehe.  Dieser  Ansicht  können  wir  nicht  beitreten,  hal- 
ten vielmehr  diese  Abänderung  in  Rücksicht  auf  die  durch  die  etwaige 
Mehrzahl  der  Richter  gebotene  grössere  Garantie  für  völlig  unwesent- 
lich und  einflusslos,  und  wahrscheinlich  darum  nur  angeordnet,  um 
den  andern  Senaten,  wenn  auch  nur  auf  kurze  Zeit,  nicht  Arbeits- 
kräfte durch  die  zeitweise  Abberufung  von  6  Richtern  zu  entziehen. 

Wir  wollen  unsere  Betrachtungen  Uber  dieses  Werkchen  hier- 
mit schliessen  und  nur  noch  bemerken,  dass  dasselbe  mit  vielem  Fieiss 
gearbeitet,  daher  auch  beim  Studium  der  neueren  Prozess- Verfassung 
wohl  zu  empfehlen  ist. 

Die  Schrift  über  die  Rechtsmittel  der  Revision  und  Ntcbtigkeits- 
Bescbwerde  unter  Nr.  5.  bezieht  sich  lediglich  auf  das  beim  Geb.  Ob.- 
Tribunal  bisher  stattgehabte  und  ferner  noch  stattfindende  Rechtsver- 
fahren in  Bezug  der  prozessualischen  Rechtsmittel  der  Revision  und 
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Nichtigkeitsbeschwerde.  In  derselben  werden  zuerst  in  einem  all- 
gemeinen Theil  die  Grundsätze,  über  die  prozessualischen  Rechts- 
mittel überhaupt,  über  ihre  Eintbeilung  in  ordentliche  und  ausseror- 
dentliche, über  die  Bedingung  ihrer  Zulassung,  die  Fristen,  die  Ein« 
legung  der  Rechtsmittel  und  Uber  das  Verfahren  in  der  Revisions-  und 
Nichtigkeits-Instanz,  sodann  in  einem  besondern  Theil  in  specie  die 
Grundsätze  über  das  Rechtsmittel  der  Revision  und  der  Nichtigkeits- 
beschwerde abgesondert  aufgestellt,  und  durch  kurze  Extrakte  aus 
den  Präjudicien- Büchern  des  Geh.  Ober-Tribunals,  dieselben  erläu- 
tert und  ergänzt.  Da  diese  Präjudic-  Bücher  den  Parteien  bisher 
gänzlich,  den  Sachwaltern  aber  meistentheils  unzugänglich  waren, 
andererseits  aber  durch  die  neue  Gesetzgebung  in  der  bisher  bestan- 
denen Behandlung  der  Spruch-Sachen  dritter  Instanz  eine  bedeutende 
Veränderung  hervorgerufen  worden,  so  ist  diese  hier  unternommene 
Arbeit  gewiss  eine  sehr  verdienstliche,  welche  sowohl  bei  dem  Rich- 
ter des  höchsten  Gerichtshofes,  als  namentlich  bei  dem  Advokaten- 
stande und  den  praktischen  Juristen  unbedenklich  ihre  vollkommenste 
Anerkennung  finden  wird. 

Unter  Nr.  6*  wird  uns  eine  systematische  Darstellung  der  Lehre 
vom  Beweise  im  Preussischen  Givil-Prozess  geliefert.     Je  mehr  die 
Gesetzgebung  dahin  strebt,  durch  Vereinfachung  der  Formen  und  Um- 
wandlung des  schriftlichen  Verfahrens  in  Mündlichkeit,  soweit  es  bis 
jetzt  angänglich,  den  Gang  der  Prozesse  zu  beschleunigen,  einen  um 
so  wichtigeren  Standpunkt  nimmt  das  Gebiet  der  Beweistheorie  und 
die  genauste  Kenntniss  desselben  jetzt  ein.    Diese  Betrachtung  bat 
den  Verf.  bewogen  diesen  Gegenstand  einer  wissenschaftlichen  Bear- 
beitung so  zu  unterwerfen,  dass  sie,  wenngleich  vorzugsweise  für  den 
Praktiker  berechnet,  doch  auch  dem  wissenschaftlich  gebildeten  Theo- 
retiker vollständig  genügen  wird.   Demgemäss  hat  der  Verf.  bei  einer 
historischen  rationellen  Enlwickeluog  der  einzelnen  Materien  anch 
ihre  rechtliche  Begründung  darzulegen  gesucht.   Im  Verfolge  dieser 
Tendenz  handelt  die  Einleitung  von  dem  Preussischen  Prozesse  und 
dessen  nothweudiger  Unterlage,  von  den  Maximen  desselben,  von  dem 
Begriffe  des  Urleis  nach  Preussischem  Recht,  und  von  der  Literatur 
der  Beweistbeorie.  Hiernach  theilt  sich  das  übrige  Werk  in  fünf  Ab- 
theilungen, von  denen  die  erste  neben  einer  Definition  der  Begriffe 
des  Beweises  und  Gegenbeweises  eine  Uebersicht  des  Systems  der 
Beweistheorie  liefert.     Die  zweite  Abtbeilung  bespricht  das  Ob- 
jekt des  Beweises,  indem  sie  von  den  Begriffen  des  Beweis-Objektes 
zu  dem  Grundsatze  tibergeht,  dass  nur  Thatsachen  als  solches  dienen 
können.   Demnächst  verbreitet  sie  sich  über  die  Grundsätze  des  Be- 
weises der  Gesetze  und  zwar  in  specie  der  fremden  Gesetze,  Statu- 
ten, Provinzialgesetze,  Observanzen  und  Gewohnheiten,  Privilegien, 
geht  zu  dem  Beweise  der  sogenannten  inneren  Thatsachen,  so  wie 
der  Negative  über,  und  erörtert  in  einem  2ten  Titel  den  Begriff  strei- 
tiger Thatsachen,  woran  sich  die  Lehre  von  dem  Gesländniss  und 
Auerkenn tniss,  von  den  Arten,  der  Natur,  der  Acceptation,  der  Wir- 
kung und  dem  Widerrufe  desselben  knüpft,  und  in  weiterer  Verbin- 
Krit.  Jahrb.  f.  D.  RW.  Jahrg.XI.  H.X1I.  70 
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dnng  auch  noch  die  Darstellung  der  Thatsachen  mit  sich  führt,  wel- 
che ohne  Beweis  als  wahr  gellen,  als  geschichtliche  Wahrheit,  IVo- 
torititt,  und  rechtskräftig  feststehender  Beweis.     Diese  Abiheilung 
scbliesst  sodann  mit  der  Feststeilung  der  Erheblichkeit  zu  beweisen- 
der Thatsachen,  mit  dem  Verfahren  bei  Aufsuchuog  erheblicher  That- 
sachen ,  der  innern  Gültigkeit  eines  Klagegrundes  oder  Verl  bei  digungs- 
salzes,  so  wie  dessen  Veränderung.     In  der  dritten  Abiheilung 
erfolgt  die  Behandlung  des  Subjektes  des  Beweises  so  wie  des  Ge- 
genbeweises, an  welche  sich  die  Lehre  von  den  dabei  zu  Gebote 
stehenden  llülfsraitteln,  den  Vermulhungen,  (faktischen  und  Rechts- 
vermuthungen  insbesondere),  der  Fiktion,  dem  ludicium,    der  Be- 
scheinigung und  dem  qualißeirten  Geständniss  anscbliesst.  Die  vierte 
Abiheilung  erörtert  die  Begriffe  und  verschiedenen  Arien  der  Be- 
weis- und  Bescheinigungsmitiel,  als  der  Augenscheinseinnahnie,  der 
Urkunden,  des  Beweises  durch  Zeugen  und  Sachverständige,  und 
scbliesst  mit  der  Lehre  von  dem  Eide,  indem  es  die  verschiedenen 
Arten  desselben  specicll  und  sehr  ausfuhrlich  behandelt.  Die  fünfte 
und  letzte  Abtheilung  endlich  bat  die  Wirkung  des  Beweises  zum 
Gegenstände,  verbreitet  sich  über  den  vollständigen,  unvollständigen 
und  misslungenen  Beweis  und  dessen  Folgen,  und  scbliesst  so  das 
Ganze.    Die  sehr  sorgfältige  Bearbeitung  hat  der  Verf.  überall  durch 
reichliche  Allegale  der  betreifenden  Gesetze,  so  wie  der  bezüglichen 
Stellen  aus  den  Werken  der  nahmhaftesten  Rechtslehrer  unlerslülzl, 
und  so  zu  einer  sehr  scbtttzcnswerlhen  Vermehrung  der  Literatur 
beigetragen. 

Das  Werk  unter  Nr.  7.  theilt  die  in  denjenigen  Provinzen  des 
Preussischen  Staates,  worin  nicht  gemeines  oder  Französisches  Recht 
gilt,  vorkommenden  Arten  von  Prozessen  in  8  Abibeilungen  und  zwar 
1)  den  Mandats-Prozess;  2)  den  eigentlichen  gewöhnlichen  Prozess; 
3)  den  Prozess,  wofür  ein  besonderes  abgekürztes  Verfahren  vorge- 
schrieben ist;  4)  den  Injurien-Prozess;  5)  den  Bagatell-Prozess; 
6)  den  Prozess  in  Ehesachen ;  7)  den  besonderen  Prozess  und  8)  das 
Verfahren  zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  in  Auseinandersetzungs- 
sachen. Zu  den  Prozessen  unter  3),  wofür  ein  abgekürztes  Verfahren 
vorgeschrieben  ist,  rechnet  der  Verf.  Wechselsachen;  b,  Rechu- 
slreitigkeiten  ans  Handlungsbillets  und  kaufmännischen  Assignatiooen 
binnen  Jahresfrist  nach  dem  Verfalltage;  c.  Rechtsstreitigkeiten  aus 
Assekuranz-Polizen  auf  die  Einzahlung  der  darin  versprochenen  Prä- 
mie; d.  Arrestsachen  die  nicht  mit  der  Hauptsache  zugleich  verhan- 
delt werden;  e.  eigentliche  Merkantilsachen;  /*.  die  in  possessorio 
summarissimo  zu  verhandelnden  Besitzstreitigkeiten  und  Spoliensachen; 
g.  Bausachen,  wenn  von  einem  schon  angefangenen  Bau  die  Rede  ist, 
dessen  Fortsetzung  oder  Kassirung  von  dem  Ausfalle  des  Prozesses 
abhängt;  h.  Mietbsstreitigkeiteo,  bei  welchen  über  die  Einräumung 
oder  Verlassung  einer  Wohnung  und  Uber  die  Befugnisse  zur  Auf- 
kündigung derselben  gestritten  wird;  auch  endlich  i.  andere  schleu- 
nige und  einfache  Sachen,  welche  die  Gerichte  hierher  verweisen. 
Unler  die  besonderen  Prozesse  subsumirt  er  aber  a,  vormundsebaft- 
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liehe  Prozesse,  b,  Todes-Erklärungen,  c.  Blödsinnigkeits-  und  Wahn- 
sinnigkeits-Erklärungen;  d.  Konfiskations-,  General-Moratorien-,  Kon- 
kurs-, Liqnidations-  und  Subhastations-Prozesse,  so  wie  die  in  An- 
sehung der  Vermögens-Abtretung  und  der  Behandlung  der  Gläubiger. 

Das  ganze  Werk  schliesst  ein  Anhang,  der  in  356  §§.  u.  179  Sei- 
ten eine  Menge  Kabinets-Ordres,  Ministerial- Beschlüsse  und  Plenar- 
Beschlüsse  des  Geh.  Ob. -Tribunals  als  Belegstücke  zu  der  ersten  Hälfte 
desselben  in  wörtlichem  Abdruck  liefert,  während  minderwichtige  Zu- 
sätze extraktiv  oder  allegatweise  in  der  Darstellung  des  Verfahrens 
aufgenommen  oder  berührt  sind. 

Hauptsächlich  sind  bei  diesem  Werk  dasjenige  von  Schering 
über  denMandats-,  summarischen  u.Bagatell-Prozess (Berlin,  1843.*)), 
so  wie  ein  zweites:  „Lehre  von  den  Rechtsmitteln,  von  einem  prak- 
tischen Juristen "  (Berlin,  1846.)  zu  Grunde  gelegt  und  benutzt  und 
daher  auch  sehr  häufig  allegirt.  Das  Ganze  ist  lediglich  zum  Hand- 
gebrauch für  Geschäftsmänner  bestimmt,  und  hat  daher  mehr  einen 
praktischen  als  scientivisch  literarischen  Werth. 

Dr.  G.  M.  Kletke. 

*)  Vgl.  diese  Jabrb.  1844.  S.  643.  ff. 
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Ol.   Berichte  über  akademische 

Schriften. 

Meditationes  ad  locum  speculi  juris  saxonici  Hb.  L  art.Lll 

pro  ioco  in  senalu  academico  rite  obtinendo  scripsit  Carolin 
JFridericus  Gerber,  u.  j.  Dr.  et  Professor  puhL  ord.  Erlartgae, 
Enke,  1847.   12  S.  4. 

Die  Stelle  des  Sachsenspiegels,  welche  in  der  vorliegenden  Abhandlung 
einer  nähern  Erörterung  unterworfen  wird,  lautet:  Ane  erven  gelof  unde  ane 
echt  ding  ne  mut  nie  man  sin  egen  noch  sine  lüde  gecen.  (Doch  wettet  die  herren 
ire  dienttman  wol ane  gerichte^of  man  de  wederwesle  beicisen  unde  getü gen  mach). 
Gift  he't  weder  rechte  sunder  erven  gelof  ,  die  erve  underwinde  's  «t&  mit  or~ 
detetty  alt  of  he  dol  si  jene  de't  dat  gaf,  so  he's  nicht  gecen  ue  mocAte.  Die 
Stelle  lässt  es  zweifelhaft,  ob  unter  Eigen  unbewegliches  Eigenlhum  über- 
haupt oder  aber  ererbte  Liegenschaft  zu  verstehen  sei,  welches  letztere  Eich- 
horn (deut.  Privat  recht  §.  105.  Not.  c.)  für  wahrscheinlich  halt.  Der  "Verf. 
übergeht  diese  für  die  Sache  nicht  unerhebliche  Frage,  doch  scheint  er  sich 
E i  c  h  h  o r  n's  Ansicht  anzuschliessen ,  die  uns  die  richtige  nicht  scheint.  Mochte 
auch  in  dem  altern  Rechte  der  Widerspruch  der  nächsten  Erben  nur  bei  dem 
Erbgute  Statt  haben;  der  Sachsenspiegel  spricht  sowohl  in  der  angeführten 
Stelle,  wie I.,  21.  §.  1.  (Man  mut  ofe  wol  vrowen  gecen  egen  to  crine  live  mit 
erven  gelove  —  u.  I.,  34.  §.  1.)  vom  Eigen  überhaupt,  obgleich  ihm  die  Unter- 
scheidung von  ererbtem  und  erworbenem  Gute  keineswegs  fremd  ist.  —  II.,  43. 
§.  2.  Erst  egen  mut  oh  en  man  bat  behaldenf  den  en  ander  gekoft  egen  oder  ge- 
gecen.  Dass  diese  Rechtsregel  sehr  befremdlich  erscheinen  müsse,  wie  der 
Verf.  sagt,  meinen  wir  zwar  nicht,  sofern  man  nur  der  Lehre  von  dem  Relracte 
und  des  Lehnswesens  eingedenk  ist;  allein  wir  geben  gern  zu,  dass  dies  eine 
reine  Gefühlssache  bleibt,  über  die  nicht  zu  streiten  ist. 

Eichhorn  rechtfertigt  die  Ansprüche  des  nächsten  Erben  auf  die  Erbfolge 
damit:  „weil  mit  dem  Rechte  auf  diese  zugleich  die  Verpflichtung  zur  Blut- 
rache in  Verbindung  stand'4  —  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  §.  57.  — 
Diese  Deutung  sowie  die  von  Beseler  (Erbverträge  I.,  S.  49.)  und  Pauli  (Ab- 
handlungen aus  dem  Lübischen  Rechte  I.,  13.)  verwirft  der  Verf.  unserer  Ansichi 
nach  mit  Recht.  Derselbe  weist  zunächst  nach ,  dass  jene  Regel  des  Sachsen- 
spiegels auch  schon  in  den  Volksrechteo  vorkomme:  gegen  die  Ordnung  des 
Stoffes  liesse  sich  hierbei  erinnern,  dass  der  Verf.  ja  schon  Eichborn's  Mei- 
nung, die  dieser  lediglich  in  Bezug  auf  die  altern  Volksrechte  ausspricht,  vor- 
getragen und  verworfen  bat.  Von  den  Belägen  für  das  Vorkommen  jenes  Prin- 
eips  im  ältern  Rechte  erwähnen  wir  hier  die  beiden  der  Lex  Saxonum  ent- 
nommenen. Den  Titel  15.  theilt  der  Verf.  in  folgender  Weise  ab:  §.1.  Tra- 
ditiones  et  venditiones  omnes  legitimae  stabiles  permaneant.  %.  2.  fiuUi  liceat 
traditionem  hereditatis  tuae  facere,  praeter  ad  Ecclesiam  vel  Regi,  ut  haere- 
dem  exhaeredem  facta t ;  §.  3.  nisi  forte  famis  neces*itate  coactus,  ut  ab  illo, 
gut  hoc  aeeeperity  sustentetur,  wiancipia  liceat  Uli  dare  ac  vendere.  Dies  ist 
dieEintheilung  des  Her old'schen  Textes;  Tillet,  Lindenbrog  und  Gaupp 
verbinden  den  $.  3.  unmittelbar  mit  $.  2.  und  schliessen  den  Salz  hinter  susten- 
Mur.  Diese  Abtheilung ,  welche  übrigens  im  Wesentlichen  auch  die  vom  Verf. 
aufgestellte  Interpretation  zulässt  mit  der  Beschränkung,  dass  wir  die  Stelle  des 
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Sachsenspiegels  nicht  als  eine  Uebcrselzung  jenes  Passus  der  Lex  Saxonum,  wie 
der  Verf.  meint,  ansehen  dürfen,  scheint  uns  die eiuzig  richtige.  Ist  uns  hier 
eine  Vermuthung  erlaubt,  so  machen  wir  darauf  aufmerksam,  dass  die  Worte: 
Doch  wettet  die  Herren  ire  dient  tmann  wol ane  ge richte ,  of  man  de  teederwetle 
öewiten  unde  ge  lügen  machy  welche  in  den  altem  Handschriften  namentlich 
in  J.G.W.X.  und  in  dem  Schwabenspiegel  fehlen,  vielleicht  unter  ausdrück- 
licher Berücksichtigung  jener  Worte:  Mancipia  iiceat  Uli  dare  ac  vendere  von 
einem  Bearbeiter  des  Grundtextes  aufgenommen  worden  sind,  welchem  bei 
seiner  Arbeit  Texte  der  alten  Volksrechte  vorlagen,  deren  Benutzung  bei  spatem 
Zusätzen  zum  Sachsenspiegel  überhaupt  sich  nachweisen  Iässt. 

Ebenso  weicht  der  Verf.  in  der  Erläuterung  des  Titel  17.  der  Lex  Saxonum: 
Liher  homo,  qui  tub  tutela  nobilit  cujuttibet  erat,  gut  jam  in  exiliutn  missu* 
ett,  ti  haeredilalem  suamy  necessitate  coactu*,  vendere  volttcrit,  off  erat  earn 
primo  proximo  tuo;  ti  Ute  emere  nolucrit ,  off  erat  tutori  tuo9  vel  ei  %  qui  tune 
a  Rege  super  iptat  res  conttilutut  ett.  Si  nec  Ute  votuerit,  vendat  eam  tui~ 
cunque  voluerit"  von  Gaupp  ab,  indem  er  die  Worte:  qui  jam  in  exiliutn 
mittut  ett  auf  den  Uber  homo ,  nicht  auf  den  tutor  bezieht.  Wir  schliessen  uns 
der  Gaupp'schen  Ansicht  an,  weil  sie  der  Worlconstruction  entspricht  und 
die  Worte  necettitate  coactut  darauf  hinweisen;  jedenfalls  aber  hätte  die 
Gaupp'sche  Arbeit  (Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen ,  Breslau,  1837.), 
die  dem  Verf.  gewiss  nicht  unbekannt  war,  Berücksichtigung  verdient. 

Das  Ansehen  im  Staate,  die  politische  Geilung  ruhte  nach  der  alten  Ver- 
fassung auf  dem  Grundbesitze:  dass  nun  Niemand  um  diese  die  Mitglieder 
seiner  Familie  habe  eigenmächtig  bringen  können,  das  habe  jene  Veräusse- 
rungsbeschränkung  bezweckt,  das  sei  ihr  innerer  Grund.  Ohne  die  Bedeut- 
samkeit des  Grundbesitzes  im  deutschen  Staats-  und  Gemeindeleben  zu  bezwei- 
feln, glauben  wir  doch,  dass  die  dafür  beigebrachten  drei  Stellen ,  welche  ins- 
besondere nachweisen  sollen :  in  terrae  dominio  ret  judieiaies  adminittrandi 
facultatem  potitam  este ,  nicht  glücklich  gewählt  seien.  Sachsenspiegel  I.,  34. 
§.  J.  Ane  det  richteret  orfof  »tut  en  man  tin  egen  wol  vergecen  in  ervettgetof, 
detle  he't  behalde  ene  hatee  hüve  unde  ene  wordy  dar  man  enen  wagen  uppe  wen" 
den  möge;  daraf  tat  he  deme  richtere  tinet  rechten  plegen.  Diese  Bestimmung 
bezweckt  unserer  Ansicht  nach  bloss  das  Erhalten  der  Prästationsfäbigkeit  des 
Bauerngutes  im  Interesse  der  Gericbtsherrscbaft,  gleich  den  sogenannten  Per- 
tinenzgesetzen  der  spätem  Zeit.  Die  andre  Stelle  III.,  61 .  $.3.  Die  badet  tat  to 
mintten  /»ebben  ene  halce  hove  egenet  bestimmt  lediglich  das  Minimum  der  Cau- 
tion,  um  in  moderner  Weise  zu  reden,  welche  der  zu  dem  wichtigen  Amte 
eines  Frohnbolen  Bestellte  gewähren  muss.  Das  dritte  Cital  aus  dem  Vetut 
Auetor  de  benefieiit  I.,  §.  37.:  „ffoiwo,  qui  nisi  manso  vel  dimidio  tit  inbene- 
ficialut  a  dominot  aut  qui  nisi  in  loco  atiquo  tit  inbeneficiatut  a  dominot  ut 
an'nuatim  ab  eo  habeat,  quod  quingue  sofidot  vel  plut  valeat,  a  tettimonio 
potett  abjici"  (in  jure  beneficialiy  welche  Worte  der  Verf.  zwar  wegge- 
lassen hat,  die  aber  wohl  zu  beachten  sind)  ist  unsrer  Meinung  nach  aus  der 
alten  Ueerverfassuog  zu  erklären :  da  uns  zur  Begründung  dieser  Ansicht  eine 
andre  für  diese  Jahrbücher  bestimmte  Anzeige  Veranlassung  bietet,  lassen  wir 
hier  die  Sache  vorläufig  auf  sich  beruhen. 

Wir  siud  der  Meinung,  dass  jenes  Erbrecht  ebenso  in  der  deutschen  Auf- 
fassung des  gesammten  Familienverhältnisses  in  politisch-rechtlicher  Beziehung 
wie  in  der  Entstehung  des  Grundeigenthums  bei  den  Germanen  als  erobernden 
Völkerschaften  seine  Erklärung  findet.  Wie  Volk  mit  Volk  den  Grund  und 
Boden  getheilt  hat,  darüber  hat  Gaupp  in  der  beim  Wechsel  des  Rectorates 
an  der  Breslauer  Universität  1841.  geschriebenen  Gelegenheitsschrift  Nachweise 
gesammelt:  wie  aber  die  tort  poputi  zu  tortet  familiär  um  wurde,  dem  bleibt 
weiter  nachzuforschen  und  werden  diese  Untersuchungen  für  jene  beschränkte 
Dispositionsbefugniss  zum  Besten  der  Erben  gewiss  von  Interesse  sein. 

Um  beim  Schlüsse  dieser  Anzeige  nochmals  auf  den  Anfang  der  bespro- 
chenen Abhandlung  zurückzukommen,  bemerken  wir  schliesslich,  dass  wir 
zwar  weit  entfernt  sind,  zwischen  dem  ältern  Deutschen  und  Römischen  Rechte 
ein  Verhältniss  des  Ursprünglichen  zu  dem  Abgeleiteten  aufzustellen  oder  viel- 
mehr nachzureden  (De  originibut  jurit  Romani  ex  jure  Germam'co  repetendit 
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scriptit  Carolut  Salomo  Zachariae.  Heidelbergaey\S\l .);  indessen  möchte 
doch  die  Erinnerung  an  verwandte  Rechlsbildungen  in  beiden  dazu  dienen  ,  das 
Befremdliche  zu  beseitigen,  was  diese  bei  einseitiger  Betrachtung  vielleicht 
darbieten.  Wir  wollen  daher  hier  nicht  sowohl  an  die  beschränkte  Zulässigkeit 
der  Enterbung  des  spätem  Römischen  Rechts,  als  vielmehr  an  das  alte  Römische 
Erbrecht,  an  die  Rechte  der  Gemittet,  an  die  feierliche  Form  des  alten  Testa- 
mentes und  an  die  tut  heredet  erinnern,  von  welchen  Gajus  sagt:  domettici 
heredet  tunt  et  vivo  quoque  parente  quodammodo  domini  exit  Ii  m'an  tur. 


IV.  Berichte  ülber  Zeitschriften. 


Annalen  des  Advocaten- Vereins  zu  Hannover.  Redaction: 

Jähhardt.  Hantel  mann  II.  Leonhardt.  Neue  Folge. 
Erster  Band.  Zweites  bis  Viertes  Heft.  Hannover,  Helwing'sche 
Hofbuchhandl.,  1846.  1847.  S.  115  —  526.  gr.  8.  [Vgl.  Jahrb. 
1846.  S.  279.  ff.] 

Die  nns  vorliegenden  neusten  drei  Hefte  dieser  Zeitschrift,  deren  etsies 
Heft  neuer  Folge  an  der  oben  angegebenen  Stelle  der  Krit.  Jahrb.  unter  Mitthei- 
lung  einiger  Bemerkungen  über  die  Geschichte  und  den  Plan  des  Unternehmens 
angezeigt  worden  ist,  geben  ein  sprechendes  Bild  von  dem  Interesse,  welches 
die  Hannoverschen  Juristen  an  den  auch  dort  beabsichtigten  Reformen  des  Justiz- 
wesens genommen  haben.  Denn  ein  grosser  Theil  des  Inhalts,  namentlich  das 
ganze  dritte  Heft,  wird  durch  Beiträge,  welche  jene  Reformen  zum  Gegenstande 
haben,  absorbirt.  In  der  folgenden  Uebersicht  soll  dieses  ganze  auf  Verbesse- 
rung der  Rechtspflege  sich  beziehende  Material  vorangestellt  werden. 

Petition  der,  zum  Adoocaten-Vereine  in  Hannover  vereinigten  dortigen 
Rechts -Consulenlen,  die  beabsichtigte  neue  Civil- Gesetzgebung  betreffend.  2. 
S.  115 — 120.  Diese  der  allgemeinen  Stande  Versammlung  im  Marz  1846.  über- 
reichte Schrift  spricht  einige  allgemeine  Wünsche  und  Ansichten  in  Bezie- 
hung auf  die  beabsichtigte  Verbesserung  des  gerichtlichen  Verfahrens  aus.  Na- 
mentlich erklärt  sie  sich  dahin ,  dass  die  allgemeinen  Grundlagen  des  gemeinen 
Deutschen  Processes,  insbesondere  die  Verhandlungs-  und  Eventual-Maxime, 
die  Sammlung  und  Bedeutung  gerichtlicher  Acten  als  das  geeignetste  Fundament 
anzusehen  seyen,  um  darauf  ein  neues  Gebäude  aufzuführen.  In  Betreff  der 
Mündlichkeit  empfehlen  die  Verfasser  die  Einführung  eines  Verfahrens,  wel- 
ches den  Parteien  oder  deren  Rechtsbeiständen  in  geeigneten  Fällen  die  Gelegen- 
heit gewährt,  nachdem  der  Process,  unter  Leitung  des  Gerichts  oder  eines  Mit- 
glieds desselben ,  schriftlich  (zu  Protokoll  oder  durch  Schriflenwechsel)  zur  Ent- 
scheidung instruirt  worden,  einen,  die  richtige  und  vollständige  Auffassung 
des  Acteninhalts  sichernden  mündlichen  Vortrag  vor  allen  den  Richtern  zu  hal- 
ten, welche  an  der  Abfassung  des  Erkenntnisses  Theil  nehmen  sollen.  Auch 
für  Oeffentlichkeit  „unter  den  erforderlichen  Beschränkungen "  erklären  sich 
die  Verfasser. 

Petition  an  die  hohe  allgemeine  Stände- Versammlung  det  Königreicht  von 
Seiten  der  zum  Adcocaten-Vereine  in  Hannover  vereinigten  Rechtt-Contulenteu, 
betr.  den  Entwurf  zu  einem  Civil-Procettgetetze.  3.  S.  227 — 322.  Hier  gehen 
die  Verfasser  auf  eine  Prüfung  des  bezeichneten  Entwurfs  im  Einzelnen  ein, 
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bemerken  jedoch,  dass  sie  bei  der  Kürze  der  ihnen  dazu  verstauet  gewesenen 
Zeit  nur  auf  die  zu  allernächst  liegenden  Seiten  sowohl  der  allgemeinen  Richtun- 
gen als  auch  der  speciellen  Bestimmungen  des  Entwurfs  sich  haben  beschränken 
müssen.  In  den  allgemeinen  Bemerkungen  vermissen  die  Verfasser  die  Auf- 
nahme derjenigen  Mündlichkeit,  welche  sie  in  ihrer  früheren  Petition  als  wün- 
schenswerth  bezeichnet  hallen,  sowie  jede  Berücksichtigung  der  Oeffenilich- 
keit.  Ebenso  fehlen  nach  ihrer  Ansicht  Bestimmungen,  welche  eine  angemes- 
sene Regulirung  der  richterlichen  Thätigkeit  und  Sorgfalt  zum  Zweck  haben  und 
deren  Anwendung  durch  Androhung  materieller  Nachtheile  sichern,  wogegen 
sie  die  diesfallsigen  für  die  Parteien  und  Sachführer  berechneten  Bestimmungen 
auf  das  richtige  und  billige  Maas  zurückgeführt  wünschen.  Auf  die  an  die  ein- 
zelnen §§.  des  Entwurfs  sich  anschliessende  Prüfung  einzelner  Bestimmungen 
desselben  (S.  232 — 319.)  können  wir  hier  nicht  eingehen,  und  erwähnen  nur, 
dass  die  Bemerkungen  der  Verfasser  die  grösste  Beachtung  verdienen;  es  legt 
sich  in  ihnen  Sachkenntniss  und  umsichtige  Benutzung  practischer  Erfahrungen 
überall  zu  Tage.  Am  Schlüsse  (S.  319.  ff.)  wird  als  wesentlich  noch  Trennung 
der  Justiz  von  der  Administration  beantragt. 

Petition  an  die  h.  altgemeine  Stände-  Versammlung  des  Königreich»  von 
Seilen  der  Adoocaten  zu  Stade,  die  Einführung  einer  allgemeinen  bürgerlichen 
Process  -  Ordnung ,  insbesondere  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Rechts- 
pflege betreffend.  3.  S.  323—372.  Der  Antrag  der  Verfasser  geht  dahin :  „den 
neuen  Entwurf  einer  allgein.  P.-O.  abzulehnen  und  bei  der  h.  Regierung  zu  bean- 
tragen, dass  1)  die  unlängst  verheissenc  gründliche  Reform  in  der  Gerichtsver- 
fassung eingeführt,  die  Gerichte  zweckmässiger  orgnnisirl,  namentlich  die 
Justiz  von  der  Administration  getrennt,  und  2)  der  Entwurf  einer  neuen  P.-O., 
auf  die  Principien  der  Oeffcntlichkeit  und  Mündlichkeit  gebaut,  wobei  aber 
durch  Gestaltung  eines  schriftlichen  Vorverfahrens  eine  allseitige  Prüfung  ge- 
sichert wird,  vorgelegt  werde.44  Dieser  Antrag  der  Petenten  wird  ausführlich 
gerechtfertigt,  namentlich  werden  die  Grüude  für  die  Oeffenllichkeit  (nicht  die 
blosse  Partei -Oeffenllichkeit,  sondern  die  volkstümliche  Oeffenllichkeit,  bei 
welcher  die  Thüren  des  Gerichts  auch  dem  Volke,  das  nicht  zu  den  rechtsucheu- 
den  Parteien  gehört,  geöffnet  werden  sollen)  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens 
zusammengestellt  und  die  dagegen  vorgebrachten  Einwendungen  beleuchtet. 
Durch  diesen  Theil  der  Arbeit  erhält  dieselbe  eine  über  ihren  unmittelbaren 
Zweck  hinausgehende  Bedeutung. 

An  die  h.  Stände-  Versammlung  des  Königreichs  Hannoner,  Ehrerbietigste 
Vorstellung  und  Bitte  der  unterzeichneten  Sachwalter  zu  Göttingen ,  Osterode, 
Münden,  Einbeck,  Northeim,  Duderstedty  betr.  die  wünschenswert/ie  Nichtan- 
nahme des  Processgesetz- Entwurfs  und  der  Commissions- Anträge.  4.  S.  379 — 
387.  Die  Verfasser  finden  ihre  Ansichten  in  den  Kommissionsanträgen  nicht 
genug  berücksichtigt  und  stellen  daher  die  erslercn  wiederholt  dar.  Dieselben 
sind  gerichtet:  1)  darauf,  dass  die  Richter  auf  gleiche  Weise,  wie  die  Parteien 
und  Sachführer,  für  jede  verschuldete  Verzögerung  mit  angemessenen ,  schon 
im  Gesetz  ausgesprochenen  Strafen  angesehen  und  dadurch  zur  Erfüllung  ihrer 
Pflichten  angehalten  werden  sollen ;  2)  auf  eine  gänzliche  Reform  der  Unter- 
gerichte,  namentlich  eine  völlige  Trennung  der  Justiz  von  der  Administration 
und  eine  durchweg  collegialische  Behandlung  der  Rechtssachen ;  3)  auf  Verbes- 
serung des  Advokatenstandes,  namentlich  aufFixirung  der  Zahl  der  Advokaten 
nach  dem  wahren  Bedürfnisse,  auf  eine  vom  Richter  unabhängigere  Stellung 
und  auf  eine  angemessenere  Belohnung  derselben. 

Schreiben  des  Hrn.  Ober-Procurators  Leue  zu  Coblenz,  den  Entwurf  der 
Cicilprocess- Ordnung  betreffend.  3.  S.  373  —  378.  In  diesem,  an  eiuen  in 
Hannover  wohnenden  Juristen  gerichteten  Schreiben  v.  22.  Juni  1840.  werden 
folgende  Ausstellungen  an  dem  Entwürfe  vorgebracht:  1)  ,,Es  scheint,  dass  der 
Verfasser  des  Entwurfs  seine  Aufgabe  in  viel  zu  enge  Grenzen  eingeschränkt 
habe.  In  den  Motiven  ist  ausdrücklich  gesagt ,  dass  nur  eine  Eutwickelung  und 
Fortbildung  des  bisherigen  Rechts  beabsichtigt  werde.  Wenn  aber  die  Mängel 
einer  P.-Geselzgcbung  gerade  in  den  ersten  Grundlagen  der  Gerichtsverfassung 
und  des  gerichtlichen  Verfahrens  liegen ,  so  ist  mit  der  Beibehaltung  eben  dieser 
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Grundlagen  von  einer  blossen  Revision  des  bestehenden  Rechts  wenig  Gutes  zu 
erwarten."  2)  „Das  System  des  Processes  muss  in  der  Gerichts-Verfassung 
seinen  Grund  und  Boden  haben ,  auf  dem  es  erbaut  wird.  —  Daher  scheint  es 
eine  Unvoilstandigkeit  zu  sein ,  wenn  die  alle  Gerichts- Verfassung  erhalten  nod 
nur  eine  neue  Process-Ordoung  gegeben  werden  soll.'4  3)  „Wenn  man  einmal 
zu  der  Einsicht  gelangt  ist,  dass  die  mündliche  Instruction  des  Processes  den 
Vorzug  verdient  vor  der  schriftlichen,  so  muss  man  mit  dem  Crimioal-Process 
den  Anfang  machen.  Denn  dieser  kann  und  muss  mündlich  verhandelt  werden. 
—  Der  Civil-Process  dagegen  muss  durchaus  eine  schriftliche  Grundlage  haben, 
an  welche  die  Parteien  wie  der  Richter  bei  den  ferneren  Verhandlungen  und  bei 
der  Entscheidung  gebunden  bleiben.  —  Dem  Grundsatze  nach  muss  sich  das 
mündliche  Verfahren  im  Civil-Process  auf  die  eigentliche  Deduction  beschrän- 
ken." 4)  ,, Der  Entwurf  will  ein  mündliches  Verfahren  einfuhren,  das  nach 
§.  103.  nur  in  der  Abfassung  eines  Protocolls  durch  einen  Cornmissär  des  Ge- 
richts besteht.  Dies  Ist  nicht  nur  kein  mündliches  Verfahren,  sondern  bat  nicht 
einmal  eine  Aehnlichkeit  damit,  so  dass  es  in  keiner  Art  diesen  Namen  verdient. 
Dessen  Charakter  besteht  in  dem  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  dem  erken- 
nenden Richter  und  der  Partei."  5)  ,,Der  Entwurf  überlässt  es  den  Parteien, 
ob  sie  schriftlich  oder  mündlich  verhandeln  wollen,  ob  sie  persönlich  erscheinen 
oder  mündlich  verhandeln  wollen;  er  giebt  es  dem  Ermessen  des  Gerichts  nod 
der  Wahl  der  Parteien  anheim ,  ob  ein  mündlich  begonnener  Process  in  das 
schriftliche  Verfahren  eingeleitet  werden  soll,  und  ob  die  Partei  einen  Sach- 
walter bestellen  soll.  Diese  grosse  Unbestimmtheit  scheint  mir  ein  Fehler  zu 
seinJ'  6)  ,,Der  Stand  der  Streitsache,  nach  §.  98.,  ist  der  Status  eausae  et 
controversiae  despreuss.  Processes,  und  diesem  allein  eigentümlich.  Er  ist 
nach  meiner  Erfahrung  völlig  nutzlos  in  allen  Processen,  die  durch  Adrocaten 
geführt  werden." 

Prolegomena  zu  einigen  zeitgemäßen  das  Justiztoesen  betretenden  Fragen. 
Von  Hantelmann  II.  2.  S.  121  — 136.  4.  <£.  495  — 500.  Der  Verf.  giebt 
den  Anfang  einer  Uebersicht  der  gegenwärtigen  französischen  Rechts-  und  Ge- 
richtsverfassung nach  Anleitung  von  L.  Frey's  Buch:  Frankreichs  Civil-  und 
Criminal-Verfassung. 

lieber  Reformen  des  deutschen  Strafverfahrens.  Von  Leonhardt.  Erster 
Beitrag.  4.  S.  388—406.  Der  Verf.  will,  mehr  referirend,  über  den  Stand  der 
Reform  im  Strafprocesse  sowohl  nach  den  neusten  doctrinellen,  als  legislativen 
Arbeiten  sich  aussprechen.  Der  gegenwärtige  erste  Beitrag  bezieht  sich  ledig- 
lich auf  Zacharias  Schrift:  Die  Gebrechen  u.  die  Reformen  des  deutseben 
Strafverfahrens.  Am  Schlüsse  urtheilt  der  Verf.  über  dieses  Buch  so:  dass 
kein  Buch  so  sehr  geeignet  sey,  wie  das  vorliegende,  als  erste  Grundlage  für  das 
Studium  der  Strafprocess- Reformen,  solchen  Personen  zu  dienen,  die  jenes 
mit  Ernst  und  Umsicht  zu  beginnen  gedenken. 

Ausser  diesen  auf  die  Reform  des  Rechts  und  Verfahrens  bezüglichen  Ab- 
handlungen enthalten  die  vorliegenden  Hefte  noch  folgende: 

lieber  Fälschung  und  Betrug,  insbesondere  Urkundenfälschung.  (ArtAW. 
197.  308.  310.  311.  317.  des  Criminalgeselzb.) .  Von  Leonhardt.  2.  S.  165— 
189.  Die  Art.  308—310.  enthalten  allgemeine  Vorschriften  über  Betrug  im  wei- 
tern Sinne.  Die  Frage:  darf  man  unter  dieselben  absichtlich  und  rechtswidrig 
unternommene  Täuschungen,  durch  welche  die  Rechte  eines  Andern  benach- 
teiligt werden,  insoweit  dieselben  nicht  durch  spccielle  Straf  Vorschriften  ge- 
troffen werden,  subsumiren?  verneint  der  Verf.  Was  den  Begriff  der  Fälschung 
im  Hannover.  St.-G.-B.  anlangt,  so  ist  dieselbe  ein  Verbrechen  wider  öffentliche 
Treue  und  Glauben;  als  gemeines  Verbrechen  begreift  sie  nur  die  materielle 
Fälschung,  wogegen  bei  der  Fälschung,  als  Amtsverbrechen,  der  Gesetzgeber 
nicht  von  jenem  gemeinen,  sondern  von  dem  technischen  Sprachgebrauche  des 
W.  Fälschung  ausgegangen  ist.  Das  Verbrechen  der  Fälschung  öffentlicher  Ur- 
kunden fordert  nicht  blos  vorsätzliches  Handeln ,  sondern  eine  auf  Rechtsver- 
letzung gerichtete  Absicht,  ein  Handeln  zu  rechtswidrigem  Zwecke.  Unter 
öffentlichen  Urkunden  sind  hierbei  nicht  blos  materiell,  sondern  auch  formell 
öffentliche  schriftliche  oder  gedruckte  Urkunden  zu  verstehen.  Zur  Konsumina- 
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Hon  der  Fälschung  ist  nicht  noch  der  Gebrauch  der  verfälschten  Urkunde  zu  ver- 
langen, sondern  die  Hervorbringung  derselben  ohne  Rucksicht  auf  ihren  Ge- 
brauch genügend.  —  Nach  Entwickelang  dieser  Sätze  beschäftigt  sich  der  Verf. 
noch  mit  der  Strafe  der  Urkundenfälschung  und  mit  dem  letzten  Absatz  des 
Art.  197.,  welcher  gewisse  Fälle  der  Fälschung  ö.  U.  der  polizeilichen  Ahndung 
überweist. 

Ueber  Bestraf  ung  des  Betrugs  unter  zwei  Thaler.    Vom  Adv.  Aug.  Bau- 
tenberg.  2.  S.  197  —  199. 

Bemerkungen  über  zweifelhafte  Stellen  unseres  Criminal-Gesetzbuchs.  4. 
S.  452—461 .  I.  Ueber  die  Beslrafuog  des  Betrugs  und  der  Unterschlagung  von 
gefundenen  Sachen  unter  zwei  Thalern.  —  II.  Ueber  die  criminelle  Bestrafung 
des  Wuchers.  —  III.  Wie  muss  im  Art.  287.  Nr.  2.  gelesen  werden?  Nach 
dem  Verf.  so:  ,,Als  ausgezeichnete  Diebstähle  erster  Classe  sollen  betrachtet 
werden:  A.  auf  Messen  und  Märkten,  B.  in  einem  Menschengedränge,  C.  im- 
gleichen  auf  öffentlichen  Strassen,  Flüssen,  oder  auf  dem  Meere  a.  an  dem  Ge- 
päcke  der  Reisenden ,  b.  an  dem  Schiffsgeräthe ,  c.  oder  an  den  von  Fuhrleuten, 
Schiffern  oder  Boten  verführten  Waaren." 

Ueber  den  §.31.  des  Gesetzes  v.  8.  Sept.  1840.  über  das  gerichtliche  Ver- 
fahren in  Criminal-Sachen.  2.  S.  202*  f« 

Einiges  über  den  Art.  30.  des  Gesetzes  v.  24.  Oct.  1840.,  die  polizeiliche  Be- 
strafung verschiedener  Vergehen  betreffend,  wie  auch  über  Polizei- Verfahren 
überhaupt  und  Gesetz-Auslegung  durch  Verwaltungsbehörden.  2.  S.19Ö — 196. 

Ueber  das  Verhältnis»  polizeilicher  Anordnungen  zu  dem  Civilrechte,  ins- 
besondere über  den  Einßuss  polizeilicher  Verbote  oder  Erlaubnisse  auf  die  lex 
Aquilia.  Von  Carl  Friedr.  Jos.  Gotting,  Adv.  zu  Hildesheim.  4.  S.407 — 
422.  Der  Verf.  führt  folgende  Sätze  aus :  Das  gemeinschaftliche  Princip  für  die 
Fälle,  wo  der  Richter  bei  Entscheidung  der  Rechte  der  Einzelnen  ein  Polizei- 
gesetz berücksichtigen  darf  und  muss,  ist:  ein  absolutes  polizeiliches  Gebot 
muss  befolgt  werden ;  und  wenn  durch  die  Befolgung  ein  Einzelner  seine  Privat- 
rechte von  einem  Andern  gekrankt  glaubt,  so  muss  der  Civil-Richter  das  Polizei- 
gesetz als  Norm  anwenden,  so  dass,  wenn  die  fragliche  Handlung  mit  dem  Ge- 
setze übereinstimmt  und  keine  unerlaubte  Mittel  angewandt  sind,  der  in  An- 
spruch genommene  Einzelne  freizusprechen,  und  eine  Klage  mit  Erfolg  nur 
gegen  die  Verwallungs-Behörde'denkbar  ist.  In  jeder  andern  Rücksicht  berührt 
ein  Polizeigesetz  das  Gebiet  des  Civilrechts  gar  nicht.  Eine  polizeiliche  Erlaub- 
niss  zu  einer  Handlung,  die  polizeilich  verboten  ist,  erweist  sich  lediglich  im 
Polizeigebiete  wirksam,  auf  den  durch  die  Vornahme  der  Handlung  sich  etwa 
ergebenden  Civil-  oder  Criminalpunct  bleibt  sie  aber  ohne  allen  Einfluss.  Wird 
einem  polizeilichen  Verbot'e  entgegengehandelt  und  nun  dem  Dawiderhandeln- 
den  ein  Schaden  zugefügt,  so  ist  er  blos  deshalb,  weil  er  gegen  jenes  Verbot 
handelte,  des  Schutzes  der  L.  Aquilia  keineswegs  beraubt. 

Zur  Lehre  von  dem  Staatsdienste ,  insbesondere  von  der  Nicht- Anwendbar- 
keit des  Bömischen  Bechts  auf  die  Bechts-Verhältnisse  der  Beamten.  Erläu- 
tert durch  einen  Bechtsfall.  Von  dem  Dr.jur.  Karl  Nicol,  Adv.  zu  Hannover. 
2.  S.  146 — 155.  Dass  das  Rom.  Recht  auf  jene  Verhältnisse  nicht  anwendbar 
sey,  ist  in  den  Entscheidungsgründen  der  zweiten  Instanz  und  des  Spruch- 
collegiums  zu  Heidelberg,  welche  mitgetheilt  werden ,  klar  entwickelt. 

Wenn  der  Usucapient  einer  Servitut  ein  ihm  vom  Eigenthümer  in  den  Weg 
gelegtes  Hinderniss  eigenmächtig  beseitigt,  ist  das  Schutz  im  Besitze,  oder  Ge- 
walt, die  die  Ersitzung  ausschliesst?  An  einem  Bechtsfall  erläutert  von  Carl 
Friedr.  Jos.  Gotting,  Adv.  zu  Hildesheim.  4.  S.  462— 473.  Der  Verf.  sucht 
darzuthun ,  dass  zwar  der  Usucapient  durch  eine  solche  Beseitigung  des  Hinder- 
nisses sich  im  Besitze  schütze ,  zugleich  aber  seine  nachfolgenden  Besitzhand- 
lungen wegen  der  Statt  gefundenen  Prohibitionen  den  Character  der  vis  anneh- 
men und  deshalb  zur  Ersitzung  des  Rechts  nicht  führen  können. 

Drei  Abhandlungen  von  Dr.jur.  u.  Ado.  H.  L.  Zawitz  zu  Münden.  4. 
8.  474  —  494.  I.  Wer  die  Erblosung  ausüben  will,  hat  die  Geltung  derselben 
an  dem  Orte,  wo  die  zu  retrahirenden  Sachen  belegen  sind,  zu  erweisen.  — 
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II.  Servituten  und  Real-Lasten ,  welche  der  Eigentümer  an  seiner  bereits  ver- 
pfändeten Sache  conslituirt,  bleiben,  im  Fall  dieselbe  zum  Zweck  der  Befrie- 
digung des  Pfandgläubigers  veräussert  wird ,  bei  Kraft.  Gegen  eine  frühere  Ab- 
handlung in  den  Annalen  H.  1.  S.  65.  ff.  [vgl.  Jahrb.  1846.  S.280.  f.J  sucht  der 
Verf.  diesen  Satz  zu  begründen.   Am  Schlüsse  bezieht  er  sich  noch  auf  eine  Be- 
stätigung seiner  Ansicht  in  einem  unten  zu  erwähnenden  Erkenntniss  des  0.- 
A.-G.  (II.  2.  S.  212. f.).  —  III.  Wer  sich  bloss  für  die  Zinsen  eines  Capitais 
verbürgt  hat,  wird  von  der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  nicht  frei ,  wenn  der 
Gläubiger  seine  Befriedigung  hinsichtlich  des  Capitais  von  dem  Hauptschuldoer 
nicht  erlangen  kann.    Diese  Ansicht  wird  vom  Verf.  ausführlich  dargelegt  und 
dabei  auch  auf  ein  dieselbe  befolgendes  Erkenntniss  der  Justiz-Kanzlei  zu  Göt- 
tingen Bezug  genommen. 

Die  Helten -Gesellschaft  itt  sachenrechtlicher  Natur.  2.  S.  200.  f.  Eme 
kurze  Wiederholung  und  Empfehlung  der  Ansicht  Marbach's  (vgl.  Jahrb.  mä. 
8. 453.  ff.). 

lieber  die  rechtliche  Satur  de»  bäuerlichen  Brautschatzes.  Nae/t  Acten 
mitget heilt  von  Leonhardt.  4.  S.  423—440.  In  den  mitgetheilten  Entschei- 
dungsgründen der  Fakultäten  zuGöttingen  und  zu  Bonn  wird  ausgeführt,  dass 
die  römischrechtlichen  Grundsätze  von  der  repetitio  dotis  auf  die  deutschrecht- 
liche  Abfindung  nicht  anwendbar  sind. 

Beiträge  zum  Forstrechte,  Vom  Rothe  Dr.  Wae  hsmuth,  Ado.  zu  Han- 
nover, Erster  Beitrag.  2.  S.  137 — 145.  üeber  Markgenossenschaften ,  In- 
teressenten-Forsten und  Hofdeputate. 

Ueber  die  Rechte  der  Inhaber  von  Preussischen  Prämien-Scheinen  in  Be- 
ziehung auf  präcludirte  Prämien.    Von  Eduard  Simon,  Ade.  zu  Hannover. 
2.  S.  156—164.    Auf  den  Yon  der  Seehandluug  im  J.  1832.  ausgesteiften  Prä- 
mienscheinen ist  bemerkt,  dass  die  binnen  Jahr  und  Tag  nicht  abgehobenen 
Prämien  alljährlichem  15.  Januar  und  15.  Juli  durch  die  Berliner  öffeniYu&eti 
Blätter  bekannt  gemacht  werden  sollen,  und  dass,  wenn  eine  Prämie  im  Laufe 
von  vier  Jahren  nicht  erhoben  werde,  sie  verwirkt  seyn  und  ihr  Betrag  zu  milden 
Zwecken  verwendet  werden  solle.    Der  Verf.  sucht  zu  zeigen:  1)  dass  die  In- 
haber solcher  Prämienscheine  wohl  befugt  seyen ,  die  Auszahlung  der  auf  die- 
selben gefallenen  Prämien  auch  nach  Ablauf  der  vierjährigen  Frist  zu  verlangen, 
und  2}  dass  wenn  die  Bekanntmachung  nicht  am  15.  Januar  und  15.  Juli  erfolgt 
sey,  die  angedrohte  Yerwirkuug  nicht  eintrete. ' 

Ueber  den  Beweis  der  Einrede  mehrerer  Miterben.  ( Declarator.  Verord- 
nung v.  24.  Mai  1824.  No.  XII.  XIII.)  4.  S.  441—445.  Die  angef.  Verordnung 
hat  bestimmt,  dass  Derjenige,  welcher  das  Dasein  mehrerer  Miterben  behaupte, 
den  Beweis  dieses  Thalumslands  zu  führen  habe.  Der  Verf.  sucht  gegen  eine 
Entscheidung  einer  Juslizkanzlei  zu  zeigen,  dass  unter  den  Miterben  blos  solche 
Personen  zu  verstehen  seyen,  denen  gemeinschaftlich  eine  Erbscha/t  deferirt 
worden  ist,  nicht  aber  solche,  welche  die  ihnen  angefallene  Erbschaft  auch 
wirklich  schon  erworben  habeo. 

Wirkung  der  res  iudicata  wider  einen  Dritten,  namentlich  den  Litisdenun- 
ciaten.  4.  S.  446 — 448.  Der  hier  besprochene  Fall  kann  zu  ernstlichen  Zwei- 
feln nicht  veranlassen. 

Ueber  die  Anwendung  der  Verordn.  v.  8.  Mai  1838.  auf  die  Häuslinge  der 
Grafschaft  Spiegelberg.  Vom  Ado.  Vorwerk  zu  Coppenbrügge.  4.  S.  449 — 451. 

Unter  der  Rubrik :  Mittheilungen  aus  der  Praxis  enthalten  das  zweite  und 
das  vierte  Heft  noch  Entscheidungen  über  folgende  Gegenstände :  1.  Die  Eltern 
sind  nicht  nur  befugt,  sondern  auch  verpflichtet,  in  Eheprocesssachen  ihrer 
Kinder  Zeugniss  abzulegen.  (2.  S.  204.  f.  Erk.  des  O.-A.-G.).  —  2.  a.  Nach 
der  Eheverlobuugs- Constitution  de  5/16.  Januar  1733.  müssen  die  Personen, 
welche  ein  gültiges  Eheverlöbniss  eingehen  wollen,  vor  der  Verlobung  denCon- 
sens  der  Ellern  u.  s.  w.  einholen.  Die  nachher  erlheilte  Einwilligung  der 
Ellern  genügt  dazu  nicht,  b.  Aus  der  Zurücknahme  und  Zurücksendung  der 
Brautgeschenke  wird  die  Einwilligung  in  die  Aufhebung  eines  bestehenden  Ehe- 
verlöbnisses gefolgert.  (2.  S.  205.  f.  Erk.  des  O.-A.-G.).  —  3.  Der  Antrag  auf 
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Suppliruog  des  verweigerten  elterlichen  Consenses  zur  Verheiralhung  ist  bei 
demjenigen  Consistorio  anzubringen ,  welchem  der  verklagte  Theil  in  Ehesachen 
unterworfen  ist.  (2.  S.  207.  f.  Bescheid  des  O.-A.-G.).  —  4.  Ebeberedungs- 
Constitution  der  Stadt  Goslar.  (2.  S.  209—211.   Diese  Constitution  v.  J.  1058. 
wird  mitgetheilt  und  ein  Rechtsfall  referirt,  in  welchem  deren  fortdauernde  Gül- 
tigkeit von  dem  Consistorium  zu  Hannover  und  dem  O.-A.-G.  anerkannt  wurde.). 
—  5.  Derjenige  Pfandgläubiger,  dessen  Recht  aus  der  Zeit  vor  Constituirung 
des  Altentheils  datirt,  kann  nicht  verlangen,  dassderHof  ohne  den  Altentheil 
verkauft  wird ,  wenn  auch  durch  den  Altentheil  der  Werth  des  Hofes  so  vermin- 
dert wird,  dass  die  hypothecarische  Schuld  nicht  gedeckt  wird.  (2.  S. 212.  f. 
Erk.  d.  O.-A.  G.  Vgl.  oben).  —  6.  Anwendung  der  Verordn.  v.  6.  Febr.  1843. 
über  das  Verfahren  in  der  Instanz  nicht  devolutiver  Rechtsmittel  bei  den  Mittel- 
gerichten (2.  S.  213 — 215.).  —  7.  Ueber  Verjährung  der  deutschrechtlichen  In- 
jurienklagen (2.  S.  21 5.  f.  Erk.  des  O.-A.-G.,  welches  die  regelmässige  Verjäh- 
rungszeit von  30  Jahren  annimmt).  —  8.  Ueber  Enterbungsursachen  (2.  S.216. 
Erk.  des  O.-A.-G.;  nur  die  vor  Errichtung  des  Testaments  erfolgte  Verzeihung 
der  Injurie  eines  Kindes  gegen  seine  Ellern  schliesst  die  Enterbung  des  erstem 
aus).  —  9.  Zur  Lehre  von  der  Kostenerstattung  (2.  S.  217.).  —  10.  Was  hat 
Derjenige  zu  beweisen,  welcher  die  Einrede  mehrerer  Miterben  opponirt?  (2. 
S.  217.  f.  Vgl.  oben).  —  11.  Eine  Streitfrage  aus  der  Verordnung  v.  4.  April 
1620»  (2.  S.  218.).  —  12.  Observanz  in  Betreff  der  Kündigung  gemietheter 
Wohnungen  in  der  Stadt  Hannover  (2.  S.  219.).  —  13.  Eine  Streitfrage  aus  den 
Verordnungen  v.  6.  Oct.  1712.,  13.  Jan.  1733.,  15.  Nov.  1736.,  17.  Aug.  1739. 
und  26.  Jan.  1753.,  die  Alienation  bürgerlicher  Güter  betreffend  (2.  S.219.f.). — 
14.  Zur  Lehre  von  der  väterlichen  Gewalt  (4.  S.  501.  f.).  —  15.  Ein  während  der 
Ehe  eintretender  Wahnsinn  eines  Ehegatten  ist  auch  selbst  im  Falle  der  Unheil- 
barkeit  dieser  Krankheit  kein  Grund  für  den  Richter,  die  Trennung  einer  Ehe 
auszusprechen  (4.  S.  502.  f.  Entscheid,  d.  Konsistoriums  zu  Hannover  und  des 
O.-A.-G.).  —  16.  Das  zurückgelegte  14.  Lebensjahr  ist  das  Alter  der  Eides- 
mündigkeit. —  Personen ,  welche  dieses  Alter  erreicht  haben ,  sind  zur  Eides- 
leistung zuzulassen ,  wenn  ihnen  deutliche  Begriffe  und  hinreichende  Kennlniss 
von  der  Heiligkeit  des  Eides  beiwohnen  (4.  S.  503.  f.  Erk.  derselben  Gerichte). — 
17.  Die  Juden  und  das  Militair-Aushebungs-Gesctz  (4.  S.  505.  f.).  —  18.  Ueber 
Vorschützung  der  Einrede  der  Incompetenz  (4.  S.  506.  f.).  —  19.  Zur  Lehre  vom 
Deservite  der  Advocalen  (4.  S.  507.  f.).  —  20.  Zum  Gesetze  v.  16.  Febr.  1846. 
über  Revision  in  Criminalsachen  (4.  S.  509.).  —  21.  Zum  $.  155.  der  Unler- 
gerichts-Ordnung  (4.  S.  509.  f.).  —  22.  Ueber  die  besondere  Strafe  für  Amts- 
verbrechen der  Advocaten  ( 4.  S.  511.).  —  23.  Zur  Lehre  von  der  Amisehren- 
beleidigung (4.  S.  511—513.). 

In  dem  zweiten  und  vierten  Heft  (S.  221  —226.  u.  514 — 522.)  finden  sich 
unter  der  Rubrik  Misccllen  noch  mehrere  interessante  Notizen;  in  dem  letztem 
Hefte  werden  auch  (S.  523—526.)  die  Gesetze  des  Advocaten- Vereins  zu  Han- 
nover mitgetheilt.  —  Berichtigt  wird  S.  226.,  dass  der  Aufsatz  im  H.  1.  S.65.ff. 
|>gl.  Jahrb.  1846.  S.  280. f.]  nicht  den  Dr.  C.  L.  Gotting,  sondern  den  Advo- 
caten C.  F.  J.  Gotting  zu  Hildesheim  zum  Verfasser  habe. 
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Fori  reconvenlionis  origines  et  doctrina,  Auetore  mcaroio 

Ulrichs.    Göllingen,  DictericITsche  Buchhaodl.,  1846.    65  S. 
gr.  4.    (f  Thlr.) 

Leipziger  Rcpertorinm  der  deutschen  o.  ausländ.  Literatur.  1847.  Juli. 

Beft  28.  S.  41—43. 
Nach  Angabe  der  Tendenz  der  Abhandlung  und  einer  Uebersicbt  ihres  In- 
halts bemerkt  der  Ree  :  „Sieht  man  es  nun  gleich  einer  solchen  Behandlungs- 
weise  des  Stoffs  an ,  dass  der  Verf.  das  Material,  was  er  hier  zu  bearbeiten  hatte, 
nicht  vollständig  bewältigt  hat,  so  mögen  ihm  doch  hier  die  Schwierigkeiten  zur 
Entschuldigung  dienen,  mit  denen  jeder  augehende  Schriftsteller  bei  der  unge- 
wohnten Anstrengung,  seinen  Stoff  zu  beherrschen,  wohl  überall  zu  kämpfen 
haben  wird.   Oer  eigentliche  Zweck  der  Untersuchung  erheischte  eine  vollstän- 
dige Trennung  der  Einzelrechte  bei  der  Exegese  des  hier  einschlagenden  Quellen- 
niaterials,  und  diese  Trennung  hat  der  Verf.  an  jeder  Stelle  seines  Buches  so 
klar  und  bündig  durchgeführt,  dass  in  diesem  Puncle  auch  der  strengsten  Kritik 
genug  geihan  scheint/*   Es  folgt  eine  nähere  Betrachtung  des  Inhalts  mit  Be- 
merkungen über  Einzelnes. 

Das  Execntionsverfahrcn  nach  gemeinem  Rechte  vom  gesetz- 
lichen und  gesetzgeberischen  Standpuncle  aus  betrachtet,  in  Ver- 
bindung damit,  wie  sich  solches  im  Gherzogthom  Hessen  diesseits 
des  Rheins  ausgebildet  hat  von  Ii«  I£norr,  (Hofgcrichts-R.  in 
Glessen).   Giessen ,  Heyers  Verlag,  1845.   Xu.  59  S.  8.  (-JThlr.) 

Allgemeine  Literatur-Zeitung.  1847.  April.  Nr.  78.  S.  624. 

Ueber  den  vom  Verf.  der  Hessen-Darmst.  Processord.  v.  1724. 1. 8.  beige- 
fügten Kommentar  urtheilt  der  Ree:  ,,Der Commentar  schliesst  sich  in  ein- 
facher practisch-übersicbtlicher  Form  an  den  Text  des  Gesetzes  an  und  verbreitet 
sich  in  lichtvoller  verständiger  Weise  über  die  wichtigsten  einzelnen  dabei  vor- 
kommenden Fragen.  —  Das  Verdienst  der  Originalität  ist  von  ihm  selbst  nicht 
beansprucht;  und  wird  beim  jetzigen  Stand punet  der  Wissenschaft  kaum  in  An- 
spruch genommen  werden  können. *'  Einzelne  Erörterungen  werden  jedoch 
vom  Ree.  als  solche  hervorgehoben ,  welche  auch  vom  Slandpunct  der  Wissen- 
schaft nicht  ohne  Interesse  ;seyen. 

Die  Bcsitzrechtsmittel  u.  Besitzprozesse'  des  heutigen  gemeinen 
n.  des  k.  sächsischen  Rechts,  dargestellt  von  j>r.  Ludwig  j 
Höpiaer,  ord.  Beisitzer  d.  Jurislenfac.  [jetzt  Justizrath  b.  k. 
Spruchkollegium]  zu  Leipzig.    Leipzig,  0.  Wigand,  1841.  XVI 
u.  168*S.  gr.8.   (lThlr.)   [Vgl.  Jahrb.  1844.  S.  599.  ff.] 

Allgemeine  Literatur-Zeitung.  1842.  Januar.  Erganzungsbl.  Nr.  7.  8.  S.  56—64. 

„Der  Hr.  Dr.  H.,  ungehalten  darüber,  dass  alle  Darstellungen  dieser  Lehre 
sich  auf  das  R.  R.  über  den  Besitz  und  die  possessor.  Interdicte  gründen,  hat 
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steh  durch  eine  Stelle  aus  Gaupp's  Abb.  in  d.  Zcltscb.  f.  deut.  R.  Bd.  1.  H.  1. 
8.  87.  —  welche  2  Seiten  der  3  Seiten  laugen  Vorrede  füllt,  —  ermutbigt  gefühlt, 
für  die  Emancfpation  des  deut.  Rechts ,  der  deut.  Nationalität  und  der  Philoso- 
phie des  Rechts  von  der  Gewalt  der  romanisirenden  Jurisprudenz  tbätig  zu 
werden.    Zu  dem  Ende  hat  er  versucht,  den  Ursprung  und  die  prozessualische 
Bedeutung  der  heutigen  Besitzrechts  mittel  und  Besitzprozesse  anders  woher,  als 
aus  demR.  R.  zu  entwickeln  und  zu  zeigen,  wie  die  Praxis  schon  langst,  sich 
selbst  unbewusst,  dem  R.  R.  abhold  gewesen,  welches  ,,,,so  wie  in  keinem 
Theile  überhaupt,  so  insbesondere  nicht  in  der  Lehre  vom  Besitz  eine  philoso- 
phisch begründete,  ja  nicht  einmal  eine  nur  abgerundete  Doctrin  darbietet" 
,,  „es  fehle  der  Centraigedanke,  aufweichen  die  in  der  röm.  Casuistik  entwickel- 
ten Ideen  zurückgeführt  werden  könnten." "    Wenn  diese  Ansicht  nicht  von 
einem  Assessor  einer  Juristenfacultät  ausgesprochen  wäre,  so  müsste  man  auf 
die  Vermuthung  gerathen,  dass  die  Bekanntschaft  dessen,  der  sie  hegt,  mit 
dem  R.  R.  der  Vervollkommnung  noch  sehr  bedürftig  sey.    Sonach  kann  es 
denn  wohl  nur  an  der  Philosophie  des  Verfs.  liegen ,  wenn  er  in  dieser  Hinsicht 
sich  eine  besondere  Anschauung  gebildet  hat. "   Um  den  Standpunct  des  Verfs. 
anzugeben,  wendet  der  Ree.  sich  zuerst  zur  Einleitung,  vermisst  aber  in  der- 
selben die  verheissene  Klarheit,  und  zwar,  was  der  Verf.  nicht  will,  nicht  aber, 
was  er  will,  angegeben.   Er  geht  dann  zum  lsten  Capilel  über,  welches  davon 
handelt,  wer  überhaupt  Anspruch  auf  Schutz  im  Besitz  machen  könne,  und 
äussert  sich  nach  Angabe  des  Inhalts  desselben  so:  ,,  Wir  wollen  mit  dem  Verf. 
nicht  rechten  über  seinen  Begriff  von  jus  possidendi,  denn  da  er  nicht  aus  den 
röm.  Quellen  schöpft,  so  würden  wir  eine  ganz  verschiedene  Sprache  reden  ;  — 
nicht  darüber,  dass  er  Allen,  denen  er  dies  jus  possidendi  zugesteht,  auch  re- 
Media adipitc. poss.  giebt,  denn  man  könnte  nicht  wissen,  was  er  darunter  ver- 
steht, nemlich  vielleicht  auch  die  actio  condueti;   nicht  fragen  wollen  wir, 
warum  er  dem  Mandatar  nicht  auch  Besitz  verleihet,  wenn  er  ihn  dem  Pachter 
und  Commodalar  beilegt,  denn  es  könnte  seyn,  er  hätte  ihn  nur  vergessen;  — 
nicht  danach  forschen,  was  sich  der  Verf.  wohl  dabei  gedacht  habe,  wenn  er 
dem  Gastwirth  wie  dem  Reisenden ,  dem  Verpächter  wie  dem  Pächter  Besitz  bei- 
legt, und  dennoch  diesen  auf  beiden  Seiten  nicht  als  einen  solidarischen  zu- 
gebenwill, ,,,,weil  ja  beide  in  stalthaften  Theilen  besitzen,  ähnlich  wie  bei  den 
jura  in  rt  im  Vcrhäitniss  zum  dominium"",  denn  die  Antwort  möchte  aus  einein 
ihm  allein  sichtbaren  Horizont  kommen ;  —  wir  wollen  ferner  nicht  einmal  auf 
seine  Opposition  gegen  Savigny  rücksichllich  der  Fundamente  der  Lehre  vom 
Besitz,  seiner  rechtlichen  Natur  und  seines  rechtlichen  Schutzes  eingehen  (wir 
gestehen  vielmehr,  dass  wir  in  deren  Begründung  mit  S.  keineswegs  überein- 
stimmen), denn  auch  damit  geriethen  wir  ja  gleich  wieder  auf  röm.  Boden,  vou 
dem  der  Verf.  nichts  wissen  will;  —  ja,  wir  wollen  endlich,  und  mehr  kann 
der  Verf.  doch  wahrlich  nicht  verlangen,  ihm  seine  ganze  philosophische  Deduc- 
tion  als  richtig  und  vernünftig  zugeben ;  wir  haben  nur  eine  einzige  Frage  an  ihn 
zurichten:  Ob  denn  Alles,  was  er  demonstrirt,  auch  Rechtens  sey? 
Darauf  antwortet  der  Verf.  S.  47.  in  3  Zeilen  so:  „  ,,Alle  diese  Sätze,  auf  deren 
Darlegung  allein  es  in  diesem  Capitel  angekommen ,  sind  die  auch  in  der  heu- 
tigen Praxis  sowohl  des  gemeinen ,  als  des»k.  sächs.  Rechts,  giltigen."  •*  Viele 
werden  sich  freilich  wundern ,  dass  der  Unwille  des  Verf.,  „ ,,  als  eines  denken- 
den Kopfes,  über  die  Savigny'sche  Zumuthung,  blindlings  einen  einzelnen 
Ausspruch  in  den  Pandekten  und  im  Codex  als  ein  Evangelium  zu  glauben,  ihn 
in  der  Selbstforschung" "  so  weit  fortgerissen  habe,  sich  selbst  zum  Apostel 
einer  Praxis  zu  erheben,  für  die  er  Glauben  fordert  auch  von  denen,  die  da 
nicht  sehen."   In  ähnlicher  Weise  fährt  der  Ree.  fort,  giebt  dann  noch  zwei 
Proben  von  des  Verfs.  philosophischer  Deduction  und  eine  von  dessen  Interpre- 
tation des  R.  R. ,  bemerkt  noch  über  die  beiden  letzten  Capitel ,  dass  sie  sich 
von  den  beiden  ersten  zu  ihrem  Vortheil  unterschieden,  aber  nichts  Neues  ent- 
hielten, und  schliesst  so :  ,,Der  Leser  wird  wohl  mit  uns  überzeugt  seyn,  dass 
dieses  Buch  ebensosehr  im  Interesse  des  Verls,  wie  der  Wissenschaft  besser 
ungeschrieben  geblieben  wäre." 
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Nachweisungen  von  Recensionen. 


Die  Lehre  vom  Einflnss  des  Processes  auf  das  materielle 

Reclltsverllältniss.    Historisch  und  dogmatisch  dargestellt  vod 
ißr.  Herrn.  Buchka»,  Privatdoc.  an  d.  Univ.  zu  Rostock.  2  Thle 
Rostock,  Sliller'sche  Hofbtichhandl.,  1846.  F.   VIII.  342.  VIII. 
218  S.  gr.  8.   (Geh.  1|  u.  |  Thlr.) 

1.  Allgem.  Literatur-Zeitung.  1846.  August.  Nr.  188— 190.  S.  345— 348. 

353  — 3fiü.  363  —  368.*) 

Nach  Angabe  der  äussern  Einrichtung  des  ganzen  Werkes  und  der  Bemer- 
kung, dass  dieser  erste  Tbeil  das  erste  Buch  desselben  enthalte ,  sagt  der  Ree. 
„Der  Gegenstand  dieses  ersten  Buches  ist  also  wesentlich  derselbe,  welcher, 
durch  Gajus  eigentlich  erst  bearbeitungsfähig  geworden,  in  der  v<  r  bi\d 
zwanzig  Jahren  erschienenen  Schrift  des  Ref.  über  Litis  Contestation  und  Cr- 
theil,  dann  seither  vielfach,  bald  mehr  bald  weniger  umfassend,  behandelt 
worden  ist.  Dem  Verf.  nun  ist  es  nicht  sowohl  um  Zusammenstellung  und  neu 
Darlegung  der  bisherigen  Resultate  oder  [als]  vielmehr  um  Berichtigung  und 
Ergänzung  derselben  zu  tbun,  und  so  hat  er  in  vielfacher  Richtung  eine  aus- 
gedehnte Polemik  entwickelt,  welche  in  ihrer  ganzen  Form  und  Sinnesart  obnr 
Tadel,  in  ihren  Resultaten  manches  Gute  zu  Tage  gefordert  hat,  und  auch 
durch  das  weniger  Gelungene  manche  nützliche  Erörterung  hervorrufen  wird. 
Dem  Ref.  wenigstens  hat  diese  Polemik  so  weitste  ihn  selbst  betrifft,  viel  zu 
denken  gegeben",  u.  s.  w.  Dann  wird  über  das  Buch  noch  die  allgemeine  Be- 
merkung gemacht,  dass  dasselbe,  wenn  ihm  auch  im  Ganzen  und  im  Ein- 
zelnen etwas  mehr  Durchbildung,  Vollendung  und  Tiefe  zu  wünschen  seyn 
dürfte,  doch  ein  vortheilhaftes  Zeugniss  über  des  Verfs.  Scharfsinn,  Wirksam- 
keit, Forscbuogsgabe ,  Fleiss,  so  wie  auch  über  seine  Kenntnisse  von  Quellen 
und  Lilteratur  gewährt."  Der  Ree.  verbreitet  sich  nun  ausführlich  über  zwei 
vom  Verf.  behandelte  Gegenstände,  über  den  Satz,  dass  die  Intenlio  den  Gegen- 
stand und  Umfang  der  Consumtion  stets  ausdrücke,  welche  der  Verf.  absolut 
und  ohne  Ausnahme  durchzuführen  sucht,  und  über  die  aus  der  Litiscontesta- 
tion  entspringende  Obligation.   [Ree.  Keller.] 

2.  Leipziger  Repertorium  d.  deut.  u.  ausländ.  Literatur.  1847.  Heft  6. 

S.  208—219. 

Diese  Anzeige  giebt  eine  sehr  ausführliche  Ueberslcht  des  Inhalts  beider 
Theile  und  bezeichnet  als  ,, den  gelungensten  Theil  des  Werkes  überhaupt  den- 
jenigen, welcher  ihm  unter  den  gleichzeitigen  Nebenbuhlern  einen  dauernden 
Erfolg  verspricht,  die  Dogmengeschichte  desselben,  die  von  tiefem  Eindringen 
des  Verfs.  in  die  juristische,  namentlich  die  processualische  Literatur  zeogt, 
und  das  weilschichlige  Material  mit  grosser  Uebersichllichkeit  materienweise 
nach  der  natürlichen  Anordnung  des  dogmatischen  Theiles  zusammenstellt." 


*)  In  dem  Intelligenzblatt  v.  1846.  October  Nr.  63.  S.  513— 516.  steht  eine  „Erklä- 
rung" des  Verfs  ,  zu  welcher  er  sich  „durch  den  Wunsch  der  Berichtigung  eines  Mit- 
Verständnisses  veranlasst"  sieht,  „  von* welchem  aus  der  Ree.  in  ausführlicher  Polemik 
gegen  eine  Ansicht,  als  eine  von  dem  Verf.  vertheidigte,  auftritt,  obgleich  dieser 
gerade  das  Gegentheil  von  derselben  behauptet  und  sich  ausdrücklich  gegen  dasjenige 
erklärt  hat,  was  er  nach  jener  Kritik  gesagt  haben  soll.  Es  handelt  sich  um  die  obligatio 
condemnari  oportere."  Zu  dieser  in  ihrer  Ausführung  etwas  langen  Erklärung  bemerkt 
Keller:  „Wenn  ich  mit  dieser  Antikritik  die  in  dem  Buche  ausgesprochene  Ansicht 
vergleiche,  so  kann  ich  bei  dem  besten  Willen  nur  zu  dem  alternativen  Resultate  gelin- 
gen, dass  der  Verf.  entweder  in  den  Hauptfehler  (der  mehr  processualischen  als  mate- 
riellen Auffassung  des  condemnari  oportere) ,  welchen  er  allerdings  an  Anderen  tadelte, 
doch  unbewusst  wieder  selbst  verfiel,  oder  dass  derselbe  die  mir  richtig  scheinende  As- 
sieht  in  Worte  eingekleidet  hat,  in  welchen  sie  mir  unkenntlich  bleibt/1 
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VI.  Migcellen. 

Ueber  die  Ambrosianische  Handschrift  Justinianischer 

Novellen. 

(Nachtrag.) 

Nachdem  ich  im  Februarhefle  dieser  Jahrb.  S.  183—88.  über  eine  Ambro- 
sianische Handschrift  griechischer  Novellen  Justini an's  vorläufig  berichtet, 
hat  Herr  Canonicus  Robbiali  in  Mailand  seine  Vergleichung  des  Manuscriptes 
mit  der  schon  dort  gerühmten  masterhaften  Sorgfalt  zu  Ende  geführt.  Während 
nun  die  Würdigung  der  äusserst  grossen  Zahl  von  abweichenden  Lesarten  dem 
um  Justinian's  Novellen  schon  jetzt  so  hochverdienten  Leipziger  Gelehrten 
überlassen  bleiben  muss,  dessen  Ausgabe  der  griechischen  Sammlung  jener 
Constitutionen  wir  verlangend  entgegen  sehn ,  scheint  es  mir  Pflicht ,  nach  nun- 
mehriger Beendigung  der  Arbeit  des  Herrn  Professor  Robbiali  meine  früheren 
Angaben  in  einigen  Puncten  zu  vervollständigen,  in  andern  aber  zu  berichtigen. 

Zunächst  ist  zu  den  Novellen ,  aus  denen  die  Ambrosianische  Sammlung 
besteht,  noch  die  79ste  und  zwar  zwischen  Nov.  133.  und  Nov.  7.  hinzuzufügen. 
Umgekehrt  dagegen  sind  in  meiner  früheren  Mittheilung  die  Nov.  83.,  137.,  120. 
mit  Unrecht  unter  denen  aufgeführt,  deren  Originaltext  in  jene  Compilation  auf- 
genommen ist,  da  sie  von  dem  letzteren,  wie  die  genauere  Untersuchung  er- 
geben, nur  die  Anfangsworte  bietet,  an  diese  aber  nach  dem  Vorgange  des 
Athanasius  einen  noch  weiter  zu  besprechenden  kurzen  Auszug  knüpft.  So 
beschränkt  sich  also  die  Zahl  der  in  der  Handschrift  im  Urtext  enthaltenen  No- 
vellen auf  15,  von  denen,  wie  schon  berichtet  worden,  Nov.  1.  unvollständig  ist. 

Unrichtig  ist  ferner  die  früher  (S.  186.)  von  mir  gemachte  Angabe,  dass 
Nov.  7.  eine  Subscription  mit  dem  Consulnpaar  Johannes  und  Domnicus 
biete ;  vielmehr  werden  diese  Beiden  nur  unter  den  Behörden  genannt,  an  welche 
Ausfertigungen  der  Novelle  gesandt  sind.  Es  lautet  nämlich  die  ganze  Schluss- 
schrift :  'EyQdqttj  yao  ro  in6rv7tov  rolq  ooiorrdrotq  dQXtemoxorro«;  'PaifiTjq,  Alkiaq, 
14kt£a*d*Qtiaq  xou  GtovrroXewq ,  'lotdvvfl,  tw  ivdo^ordro)  inaQXw  twv  leooiv  rqq 
'Ewas  7tQctiTo>(>io>v  td  thaQtov ,  ano  vndtMV  xai  narqixioiv  (lege  7iatQutito)y 
xcu  Jopvixw  (^ofivivot;),  rot  ivdoHotdrin  indoxy  t(äv  naget  'IXXvQiotq  lequiv 
nQattmqmv. 

Wie  das  Ambrosianische  Manuscript  mitten  in  die  Nov.  131.  den  grö'ssten 
Theil  des  Athanasischen  Auszuges  von  Nov.  123.  einschiebt,  habe  ich  bereits 
nachgewiesen.   Aus  den  weiteren  Mittheilungen  des  Herrn  Robbiati  ergiebt 
sich  aber,  dass  jene  Sammlung  noch  mehrfach  Stücke  aus  der  Epitome  des 
Emisenischen  Scholasticus  auf  ziemlich  räthselhafle  Weise  an  die  vollständigen 
Novellen  anknüpft.   So  folgt  auf  Nov.  G.  der  Athanasische  Auszug  eben  dieser 
Constitution,  wie  es  scheint  seinem  ganzen  Umfange  nach  nebst  der  (dem  Au- 
thenticum  im  Wesentlichen  entsprechenden)  Schlussscbrift;  auf  Nov.  16.  aber 
die  Epitome  der  Nov.  56.   Noch  auffallender  ist  der  Inhalt  des  12ten  und  13ten 
Titels,  welche,  wenn  man  berücksichtigt  dass,  wie  schon  früher  erwähnt  worden, 
die  5  ersten  Titel  geistliches,  die  6  folgenden  weltliches  Recht  umfassen,  jetzt  * 
als  ein  der  ursprünglichen  Sammlung  vermuthlich  fremder  Nachtrag  zu  dem 
ersteren  erscheinen.    Es  sind  nämlich  diese  beiden  Titel  gänzlich 
aus  dem  Texte  und  den  Paratitlen  der  beiden  ersten  Titel  des 
Athanasius  Scholasticus  zusammengesetzt. 
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Der  12te  Tftel  enthalt  Nov.  83.,  42.,  58.,  67.,  11.  und  137-  nach  Athana- 
sius, also  IY#.  1.  tontt.  4—8.  und  17.  dieses  Epilomators.  Hierauf  folgen  in 
fortlaufender  Zahlung  der  Capitel  die  Paratitlen,  jedoch  nnr  soweit  sie  Relation» 
von  Gesetzesstellen  (Nov.  131.,  55.,  8.,  17.,  134.,  15.,  22.,  51.,  142.)«  ni& 
soweit  sie  eingestreute  Bemerkungen  (arjfteiotacu  di  x.  r.  i.).  Im  1 3teo  Titel  fin- 
den sich  die  Athanasischen  Auszüge  von  Nov.  120.,  37.  und  55.  {Ath.  II.  2.,  6.. 
!>.),  «eichen  alsdann  die  Paratitlen  des  2ten  Titels  (mit  Ausschluss  von  $.3.  uoif 
9.)  angehängt  sind.  Der  ganze  Inhalt  dieses  13ten  Titels  ist  iodess,  da  dii 
betreffenden  Blatter  des Manuscripts  sehr  gelitten  haben,, nur  unvollkommen 
lesbar 

Am  Schlüsse  des  letzten  Bialles  ist  noch  zu  lesen:  TtrXoe.rf.  [77^t  2"a^i 
tnüp  »ai  'Iovdaiup.  AvrotQatwQ'IovoTMavoq,  was  auf  Nov.  129.,  144.  u.  1&, 
vermuthlich  nach  Alhanatiu*  Tit.  3.  hindeutet. 

Halle,  September  1847.  Karl  Witte. 


Nekrologe. 

1.     Karl   Friedrich  Dieck. 

Am  25.  Februar  des  laufenden  Jahres  ward  die  Universität  zu  Halle  an  des 
Dichters  bedeutungsvolle  Worte:  „Rasch  tritt  der  Tod  den  Menschen 
an  " ! ! !  in  sehr  erschütternder  Weise  erinnert.  Es  starb  an  diesem  Tage,  noch  i 
im  kräftigen  Alter  stehend ,  der  ordentliche  Professor  der  Hechte  und  Beisitzer 
des,  mit  der  dasigen  Juristenfacultät  verbundenen,  Spruchcollegiums  Kar) 
Friedrich  Dieck,  ein  Mann,  welcher  es  ganz  besonders  werth  Ist,  dass  der 
Mahnung  des  Tacitus:  detur  hoc  illuttribu»  virity  ut,  qttomo&o  ersequits 
a  promiscua  sc  pul  Iura  teparantur,  ita  in  traditiotm  tvpremorum  aecipioMt 
habeantque  propriam  memoriamlll  die  Kritischen  Jahrbücher,  an  denen  der 
Verewigte  Mitarbeiter  war,  nicht  uneingedenk  sind,  und  daher  über  dessen 
Leben  sowol  als  Hinscheiden  etwas  Näheres  veröffentlichen. 

Bereits  seit  längerer  Zeit  hatte  der  Abgeschiedne  an  Brustkrämpien  und 
einem  Halsübel  zu  leiden ,  welches  letztere  je  zuweilen ,  meist  aber  bei  heran- 
nahendem Frühlinge  und  Herbste,  trotz  mehrmaligem  Gebrauche  des  Bades» 
Ems,  sich  zu  erneuern  pflegte.  Diess  war  denn  auch  wiederum  anfangs  jetzigen 
Jahres  der  Fall ;  indessen  schien  es,  als  ob,  wenn  gleich  noch  nicht  die  gänx- 
liche  Beseitigung,  doch  wenigstens  eine  zeitwierige  Beschwichtigung  dieser, 
in  ihrer  Erscheinungsform  besorgnisserregenden  Krankheit  den  alloiopathiseh- 
ärztlichcn  Bemühungen  gelingen  würde.  Der  Verewigte  fühlte  sich  insoweit 
hergestellt,  dass  er  Bett  und  Zimmer  verlassen ,  auch  seine  gewöhnlichen  Spa- 
ziergänge wieder  versuchen  zu  dürfen  glaubte;  für  ihn,  dem  nichts  mehr  am 
Herzen  lag  als  die  Erfüllung  seiner  Berufspflicht,  schon  völlig  genügend,  am 
unbedenklich  die  von  ihm  angekündigten ,  academischen  Vorträge  mit  gewohn- 
tem Eifer  fortzusetzen.  Allein  immitten  seiner  Lehr-  und  Werkthäligkeit  traf 
ihn,  umgeben  von  seinen  Zuhörern,  ein  Rückfall,  so  dass  er  vom  Katheder 
zum  Krankenlager  ungesäumt  zurückkehren  musste ,  von  welchem  er  sich  leider 
nie  wieder  erheben  sollte! ! !  Und  so  ward  der  Universität  Halle  Eins  ihrer  acht- 
barsten Mitglieder  entrissen;  ein  solches ,  dem  in  edelster,  Bedeutung  sich  nach- 
rühmen lässt:  ,,Sein  Streben  war  in  Liebe  und  sein  Leben  war  die 
That/4 

Geboren  am  27.  Juni  1798.  zu  Calbe  an  der  Saale,  wo  sein  Vater  Christian 
Friedr.  Dieck,  (f  11.  Juni  1840.)  mit  Marie  Magdalene  Bröer  aus 
Halbersladt  (f  25.  Septbr.  1830.)  verheirathet,  als  Doctor  der  Medicin  die  ärzt- 
liche Praxis  betrieb,  hatte  er  als  etwa  drei-  bis  vierjähriger  Knabe  eine  örtlich 
Veränderung  zu  erfahren,  indem  seine  Ellern  die  Stadt  Egeln  bei  Halbersladt 
zu  ihrem  ferneren  Wohnplatze  wählten.  Hier  ward  ihm  eine  sorgfältige  Er- 
ziehung und  zweckmässiger  Elementarunterricht  zu  Theil ,  der  den  Grund  legtt. 
worauf  er,  zum  Jünglinge  heranreifend,  in  der  gelehrten  Schule  zu  Halbersladt 
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weiter  fortbaute.  Mit  rühmlichen  Befähigungszeugnissen  versehen ,  schied  er 
von  dieser  ÄDStalt  im  Jahre  1816.  uod  ging  zunächst,  um  sich  der  Rechtswissen- 
schaft zu  widmen,  nach  Halle,  von  da  aber  1819.  nach  Berlin  und  dann  1820. 
nach  Güttingen.   Auf  sämmtlichen  drei  Universitäten,  deren  Besuch  ihm  Ge- 
legenheit darbot,  über  jeden  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  ingleichen  über 
Geschichte,  Philosophie,  Politik  u.  a.  m.  die  Vorträge  hochberühmter  Männer 
zu  hören,  behielt  er  das:  die  cur  hie!  stets  gewissenhaft  im  Auge ,  rastlos 
>  darum  bemüht,  das  werdende  Ganze  seiner  Begriffe  zu  vollenden.   Nach  Been- 
digung des,  von  ihm  über  drei  Jahre  ausgedehnten,  aeademischen  Cursus  fasste 
er,  mit  Interesse  am  Lehrfache  erfüllt,  glücklicherweise  die  Entschliessung, 
sich  nunmehr  dem  letzteren  selber  zuzuwenden.   Daher  ward  von  ihm  1821.  die 
,   Juristenfacultät  zu  Halle  um  Ertheilung  der  Doctorwürde  angegangen ,  ihm  auch 
diese  in  Folge  glänzenden  Ausfalls  seiner  wissenschaftlichen  Leistungen  am 
7.  April  desselben  Jahres  förmlich  verliehen  und  zugleich,  nachdem  er  seine 
Inauguraldissertation  :  de  crimine  majestatit  apud  Romanos ,  nebst  beigefügten 
Thesen,  öffentlich  vertheidigt  hatte,  die  Befugniss,  juristische  Vorlesungen 
als  academischer  Privatdocent  zu  halten ,  mit  höherer  Genehmigung  gewährt. 

Zuerst  richtete  sich  in  dieser  Eigenschaft,  und  zwar  im  Sommersemester 
1821.,  seine  Lehrtbätigkeit  auf  die  Anfangsgründe  des  römischen  Rechts;  eben 
darauf  auch  sein  schriftstellerischer  Fleiss,  indem  er  während  des  Jahres  1822. 
ein  Buch  unter  dem  Titel :  Histor.  Versuche  über  das  Cri  minal-Rech t 
der  Römer,  welches  mit  einer  ausführlicheren  Erörterung  des  Majestäts- 
verbrechens beginnt,  leider  aber  nicht  fortgesetzt  worden  ist,  in  Halle  her- 
ausgab. Späterhin  jedoch  zog  ihn  das  Lehn-,  Kirchen-,  Staats-  und 
deutsche  Privat-Recht  im  höheren  Grade  an,  so  dass  er  diesen  Rechts- 
zweigen als  academischer  Lehrer  und  als  Schriftsteller  fortan  vorzugsweise  zu- 
gewendet blieb.  Schon  1823.  erschien  daher  von  ihm  ein  Grundriss  des 
gemeinen  in  Deutschland  geltenden  Lehnrechts,  saeimt  beige- 
fügten Quellen,  der  1827.  zum  zweiten  Male  aufgelegt  ward;  das  Jahr  vor- 
her hatte  er  inzwischen  bereits  eine  neue  Schrift  mit  dem  Titel:  Geschichte, 
Alterthümer  und  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  dem 
Drucke  übergeben. 

Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  ein  so  reges ,  erspriessliches  Streben  Höheren 
Orts  endlich  die  verdiente  Anerkennung  fand;  und  er  wurde  demnach  mittelst 
Ministerialrescripts  vom  7.  Ortbr.  1826.  zum  ausserordentlichen  Professor  der 
Rechte  bei  der  Universität  Halle  ernannt.  Ihm,  dessen  bescheidne  Erwartungen 
leicht  zu  übertreffen  und  noch  leichter  zu  erfüllen  waren,  galt  diese  Anstellung 
als  besondrer  Glücksumstand,  so  wie  als  neuer  Antrieb,  seine  literarische 
Wirksamkeit  und  Dienslbeflissenheit  immer  mehr  zu  steigern.  Dass  er  es  hier- 
mit ernstlich  meinte ,  bethätigte  er  auch  schon  im  Jahre  1828.  durch  Herausgabe 
seiner:  Literärgeschichte  des  longobardischen  Lehnrechts,  eines 
Werks,  welches  von  lasttragendem  Fleisse,  tiefem  Quellenstudium  und  scharf- 
sinnigen Combinationen  den  sprechendsten  Beweis  liefert.  Hatte  er  in  derar- 
tigen Forschungen  bisher  einen  geistigen  Genuss  gefunden,  so  fiel  nun  im 
nächstfolgenden  Jahre  seinem  Herzen  ein  beseeligendes  Loos  zu ,  als  er  in  der 
Tochter  des  Hüttenmeisters  Probst  zu  Ilsenburg,  Auguste  Probst,  die 
ihm  beschiedne  Lebensgefährtin  fand  und  mit  ihr  im  Septbr.  1829.  einen  Ehe- 
bund schloss,  dessen  nie  getrübte,  sittlich  schöne  Harmonie  zur  Würdigung 
Beider  in  der  That  einen  hehren  Massstab  abgibt.  Natürlich ,  dass  dieses  glück- 
liche Verhältniss  auf  seine  intellectuelle  Wirksamkeit  fördersam  zurückwirkte; 
und  so  kam  denn  im  Jahre  1832.  Eins  seiner  gediegensten  Bücher,  überschrie- 
ben: Beiträge  zurLehre  von  der  Legitimation  durch  nachfolgende 
Ehe  in  das  Publicum;  das  er  überdem  noch  bald  nachher  mit  einer  geistreichen 
Abhandlung  über  die  Geschichte  der  Ehebrecherin  im  Ev.  Johannis,  Yom  juristi- 
schen Standpuncie  aus  betrachtet ,  überraschend  beschenkte. 

Durch  diese  und  seine  übrigen  bisherigen  Leistungen  errang  er  sich  denn 
die  ordentliche  Professur  an  der  Universität  zu  Halle;  solche  ward  ihm  zu 
Theil  vermöge  Allerhöchster  Cabinetsordre  vom  7.  März  1833.  Und  somit  war 
nun  der  ersehnte  Zielpunct  seiner  Bestrebungen,  insofern  sie  nach  aussen  hin 
gerichtet  waren ,  erreicht.   Nach  sonstigen  äusseren  Auszeichnungen  trachtete 
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er  nicht;  er  verrieth  vielmehr,  weit  davon  entfernt,  voll  inneren  Grimmes ia 
die  Worte  des  Euripides  einiustimmen : 

'««»ro  Ol«  dtaoxttovy 
ettup  b&ov  xaXürta  toiq  xonaWir* 
durch  aufrichtig  empfundne  Freude  über  Bevorzugungen  Andrer  eine  wihrhafc 
edle  Selbstverleugnung.  Sein  Familienkreis  und  sein  Amt  ersetzten  ihm  be 
seiner  Genügsamkeit  Alles;  letzlerem  suchte  er  übrigens  seit  1833.  nur  ooefc 
besser  zu  entsprechen,  indem  er  unter  einstweiliger  Beschränkung  seiner  schrift- 
stellerischen Thäligkeit  desto  grosseren  Fleiss  auf  seine  academischen  Vorträgt 
verwandte. 

Erst  im  Jahre  1837.,  wo  der  Reichsgraf  Gustav  Adolph  Benüncl« 
Varel  ihn  um  seinen  Beistand  angesprochen  hatte,  fühlte  er,  im  Eifer  ffireloe 
gerechte  Sache,  sich  mächtig  angeregt,  vor1  dem  Publicum  wiederum  als  Schrift- 
steller aufzutreten.  Das  Ergebniss  seiner  eben  so  unbefangnen  als  gründlichen 
Prüfung  des  Für  und  Wider  legte  er,  in  rein  objectiven  Gränzen  sich  bit- 
tend, 1838.  durch  die  bekannte  Schrift  dar:  Ueber  die  Gewissensehe, 
Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  und  Missheirath  u.  s.  w.  Der  einmal  ge- 
wonnenen Uebcrzeugung  getreu ,  nahm  er  seitdem  an  Allem ,  was  den  Reicbs- 
grafen  Gustav  Adolph  Bentinck  als  Beklagten  betraf,  den  thätigsten  Aotheil. 
und  seine  Zuversicht,  dass  man  dessen  Successionsberechtigung  richterlicher 
Seits  nie  verkennen  werde,  war  so  unerschütterlich,  dass,  wenn  auch  dieGräü. 
Bentinck'sche  Erbfolgestreitigkeit  durch  bizarre  Anomalien  zuweilen  in  ihrem 
gemessenen  Gange  gestört  schien ,  er  dennoch  unbekümmert  getrosten  Afuthes 
auf  die  Einsicht  und  Gesinnungstüchtigkeit  deutscher  Richter  mit  den  Worten 
hindeutete :  t andern  bona  causa  triumphat! 

Dass  sich  dieses  Yalicinium  erfülle,  dazu  trug  er  durch  seioe  ferneren 
Schriften,  von  welchen  das  auf  sein  Veranstalten  zum  Druck  beförderte,  Jena- 
sche Facultats-Erkenntniss*)  eine  Uebersicht  liefert**),  ingleichen tecYklftt- 
wirkung  an  den  erforderlichen  Prozessarbeiten  wesentlich  bei. 

Demnach  vielfach  in  Anspruch  genommen  und  beschäftigt  sah  er  seine  Zeil 
dermassen  ausgefüllt,  dass  er  auf  neue  wissenschaftliche  Untersuchungen, 
welche  dem  gedachten  Erbfolgestreite  ferne  lagen,  sich  vor  der  Hand  nichtein- 
lassen  konnte.  Nur  ein  Programm  erschien  noch  von  ihm  im  Druck,  undmr 
1843.  unter  dem  Titel :  de  tempore,  quo  jutfeud.  Long  ob.  in  Germania*  tränt- 
latum  ibique  recepium  e*t.  (Vgl.  diese  Jahrb.  1844.  S.  938. f.)  Auch  Heferle  et 
von  Zeit  zu  Zeit  mehre,  in  seine  Fächer  einschlagende,  Artikel  zur  grosseo 
Ersen  -  Gruberschen  Encyclopadie,  sowie  Recensionen  theils  in  die  Halliscbe 
Literatur-Zeitung,  theils  in  diese  Kritischen  Jahrbücher  (1840.  S.  305.fi".). 

Mag  nun  schon  im  Rückblick  auf  Dasjenige,  was  der  Verewigte  wissen 
schaftlich  geleistet  hat ,  derselbe  nicht  den  bahnbrechenden  Geistern  oder  Denen 
zuzurechnen  sero,  welche  ganze  Systeme  aufzulösen  und  aus  der  Auflösen? 
neue,  verbindende  Formen  zu  gewinnen  vermögen:  so  verstand  er  es  dochwr- 
treftlich ,  in  dem  Gegebenen  und  Bestehenden  das  Vernunftgeraässe  sowol  ond 
darum  das  Beharrliche  mit  Schärfe  zu  erspähen,  als  auch  Nutzanwendncgtc 
davon  auf  Verhältnisse  des  Lebens  zu  machen;  wie  er  denn  überhaupt  ge^ 
Alles,  was  ihm  auf  bewährtem  Zeitgrunde  zu  ruhen  schien,  eine  gewisse  hei- 
lige Scheu  in  sich  trug,  die  ihn  von  jeder  excentrischen  Bestrebung  fern  hielt. 

Und  hiermit  ist  denn  zugleich  die  rechte  Prämisse  dargeboten,  woraus aof 
seine  religiöse  Richtung  und  politische  Denkweise  geschlossen  werden  kaoo. 
überdem  aber  auch  das  Moment  bezeichnet,  unter  dessen  veredeltem  Einfluß 
er  als  Mensch,  Staatsbürger,  Gatte,  Vater  und  Freund  zu  hoher  Vortreff 
liebkeit  gedieh! 

Einem  Manne ,  in  welchem  so  schöne  Eigenschaften  des  Geistes  und  Her- 
zens vereinigt  zu  finden  waren ,  wäre  wol  eine  längere  Lebensdauer  ganz  beson- 
ders zu  wünschen  gewesen;  allein  ihm  war  leider  ein  frühzeitiges  Ziel  gesetzt; 


•)  Vgl.  Jahrb.  1845.  S.  820. 

■■)  Sie  lind  anch  insiresammt  in  diesen  Jahrini  ehern  besprochen 'worden. 
S.  5T9.fr,  1057.  ff.,  18*1.8.  iOOO.ff.,  1845.  S.  820.  ff.,  1847.  S.  721.  ff. 


Digitized  by  Goog 


M  i  s  c  e  1  1  e  n 


1123 


beruhigend  ist  es  jedoch,  dass  die  trübe  Betrachtung,  in  welche  bei  diesem, 
von  einer  Witlwe  und  fünf  Kindern  vor  Allen  zu  beklagenden  Trauerfalle  sieb 
das  Gemülh  sinnend  verliert,  mit  Seneca's  Trostspruche  endet: 

Wenn  ein  Ehrenmann  dahingesunken  ist,  so  liegt  eben  ein  solcher;  Du 
musst  denken ,  er  werde  eben  so  hoch  geachtet  als  die  Tempelruinen ,  auf  denen 
man  wandelt  und  die  von  den  Verehrern  der  Götter  nicht  weniger  heilig  gehalten 
werden ,  als  ob  der  Tempel  selber  noch  stünde ! ! !   Darum  i 

tf'a/uou  xatixovt  dya&ai  Pind. 


2.    Wilhelm  Gustav  Busse. 

An  dem  Tage,  an  welchem  er  sein  vierzigstes  Lebensjahr  vollendet  hatte, 
starb  in  Leipzig  der  ausserordentliche  Professor  an  der  dortigen  Universität  Dr. 
Wilhelm  Gustav  Busse.  Er  war  am  1.  Nov.  1807.  zu  Würzen  geboren,  wo 
sein  Vater  damals  die  Stelle  eines  Actuarius  im  dasigen  königl.  Justizamte  be- 
kleidete. Seine  Schulbildung  erhielt  er  hauptsächlich  auf  der  Fürstenschule  zu 
Grimma.  Zu  Ostern  1826.  bezog  er  die  Universität  Leipzig.  Nach  Vollendung 
seiner  akademischen  Studien  auf  derselben  und  nach  überstandenem  Fakulläts- 
examen  übte  er  sich  zuerst  mehrere  Jahre  lang  in  practischen  Arbeiten,  wurde 
dann  nach  Vertbeidigung  seiner  Dissertation:  De  ratihabitione  (64  S.  4.)  am 
9.  Januar  1834.  Doctor  juris  utriusque  und  bald  darauf  als  Advokat  immatri- 
kulirt.  Auch  habilitirte  er  sich  in  dem  nämlichen  Jahre  am  17.  Sept.  1834.  als 
Docent  durch  eine  Probevorlesung  und  schrieb  dazu  ein  Programm :  De  Servitute 
a/tius  tollendi  vel  non  tollendi  (34  S.  8.).  Von  dieser  Zeit  an  widmete  er  sich 
theils  dem  practischen  Berufe  theils  dem  akademischen  Lehramte.  Er  leitete  an- 
fänglich besonders  Examinatorien,  las  dann  Institutionen  und  Pandecten,  in 
der  neueren  Zeit  gewöhnlich  Criminalrecht  und  Criminalprocess.  Im  Jahre 
1846.  wurde  ihm  eine  ausserordentliche  Professur  verliehen  (vgl.  Jahrb.  1846. 
S.  1118.).  Mit  dem  zweiten  Hefte  übernahm  er  die  Fortsetzung  des  von  R. 
Schneider  angefangenen  index  omnium  rerum  et  tententiarum ,  quae  in 
Corpore  juri»  civ.  continentury  mit  welcher  er  jedoch  nur  bis  zur  Vollendung 
des  dritten  Heftes  (Leipzig,  1839.}  gelangte.  Seitdem  beschäftigten  ihn  ver- 
schiedene literarische  Pläne,  zu  deren  Ausführung  er  emsig  sammelte,  ohne 
jedoch  bereits  einen  sichtbaren  Anfang  mit  der  Ausarbeitung  zu  machen.  Das 
Amt  eines  Kritikers  übte  er  fortwährend  Reissig ,  hauptsächlich  in  Gersdorf 's 
Repertorium,  zuweilen  auch  in  diesen  Jahrbüchern,  jedoch  stets  ohne  sich 
zu  nennen. 

Von  der  Natur  war  der  Verstorbene  mit  den  schönsten  Anlagen  ausgestattet 
worden;  ihre  Entwicklung  und  Ausbildung  hatte  er  sich  stets  auf  das  Eifrigste 
angelegen  seyn  lassen.  Dadurch  war  er  zu  dem  Besitze  eines  Wissens  von 
grossem  Umfange  gekommen.  Von  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Masse  von 
Kenntnissen  wusste  er  aber  auch  mit  Gewandtheit  und  Scharfsinn  Gebrauch  zu 
machen ,  und  seine  näheren  Freunde  haben  in  seinen  Rechtsanschauungen  oft 
etwas  Geniales  zu  bewundern  Gelegenheit  gehabt.  Ein  ihm  auferlegtes  trauriges 
Geschick  wirkte  aber  selbst  auf  seine  geistige  Entwicklung  hemmend  ein  und 
verbitterte  ihm  den  Genuss  des  Lebens  gar  sehr.  Er  wurde  bald  nach  Vollen- 
dung der  akademischen  Studien  fast  ganz  taub.  Mit  der  grössten  Sündhaftig- 
keit gab  er  sich  den  oft  äusserst  schmerzhaften  Curen  hin,  denen  er  sich  zur 
erstrebten  Beseitigung  des  Uebels  unterwerfen  musste.  Als  er  aber  endlich  zu 
der  Ueberzeugung  gelangt  war,  dass  ihm  nicht  mehr  zu  helfen  sey,  verfiel  er 
all  mahl  ig  in  jenes  Mistrauen  gegen  Andere,  welches  mit  einem  Leiden  der  ge- 
dachten Art  gewöhnlich  verbunden  ist,  sowie  in  eine  Abgeschlossenheit  und 
Gleichgültigkeit  gegen  das  Leben,  und  in  eine  Einseitigkeit  der  wissenschaft- 
lichen Beschäftigung,  welche  der  Stimmung  seines  Gemüths  ebenso  wie  seiner 
Wirksamkeit  als  Lehrer  und  Schriftsteller  immer  nachtheiliger  wurden.  Von 
allem  geistig  anregenden  Umgange  zurückgezogen  lebte  er  ein  stilles,  trauriges 
Leben ,  aus  welchem  er  sich  oft  hinaussehnte  und  in  welches  nur  einzelne  Licht- 
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blitze  fielen ,  die  seinen  Lebensmath  auf  kurze  Zeit  wieder  auffrischten.  So  kam 
ihm  der  Tod  nicht  ungewünscht,  wennschon,  nach  einem  ganz  kurzen  Kraokeo- 
lager,  schneller,  als  er  erwartet  haben  mochte. 


Personal-Notizen» 

Beförderungen  und  Ehrenbezeigungen.  In  Preussra 
hat  der  Vice-Präsident  des  Geh.  Ober-Tribunals  Busse  den  Character  eines 
wirklichen  Geheimen  Ober- Justiz -Raths  erhallen.  —  In  Bayern  ist  der  seit- 
herige Präsident  des  obersten  Rechnungshofes  Herrmann  v.  Deisler  zum 
Staatsrath  und  Yerweser  des  Ministeriums  der  Justiz,  der  zweite  Director  des 
A.-G.  zu  Eichstädt  Dr.  AI oys  Riedl  zum  ersten  Director  des  A.-G.  zu  Regens- 
burg, der  Stadtger.-Director  E.  v.  Will  in  Aschaffenburg  zum  zweiten  Director 
des  A.-G-  zu  Neuburg  und  der  O.-A.-G.-R.  Ignaz  v.  Reichert  zu  München 
zum  zweiten  Director  des  A.-G.  zu  Eichstädt  befördert  worden.  —  In  Hannover  ist 
derJustiz-R.  v.  Klencke  zu  Güttingen,  unter  Entbindung  von  seinen  bisherigen 
Dienstgeschäften,  mit  derTheilnahme  an  den  Geschäften  des  K.  Kabinets  beauf- 
tragt worden.  —  In  Hessen- Darmstadt  ist  der  Geh.  Justiz-R.  u.  ord.  Prof.  an 
d.  Univ.  Glessen  Dr.  J.  M.  F.  Birnbaum  zum  Kanzler  dieser  Universität  nod 
der  llofger.-R.  Geo.  Fr.  Ludw.  Krebs  zu  Darmstadt  zum  Rath  beim  dasigeo 
O.-A.-u.  Cassations- Gericht  ernannt  worden.  —  In  Mecklenburg  batderVice- 
DirectorderJusliz-Kanziei  zu Neustreliz ,  Geh.  Justiz-R.  Dr.  Aug.  W.Ludw. 
Weber  die  Stelle  eines  Raths  beim  O.-A.-G.  zu  Rostock  erhallen. 

Das  Ritterkreuz  des  K.  Sachs.  Civil- Verdienst-Ordens  haben  detCkeh.Re*.- 
Rath  u.  Landes -Justiz -Director  Dr.  Thiene  mann  zu  Alleuburg  und  der 
Stadtger. -R.  Dr.  Philipp  Heinr.  Friedr.  Hansel  zu  Leipzig  erhalten.— 
Das  Grosskreuz  des  K.  Griech.  Erlöser-Ordens  hat  der  K.  Preuss.  Geh.  Staats- 
Minister,  Präsident  des  Staatsraths  Dr.  Friedr.  Karl  v.  Sa vigny  erhalten. 

Versetzungen  im  Dienst.  Der  Staatsrath  und  Yerweser  der  Mini- 
sterien der  Finanzen  und  des  Innern  für  Kirchen- u.  Schul-Angelegenheiten  F. 
Freih.  v.  Zu-Rhein  zu  München  und  der  Staatsrath  und  Yerweser  des  Mini- 
steriums der  Justiz  Dr.  Georg  Ludw.  v.  Maurer  ebendaselbst  sind  auf  ihr 
Ansuchen  dieser  Stellen  enthoben  und  ersterer  zum  Präsidenten  der  Regierung 
zu  Regensburg,  letzterer  zum  Staatsrath  im  ausserord.  Dienste  und  Gesandten 
u.  bevollmächt.  Minister  am  K.  Belg.  Hofe  ernannt  worden. 

Versetzung  in  den  Buhestand.  Der  bisherige  Kanzler  der 
Univ.  Giessen  u.Regicrungs-Bevollmächtigte  bei  derselben  Dr.  Just.  Timotb. 
Bai th.  v.  Linde  ist  auf  sein  Ansuchen  auch  dieser  Stellen  enthoben  worden. 

Todesfalle«  Am  5. November  starb  zu  Kassel  Dr.  Friedr.  Rehm, 
ord.  Prof.  der  Geschichte  an  der  Univ.  Marburg,  geb.  zu  Immichenhain  in  Nie- 
derhessen am  27.  Nov.  1792.,  u.  a.  Verfasser  der  Schrift:  Geschieht!.  Ruck- 
blick  a.  die  allgem.  Grundlagen  u.  die  Hauptepochen  in  der  Entstehung  der 
constitutionellen  Repräsentativ- Verfassungen  (Marburg,  1831.).  —  Am 
12.  November  zu  Berlin  Dr.  Joh.  Gottfr.  Hoffmann,  wirkl.  Geh.  Ober- 
Regier.-R.,  Mitglied  des  Staatsraths,  ord.  Prof.  an  d.  Univ.,  Mitglied  der  Aka- 
demie der  Wissenschaften,  Director  d.  Statist.  Bureaus,  geb.  zu  Breslau  am 
19.  Juli  1765.,  zuerst  Lehrer  am  Coli.  Fridericianum  zu  Königsberg,  1804. 
Assessor  der  Ostpreuss.  Kriegs-  u.  Domainen-Kammer,  1810.  ord.  Prof.  der 
Staatswissensch,  an  d.  Univ. Berlin,  1812.  Mitglied  desImm.-Finanz-Collegiums, 
1816.  Geh.  Legations-  u.  Vortrag.  Rath  im  Ministerium ,  1817.  Mitgl.  des  Staats- 
raths, u.  a.  Verfasser  der  Schrift:  Das  Verhallniss  der  Staatsgewalt  zu  den 
Vorstell,  ihrer  Untergebenen  (Berlin,  1842.)  [Vgl.  Jahrb.  1843.  8.  353.  f. 
1844.  S.  280.]. 
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VII.  Juristische  Bibliographie. 

Neu  erschienene  Schriften. 

263.  Aktenstücke  zur  neuesten  Geschichte  der  Preuss.  Polizei.  Gleichzeitig 
zur  Grenzbericbligung  zwischen  Justiz  u.  Polizei.  Mitgetheilt  von  Heinn 
Simon,  K.  Preuss.  Stadtger. -R.  a.  D.  Leipzig,  Blum  u.  Comp.  71  S.  8. 
(Geh.  9Ngr.) 

264.  Andrich,  Rechtsanwalt,  Ernst  Ferd.,  —  Der  Sachs.  Friedensrichter, 
wie  er  sein  soll,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1846. 
Ein  Leitfaden  u.  s.  w.  durch  zweckdienl.  Beispiele  erläutert.  Grimma, 
Verlags-Compt.   VIu.  107  S.  8.    (Geh.  12  Ngr.) 

*  265.  Annalen  für  Rechtspflege  u.  Gesetzgebung  in  den  Preuss.  Rheinprovinzen. 
Samml.  interessanter  Entscheidungen  der  rheinpreuss.  Gerichte  in  Civil— 
u.  Strafsachen,  und  Abhandlungen  über  wichtige  Rechtsfragen.  Herausg. 
von  einem  Vereine  rheinischer  Rechtsgelehrten.  6.  Bd.  4  Hefte.  £ä  circa 
7  Bog.)   Trier,  Linlz.  gr.  8.   (n.  2  Thlr.) 

266.  Antiqua,  die  Wcstgothische,  oder  das  Gesetzbuch  Reccared  I.  Bruch- 
stücke e.  Pariser  Palimpsesten,  herausgeg.  von  Fr.  Blume.  Halle,  Anton. 
XXIV  u.  47  S.  gr.  8.   (Geh.  12  Ngr.) 

267.  Archiv  für  civilistische  Praxis.  Herausgeg.  von  Francke,  v.  Linde, 
v.  Löh  r  u.  s.  w.  30.  Bd.  Beilage-Heft.  Heidelberg ,  J.  C.  B.  Mohr.  XV1I1 
U.283S.  gr.8.    (U  Thlr.) 

268.  Archiv  des  Criminalrechts.  Neue  Folge.  Herausgeg.  von  den  Prof.  J. 
F.  H.  Abegg,  J.  M.  F.  Birnbaum,  A.  W.  Heffter,  F.  C.  Th.  Hepp, 
C.J.A.Mittermaier,  C.  G.  v.  Wächter,  H.  A.  Zacharid.  Jahrg. 
1847.  3. Stück.    Halle,  Schwetschke  u.Sohn.  S.  298—460.  8.  (n.  \  Thlr«) 

269.  Bobe,  P/r.,  CarlJul.,  —  Zur  Revision  des  Sachs.  Volksschulgesetzes. 
Beitrag  aus  den  Erfahrungen  des  landlichen  Amtslebens.  Leipzig,  Klink- 
hardl.   VIII  u.  78  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  \  Thlr.) 

270.  Horch ardt,  Kammerger. -Ass.,  S.y  —  Die  Wechsel-Duplicale u.  Copien 
praktisch  dargestellt,  nebst  Bemerkungen  über  den  Entwurf  e.  Wechsel- 
Ordnung  für  die  Preuss.  Staaten  v.  J.  1847.  Berlin ,  Duneker  u.  Humblot. 
68 S.  gr.8.   (Geb.  n.  12 Ngr.) 

271.  Burchardi,  Ob.- Appell.- R.,  Dr.  Geo.  Chr.,  —  Lehrbuch  des  römischen 
Rechts.  2.  Tbl. :  Das  System  u.  die  innere  Geschichte  des  römischen  Pri- 
vatrechts. 4.  Abthl.  enlh. :  Das  Erbrecht.  Stuttgart,  A.  Liesching  u.  Cp. 
X  u.S.  935  — 1326.  gr.8.  (n.  lThlr.28Ngr.  F.  S.  3F1.21Kr.  rh.  — 
cpl.  2  Bde.  in  5  Abthl.  n.  8£  Thlr.  F.  S.  14  Fl.  45  Kr.  rh.) 

272.  Chambon,  Dr.E.,  —  Die  Negotiorum  Gestio.  Eine  civilist.  Abhand- 
lung.  Leipzig,  Hinrichs.   VIII  u.  21 6  8.  gr.  8.   (Geb.  1  Thlr.) 

273.  Corpus  Juris  Germanici  tarn  publici  quam  privati  academicum.  Bearb. 
von  Dr.  Gust.  Emming haus,  Geh.  Reg.- Rath.  2.  Tbl.  l.Lief.  Jena, 
Frommann.  91  S.  Lex.-8.   (Geh.  n.  12  Ngr.  I.  II.  1. .  n.  4  Thlr.  22  Ngr.) 

274.  Criminal-Gesetzbuch  für  d.  Königr.  Sachsen  mit  erläut.  Bemerkungen  zum 
prakt.  Gebrauche  u.  e.  Vergleichung  des  Entwurfs,  von  Dr.  Chr.  E.  Weiss, 
Appellationsger.' Präsident.  2.  gänzl.  umgearb.  u.  verm.  Aufl.  (2  Liefgn.) 
Leipzig,  Arnold.  l.Lief.  XVI u.  S.  1—368. gr.8.    (Geb.  4 Thlr.) 

275.  Crimiualist,  der.  Zeitschrift  zur  grösseren  Verbreitung  prakt.  Rechts- 
kenntnisse im  Volke.  1847.  Aug. — Decbr.  5Numm.  (äca.  4B.)  Berlin, 
R.  Liebmann.   (ä  n.  £  Thlr.) 
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27ß.  Darstellung,  kurze,  der  Rechtsmittel  des  Preuss.  Prozesses  für  angehende 
Practfker.   Berlin,  Jonas.   43  8.8.   (Geh.  J  Thlr.) 

277.  Entscheidungen,  ^bemerkenswerthe,  des  Criminal-Senates  des  Ober- 
Appellat.- Gerichts* zu  Cassel.  Herausgeg.  von  O.  L.  Heuter,  O.-A.-G.- 
Secretär.  3.Bd.  I.Heft.  Cassel,  Fischer.  IV u. 361  8. gr.8.  (n.  l|TWr. 
—  1.  — 3.1.  n.  7  Tblr.) 

278.  —  des  K.  Geh.  Ober-Tribunals,  herausgeg.  von  den  Geh.  O.-Tr.-Räthtn 
Dr.  Seligoy  Kuhlmeyer  u.  Wilke  I.  14.  Bd.  (N.  Folge  4. Bd.)  Berlin, 
Heyraann.   XVI  u.  492  8.  gr.  8.    (  Geh.  n.  2  Tblr.  24  Ngr.J 

279.  Ergänzungen  u.  Erläuterungen  der  Preuss.  Rechtsbücher  durch  Gesetz- 
gebung u.  Wissenschaft.  3.  verb.  u.  verm.  Aufl.,  bearb.  von  H.  Gr  äff, 
L.  r.  Könne,  H.  Simon.  2.  Lief.:  Ergänzungen  zur  Criminalordnong 
u.  zum  Criminal- Rechte.  (Bog.  21  —  Schluss.)  Breslau,  G.  P.  Ader- 
holz. 318  8.  gr.  8.   (Geh.  (a)  l^Thlr.) 

280.  Erläuterungen  des  Preuss.  Rechtes.  Eine  Zusammenstellung  von  Senats- 
und Plenarbeschlüssen  des  K.  Geh.  Ob.-Tribunals,  nach  Ordnung  der  Ge- 
setzbücher.  Leipzig,  Kollmann.   576S.gr.  8.   (2|  Thlr.) 

281.  Feuerbach,  Dr.  Amte/m,  Ritter  v.y  k.  b.  Staattr.  u.  Prätidettt, —  Lehr- 
buch des  gemeinen  in  Deutschland  gültigen  peinl.  Rechts.  Mit  vielen  An- 
merkungen u.  Zusatzparagraphen  herausgeg.  vom  Geh.  Rath  u.  Prof.  Dr. 
C.J.  A.  Mittermaier.  14.  Orig.-Ausg.  8.  Lief.  Bog.  45 — 50.  Glessen, 
Heyer's  Verlag,  gr.  8.   (pro  Bog.  1—50.  3  Thlr.) 

282.  —  Dass.  9.  Lief.  Bog.  51— 57.  (Schluss.)  Ebend.  (Geh.  I  Thlr.  — 
cpl.  3±  Thlr.) 

283.  Qeteniut,  Pattor  H.  J.  F.,  —  Fortgesetzte  kirchl.  Gesetzsammlung 
enth.  e.  aiphabet.  Zusammenstellung  der  von  1797.  bis  1820.  a.  von  Ostern 
1839.  bis  Ostern  1847.  ergang.,  auf  Kirchen-  u.  Schulwesen  nezügf.  Verord- 
nungen u.  gesetzt.  Bestimmungen  für  Mecklenburg-Schwerin,  nach  OraV 
nung  u.  als  Fortsetzung  des  Siggelkow'schen  Handbuches,  so  w\e  fax  spä- 
teren von  1820.  bis  1839.  gehenden  Gesenius'schen  Sammlung.  Parcbim, 
Hinstorff.   98  8.  gr.8.   (Geb.  n.  17JNgr.) 

284.  Gesetz  über  Entwässerung  u.  Bewässerung  der  Grundstücke,  sowie  über 
Stauanlagen.  Hannover  d.  22.  Aug.  1847.  Hannover,  Helwing.  35  8. 
gr.  8.   (Geh.  ^Thlr.) 

285.  Gesetze,  Verordnungen  u.  Ausschreiben  für  d.  Königr.  Hannover,  aus  d. 
Zeiträume  von  1813 — 1839.  zusammengestellt  u.  mit  höherer  Genehmigung 
herausgeg.  v.  Ado.  Chr.  Herrn.  Ebhardt.  1.  Folge  1841.  bis  1845.  2.  Bd. 
Abth.  V.  Cameral-u.  Finanzsachen.  VI.  Polizeisachen.  Hannover,  Hel- 
wing.   IV  u.  988  8.  gr.  8.   (a  n.  24  Thlr.) 

286.  Gesetzkunde  für  das  Sächs.  Volk  In  allen  Zweigen  der  Rechtspflege,  Staats- 
u.  Polizei- Verwaltung.  In  aiphabet.  Ordnung  zurSelbstbelehrung  für  Jeder- 
mann. Herausgeg.  von  e.  prakt.  Rechtsgelehrten.  8.— 27.  Heft.  (2.  Bd. 
G-T.  663  S.  3.  Bd.  1.  Abth.:  ü— Z.  648  8.  3.  Bd.  2.  Abth. :  Ergän- 
zungen. 651  8.)    Leipzig,  Thenau.   (ä  jThlr.  —  cpl.  9  Thlr.) 

287. '  Gesetzsammlung  für  die Mecklenburg-Schwerinschen Lande.  2.Folge,  um- 
fassend den  Zeitraum  vom  Anfang  dieses  Jahrb.  bis  zum  J.  1847.  Red.  vom 
Adv.Raabe.  14.  Lief.  od.  3.  Bd.  3.  Lief.  Polizeisachen.  Parcbim,  Hin- 
storflf. 8.209—336.   (an.  23|  Ngr.) 

288.  Geyer,  J.G.,  —  Das  Nöthigste  aus  dem  Gebiete  der  Wechselkunde  in 
kaufmänn.  Beziehung,  theoret.  praktisch  dargestellt.  2.  verb.  Aufl.  Wien, 
C.  Gerold's  Verlagshdlg.   VI  u.  144  8.  qu.  gr.  8.   (Geh.  24  Ngr.) 

289.  Handbibliothek  des  bayer.  Staatsbürgers,  oder  Samml.  säramtl.  Admini- 
strativ-Gesetze  u.  Verordnungen  u.  s.  w.  bezüglich  auf  die  Verfassung  des 
Reiches,  Verwaltung  der  Gemeinden  u.  die  materiellen  Interessen  des  Bür- 
gers überhaupt.  2.  umgearb.  u.  vervollständ.  Aull.  5.  Bd.  Mit  General-, 
Inhalts  -  u*  Sachregister  über  alle  5  Bde.  Augsburg,  Kollmann.  264  S. 
(Rest  Register.)  gr.  8.  (Geh.  Subscr.-Pr.  n.  1  Thlr.  —  FürSüdd.  1  Fl. 
36 Kr.  rh.  —  Ladenpr.  UThlr.  FürSüdd.  2 Fl.  rb.) 

290.  Hepp,  Prof.  Dr.  F.  C.  Th.,  —  Die  nothwendige  Reform  der  Freiheits- 
strafen u.  Strafanstalten  in  Württemberg.  (Abgedr.  aus  der  Zeitschrift  f. 
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deutsches  Strafverfahren.  N.  F.  Bd.  IV.  Hft.  2.)  Frankfurt  a.  M.,  Sauer- 
länder's  Verl.  V  u.  74  8.  gr.  8.    (Geh.  Ii  Ngr.  —  F.  8.  3ü  Kr.  rh.) 

291.  Hermann,  C.  Fr.  Prof.,  —  Symbolae  ad  doclrinam  juris  Attici  de  in- 
juriarum  actionibus.    Güttingen,  (Dielerich.)  29  8.  gr.  4.    (n.  \  Thlr.) 

292.  Kletke,  Dr.G.M.,  —  Die  Preuss.  Gesetzgebung  über  Zwangs-Abtre- 
tung des  privativen  Eigenthums  zum  Wohl  des  gemeinen  Wesens,  so  wie 
über  Aufhebung  der  Privilegien  u.  der  Zwangs-  u.  Bannrechte  oder  das  Ex- 
propriations-Recht im  Preuss.  Staate.  Nach  d.  allgem.  Landrecht,  dem 
franz.-rhein.  u.  dem  gemeinen  deutschen  Recht  syslemat.  dargestellt  u.  er- 
läutert. Berlin,  (Mylius'sche  Verlagsb.)  X  u.  675  S.  gr.8.  (Geh.  3£  Thlr.) 

293.  Koch,  Dr.  C.  F.,  —  Das  Preuss.  Civil-Prozess-Recht.  I.Thcil:  Hand- 
buch des  Preuss.  Civil-Prozesses.  2.  3.  Lief.  Berlin,  T.  Trautwein'sche 
Buchh.  S.  161—480.  gr.  8.    (Geh.  ä  n.  f  Thlr.) 

294.  Kraut,  Ho/r.  u.  Prof.  Dr.  Wilh.  Theod.,  —  Die  Vormundschaft  nach 
den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  dargestellt.  2.  Bd.  Göttingen, 
Dieterich.  XXX  u.  698 S.  gr.8.  (n.2JThlr.  —  Der  1.  Bd.  kostet  1J  Thlr.) 

295.  Landtag,  der  erste  preuss.  Vereinigte.  Vollstand.  Abdruck  der  auf  den 
Landtag  bczügl.  Gesetze  u.  s.  w.,  so  wie  der  Verbandlungen.  Veranstaltet 
von  der  Redaktion  der  Berliner  Zeitungshalle.  9.  u.  10.  Heft.  Berlin, 
(Hayn.)    80  8.  Imp.-4.    (an.  \  Thlr.) 

296.  Landtags-Album.  Ausführliche  Verhandlungen  des  am  11.  April  1847.  in 
Berlin  eröffn.  Vereinigten  Landtags  nebst  den  darauf  Bezug  habenden  k.  Er- 
lassen u.  festl.  Anordnungen.  18— 29. Lief.  Berlin,  Schepeler.  II.  Bd. 
S.  33— 800.    (Geh.  ä  |Thlr.) 

297.  M annkop ff,  Kammerger.- Rath  A.J.,  —  Ergänzungen  U.  Abänderungen 
der  Preuss.  Gesetzbücher.  10.  Bd.  od.  4.  Supplementbd.  enth.  die  seit  dem 
J.  1839.  bis  zum  Schlüsse  d.  J.  1846.  erschien.,  auf  die  allgem.  Gerichts«, 
Criminal-,  Hypotheken- u.  Deposital-Ordnung,  das  Stempel-Gesetz  u.  die 
Gebührentaxen  sich  beziehend.  Verordnungen,  Justiz-Ministerial-Rescripte 
u.  Entscheidungen  nebst  d.  chronolog.  Repertorium  zum  IX.  u.  X.  Bd. 
Berlin,  Nauck'sche Buchh.  450S.gr.12.  (Geh.  2Thlr.—  1-10.:  15J Thlr.) 

298.  Monatschrift  für  die  Justiz -Pflege  in  Württemberg.  Herausg.  von  A. 
Sarwey,  Ob.-Tribunal-Rath.  13.  Bd.  3  Abiheil,  (ä  circa  10  Bog.)  Lud- 
wigsburg, Nast.  gr.  8.    (Geh.  n.  If  Thlr.) 

299.  Muss  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  in  Preussen  gänzlich  umgestaltet 
werden?   Glogau,  Reisner.  HS.  gr.8.   (Geh.  n.  2[  Ngr.) 

300.  Nippel,  n.ö.  Appeltat. -Rath  Frz.  Xav.,  —  Erläuterung  der  allerh.  Vor- 
schrift vom  18.  Oktober  1815.  über  das  summarische  Verfahren  in  Civil- 
Rechtsstreitigkeiten.  Wien,  BraumüIJer  u.  Seidel,  1848.  218  S.  gr.  8. 
(Geh.  1  Thlr.) 

301.  Oc/t,  Rechtspraktikant ,  Dr.  H.  IV.,  —  Das  Verhältniss  des  natürlichen 
Rechts  zum  positiven,  vom  ethischen  Standpunkte  aus.  Würzburg,  (Ludw. 
Stahe!.)  IIIS.  gr.8.   (n.  fThlr.  —  FürSüdd.  1  Fl.  6 Kr.  rh.) 

302.  Otter  loh,  Sachwalter,  Dr.  Rob.,  —  Die  summarischen  bürgerlichen 
Prozesse  nach  Königl.  Sachs.  Rechte  dargestellt.  2.  verb.  u.  verm.  Aull. 
Leipzig,  B.  Taucbnitz  jun.  XVI  u.  437  S.  gr.  8.    (Geh.  n.  2  Thlr.) 

303.  Pf y ff  er,  Dr.  d.  Rechte,  Kasimir,  —  Beleuchtung  der  Ammann'schen 
Untersuchungsmethode  und  Betrachtungen  über  das  Strafrechlsverfabrcn 
überhaupt.  Zürich,  Orell,  Füssli  u.  Comp.  68  8.  gr.  8.  (Geh.  £  Thlr.  — 
F.  S.  30  Kr.  rh.) 

304.  Polen -Prozess,  der,  öffentlich  verhandelt  vom  2.  Aug.  1847.  an  vor  dem 
Criminal-Senat  des  K.  Kammergerichts  zu  Berlin.  Aulh.  Bericht  eines  da- 
bei fungirenden Beamten.  I.Heft.  Berlin, R. Liebmann.  80S.8.  (n.  £Thlr.) 

305.  —  der.  Prozess  der  v.  d.  Staatsanwälte  bei  d.  K.  Kammergerichte  als  Be- 
theiligte bei  dem  Unternehmen  zur  Wiederherstellung  eines  polnischen 
Staates  in  den  Grenzen  vor  1772.  wegen  Hochverraths  angeklagten 254  Polen, 
verhandelt  im  Gebäude  d.  Slaalsgefängnisses  bei  Berlin.  Hcrausgeg.  von 
Gnst.  Julius.  1 .  Lief.    Berlin,  Hayn.  32  8.  Imp.-f.    (n.  J  Thlr.) 

306.  Polizei-Gesetze  u.  Verordnungen,  die,  des  Königr.  Sachsen,  mit  Inbe- 
griff der  organ.  Bestimmungen.   Systematisch  zusammengestellt  u.  s.  w. 
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Von  Dr.  Glob.  Leber. Funke ,  Geh.  Regier. -Rath.  IV.  Bd.  A.u.oVT.: 
Die  Gewerbspolizei -Gesetze  u.  Verordnungen  u.  s.  w.  Leipzig,  Hat: 
XXIIo.694S:  gr.8.    (2|  Thlr.  —  I— IV.:  13Thlr.) 

307.  Provinzial-Gesetzsammlung  desKönigr.  Böhmen  f.  d.  J.  1846.  Heraus$K 
auf  allerhöchsten  Berehl  u.  unter  der  Aufsicht  d.  k.  k.  Dohm.  Landesgourer- 
niuras.  28.  Bd.,  welcher  die  Verordnungen  v.  1.  Jänner  bis  letzten  Deck; 
1846.  enthalt.  Prag,  Haase  Söhne  Verlags- Expedit.  XX XII  u.  6765. 
u.  1\  Bog.  Tab.  gr.  8.    (n.  2  Thlr.) 

ilüS.  Prozess- Verhandlungen,  die,  gegen  Ernst  Dronke  vor  dem  Zacbtpoliiti- 
gericht  zu  Koblenz  am  1U.  April  u.  6.  Mai  1847.  Zur  Charakteristik  dt 
neuen  Erscheinung  e.  Tendenz-Prozesses  u.  der  Unterziehaog  eines  Ae- 
landers  wegen  im  Auslande  ausgeübt,  straflosen  Handlungen  unter  d.  Straf- 
begriffe der  Preuss.  Gesetze.  Leipzig,  Jurany.  72  S.  Lei. -8.  (Geh.  12>'p.) 

309.  Rechtsbücher,  die  Oesterreichischen,  des  Hittelalters.  Herausgeg.  von/ 
P.  Kaltenbaek ,  Archivar.  I.  Pandaidingbücher.  2.  Bd.  1 .  Hälfte  od« 

1.  u.  2.  Lief.  Wien,  (Ign.  Klang.)  VIII  u.  3208.  Lex.-8.    (Geh.  n.  2.Thlr.) 

310.  Rechtsfälle  aus  der  Präzis  des  K.  Geh.  Ober- Tribunals  neuern  Verfahren« 
Aus  amll.  Miltheilungcn.  2.  — 10.  Lief,  (ä  circa  4  B.)  Berlin,  Jonas  Ver- 
lagsbuchh.  gr.8.    (ä  n.  J  Thlr.) 

311.  Dieselben.  (In2Bden.)  l.Bd.  Ebd.gr.8.  IVu.32iS.  (Geh.  n.  lJTTilr 

312.  Rechtslexikon  Tür  Juristen  aller  teutschen  Staaten,  redig.  von  Prof.  Jul. 
Weitke.  7.  Bd.  4.  Lief.  (Oldenburg— Pacht-  u.  Mietvertrag.)  Leipzig 
O.  Wigand.  S.  577-768.  gr.  8.    (Geh.  a  n.  §  Thlr.  Velinp.  ä  d.  £  Thlr.) 

313.  Reichstag,  Preussens  erster.  Eine  Zusammenstellung  der  ständischen  Ge- 
setze, der  Mitglieder  u.  der  Verhandlungen  u.  s.  w.  Herausgeg.  r.  Ur.  A»[ 
Theod.  Wo eniger.  10.  — 34.  Heft.  Berlin,  Stuhr.  %m.S.l29—591. 
3.  Thl.  551  S.  4.  Tbl.  470  S.  u.  5.  ThI.  024  S.,  mit  18  Wlhogr.  Portrai is  u. 
1  Steintaf.  gr.  8.    (a  n.  jThlr.) 

314.  Robe,  Justizrath,  —  Die  Schulgelder  in  Schlesien.  Eine  RecbUansicbl. 

2.  Aufl.    Hirschberg,  Lucas.  15S.gr.  8.  (3Ngr.) 

315.  Sammlung  von  Preuss.  Polizei -Gesetzen  u.  Verordnungen  mit  besond. 
Rücksicht  auf  die  Rheinprovinz.  Systematisch  geordnet  u.  herausgeg.  wo 
Mühlenhoff,  k.  Polizei- Kommissar.  Coblenz,  Reiff.  Xu.438S.gr. & 
(Geh.  n.  1  Thlr.) 

310.  Sehletter,  Ado.  u.alad.  Docent,  Dr.  Herrn.  Theod.,  —  Der  öffenllicb- 
mündliche  Strafprozess  in  Deutschland.  1.  Thl.  A.u.  d.T.:  Die  rheinische 
Gerichtsverfassung  u.  das  rhein.  Strafverfahren.  Studien  u.  Reisebeobaeh- 
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Deutsche  Rcichsverfassung  .    .  275. 

386.fi".  üüL 

Deutsches  Staatsrecht  47.ff.646.775.ff. 
Deutsche  Stadtrechte  .  279. ff.  64  6.  f. 
Deutschland,  Reform  des  Rechts  70. ff. 

—  Forst-  u.  Jagd-Gesetzgebung  96 

—  Rechtsunterricht  .  .  .  472 
Diebstahl  .  .  15!.ff.  274.  fimf. 
Dienstbarkeiten  s.  Servituten. 

Dies  373 

Diffamation  ....  471. f. 
Digesta,  erklärt: 

—  L.  7.  de  pactis    ....  27 

—  L.  17.  pr.  ad  L.  Aquil.    .    .  172 

—  L.4. pr.L.ll.pr. de  reb. credit.  888 

—  L.  9.  §.  4.  L.  15.  eod.     .    .  25 

—  L.  3.  $.  3.  de  SC.Macedon.  .  25 

—  L.  34.  pr.  mandati    .    .     888. f. 

—  L.  8.  pr.  de  peric.  et  comm.  .  &S2 


—  L.  14.  pr.  de  pignor.      .  9liLf. 

—  L.  16.  $.  5.  eod  1021 

—  L.  25.  de  probationib.    .      30. ff. 

—  L.  9.  §.  1.  de  jure  dol.    .  893.ff. 

—  L.  67.  eod  881. f. 

—  L.  9.  $.  5.  de  hered.  instit.     176. f. 


—  L.  38.  §.  2.  ad  L.  Falcid.    .  9i)2.f. 


Seite 

Digesta,  erklärt: 

—  L.  68.  eod  175 

—  L.  13.  pr.  L.  33.  de  mort.  c. 
donat   90  5.  f. 

—  L.  34.  pr.  ex.  L.  38.  $.1.  de 
acquir.  poss  SSfLf. 

—  L.  19.  de  usurpationib.  .    .  905. 

—  L.  30.  §.  1.  eod.      ...  169 

—  L.  33.  §.  5.  eod.  .    .    .  992.f. 

—  L.  1.  §.  2.  pro  dote    .    .     ML  f. 

—  L.  1.  pr.  $.  1.  deSalv.  inter- 
diclo  91ÄX 

—  L.G.§.1 .  dediv.  temp.  praescr.  9Ü5. 

—  L.30.       de  except.  reijud.  985. f. 

mir. 

—  L.  1.  pr.  de  verb.  obligationib.  34 

—  L.  49.  de  solulionib.  .    .  982jr. 

—  L.  18.  pr.  de  injuriis  •    .     471. f. 

—  L.54.deverbor.significationib.  811 
Dithmarsche  Rcchtsquellen  .     .  278 


Doctorat  951) 

Dolus  im  Strafrecht  ....  <)8  \ 
Donandi  animus  .  .  .  938. f. 
Donatio  inofficiosa  .  .  .  .174 
Donatio  propter  nuptias      .     171. f. 

Dos  40.IT.  756. f. 

—  profeclicia  173 

Data  Ii  Ii  um  .....  755.  f. 
Duell   474.  701 


E. 

Ebenbürtigkeit  ....  387.ff. 
Echllosigkeit       ....  179.ff. 

Ehe   309.f.  72ML 

— ,  deren  Wiederherstellung  942*f. 
— ,  gemischte    ....    726. ff. 

Ehebruch  699 

Ehegatten,  correspective  Testa- 
mente ders  80.ff. 

Eheliches  Güterrecht  181  .f.  471.  Z5iL 

m 

Ehescheidung  .  471.  IMJL  942. f. 
Eheschliessung    .     .     .  726.  ff. 

Ehetrennung  .     .  471.  1MJLÜA2J. 

Eheverlöbnisse  57  4 

Ehre   564.  ff. 

Ehrengerichte  761 

Ehrenstrafen      .     .     245.1T.  564.fi". 

Ehrlosigkeit  179-ff. 

Eid  als  Beweismittel  176. 212.  930. ff. 

947.  f. 

— ,  angetragener  .  .  .  930. ff. 
— ,  nolhweudlger,  dess.Leisluug 

v.  e.  mural .  Person  .  .169 
— ,  Reinigungs-  .  .  .  9MJT. 
Eidesfähigkeit  6.  Meineid  igen  .  850 
Eidesleistung  durch  Stellvertreter  276 
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Eidesleistung  In  Folge  e.  Schieds- 
gerichtsspruchs   ....  8ä8 

Eigen   1108 

Eigenthnm    .     .    539.  81 3. ff.  605. ff. 

—  an  Daguerreotypbildern  .  .172 

—  an  Grundstücken      .  176.  IM, ff. 

—  an  Waaren  756 

— ,  dessen  Ersitzung  .  .  830. ff. 
— ,  Gesammt-  ....  181.  813 

—  Verhalt,  z.  Satzung   .    .     750. f. 

Eigenthumsklage       .     .     .     814. ff. 

Einkindtehaft  755 

Einmischung       .     .     .     .     561.  ff. 

Eisenbahnen  7. ff. 

Empfehlung  751) 

Enchiridia  juris  privata  .  .  613. ff. 
f<;/i?/«»rf,Geschworne  153. 760.1 057  ff. 
Enkel   85  8.  f. 

Entscheidungen  d.  obersten  deut. 

Gerichte  .  .  Z34JL  U13JL  IMÄ 
£pifojw0  Iegum  de  a.921L  .  5&Lff. 
Erbeinsetzung  ....  176. f. 
Erben,  Recht  der  nächsten  .  1 108. ff. 
Erbfolge,  Intestat-,  .  .  .  .  Zill 
Erblosung  ....  757.  1 1 13 
Erbrecht,  Deutsches     .    .     182. f. 

Erbverträge  182 

Error  s.  Irrthum. 

Ersitzung    ....    373. 830. ff. 

van  Espen  473 

Es  t/t  fand,  Rechtsquellen    .    .  278 

—  Slrafrecht  ....  649.  f. 
Exceptio  divisionis  .    .    .  .130 

—  doli  32 

—  non  numeratae  pecuniae  .  2U.ff. 

—  plurium  litis  consorlium      129. f. 

—  praejudicü  .  .  122. ff.  133.  ff. 
Excussionis  beneßcium  personale  170 
Executionsver fahren  .  .  .  1 1 16 
Executic-Prozess     ....  (.)54 

F. 

Fabrilgcwerbe    .     .     .     .     201.  ff. 

Falsum  096. f. 

Fälschung   7  5 2.  f. 

Fehler  der  verkauften  Sache  .  172 
Festus  v.  Nancilor  ....  904 
Fideicommiss      ....  &MX 

Fiducia   756.  963. ff. 

Finanzoerfassung  ....  573 
Fiscalische  obligatio  bonorum  1007. f. 
Forst-  u.  Jagd-Gesetzgebung  d. 

deut.  Bundesstaaten   ...  96 

Forstrecht  1 1 14 

Forum  connexitalis  in  Strafsachen  570 
Frachtfnhrleule ,    deren  Haf- 

tungspflicbt  849 

Fragerecht  im  Civilprocess  .  .169 
Fr^«e«jii«Vaticana.  $.111.  ML  884.  f. 
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Fränkisches  Hecht    .     .     .  282.f. 

—  ehel.  Güterrecht  ....  750 
Frankfurt  a.  M.,  Güter-  u.  Erb- 
rechte  283 

—  Oberhof   282.f. 

Frankreich,  Beamte     .  .471 

—  Civilrecht    376.  471.  473.  7  4  5. ff. 

7  99  .IT. 

—  Civilverfahren  .  91.  409. f.  435. ff. 

—  Concurs  recht      .    .     .     .  473 

—  Coutumes  471 

—  Diebstahl      .         .    .     151  .ff. 

—  Eherecht   727.f. 

—  Eheliches  Güterrecht     .  .471 

—  Fabrikgerichte    .    .    .    261. ff. 

—  Gemeindewesen  .    .    .  .471 

—  Gesetzbücher     ....  91 

—  Handelsrecht     ....  473 

—  Rechtsgeschäfte,  deren  Un- 
gültigkeit  1AUL 

—  Recbtsunterricht  .  471. f. 

—  Revolution  üJü 

—  Schiedsrichter    ....  940 

—  Städtewesen  471 

—  Strafrecht     ....  473.f. 

—  Strafverfahren  15i.fT.  474.  571. f. 

V089.fr. 

—  Verwaltuogsrecht  .  .  47$ 
Freiheit,  christliche  .  .  .  942 
Freisprechung  im  Mangel  mehr. 

Verdachts  571.  131 

Friede,  der  gelobte,  und  dessen 

Verletzung     .....  TM 

Friedensgebote  933 

f'rt<cAl£tfitiffsd.Pfandgläubigers  998. ff. 

Fr  actus  931 

Fuhrleute,  deren  Haftungspflicht  8  49 
Furtum    .     .     .  150.ff.  274.  088. f. 


152 


Gant  

Gefängnisswesen 

Gehülfe  ZiLLL 

Gemeindemitglieder  •  .  .  .276 
Gemeindenutzung  .  .  .  757. f. 
Gemeindeprocesse  ....  276 
Gemeindesachen  ....  334 
Gemeines  deutschesRechl  S.Deut- 
sches Recht. 

Gemeinschuldner   850 

Gentiii  tat,  Römische,  .  .  .  473 
Gerichte  f.  Fabrikgewerbe  .  261. IT. 
— ,  oberste,  deren  Entscheidun- 
gen, .  .  .  734.ff.943.ff.  1053 
— ,  Unter-,  deren  Archivpraxis  740.  f. 
Gerichtsbarkeit  der  Päpste  .  77 f. 
Gerichtsgebrauch  500.ff.734.ff.  9i3.t). 
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Gerichtisland  s.  Forum. 
Gerichtsverfassung    77. ff.  173.  948. f. 

—  der  eiozel.  Deutschen  Staaten  1  5B.ff. 
Gerichtswesen  .  .  77.f£  403.1F. 
Germanische  Völker,  deren  Thä- 

tigkeit  f.  d.  Recht  .  .  .  469.f. 
Gesammteigenthum  .  .  181. 813 
Geschichte,  deren  Verhältn.  z. 

Rechtswissenschaft  .  .  167.  f. 
Geschworene  1 51  .ff.  6  5  4.  ff.  IfilL  1057.tr. 

1089.ff. 

Gesellschafter  ÖM 

Gesetz  51). f. 

Gesetze,  deren  Collision  168. f.  512.ff. 

Gesetzgebung      .     .     .  70. ff.  355. ff. 

—  üb.  Hypotheken  u.  Grund- 
eigentum ....  176.  736. ff. 

Straf-   564. ff. 

—  des  Rom.  Stuhls  .  .  .  773. f. 
Gestiindniss  212 

—  im  Civilprocess.  .    .    481»ff.  9_5JJ 

—  im  Strafverfahren     .    .  268.  UM 

Gewalt  152 

Gewissensoer  tretung  .  .  .169 
Gewöhnheitsrccht     .     .  173.  504. ff. 

Giftmord  268 

Glossatoren,  Schriften  üb.  d.  Ci- 
vilprocess  Ohl 

Goslarsche  Berggeselze  .  .  476 

—  Statuten   281.  f. 

Gottesdienst,  öffentlicher,    .  SJULff. 

— ,  Privat-,   836.ff. 

Griechenland,  Recht     .     .  92.ff. 

Grund-  u.  Hypothekenbücher  TM,  ff. 

822.lT. 

Güterpßeger   526. f. 


Habitatio 
Hamburg ,  Eid  . 
—  Fried  eusge  böte 


.     •    825  t  ff. 
.    .    930. ff. 
...  933 
Gerichtsverfahren     .     .      934. f. 

—  Rechtsalterthümer  .   280.  9 2 9. ff. 

—  Salzung   935. f. 

—  Selbstpfändungsrecht    .     935. f. 

—  Stadtrecht  v.  J.  1497.  .  280.  933. f. 
Hammerbröker  Recht  .  .  284. f. 
Hanau,  reformirle  Gemeinde  das.  913 

Handelsrecht  89.  f. 

Hannover,  Betrug    .     .     .  Ifl2.f. 

—  Civilprocessreform         .   11  HUT. 

—  Criminalgeselzbuch  .     .    11 12. f. 

—  Eherecht  11 14.  f. 

—  Einrede  mehr.  Miterben  .  .1114 

—  Fälschung     ....    111*2. f. 

—  Gerichtsverfassung    .    .  UL4*f. 
Urkuuden     ....    II  12. f. 


Seite 

Harmenopul  471 

— ,  dessen  Heiabibios  .    .     6 3 6. ff. 

Haupt  recht  542 

Hauptsachen      ....      803.  f. 

Haussuchung  753 

Hegeische  Staats-  u. Rechtslehre  289 . ff. 
Hereditatis  pelitlo     .     .  177.374. 

Herkommen   522. ff. 

Hessen-Darmstadt,Ci\\\-Geseiz- 
buch    70.ff.  476.f.  228,  Zük  799. ff. 

—  Execulionsverfahren  .  .  1116 
He  ssen-  Kassel,Obera  ppellations- 

gerichts-Entscbeidungen  .  267.f. 

Hessen  -  Rotenburger  Succes- 
sionsstreile     ....     254. f. 

Hexenprocets  570 

Historische  Schule,  deren  Lei- 
stung im  Civilprocess  .    .  193.f. 

Holland,  Strafverfahren      .  1089. ff. 

Hypolheca    .....    101  ftX 

Hypothekenbücher    .      736.ff.  823. f. 

Hypothekengeselzgebung    176.  I3JLff. 

I. 

Jever y  Verfassung  .  .  .  269. ff. 
Implantatio  .     .  .     .     .  819 

Inaedificatio  .....  819 
Incendiutn     .  ...  fiQJLf. 

Jncest  153 

Indicien   268.  753 

Injurienklagen  .  .  .  552. f.  1115 
fnnominatcontract  •      543. f. 

inquisitorisches  Princlp  d.  Straf- 
verfahrens s.  Strafverfahren. 

Fntercession  176 

Inter diclo  recup.  et  retin.  poss.  806 .ff. 
Inier  die  tum  de  migrando     .     .  967 

—  quorum  bonorum     .    .    .  373 

—  Salvianum  ....  964. ff. 
Interpretation         .     .     .      51 5.  f. 

Interrogationes  169 

Interusurium  176 

Intervention  im  völkerrechtlichen 

Sinn  561. ff. 

— ,  Principal-,  .  .  122.ff.  134.tr. 
Intestaterbfolge  .....  759 
Irrt /tum  5 18.  f. 

—  in  der  Sache  175 

Italien,  Röm.  Recht  daselbst    .  472 

— ,  Staatsrecht  472 

Jur amen  tum  in  litem  .  .  .  276 
Jurispruden  tia  Anle-Justi  nianea , 

Spanische   860.  ff. 

Juristen,  Deutsche,  deren  akad. 

Thätigkeit  ....  654.ff. 
Jury  153.  654. ff.  IfilL  m&7.ff.  1089. ff. 
Jus  offerendi  ....  10 10.  ff. 
Justa  causa  871. ff. 
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K. 


Kammer  Mitglied  ....  752 
Kaufvertrag  .  .  .  172.  175. 
Kieler  Stadtbuch  .  .  .  279.f. 
Kinder,  Bedeutung  d.  Ausdrucks  858. f. 
— ,  uneheliche  ....  525.f. 
Kinderabtreibung  ....  268 
Kirche  9  41. ff. 

—  u.  Staat  .  .  357.f.  läLff.  9 17. ff. 
— ,  evangelische  .  .  726.tr.  <m 
— ,  katholische  ....  72jLff. 
Kirchenbaulast  .  171. ÜÜLL 
Kirchenrecht  ....  94  1  .ff. 
— ,  katholisches  .  .  .  724. ff. 
Kirchenverfassung,  evangel.  159. f. 
Kirchliche  Prüfungen  .  .  .  043 
Klagen,  Real-  .  .  .  .  173. f. 
Klagencumulation  .  122.  ff.  130. ff. 
Klagenverjährung   .  334.  äM*f.  1115 

Klagerecht  122. ff. 

Klosterstellen ,  adliche  .     .     465. ff. 

Krakau   244.  f. 

Krausegehe  Staats-  u.  Rechts- 
lehre  301.  ff. 

Krone  l()30.f. 

Kunstverständige  .  .  .  .172 
Kuppelgeld  84JLf. 

Ii. 

Landeshoheit  ....  387.  ff. 
Landstände  7.*,2.  775. ff.  785.ff.  790.ff. 
Lebensdauer,  präsumtive  .  .175 
Legat  472 

—  der  eigenen  Sache    .    .    .  453 

Leges  agrariae  472 

Lehnrecht  154 

Leibgedinge,  Leibzucht  .  .  755. f. 
Lex  Aquilia  1113 

—  commissoria  b.  Pfandrecht  .  169 

—  Saxonum  Tit.  15. 17.  .  1108.f. 
Literalkontract  .  .  .  20.ff.  41.  ff. 
Litisconsortium  .  .  122.ff.  128.ff. 
Litispendenz  ....  i22.ff.  171 
Livland,  Rechtsquellen     .    .  278 

—  Strafrecht  .  .  .  .  o49.f. 
Longobardische  Gesetze  .  .  474 
Lübisches  Recht  .  .  .  278. f. 
Lüneburg,  Stadtrecht  255. 259. f.  281. 
Luthers  Testament  .    .    .     182. f. 


Seite 
852 
95D 
758 
253.f. 


Mandat   

Mandatum  praesumtum 
Markgenossenschaften    .  • 
Mark' scher  Successionsstreit 
Mecklenburg,  Adel,  Streitigkei- 
ten  162. ff.  464 

—  Armenrecht  514 

—  Auflassung  751 

—  Finanzverfassung     .     .     •  511 

—  Heimaths-u  Niederlassuogs-R.  57  i 

—  Hypothekenrecht     .     .     .  Iäl 

—  Klöster    .    .    .     162. ff.  465. ff. 

—  Ritterschaft   .  .  162.ff.  464.  f.  467 

—  Staatsrecht    ....     465. ff. 

—  Vorfluthgeselz    ....  574 


—  Wcchselrecht 


574 


373.  SM.  f. 
71 5.  f. 
453.  ff. 
.     .  916 


Mähren,  Deutsche  Rechtsdenk- 
mäler   283.  f. 

Majestatis  crimen  .  6M,  6iLf.  694 
Majestätsbeleidigung  .  566. ff. 
Mancipatio  22. ff. 


Mediatisirte   385.  ff. 

Medicin,  gerichtl.,  201.ff.370.ff.92Lf. 

1051. f. 

Meineid   570.  850 

Michaelis  Attalensfs  opus    .      (527. f. 
Militair vergehen      ....  268 
Minderjährige 
Missheirath  . 
Monarchie     .  . 
Moral  u.  Recht  . 
Mord,  Fälle  eines  solchen  267.f.272.f. 
Mühlhausen,  Stadtrecht  .  255. ff.  im, 
München,  Stadtrecht     .    .    .  283 
Mündlichkeit  im  Civilprocesse 

413.ff.  934.f.  UOLf.  1110. ff. 

—  im  Strafverfahren    108.f.  1ÜS2JL 

llOl.f. 

IV. 

Nachdruck  571 

Näherrecht  757 

Naturrecht  s.  Rechtsphilosophie. 

Nebenrecht   5  42. f. 

Nexum  22.ff.  473 

Niesbrauch   825. ff. 

Notariat   948. f. 

Nothnnnft  761 

Novellen,  juslin.,  Ueberselzung 
derselben  llü.ff. 

—  96.  c.  2.  erklärt  .    .    .  132.f. 

—  Ambrosian. Handschrift  ders. 

183.IT.  11 19. f. 
— ,  postjustin.,  ....      582. f. 
Novellae  Theodos.  II.  üt.  XIV.  772.f. 
Nürnberger  Handels-  u.  Wech- 
sel-Recht   89.ff. 

o. 

Obligationenrecht  *  .  20.IT.  377.f. 
Obligatio  naturalis  26.ff.  172.  176.  517 

—  in  solidum  850 
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Obrigkeit,  Widersetzung  g.  dies.  Iü2 
Observanz  .  .  .  .  .  522.  ff. 
Oeffenlliches  Recht  .  .  .  310. ff. 
OiffenlKchkcit  im  Civllverfahren 

934X  llMXlllO.ff. 

—  im  Strafverfahren  108.f.  570.  572  f. 

1089.ff.  1lOl.f. 
Oesterreich ,  Eherecht   .    .     727. f. 

—  Eigenthumsklage     .    .    .  81ü 

—  Kaufinannsstyl    ....  225 

—  Krakau   244.f. 

—  Wechselrecht  .  .  .  21 9.  ff. 
Oldenburg,  Verfassungsstreit  209. ff. 
Oppenheim,  F.  A.,  Strafverfahren 

gegen  dens  151. ff. 


Pachter  173 

Pactum  nudum  ....  26. ff. 
Pandectenrecht  .  .  364. f.  445. ff. 
Papst      ....  168.  769. ff.  942 

Parricidium  144.  ff. 

Parteien,  politische,     .     .     .  blA 

Paternität  525 

Patronatrecht  171 

Peciarii  11 5.  f. 

nelQa  5Q6.ff. 

Persanalisten  387 

Person  525 

— ,  moralische,  ....  -  450. f. 
— ,  deren  Eidesleistung  .  .  169 
Pertincnzqualitikt    .     .     .      803.  f. 

Pfählen  761 

Pfandrecht   169. 172. 175.f.  177.  373. 
ZMJL  ZülLL  m&  925_X  9MJT 

11 14.  f. 

Pfandvertrag     ....     963  iff. 
Pfarrcompetenzbücher 
Pfarrmatrikeln  \ 

Phrenologie  213.f. 

Pignus     .......     963. ff. 

Pogge*sche  Processe .  .  •  162.  ff. 
Politik  der  Kirche   .    .    .     9  41. ff. 

Polizei   324.  MS 

Polizeiliche  Anordnungen,  deren 
Verhält,  z.  Civilrecht  .     .    .  1113 

Polizeivergehen  698 

Praediatura  ....  lüÜiLf. 
Praejudiciensammlung    734.0".  9 43. ff. 

Praelegat   452.  f. 

Praesumtion      .    .  339.  9 3 8. f.  950 

Praevaricatio  697 

Praevention  171 

Praxis   5  06.  ff. 

—  der  obersten  Gerichte  734.ff.943.ff. 
Piesscergehen    .     .     .     .     5  6  6.  ff. 


173  - 


Seite 

Preussen,  Actio  Paulliana    .  352.f. 
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—  Holzfrevler  8M 

—  Injurien  g.  Verstorbene  .  525.1. 

—  Innominatcontract     .    .  543.1. 

—  Insinuation  v.  Schenkungen  549.1. 

—  Juden'   528.1. 

—  Kaul    .    .    .     528.1. 540. 547.1. 

—  Kinder,  uneheliche,      525.  532.1. 

—  Klage  anlPrivatsatisfaction  552.1. 

—  Klage,  revocatorische    .    .  542 

—  — ,   subsidiarische     ;    .  541 

—  Landstände  .... 

—  Legitimation  ....  532.1. 

—  Lehnerben  542 

—  Lehnberrliche  Rechte     .  538.1. 

—  Leibgedinge  55t) 

—  Localrechte  510 

—  Loos  551 

—  Militair-Gerichtsverlassung  854.1. 

—  Neubruch  539 

—  Observanz      ....  522.ff. 

—  Paternität  525 

—  Person,  moralische  .    .  .510 

—  Pfandrecht  541 

—  Post  550 

—  Praxis   507.ff. 

—  Priorität  555 

—  Privatrecht    .    .    .  475.L  498.ff. 

—  Promulgation      ....  503 

—  Proxeneta  551 

—  Publication  503 

—  Quittungen     ....  556.1. 

—  Real  gewerberechte    .    .    .  537 

—  Reallasten      ....  537.1. 

—  Restitution     .  524.1.526.1.533.1. 

—  Reurecht  ....  543.1.  548.1. 

—  Schatz   539.1. 

—  Schiedsgericht     ....  858 

—  Schreiberei-Institut  .    .    .    60 3 
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Württemberg ,  Schwarzwild  53Ö.f. 
—  SperilicalioD  540 


—  Slaflelrechnung 

—  Slaodesherrlicbe  Doraainen  534 

—  Stet  und  fest  .    .    .      544.  548 

—  Steuerverwilligung    .    .     939.  f. 

—  Strafgesetzbuch,  dess.Revis.  85_5J. 

—  Strafgesetzbuch,  Militair-     854  f. 

—  —    -Polizei,  Art  63.  856 

—  Slrafverfahreo     .    .    .     856  .f. 

—  Suspensioo  v.  Amte  .    .  f. 

—  Tauschvertrag     ....  549 

—  Testamente,  correspective  d. 
Ehegatten   80. ff. 

—  Todeserklärung   .    .    .  526.  &m 

—  Todesstrafe  8öü 

—  Trunkenheit  ....  544.  569 

—  Vater   555 

—  Verbrechen,  militärische,  85_Lf. 

—  Verfassung     ....     939.  f. 

—  Verjährung    .    .    .  521.f.  539. f. 

—  Verschollene  .    .    .     526.  8 5 0. 

—  Verträge  54l  ff. 

—  Verzicht    .    .    .    .    .  544.  548 


Seile 

Württemberg ,  Verzug  ...  526 

—  Vindication  .  .  .  540.f.  542 
13        Vormund   548.f. 

—  Wechsel  557 

—  Weide  im  Walde  ...  541 

—  Widersetzung     .    .     .     .  752 

—  Wiedereinsetzung  in  d.  vor. 
Stand    .    .    .    524X  526.1*.  533-f 

—  Zahlungstermin    .    .     .      551. f. 

—  Zehnte  539 

—  Zeuge  530 

—  Zinsen   542  f. 

—  Zuchthausstrafe  .     .     .     .  85fi 


z. 

Zeitbestimmung  373 

Zeugen   276.  952.f. 

Zinsen  1114 

— gesetzliche    .    .    .  542X  908. f. 

Zubehör  803.  f. 

Zufall  ....  756.f.817.f.  8S7.ll. 
Zurechnungsfdhigkeit  .  273.f.  853 
Zweikampf    ....     474.  TAL 


4. 

Nachweisung 

der  mitgcthcilteu  Personal-Nachrichten. 


(It.)  =  Beförderung;  (E.)  =  Ehrenbezeigung;  (R.)  =  Ruhestand ;  (T.)  =  Tod;  (V.)  = 

Versetzung  im  Dienst. 


Seite 

v.  Amnion  (B.)  .  957 

—  (E.)  UM 

Balihorn  (B.)  IM 

v.  Ray  er,  H.,  (B.)  .  .  .  .381 
v.  d.  Becke,  A.  Freih.,  (B.)  .  .  286 
Sehlen,  St.,  (T.)      .     .     .  .190 

Behr  (B.)  188 

v.  Beisler,  H.,  (B.)   .     .     .     .  1124 
Benecke,  C.  D.,  (B.)      .  . 
Bettinger  (B.)  .... 
Birnbaum,  J.  M.  F.,  (B.)  . 
r.«Q//^/,f/.fe\,(T.)(Nekrol.)38'2.66'J.ff. 


.  286 
.  575 
.  U2Ä 


Brandig,  H.  F.,  (E.) 
v.  Broizem,  O.,  (T.) 
Buchka,  //.,  (B.)  . 
Budde,  J.  F.,  (B.)  . 
Buddeus,  A.,  (Nekrol.) 


189 
189 
1054 

_m 

188 


Seite 

t.Bülow  (E.)  189 

Bure hard  (E.)  189 

Busse  (E.)  Uli 

Busse,  W.G.,  (Nekrol.)     .    1123  1 

Camerer  (E.)  381 

Cammer,  G.,  (T.)     ....  765 

Decker  (E.)  189 

Dieck,  K.  F.,  (T.) (Nekrol.)  381.1 120.tr 
Döllinger,  G.  F.,  (T.)     .     .     .  Qül 

Dorguth  (E.)  189 

Edel  (E.)  189 

t>.  Egloffstein,  Freih.,  (V.)   .     .    76  i 

Eichmann  (B.)  286 

Eigenbrodt,  B.  K.  T.,  (E.)  .  .189 
v.Ellerts  (B.)  ....  286.f. 
v.  Falkenstein,  J.  P.,  (E.)  764.  957 
Fein,  E.}  (E.)     ....     .  Oöl 
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v.  Fischer,  A.,  (B.)  ....  286 
Ft«e/<*r,  Ä".  F.,  (T.)  .  .  .  .  38i 
Förstemann,  K,  E.,  (T.)     .  .189 

Form*  (E.)  189 

Francke  (B.)  1054 

*Vere//  (B.)  188 

Friccius  (E.)  189 

Fricke  (T.)  190 

GVfcer,  F.,  (T.)  764 

Geterf  (E.)  1054 

Gengier,  H.  G.,  (B.)  .  .  .764 
Gerber,  K.  F.,  (B.)  ....  575 

GoW/i*  (E.)  189 

Gä*c/<^,  /f.  F.,  (E.)  (B.)  .  189.286 
Götze,  A.  W.,  (E.)  ...  189 
Grohmann,  J.  C.  A.,  (T.)     .  764.f. 

Gross  (E.)  189 

v.  Groote  (E.)  1054 

Grundschöttel  (E.)  ....  1054 
Hälschner,  H.  P.  E.,  (B.)  .  .  381 
i»f.  C,  (B.)  (E.)  .  188.  764 
Hansel,  RH.  F.,  (E.)  .  .  .1124 
Haimberger,  A.,  (B.)  .  .  .286 
v.  Haimberger  (R.)  .  .  .  .  381 
v.  Haller,  S.,  (B.)    ....  575 

Hallwachs  (E.)  957 

Hauck  (B.)  575 

Hermann,  C.  G.,  (T.)  .  .  .  382 
Herrmann,  E.,  (E.) .     ...  189 

Hevelke  (E.)  764 

HeydemannX,  L.  E.,  (E.)  .  .  189 
Heyne,  R.  T.,  (B.)  ....  764 
Hildenbrand,  K.,  (B.)    ...  764 

Hopner  (E.)  189 

/#«>/>  (T.)  957 

Hoppe  (E.)  189 

Hoffer,  J.,  (T.)  189 

Hoffmann,  J.  G.,  (T.)  .  .  .1124 
v.  Hofstetten  (E.)  .  .  .  .189 
Homeyer,  C.  G.,  (E.)    .     .  .189 

Jacobi  <E.)  957 

v.  Jagemann,  L.,  (E.)    .     .  .381 

Jol/y  (R.)  381 

v.  Kapff,  J.  F.  M.,  (T.)  .  .  .189 
Kellermann,  B.,  (T.)  .  .  .189 
v.  Kettenacker  (E.)  .     .     .  .381 

Kieffer  (E.)  381 

v.  Kiltani,  H.,  (R.)  .     .     .  .1054 

Kirn  (V.)  287 

Kisker  (E.)  189 

Kleimchrod  (B.)      .     .     .  .381 

v.Klencke  (B.)  1124 

Koch  (E.)  .....  189 
Köster  v.  Kosten tz  (E.)      .  .1054 

Krauss  (B.)  381 

Krebs,  G.F.L.,  (B.)  .  .  .1124 
Krug,  A.  0.,  (B.)  ....  188 
Kupfer,  C.  G.,  (E.)  .  .  .  .  764 
Kunstmann,  F.,  (B.)  .  764 


Seile 

».  Kurcewski  (E.)  ....  764 
v.  Lancizolle,  K.  W.,  (E.)  .     .  189 

(E.)  575 

v.  Langenn,  F.  A„  (B.)  .  .  .  286 
v.  Lehmann,,  Freih.,  (ß.)  .  .  286 
Leist,  II.  W.,  (B.)  .  .  .  .  956 
v.Leonhardi,  P.F.  W.,  Freih.,  (B.)  764 
».  Leonrod,  Freih.,  .     .     .  .189 

Liebe,  F.,  (E.)  957 

Liebeskind,  J.  H.,  (T.)  ...  957 
v.  Linde,  J.  T.  B.,  (R.)  1054.  1124 
v.Lindelof,  F.,  (B.)  .     .     .  .1054 

Litschgi  (E.)  381 

Löffler  (V.)  764 

Loewenberg  (B.)  957 

v.  Low  zu  Steinfurt ,  Freih.,  (B.)  280 

Lucius  (B.)  188 

H.,  (T.)  957 

K.  W.,  (T.)      ...  189 
».  Lüderitz,  L.  H.,  (T.)  .    .    .  764 

I**/ier  (B.)  764 

v.Madai,  O.K.,  (B.)  .  .  .1053 
Märker,  T.,  (E.)  ....  189 
v.  Mangoldl,  K.  G.  J.,  (E.)  .  .764 
v.  Maurer,  G.  L.,  (B.)  (E.)  (V.) 

287.  957.  1124 
Maurer,  K.,  (B.)     ....  956 

Meier,  D.,  (B.)  286 

Mejer,  O.,  (B.)  ....  381.  764 
v.  Meusebach,  K.  H.  G.,  (T.)  .  957 
Meyer  (E.)  (V.)  .  .  .  189.764 
— ,  G.  F.  A.  A.,  (B.)      ...  764 

Michaelis  (E.)  189 

v.Möller,  G.,  (T.)  .  .  .  .189 
v.Mohl,  Ä.,  (B.)     .    .       381.  575 

Molitor  (B.)  287 

v.  Molitor,  F.X.,  (B.)    .    .  381.575 

v.  Moy,  E.,  (V.)  287 

v.  Mühler,  H.,  (B.)  .  .  .  .188 
Münscher,  K.,  (B.)  ....  286 

J\W/fcr  (E.)  764 

Sonnen,  S,  H.,  (T.)  ....  189 

Oelrichs  (E.)  957 

Osenbrüggen,  E.t  (E.)   ...  957 

Papius  (E.)  180 

Paulsen,  P.  D.  C,  (E.)  .  .  .  764 
Permaneder,  M.,  (B.)  .  .  .  1054 
Perthes,  C.  T.,  (E.) .  .  .  .381 
Phillips,  G.,  (V.)     ....  287 

Pixis,  F.,  (B.)  575 

Planck  (B.)  1054 

v.  d.  Planitz,  K.  G.  V.  Edler,  (T.)  381. f. 

Pözl,  J.,  (B.)  764 

Ratjen,  H.,  (B.)  ....  764 
v.  Beding,  Freih.,  (B.)  .     .  .1054 

Rehm,  F.,  (T.)  1124 

v.  Reichert  F.,  (B.)  .  .  .  .1124 
Ribbentrop,  G.J.,  (E.)  .  .  .189 
Riedl,  A.,  (E.)(B.)   .    .  189.1124 
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Hingelmann  (B.) 
Hintelen  (E.)      .    .  . 
Rüttelt,  J.  F.,  (B.)  . 
Rotthirt,  F.  K.,  (B.)  . 
Ruppenthal  (E.)      .  . 
r.  Savigny,  F.  K.,  (E.) 
r.  Sc/i*fc,  Freih.,  (B.)  . 
Scheffer,  A.  W.  F.,  (T.) 
Scheppich,  J.,  (R.)  .  . 
Scherret  (E.)     .    .  . 
Schieder  (T.)  .    .    .  . 
r.  Schirach  (E.)      .  . 
r.  ÄVAiwiff  (E.)  (R.)  . 
Schnabel,  G.  Ä,  (E.)  . 
t>.  Schrenck,  K.  Freih.,  (V.) 
Schröder,  R  ,  (B.)  .  . 
Schumacher,  J.  Ff.  A.,  (B 
Schumann,  E.  0.,  (B.) 
r.  Schwab,  K.  Ii.,  (T.) 
r.  Schwerin,  Graf,  (E.) 
&/150  (E.)  .... 
Sqr/ert  (E.)  .    .    .  . 

(B.)  .... 
SiWz«,  /f.  F.  F.,  (T.)  . 
t>.  Silberhorn  (E.)  .  . 
Simons  (B.)  .  .  .  . 
S/ö6<r/t  (B.)  .  .  . 
r.  Sfarfio«,  F.  Cr«/,  (B.) 
S/«Ä/,  F.^.t  (E.)  .  . 
Stautncr  (E.)  .  .  . 
Steinacker,  K.,  (T.)  . 
Steltzer  (B.)  .... 
v.  Stockhorn  (B.)  .  . 
r.  Strahlenheim,  Freih.,  (T.) 
Suckow,  K.  A.,  (T.)     .  . 


189 


Seile 
381 
189 
575 
575 
76i 

1124 
764 
190 
764 
76i 
190 
764 

.  575 
188 
287 
188 
188 
188 
189 
189 
189 
957 
764 
381 
189 
957 
575 
286 
188 
189 
382 

1054 
575 
575 
382 


r.  Sydow,  R,,  (B.) 


Seile 

.    ...  575 
v.  Tcubern,  O.  Freih.,  (T.)  .  .  189 

Thienemann  (E.)  1124 

Toll  (E.)  189 


(B.) 


Trefurt  (B.)  (E.) 
Trümmer,  K.,  (E.) 
Unger,  F.  W.,  (B.) 
Vetter  (E.)  ... 
r.  Vott  (E.)  .    .  . 
Wachenhutcn,  J.A., 
Walch,  K.  W.,  (E.) 
Weber,  A.  W.  L.,  (B.) 
v.  Wedel  (B.)     .  . 
Weitt,  C,  F.,  (E.)  . 
V.  Weissenborn  (B.) 
Welter  (B.)  ... 
v.  Werlhof  (B.) 
Wever  (B.)    .    .  . 
Wilke  (E.)     .    .  . 
v.  Will,  E.,  (B.)  . 
Windtcheid,  (B.) 
v.  Winterfeld  (E.)  . 
Wolff,  K.  W.,  (B.) 
Woll  (B.)  .... 
Wollenhaupt  (B.)  . 
v.  Wüttemann,  K.  C,  (E.)  lw.^J 
Wunderlich,  A.,  (B.) 
Zachariä,  H.  A.,  (E.) 


581 
1054 
764 
189 
1054 
286 
575 

im 

764 
764 
1054 
764 
764 


189 

im 

764 
957 
381 
575 
1054 


Zeltwach  (E.) 
Xtchintky,  F.,  (B.) 


765 
189 


188 


».Z«-Ä^F.J>äl.,(i.jW  287 


v.  Zur  Mühlen  (B.) 


11W 
764 


Berich  tigungen. 

8.952.  Z.  17.  y.  o.  ist  statt:  451.  zn  lesen:  481.  —  S.  1054.  Z. 
vor:  „daselbst"  einzuschalten:  „zu Neustrelilz  und  zum  weltlichen  natu 
Konsistorium     —  Eine  andere  Berichtigung  ist  angezeigt  S.  576. 
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